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DEUTSCHLAND IN DER WELTPOLITIK. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M. d. R. 


Seit einem Jahre, d. h. seit dem Bestehen dieser Zeitschrift, habe ich 
an dieser Stelle versucht, die jeweilig wichtigsten, im Rahmen von Welt- 
politik und Weltwirtschaft liegenden Probleme so zu kennzeich- 
nen, daß sich daraus eine ganz bestimmte „Linie“ ableiten ließ. Meiner, 
Gesamtauffassung über die Einstellung zur Politik entsprechend, sollte 
diese Linie immer eine praktisch beschreitbare sein, denn ich halte 
nicht viel von Deklamationen, Wünschen ohne Wirklichkeitebbdem úder u 
theoretischen Zukunftskonstruktionen, wie sie im heutigen Deutsch- 
land so sehr in Mode gekommen sind. Im großen und ganzen ist in- 
zwischen auch die amtliche deutsche Außenpolitik auf der hier von 
mir vertretenen „Linie“ vorwärts gegangen, und ich konnte sie daher 
mit gutem Gewissen und aus voller Überzeugung unterstützen. 

Das Kernwort dieses nun vollendeten Jahres 1925, das als erstes 
auch unsere Zeitschrift mit dieser Nummer durchlaufen hat, hieß Lo- 
carno. Jetzt gleichen wir bei Beginn des neuen und zweiten Jahres 
geistiger Gemeinschaft einem Bergsteiger, der bei rauhem, schlechtem 
und nebligem Wetter auf schwierigem Anstieg einen Augenblick halt- 
macht, dem sich in diesem Augenblick auf kurze Zeit die Nebel teilen 
und eine, wenn auch beschränkte Fern- und Umsicht enthüllt. So 
blicken auch wir auf die Welt draußen und suchen die wesentlichsten 
Grundzüge ihrer Beziehungen zu uns zu erkennen — dann setzen wir 
mit zähem und entschlossenem Willen und bald vielleicht wieder von 
Nebel und Unsichtigkeit umgeben, den Aufstieg fort. Was sah unser 
politisches Auge? 

Deutschland und Frankreich. Der über das Kriegsende fort- 
geführte Machtkampf um den Rhein, der 1923 am ungünstigsten für 
uns stand, wird langsam und fast nur Schritt um Schritt für Deutsch- 
land zum Erfolg. Das waffengewaltige Frankreich hat auch mit Hilfe der 
mächtigsten Bundesgenossen der Welt uns den Rhein ebensowenig 
nehmen können, wie es einst das Preußen des Großen Friederich zer- 
schlagen konnte. Wir werden und müssen den Rhein also bald wieder 
ganz in unsrer Hand haben. Neuerdings beschleunigt sich das Tempo 
und bereitet das Erwachen des französischen Volkes aus einem Dunst 
des Hasses, der Überheblichkeit, der brutalen Ausnutzung des Sieges 
und einer vom französischen Standpunkt aus verbrecherisch zu nennen- 
den Zerrüttung seiner Staatsfinanzen vor. Es scheint, daß weder die end- 
gültige Zurückziehung der Besatzungstruppen von deutschem Boden, 
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noch eine wirklich gleichberechtigte Regelung der gegenseitigen Wirt- 
schafts- und Handelsvertragsbeziehungen, noch schließlich die wirkliche 
Inangriffnahme der Abrüstung auf französischer Seite eher geregelt 
werden wird, bis der Schleier der Inflation von Frankreichs 
Augen fällt. Dann erst wird es sich auch für Frankreich sichtbar 
herausstellen, daß der Vernichtungswillen des Versailler Vertrages sich 
zu einem recht wesentlichen Teil genau so gegen Frankreich selbst gekehrt 
hat, wie ein Bumerang auf den Schützen zurückzufliegen bestrebt ist. 
Weit entfernt davon, daß etwa durch das Vertragswerk von Locarno 
das deutsch-französische Verhältnis für alle Zeiten geregelt wäre, wird 
Selbstbehauptungs- und Aufrichtungswille Deutschlands gegenüber der 
„gwangsweise | kommenden französischen Finanzsanierung und all der durch 
"sie Aufgeworfeiten inneren und äußeren Probleme ein großes Feld für eine 
P kluge.und.offen auf den Ausgleich der Interessen bedachte deutsch-franzö- 
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Deutschland und England. Das sog. halbe Gesicht Englands, das 
stets Europa zugekehrt bleiben wird, sieht auf einen zerrütteten und ver- 
armten Kontinent, während die andere Hälfte des britischen Gesichts- 
feldes sich den dringenden Aufgaben des Weltreiches zugewandt hat, 
bzw. energisch zuwenden will. England feierte instinktmäßig in ganz 
besonderer Art den Tag der Unterschrift unter die Locarnoverträge und 
erhofft davon für sich neben politischer Beruhigung im wichtigsten Teile 
Europas auch ganz reale wirtschaftliche Vorteile. Es will bei wieder- 
herzustellender stärkerer Konsumkraft Europas das Gespenst der Arbeits- 
losigkeit endlich bannen. Eine Periode größeren Wohlstandes und 
kräftiger Belebung der Weltwirtschaft zu Englands Gunsten soll endlich 
ebenso anheben, wie nach 1815. Die staatliche Subvention des Kohlen- 
bergbaues und der Übergang zum Schutzzoll sind so außergewöhnliche 
und starke Mittel, daß man ordentlich den traditionell zähen Willen der 
englischen Staatsmänner fühlt, der Abhilfe und Besserung des jetzigen 
unbefriedigenden Zustandes schaffen soll. Für die noch viel ernstere 
deutsche Wirtschaftslage, für die Gründe der jetzigen deutschen Krisis 
und für die Mittel zu ihrer Überwindung besteht jenseits der Nordsee 
kaum sehr großes Verständnis und wo es besteht, wird es durch die ge- 
heiligte Rücksichtnahme auf die eigenen Interessen rasch verdrängt. Po- 
litisch herrscht zwar starke Entspannung gegenüber dem einstigen 
mächtigen Gegner, aber — abgesehen von der Rheinfrage — kaum mehr 
als ein gewisses platonisches Wohlwollen in bezug auf Korridor, Ober- 
schlesien, deutsch-österreichische Frage, Kolonien usw. Wir werden 
zu allem grade für die nächste Zeit ein starkes Wiederaufleben des The- 
mas: deutsch-englische Wirtschaftskonkurrenz erleben. 

Deutschland und Amerika. Die einzige Frage, die einer schnel- 
leren und vertieften Entwicklung der beiderseitigen wieder freund- 
schaftlichen Beziehungen bisher im Wege stand — die des beschlag- 
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schäden verlangte Entschädigung , ist auf dem Wege einer erträglichen 
Bereinigung. Die Wichtigkeit dieses Ereignisses kann wohl nur der ein- 
schätzen, der einmal den daraus entspringenden großen weltwirtschaft - 
lichen Vorteil für Deutschland klar erkannt und der zweitens erfahren 
hat, wie sehr diese ungelöste Frage bisher hemmend im Wege stand. Im 
übrigen hat die Rolle Amerikas auf politischem und finanziellem Gebiet 
an Gewicht bereits soweit zugenommen, daß heut kein Politiker und kein 
Wirtschaftler mehr an ihr vorübergeht. Amerikas grundsätzliche Ein- 
stellung zu den beiden zunächst für Deutschland wichtigsten Fragen, 
d. h. der Freiheit auf deutschem Boden und der Notwendigkeit wirt- 
schaftlicher innerer Gesundung trotz Sachverständigen-Gutachten und 
privaten Kreditverbindlichkeiten, wird in der Zukunft für uns von der 
allergrößten Bedeutung sein. 

Deutschland und Italien. Die Wiederherstellung freundlicher 
Beziehungen liegt im Interesse beider Völker und wurde aufrichtig an- 
gestrebt. Sie wird neuerlich durch das Vorgehen des Faszismus in Süd- 
tirol bedenklich belastet. Die Dinge sind soweit gediehen, daß ein Dar- 
überhinweggehen mit den üblichen offiziellen oder offiziösen Höflich- 
keitsversicherungen nicht mehr möglich ist. Das heutige Deutschland 
ist das größte zusammenhängende Mutterland für alle Deutschstämmi- 
gen in Europa. Auch der hochgehendste italienische Nationalismus — 
und gerade er — muß für diese Realität Verständnis aufbringen. Die 
Frage wird und kann nicht zur Ruhe kommen, bis der deutschen Minder- 
heit in Italien auch innerbalb der italienischen Grenzen ihr Recht wird. 

Deutschland und die Tschechoslowakei. Hier sind der 
Deutschstämmigen noch sehr viel mehr. Auch hier liegt das Problem 
der Minderheiten offen zutage und alle befriedigenden wirtschaftlichen 
Beziehungen werden es für Deutschland nicht beseitigen. 

Deutschland und Belgien. Allmählich verschwindet die im 
Kriege und nach dem Kriege gegen Deutschland bestehende und beson- 
ders genährte Erbitterung. Alte Wirtschaftsbeziehungen leben wieder 
auf und eine Art nachbarlichen Zusammenlebens wird wiederhergestellt 
sein, wenn endlich die belgischen Besatzungstruppen abgezogen sein 
werden. Offen bleibt dagegen die Erinnerung an das Unrecht, das Belgien 
an Eupen und Malmedy geübt hat. Hier sollten sich Möglichkeiten der 
Verständigung bieten. 

Deutschland und die ehemaligen Bundesgenossen. Die viel- 
seitigen persönlichen Beziehungen zwischen uns und Ungarn, Bul- 
garien und der Türkei weisen, in Ergänzung der amtlichen Politik 
unter Wiederbelebung des wirtschaftlichen Güteraustausches, deutlich 
darauf hin, daß jeweils auf beiden Seiten ein Bismarcksches „Impondera- 
bile“ weiterbesteht und daß die Voraussetzungen für eine gewisse Art 
besonderer Beziehungen gegeben sind, die sich mit der Rücksicht auf 
anderweite Bindungen und Bestrebungen dieser Länder durchaus ver- 
tragen. Österreich gebührt ein eigenes Wort. Die Politik des Deut- 
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schen Reiches muß hier ihr Ziel mit Klarheit, Zurückhaltung und Zähig- 
keit verfolgen. Noch näher und noch drängender sind ihre Aufgaben 
am Rhein und im Osten. Aber auch hier werden die Dinge mit der Zeit 
reifer werden. 

Deutschland und die Neutralen in Europa. Überall bewußt- 
freundschaftliche Gestaltung der Dinge. Eine Sonderstellung nimmt das 
deutsch-dänische Problem ein. „Vergessen“ kann es auch hier nicht 
geben — wohl aber ebenso wie an anderen Stellen das aufrichtige Streben 
Deutschlands nach friedlicher Verständigung. 

Deutschland und der Balkan. Viel mühevolle deutsche Klein- 
und Einzelarbeit. Manches Gebiet kultureller und wirtschaftlicher 
Betätigung von ansässigen oder eingewanderten Söhnen des deutschen 
Volkes hat mitgeholfen, daß die Fäden zwischen jenen Ländern und 
uns weitergesponnen oder erfolgreich wieder aufgenommen wurden. Da- 
bei sind wir politisch weit mehr in der Hinterhand als zu der einst bes- 
seren Zeit, als Bismarck sein Wort von den „Knochen des pommerschen 
Grenadiers“ sprach. Wir haben also alles Interesse, außerhalb der inneren 
Konflikte, Reibungsflächen und Aspirationen jenes europäischen Wetter- 
winkels zu bleiben. | 

Deutschland und die spanisch-portugisisch südamerika- 
nische Welt. Sie war zum ganz überwiegenden Teil nicht in der Reihe un- 
serer Gegner. Viel persönliche Sympathien sind uns dort erhalten ge- 
blieben, wo auch heut der Sinn für Ritterlichkeit und Wahrheit nicht 
erstorben ist. Wir konnten die gegenseitigen Beziehungen nicht nur pfle- 
gen, sondern hier und da kräftig ausbauen. Auch hier ist als Folge des 
Weltkrieges starkes Selbstbewußtsein und ein gut Teil größerer wirt- 
schaftlicher Unabhängigkeit zu verzeichnen. Aber Deutschland sucht und 
findet wieder den Weg dafür, in beiderseitigem, geistigem und wirtschaft- 
lichem Güteraustausch die traditionelle Freundschaft weiter zu festigen. 
Mit Spanien insbesondere hoffen wir demnächst endlich ins Reine zu 
kommen, d.h. einen Handelsvertrag abzuschließen, der von Dauer ist 
und beide Länder — so gut es jetzt eben geht — befriedigt. 

Deutschland und Polen. Hier kann man fast von „traditioneller 
Feindschaft“ sprechen und trotzdem bleibt der Politik die harte Aufgabe, 
die geschlossenen Verträge zu halten und sie zur Rückkehr des Rechts- 
zustandes, zur Aufrechterhaltung des Friedens und zum Abbau von Haß 
und Gewalt zu benutzen. So manches deutet darauf hin, daß zwischen 
den beiden uns noch nach dem Kriege am meisten bedrängenden Nach- 
barn im Osten und Westen, d. h. zwischen Polen und Frankreich, insofern 
eine starke Ähnlichkeit besteht, als ebenso wie in Frankreich auch in 
Polen erst die ganze Wucht und Schwere wirklicher innerer finanzieller 
und wirtschaftlicher Sanierungsarbeit gefühlt werden muß, ehe das 
Verhältnis zu Deutschland einen gewissen Normalzustand erreichen 
wird. Daß Deutschland endlich geregelte wirtschaftliche Beziehungen 
auf Grund eines Handelsvertrages lebhaft wünscht, ist sonnenklar. Daß 
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Deutschland niemals freiwillig die heutigen Grenzen anerkennen kann 
und ihre Revision zu fordern sich voll und ganz berechtigt glaubt — 
desgleichen. 

Deutschland und die Randstaaten. Wir pflegen nach Kräften 
die Beziehungen mit ihnen. Wir achten ihr Streben nach Ausbau der 
neu gewonnenen Selbständigkeit und sind überzeugt, daß zwischen 
ihnen und uns nicht die geringsten Reibungsflächen zu bestehen brauchen. 

Deutschland und Rußland. Der deutsch-russische Rechts- und 
Wirtschaftsvertrag hat im Anschluß und in Beziehung auf den Vertrag 
von Rapallo die beiderseitigen Beziehungen auf eine neue Basis gestellt. 
Auch Rußland hat ähnlich wie England zwei Gesichte. Das eine weist 
nach wie vor auf Europa hin und wird sich durch kein Geschrei von Pan- 
europa oder ähnliche in der Luft hängenden propagandistische Bestre- 
bungen von seinem Mitmachen und von seinem starken Interesse an 
europäischer Politik abbringen lassen. Das andere Gesicht geht ebenso 
wie das von England auf die große Welt draußen und darin vor allem 
nach Asien. Weiteste Zukunftsperspektiven tuen sich hier auf. Im Gegen- 
satz zu so starren Gebundenheiten im Westen bleibt der europäische 
Osten als Ganzes betrachtet nach wie vor im labilen Gleichgewicht. 
Die geringste Erschütterung und Veränderung der Gewichte nach der 
einen oder andern Seite kann es erschüttern. So hat die deutsche Politik 
bei erzwungener Anerkennung und notwendiger Wertung des Bestehen- 
den die ganz große Aufgabe, das was kommen mag, zu erforschen und 
nicht zuletzt auch aus historischen und stärksten wirtschaftlichen 
Erwägungen heraus dem Osten zu lassen und zu geben, was des Ostens ist. 

Deutschland und die asiatische Welt. Das was jetzt dort vor- 
geht, kann nur verstanden und richtig bewertet werden im Anschluß und 
in bezug auf das, was zwischen Deutschland und Rußland steht. Hier 
sind die Perspektiven noch größer und weitreichender. Die asiatischen 
Völker, von Japan über China ins Herz Asiens und nach Indien hinein, 
sind in Gärung und Unruhe und am Beginn großer Umwälzungen. 
Das was Deutschland hier einst sein Eigen nannte und zum Teil in mühe- 
voller jahrzehntelanger Arbeit aufgebaut hat, hat vor allem Englands 
Wille mehr oder weniger zerstört. Aber Deutschland will und muß 
trotzdem wieder hinaus zu den unermeßlichen Ländern und zahlreichen 
Völkern Asiens. Es treibt hier auf absehbare Zeit gewiß keine eigentliche 
Großmachtspolitik mehr, aber weil es Weltwirtschaft treibt, bleibt es 
ganz von selbst auch in der Weltpolitik. 

Deutschland und Afrika. Deutschland muß wieder Kolonien 
haben. Und jeder Deutsche, der die Namen Togo, Kamerun, Deutsch- 
ostafrika hört, sieht hier das Ziel, das uns solange vorschweben muß, bis 
wir es erreicht haben. 

Deutschland und die deutschen Minderheiten. Der Kampf 
der Deutschen jenseits der Grenzen war ebenso mühevoll und opferreich 
in allden Jahren, die hinter uns liegen, wie der sovieler Auslandsdeutschen 
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jenseits der Ozeane. Eine neue Epoche soll und muß darin jetzt beginnen. 
Ein Hauptkampfplatz wird der Völkerbund sein. 

Deutschland und der Völkerbund. Mit dem Eintritt Deutsch- 
lands in den Völkerbund wird es möglich sein, der Welt draußen das 
deutsche, auf politischen oder wenigstens kulturellen Zusammenhang 
aller Deutschen gerichtete Ziel klarer zu zeigen und dafür einzutreten 
als bisher. Dieses Ziel wird sich früher oder später einreihen müssen in 
all das mannigfaltige Gewirr von Tendenzen und Bestrebungen der 
anderen, die nach unserem Zusammenbruch wieder einmal glaubten, 
die Welt ohne Deutschland und auf Deutschlands Kosten verteilen zu 
können. Inzwischen haben wir aber dem größten Anprall des Jahres 1923 
standgehalten und haben die gefährliche französische und polnische Flut- 
welle zum Zurückebben gebracht. Wir regelten Reparationszahlungen 
und gaben vertragliche Sicherheiten und Garantien. Wir kämpfen um 
Abrüstung der anderen und um Gleichberechtigung des nächst dem 
‘russischen zahlreichsten Volkes in Europa. Eine unendliche lange Kette 
von Kämpfen und Kraftanstrengungen aller Art, die über die unseren 
Augen noch sichtbare entfernteste Zukunft hinausläuft, liegt vor uns. 
Wahrhaftig — der Völkerbund und Deutschlands Tätigkeit in ihm liegt 
dabei für uns nicht wie ein pazifistischer Rosengarten mit linden Lüften 
da, sondern wie eine Stätte ernsthaftester und wichtigster nationaler 
Arbeit. Dabei brauchen wir seine erste und hehrste Aufgabe der Ent- 
wicklung und Sicherung des Friedensgedankens nicht zu vergessen — 
aber wir werden in Genf sehr bald und sehr nachdrücklich das zu sagen 
und zu vertreten haben, was vom deutschen Standpunkt aus zur Erhal- 
tung und Festigung des Friedens notwendig ist. 

Deutschland und Europa. Die Locarnoverträge schufen einen 
Teilersatz für das Bündnissystem der Vorkriegszeit. Ob es wirklich ein 
vollwertiger Ersatz und eine Veredlung und Verbesserung des alten Sy- 
stems bedeutet, kann erst die Zukunft zeigen. Daß wir Deutschen nicht 
Worte und Versprechungen für Realitäten nehmen, dafür sollte eigentlich 
die jüngste Vergangenheit genügend gesorgt haben. Aber kein Miß- 
trauen, keine passive Planlosigkeit und keine Protestaktion entbindet 
uns von der Pflicht, in dem jetzt geschaffenen und heute vor uns liegen- 
den System des Zusammenlebens der europäischen Völker Deutsch- 
land den ihm gebührenden Platz zu erringen. Sehr wahrschein- 
lich wird es wiederum, wenn auch in ganz anderer Form wie in den 
Jahrzehnten vor dem Kriege, sich letzten Endes darum handeln, wer 
von allen der innerlich Tüchtigste ist und dem wird sich auch in irgend- 
einer Form das große Thema der Abrüstung anpassen müssen. 

„Locarno fand ein schwaches Geschlecht“ — so sprach ein Gegner 
des Vertragswerkes. Ich sage demgegenüber: Locarno braucht ein 
starkes deutsches Geschlecht mehr als je, um unsere deut- 
sche Zukunft wieder aufzubauen. In diesem Sinne hinein in 
das Jahr 1926, in dem die wirtschaftlichen und finanziellen Pro- 


WIRTSCHAFT ODER POLITIK 7 


bleme in Deutschland, in Europa und gegenüber Amerika allem Anschein 
nach die entscheidende Rolle spielen werden. Deutschland muß ganz 
einfach die innerparlamentarischen und parteipolitischen Schwierigkeiten 
überwinden, wenn es in dem harten Daseinskampf der Völker nicht doch 
noch zermürbt werden und unter die Räder kommen soll. Der außen- 
politische Apparat, um aus Isolierung und völliger Ohnmacht heraus- 
zukommen, wurde mühevoll aber in vorläufig brauchbarer Form ge- 
schaffen. Der entsprechende wirtschaftliche ist noch nicht vor- 
handen — täuschen wir uns darüber nicht! Alles in der Welt ist auch 
ohne Anwendung von Gewalt und militärischen Angriffs- oder Verteidi- 
gungsmitteln auf Kampf und hartes Ringen eingestellt. Nicht mit 
Parteigeschwätz und nicht mit bureaukratisch geheimrätlichen Akten- 
formulierungen werden wir dabei unsern Mann stehen! 


WIRTSCHAFT ODER POLITIK. 
Von Dr. jur. et rer. pol. SVEN VON MÜLLER. 


In unruhigen, sorgenvollen Zeiten stehen sich zwei Lager gegenüber 
mit verschiedenem Kriegsruf: „Hie Wirtschaft!“,, Hie Politik!“ Während 
sich dieser Gegensatz im Kampf der Parteien untereinander nur ver- 
schwommen auswirkt, tritt er um so mehr innerhalb der Parteien in der 
divergierenden Beurteilung des gleichen Vorgangs in die Erscheinung. 
Der temperamentvolle, gefühlsmäßig beherrschte Politiker verlangt un- 
erbittlich das Primat der Politik über alle wirtschaftlichen Interessen, 
während der kühle Rechner in der Politik letzten Endes wenig mehr als 
die Ausnutzung politischen Einflusses zugunsten „wirtschaftlicher Be- 
lange“ sieht. Beide sehen von gegenüberliegenden Bergkuppen hinunter 
auf die gleiche Landschaft und sind beunruhigt oder gar böse, daß der 
eine die fette Weide „rechts“, der andere sie „links“ sieht. Typisch für 
eine gefühlsmäßig beherrschte Politik ist Deutschland, für eine rein 
verstandesmäßige die U. S. A. Beide Anschauungen sind nicht un- 
gefährliche Extreme, und der banale Satz vom goldenen Mittelweg hat 
hier volle Geltung. Aber leider liegt die wirtschaftlich fette Weide nun 
einmal in Amerika, und drüben wird eine philosophisch einseitige Ein- 
stellung zur Politik das süße Gras nicht sauer werden lassen. 

Wenn wir das politische Glaubensbekenntnis der Demokraten und 
Republikaner in Nordamerika ohne das unentbehrliche Beiwerk sen- 
timentaler und moralistischer Wahlköder kritisch betrachten, so kann 
der Außenseiter auch mit der Lupe keinen ernsthaften politischen Gegen- 
satz erkennen, der nicht konstruiert wäre, um wirtschaftlichen Interessen 
als „camouflage“ zu dienen. Die Rohstoffproduzenten brauchen neue 
Absatzmärkte und dehnen das heilige Gummiband der Monroe Doktrin 
bis zum Zerspringen. Den einheimischen Industriellen kann dieses 
Dogma gar nicht eng genug ausgelegt werden, und ihre Parole heißt daher 
praktisch „Schutzzoll“. Wenn die einen für die Dezentralisierung der 
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Verwaltung eintreten, so bedeutet das nichts anderes, als daß ihre 
Wähler in den reichen Staaten der Union wenig Neigung haben, für 
die nationale Repräsentation der armen Staaten mitzuzahlen. Typische 
Exponenten dieser rein kaufmännischen Einstellung zur Politik sind 
der nicht nur alkohol- sondern auch garantiert temperamentfreie 
Präsident Coolidge und sein genialer Finanzberater Mellon. Vielleicht 
wird man diesen Männern keine Denkmäler setzen mit einem schlecht 
übersetzten Goethezitat als Inschrift und drei Kreuzen im amerikanischen 
Baedecker: „the highest“ oder „the most expensive monument of the 
world“, auch der „Gedenkstein im Herzen des Volkes“ kommt drüben 
nicht in Frage, aber wenn der durchschnittliche businessman das Gefühl 
hat, durch eine nüchtern-klare, vorausschauende Außenpolitik und eine 
raffiniert sparsame Verwaltung 1000 Doll. im Jahr mehr gemacht zu 
haben, so ist das in New York wirksamer als eine ganze Siegesallee in 
Berlin. 

Die englischen Politiker werden mit Neid in dieses Land blicken, das 
in sich wirtschaftlich autonom die gesamte Außenpolitik als einen 
Tummelplatz überschießender Wirtschaftskräfte betrachten kann. Dem 
britischen Imperium hat der Weltkrieg einen unheilbaren Schlag ver- 
setzt. Die englische Industrie mußte sich trotz der se bezeichnenden 
Wirtschaftsparole vom Sommer 1914: „business as usual“ restlos in 
den Dienst der Kriegsführung stellen und die Belieferung der Dominions 
mit Fertigfabrikaten mehr oder weniger aufgeben. Amerika und Japan 
verstanden es, unter dem zollpolitischen Freipaß direkter oder indirekter 
Kriegshilfe die Situation auszunutzen und als Warenlieferanten an die 
Stelle Englands zu treten. Nur die aus dem Boden aufschießenden 
nationalen Industrien in den Dominions störten das Geschäft. Dieser 
Übergang zur industriellen Selbstversorgung wurde nicht einmal mit 
eigenem Geld, sondern aus dem Verdienst für Kriegslieferungen an das 
Mutterland finanziert. Wenn der Gegensatz zwischen Wirtschaft und 
Politik irgendwo plastische Gestalt angenommen hat, so ist dies der Fall 
in dem Verhältnis Englands zu den Tochterstaaten. Die wirtschaftliche 
Emanzipation der Dominions ist eine unumstößliche Tatsache, die in 
protektionistischen Zöllen selbst gegen das Mutterland für dieses geradezu 
kritische Zustände gezeitigt hat. Die englische Politik hat aber manche 
wirtschaftliche Krise gemeistert, denn in England ist die Politik nicht 
der Tummelplatz der lautesten Schreier, sondern ein Gentleman-Beruf, 
bei dem wirtschaftlicher Instinkt nicht ein zufälliges Attribut politischer 
Befähigung, sondern Voraussetzung ist. 

Im kontinentalen Europa hat der allen gemeinsame wirtschaftliche 
Katzenjammer entschieden politisch befruchtend gewirkt. Man denkt 
nicht mehr in den sterilen Begriffen ‚Sieger‘ oder „Besiegte“. Der 
unselige Friedensvertrag von Versailles ist zwar noch ein „rocher de 
bronze“, aber der kluge Diplomat weiß, daß man ein Hindernis umgehen 
kann, ohne es unnötig sichtbar zu verrücken. Der „Geist von Locarno“ 
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ist überall ein beliebtes, wenn auch verschieden ausgelegtes Schlagwort. 
In den Beziehungen der europäischen Staaten zueinander hat die Politik 
einen entscheidenden Schritt zur politischen Befriedigung der wirt- 
schaftlich Leidtragenden des Weltkrieges getan. Sache der wirtschaft- 
lichen Vernunft ist es, diesen bisher nur politisch trassierten Weg im 
Interesse der verarmten europäischen Wirtschaft gangbar und fahrbar 
auszubauen. Die Verflechtung der verschiedenen europäischen, natio- 
nalen Wirtschaften ist so eng, daß nicht der eine prosperieren ohne 
daß auch der andere frei atmen kann oder, geschäftlich ausgedrückt, 
kaufkräftig ist. Die Führung auf diesem neuen Wege aber wird der 
haben, der die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse mit amerika- 
nischer Nüchternheit abwägt ond ohne Überschätzung gefühlsmäßiger 
Imponderabilien die Initiative ergreift, die zur wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit Europas führt. Die Einsicht, daß die moderne Wirtschaft 
bei dem allgemeinen Rohstoffmangel für die europäischen Staaten nicht 
national gebunden, sondern aufs engste mit der Weltwirtschaft ver- 
bunden ist, bedeutet kein Bekenntnis nationaler Schwäche, sondern ist 
Voraussetzung für das Wiedererstarken nationaler Wirtschaftskraft. 
Man sollte daher die Vertreter solcher Anschauung nicht ohne weiteres 
als vom nationalen Standpunkt verdächtig, als demokratisch oder 
international verderbt an der Mitwirkung an einer wahrhaft nationalen 
Politik ausschalten, deren Ziel sein muß, auf einer in den Fundamenten 
gesunden Wirtschaft ein Deutschland politischer Macht aufzubauen. 

Der Vertrag von Locarno ist kein Ausfluß politischer Initiative, 
sondern gemeinsamer wirtschaftlicher Sorgen der Vertragschließenden. 
Für Frankreich gibt es nur zwei Wege: Sanierungskrise oder Währungs- 
verfall. Erstere wird die innerpolitischen Schwierigkeiten verdoppeln, 
die Seifenblase der inflationistischen Aufblähung des Exportes zum Zer- 
platzen bringen, die französische Schwerindustrie mit ihrer spekulativen 
Expansion die Wirkungen der europäischen Überproduktion empfinden 
und die letzte Hoffnung auf einen Erwerb des Saargebietes schwinden 
lassen. Ein weiterer Währungsverfall wird die Krise vielleicht hinaus- 
zögern, aber am Tage des Erwachens wird die Katastrophe furchbar sein. 
Das Stseichen des französischen Franken aus der Reihe der kaufkräftigen 
Währungen wird den ganzen Aufbau der französischen Außenpolitik er- 
schüttern und das Europa beherrschende machtpolitische Dreieck: 
England, militärisch führende Kontinentalmacht und von England 
gestütztes Gegengewicht gegen diese, sprengen. Eine solche Entwicklung 
liegt sicher nicht im Interesse Deutschlands, vielleicht nicht einmal in 
dem Englands, solange die Geschichte alle idealistischen Verbrüderungs- 
versuche ad absurdum führt. 

Wenn jetzt Herr Loucheur, den man wohl mit Recht als einen der 
aktivsten französischen Wirtschaftspolitiker betrachten darf, zu einer 
europäischen Wirtschaftskonferenz ruft, so ist das ein Zeichen, daß man 
in Frankreich den Wunsch hat, das politische Abkommen von Locarno 


10 EL. VOLLBEHR 


zu einer wirtschaftlichen Kooperation der europäischen Staaten zu 
erweitern. Die Zollmauern zwischen organisch zusammengehörenden 
Wirtschaftsgebieten bedeuten eine Schädigung für alle, ihr Abtragen 
aber die Möglichkeit, wenn auch nicht das amerikanische Übergewicht 
auszuschalten, so doch die wirtschaftlichen Möglichkeiten unseres Kon- 
tinents sachlich auszunutzen. In Deutschland ist für eine solche Kon- 
ferenz schon eine idealistisch-utopische Vorarbeit geleistet worden. 
Hoffentlich werden die trostlos grauen Theorien von „Pan-Europa“ 
und „Europäischer Zollunion“ nicht den klaren Blick unserer Vertreter 
umnebeln. Vom nationalen Standpunkt ist der Dawes-Plan wahrlich 
nicht wert, zitiert zu werden. In seiner Nüchternheit und kaufmän- 
nischen Klarheit und in seiner Unbeschwertheit von wissenschaftlichen 
Theorien ist er aber technisch ein Symptom moderner Wirtschaftspolitik. 
Möge man auf der kommenden Konferenz nicht salbungsvoll aneinander 
vorbei, sondern eindeutig klar zueinander reden wie die Führer industri- 
eller Konzerne, die ein Zusammengehen erwägen, soweit es im gemein- 
samen Interesse der Beteiligten liegt. Dann wird auch Einigkeit darüber 
entstehen, daß eine wirtschaftliche Auswirkung des Geistes von Locarno 
so lange nicht möglich ist, wie das Londoner Abkommen einem der wich- 
tigsten Mitarbeiter in der europäischen Wirtschaft die arbeitsgewohnten 
und arbeitsfrohen Hände fesselt. 


V. E. 
Von El. VOLLBEHR. 


Eine Schwesterschöpfung der U. S. A.! Beglückte und beglückende 
Verschmelzung aller europäischen Staaten und Völker! Ein Wille, 
ein Weg, ein Kopf? Nein. Viele Köpfe, viele Sinne, viele Willen! 
Ein Konglomerat von Sprachen. Und dennoch das ideale Zukunftsbild 
von Europa im Kopfe nicht nur unheilbarer Phantasten, die mit den 
Füßen in Utopia schweben, sondern ernsthafter Politiker, Wissen- 
schaftler und Künstler, zukünftige Verwirklichung unheilvoller Träume! 

Denn Träume können es doch immer nur bleiben, so ernsthafte 
Männer auch hinter dieser für Europa vitalsten Frage stehen, Theorien, 
denen die Gegenständlichkeit fehlen muß. 

Immer und immer wieder taucht der Gedanke an eine Amalgamation 
der europäischen Völker wie ein böser Alp aus der Versenkung. Man 
hat nicht gelernt aus dem Schicksal der „Völker Österreichs“, der 
politischen Taschenausgabe eines Bündels von Nationalitäten. Un- 
beschadet des traurigen Sterbens dieser Mißbildung, versuchen besonders 
in Deutschland, phantasievolle Geister und Pazifisten dieser Idee zum 
Leben zu verhelfen. Sei die Phantasie den Dichtern Monopol! Nüch- 
terne, logisch denkende Männer sollten sich einmal klar werden, über 
die Bedeutung: „Vereinigte Staaten von Europa.“ Man lehnt sich so 
gern an die transkontinentale Schöpfung der Nordamerikanischen Union 


U.S.E. 11 


an, ohne auf die Entstehung, die geschichtliche Entwicklung Bedacht 
zu haben. Denn Geschichte ist allein die Formerin der Nationen, der 
Amboß, auf dem Politik gehämmert wird. Nachdem der Kontinent, 
noch nicht einmal als solcher begriffen, drüben gefunden ward, bildete 
sich schließlich neben den kühnen Sendboten der einzelnen Mutter- 
staaten in Europa jenseits des Wassers eine Art Deportationsland aus, 
in das nicht immer die besten Elemente geschickt wurden. Das waren 
die Urpioniere um 1500, und diese mußten sich wohl oder übel zusammen- 
schließen zu einer Gemeinschaft in Not und Tod gegen die Ureinwohner, 
die unbekannten Schrecken der Wildnisse, die Bestien, die elementaren 
Naturereignisse, denen nur in der Gesamtheit allenfalls begegnet werden 
konnte. Der einzelne war verloren. Also erst aus dieser Lebensnotwen- 
digkeit heraus bildete sich eine Gruppe von europäischen Eindringlingen 
und gab den Grund für die Geschichte des Landes. Erst nach 
und nach, als ihrer immer mehr wurden, als auch „„ Herren“ ins Land 
hinüberkamen, ich nenne nur Sir Walter Raleigh als Sendling der 
Königin Elisabeth, sonderten sich diese Leute nach ihrer Nationalität 
und fügten sich in bestimmte politische Grenzen, doch immer schließlich 
als von Europa herübergekommenes Element, nicht als Urprodukt des 
eroberten Landes, auf dem sie sich fortpflanzten. 

Europa war Ausgang des 15. Jahrhunderts alles andere als ein zu- 
sammengehöriges Ganze. Es war bereits altes Land mit alter Geschichte, 
die ihren Völkern feste Marschroute vorgeschrieben hatte. Das, worum 
drüben mit blutigen Händen gerungen wurde, die Scholle, war in unserem 
europäischen Mittelalter bereits tausendfach beackerter Boden, auf dem 
alte Geschlechter, alte Traditionen saßen, die ihre Forderungen an Zeit 
und Zukunft stellen konnten und stellen mußten, denn auf ihnen basierte 
die Fortentwicklung ihrer Länder, von denen jedes wieder seine Blütezeit 
in den Künsten, Wissenschaften, in Literatur, Sprache und Politik 
erlebte. | 

Nicht zuletzt die Sprache war der spitze Keil, der sich gliedernd 
zwischen die Völker schob. 

Wer wußte nach dem Tode Karls des Großen eigentlich, zu welcher 
„Nation“ dieser gehört hatte, in welcher Sprache er gesprochen, ob 
diese der heutigen unsrigen oder der französischen verwandter war! 

Wie spaltete sich das Angelsächsische ab von seinem Mutteridiom, 
obgleich wir im „Olde English“ ja noch so manchen vertrauten Gleich- 
klang mit unserem älteren Niederdeutsch finden können. In Europa 
hat jedes Volk seine eigene Geschichte mit Herzblut geschrieben, — 
drüben war es die Geschichte des gesamten Eroberertums, das, wenn es 
sich auch vielgestaltig auslebte, doch dem Ganzen an sich eigen war. 
Die Schicksale der Engländer, Franzosen, Deutschen, Spanier, Holländer 
geben doch immer nur das Relief für die Gesamtentwicklung des Landes, 
das sich nicht einmal in seinen Teilen als Tochterstaatengruppe halten 
wollte und vom Mutterlande abfiel oder, z. B. unter Napoleon die fran- 
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zösischen Besitzungen, einfach zum Wohle des Ganzen verkaufte und 
so geradezu hingedrängt wurde, um in einem neuen Ganzen aufzugehen. 
— Das sind die beiden großen geschichtlichen Gegensätze. Europa mußte 
sich von Anbeginn seiner Entwicklung her auseinandertreibend ge- 
stalten. Nordamerika entgegengesetzt zusammenschweißend. Da 
es sich schließlcih um die Hegemonie der Sprache, die am meisten an- 
gewandt wurde, handelte, so war man schon unter Washington im 
Zweifel, ob deutsch oder englisch zur Landessprache erhoben werden 
sollte. Da aber das englische Element politisch reifer war (wie stets!) 
und sich besser durchzusetzen verstand, so ging an dieses die Hegemonie 
über! Interessant ist es übrigens, daß gerade durch die Stimmenabgabe 
vieler Deutscher für das Englische damals dieses zur Landessprache 
bestimmt wurde. Also handelte es sich hier eigentlich nur um zwei 
große Sprachengruppen, neben denen die andern sekundär verschwanden. 

Wie anders in Europa! Jede Sprache hat dort ihre Daseinsbedingung 
durch die Entwicklung, ich möchte fast sagen, der gesamten weißen 
Rasse! Ehe Amerika als Staatenform auf der Bildfläche erschien, war 
Europa der einzige weiße Kontinent, der so gesättigt war mit Menschen- 
tum, daß er Ströme ableiten konnte in andere Erdteile, ohne daran 
Schaden zu nehmen. 

Nehmen wir nun drei gewaltige Hauptgruppen, so teilt sich, ganz 
oberflächlich gesprochen, das sprachliche Element in die romanischen, 
germanischen und slawischen Sprachen. Und jede dieser Hauptsprachen 
hat gleichberechtigt in sich tragend wieder ganz bedeutende Gattungen, 
von denen gewisse sich möglichst bestreben, ihre Mutter zu verleugnen. 
Denken wir z. B. wieder an die angelsächsische, die wie ein Schwamm 
sich- an Latinismen vollsaugt, immer mit der vagen Begründung, sie 
wäre zum größten Teil aus lateinischer Ursprache hervorgegangen, was 
man beim Studium des Altenglischen recht bezweifeln möchte. Dieser 
gewaltige Einschlag des Lateinischen zeigt eher eine zu große Lethargie 
und Indolenz der lebendigen Träger des germanischen Elements im 
angelsächsischen Reich, denn gerade auf dem Kontinent wäre durch die 
frühen Römerzüge und das Eindringen des Slawentums ein Aufsaugen 
des germanischen Elements viel eher möglich gewesen als dort, wurde 
aber durch dessen lebendige Kraft als schädliche Eindringlinge bis auf 
geringe Einschläge abgewiesen. 

Neben dem Französischen steht heute gleichberechtigt das Spanische 
das einen ganzen Erdteil beherrscht. Wo ist die Grenze gezogen, eine 
Sprache über die andere zu setzen? Glaubt man schließlich, die 
skandinavischen Sprachen, einschließlich Hollands und Dänemarks, 
würden sich zur Unterwerfung unter ein anderes Element zwingen lassen 
in ihren Gesetzen, ihren Schulen, ihren Kulten ? 

Und nun kommt der Hauptfaktor, an den scheinbar die eifrigsten 
„„Paneuropäer“ nicht zu denken scheinen: soll ganz Europa unter einem 
Hut vereinigt werden — wo wäre dann der Platz für diese Zentrale ? 
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Etwa in London? Etwa Paris? Denn Deutschland käme doch gar nicht 
mehr im Wettbewerb der „Großen“ in Betracht! — Nur aus deutschen 
internationalen, um nicht zu sagen anationalen Köpfen können Ideen 
entspringen, das Hochgut jedes Volkes, das National- oder Volks- 
bewußtsein in fremdem aufgehen zu lassen. 

So wenig wie sich Paris einem London oder umgekehrt fügen würde, 
so wenig würden sich sämtliche übrigen Staaten Europas ihre Hoheits- 
rechte aus der Hand winden lassen. — Denn wenn auch, wie in den 
Staaten der nordamerikanischen Union, jeder Einzelstaat eigene Gesetze 
hat, so unterstehen doch diese, vorgebracht durch ihre Senatoren, der 
Billigung im höchsten Parlament im Kapitol in Washington! 

Washington ist für die einsprachige Union der Kopf, der alle 
Glieder leitet. — Unsere europäischen Staaten sind nun aber durch ihre 
Geschichte und Entwicklung keine Glieder mehr, sondern jeder ein 
Kopf oder Köpfchen für sich, das noch dazu oft recht verschlagen ist, 
um den dümmeren Nachbarskopf übers Ohr zu hauen und an der Nase 
herumzuführen. | 

Sehen wir es doch jetzt mehr als eindrucksvoll bei dem „Völker- 
bund“, diesem Wechselbalg mit einem Hexenkopf. Soll er nach Ansicht 
der Paneuropäer als Vorkämpfer der „Vereinigten Staaten von Europa“ 
figurieren, so wird er in sich den Beweis liefern, daß, dazu geschaffen, 
um die Ohnmächtigen auf den Nacken zu treten, er nur für den Wucher 
und die Beutegier der momentanen „Groben“ das Recht dem Stärksten 
zuspricht. 

Der unbeirrte Vorkämpfer für den Gedanken der Europäischen 
Union ist der Philosoph Graf Coudenhove-Kalerghi, der in Wien eine 
unermüdliche publizistische Propoganda seit Jahren betreibt. Ein 
Philosoph, der sich in seine Ideenwelt hineinsteigert, der unter sich den 
Boden der Wirklichkeit verliert. 

Er erließ vor einiger Zeit eine Rundfrage mit folgenden zwei Frage- 
sätzen: 

1. Halten Sie die Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa 

notwendig? 

2. Halten Sie das Zustandekommen der Vereinigten Staaten für 

möglich? 

Darauf haben nun Politiker und Publizisten, Schriftsteller, Dichter 
und Gelehrte geantwortet. 

Am meisten interessieren natürlich jedermann bekannte Namen, 
unter denen man besonders Leute findet, denen entweder Zeit ihres 
Wirkens eine Maske vor dem politischen Gesicht hängt, oder aber deren 
Zurechtfühlen auf dem kraßrealen Boden der politischen Gegenwart 
durch ihren Dichter- oder Gelehrtenberuf stark gehemmt ist. Unter an- 
deren tönenden und sich gut anhörenden Phrasen meint Caillaux: 

„Laßt uns also unsere Kräfte mobilisieren, um den alten Kontinent, 
„den Nährvater der Zivilisation, vor dem tragischen Tode oder der 
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„langsamen Agonie zu retten, die ihn bedrohen. Laßt uns an die Arbeit 
„gehen, alle die ihr Land im Innersten lieben, und die sich der Wahrheit 
„„nicht verschließen dürfen, daß der Patriotismus des XX. Jahrhunderts 
„sich mit dem Europäertum verschmelze!... Der Tag der Union des 
„alten Kontinents wird schicksalhaft kommen... Europäer, Ihr habt 
„die Wahl!“ 

Herriot denkt an verwickelte Probleme am Pazifischen Ozean, die 
wahrscheinlich die Zusammenarbeit der vereinigten europäischen Staaten 
fordern würden. Er gibt unumwunden zu, daß der Völkerbund, für den 
er alle seine Kräfte eingesetzt habe, der erste Entwurf für die „Ver- 
einigten Staaten von Europa“ sein solle. Wer glaubt ihm seine vor- 
getäuschte Biedermannsmiene, wenn er schreibt: 

„Mein größer Wunsch ist, eines Tages die Verwirklichung der Ver- 
„einigten Staaten von Europa zu erleben.“ 

Bundeskanzler Seipel entscheidet sich zunächst für eine wirt- 
schaftliche Einheit (ohne Konkurrenz ? D. Verf.), der später die politische 
nachfolgen könne! 

Der Tscheche Svehia, Ministerpräsident in Prag, bejaht beide 
Fragen, ohne weiter über das bequeme „Ja“ hinauszugehen. 

Professor Einstein plädiert natürlich auch für das Zustande- 
kommen, hält es materiell für sicher und nur für psychologisch fraglich. 

Daß alle Dichternaturen, die im Himmel der Phantasie schweben, 
stark für die allgemeine Verbrüderung nicht Verwandter eintreten, ergibt 
sich aus der Sphäre ihres Denkens und Wirkens. 

Eigentlich hätte eine dritte Frage dem Rundschreiben beigefügt 
werden müssen: „Wie denken Sie sich die praktische Auswirkung?“ 

Nicht einer von allen zieht die praktische Möglichkeit in Frage, 
die an sich selbst zerschellen muß. 

Zum Schluß sei noch an den „Flaggenkult“ der Nationen erinnert, 
bei dem wieder die deutsche „kosmopolitisch“ eingestellte im Hinter- 
grund bleibt! Frankreich, Italien, England, die amerikanische Union 
und neuerdings auch die Sowjetrepublik treiben geradezu lächerlichen 
Kult mit ihren Flaggen. Jedermann hat die Flagge beim Vorübergehen 
zu grüßen. Es grenzt bisweilen ans Groteske, wenn man in gewissen 
Ländern Vereine oder Militär in endlosen Zügen vorbeidefilieren sieht, 
deren einzelne Formationen die Landesflagge tragen, die oft in ganz 
kurzen Zwischenräumen durch Hutabnehmen gegrüßt wird, und sollte 
es auch der simpelste Straßenkehrer sein, der in seiner nützlichen Be- 
schäftigung innehalten muß, um immer wieder die schuldige Ehrfurcht 
zu entrichten. Wann wäre solche Art jemals in Deutschland Gepflogen- 
heit und, mehr als das, Gesetz gewesen ? 

Aus der Verherrlichung der Landesfarben machen die meisten Länder 
und besonders die mit sogenannter freiheitlicher Regierung eine sehr 
ernst zu nehmende Aktion, der nicht Tribut zu entrichten, keinem an- 
zuraten wäre! 
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Und nun soll sich mit der Verwirklichung der undurchführbarsten 
aller Ideen der Stolz auf die eigene Flagge zugunsten einer allgemeinen 
(und welcher?) beugen und eine neue anerkennen, die ihm gar nichts 
sagt, mit der ihn keine Tradition verknüpft ? Erleben wir es nicht täglich 
in Deutschland, daß sich gerade die Besten der Nation, denen Vater- 
landsliebe über alles geht, nicht einmal einem aufgezwungenen Flaggen- 
wechsel beugen wollen ? Denn die Flagge symbolisiert die Geschichte und 
die Ehre des Landes, dessen Repräsentant sie im Weltverkehr bildet. 
Die Farben, die zu Ruhm und Sieg geführt haben, werden stets das 
Wahrzeichen der Nation bleiben — wenn sie sie nicht schnöde verleugnet. 
Und das den heutigen Großmächten Europas zuzutrauen, wäre ein 
Wahnsinn. Nie wird England, noch Italien, noch Frankreich, um zuerst 
die Kriegsmächte zu nennen, ihre Flaggen, mit denen sie sich Welt- 
geltung schafften, streichen. Diese Treulosigkeit kann nur in den Köpfen 
internationaler pazifistischer Phantasten spuken, denen die Mentalität 
in sich gefestigter Völker fremd ist. 

In der amerikanischen Union ist die Flagge mit ihren Streifen und 
49 Sternen das Sinnbild des gesamten Staatengefüges, das historisch 
einen Stern, d. h. Staat, zum anderen fügte, sich dem Ganzen ein- 
ordnend. 

Nur ein Kontinent, dessen Geschichte jung ist, geboren aus ge- 
meinsamer Erfahrung einer sich langsam aneinander kristallisierenden 
Koloniebevölkerung konnte sich eine Verschmelzung zu einem Staats- 
ganzen erlauben, bedingt durch gleiche Interessen, gleiche Sprache, 
gleiche Politik und quasi gleicher Bevölkerung, die durch Zuwande- 
rung den Bestand immer neu auffüllt, damit aber die Verpflichtung 
eingeht, dem herrschenden Element sich unterzuordnen. 

So wenig, wie Asien je unter einem Szepter wird vereinigt werden 
können, um noch viel weniger ist an eine paneuropäische Staatsform zu 
denken, die gleich einer Hydra mit hundert Köpfen sich schließlich selbst 
verzehren würde und in dem alten Kontinent den Zersetzungsprozeß 
beschleunigen müßte. 


DEUTSCHE GRENZENPOLITIK. 


Von Dr. JOSEF WINSCHUH, Köln. 
(Schluß.) 


Die schützende Anspannung gegenüber fremdem Grenzdruck muß 
sich in unbewaffneten, geistigen, sittlichen und materiellen Kräften aus- 
drücken. Das beste Beispiel für diese Art Grenzgebietsicherung bietet 
die deutsche Rheinlandpolitik der letzten Jahre. Damit ist keineswegs 
gesagt, daß diese Politik in allen Etappen folgerichtig, ganz bewußt 
und zweckmäßig und so stark wie möglich gewesen wäre. Durch- 
aus nicht: vieles war locker, zu schwächlich und zu verworren. Aber die 
große innere Linie der heute allein für Deutschland gegebenen Art, 
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Grenzenpolitik zu treiben, ist doch eingeleitet und in großen Zügen durch- 
gehalten worden. Sie muß in Zukunft methodisch ausgebaut, ihre Not- 
wendigkeit muß bewußt gemacht, die Entwicklung ihres Kraftsystems 
zu einer staatsmännischen Kunst ausgestaltet werden. 

Hierbei müssen Staat und Volk, amtliche Politik und Verwaltung, 
sowie Nationalbewußtsein und frei gewachsenen Volkstum auf allen 
Gebieten, auf politischem und wirtschaftlichem, sozialem und kulturellem, 
arbeitsteilig zusammengefaßt wirken. Die amtliche Politik arbeitet mit 
diplomatischen Mitteln, wobei sie sich zweckmäßig der Ideen, Vorwände 
und Kulissen bedient, die europäische Geltung haben, seinerzeit 
von den Gegnern selbst gepredigt wurden und sich geistig-sittlich not- 
wendig gegen die Macht der Sieger wenden, die heute die Ideen verleug- 
nen, in deren Zeichen sie einst kämpften und die halbe Menschheit gegen 
uns mobil machten. Die Ausnutzung und Verwandlung dieses Arsenals 
politischer Waffen ist bisher von der deutschen Politik sehr schwächlich, 
kaum bewußt und planmäßig betrieben worden. Überhaupt besteht ein 
System der deutschen Weltpropaganda, entwickelt aus Übernom- 
menen und in den Dienst Deutschlands gestellten europäischen und 
Menschheitsideen noch keineswegs, trotzdem die Voraussetzungen für 
seine Bildung und Wirkung außerordentlich günstig waren und es noch 
sind. Man sage nicht, daß ein solches System unnütz wäre, da es nur auf 
reale Macht, auf Tatsachen in der Politik ankäme. Ideen, die einer Ent- 
wicklung, einem Bedürfnis und einem geschichtlichen Gärungsprozeß 
entsprechen, die gleichsam drängende materielle Kräfte ihrer Zeit in 
der Ebene des Geistes vertreten und sich suggestiv an die Phantasie 
wenden, sind durchaus reale Mächte in der Hand einer klugen Politik. 
Sie sind zwar nicht Tatsachen, aber sie schaffen Tatsachen. Die Idee von 
heute ist nur zu oft, die Wirklichkeit von morgen. Politik als bewährtes 
Kraftsystem ist ein lebendiger, wechselwirkender Zusammenhang von 
Ideen und Tatsachen, von Erstrebtem und Vorhandenem, von geistigen 
Impulsen und materiellen Interessen, von Idealismus und Egoismus. 
Wie stark eine geschickte, kräftige Ideenpropaganda, selbst in den Hän- 
den eines geschwächten, zu realen Eingriffen in das Gefüge der großen 
Politik noch unfähigen Staates sein kann, beweist Sowjet-Rußland 
Man stelle sich einmal Frankreich in unserer Lage vor. Welch eine 
Waffe zur Wiedererringung von Weltgeltung, zur Berichtigung des er- 
fahrenen Schicksals und zur geistigen Sicherung der verlorenen Grenz- 
bezirke würde sich französisches politisches Temperament, französisches 
Propagandageschick aus europäischen und Weltideen geschmiedet 
haben? 

Nach innen wird amtliche Grenzpolitik umgesetzt in Grenzgebiets- 
verwaltung. Die Verwaltung der Grenzbezirke ist für einen Staat 
immer sehr wichtig. Für das heutige Deutschland mit seinen gefährdeten 
und wunden Grenzflanken kann man den Satz aufstellen, daß abgesehen 
von der Zentrale, die besten persönlichen und materiellen Kräfte der 
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Verwaltung in den Grenzbezirken investiert werden müssen als werbendes 
staatliches Kapital. Einerseits müssen die Grenzgebiete verwaltungs- 
mäßig besonders zuverlässig — was aber durchaus nicht zentralistisch- 
stark bedeutet — mit dem Kern des Staatsgebiets, dem Herzen des Staats- 
lebens verbunden werden. Anderseits muß in ihnen das Staatsbewußtsein 
besonders fest und natürlich und ohne Belastung durch eine verfehlte, 
unpsychologische Verwaltung sein. Falsche preußische Grenzenpolitik 
in diesem Sinne war die mangelhafte Einfühlung des Altpreußentums 
in rheinisches Wesen, waren viele staatliche Auseinandersetzungen mit 
dem Rheinland im vergangenen Jahrhundert. So vor allem die preußische 
Einschätzung des westlichen Katholizismus, die Verkennung des rheini- 
schen Selbstverwaltungsdranges und westlicher Kultureigenart. Diese 
schweren Fehler haben die vielen starken und an sich sehr werbenden Vor- 
züge der preußischen Verwaltung, die vor allem die produktiven 
Kräfte des rheinischen Grenzgebiets gewaltig entwickelt hat, leider im 
Bewußtsein der Rheinländer oft verdunkelt. Der Selbstverwaltungs- 
gedanke eignet sich gerade in Grenzgebieten zum Träger von Staats- 
bewußtsein und zum Gefäß nationaler Kraft. Seine glückliche Mischung 
von freiem, bodenständigem Wachstum und selbstgesetzten Bindungen 
und Pflichten verbürgt ein gliedhaftes, selbstbewußtes und unstarres 
Volkstum, gesunde Staatsgesinnung und verantwortungsvolles Grenzer- 
bewußtsein, ohne nationale Überschwenglichkeiten und mit genügender 
Einführung in den Nachbar jenseits der Grenze. Natürlich muß diese 
Selbstverwaltung sicher umhegt sein vom großen Rahmen fester staat- 
licher Verwaltung, müssen ihre emporsteigenden Kräfte von einer ziel- 
bewußten Staatspolitik zusammengefaßt und gelenkt werden, die es 
auch verstehen muß, unerbittlich und konzentrisch in den großen Dingen 
zu sein. 

Die Verwaltung muß zu ihrem Teil trachten, die Grenzgebiete mit 
besonderer Hingabe zu pflegen, sie besonders blühend und vorbildlich 
zu machen. Heutzutage nützen arme und unwegsame Grenzstreifen 
nicht mehr der Staatssicherung und Landes verteilung, aber sie schaden 
der Werbekraft des Landes auf die benachbarten Grenzgebiete, während 
blühende und gut verwaltete Grenzprovinzen für ihren Staat werben. Und 
zwar sowohl innerlich bei ihrer Bevölkerung, die ja in Grenzbezirken 
immer ein besonders empfindliches Organ für die staatliche Verwaltung 
hat und sehr leicht Vergleiche mit den Zuständen jenseits der Grenze zieht, 
als auch nach außen, wo man mit der Grenzpropaganda gerade bei einer 
mangelhaften Verwaltungspflege besonders wirksam einsetzen kann. 
Man machte Preußen zuweilen den unverdienten Vorwurf, es habe wenig 
für seine östlichen, heute polnischen Gebietsteile getan. Der beste Gegen- 
beweis ist die Tatsache, daß jene Landstriche, die trotz aller auf sie ver- 
wandten Sorgfalt aus ganz natürlichen, geopolitischen Gründen zu den 
schlechtesten Provinzen Preußens zählten, heute die besten, reichsten 
und leistungsfähigsten Gebiete des polnischen Staates sind. Das ist, 
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richtig ausgenutzt, ein Zeugnis für den deutschen Staatsgedanken und 
die deutsche Kolonisationskraft, wie auch die jetzigen östlichen Grenz- 
gebiete Preußens durch besondere Verwaltungspflege stets nach dem 
Osten hinüber werben müßten. Es ist nicht zu leugnen, daß Preußen 
für die Grenzstriche des Rheinlands, in der Eifel und im Hunsrück, man- 
ches getan hat. Aber ihre Pflege müßte noch nachdrücklicher und be- 
wußter erfolgen. Vernachlässigungen durch den Staat und Fehler der 
Verwaltung spielten bekanntlich in der separatistischen Werbung 
in Eifel und Hunsrück eine große Rolle. Der Staat muß sich hüten, die 
Staatsgesinnung seiner Grenzen durch seine Politik so labil zu machen, daß 
sie einer Krise nicht standhält. 

Diese staatliche Pflege betrifft natürlich nicht nur materielle Belange, 
wie Wegebau, Notstandskredite, Mustergüter und dgl., sondern auch 
psychische Umstände, so vor allem die Berücksichtigung der lands- 
mannschaftlichen Eigenart und der besonderen Kulturverfassung. In 
dieser Hinsicht ist die Beamtenpolitik des Staates von größter Be- 
deutung. Der preußische Staat hat im Rheinland hier oft in bester Ab- 
sicht gesündigt, mehr noch das Deutsche Reich in Elsaß-Lothringen. 
In Grenzgebiete gehört die beste, aber auch die gewinnendste, die fein- 
fühlendste und anpassungsfähigste, dabei doch durchaus führende Be- 
amtenschaft hinein. Eine richtige Mischung landsmannschaftlicher Be- 
amten mit guten, einfühlungsfähigen Kräften aus dem Innern scheint 
das Gegebene dem Grundsatz, daß z. B. im Rheinland nur rheinische 
Beamte verwendet werden sollen, kann durchaus nicht das Wort geredet 
werden. Die historische Erfahrung beweist, daß die Tätigkeit altpreußi- 
scher Beamten und Militärs auf die Dauer die rheinische Bevölke- 
rung zu einem gesamtstaatlichen Bewußtsein und einer Erfüllung öffent- 
licher Pflichten erzogen hat, die dem durch Kleinstaaterei und Fremd- 
herrschaft geschwächten politischen Instinkt der rheinischen Bevölke- 
rung zunächst in gewissem Grade abging. Ein lebendiger landsmann- 
schaftlicher Austausch in der Beamtenschaft tut durchaus not, vor allem 
in der mittleren und höheren Verwaltung, damit kein enger Verwaltungs- 
und Gesinnungsföderalismus aufkommt. 

Von großer Wichtigkeit ist die Schulpolitik in den Grenzgebieten. 
Der Pädagoge kann feststellen, daß der Schulunterricht im heutigen 
Deutschland, das gerade bei seiner Jugend die nationalen Kräfte groß- 
zügig und verläßlich entwickeln muß, nicht genügend in den Dienst einer 
deutschen Erneuerung, einer gesunden nationalen Gesinnung auf histo- 
rischer Grundlage und des Wiederaufstiegwillens gestellt ist. In den 
Grenzgebieten vollends müßte der Schulunterricht eine besondere Note 
haben. Sie müßte weniger durch die Lehrpläne bestimmt sein als durch 
die Persönlichkeiten, die dort lehren. Die besten, lebendigsten und vor- 
bildlichsten Schulmänner gehören in die Grenzgebiete. Der Unterricht 
in den Grenzschulen müßte in seinem völkischen, geschichtlichen und 
kulturellen Teil besonders stark auf ein Bewußtmachen der eigenen natio- 
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nalen Werte, Eigenschaften und Kräfte in landsmannschaftlicher Prä- 
gung gegenüber den Einflüssen des Nachbargebietes eingehen. Besonders 
der Geschichtsunterricht müßte diese Gedanken und Impulse an Hand 
der historischen Schicksale des Grenzgebietes herausarbeiten, um ein 
waches Grenzgewissen schon frühzeitig zu bilden. Hier ist gerade im 
Rheinland noch viel zu tun, auch im Osten und Norden. Hoffentlich 
gibt die große deutsche Bewußtseinswelle, die zurzeit durch die Rhein- 
lande geht und seine Grenzverantwortung herausarbeitet, den Anstoß, 
auch hier Wandel zu schaffen. 

Im Zusammenhang der Grenzsicherung ist ferner eine zweckmäßige 
Siedlungspolitik von führender Bedeutung. In unsern bedrohten 
oder verstümmelten Grenzgebieten sind noch reichlich Gelegenheiten 
der Landkultivierung und Siedlung unausgenützt. Mit den sozialen und 
produktionswirtschaftlichen Beweggründen der staatlichen Siedlungs- 
politik sollte man grenzpolitische Motive lebendig verknüpfen, da sie 
jene nicht im geringsten stören, ihnen aber einen hohen nationalen 
Schwung geben. Siedler sind in der Regel auch gute nationale Kolonisato- 
ren und Schildhalter der Kultur der Heimat. Ihr Charakter verbürgt 
Zähigkeit, viel verbindet sie mit der alten Heimat, die sie verlassen haben, 
starke sittliche Kräfte pflanzen sie in das neue Land, das Grenzland, das 
sie sich zur Heimat umschaffen wollen. Gürtel arbeitsamer, aufstreben- 
der Siedlungen müsse gerade die Grenzbezirke durchziehen. In dieser 
Hinsicht ist die griechische Siedlungspolitik bemerkenswert, die einen 
Gürtel anatolischer Flüchtlinge an ihrer mazedonischen Grenze angesetzt 
hat und damit eine Grenzenpolitik treibt, die bei richtiger Fortführung 
ihre Früchte tragen wird. 

Die Pflege eines kräftigen Nationalgefühls, das aus einem lebendigen 
und bodenständigen Volkstum sich immer wieder erneuert und somit 
nicht in der dünnen Luft von Ideen und Abstraktionen schwebt, muß 
in den Grenzgebieten ihre vornehmste Stätte finden. Staatsgesinnung, 
bodenständiges Volkstum und umfassendes Nationalgefühl müssen gerade 
hier wechselwirkend zusammenarbeiten. Das Nationalbewußtsein muß 
hier besonders wach, das Streben, es mit dem Kulturwillen zu inniger 
Einheit zu verbinden, besonders fruchtbar sein. Hier ist nicht allein in 
den Grenzgebieten, sondern überhaupt noch viel zu leisten, denn Deutsch- 
land erlebte seine Kulturepoche zu einer Zeit, als seine Nation und seine 
Staaten schwach und unentwickelt waren, und die deutsche Einigung und 
Weltgeltung wiederum ging nicht zusammen mit einem kraftvollen Auf- 
stieg deutschen Kulturlebens. Somit geht uns die selbstverständliche 
Einheit von Nationalbewußtsein und Kulturwille ab, über die z. B. die 
Engländer und Franzosen verfügen, wir müssen sie erst herstellen. Im 
Osten ist das verhältnismäßig leicht. Gegenüber der polnischen Kultur, 
die auch von ungebildeten und oberflächlich urteilenden Deutschen als 
minderwertiger empfunden wird, wächst im Bewußtsein des Grenzers 
sehr leicht Staatsgesinnung und Nationalgefühl mit dem deutschen 
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Kulturgedanken zu einem Guß zusammen. Im Westen ist das anders, 
wenn es auch in den letzten Jahren, als wir aus der Nähe wirksame Ver- 
gleiche ziehen konnten, besser geworden ist. Gerade die Einheit von 
deutschem Nationalgefühl und deutschem Kulturbewußtsein muß im 
rheinischen Grenzer lebendig gemacht und erhalten werden als geistig- 
sittliches Bollwerk gegenüber der geschickten und leicht bestechenden 
französischen Kulturwerbung, die zwar nachgelassen hat, die aber jeder- 
zeit wieder zur Unterstützung politischer Absichten an den Rhein ge- 
schickt werden kann. 

Hier hat der Staat erst in zweiter Kampflinie tätig zu sein. Auf diesem 
wichtigen Gebiet müssen sich die freien Kräfte des Volkes betätigen, 
wenn auch von staatlicher Politik großzügig und feinfühlig verstanden, 
angeregt und unterstützt. Hier liegt die Arbeit der Vereine und Verbände, 
der Stätten von Kunst und Wissenschaft und der zahlreichen und mannig- 
faltigen Bildungszellen. Der Staat sollte sich der unmittelbaren Lösung 
dieser Aufgaben entäußern und sie dem freien, selbstverwalteten Wachs- 
tum überlassen. So kommt eine fruchtbare Arbeitsteilung zustande. Die 
Jahrtausendausstellung der Rheinlande bedeutet in dieser Richtung eine 
Tat, ebenfalls die vielen Kultur veranstaltungen in den Städten des Rhein- 
lands, wenn auch das Übermaß der damit verbundenen materiellen Fest- 
lichkeiten das aufbauende Ethos dieser Feiern leider stark zersetzt hat. 

* b * 

Das Nationalbewußtsein des Grenzers soll aber durchaus nicht eng 
und verschlossen sein. Gerade aus seinem Grenzerbewußtsein heraus 
muß er dem Besondern und Wertvollen, das von drüben zu ihm kommt, 
aufgeschlossen sein, wenn er Verständnis für Verbindung und Vermittlung 
und damit auch Eignung für Werbung haben soll. Im Rheinland ist dies 
Organ durchaus vorhanden. Die rheinische Lebensart, rheinische Kultur 
und rheinisches Temperament sind immer eine Brücke zwischen Ost und 
West gewesen und werden es auch hoffentlich bleiben. Nur muß diese 
Empfänglichkeit für den andern, diese kulturelle Weichheit. und Ge- 
schmeidigkeit ergänzt werden durch einen realpolitischen Instinkt, durch 
staatsbildende und -erhaltende Kraft. Hieran fehlte es zuweilen im 
rheinischen Wesen, das zunächst einer gesunden Ergänzung durch das 
Nordische und Östliche, durch die spezifisch preußische, staatsbildende 
und -sichernde Art bedurfte. Diese Erkenntnis gehört notwendig in 
das rheinische Grenzbewußtsein hinein. 

Im Süden hat die deutsche Grenzenpolitik andere, einfachere 
Gesetze. Hier hat sie kein verteidigendes Grenzbewußtsein aufzubauen, 
sondern nur ein verbindendes, ein nicht national, sondern gefühlsmäßig 
werbendes. Während die staatliche Politik zu trachten hat, den Charakter 
der Grenze zwischen Deutschland und Österreich praktisch möglichst 
aufzuheben und die beiderseitigen Verhältnisse auf sachlichem, wirt- 
schaftlichem, rechtlichem und sozialem Gebiet möglichst anzugleichen, 
damit beide Staaten trotz der Trennung in ihren Lebensformen schon 
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organisch zusammenwachsen, sind die freien Volkskräfte an die Arbeit 
der Werbung und der Verbindung zu stellen. Sie haben das Bewußtsein 
der Zusammengehörigkeit, der Schicksals- und Kulturgemeinschaft zu 
wecken und zu pflegen, zu verfeinern und zu vertiefen. Sie pflegen die 
Einheit von National- und Kulturgefühl über die staatlichen Grenzen 
hinweg in den Herzen und Gesinnungen. Auch hier fehlt es noch an der 
Mobilmachung wertvoller Kräfte, auch hier sind die staatliche Politik 
und das freie Spiel der nationalen Kräfte noch nicht gedeihlich aufeinan- 
der abgestimmt. 


KOMMUNISMUS — DIE WELTGEFAHR! 
Von The Rt. Hon. PHILIP SNOWDEN, M.P. 


Kommunismus im ursprünglichen und idealen Sinne als staatliche 
Gesellschaftsform, bei der die Menschen in Eintracht leben, indem sie 
die gemeinsame Wohlfahrt dem eigenen Nutzen voranstellten, ist sicher- 
lich eine Staatsform, die auf edelsten menschlichen Regungen beruht. Die 
Geschichte bietet uns manche Beispiele einer praktischen Anwendung 
des Kommunismus als Überwindung des Materialismus. Die ersten 
Christen hatten z. B. alles gemeinsam. 

Zwischen diesem Kommunismus alter Zeit und der Bedeutung, die 
ihm heute zukommt, gibt es überhaupt keine Wesensgleichheit. Der 
Kommunismus, wie er heute von der kommunistischen Partei gepredigt 
wird, arbeitet mit niedrigsten menschlichen Instinkten, mit Neid, Miß- 
gunst und Selbstsucht. Seine Herrscher- und Kampfmethoden sind 
Gewalt, Terror, Tyrannei, Diktatur. 

Würden wir eine derartige Verfeinerung unserer Moralbegriffe er- 
leben, daß sich jeder der kommunistischen Gesellschaftsordnung ein- 
reihen würde, und würde sich jeder Mensch dazu bereitfinden, sich dem 
hieraus zweifellos ergebenden Zwange freiwillig unterzuordnen, so würde 
dies sicherlich einen großen Fortschritt unserer Kultur bedeuten. Das 
aber ist alles nicht das, was wir bei der gegenwärtigen kommunistischen 
Bewegung zu berücksichtigen haben. Es ist nicht die Ideologie (um einen 
beliebten Ausdruck zu gebrauchen) des Kommunismus, der eine Gefahr 
für die heutige vorwiegend demokratische Gesellschaftsordnung bildet, 
sondern seine Methoden, seine Politik, sein Geist sind es, die jeglichen 
Moralprinzipes bar sind. 

„Der Zweck heiligt die Mittel“ ist einer dieser unmoralischen 
Glaubenssätze, die dazu gebraucht werden, um jede Art von Ver- 
brechen zu rechtfertigen. Die Verübung von Verbrechen, nur um damit 
einen scheinbar guten Zweck zu erreichen, demoralisiert diejenigen, die 
sich solcher Mittel bedienen und macht sie ungeeignet, über ethische 
Dinge zu sprechen. 

Jede Revolution lehrt uns dieselbe Wahrheit. Die Gewalt, die sich 
nun einmal von einer durch Gewalt erzielten Revolution nicht trennen 
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läßt, bringt stets die niedrigsten Elemente eines Landes an die Spitze. 
Der Erfolg einer Revolution kann meist nur durch Gewaltanwendung 
gesichert werden; durch eine Unterdrückung der freiheitlichen Gefühle 
müssen die Gewalthaber ihre Macht schützen. Dies gelingt eine Zeit- 
lang, aber unter der Oberfläche glimmt es bald auf, und früher oder später 
setzt die unvermeidliche Reaktion ein, die die Unterdrückten gegen die 
Tyrannei ankämpfen läßt. Die heutige kommunistische Bewegung be- 
sitzt eine fein ausgeklügelte Politik und Philosophie der Revolution. 
Ihr Ziel ist die Niederwerfung des kapitalistischen Systems, die Ent- 
eignung des Kapitals und die Einsetzung des Proletariates in Zweigen 
der industriellen Produktion und Verteilung unter gleichzeitiger Über- 
tragung der politischen Macht an die Masse. 

In den meisten Ländern der Welt herrscht die demokratische Re- 
gierungsform. Die Minderheit muß die Entscheidungen einer Mehrheit 
annehmen, die der Minderheit das Recht zugesteht, ihre Meinungen frei 
zu äußern und zu versuchen, die Mehrheit dazu zu bekehren. Parlamen- 
tarismus ist die Form, durch die die Willensäußerung des Volkes und der 
Regierung vor sich geht. Der grundlegende Unterschied zwischen den 
Kommunisten und allen anderen Gedankenschulen liegt gerade in dieser 
Auffassung der demokratischen Meinungsäußerung. Der Kommunist 
lehnt die Demokratie als eine Einrichtung des Bürgertums, der Bour- 
geoisie, ab. Man hält diese Einrichtung für eine Herrschaftsmethode der 
Kapitalisten, erfunden, um den Massen den Anschein einer leeren Macht 
zu geben, die sie in Wirklichkeit nicht besitzen und nie besitzen werden. 
Der Kommunismus versucht deshalb, das Parlament und die Selbst- 
regierung der Gemeinden auszuschalten und das allgemeine Stimmrecht 
abzuschaffen. Die Enteignung der besitzenden Klassen kann — so meinen 
sie — nicht durchgeführt werden, solange diese Klassen noch über 
irgendwelche politischen Sonderrechte verfügen. Aus ähnlichen Er- 
wägungen ergibt sich auch die Entwaffnung des Bürgertums unter 
gleichzeitiger Bewaffnung des Proletariats. 

Die Kommunisten machen kein Hehl daraus, daß die Nieder- 
werfung des Bürgertums und die Aneignung der wirtschaftlichen Macht 
durch das Proletariat nur durch eine bewaffnete Revolution herbei- 
geführt werden kann. Wir können derartige Auffassungen in den 
Werken kommunistischer Schriftsteller, wie den Erklärungen der kom- 
munistischen [Internationale lesen. Trotzky sagt in seinem letzten Buche 
u.a. „da die Bourgeoisie nicht freiwillig ihre Besitzrechte übergeben 
will, so muß man revolutionäre Machtmittel und Gewalt anwenden“. 
„Das Ziel der kommunistischen Internationale“ — so besagt eine Er- 
klärung einer der Kongresse — „ist die Organisation eines bewaffneten 
Kampfes gegen das internationale Bürgertum und die Aufrichtung der 
internationalen Sowjetrepublik.“ 

Die Vorbereitungen für die gewaltsame Revolution oder den langen 
und blutigen Bürgerkrieg sind in zweifacher Richtung betrieben. Einmal 
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auf dem Wege der gesetzlichen Mittel und weiter durch die Schaffung 
ungesetzlicher Organisationen. Die aus Moskau gegebenen Anweisungen 
gehen dahin, daß die in Europa und Amerika bestehenden Verhältnisse 
der kommunistischen Partei die Aufgabe haben, in der ganzen Welt 
unerlaubte kommunistische Organisationen zu schaffen, die neben denen, 
die gesetzlich erlaubt sind, wirksam sein sollen. Ein Exekutiv-Ausschuß 
überwacht die allgemeine Ausführung dieser Bestimmungen. 

Diese Anweisungen werden von der kommunistischen Partei aller 
Länder genau befolgt. Eines ihrer wichtigsten Betätigungsfelder ist die 
Armee, die Flotte und die Luftstreitkräfte. Man hat Anweisung gegeben, 
Kommunisten in diese Streitkräfte einzureihen, die als aktive Pro- 
pagandazentren dienen sollen. Die legalen Methoden beziehen sich vor- 
nehmlich auf die Bearbeitung der Gewerkschaften und deren Gesinnung 
für die kommunistische Idee. Auch hier sucht man Kommunisten in 
die Organisationen zu dirigieren, die die Führer bei den Mitgliedern nach 
Möglichkeit diskretidieren sollen, indem diese als hoffnungslos mit bürger- 
lichen Auffassungen infiziert hingestellt werden. Aus gleichem An- 
laß suchen die Kommunisten Eingang in die politischen 
Parteien zu finden. Moskauer Instruktionen empfehlen hier naiver- 
weise, „sich den Massen mit Geduld und Vorsicht zu nähern und die 
Eigenheiten der Massenpsyche sorgfältig zu beobachten“. 

Mit diesen Mitteln suchen die Kommunisten die Weltrevolution ein- 
zuleiten und die Diktatur des Proletariates zu errichten. Diese Diktatur 
des Proletariates, die eine Ausschaltung aller bisherigen Regierungs- 
systeme und deren Ersatz durch kommunistische Organe vorsieht, be- 
deutet natürlich nichts anderes, als Unterdrückung des freien Worts, 
Knebelung der Presse und unerträglichen Terror. 

Die heutige Demokratie ist von zwei Welten bedroht, die den gleichen 
Grundgedanken haben, wenngleich beide die Berichtigungen ihrer Werke 
auf ganz verschiedenen Anschauungen herleiten — den Kommunismus 
und den Faschismus. Beide sind dem wahren demokratischen Ideale 
von Grund aus zuwider. International in seiner Stoßkraft 
kann der Kommunismus nur durch eine internationale 
Bewegung überwunden werden. Internationale Gewerkschafts- 
bewegung und Sozialismus, die beide an den menschlichen Fortschritt 
durch Anwendung demokratischer Anschauungen glauben und auf dem 
Boden der Verfassung stehen, sind sich der kommunistischen Gefahr 
wohl bewußt, doch fühlen sie sich auch stark genug, diese Gefahr zu 
überwinden. Je weniger hierbei die Regierungen eingreifen — es sei 
denn aus ganz bestimmten sicheren Gründen — je besser. 
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HANDELSVERT RAGE. 
Von E. R. BOHNE. 


Am 10. Januar 19206 ist ein Jahr verstrichen, seit die im Versailler 
Vertrag diktierte einseitige Meistbegünstigung ihr Ende erreichte, die 
das gefürchtete Deutschland solange in Ketten legen sollte. — Erst 
spätere Geschlechter werden einmal abschätzen und beurteilen können, 
was Deutschland alles in dieser Zeit zu ertragen und mit welchen un- 
geheueren Schwierigkeiten es zu kämpfen hatte, alle die eingetretenen 
Verluste, Hemmungen und Hindernisse zu überwinden. — Ohne Zweifel, 
wenn sich die deutsche Wirtschaft nicht in den Jahren vor dem Kriege 
so entwickelt, so organisiert, fundiert und gefestigt hätte, sie wäre 
durch die Stürme der Nachkriegszeit nicht nur entwurzelt, sondern 
weggefegt worden. Wenn die Klagen über mangelnde Zustände in allen 
Teilen der Wirtschaft nicht aufhören wollen, so liegt das nicht letzten 
Endes an den mehr oder weniger zweckmäßigen Maßnahmen der in 
Betracht kommenden amtlichen Stellen oder der festgefügten Wirt- 
schaftsorganisationen. Auch hier kommen die getroffenen Maßnahmen 
in dem Sinne zum Ausdruck, daß jeder Teil seine Vorteile zu sichern 
bestrebt ist, was nicht immer ohne Benachteiligung des anderen Teiles 
durchführbar ist und eine gemeinsame Plattform gesucht werden muß, 
wo ein bestmöglicher Ausgleich möglich wird. Geben und Nehmen ist 
auch bei diesen weitreichend verzweigten Interessen erforderlich, und 
um dies herbeizuführen, müssen geeignete Leiter die Führung haben. 

Ähnlich wie bei den inneren Verhältnissen liegt es im Verkehr mit 
dem Auslande. Das Ganze als Wirtschaftsgebiet betrachtet, verbirgt 
in seinen Einzelheiten die allerverschiedensten Interessen. Seit dem 
10. Januar 1925 kann auch Deutschland wieder seine wirtschaftlichen 
Auslandsinteressen frei und unabhängig entwickeln. Wir haben gesehen, 
wie schwer und kompliziert der Ausbau dieser Handelsbeziehungen ist 
und wie verhältnismäßig wenig Fortschritte wir bisher zu verzeichnen 
haben. Die ganze Welt hat sich verändert. Alle während und nach dem 
Kriege entstandenen Entwicklungen kommen bei den Handelsvertrags- 
verhandlungen deutlich zum Ausdruck. Hinzukommt, daß die Geld- 
bzw. die Schuldenverhältnisse der einzelnen Staaten dazu zwingen, in 
Zugeständnissen zurückhaltend zu sein und schon allein aus diesem 
Grunde eine besondere Politik zu verfolgen. Wird doch die Prosperität 
eines Landes in erster Linie hauptsächlich nach der Handelsbilanz 
beurteilt, die ja wiederum sehr eng mit den Handelsverhältnissen, mit 
den mehr oder weniger günstig abgeschlossenen Handelsverträgen zu- 
sammenhängt. 

Eine wie große Widerstandsfähigkeit Deutschland bei diesen ganzen 
Umwälzungen bewiesen hat, geht daraus hervor, daß es im Waren- 
austausch auf dem Weltmarkt an vierter Stelle steht und nur von Frank- 
reich, England und den Vereinigten Staaten bis jetzt übertroffen wird. 
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Die wichtigsten Handelsverträge, die wir bisher abzuschließen Gelegen- 
heit hatten, sind die mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika und 
England und in letzter Zeit mit Italien. Es handelt sich hierbei um 
ganz bedeutende, man kann sagen um die bedeutendsten Wirtschafts- 
gebiete der Welt, und wie sehen die Erfolge aus, die wir erzielt haben ? 
Die frühere Weltwirtschaftsstellung Deutschlands kommt in diesen Ver- 
trägen keinesfalls zum Ausdruck. Vorerst bedeutet der Abschluß dieser 
Handelsverträge, die zwar die Meistbegünstigung in sich schließen, 
eine generelle Zulassung zur ungehinderten Handelsbetätigung, da in 
diesen Verträgen auch zu gleicher Zeit alle anderen mit dem Handel 
zusammenfallenden persönlichen und sachlichen Umstände geregelt 
werden. Zwei Hauptgedanken durchziehen die zum Abschluß gelan- 
genden Handelsverträge, nämlich: die Zollgesetzgebung und die Meist- 
begünstigung, die bisweilen zueinander im Gegensatz stehen. 

Nach dem Kriege hat sich in dieser Beziehung ein ganz besonderes 
System herausgebildet, und von verschiedenen Staaten sind Zolltarife 
geschaffen worden, wie man sie früher nie gekannt hat. Vor dem Kriege 
bedeutete ein Handelsvertrag, den Deutschland mit einem anderen 
Lande abzuschließen Gelegenheit hatte, ohne weiteres eine besondere 
Begünstigung der Ausfuhr der deutschen industriellen Erzeugnisse, ohne 
besondere Gegenleistungen, die sich ebenfalls auf industrielle Erzeugnisse 
erstreckte. — Das ist nach dem Kriege ganz anders geworden. Gerade 
bei den erwähnten Handelsabkommen mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, England und Italien spielen die gegenseitigen Zu- 
geständnisse bezüglich industrieller Erzeugnisse eine wichtige Rolle. 
Auch bei den noch schwebenden Verhandlungen ist dies teilweise der 
Fall. Die betreffenden Zolltarife der einzelnen Länder sind durch 
Staffelungen so eingestellt, daß fast über jede Position einzeln ver- 
handelt werden muß und haarscharf abgegrenzt wird, welcher Zollsatz 
gewährt werden kann und welcher nicht. Die zentrale Lage Deutsch- 
lands im europäischen Wirtschaftsgebiet bringt es mit sich, daß der 
deutsche Unternehmungsgeist außer an seinen industriellen Erzeugnissen 
auch ein Handelsinteresse an Rohprodukten und landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen nimmt. Die hierdurch entstehenden vielseitigen wirt- 
schaftlichen Interessen lassen sich selten einheitlich im deutschen 
Interesse durch die abzuschließenden Handelsverträge vertreten bzw. 
ausgleichen. — Da wir uns aber nach der industriellen Seite hin stark 
entwickeln, ist gerade der Absatz von Industrieerzeugnissen beim Ab- 
schluß von Handelsverträgen eine große Wichtigkeit, wodurch sich in 
erster Linie die Handelsbilanz günstig entwickelt, aber auch die Schiff- 
fahrt, das Versicherungsgeschäft usw. zur Neubildung und Vermehrung 
des Nationalvermögens beiträgt. 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika sind als ein in sich ab- 
geschlossenes Wirtschaftsgebiet zu betrachten, weil sie Nahrungsmittel, 
Rohstoffe und industrielle Erzeugung unabhängig vom Auslande im 


26 E. R. BOHNE 


benötigten Umfange besitzen. Die Förderung der industriellen Erzeugung 
neben den Rohstoffen und der Nahrungsmittelerzeugung hat so zuge- 
nommen, daß exportiert werden muß. Sie haben eine Zollgesetzgebung, 
die es ihnen jederzeit ermöglicht, die eigene Industrie vor der ausländi- 
schen Konkurrenz zu schützen und betreiben dies auf der Grundlage, 
daß die besonders zu diesem Zweck geschaffene Tarifkommission in allen 
in Frage kommenden Ländern Agenten unterhält, die über die Her- 
stellungskosten der nach U. S. A. exportierten Waren zu berichten 
haben, eventuell durch Einsichtnahme in die Kalkulationsbücher der 
betreffenden Fabrikanten. Ergibt sich, daß die Herstellungskosten 
erheblich unter den in U. S. A. fabrizierten Erzeugnissen liegen, so wird 
durch den Einfuhrzoll diese Differenz ausgeglichen. — Dies in Betracht 
gezogen, können deutsche Waren nur Absatz finden, wenn sie hoch- 
wertiger sind, oder es sich um Artikel handelt, die noch nicht in den 
Vereinigten Staaten hergestellt werden. — So sieht in den Vereinigten 
Staaten die Meistbegünstigung aus. 

Anders liegen die Verhältnisse in England. England, ein reines 
Handelsland, das früher nie Wert auf Nahrungsmittelerzeugung legte 
und weite Strecken als Öd- und Weideland brach liegen ließ, hat während 
des Krieges einen Teil davon unter Kultur genommen. Nach und nach 
ist dieser Geist gewichen und der frühere Zustand wieder hergestellt. 
Für die industriellen Erzeugnisse sind wichtige Absatzgebiete verloren 
gegangen, wozu bis vor dem Abschluß des Handelsvertrages auch 
Deutschland gehörte. Die englische Industrie, die sich in ihren bis- 
herigen Absatzgebieten bedroht sieht, versucht durch gesetzliche Maß- 
nahmen und durch ungeeignete Reklame Wandel zu schaffen. Durch 
die Wiedereinführung der McKenna-Zölle werden gewisse Waren, 
die sich hauptsächlich auch auf deutsche Erzeugnisse beziehen, mit 
einem Zoll von 33!/,%, belegt, und man versucht immer mehr Erzeug- 
nisse zum Schutze der eigenen Industrie mit einem ähnlichen Einfuhr- 
zoll zu belegen. — Für die englische Schiffahrt wirkt sich dies dahin 
aus, daß die vom Ausland über England weiter verkauften Waren nicht 
mehr wie früher über englisehe Häfen verschifft werden. — Die von 
englischen Postämtern angewandte Reklame durch Entwertungs-Mit- 
aufdruck, wie „buy British goods“ oder „British goods are best“, hat 
dazu geführt, daß die amerikanische Regierung deswegen vorstellig 
geworden ist, bei Fortsetzung dieser Reklame eine entsprechende Nach- 
stempelung vornehmen würde „if manufactured on American machi- 
nes“. — Die deutsche Regierung ist in England wegen der eingeführten 
Kampfzölle vorstellig geworden, da sie sich mit dem abgeschlossenen 
Handelsvertrag nicht vereinen lassen. Zu einer Verständigung ist es 
bisher nicht gekommen, die Verhandlungen wurden abgebrochen. — 
So sieht in England die Meistbegünstigung aus. Beim italienischen 
Handelsvertrag ist fast jede Position einzeln ausgehandelt worden. Hier 
ist der Fall eingetreten, daß Deutschland für die italienischen Landes- 
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erzeugnisse Saison-Zollermäßigungen eingeräumt hat. In jedem Lande 
wird eine andere Zollpolitik verfolgt, und so wird es den deutschen 
Erzeugnissen schwer gemacht, trotz der Handelsverträge sich wieder 
Absatzgebiete zu schaffen. 


GELD — PREIS — KAUFKRAFT. 


l. Goldwährung unter der Glasglocke. 
Von Sir John FERGUSON, London, Präsident des Institute of Bankers. 


Die Rückkehr Englands zur Goldwährung bedeutet sicherlich einen 
wichtigen Abschnitt in der Entwicklung des internationalen Geldwesens 
nach dem Weltkriege. Der Schritt selbst hat bekanntlich in England 
eine lebhafte Diskussion über seine Vor- und Nachteile hervorgerufen, 
doch war die Bankwelt letzten Endes der Ansicht, daß die Vorzüge die 
Nachteile bedeutend übersteigen würden. Ein großes Verdienst bei der 
praktischen Durchführung gebührt vor allen Dingen dem Gouverneur 
der Bank of England, Montagu Norman. 

Obwohl kurz nach der Wiedereinführung der Goldwährung zunächst 
eine Reihe von Schwierigkeiten auftraten, hat der Schritt doch im Laufe 
der Zeit auch seine günstigen Folgen gehabt. Die Handelsbilanz hat 
sich gebessert, eine Reihe von Waren ist im Preise gesunken. Diese 
Preissenkung muß ganz von selbst eine Belebung des Kaufinteresses und 
daher eine Belebung der Industrie mit sich bringen. Falls es uns ge- 
lingt, die Goldwährung stabil zu erhalten — woran nicht zu zweifeln 
ist —, können wir der Zukunft mit einem gewissen Vertrauen ent- 
gegensehen. 

Die künftige Entwicklung des Goldpreises und, was damit eng zu- 
sammenhängt, die zukünftige Entwicklung der Warenpreise, liegt 
natürlich noch im dunkeln. Man kann aber meiner Meinung nach mit 
einer gewissen Berechtigung die Schlußfolgerung ziehen, daß der Gold- 
wert, der in der Zeitspanne, wo die europäischen Nationen die Gold- 
währung ausschalteten, fiel, nunmehr mit der Rückkehr Englands zur 
Goldwährung wieder steigen wird, was bedeuten würde, daß mit 
einem Sinken der Warenpreise zu rechnen ist. Es gibt eine Reihe von 
Volkswirtschaftlern, die anderer Meinung sind, insbesondere deshalb, 
weil unsere gesamte Währungstechnik durch die große Ansammlung 
von Goldbeständen in den Vereinigten Staaten ein vollkommen anderes 
Gesicht bekommen hat. Anderseits muß aber im Laufe der Zeit mit 
einer allmählichen Wiederverteilung der Goldbestände unter die ver- 
schiedenen Nationen gerechnet werden; wenn ich eine Voraussage auf 
lange Sicht geben darf, so möchte ich ein künftiges Sinken der 
internationalen Warenpreise voraussagen, weil die starke 
Nachfrage nach Gold den Goldpreis in die Höhe treiben 
wird und somit ein Absinken der Warenpreise unausbleiblich ist. Diese 
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Tendenz dürfte durch die Verbesserung der industriellen Produktions- 
möglichkeiten, durch die Ausdehnung des Rationalisierungsgedankens 
und auch durch die bessere Leistungsfähigkeit des menschlichen Arbeits- 
faktors verstärkt werden. 

Die Vermeidung plötzlicher Schwankungen und die Gewähr eines 
langsamen und reibungslosen Ausgleiches der Goldvorräte wird Aufgabe 
der Banken sein, die durch eine vernünftige Zusammenarbeit der Zentral- 
banken ermöglicht und sichergestellt werden kann. Auf diese Weise 
werden sich plötzliche Steigerungen des Goldpreises und damit ein 
scharfer Sturz der Warenpreise vermeiden lassen. Die Verhängung der 
Kreditsperre — eine Maßnahme, die mit der Einführung der Goldwährung 
aufs engste zusammenhing — war im Hinblick auf die Stellung Londons 
als internationaler Geldmarkt durchaus zu beklagen, doch war der 
Schritt damals unvermeidlich; denn man fand, daß der Umfang der 
Ersparnisse, der für eine Investierung in Anleihen in Frage kam, noch 
verhältnismäßig klein war. Man mußte sogar damals nicht nur die 
Sperre aufrechterhalten, sondern sie auch im Interesse einer Vermeidung 
eines starken Goldabflusses auf Kolonialanleihen ausdehnen. Glück- 
licherweise haben sich die Verhältnisse in der Zwischenzeit aber ge- 
bessert, so daß diese zeitweilige Maßnahme, die als Hilfsmaßnahme be- 
.rechtigt war, abgebaut werden konnte. Wo wir aber nun einmal zur 
Goldwährung zurückgekehrt sind, müssen wir auch einen völlig freien 
Goldmarkt zu erlangen suchen; denn eine weitere Einschränkung der 
Auslandsanleihen würde sich als eine für die Wirtschaft wenig ersprieß- 
liche Maßnahme herausgestellt haben. Wir könnten uns eine derartige 
engherzige Wirtschaftspolitik leisten, wenn wir nur unseren einheimischen 
Markt zu berücksichtigen hätten. Wir müssen aber im Gegenteil gerade 
an unsere Verbindungen mit dem Weltmarkte denken, und in dieser Be- 
ziehung ist eine „künstliche Goldwährung“, d. h. eine solche, die durch 
Anleihebeschränkungen künstlich gesichert ist, weder für uns noch für 
die anderen Nationen von Nutzen. Eine Goldwährung unter der 
Glasglocke hat wenig Wert. Aber ein völlig freier Goldmarkt muß 
sich im Laufe der Zeit als Segen für die Volkswirtschaft herausstellen. 
Schon jetzt lassen sich erfreulicherweise Ansätze in einer Belebung 
unserer industriellen Lage und in einer Hebung unserer Wettbewerbs- 
fähigkeit feststellen. Noch haben wir große Schwierigkeiten zu über- 
winden, insbesondere in der Anpassung an die gesunkene Kaufkraft des 
Weltmarktes und in dem Angleich unserer Löhne an den niedrigeren 
Standard anderer Nationen. Immerhin haben wir in den letzten vier 
bis fünf Jahren gewisse Fortschritte gemacht, und es wäre ungerecht, 
diese Fortschritte abzuleugnen. Der Wiederaufbau wird weiter voran- 
schreiten, doch dürfen wir natürlich nichts Übereiltes und Außer- 
gewöhnliches erwarten. Übereilte und außergewöhnliche Vorgänge 
haben nämlich gewöhnlich etwas Unnatürliches und Verdächtiges 
an sich. 


GELD — PREIS — KAUFKRAFT 29 


2. Konstante Währung und konstante Kaufkraft. 
Von Sir JOSIAH STAMP, K. B. E., Mitglied des Dawes- Ausschusses. 


Gegenwärtig verfügen die meisten Industrienationen nur über eine 
Export- und Importstatistik, über eine solche den Umfang der Bank- 
depositen und der Geldbewegung betreffend, sowie über Indexziffern 
von Preisen und die Gestaltung der Lebenshaltung. Auch besitzen sie 
meist eine wertvolle Bevölkerungsstatistik sowie regelmäßige Angaben 
über die Lohnentwicklung und den Beschäftigungsstand. Uber den 
Punkt indessen, der in seiner großen Wichtigkeit alle vorhergehenden 
Statistiken überragt und sozusagen die Zusammenfassung der einzelnen 
Ziffern in einen Generalnenner ist, nämlich über das Ausmaß der Pro— 
duktion als Ganzes genommen, besitzen sie keinerlei Angaben. Zwar sind 
von manchen privaten Seiten Versuche gemacht worden, diese Lücke 
zu füllen, doch wurden die Arbeiten mehr unter einem bestimmten 
Gesichtswinkel im Interesse einzelner Industriezweige vorgenommen. 
Wir brauchen indessen einen großen Produktionsindex auf nationaler 
Grundlage, der durch die freiwillige Zusammenarbeit von Firmen in 
jedem Handelszweige errechnet wird. Diese Firmen hätten etwa viertel- 
jährlich, oder noch besser monatlich, in vertraulichen Angaben ihren 
eigenen Produktionsindex einzusenden, der dann einen integrierenden 
Bestandteil eines größeren Index. bilden würde. Man macht sich im 
allgemeinen nicht klar, daß ein derartiger Index keineswegs etwa eine 
absolute Zahl zu sein brauche, oder daß er etwa mit größter Genauigkeit 
aufzustellen wäre. Er hätte nur verschiedene bedeutungsvolle Tatsachen 
festzulegen, die durch eine zentrale Behörde gewogen und errechnet 
würden, um so Indizes von verschiedenen Handelszweigen und Industrie- 
gruppen zu ergeben, deren Gesamtzusammenfassung den nationalen 
Produktionsindex ausmacht. Industrieführer und Bankwelt würden 
bald lernen, die Nützlichkeit eines derartigen Index zu werten, und man 
würde die Entwicklungstendenz der Volkswirtschaft sehr bald verstehen 
und beurteilen lernen. 

Ein derartiger Produktionsindex würde einer jeden Volkswirtschaft 
eine Reihe von Vorteilen bringen. Er würde die Sicherheit in 
industriellen Berechnungen und Schätzungen erhöhen. Es 
ist eine allbekannte Tatsache, daß Konjunkturschwankungen, mögen 
sie nun auf natürliche Ursachen, wie Ernteergebnisse, finanzielle Er- 
schütterungen usw., zurückzuführen sein, auch psychologische Faktoren 
in sich schließen, die die Möglichkeit einer Übertreibung nach der einen 
oder anderen Seite bedingen. Die Folge hiervon ist, daß stets die 
Gefahr besteht, daß eine Anzahl von Personen die tatsächliche Lage der 
Wirtschaft vollkommen falsch beurteilt und demzufolge eine falsche 
Politik einschlägt. Jedermann neigt dazu, sich das Weltbild nach 
eigenen Ansichten zu formen und sich auch bezüglich der Wirtschafts- 
lage eines bestimmten Artikels sich sein eigenes Bild zu machen. Meistens 
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ist dieses Bild, was den Verkauf der Ware anbetrifft, sehr optimistisch 
gehalten. Hieraus entwickelt sich die Tendenz einer übermäßigen Pro- 
duktion in Zeiten günstiger Konjunktur und einer übermäßigen Dros- 
selung in Krisenzeiten. Die Folge hiervon ist, daß Hochkonjunktur und 
Depression zu scharfe Formen annehmen. Die tatsächliche Kenntnis 
der Produktionsverhältnisse würde sicherlich dazu angetan sein, diese 
Schärfen zu mildern, sie würde auch in Zeiten einer günstigen Kon- 
junktur eine Überproduktion verhindern und der Krise den Stachel des 
Pessimismus nehmen. Hieraus würde sich eine Glättung der Wirt- 
schaftskurve, ein stetiger Beschäftigungsstand und eine einheitliche 
Preisentwicklung, soweit dies menschlich möglich ist, ergeben. 

Ein weiterer Vorteil wäre der, daß der Geschäftsmann in der Lage 
wäre, die Produktion auch in anderen mit seinem Artikel zusammen- 
hängenden Branchen übersehen zu können, was ihm heute nur schwer 
gelingt. Natürlich werden viele Kaufleute den Vorteil dieser Idee ab- 
lehnen, da sie ihnen die Ausschaltung einer erheblichen Gewinnchance 
bedeutet. „Ich verdiene heute mehr, weil ich einen besseren Kon- 
junkturinstinkt habe“, behaupten sie. Zweifellos ist hieran richtig, daß 
eine gute Nase auch heute noch höhere Gewinne bringt. Wenn man 
jedoch das Wohl der gesamten Industrie und vor allen Dingen das Wohl 
der Arbeiterschaft im Auge hat, so muß jede Möglichkeit Konjunktur- 
schwankungen zu mildern begrüßt werden. 

Man mag über die Vor- und Nachteile einer künstlich geleiteten 
Währung im Vergleich zur Goldwährung sagen was man will, man wird 
zugeben müssen, daß selbst die Goldwährung heute in gewisser Weise 
beeinflußt werden muß. Die Quantitätstheorie des Geldes in 
seiner feineren Auswirkung bedingt eine sehr vorsichtige 
und weise Geschäftsleitung, und für diese brauchen wir die Kennt- 
nis dieser Hauptfaktoren, nämlich den Umfang der Kaufkraft, die Menge 
der gekauften Waren und die Schnelligkeit des Umschlages. Die Zwischen- 
wirkung dieser drei Faktoren ergibt dann den Preisstand. Von diesen 
Faktoren kennen wir alle, mit Ausnahme des Produktionsumfanges, und 
wir würden, falls wir diesen Umfang ausfindig machen könnten, inner- 
halb weniger Jahre eine ständig wachsende Kenntnis der praktischen 
Anwendung des Prinzipes erlangen. Goldwährung ist die beste Währung, 
die wir kennen, aber es ist sicher keine Angelegenheit, auf die wir stolz 
sein können, oder bei der wir nicht dauernd Verbesserungen anstreben 
sollten. Wir sollten tatsächlich ständig danach streben, sie in jeder 
Weise zu verbessern. Wir sollten nicht mehr damit zufrieden sein als 
etwa mit einem elastischen Metermaß, das heute 100 cm und nach ein 
paar Jahren 175 cm mißt. Oder mit einem Kilogrammstück, das heute 
1000 g und 20 Jahre später nur 500 g wiegt. Tatsächlich würden der- 
artige Verschiebungen in Längenmaßlen oder Gewichtseinheiten einen 
weniger schädlichen Einfluß auf das gesamte Wirtschaftsleben ausüben 
als die Wertschwankungen beim Golde, die wir im letzten halben Jahr- 
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hundert erlebt haben. Der Vorteil eines Produktionsindex würde sich 
sicherlich bereits in wenigen Jahren praktisch auswirken und in ähnlicher 
Weise der gesamten Volkswirtschaft zugute kommen, wie etwa der 
Index von Großhandelspreisen oder die Außenhandelsstatistik, die wir 
auch nicht mehr entbehren können. 

Unter den heutigen kritischen Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkte 
scheint mir endlich eines der am meisten erstrebenswerten Ziele, zu ver- 
suchen, einen dieser Faktoren, nämlich den Lohnfaktor, so konstant 
wie möglich zu gestalten und die Ungerechtigkeiten, die aus der Schwan- 
kung des Geldwertes resultieren, dadurch auszuschalten, daß wir die 
Löhne in ihrer Kaufkraft gleichbleibend erhalten. Aus ähn- 
lichen Erwägungen entspringt bereits der wertvolle Versuch, die Löhne 
durch einen Lebenshaltungsindex den Schwankungen der Lebens- 
haltungskosten, die aus Geldwertschwankungen entspringen, nach Mög- 
lichkeit anzugleichen. Unternehmen wir aber hierbei eine Unter- 
suchung, ob die gesamte Vorkriegsproduktion, die die Grundlage der 
Vorkriegslöhne bildete, heute noch aufrechterhalten wird, so dürften 
wir eine harte Enttäuschung erleben. Wir haben allen Grund zur An- 
nahme, daß unsere gegenwärtige Produktion das Vorkriegsmaß noch 
nicht erreicht hat, sondern erheblich darunter bleibt und heute viel- 
leicht 80%, dieses Vorkriegsmaßes ausmacht. Naturgemäß dürften wir 
auch dem Arbeiter nur eine entsprechende Menge von wirklicher Kauf- 
kraft für seine Waren zugestehen. Wir haben also in dem Index der 
Produktion einen sehr wertvollen Maßstab für die Lohngestaltung. 


DER KAPITALSCHWUND. 
Von Dr. W.M. Frhr. von BISSING. 
Im ersten Jahr der stabilen Währung fand eine Kapitalneubildung 


in Deutschland kaum statt. Man hoffte daher, daß der Spartrieb 
wieder erneut einsetzen würde, sobald durch den Anschluß unserer 


Guthaben der Sparkassen in Preußen. 


, (In Mill. RM.) 


Zu- bzw. Ab- Zu- baw. Ab- 


nahme in % 


Monat 1925 Spareinlagen 


nahme da Giroeinlagen 


| 

100 485,61 1000 
ee + 14,9 511,38 J 3,3 
+ 28,8 545,1 | + 12,3 
＋ 41,4 549,05 + 131 
ER 3 545,67 + 12,4 
ee e | -+ 65,3 564,25 + 16,2 
EDER: | + 753 586,31 + 20,7 
u een ed + 86,3 607.077 + 25,— 
September + 96,6 608,39 T 25.3 
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Währung an das Gold die Stabilität der Reichsmark gesicherter sein 
würde, als das bisher erschien. Es scheint jedoch als hätten auch in 
diesem Falle die Wirtschaftspessimisten den Wirtschaftsoptimisten 
gegenüber Recht behalten, obgleich die Spareinlagen, wenn natürlich 
auch nicht in demselben schnellen Maße wie kurz nach der Stabilisierung. 
weiter zunahmen. Man wird etwa damit rechnen können, daß diese 
Einlagen sich im Jahre 1925 gegenüber dem Stande von Ende 1924 
um 100% vermehrt haben dürften. (S. Tabelle S. 31.) 

Wenn ferner der Reinzugang an Gebäuden und Wohnungen in den 
deutschen Groß- und Mittelstädten nach einer vorübergehenden Ab- 
nahme im zweiten und dritten Vierteljahr 1924 wieder einen Aufschwung 
zeigt, so ist doch zu bedenken, daß sich hier keine nen im 
wahren Sinne des Wortes vollzieht. 


Reinzugang an Gebäuden und Wohnungen in allen deutschen 
Groß- und Mittelstädten. 


| 
Gebäude über- | Zu- bzw. Ab- | davon Wohn- | Zu- bzw. Ab- 
| 


Zeit | 


haupt nahme in °), gebäude nahme in ½¼, 
1924 | | 
1. Vierteljahr te. 4,191 100,— | 2,582 100, — 
2. M aa nea ai 2,885 — 32,2 1,493 — 42,2 
3. 5 3,824 — 88 1,902 — 256.3 
A. a en 5362: J 27,9 3,031 + 174 
1925 | | 
1. Vierteljahr . .....| sm | + 377 3,206 + 24.2 
2. x ie gS 5,815 | + 38,7 3,361 + 30,2 
3. 2 ee 5,767 —＋ 37,6 | 3,517 + 36,2 


Es findet vielmehr nur eine Kapitalübertragung auf dem 
Wege der Hauszinssteuer statt. Die Besitzer der alten Häuser müssen 
diese Steuer zwangsweise an den Staat abführen, der daraus zum Teil 
Darlehn zum Bau neuer Häuser gewährt. Um diese Steuer wird der 
Ertrag des Hausbesitzers geschmälert, was in sehr vielen Fällen zur 
Folge hat, daß die alten Mietshäuser nicht in dem Maße instand ge- 
halten werden, wie es eine geordnete Wirtschaft verlangt. So fragt es 
sich sehr, ob dieser scheinbaren Kapitalvermehrung durch Neubauten 
nicht eine entsprechende Kapitalverminderung durch mangelnde Pflege 
und Verfall der bestehenden Häuser gegenübersteht. Vor allem aber 
kann, weil die Finanzierung der Häuserneubauten in erster Linie mit 
Hilfe der Hauszinssteuer erfolgt ist, die Vermehrung an Wohnstätten 
nicht gleichgesetzt werden mit einer aus der Dynamik des wirtschaft- 
lichen Lebens heraus erfolgten Kapitalvermehrung. Gerade, daß dieser 
Zwang angewendet werden mußte, und daß von seiten der Regierung 
wiederholt erklärt worden ist, man könne auf die Hauszinssteuer nicht 
verzichten, ist mit ein Beweis für diePassivität der deutschen Kapitalbilanz. 
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Für eine solche Passivität unserer Kapitalbilanz scheinen 
auch die Zahlen der deutschen Roheisen- und Rohstahlgewin- 
nung seit Beginn des Jahres 1925 zu sprechen. 


Deutschlands Roheisen- und Rohstahlgewinnung. 


Zur bzw. Ab- 
nahme in % 


Zu- bzw. Ab- 
nahme in % 


Monat 1925 Roheisen in t Rohstahl in t 


Januar. E e a r 909,849 100,— i! 1.180,908 | ; 

Februar 373,319 — 4— | 1,155,351 | — 3,— 
Marz 990, 606 + 9,— 1.209, 294 E 2, 
Aprilèén./ . 396, 362 — 1.— 1.064.420 — 9.— 
Mani. 960,544 + 6.— 1.114.746 — 6.— 
Juni 41,201 + 3,— | 1,108,748 — 7.— 
Juli 335,80 — 3,— 1. 030,983 — 13.— 
Au gutt. 765,901 | — 16,— 899,421 — 24, — 
September 734, 935 — 19,— 379,571 — 25,— 
Oktober 741,714 — 18,— 928,339 0. 
November 760,353 I 16,— 876,154 — 26,— 


Der Rückgang besonders in den Monaten August und September ist 
erschreckend. Da Eisen und Stahl das Hauptproduktionsmittel für 
alle Maschinen und sonstigen Kapitalgüter abgeben, ist die Annahme 
berechtigt, daß die Verminderung der deutschen Roheisen- und Roh- 
stahlerzeugung gleichbedeutend ist mit einem Rückgang der Kapital- 
neubildung. Die Berichte des Vereins Deutscher Maschinenbauanstalten 
bestätigen diese Vermutung. Danach läßt die Nachfrage der Pro- 
duktionsmittelindustrien nach Maschinen aller Art dauernd nach. Die 
Folge sind Kursstürze in den Aktien der Industrien. Der nach Branchen 
geordnete Aktienindex der Frankfurter Zeitung weist seit Jahresbeginn 
ein besonders starkes Absinken in der Kursbewegung der Aktien der 
Maschinenfabriken und der Waggonfabriken auf, also typischer Indu- 
strien, die Kapitalgüter produzieren. Erheblich weniger sind dagegen 
die Aktien der Brauereien und Spritindustrie, der Eisenbahnen, der Banken 
und Versicherungsgesellschaften ins Gleiten gekommen. Man kann 
daraus wohl wiederum den Rückschluß ziehen, daß die Einkommen der 
einzelnen Wirtschaftssubjekte nach wie vor erheblich mehr zu Konsum- 
zwecken verwandt als der Kapitalneubildung zugeführt werden. Wenn 


man schließlich sich noch vor Augen hält, daß 


im Juli 1925 3 Aktiengesellschaften 
39 August 1925 6 99 
und , September 1925 11 m 


ihr bereits auf Reichsmark umgestelltes Kapital erneut zusammengelegt 
haben, so mag das ein weiterer Beweis dafür sein, daß die Wirtschaft 
aus sich selbst heraus nicht in der Lage ist, Kapital neu 
zu bilden, ja daß sich sogar Anzeichen eines nicht unbedeutenden 
Kapitalschwundes bemerkbar zu machen scheinen. 
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Demgegenüber investiert aber der Staat 12 Millionen M. beim Rhei- 
nisch- Westfälischen Elektrizitätswerk, erwirbt das Kapital von Siemens’ 
elektrischen Betrieben zum Kurse von etwa 120%, zum Teil aus aus- 
ländischer Hand, und sucht jetzt in Konkurrenz mit amerikanischem 
Kapital Giesches Erben zu sanieren. Weiter werden Moorkulturen in 
erheblichem Umfange angelegt, um den Verlust, der durch Abtretung 
land wirtschaftlich genutzter Fläche an unsere Feinde entstanden ist, 
wieder neu zu ergänzen, und schließlich hört man, daß die Reichsbahn- 
gesellschaft beabsichtige Konkurrenzunternehmen wie die Kraft- 
verkehrs-A.-G. „Deutschland“ zu erwerben und sich beim „Bayerischen 
Lloyd“ zu beteiligen. Wenn man allerdings diese Kapitalinvestierungen 
des Staates betrachtet, die in einem Ausmaß erfolgen, wie man dies vor 
dem Kriege in Zeiten blühendster Wirtschaft nie für möglich gehalten 
hat, so will die Schlußfolgerung, die Kapitalbilanz der deutschen Wirt- 
schaft sei passiv, nicht recht einleuchtend erscheinen. Aber trotzdem 
ist es so. Der Staat bildet nach wie vor Kapital nicht aus 
dem Ertrage seiner Erwerbsunternehmen, sondern aus den 
Steuern. Es werden dauernd Steuererträgnisse in langfristigen Anlagen 
fest investiert. Die jetzt betriebene Finanz- und Steuerpolitik der öffent- 
lichen Hand ruft eine Kapitalverschiebung hervor, die, wenn sie weiter 
fortgesetzt wird, der Wirtschaft den Todesstoß versetzen muß. Es ist 
geradezu ein volks- und finanzwirtschaftlicher Wahnsinn, wenn einer- 
seits Steuermittel in der großzügigsten Weise investiert werden, auf der 
andern Seite aber im Preußischen Staatsbudget ein Defizit von über 
200 Millionen M. klafft, und wenn endlich seitens der Regierung erklärt 
wird, man könne auf die Hauszinssteuer nicht verzichten, da auch 
ihre Erträgnisse zur Aufrechterhaltung der Staatsverwaltung mit heran- 
gezogen werden müßten. Die Bolschewisten könnten nicht 
besser und systematischer an die Sozialisierung der deut- 
schen Wirtschaft gehen, wie es heute Reich und Preu- 
Bischer Staat tun. Ebenso scharf ist das Verhalten der Reichsbahn- 
gesellschaft zu verurteilen, welche die Herabsetzung ihrer Tarife mit 
der Begründung vermeidet, daß sonst die nötigen Mittel zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes und zur Ergänzung der Betriebsmittel sowie 
die Summen zur Ansammlung des Reparationsfonds nicht aufgebracht 
werden könnten. Mit dieser Behauptung würde die Absicht der Reichs- 
bahnverwaltung, Kapital in zwei konkurrierenden Verkehrsunternehmen 
zu investieren in einem schreienden Widerspruch stehen. 

So wird von einer Kapitalneubildung im heutigen Deutschland 
kaum gesprochen werden können, wir erleben vielmehr die Ver- 
schiebung großer Kapitalmengen von der privaten in die 
öffentliche Hand. Aus dieser Verschiebung erklärt sich auch die 
Zunahme der Spargelder in den Sparkassen, die zu einem nicht unerheb- 
lichen Teil aus Rücklagen von Staats- oder Gemeindebeamten oder 
-Angestellten bestehen dürften, deren Bezüge höher sind als die Löhne 


— — — 
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der Angestellten und Beamten der privaten Wirtschaft. Will man 
also die Kapitalbildung anregen, so wird man verhindern 
müssen, daß die öffentliche Hand weiter in den Besitz 
derartiger Geldmengen gelangt, wie es heute der Fall ist. 


DIE NEUE WELT. 
Von Dr. ARTHUR Dix. 


Der historisch-politische Geograph der Berliner Universität, Prof. 
Walther Vogel, hat bereits im Jahre 1921 den Versuch unternommen, 
„Das neue Europa“ zu beschreiben (Verlag Kurt Schroeder, Bonn und 
Leipzig), und dieser Versuch hat begreiflicherweise im Publikum eine so 
interessierte Aufnahme gefunden, daß heute bereits die dritte, naturgemäß 
wesentlich umgebaute Auflage des Vogelschen Werkes auf dem Bücher- 
markt erschienen ist. 


Seltsam, wie ein Wissenschaftler von der politischen Durchgeisti- 
gung Vogels es unternehmen kann, ein Buch unter so irreführendem, ja 
unter heute so vollkommen unmöglichem Titel erscheinen zu lassen! Das 
neue Europa ist doch ganz und gar kein Ding für sich, verdient kauın 
noch den Namen Erdteil, sondern ist ganz und gar ein Stückchen 
Globus, das politisch schlechterdings nicht unter Loslösung von den 
anderen Erdteilen betrachtet werden kann. Walther Vogel widerspricht 
sich und dem Titel seines Buches denn auch auf Schritt und Tritt, Seite 
für Seite; er denkt ja gar nicht daran und kann gar nicht daran denken, 
das neue Europa als Einzelwesen zu betrachten und zu behandeln, 
sondern muß nicht nur die Kolonialgebiete (in erster Linie Englands und 
Frankreichs) mit hineinziehen, sondern ebensogut Japan, Nord- und 
Südamerika. 

Es war einmalein altes Europa, das ging vor einem halben Jahr- 
tausend auf die Entdeckerfahrten, die sich zuerst langsam an der atlan- 
tischen Küste Afrikas vortasteten und dann später mit kühnem Mut 
hinübergriffen über den ganzen Atlantik, nachdem deutsche Wissen- 
schaft die nötigen nautischen Hilfsmittel zur Verfügung gestellt hatte, 
und es gab Jahrhunderte, in denen dieses alte Europa auf Grund der 
Erobererzüge, in die sich jene Entdeckerfahrten umgewandelt hatten, 
die Welt beherrschte. Tempi passati. Es kann uns Europäern nicht oft 
genug ins Gewissen gerufen werden, daß wir heute nicht die Herren 
der Welt sind, sondern daß nach fortschreitendem Abbau der kolo- 
nialen Eroberungsmacht die einzelnen Großmächte Euro- 
pas ein Glied sind in der Reihe der interkontinentalen 
Weltmächte, daß schon heute Nordamerika und Ostasien auf den 
Weltkonferenzen gleichberechtigt sind mit den zurzeit restierenden 
Weltmächten Europas und daß für eine spätere Zukunft Südamerika, 
Südafrika, Südasien auch ihre Ansprüche anzumelden beginnen. 

je 
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Daß wir heute gar nicht von einem neuen Europa sprechen 
können, ohne an die neue Welt zu denken, wird am schlagendsten be- 
wiesen durch die erste Kartenskizze, die Prof. Walther Vogel seinem oben- 
erwähnten Buche beigegeben hat und die wir hier im Einvernehmen mit 
dem Verlage wiedergeben. Dieses Schemabild veranschaulicht die Ent- 
fernungen, die das britische Mutterland von seinem Kolonialbesitz, in 
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Tagereisen berechnet, noch im Jahre 1840 trennte, und das Zusam men- 
schrumpfen dieser Entfernungen bis zum Jahre 1914. Nun, 
wir schreiben nicht mehr 1914, wir schreiben 1926. Dazwischen liegt 
der Krieg mit seiner ungeheuerlichen Anfeuerung der 
technischen Entwicklung, insbesondere auf dem Gebiete des 
Verkehrswesens, der Krieg, der dem Luftschiff und Flugzeug zu einer 
so gewaltigen Bedeutung verhalf und der dazu führte, in Friedenszeiten 
unvorstellbare Mittel für die Entwicklung dieser Verkehrsmittel mobil 
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zu machen. Wenn Walther Vogel seine Gegenüberstellung von 1840 
und 1914 ergänzen wollte durch eine Vorschau auf 1940 beispielsweise, 
dann wäre daraus zweifellos ein noch viel engeres Zusammen- 
rücken der einzelnen Bestandteile des britischen Imperiums hinsicht- 
lich der Tagereisen der Raumüberwindung ersichtlich. Ob zu einem 
solchen Zeitpunkt allerdings die heutigen Bestandteile des britischen 
Weltreiches noch Kolonien oder Dominions sind, ob selbständige Bundes- 
staaten eines großen Staatenbundes, ob nach jeder Richtung unabhängige 
Einzelwesen oder ob einem anderen, stärker gewordenen Magneten 
verfallen, das ist eine Frage, die heute noch vollkommen offen bleiben 
ınuß. Nur das eine soll festgestellt und festgehalten werden, daß das 
neue Europa sich selbst nicht versteht, wenn es sich nicht im 
Rahmen der neuen Welt sieht. 

Das heutige Europa ist nicht mehr der Beherrscher der übrigen 
Erdteile. Es ist weltpolitisch abhängig von einer Konstellation, in 
der mindestens Nordamerika und Ostasien eine von ihm aus nicht zu 
dirigierende selbständige Rolle spielen. Das heutige Europa ist wie das 
frühere wirtschaftlich abhängig von den Märkten der anderen Erd- 
teile, nur noch in sich ständig steigerndem Maße. Das heutige Europa 
ist auch geistig nicht mehr unabhängig von den Strömungen, die aus 
neuen Kulturelementen (wenn man will, Unkulturelementen) des nord- 
amerikanischen Wirtschaftskonglomerats zurückströmen, und, es ist 
finanziell in verheerendem Maße abhängig von den Goldansamm- 
lungen hinter den jenseitigen Gestaden des Atlantik. 

Dieser unser alter Erdteil besitzt auch heute noch seine Vorzüge 
der unvergleichlich reichen Gliederung, des Klimas, des Golfstroms, 
der in keinem anderen Lande so wirksamen langen Tageslichtdauer, der 
alten Kultur, der in fortschreitendster Technik bestgenutzten Bodenschätze, 
der Möglichkeit einer großen Bevölkerungsdichte bei verhältnismäßig 
hohen Lebensansprüchen usw. usw. Aber ob es nun aus England, Frank- 
reich, Deutschland, Rußland und x anderen Staaten besteht, ob es 
irgendeinmal den heute noch recht unwahrscheinlichen Weg zu einer 
europäischen Staatenföderation findet — es wird niemals wieder wie 
etwa im Mittelalter ein Ding an sich. Es kann die Entwicklung von fünf 
Jahrhunderten nicht rückgängig machen, es kann nicht rückgängig 
machen das Zeitalter der kolonialen Eroberungen und das Zeitalter der 
noch lange nicht abgeschlossenen Kolonialverluste. Es ist nicht mehr 
der Herr der Welt, sondern ein Stück der Welt, oder vielmehr eine Samm- 
lung von Stücken und Stückchen des globalen Ganzen. In diese Rolle 
muß es sich hineinfinden, ıhr kann es nicht entrinnen. 
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WELTSCHAU. 
DEUTSCH-RUSSISCHE WIRTSCHAFTSFRAGEN. 


Von Dr. Georg Kanzow. 


Der Abschluß der sich über zweı Jahre hinziehenden deutsch-russischen 
Handelsvertragsverhandlungen hat einem Zustand ein Ende bereitet, der für beide Teile 
unerträglich zu werden begann. Und doch ist auch dieses Vertragswerk noch nicht der- 
art, daß sich daraus besonders günstige Perspektiven für den Handelsverkehr zwischen 
beiden Ländern ergeben können. Mag auch bestimmungsgemäß nunmehr Tür und Tor 
dem deutschen Handel in Rußland geöffnet sein, was kann dies nützen, solange die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse jenseits unserer Ostgrenze einen regeren Verkehr dorthin von 
selbst verbieten. Man wird versuchen müssen, sich mit dem jetzigen System der Wirt- 
schaftsführung in Rußland, so gut es geht, abzufinden, obgleich sich hier schier unüber- 
windliche Hindernisse, wie sie z. B. schon mit dem Wesen des staatlichen Außenhandels- 
monopols verbunden sind, in den Weg stellen. 

Es gibt wohl kaum zwei Länder auf dem Erdball, die sich durch Austausch von 
Industrie- und Agrarprodukten in wirtschaftlicher Hinsicht so vorteilhaft ergänzen 
könnten, wie Deutschland und Rußland. Aber die wirtschaftliche Konstellation, die 
das Deutsche Reich vor dem Kriege, beispielsweise im ersten Vierteljahr 1914, mit 
98,4 Millionen Rubel im russischen Export und mit 159,7 Millionen Rubel in der russi- 
schen Einfuhr weitaus an der Spitze aller mit Rußland Handel treibenden Länder mar- 
schieren ließ, zeigt heute ein ganz anderes Aussehen als damals. Den Kern des auch jetzt 
noch ungelösten deutsch- russischen Wirtschaftsproblems bildet die Finanzierungs- 
frage großer Sachlieferungen. Auch das zwischen der russischen Staatsbank und 
einer Gruppe erster deutscher Banken kürzlich getroffene Kreditabkommen über 75 Mil- 
lionen Mark, das durch einen Handelskredit der deutschen Exportindustrie im Be- 
trage von 25 Millionen Mark erweitert wird, bedeutet keine grundlegende Wandlung 
in den bestehenden Finanzierungsschwierigkeiten. Handelt es sich doch hier mehr um 
ein Zwischengeschäft mit einer recht beschränkten, nur bis Anfang nächsten Jahres sich 
erstreckenden Kreditierungsfrist. Was einer Vertiefung der deutsch-russischen Ge- 
schäftsbeziehungen vor allem entgegensteht, ist der gegenwärtige Kapitalmangel 
in Deutschland, der jede Gewährung langfristiger Kredite strikte untersagt. Und Ruß- 
land wiederum verfügt in seiner heutigen Verfassung gleichfalls nicht über die für 
einen großzügigen Wiederaufbau seiner Wirtschaft notwendigen baren Geldmittel. 

Die wirtschaftliche Struktur Rußlands wird durch den hohen Prozentsatz bäuer- 
licher Bevölkerung (859%) als überwiegender Agrarstaat gekennzeichnet. Gelingt 
es der russischen Regierung, die Kaufkraft der Landbewohner in einem Maße 
zu stärken, das die Intensivierung des landwirtschaftlichen Betriebes ermöglicht, so 
eröffnet sich für die deutsche Maschinenindustrie ein allerdings ausgedehntes Absatzfeld. 
Einige Anzeichen deuten jedenfalls auf eine, wenn auch nur langsam zunehmende Bes- 
serung der russischen Agrarverhältnisse hin. Nach amtlichen russischen Angaben hat 
sich die gesamte Anbaufläche im Wirtschaftsjahr 1923,24 gegenüber dem Jahr 1922/23 
um 19% und 192425 um 9,5% vergrößert. Die beträchtliche Steigerung der Neu- 
anschaffungen an land wirtschaftlichen Maschinen und Geräten, deren 
Wert in der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres 1924,25 30 Millionen Rubel gegenüber 
29,5 Millionen Rubel innerhalb des ganzen Jahres 192324 ausmachte, läßt ebenfalls auf 
eine gewisse Erholung der Landwirtschaft schließen. Für das neue Wirtschaftsjahr ist 
die Beschaffung von allein 20.000 Traktoren (im Vorjahr 11000) in Aussicht genommen. 
Durch den guten Ausfall der diesjährigen Ernte wird der Bauernschaft an sich die Mög- 
lichkeit zu einer Vervollständigung ihres teilweise äußerst dürftigen Inventars geboten. 

Für eine intensivere Ausgestaltung der deutsch-russischen Geschäftsbeziehungen 
ist zunächst einmal eine baldige Modifikation des russischen Außenhandels- 
monopols unbedingt notwendig. Wie kann sich der deutsche Kaufmann auf die Dauer 
des Vorteils der direkten Kundenwerbung und Lieferbeziehungen begeben, während 
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die russischen Handelsvertretungen, die allein für die Vermittlung der Außenhandels- 
geschäfte zuständig sind, sich ihrerseits durch systematische Bearbeitung des deutschen 
Marktes die günstigsten Bezugs- und Absatzverhältnisse aussuchen können? Hier 
klafft eine gewaltige Lücke in dem jetzt zum Abschluß gebrachten Vertragswerk, deren 
Beseitigung mit allen Mitteln angestrebt werden muß. Gewisse in letzter Zeit einge- 
tretene Abänderungen des Außenhandel-Monopolsystems, so die Freigabe der Ausfuhr 
russischer Kartoffeln, Honig, Hufe, Hörner, Käse, Beeren und Obst, können vielleicht 
schon als Vorläufer einer sich anbahnenden Umstellung der Außenhandelsorganisation 
Rußlands aufgefaßt werden. 

Der Tauschverkehr mit Rußland umfaßt im Export von Deutschland in erster Linie 
Maschinen und hier wiederum hauptsächlich Landmaschinen aller Art. Ferner wird 
der Bedarf an elektrischem Material für den Ausbau des russischen Kraftnetzes, wie 
der kürzlich zustande gekommene Abschluß zwischen dem Russischen Elektrotrust 
und der AEG zu erkennen gibt, in Zukunft wohl vor allem wieder in Deutschland ge- 
deckt werden. Das russische Wirtschaftsprogramm sieht weitgehende Projekte der 
Elektrizitätswirtschaft im Dnjeper-Gebiet, in Sibirien und in der Ukraine vor, deren 
Durchführung für die elektrotechnische Industrie eine gute Betätigungsmöglichkeit 
bietet. 

Rußland vertritt in seiner Außenhandelspolitik den Grundsatz des Ausgleiches der 
Ein- und Ausfuhr im Verkehr mit den einzelnen Ländern und sieht deshalb darauf, 
wertmäßig an Waren nur so viel von einem Kontrahenten zu beziehen, wie es dorthin 
selbst exportiert. Bei der fortgeschrittenen internationalen Arbeitsteilung lassen sich 
derartige Prinzipien auf die Dauer selbstverständlich nicht schematisch durchführen, 
und auch in dieser Beziehung wird ein Revision des russischen Standpunktes abzuwarten 
sein. — Über den ziffernmäßigen Anteil Deutschlands am russischen Außenhandel der 
Gegenwart gibt eine jüngst veröffentlichte Statistik des russischen Außenhandels- 
amtes Aufschluß, die den Sechsmonatsabschnitt vom Oktober 1924 bis März 1925 um- 
faßt. Danach waren die Hauptmächte an der russischen Ein- und Ausfuhr wie folgt 
beteiligt: - 


Anteil am russischen Außenhandel 


Länder in Millionen Rubel: 
Import: | Export: 
England ........ 54,4 69,8 
Vereinigte Staaten 43,3 9,4 
Deutschland . ..... 40,6 41,6 


England bestreitet zunächst noch den größten Teil des russischen Außenhandels; 
ihm folgen in der Einfuhr Amerika und an dritter Stelle erst Deutschland, das mit 
16,9%, am Gesamtimport Rußlands teilnimmt. Im Export steht Deutschland als Ab- 
nehmer russischer Produkte bereits wieder an zweiter Stelle. 

Die jetzt getroffene Regelung des Handelsverkehrs zwischen Deutschland und 
Rußland stellt, wie hervorgehoben zu werden verdient, nur ein Provisorium dar, da die 
Kernbestimmungen des Vertrages zunächst für die Dauer von zwei Jahren gelten. Die 
deutsche Regierung wird diese Frist ausnützen müssen, um die Position der deutschen 
Wirtschaft gegenüber der von Rußland vertretenen Wirtschaftspolitik zu festigen und 
zu verbessern. Schließlich kann sich ja ein fruchtbringender Güteraustausch auch nur 
dann entwickeln, wenn jeder Teil sich den Bedürfnissen und Wünschen des Partners so— 
weit wie möglich anpaßt. 
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befindet sich seit geraumer Zelt in kräftigem Aufschwung. War sie früher meist 

Dilettanten überlassen, so sind es jetzt Immer mehr auf der Höhe der Wissen- 

schaft stehende Männer, die sich die Beschäftigung mit ihr zurLebensaufgabe 

machen, Kein Wunder angesichts des ungewöhnlichen Wertes, den die Topo- 

nomastik besitzt. Einer erfolgreichen Entwicklung der Ortsnamenkunde trat 

bisher der Mangel eines eigenen Organs entgegen. Daher erfüllt die neu ins 
` Leben getretene 


ZEITSCHRIFT FÜR ORTSNAMEN-FORSCHUNG 


HERAUSGEGEBEN VON DR. JOSEPH SCHNETZ, MÜNCHEN 
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Weltpolitisches Handbuch 
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Die Wiederbelebung Ratzelscher Ideen und ihre Erläuterung an dem such 
statistisch und volkswirtschaftlich durchdrungenen und vielfach in schlagenden 
Beispielsreihen verwerteten Stoff der jüngsten Gegenwart stellt die „Politische 
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Saatsräson: das Ist der Fabausdrud für jene politische Handlungsweise, die wir 
neserliß Machtpolitik oder Madiavellismus nennen, 

Es handelt sih in diesem Werk also um eine Darstellung der Widersprücde von 
Rect und Maht, von 5 Handeln und sittlicber Verantwortung und politi- 


shem Handeln nadh Madttrieb, wie sie die neusre Geschichte aufrollt. 

Das Problem des Verhältnisses der Politik zur Moral una darúber Sinaus das 
Problem der Wechselbeziehungen von Politik und Sistorischem Bewußtsein, der 
Wabselbeziehung von politischer Praxis und Theorie wird in seiner bistorishen 
EntwiAlung dargestellt.) 

Nec allgemeiner ausgedrückt: Das Thema des Budes ist, den Zusammenstoß der 
Idee der Staatsräson mit den Weltanschauungen und geistigen Denkweisen seit der 
Rehatssance und die praktischen politischen Wirkungen dieser Auseinandersetzun 
gen zu verfolgen,” (Hamburger Fremdenblatt.) 
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„NEUE ZEIT.“ 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M.d.R. 


Berlin, den 18. Januar 1926. 

In den Erinnerungen des Großadmirals v. Tirpitz findet sich in 
dem Kapitel „Bei Bismarck“ die kurze Erwähnung jenes Besuches des 
Altreichskanzlers im Hamburger Hafen nicht lange vor seinem Tode, 
bei dem der Fürst überwältigt von dem ungeheuren Leben, das sich 
dort seit dem Ende seiner Amtszeit entwickelt hatte, die bekannten 
Worte sprach: „Eine neue Zeit ist angebrochen.“ An diese Worte 
muß man unwillkürlich zurückdenken, wenn wir nach all dem Jammer 
und dem Leid dieser Jahre zuerst gedämpft anläßlich der Beratungen 
des Sachverständigen-Gutachtens im Jahre 1924, dann fortissimo vor, 
bei und auch noch besonders in der ersten Zeit nach der Unterschrift 
unter die Locarnoverträge denselben Ausdruck von einer angeblich 
hereingebrochenen „neuen Zeit“ immer und immer wieder hören. 
Ist es wirklich wahr, daß wir in unserer tausendjährigen deutschen 
Geschichte gerade jetzt wieder einmal einen solchen Schicksalsmoment 
erleben, wie ihn der alte Mann im Sachsenwald so deutlich fühlte, 
kurz bevor er seine großen Augen für immer schloß? 

Die Gedanken gehen gerade an einem Tage, wie dem heutigen ganz 
besonders und ganz automatisch zurück zu Bismarck und seiner Zeit. 
Es ist ja wirklich kein Zufall und keine künstliche Mache, wenn sich 
erst über den großen Preußenkönig und dann in noch stärkerem Aus- 
maße über den Gründer des Reiches eine immer noch anwachsende 
Literatur turmhoch anhäuft, wenn die Bilder gerade dieser beiden 
Männer wohl in keinem vaterländisch eingestellten deutschen Hause 
fehlen und wenn die von ihnen, ihrem Leben und ihrer Umgebung 
hergestellten Filme Massenzulauf erhalten. Friedrich der Große und 
Bismarck sind die beiden einzigen wirklich großen Staatenbildner in 
der deutschen und preußischen Geschichte der letzten Jahrhunderte 
und der schließlich doch gottlob gesunde Sinn unseres Volkes hat das 
gerade im jetzigen Unglück ganz scharf und deutlich erkannt. Einer 
alten Gewohnheit folgend, las ich auch am diesjährigen Reichsgrün- 
dungstage das Kapitel „Versailles“ im 2. Bande der Gedanken und 
Erinnerungen wieder einmal durch, das in so schlichter und einfacher 
Sprache die Vorgeschichte und das Ereignis der Gründung des neuen 
Deutschen Reiches schildert. Und dann wanderten die Gedanken 
weiter über Glanz und Ruhm der siebziger und achtziger Jahre bis zum 
Sturze des Gewaltigen. Fast mit Staunen vernimmt man aus der 
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heutigen Literatur immer mehr der Einzelheiten über Intriguen und 
Anfeindungen, die auch er überreichlich erlebte, und noch mehr staunt 
die jetzige Generätion über die auch schon im alten Deutschland herr- 
schende Parteiwirtschaft im übelsten Sinne. Aber wenn heute die 
andern, diejenigen, die vom alten Deutschland nichts hinübernehmen 
wollen in das neue, höhnen über all diese Dinge, wenn sie jetzt z. B. 
spaltenlange Betrachtungen über die geheimnisvollen Börsenmanipu- 
lationen des allmächtigen Geheimrats im Auswärtigen Amt anstellen — 
so können sie doch — günstigstenfalls — den Nachweis dafür erbringen, 
daß auch unter der Sonne von Glanz und Ruhm des Kaiserreiches an 
verantwortlicher Stelle menschliche Schwächen und Fehler vorkamen 
und ihre Rolle spielten. Aber alle diese Kritiker vergessen immer allzu 
leicht das eine, daß im alten, nach innerer Kraft und äußerer Form 
festgefügten deutschen Staat diese menschlichen Unvollkommenheiten 
nicht im allerentferntesten die Leitung der Staatsgeschäfte in einer 
Weise beeinflußt haben, wie so vieles Entsprechende — übrigens wohl 
doch noch in ganz anderem Ausmaß vorhandene — in der Nachkriegs- 
zeit des „neuen Deutschlands“ und das jetzt den staatlichen Bestand 
manchmal fast bis zum Zersprengen anspannende Getriebe „neu- 
deutscher“ Parteiwirtschaft. 

Die „neue Zeit“, die damals der alte Bismarck 1897 heraufkommen 
sah, fand 1914 mit Beginn des Weltkrieges ihr Ende. Sie war gekenn- 
zeichnet durch einen in der Geschichte aller Völker unerhörten Auf- 
schwung Deutschlands. Armee, Flotte, innere Verwaltung, Handel und 
Industrie, Landwirtschaft und Volkszahl, Kolonien, Wachstum des 
Auslandsdeutschtums, Kunst und Wissenschaft — überall mächtiges 
Emporblühen. 20 Milliarden Ein- und Ausfuhrhandel im Jahre 1913 
und trotz gewiß auch damals bestehender Schatten im ganzen doch ein 
stolzes, selbstzufriedenes und schnell immer reicher und wohlhabender 
werdendes großes Volk, das auch in der Weltpolitik eine immer größere 
Rolle spielte und ohne dessen Beteiligung keine wichtige Entscheidung 
der Großmächte mehr zustande kam. Und dann der Weltkrieg, über 
dessen Ursprung und Verantwortung die Akten im In- und Auslande 
immer weiter anschwellen und noch längst nicht geschlossen sind. 
Parteipolitische Verblendung in Deutschland hat in der Verurteilung des 
alten Regimes als Ganzes und als Prinzip dem Ausland wertvollste 
Hilfe für die lügenhafte These der Hauptschuld Deutschlands geliefert 
und ist auch heute noch bemüht, die erfeulicherweise endlich überall 
in Gang gekommene Aufklärungsarbeit zu hemmen und zu stören. 
Trotzdem wird der Tag kommen, an dem einwandfrei feststehen wird, 
daß das alte Regime in Deutschland zwar manche Mängel aufwies 
und manche Fehler in der großen Politik, in psychologischer Behandlung 
und Einstellung zu anderen Mächten begangen hat, — daß aber mit 
allergrößter Wahrscheinlichkeit die Behauptung aufgestellt werden 
kann, daß unter einem anderen etwa mehr „demokratischen“ Regime 
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— falls Deutschland unter einem solchen auch nur annähernd so reich 
und mächtig geworden wäre — der Niederhaltungs- und Vernichtungs- 
wille der Gegner sich im Prinzip genau in derselben Weise gegen 
alles Deutsche betätigt hätte. Und wer wollte nach den Erfahrungen 
von 1918 bis 1926 sich erkühnen und dem deutschen Volke vorreden, 
daß die „neu-demokratischen“ Staatsmänner etwa keine Fehler be- 
gangen hätten! Das einzige, was bleiben und sich immer wieder in 
unsere Gedankenwelt einprägen muß, ist das: Bismarck, der Gewaltige, 
der Genius, der zu seinem Heile unserem Volke im vorigen Jahrhundert 
geschenkt wurde, überragte all die andern turmhoch, und als er von 
uns ging, war niemand da, um ihn zu ersetzen. Der einzige und 
wirkliche Fehler der nachbismarckschen Zeit war der, daß sie kenntnis- 
reiche und verantwortungsfreudige Männer nicht in der Auswahl und 
in der Zahl dem Staat zur Verfügung gestellt hat, wie das immer mehr 
in das Getriebe der Weltwirtschaft und Weltpolitik hineingeratene 
Deutschland sie dringend gebrauchte! 

Und nun sollen wir im Laufe der Entwicklung von der Tiefe wieder 
zur Höhe, unter ganz anderen Verhältnissen und viel mühsamer als 
früher aus unserem äußeren und inneren Zusammenbruch heraus, 
wiederum hinein in die große Entwicklung der Welt draußen! 

Auf wirtschaftlichem Gebiet ging dieser Prozeß zunächst schnel- 
ler und selbstverständlicher vor sich als auf anderem. Das deutsche 
Volk von über 60 Millionen wurde zunächst wieder als Konsument der 
Weltproduktion gebraucht und über entsetzliche absichtliche und un- 
absichtliche Irrtümer hinweg siegte anderseits die Einsicht, daß Deutsch- 
land nur dann etwas bezahlen und an Kriegsentschädigung abarbeiten 
könnte, wenn es auch selbst wieder den Ertrag seiner Hände Arbeit 
in die Welt hinaussendet. Das heißt, bis jetzt steht diese Ein- 
sicht großenteils nur auf dem Papier, und in dem Ringen um ihre 
praktische Durchführung sind wir noch mitten drin. Immerhin — 
hier gibt es so etwas wie einen „Zwang der Dinge“. Viel schwieriger 
war und ist der Prozeß der Rückkehr in die Weltpolitik. Endlich 
belehrten die intimen Zusammenhänge zwischen wirtschaftlichen und 
politischen Dingen aber auch hier unsere Hauptgegner, und als sie am 
eigenen Leibe die Folgen der verfehlten Niederhaltungspolitik Deutsch- 
lands nach dem Kriege erkannten, bequemten sie sich schließlich zu 
einigen Konzessionen. Gewisse höchst nüchterne und reale Verträge 
wurden mit bombastischem Beiwerk moderner, im internationalen 
Verkehr heimisch gewordener und die Pazifisten aller Länder aufhorchen 
machender Ausdrücke in Europa geschlossen, und langsam zieht man 
Deutschland auch wieder zu solchen Verträgen hinzu, die wie z. B. 
das Washingtoner Abkommen betreffend China, vom Jahre 1921, die 
Erinnerung an vergangene frühere Episoden des glanzvollen Deutsch- 
lands zurückrufen. Aber ist denn der Kern aller dieser Dinge und 
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früher? Ist nicht auch heute noch genau so, wie unter Friedrich dem 
Großen und Bismarck, das Machtverhältnis Deutschlands zu 
Frankreich der für die deutsche Politik allerwichtigste Faktor? 
Leben wir nicht auch heute noch inmitten eines über den Krieg fort- 
gesetzten Machtkampfes um den Rhein, um Revision unmöglicher 
Grenzen und um unsere wiederzugewinnende Freiheit und Gleich- 
berechtigung? Sehen und fühlen wir nicht, wie auf Schritt und Tritt 
der Wille und die Macht des militärisch unendlich überlegenen Frank- 
reichs auf uns lastet und wie wir trotz längst gemachter Zusicherungen 
immer wieder daran gemahnt werden, daß nur im Kampfe, und 
zwar im ständigen Kampfe gegen Frankreich es etwas Ähnliches 
geben wird, wie ein Recht Deutschlands? Bismarck schmiedete 
das Reich zusammen gegen den französischen Willen, es getrennt zu 
halten und den einen Teil gegen den andern auszuspielen. Dann schuf 
er das europäische Bündnissystem, und jahrzehntelang war die Macht 
in Europa ausbalanciert, und der Frieden blieb uns erhalten. Erst die 
Tatsache der allmählich unterwühlten Kraft unseres .österreichisch- 
ungarischen Bundesgenossen und die unseren Kriegsgegnern bekannte 
Unzuverlässigkeit Italiens gab ihnen den Mut und die Gelegenheit zum 
Losschlagen. Jetzt haben wir, dem Zwange der Entwicklung folgend 
und als ein bewußter Anfang von aus der Isolierung herausführenden 
„neuen“ politischen und wirtschaftlichen Kombinationen, mit Frank- 
reich und England feierliche Verträge der Garantierung des gegenwärtigen 
Besitzstandes, d. h. der Vermeidung von Gewaltanwendung zu seiner 
Änderung, geschlossen und der Geist dieses mit Schiedsverträgen und 
Völkerbundseintritt zu einem Ganzen vereinigten Vertragswerkes sollte 
sich sofort in dem allgemeinen Verhältnis der europäischen Länder 
untereinander auswirken. So wurde es in hochtrabenden Worten und 
Phrasen von Locarno und auch bei Gelegenheit der Unterzeichnung 
in London verkündet. Inzwischen ist der harte Winter über alle ge- 
kommen, und die schönen Worte des spätsommerlichen Locarno sind 
verhallt. Fast gleichgültig und aus erklärlichen Gründen gemeinsamer 
weltpolitischer Abmachungen ziemlich untätig sieht die englische 
Politik in gewohntem Opportunismus und kühler Hervorhebung des 
eignen Interesses es mit an, wie diesmal Frankreich allein seine 
Versprechungen bezüglich erheblicher Reduzierung der Besatzungs- 
stärken in der weiterbesetzten zweiten und dritten Zone nicht hält. 
Auf den Kampf um die uns schon ab 10. Januar 1925 zustehende 
Räumung von Köln folgt jetzt der Kampf um die zweite und dritte 
Zone und das Saargebiet. Alle Anzeichen sprechen dafür, daß wir auch 
in dieser Frage wieder zu einer großen Aktion kommen werden, wo 
es zum Biegen oder Brechen und wiederum um die grundsätzliche 
Frage der künftigen Einstellung Deutschlands zu den anderen 
Vertragspartnern geht. Warum treten alle diese Dinge heute am 
Reichsgründungstage so besonders lebhaft und in ihren großen Zu- 
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sammenhängen vor unser Auge? Antwort: Weil letzten Endes auch 
die jetzige „neue zeit“ an den Notwendigkeiten und dem harten 
Schicksal Deutschlands nichts ändert und ändern wird, sich gegen fran- 
zösische Habgier und Machtsucht zu verteidigen und aus der eigenen 
Ohnmacht heraus Schritt für Schritt sich letzten Endes in ganz ähn- 
lichen Gedankengängen die Freiheit und Gleichberechtigung wieder zu 
erringen, wie es einst unsere Väter und Vorväter tun mußten! Die 
äußere Form dieses Ringens ist sicherlich eine andere als früher und 
seine Mittel sind nicht die des 19. Jahrhunderts. Aber der Kern der 
Dinge ist derselbe wie früher. Wir wollen Frieden und Verständi- 
gung gerade mit Frankreich — aber wir werden sie nur im Kampfe 
erzielen, im Kampfe und mit den Mitteln, die uns heute dafür zu Ge- 
bote stehen! 

Und ist es denn auf dem Gebiete der Wirtschaft etwa anders? 
Mit bombastischem Schwung verkünden die Zeitungen des In- und 
Auslandes alle möglichen kommenden internationalen Kongresse und 
Konferenzen. Man zaubert sogar das Phantasiegebilde von Paneuropa 
vor die Augen unseres zu Illusionen neigenden verarmten, auf kleinem 
Raum und geschwächter Rohstoff- und Agrarbasis zusammengedrängten 
Volkes und lobt mit Pathos die wunderbaren Pläne und Möglichkeiten 
der künftigen „europäischen Solidarität“. Ich fürchte sehr, es wird 
auch hier ebenso wie auf dem Gebiet der Politik sich alles letzten Endes 
auf eine sehr einfache Linie zurückführen lassen, und zwar auf die- 
selbe Linie, die einst Preußen und Deutschland groß gemacht hat. 
Wir müssen im Inland wieder einen gesunden, auf den Grundsätzen 
vernünftiger Privatwirtschaft beruhenden Wirtschaftsapparat haben 
und uns endlich freimachen von recht vielen „neuzeitlichen“ Schlag- 
wörtern und Doktrinen. Wir müssen nach außen exportieren, und zwar 
billiger und besser als die andern, und wir müssen drittens zu allem noch 
recht erhebliche Kriegsentschädigungen zahlen, nicht zuletzt deshalb, 
weil wir den Krieg nicht nur verloren haben, sondern dazu im ent- 
scheidenden Moment die verbrecherische Dummheit einer inneren 
Revolution begangen haben. Vor der Durchführung dieser drei Zwangs- 
gebote bewahrt uns kein Gott und kein Schicksal. Und ob sich bei 
dieser Durchführung im Laufe der Zeit aus der Natur und dem Wesen 
der Wirtschaft selbst heraus eine engere internationale Zusammen- 
arbeit mit anderen europäischen Völkern ergeben wird, steht heute 
noch völlig dahin. Wir sollten auf diesem Gebiet auf jeden Fall ganz 
entschieden die opportunistische Methode der programmatischen 
vorziehen, d. h. wir sollten in stärkster Betonung der rein deutschen 
Interessen uns heranfühlen an das, was kommen kann, aber nicht zu- 
nächst nach echt deutscher Art Programme aufstellen und in ihren 
Rahmen hinein zu handeln versuchen! 

Und nun zum Innenpolitischen. Hier ganz besonders wurde die 
alte Zeit verdammt und in den Orkus geworfen. In hastiger und ober- 
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flächlicher Weise wurde auf Grund von Theorien, den Wünschen ver- 
hetzter Massen und völlig unerprobter „demokratischer“ Ideale eine 
Verfassung geschaffen, die wohl für den Augenblick Chaos und 
Bürgerkrieg verhindert hat, die nie und nimmer aber dem deutschen 
Volke für die Dauer taugt. Bis in die jüngsten Tage hinein hat sich 
daher ganz von selbst der Prozeß des Abwirtschaftens wichtiger Be- 
stimmungen der Weimarer Verfassung fortgesetzt, und allein schon 
unter dem Kernwort ,, Regierungsbildung“ zeigt sich der ganze Jammer 
unserer ins Maßlose übertriebenen Partei wirtschaft. Kein Wunder, 
daß auch in den Kreisen überzeugtester Anhänger von Weimar der Ruf 
nach Änderung und Verbesserung erschallt. Man kann sich nicht 
mehr mit der so oft zitierten Redensart begnügen, daß das deutsche 
Volk allerdings noch nicht für die freieste Verfassung der Welt reif 
genug sei, daß es aber schon allmählich in die Vorzüge dieser Verfassung 
hineinwachsen werde. Nein — so wird es nicht gehen. Der Ruf nach 
stärkerer Betonung des Führergedankens und der Auslese von 
Persönlichkeiten ist jetzt so laut ertönt, daß irgendetwas anderes 
als das unantastbare Rezept von Weimar wohl doch geschaffen werden 
muß. Und wenn wir uns dann einige Gedanken über die Art und Weise 
dieses „Neuen“ machen, dann kommen wir auch auf diesem Gebiet 
sehr bald zu der Überzeugung, daß das Aufgeben wichtigster Prin- 
zipien und Erfahrungsweisheiten aus dem alten Deutschland und seiner 
Verfassung eine sehr große Torheit war! 

Bringen wir einmal diese hier kurz geäußerten Gedanken über das 
„Neue“ in unserer Zeit auf einen einzigen Nenner, dann kommen wir 
zur Erkenntnis, daß Millionen unserer deutschen Volksgenossen 
die äußere Form mit Inhalt und Wesenskern verwechseln. 
Nur ein Tor oder ein politisch Unkundiger bzw. Unmündiger kann 
leugnen, daß die äußere Form auf allen drei Gebieten, Außenpolitik, 
Wirtschaft und Innenpolitik sich gegen früher außerordentlich 
geändert hat und sich — von Deutschland aus gesehen — schon aus 
Gründen seiner Ohnmacht notgedrungenerweise geändert haben muß. 
Das alte mächtige Deutschland von 1871—1914 ist für immer dahin, 
und seine Form und äußere Gestalt werden nie wiederkehren. Aber 
wenn man einmal über all das Parteigeschrei und unseren sonstigen 
inneren Streit hinweg den Versuch macht, unser heutiges Volk nach 
einem ganz einfachen Merkmal zu klassifizieren, dann ringt der eine 
Teil trotz so vieler innerer und äußerer Gegensätze ganz bewußt darum, 
aus dem alten Deutschland das Bewährte, das Gute, das Richtige, 
das für unser Volk nach Stammeszusammensetzung und Geschichte 
Passende hinüberzunehmen in den Aufbau des neuen deutschen Staates. 
Und die andern? Sie wollen ganz bewußt unter dem alten vergan- 
genen Deutschland einen dicken Strich ziehen und wollen nichts von 
ihm und seiner Art im neuen Deutschland verwirklicht sehen. Um 
diese große grundsätzliche Frage geht es letzten Endes in Deutsch- 


„EINST UND JETZT“ 47 


land. Noch wogt der Kampf unentschieden und verworren hin und her, 
und zwar hauptsächlich eben deshalb, weil die meisten über allem 
Parteigeschrei und unsinniger Vielheit der Organisationen und Bünde 
ja gar nicht wissen, wofür sie eigentlich kämpfen, und weil die sog. 
Führer der einzelnen Gruppen in recht erheblichem Grade die große 
Linie der künftigen deutschen Politik noch nicht erkannt 
oder gefunden haben, bzw. aus „taktischen“ oder „parlamentarischen“ 
Gründen nicht an ihr festhalten. Man braucht sich bloß einmal die Ge- 
schichte der Sprengung der letzten deutschen Reichsregierung im 
Herbst 1925 und die mühsame Herstellung einer neuen Regierung mit 
allen Begleitumständen in die Erinnerung zu rufen, dann wird man 
schon hieraus deutlich die Richtigkeit des hier Gesagten erkennen. 

„Patriae inserviendo consumor“ — im Dienste des Vaterlandes 
reibe ich mich auf, so steht's in der kraftvollen Handschrift des Reichs- 
gründers geschrieben im dritten Bande seiner „Gedanken und Erinne- 
rungen“. Es wird darauf ankommen, daß wir auch im „neuen Deutsch- 
land“ und gerade in diesen ersten schweren Jahren seines Wiederauf- 
baues und in einer nun wiederum „neuen Zeit“ Männer in der Lei- 
tung der Staatsgeschäfte wissen, die wohl unter andern, den Gewohn- 
heiten der Gegenwart entsprechenden Formen, aber genau dem Kern 
und Geist dieses Wortes entsprechend, das Vaterland höher stellen 
als alles andere. Die nur so zu vollziehende Überwindung der jetzigen 
Parteiwirtschaft wäre gleichbedeutend mit dem maßgebenden Einfluß 
desjenigen Volksteiles, von dem vorher gesagt wurde, daß es das neue 
Deutschland auf der Grundlage derjenigen Eigenschaften 
aufbauen will, die einst das alte Deutschland großgemachthaben. 
Nur auf solche Weise kann überhaupt auf die Dauer Bismarcks 
Erbe erhalten bleiben! Und nur auf solche Weise kann Deutsch- 
land unter den Völkern eines Tages wieder etwas Ähnliches bedeuten, 
wie zu Zeiten Bismarcks! 


DEUTSCHLANDS KOLONIALMANDAT. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Nachdem nun einmal der Eintritt des Deutschen Reiches in den 
Völkerbund in — erfreuliche ? — bedauerliche ? — Nähe gerückt ist, 
erscheint es geboten, der eng mit diesem Schritt verknüpften Frage nach 
dem deutschen Kolonialmandat näherzutreten. Im Oktoberheft des 
vorigen Jahrgangs dieser Zeitschrift hat General Schlee-Pascha die 
Frage: „Braucht Deutschland Kolonien?“ vorwiegend unter wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten untersucht. Nun aber gilt es, auch 
wieder die historisch-politische und die moralische Seite des Prob- 
lems in den Vordergrund zu rücken und unter entsprechender Begrün- 
dung die Ansprüche Deutschlands auf sein Kolonialmandat beim Völker- 
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bund anzumelden. In dieser Hinsicht darf die ganz besondere Stellung, 
die Deutschland in der Kolonialgeschichte eingenommen hat, nicht über- 
sehen werden: 

Als das Deutsche Reich im Jahre 1884 seine Ansprüche auf bis dahin 
von keiner europäischen Macht erschlossene Gebiete Afrikas und der 
Südsee zur Geltung zu bringen begann, setzte eine nicht nur zeitlich, 
sondern in gewissem Grade auch ihrem inneren Wesen nach neue 
Epoche der Kolonialpolitik ein. 

Als mit den Entdeckungsfahrten verbundene Eroberungspolitik 
hatte das Zeitalter der Kolonialpolitik, das auf seinem Höhepunkt 
das Gepräge einer Herrschaft Europas über den größten Teil der fremden 
Erdteile annahm, im 15. Jahrhundert seinen Anfang genommen. Schon 
1415 begann Portugal mit der Eroberung von Ceuta sein Übergreifen 
nach dem afrikanischen Kontinent, an dessen Westküste sich weiterhin 
die portugiesischen Seefahrer auf der Suche nach dem Indienwege 
entlangtasteten. 1455 gelangten sie bis zum Kap Verde, und einem 
Deutschen, dem aus Nürnberg gebürtigen Nautiker Martin Behaim, 
war es zu verdanken, daß sie über die Entdeckung der Kongomündung 
hinweg Ende der achtziger Jahre des 15. Jahrhunderts bis an das von 
den Indiensuchern ahnend so genannte Kap der Guten Hoffnung vor- 
dringen konnten. Die Portugiesen haben während aller Entdeckerfahrten 
theoretisch an dem Wege um Afrika herum östlich nach Indien fest- 
gehalten und auf diesem Wege ihr Kolonialreich gesucht. Daß sie gleich- 
wohl auch zu Entdeckern und Beherrschern Brasiliens würden, ver- 
danken sie dem Zufall, der sie ungewollt in eine westliche Strömung 
brachte. Wenn die erste Weltumseglung von dem in Portugal gebürtigen 
Magelhaen in westlicher Richtung angetreten wurde, so geschah es in 
den Diensten der Spanier, die ihrerseits mit Columbus diese Grund- 
richtung eingeschlagen hatten. Übrigens stützte sich Magelhaen bei der 
Entdeckung der nach ihm benannten Straße im südlichsten Amerika 
auf eine im Königlich Portugiesischen Archiv aufbewahrte Seekarte 
Behaims! 

Die Entdeckung Amerikas, die erste Erdumseglung und die Auf- 
findung des Weges nach Süd- und Ostasien über das Kap der Guten 
Hoffnung rückte die ganze bewohnte Erde in die Reichweite 
der europäischen Mächte und machte immer weitere Teile zu 
Kolonialgebieten Europas. 

Die zeitlich ersten und für längere Zeit bedeutendsten Kolonial- 
mächte waren Portugal und Spanien, die beiden Länder der Iberischen 
Halbinsel, deren Lage zwischen dem Mittelmeer und dem Atlantischen 
Ozean sie von Natur berufen erscheinen ließ, beim Übergang vom 
mediterranen in das atlantische Zeitalter die Führung zu übernehmen. 
Da der Wall der Pyrenäen die Iberische Halbinsel aber von der ganzen 
Hauptmasse Europas abschließt und in dem Maße, in dem gegenüber den 
neuen Verkehrswegen die Bedeutung des Mittelmeers relativ herabzu- 
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sinken begann, die wirtschaftliche Bedeutung der nördlicheren 
Teile Europas stieg, wurde koloniale Eroberungspolitik in der Folge- 
zeit auch aufgenommen von den zum Gebiet des Atlantischen Ozeans 
gehörenden nördlicheren Staaten Westeuropas. Nacheinander begannen 
England und Frankreich die Bahnen kolonialer Eroberungspolitik 
zu beschreiten. 

Daß Deutschland als Vormachtfestland Europas sich nicht schon 
damals einen angemessenen Weltanteil sicherte, obwohl deutsche 
Wissenschaft die Entdeckerfahrten gefördert und deutscher Handels- 
geist weit über die Meere hinauszugreifen begonnen hatte, lag teils an 
der inneren Zerrissenheit, größerenteils aber an der spanisch einge- 
stellten Hauspolitik der Habsburger. Entscheidend wurde in 
dieser Beziehung der Beschluß Kaiser Karl V., die Lande der Rhein- 
mündung nicht seinem deutschen, sondern seinem spanischen Erben 
zu überlassen. Dadurch wurde das Unabhängigkeitsbestreben der 
Niederlande entfacht, und als es ihnen gelungen war, zur Selbständig- 
keit zu gelangen, traten sie ihrerseits alsbald mit großem Erfolg den 
westeuropäischen Kolonialmächten an die Seite. Die vorläufige Auf- 
teilung der Welt vollzog sich also nicht zwischen den Ländern der Iberi- 
schen Halbinsel, England. Frankreich und Deutschland, sondern 
zwischen den vorbezeichneten Ländern und den Niederlanden 
an Stelle Deutschlands. 

Frühzeitig im 18. Jahrhundert beginnt eine lange Reihe von Kriegen 
zwischen den europäischen Kolonialmächten, die nicht nur um den 
europäischen, sondern auch um den kolonialen Besitzstand ge- 
führt werden und mehr und mehr in die fremden Erdteile übergreifen. 
Schon der Friede zu Utrecht, der 1713 den sog. Spanischen Erbfolgekrieg 
beschloß, brachte Abtretungen französischen Kolonialbodens in Nord- 
amerika und England. | 

Deutlicher leitete der österreichische Erbfolgekrieg von 1740 bis 
48 hinüber in die Periode der Weltkriege, die unter Hauptbeteili- 
gung Englands und Frankreichs weit über den europäischen Boden hinaus- 
griffen und in eine Periode des Abbröckelns großer Kolonial- 
gebiete führten. Im Verlauf des österreichischen Erbfolgekrieges hatten 
die Kolonialmächte sich gegenseitig in fremden Erdteilen Landbesitz 
abgerungen, doch bestimmte der Friede zu Aachen, daß diese Erobe- 
rungen dem Vorbesitzer wieder herausgegeben werden sollten. Ins- 
besondere mußte Frankreich den Engländern Madras wieder zurück- 
geben, was für die künftige Stellung Englands und Frankreichs in Indien 
entscheidende Bedeutung gewann. 

Der große Weltkrieg von 1755—1763 erstreckte sich bereits über 
vier Erdteile und drei Weltmeere und bildete das erste Vorspiel 
jener weltgeschichtlichen Epoche, die durch die Verselbständigungs- 
tendenzen der Kolonialgebiete gekennzeichnet ist. Zwölf Jahre 
nachdem der Friede zu Paris von 1763 die Verteilung des englischen 
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und französischen Kolonialbesitzes in Nordamerika neu geregelt hatte, 
kam der nordamerikanische Freiheitskrieg zum Durchbruch. Die im 
Jahre 1776 erklärte Unabhängigkeit der nordamerikanischen Staaten 
wurde 1783 durch den Frieden zu Versailles besiegelt. Als dann die 
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Weltkriege der napoleonischen Zeit über die Erde tobten, begannen im 
Jahre 1810 auch die südamerikanischen Unabhängigkeitskriege, die im 
Laufe der nächsten Jahrzehnte zur Selbständigkeit von ganz Süd- und 
Mittelamerika mit geringen Ausnahmen führten. 

Europa, das seit den Entdeckungs- und Eroberungsfahrten des 
15. Jahrhunderts seinen Anspruch auf Beherrschung der ganzen 
Erdoberfläche angemeldet hatte, war also durch die von den europä- 
ischen Kolonialmächten gegeneinander geführten Kolonialkriegen des 
18. und beginnenden 19. Jahrhunderts in eine Periode hinübergeglitten, 
in der es mehr und mehr kolonialen Besitz durch Verselb- 
ständigung seinen Händen entrinnen sah. Da eröffnet im 
Jahre 1884 das junge Deutsche Reich eine neue Phase der 
Kolonialpolitik. 

Noch waren große Teile Afrikas und der Südseeinseln dem Einfluß 
der europäischen Mächte entzogen, kulturfremd geblieben und wirt- 
schaftlicher Nutzung nur in äußerst geringem Grade erschlossen. Hier 
gab es für Europa noch eine neue Mission, ein neues Betätigungs- 
feld für kulturelle Arbeit, neue Siedlungsgebiete für den weißen Mann. 
Deutschland, das einerseits eben eine Zeit außerordentlich starker Aus- 
wanderung seines ländlichen Bevölkerungsüberschusses durchgemacht 
hatte, anderseits mit dem raschen Wachstum seiner Industrie mehr 
und mehr auf die überseeische Rohstoffzufuhr und den Warenabsatz im 
Auslande angewiesen war, trat als neue Kolonialmacht mit neuen 
Grundsätzen auf den Plan. Nicht mit der Faust des Eroberers, 
sondern mit der Feder des Vertragschließenden. Es begann 
„Schutzgebiete“ zu gründen, Schutzgebiete mit einem doppelten 
Sinn: Deutsche Faktoreien, die in einigen Teilen Afrikas und der Südsee 
einen lebhaften Handel entwickelt hatten, sollten dem Schutz der deut- 
schen Flagge unterstehen und nicht von fremder Kolonialhoheit ver- 
schluckt werden. Der Schutz des Reiches erstreckte sich aber 
ebenso auf die Eingeborenen, die sich bis dahin in ewigen Stammes- 
kämpfen befehdet und zerfleischt hatten und die nun, zu friedlichen 
Zuständen geführt, zu kolonialer Arbeit im eigenen Interesse und im 
Dienst des ganzen Weltmarktes befähigt wurden. 

In Erinnerung an die vorhin erwähnte Phase der Verselbständigung 
alter Kolonialgebiete und im Ausblick auf die später einsetzende Phase 
des Heraustretens außereuropäischer Kolonialmächte muß ganz be- 
sonders darauf hingewiesen werden, daß die deutsche Schutzgebiets- 
oder Kolonialpolitik sich räumlich und ihrem ganzen Sinne nach voll- 
kommen auf Gebiete mit einer kulturell wesentlich zurück- 
gebliebenen, für die Nutzung ihres Bodens im Interesse 
der Weltwirtschaft erst noch zu erziehenden Bevölkerung 
beschränkte. Das aus besonderem Anlaß erworbene Pachtgebiet 
Kiautschou, das dem deutschen Kolonialamt nicht unterstand und in 
jeder Beziehung eine politische Sonderstellung einnahm, lassen wir 
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grundsätzlich bei unserer Betrachtung der eigentlichen deutschen 
Schutzgebiete außer acht, erinnern aber daran, daß beispielsweise ent- 
gegen dem Drängen mancher Kolonialfreunde das amtliche Deutschland 
stets daran festgehalten hat, einem Lande wie Marokko gegenüber 
keine Kolonialpolitik zu treiben, sondern die Selbständigkeit Marokkos 
unangetastet zu lassen, bis es sich sehr widerstrebend darin finden 
mußte, seinen Widerstand gegen die französische Oberhoheit über 
Marokko fallen zu lassen. Ebenso hat es Mesopotamien gegenüber nie 
irgendwelche kolonialpolitischen Ziele verfolgt, sondern hier nur eine 
Mitarbeit an der verkehrspolitischen und wirtschaftlichen Erschließung 
unter voller Aufrechterhaltung der türkischen Souveränität erstrebt. 

Die deutsche Schutzgebietspolitik basierte auf Verträgen mit 
den Eingeborenen einerseits, Verträgen mit den älteren europäischen 
Kolonialmächten anderseits. Sie war getragen von dem Gedanken an 
die Solidarität der europäischen Mächte in kolonialen 
Dingen. Das amtliche Deutschland vertrat jederzeit unter Ablehnung 
von Kolonialkriegen zwischen Europäern den Standpunkt, 
daß die Kolonien lediglich in Europa verteidigt werden müßten. Die 
einzige Kolonialmacht der Welt, die sich praktisch mit allen 
Konsequenzen zu dem Solidaritätsgedanken bekannte, hat diese geistige 
Einstellung büßen müssen durch den Verlust ihres gesamten 
Kolonialbesitzes! Deutschland hat nie an einem der früheren Ko- 
lonialkriege auf fremdem Boden teilgenommen, es hat seine Schutztruppe 
gemäß ihrem Namen lediglich für den Schutz von Ruhe und Ordnung 
innerhalb der Schutzgebiete gehalten und vorbereitet, es hat nie einen 
kolonialen Angriffskrieg gerüstet, sondern auch bei Beginn des Krieges 
von 1914 nachdrücklichst (dem internationalen Kongoabkommen treu 
entsprechend) den Standpunkt zur Geltung zu bringen gesucht, daß 
der Krieg nicht auf die Kolonialgebiete ausgedehnt werden 
sollte, und es hat sich, wie nochmals betont sei, in seiner Kolonialpolitik 
beschränkt auf noch unerschlossene, noch kolonialreife Teile Afri- 
kas und der Pazifischen Inselwelt. 

Nicht lange nachdem Deutschland diese neue, friedlichste 
Periode der Kolonialpolitik, die auf Verträgen begründete 
Schutzgebietspolitik unter Wahrung des europäischen Soli- 
daritätsgedankens, eingeleitet hatte, trat eine Neuerung in dem 
gesamten Weltbild ein, für deren grundlegende Bedeutung uns erst in 
unseren Tagen das volle Verständnis erschlossen worden ist. Zu den 
europäischen Kolonialmächten gesellten sich außereuropäische: 1898 die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, 1904 Japan. Damit war das 
Zeitalter unbestrittener europäischer Vormachtstellung 
auf der Erde endgültig abgeschlossen. Europa selbst setzte 
das Siegel unter diese Todesurkunde, als es im letzten Weltkrieg Kämpfer 
aus allen Erdteilen auf europäischen Boden überführte und durch diesen 
Krieg die Weltmachtstellung sowohl der Vereinigten Staaten wie Japans 
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so wesentlich hob, daß nach dem von Vertretern aller fünf Erdteile unter- 
zeichneten Versailler Friedensdiktat auf der Konferenz in Washington 
zweifelsfrei neben England und Frankreich Amerika und Japan an der 
Spitze der Weltmächte fungieren konnten. 

Neben dieser völligen Wandlung des Weltbildes beobachten wir 
auch nach dem letzten großen Kriege, ähnlich wie nach den vorange- 
gangenen Weltkriegen, in weiten Gebieten bisheriger kolonialer Hörig- 
keit stark zunehmende Verselbständigungstendenzen, die in 
Agypten vorübergehend schon bis nahe an die Grenze derletztenKonsequenz 
geführt waren, in Marokko den Krieg gegen Spanien und Frankreich 
entstehen ließen, in Indien ihren Ausdruck in der Boykottbewegung, 
dem passiven Widerstand und der Forderung wirtschaftlicher Verselb- 
ständigung fanden. Auch der Kampf gegen die Vorrechte der Fremden 
in China gehört in dieses Kapitel, ebenso wie die Bewegung der Unab- 
hängigkeitspartei in Südafrika, Kanada und Australien. r 

Unter Berücksichtigung aller dieser Erscheinungen läßt sich wohl 
sagen, daß Kolonialpolitik für die Zukunft eigentlich nur 
noch zeitgemäß erscheint in jenen Regionen Afrikas und der 
Südsee, deren Aufteilung unter die europäischen Mächte Deutschland 
im Jahre 1884 eingeleitet hat, und nur in der von Deutschland 
hochgehaltenen Schutzgebietsform. 

Deutschland für sein Teil hat in seiner kolonialpolitischen Ära 
niemals vergessen, daß der Stamm des Begriffs „Kolonie“ pflegen 
bedeutet. Es hat jede Raubwirtschaft abgelehnt, die dem innersten 
Sinn der Kolonialpolitik widerspricht, und eine pflegliche Wirt- 
schaft mit all der Sorgfalt zu treiben gestrebt, die dem wissenschaft- 
lichen Einschlag deutscher Wirtschaftsweise nun einmal eigen ist. Wenn 
heute von Kolonialmächten als Mandataren des Völkerbundes gesprochen 
wird, so hat Deutschland in seinen Schutzgebieten stets wie ein gewissen- 
hafter Mandatar gewaltet, nicht freilich als Mandatar irgendeines Raub- 
syndikats, sondern als Mandatar der Weltwirtschaft, der Zivilisation und 
des Friedens. Als sichtbare Anerkennung seines Pflegschaftssystems und 
als bündigste Widerlegung der im Versailler Diktat erhobenen unbegrün- 
deten Anschuldigungen gegen die deutsche Kolonialpolitik leuchtet für 
alle Zeiten die beispiellos treue Hingabe der Eingeborenen be- 
sonders während des mehr als vierjährigen ostafrikanischen Feldzuges. 

Eingehendere Behandlung des ganzen Problems einer demnächst 
in den Schriften des Arbeitsausschusses deutscher Verbände erscheinen- 
den Broschüre: „Was Deutschland an seinen Kolonien verlor“, vorbe- 
haltend, sei durch diese grundsätzlichen Heraushebungen aus der offen 
vor der Welt daliegenden Kolonialgeschichte mit allem Nachdruck das 
besondere moralische Anrecht Deutschlands, sein besonders tief 
begründeterMandatsanspruch festgestellt. Diese besonderen Anrechte 
werden wir nach — oder vor?! — Eintritt in den Völkerbund mit aller 
Energie geltend zu machen haben. 
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REVOLUTIONIERUNG DER WIRTSCHAFT. 
Von Dr. iur. et rer. pol. SVEN VON MÜLLER. 


Brauchen wir Trost oder Erkenntnis? Trost zu spenden ist eine 
dankbare, Erkenntnis zu vermitteln eine dringende Aufgabe. Nur der 
Schwächling nimmt bei harter Beanspruchung der Nerven seine Zu- 
flucht zu Narkotika. Der konservative Optimismus empirisch sanktio- 
nierter Dogmen der Nationalökonomie ist nicht minder gefährlich. Die 
Lehre von dem ewigen „auf“ und „ab“ der Wirtschaftskonjunktur ist 
ein unheimliches Schlummerlied für die vielen, die Kraft und Hoffnung 
aus der Suggestion schöpfen, daß die deutsche Wirtschaft den tiefsten 
Punkt der Kurve erreicht oder schon überwunden habe. Wir brauchen 
aber in der Wirtschaft wache Führer mit starken Nerven, für die un- 
bedingte Klarheit über das Zusammen- und Gegeneinanderspiel der 
Kräfte in der Weltwirtschaft Voraussetzung für eine verständige Dia- 
gnose ist. Es handelt sich nicht darum, bekannte Tatsachen schema- 
tisch zu registrieren, sondern alle Momente zu erfassen, die letzten Endes 
der Komponente der Kräfte in der nationalen Wirtschaft Ziel und 
Wirkung geben. 

Die Tatsache der Verschiebung des wirtschaftlichen Schwerpunktes 
von Europa nach Nordamerika durch den Weltkrieg ist bekannt und 
kaum noch umstritten. Es gibt für die Zukunft zwei Möglichkeiten. 
Entweder man findet sich mit dieser furchtbaren Tatsache endgültig 
ab und zieht die logische Folgerung daraus, daß die Volkswirtschaft 
der europäischen Industrieländer mit ihrer Abhängigkeit vom Roh- 
stoffimport und ihrem unwiederbringlichen Verlust an Absatzmärkten 
innerlich ungesunde, zwangsläufig krisenhafte Zustände gezeitigt hat 
und zeitigen wird, deren Milderung und Behebung einen planmäßigen, 
staatlich organisierten Abbau der Überindustrialisierung erfordert. 
Das bedeutet eine hoffnungslose Defensive gegen einen Übermächtigen, 
deren soziale Härten und innerpolitische Rückwirkungen in den un- 
glücklichen, übervölkerten europäischen Industrieländern gar nicht 
abzusehen sind. Die andere Möglichkeit ist offensiven Charakters, ba- 
siert aber auf dem Glauben an politische Evolutionsmöglichkeit und 
historisch nicht belegbarer Großzügigkeit innerhalb der Notgemein- 
schaft unschuldig Verurteilter. Eine gemeinsame Aktion des industriellen 
Europas gegen den amerikanischen Kriegsgewinnler ist noch möglich 
und aussichtsreich, sicher nicht auf ideologischer Grundlage, auch nicht 
mit den krämerhaften Mätzchen aufgestockter Zollmauern, die jedem 
die Luft zu freiem Atmen einengen und letzten Endes den siegen lassen, 
dessen Zollmauern den weitesten Raum frischer Atmosphäre um- 
schließen. Dieses System sichert Nordamerika den Sieg a priori. 

Der einzige europäische Staat, der machtpolitisch noch seine Hand 
über die für die europäische Industrie lebensnotwendigen Rohstoff- 
gebiete hält, ist England. Aber der wirtschaftliche Organismus auch 
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dieses Landes ist krank. England war der große Umschlags- und Ver- 
arbeitungsplatz aller Erzeugnisse seines Weltreiches, solange Kolonien 
und Dominions, von der Übermacht des Kohlenreichtums eingeschüchtert, 
auf eine Verarbeitung ihrer Rohstoffe am Orte der Produktion ver- 
zichteten. Die entscheidende Wirtschaftsrevolution des 20. Jahr- 
hunderts aber ist die lokale Emanzipation von den Kohlenvorkommen. 
Elektrizität und Motor haben die Energien geologischer Zufälligkeiten 
billiger transportabel gemacht als die Rohstoffe der Industrie. Diese 
Tatsache übersehen, heißt phantasieren, nicht wirtschaftlich denken. 
Die Politik kann natürliche wirtschaftliche Entwicklungen fördern 
oder hemmen, nicht aber sie unterbinden. So wird sich nach den Ge- 
setzen wirtschaftlicher Vernunft bald, nach den Hemmungen der Politik 
langsam, aber zwangsläufig der Zustand entwickeln, daß die Industrien 
der Zukunft dort bodenständig und siegreich sein werden, wo im wesent- 
lichen Rohstoffanfuhr und Krafterzeugung preismäßig addiert die bil- 
ligsten Voraussetzungen bieten. Armes Europa! 

Die Frage der Arbeitskräfte wird mit der Fortentwicklung der 
Technik mehr und mehr eine sekundäre. Seitdem die Verflechtung der 
Einzelstaaten mit der Weltwirtschaft eine unabweisbare Notwendig- 
keit geworden ist, verliert der Aderlaß in der Volksvermehrung und 
damit dem Überangebot menschlicher Arbeitskräfte durch Kriege 
zwischen den Kleinen und Kleinsten an Sinn und Wahrscheinlichkeit. 
Die Kriege der Zukunft werden nicht weniger blutig sein, aber die 
feindlichen Parteien werden nicht mehr um nationalistische Ansprüche 
und territoriale Ambitionen sich gegenseitig dezimieren, sondern Kon- 
zerne von Staaten mit konkurrierenden wirtschaftlichen Notwendig- 
keiten werden gegeneinander kämpfen, damit ihre Völker leben und 
satt werden können. Die Politik der Zukunft ist wirtschaftliche Real- 
politik. Eine kontinental-europäische wirtschaftspolitische Koopera- 
tion wäre bestenfalls eine Kumulation politischer Mißvergnügtheit und 
wirtschaftlicher Bedürftigkeit, sinnlos und hoffnungslos zugleich. Eine 
europäische Zusammenarbeit mit England, in die dieses Land die Auf- 
nahmefähigkeit seiner Kolonien für produktive Menschenkraft ein- 
bringt und als Entgeld die neu belebte Aufnahmefähigkeit des euro- 
päischen Marktes empfängt, würde eine Lösung bringen, die New York 
nicht entthront, aber das wirtschaftliche Gleichgewicht zwischen Europa 
und Amerika, auf lange Zeit gesehen im Interesse beider, wiederherstellt. 

Die Geschichte hat mehr als ein Beispiel, daß die wirtschaftspoliti- 
schen Weltzentren keine örtliche Bindung kennen. Wer den Verfall 
Roms und die Verschiebung des wirtschaftlichen Schwerpunktes vom 
Westen nach dem Orient nicht nur mit der passiven Resistenz denk- 
fauler Quartanergehirne erlebt, sondern in den wirtschaftlichen Zu- 
sammenhängen durchdacht hat, findet Parallelen zur heutigen Zeit, 
die eine deutliche Sprache reden. Die uns so modern erscheinenden 
Begriffe der passiven Handels- und Zahlungsbilanz Roms dem Orient 
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gegenüber sind nicht nur zu rekonstruieren, sondern zahlenmäßig zu 
belegen. Der letzte Anstoß zu den Erhebungen oder Putschen unserer 
germanischen Vorväter gegen das römische Kaiserreich war immer die 
Unfähigkeit der Staatskasse, die Löhne für die Söldner aufzubringen. 
Auf das damalige System unverschleierten Mißbrauchs politischer 
Macht zugunsten wirtschaftlicher Interessen angewandt, ist es durch- 
aus keine Vergewaltigung der Geschichte, für den Söldner den Begriff 
„Arbeiter“ zu setzen, und die Verbindung mit unserer Zeit ist hergestellt. 

Nehmen wir einmal das Übergewicht Amerikas als unumstößliche 
Tatsache, so drängt sich die Frage auf, ob für das absatzarme Europa 
eine wirtschaftliche Expansion nach Osten möglich und erfolgver- 
sprechend ist. Man braucht nicht Schwarzseher zu sein, um eine mäch- 
tige antieuropäische Konstellation im Osten und ein übermächtiges 
Amerika im Westen als eine Drohung auf Tod und Leben gegen Europa 
zu empfinden. 

Die Industrialisierung Chinas ist nicht aufzuhalten. Die Intrigen 
der Großmächte werden letzten Endes das machtpolitische Erwachen 
des chinesischen Volkes nur beschleunigen. Für den Bestand Japans 
ist die zukünftige Entwicklung Chinas in erster Linie entscheidend. 
Die Masse der japanischen Industrie und mit ihr das millionenstarke 
Industrieproletariat Japans sind auf die Verarbeitung chinesischer Roh- 
stoffe angewiesen. China wird sich kaum damit bescheiden, auf 
unbeschränkte Zeit die Rolle des japanischen Rohstofflieferanten 
weiterzuspielen. Das Eindringen der japanischen Industrie über die 
Mandschurei hinaus in China ist bereits Tatsache. Setzt man eine 
friedliche Penetration voraus, so werden die auswärtigen Staaten über 
kurz oder lang einer chinesisch-japanischen Zollunion mit stark protek- 
tionistischem Charakter gegenüberstehen, die wohl den ostasiatischen 
Markt bedenklich abriegeln dürfte. 

Betrachten wir die europäischen Grenzländer nach dem Osten, so 
sehen wir eine Entwicklung, die in sich ungesund und der europäischen 
Industrie gefährlich ist. Von Polen bis zur Türkei ist ein veralteter 
Merkantilismus Trumpf, der bei mangelnder Kenntnis moderner in- 
dustrieller Methoden und ungenügender Finanzierung sich zwar selbst 
ad absurdum führen wird, aber zunächst der europäischen Industrie 
nur den negativen Trost gibt, daß ihr Pessimismus gegenüber den 
Versuchen industrieller Selbstversorgung in diesen Agrarländern durch 
die Zeit bestätigt werden wird. 

Die Entscheidung, ob ein wirtschaftspolitischer Aufmarsch des 
Ostens gegen Europa Gestalt gewinnen kann, liegt bei Rußland. Der 
stärkste Bundesgenosse gegen diese Gefahr ist aber die wirtschaftliche 
Einseitigkeit des Bolschewismus. Natürlich kann man in einem reinen 
Agrarstaat die mehr als bescheidene Industrie zeitweilig zum Subjekt 
der Politik erheben und den eigentlichen Träger der nationalen Wirt- 
schaft, den Bauern, zu ihrem Objekt degradieren, solange man die 
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Macht bzw. das Geld hat, die Organe der Macht zu bezahlen. Die un- 
entrinnbare, eiserne Klammer der bolschewistischen Methode liegt aber 
darin, daß die Moskauer Machthaber die land wirtschaftlichen Produkte 
unter Preis kaufen und die eigenen industriellen Erzeugnisse an die 
Bauern über Preis verkaufen müssen, um aus der Differenz Gewinne 
zu ziehen und mit diesen das System als solches zu finanzieren. Eine 
solche künstliche Konstruktion hat immer nur zeitweiligen Bestand. 
Der Bauer denkt langsam, aber wirtschaftlich gesund, sicher nicht 
altruistisch. Ist er aber zu einer Erkenntnis gelangt, so findet er auch 
die Kraft, ihr Gewicht zu verleihen. 

Für die europäische Industrie liegt die Zukunft in einem Austausch 
der Fertigfabrikate gegen industrielle und landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse der östlichen Agrarländer. Das europäische Kapital sollte zu- 
sammenstehen, um eine sinnlose Industrialisierung des agrarischen 
Östens zu verhindern, und die Bestrebungen fördern, die einem ver- 
ständigen Ausgleich zwischen industrieller Überproduktion des Westens 
und agrarischer des Ostens dienen. 


KAPITULANTEN. 
Von Dr. U. BARON FREYTAG-LÖRINGHOFF. 


Von Zeit zu Zeit drang der Hilferuf der gequälten russischen In- 
telligenz nach Europa hinüber. Man war es nun schon nachgerade 
gewöhnt, daß Welle auf Welle der Verfolgungen über die nicht prole- 
tarıschen Volksschichten Rußlands hinfluteten, und gab sich kaum 
mehr Rechenschaft, daß jede dieser Katastrophen unwiederbringlich 
Stück für Stück die letzten Reste der bürgerlichen Kultur Rußlands 
fortschwemmte. Was die große Revolution nicht vernichten konnte, fiel 
nun zwar langsam aber sicher dem Untergang anheim und die Zeit tat das 
Ihre, um Menschen und Institutionen aus den alten Bahnen zu werfen. 

Nun ist es still geworden. Kaum dringt noch ein Laut des Klassen- 
kampfes durch den Blätterwald. Todesstille — eine Menschenschicht 
liegt in der Agonie. Aus der Perspektive einer gefestigten Position 
können die Sieger das Schlachtfeld überblicken. 

Erschüttert stehen wir vor der Tragik dieses Schweigens und fragen 
uns, wie konnte das Befürchtete Wirklichkeit werden ? 

Es genügt nicht, allein die Schäden des zarischen Regimes für die 
russische Katastrophe verantwortlich zu machen. Die Ursachen dieses 
Zusammenbruches liegen letzten Endes tiefer, im russischen Volks- 
charakter begründet. Als Zar Peter der Große schonungslos, mit rauher 
Gewalt Rußland europäische Formen aufzwang, wußte er wohl, was 
er seinem Volke zumuten konnte, wußte, daß der russische Volks- 
charakter weich und formfähig ist und sich bis zu einem gewissen Grade 
bald den neuen Verhältnissen anpassen würde. So schuf Zar Peter die 
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Grundlagen für das neue, gesellschaftlich differenzierte Rußland, gab 
den Anstoß zu jener Entwicklung, die, unter seinen Nachfolgern aus 
dem besten Kern der Volksschichten jene typisch russische Klassen- 
form der „Intelligenzia“ herausstellte, die, trotz verschwindend ge- 
ringem zahlenmäßigen Bestande doch zur Führung des Riesen volkes 
berufen schien. Dieser ihrer Führermission war sie sich wohl bewußt, 
wenn aber Zweifel obwalteten, so galten sie vornehmlich den Mitteln 
und Wegen, wie Fortschritt und Aufklärung in Rußland anzustreben 
sei. Bestimmend war das weit verbreitete Empfinden, den lebendigen 
Zusammenhang mit dem Volksganzen zu verlieren, wenn die Richtung 
einer schablonenhaften Europäisierung Rußlands eingeschlagen wurde. 
Daß die Entwicklung Rußlands in dieser Beziehung bereits weit fort- 
geschritten war, wurde selbst von den Gegnern einer volkstümlichen 
Kulturpolitik nicht geleugnet. Somit galt es, vom hohen Podest west- 
europäischer Abgeklärtheit herunterzusteigen und mit der kulturellen 
Arbeit dort zu beginnen, wo die revolutionären Reformen Peters des 
Großen dem Gang einer evolutionären Entwicklung vorgegriffen hatten. 

Die russische „Intelligenzia“ hatte den Weg richtig erkannt, aber 
die Taktik ihres Vorgehens ist ihr selbst zum Verhängnis geworden. 
Sie ist in den Fehler des großen zarischen Reformators verfallen, mit 
Gewalt und in kürzester Frist das erreichen zu wollen, was nur die Ar- 
beit mehrerer Generationen vermocht hätte: den Aspekt des russischen 
Volkes zu ändern, den Menschen der Masse zu einem, seiner Rechte und 
Pflichten voll bewußten Staatsbürger zu machen. Wie die Reformen 
Peters des Großen am Äußerlichen hängen blieben, so konnten auch 
die von den neuzeitlichen Aufklärern ins Volk getragenen Ideen mangels 
kultureller Unterlagen in der Massenpsyche nicht haften bleiben. Ihnen 
wurden nur die Bestandteile entnommen, deren Elemente sich in den 
Gesichtskreis des bäuerlichen Denkens einfügten: Konstitution wurde 
zur Volkswillkür. Agrarreform zum Landgeschenk oder zur entschä- 
digungslosen Expropriation, Beseitigung des bureaukratischen Zwanges 
zur Anarchie. In der Verkennung des elementaren Charakters völki- 
schen Trieblebens hat sich die russische Intelligenz auch dieser dunklen 
Kräfte zur Erreichung ihrer politischen und kulturellen Ziele bedient. 
Sie ist dabei weit über die gesteckten Ziele hinausgeschossen und kämpft 
heute ihren letzten Kampf mit den selbst gerufenen Geistern des Um- 
sturzes. Schon als die ersten Stürme der Revolution über Rußland 
hinfegten, stand sie ratlos und hilfesuchend vor der Gewalt entfesselter 
Volksleidenschaften. „Wir haben die Sprengkraft der von uns gewor- 
fenen Bombe nicht berechnet‘, hörte ich damals einen russischen Stu- 
denten sagen, und die Symbolik dieses Wortes hat bis heute nichts von 
ihrer Tragik eingebüßt. | 

Aber, so fragt sich der Westeuropäer, ist denn mit dieser Feststel- 
lung das Programm der russischen Intelligenz erschöpft? Soll ein 
politischer Fehler für alle Zeiten das Schicksal des russischen Volkes 


KAPITULANTEN 59 


bestimmen ? Kann nationale Kultur, die auf eine Jahrhunderte alte 
Tradition zurückblickt, restlos untergehen ? Diese Fragestellung be- 
friedigt nicht, da sie den ausschlaggebenden Faktor, die schöpferische, 
gestaltende Kraft menschlicher Persönlichkeit außer acht läßt. Daher 
muß sie lauten: Sind die Reste der übriggebliebenen Vertreter der 
russischen Intelligenz fähig und willens, den Kampf gegen das Chaos 
aufzunehmen ? Allem Anschein nach ist dieses nicht der Fall, wenn 
wir von den russischen Emigranten absehen wollen. Nach übereinstim- 
menden Nachrichten beginnt der Widerstand russischer bürgerlicher 
Kreise gegen das Sowjetregiment zu erlahmen. Ohne Rückhalt und 
Führung, nur auf sich selbst gestellt, inmitten einer feindlichen Bevöl- 
kerung, siechen die Reste der russischen Bourgeoisie dahin. Wirtschaft- 
liche Not trieb sie auf die Straße, in fremde Berufe, zwang sie zu Kom- 
promissen im Staatsdienste der Sowjetunion. Nicht die Volksmasse 
steigt zu ihnen auf, sondern sie sinken in die Volksmasse hinab. Un- 
aufhaltsam und stetig vollzieht sich dieser Aufsaugungsprozeß, diese 
Nivellierung der russischen Volksmasse. Die einst so heiß herbei- 
gewünschte Fühlung mit den breiteren Volkskreisen wird auf Kosten 
einer höherwertigen Menschenschicht durchgeführt. 

Es ist aber nicht allein der wirtschaftliche Druck, der diese Ergeb- 
nisse zeitigen konnte. Die Sowjets haben es verstanden, auch das 
politische Moment ihren Zwecken dienstbar zu machen. Ein von breiten 
Schichten des Volkes getragener Nationalismus neuerer Prägung ist 
heute das Bindeglied zwischen dem russischen Proletarier, dem Bauern 
und den Überresten der einst so machtlüsternen Bourgeoisie. Dieser 
auf dem Boden des gemeinsamen Erlebens erwachsene Nationalismus 
ist zurzeit eine der festesten Stützen der Sowjetmacht. Was besagen 
gegen den neuen Faktor des russischen Lebens die alljährlich aufflam- 
menden lokalen Revolten, welche von der russischen Zentralgewalt 
immer leichter unterdrückt werden: sie sind bald nichts weiter als 
Episoden in der provinzialen Verwaltungschronik. Der russische Bour- 
geois beginnt sich in den Rahmen der kommunistischen Wirklichkeit 
einzufügen, ist ein Kapitulant geworden, dem es an Kraft gebricht, 
um den Kampf auf Leben und Tod fortzusetzen. Man sollte ihn auf 
Grund dieser Feststellung eher bemitleiden, als verurteilen, denn die 
Aufgaben, vor die er sich gestellt sah, konnten auch Stärkeren unlös- 
bar erscheinen. Was ihm jedoch nicht erspart werden kann, ist die 
Erkenntnis des Charakters seiner Niederlage. Zwischen dem Abstreifen 
der Kulturtünche sowohl seitens des russischen Proletariers wie auch 
des russischen Bourgeois liegt nur ein gradueller Unterschied. Beide 
fallen dem Bolschewismus anheim, der eine früher, der andere später. 
Die Brücke, die Peter der Große nach Europa schlug, ist abgebrochen. 
Was an europäischer Tradition in Rußland lebendig war, zerschlug 
die Revolution. In kultureller Beziehung ist das russische Volk nun- 
mehr auf sich selbst angewiesen. 
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DIE KRISE. 
Von PAUL REUSCH, Oberhausen a. Rh. 


Die Krise dauert fort. Sie verschärft sich von Tag zu Tag. Das 
Sterben in der Wirtschaft hat begonnen. Ich fürchte, wir sind erst am 
Anfang dieses Sterbens, das sich in den nächsten Monaten noch in 
erhöhtem Maße fortsetzen wird. 

Wir haben geredet, wir haben geschrieben, wir haben gedruckt, 
um unsere berechtigten Klagen aller Welt kundzugeben. Sie sind bei 
Regierung und Parlament ungehört verhallt. Es ist allerhöchste 
Zeit, mit dem Reden aufzuhören und mit dem Handeln zu be- 
ginnen. 

Die Nachrichten der letzten Wochen aus Berlin geben uns die traurige 
Gewißheit, daß die Erkenntnis für die trostlose Lage der Wirtschaft 
sich bei den maßgebenden Faktoren unserer Gesetzgebung noch nicht 
durchgesetzt hat, daß Regierung und Reichstagsmehrheit an- 
scheinend keine Ahnung davon haben, wie es in der Wirt- 
schaft aussieht. So hören wir u. a., daß der Fiskus beabsichtigt, 
im Etatsjahr 1926/27 eine weitere Steigerung der Steuern um 900 Mill. M. 
vorzunehmen. Wir müssen der bestimmten Erwartung Ausdruck geben, 
daß Reichsrat und Reichstag, entgegen ihrer bisherigen Gepflogenheit. 
jede weitere Steuererhöhung unter allen Umständen ab- 
lehnen und mit aller Macht darauf hinwirken, daß der ohnedies schon 
aufgeblähte Etat eine wesentliche Herabsetzung erfährt. 

Herr Reichsbankpräsident Dr. Schacht hat in Stuttgart mit Recht 
darauf hingewiesen, daß alle sozialpolitischen Fortschritte verloren- 
gehen müssen, wenn unsere Wirtschaft vollständig zusammenbricht. 
Dr. Solmssen hat kürzlich in Elberfeld darauf hingewiesen, daß der 
beste Kenner der deutschen Sozialversicherung, der langjährige Prä- 
sident des Reichsversicherungsamtes Dr. Kauffmann, schon im Som- 
mer 1924 in seinem Bericht an die Verwaltungsabbaukommission her- 
vorgehoben hat, daß es einen bedauerlichen Trugschluß bedeute, an- 
nehmen zu wollen, daß die Sozialversicherung in den alten Bahnen der 
Vorkriegszeit weiter fortarbeiten könne. Dr. Kauffmann hat die Mah- 
nung ausgesprochen, daß die Sozialversicherung nicht vor der unerfreu- 
lichen Lage unserer Wirtschaft die Augen verschließen dürfe und daß 
es nicht angehe, die gesamte soziale Belastung noch weiter 
zu steigern. Er schloß seine Mahnung mit den Worten: „In die Luft 
baut, wer die soziale Politik nicht als Kunst des Möglichen einzu- 
schätzen weiß.“ 

Zu welchen Übertreibungen wir schon heute gekommen sind, be- 
weist das bekannte Beispiel, daß Frau und Kinder eines verunglückten 
Bergmannes zusammen 345 M. an Rente erhalten, während der Berg- 
mann selbst bei einer Verfahrung von monatlich 25 Schichten 205 RM. 
verdiente, daß die Frau also nach dem Tode ihres Mannes für rund 140 M. 
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mehr einnimmt, als der Mann für sich und seine ganze Familie erarbeiten 
konnte. Die Überspannung des Versicherungsbegriffes hat auf 
allen möglichen Gebieten Formen angenommen, die geradezu grotesk sind. 

Der schweren Verantwortung, die in dem ein ungeheures Ausmaß 
annehmenden Reinigungsprozeß gerade auf den Führern der Wirt- 
schaft ruht, sind wir uns voll und ganz bewußt. Es wäre allerdings 
erwünscht gewesen, wenn Herr Stegerwald, dessen warmes Empfinden 
für unser Volk mir bekannt ist, in seiner Breslauer Rede nicht Wirt- 
schaftsführer, sondern vor allem politische Führer gefordert hätte. 
Daß dem deutschen Volke gerade der politische Führer vollkommen 
fehlt, beweisen unsere heutigen Zustände überzeugend. 

Es soll nicht verkannt werden, daß der heutige Krisenzustand zum 
Teil auf Verhältnisse zurückzuführen ist, die ihre Ursache nicht im 
Innern des Reiches haben. Die im großen Ganzen unerfreulichen 
wirtschaftlichen Verhältnisse Europas sind mit auf jene un- 
glückliche Politik zurückzuführen, die unter Nichtachtung organisch 
gewachsener wirtschaftlicher Bindungen glaubte, willkürliche, von 
politischen Gesichtspunkten diktierte Grenzverschiebungen vornehmen 
und den unterlegenen Völkern ungeheure Lasten aufbürden zu können. 
Ob die Bemühungen, welche in letzter Zeit eingesetzt haben, um eine 
wirtschaftliche und politische Befriedung Europas herbeizuführen, 
in absehbarer Zeit von Erfolg begleitet sein werden, will ich dahin- 
gestellt sein lassen. Bei aller Bereitwilligkeit, das Unsrige für eine 
wirtschaftliche Verständigung der aufeinander angewiesenen Nationen 
zu tun, muß aber doch mit aller Deutlichkeit auf eine Reihe von Vor- 
aussetzungen hingewiesen werden, die erst erfüllt sein müssen, bevor 
eine solche Verständigung Wirklichkeit werden kann. 

Was wir in den letzten Monaten, besonders in unserer rheinisch- 
. westfälischen Industrie infolge der Auswirkungen des auslän- 
dischen Dumpings erlebt haben, berechtigt uns zu der Feststellung, 
daß wir in dem Entgegenkommen dem Auslande gegenüber 
schon weiter gegangen sind als unsere wirtschaftliche Lage 
es verträgt. Ich erinnere an die Überschwemmung unseres Zoll- 
gebietes mit französischem Eisen, die nur möglich ist, weil die franzö- 
sischen Eisenpreise infolge der dortigen Inflation als einzige in Europa 
weit unter den Preisen der Vorkriegszeit stehen. Durch die Unter- 
stützung der englischen Kohlenindustrie seitens des englischen 
Staates, die jetzt schon eine Höhe von 200 Mill. M. erreicht hat und 
allein im Monat Oktober mit einem Zuschuß von 2,60 M. je Tonne etwa 
55 Mill. M. betrug, wird dem deutschen Kohlenbergbau im In- und 
Auslande das Geschäft gründlich verdorben. 

Leider habe ich den Eindruck, als habe die Regierung unsere schwie- 
rige handelspolitische Lage, die durch Valuta-Dumping auf der einen 
und Exportzuschüsse auf der andern Seite erschwert wird, noch nicht 
richtig erkannt. Was sie sich in den letzten Wochen auf dem Gebiet 
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der Handelspolitik gegenüber Spanien geleistet hat, läßt die nötige 
Zielklarheit vermissen. Es braucht nur daran erinnert zu werden, daß 
unsere Industrieerzeugnisse gegenüber den französischen, belgischen, 
englischen und amerikanischen Erzeugnissen bis zu 40%, schlechter 
gestellt sind. 


Der Ruf nach Vereinfachung der Staatsverwaltung hat 
wenig Gehör gefunden. Im Zusammenhang damit steht auch die Frage, 
ob der Reichswirtschaftsrat, der nunmehr einen endgültigen Cha- 
rakter erhalten soll, die auf ihn gesetzten Hoffnungen erfüllt hat und 
überhaupt erhalten bleiben soll. Ich spreche offen aus, daß ich mir von 
einer Beibehaltung dieser Einrichtung — und viele meiner Freunde sind 
derselben Meinung — nichts versprechen kann. Wenn die Regierung 
des Rates der Wirtschaft bedarf, so ist sie jederzeit in der Lage, durch 
Anhörung von Sachverständigen die nötigen Informationen zu erhalten, 
ohne dafür irgendwelche Kosten aufwenden zu müssen. Die Kosten 
für diese m. E. überflüssige Körperschaft könnten ohne Schaden 
für die Wirtschaft erspart werden. Heute steht im Vordergrund des 
Interesses die unerläßliche Notwendigkeit, unsere Staats- 
ausgaben in Einklang mit der sorgenvollen Verarmung 
unserer Wirtschaft zu bringen. Davon ist allerdings noch wenig 
zu spüren. Das Wort des Herrn Reichsbankpräsidenten Dr. Schacht: 
„Der Fiskus von heute ist der Tod der deutschen Wirtschaft“ ist leider 
nur zu wahr. | 


Die ernste Lage der Landwirtschaft macht uns große Sorge. 
Wir sind bereit, alle Maßnahmen mit unseren allerdings nur noch 
schwachen Kräften zu unterstützen, die zur Beseitigung der furcht- 
baren Krise, in der auch dieser Erwerbsstand zurzeit steht, dienen 
können. — Das Wort: „Hat der Bauer Geld, hat's die ganze Welt“ 
hat nichts von seiner Bedeutung verloren. 


In ganz besonderem Maße leidet unter der gegenwärtigen Wirt- 
schaftskrise das Siegerland, das in kurzem zum Absterben verurteilt 
ist, wenn nicht alsbald die deutsche Industrie durch entsprechende 
gesetzgeberische Maßnahmen entlastet wird. Es wird auch Sache der 
Reichsbahn sein, eine sofortige Prüfung dahingehend vorzunehmen, 
inwieweit für das Siegerland die früher geltenden Notstandstarife 
wieder eingeführt werden können. 


Wer die heutigen Verhältnisse in der Wirtschaft genau kennt, dem 
erscheint das hohe Maß von Bitterkeit gegenüber den gesetz- 
geberischen Faktoren verständlich, das sich in unseren Kreisen in 
den letzten Wochen und Monaten angesammelt hat. Ich muß es in 
aller Offenheit aussprechen, daß die Wirtschaft die Art und Weise, wie 
auf ihr herumgetrampelt wird, sich auf die Dauer nicht gefallen lassen 
kann und wird. Wir haben eine Regierung, die zur Behebung der Not- 
lage unserer Wirtschaft nichts unternimmt, wir haben eine Parlaments- 
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mehrheit, die, statt die ohnedies drückenden Lasten zu mildern, sich 
durch das Schielen nach dem Stimmzettel zu immer neuen Belastungen 
hinreißen läßt. 


„Die Mehrheit? Was ist die Mehrheit ? 
Mehrheit ist Unsinn. 

Verstand ist stets bei wenigen nur gewesen. 
Man soll die Stimmen wägen und nicht zählen. 
Der Staat muß untergehn früh oder spät, 

Wo Mehrheit siegt und Unverstand entscheidet.“ 


* * 
x 


Zu den vorstehenden aufschlußreichen Aus- 
führungen des bekannten Großindustriellen er- 
halten wir von besonderer Seite folgende Zu- 
schrift: 

Man hat vor einigen Jahren einmal in Deutschland im Gegensatz 
zu der napoleonischen Maxime: ‚Politik ist das Schicksal“ den Satz 
aufgestellt: „Wirtschaft ist das Schicksal“. Allgemeinen Beifall hat 
diese Antithese nicht gefunden, konnte ihn wohl auch nicht finden; 
denn gerade die Entwicklung der letzten Jahre hat uns die Vorherr- 
schaft der Politik im Weltgeschehen und im Erleben der einzelnen Völ- 
ker, ja des Individuums, deutlich vor Augen geführt. Zwar ist Politik 
heute mehr als je mit wirtschaftlichen Gesichtspunkten und Abhängig- 
keiten durchsetzt, beide sind kaum völlig voneinander zu trennen; 
aber doch bleibt die Politik das Primäre. Daß sie sich auch heute noch 
— wenigstens eine Zeitlang — ohne Rücksicht auf die wirtschaftlichen 
Folgen zu betätigen vermag, lehrt die Geschichte Frankreichs in den 
letzten Jahren, wo Haßgefühle und nacktes Machtstreben ohne wirt- 
schaftliche Nebenabsichten herrschten. Deutschlands gegenwärtiges 
Schicksal ist nicht zuletzt ein Ergebnis dieser Politik; an ihm haben 
aber auch innerdeutsche, nicht wirtschaftlich bedingte politische Be- 
strebungen und Vorgänge ihren maßgebenden Anteil. Deutschlands 
parlamentarische Verfassung bringt die Herrschaft der Parteien, die 
Parteipolitik, mit sich. Das Parlament ist der Herrscher, die Regierung 
sein ausführendes Organ. Für Deutschland ist heute Parteipolitik 
das Schicksal. Sie ist heute das Primäre, fast alle Vorgänge im 
öffentlichen und privaten Leben sind ihre Funktionen. 

Die deutsche Wirtschaft ist gegenwärtig in einem Rückbildungs- 
prozeß begriffen, der alle, die ihn sehen und begreifen, mit tiefem 
Schrecken erfüllen muß. Die Bezeichnung Krise, die man der gegen- 
wärtigen Lage beilegt, muß nicht im landläufigen Sinne verstanden 
werden; es ist nicht das im gewöhnlichen Konjunkturablauf sich ein- 
stellende Korrelat zur Hochkonjunktur: sondern es ist die 207/018 die 
Entscheidung darüber, in welchem Umfange die deutsche werte- 
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schaffende Wirtschaft Bestand haben wird, und welcher Teil absterben. 
ausgelöscht werden muß. Wie diese Entscheidung fällt, wer will es 
sagen? Von berufenster Seite ist der Ausdruck gefallen, daß „das 
große Sterben“ begonnen hat. Jeder Tag heischt neue Opfer. Jeder 
sieht die Entwicklung, fast jeder wird irgendwie von ihr betroffen. 
Über die Ursachen dieser Entwicklung herrscht unter den Einsichtigen 
eine bemerkenswerte Einmütigkeit. Die Notwendigkeit der Beseitigung 
dieser Ursachen drängt sich unerbittlich auf; gelingt die Beseitigung 
nur teilweise, so kann in gewissem Umfange dem Verfall Einhalt ge- 
boten werden, womit ohne Zweifel dem allgemeinen Besten gedient 
werden würde. Was geschieht nun aber in diesem Sinne? So gut wie 
nichts! In wessen Hand liegt es, hier Wandel zu schaffen? In der 
Hand der Regierung und damit des Parlaments, von dem sie abhängig 
ist, von deren „Vertrauen“ sie verfassungsgemäß in ihren Handlungen 
getragen sein muß. Ist dieses Vertrauen zurzeit vorhanden? Wir 
wissen es nicht! In dieser Zeit, wo die Entscheidungen fallen müssen, 
wo höchste Aktionsfähigkeit der Regierung erforderlich ist, leisteten wir 
uns eine Kabinettskrise; ein Kabinett, das vor mehr denn Monatsfrist 
demissioniert hat, führt auftragsweise die Geschäfte. Ächzend, ohne 
hinreichende motorische Kraft, dreht der Regierungsmechanismus sich 
weiter. Eingaben, Aufrufe, Notschreie und Resolutionen der Wirt- 
schaft verhallen ungehört im Geschrei von Koalition und Genfer 
Stellenbesetzung. Die Auserwählten des Volkes beschäftigen sich mit 
Mehrheitsarithmetik und Fürstenabfindung. Große Parteien und Frak- 
tionen stehen in ihren Beschlüssen unter dem Einfluß ehemaliger An- 
gehöriger oder aufgehetzter Landesverbandsvorsitzender. Keine Frage 
von noch so weittragender außen- und innenpolitischer Bedeutung 
wird nach rein sachlichen Gesichtspunkten behandelt. Das Partei- 
dogma und — häufig genug — die Situation des Augenblicks ergeben 
die Stellungnahme ‚‚für‘‘ oder „wider“, und auch das stärkste politische 
Talent erliegt dem „Fraktionszwang“, dieser verfassungswidrigen Ein- 
richtung zur Aufrechterhaltung des Glaubens an die „einmütige Ge- 
schlossenheit“ von Fraktion und Partei. 

Was die Wirtschaft fordern muß, um bestehen zu können, hat der 
Reichsverband der Deutschen Industrie vor kurzem in leidenschafts- 
loser Weise allen, die es wissen wollen, klargelegt. Man hat seine Dar- 
legungen auch in den Lagern nicht ohne Beifall aufgenommen, aus 
denen er im allgemeinen auf Zustimmung nicht rechnen kann; ein 
Beweis für die Mäßigung, der er sich befleißigte und für die grundsätz- 
liche Richtigkeit seiner Forderungen. Daß sie deshalb auch ohne 
weiteres vom Parlament in seiner Mehrheit angenommen und durch- 
geführt werden, glauben wir nicht hoffen zu sollen. Welche Partei 
wird sich bereit finden, um des großen Ganzen willen, diese Forderungen 
zu den ihren zu machen? Ist doch marxistisches Denken im Parla- 
ment so allgemein geworden, daß das Eintreten für einen Wirtschafts- 
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stand, der nicht „die arbeitende Klasse“ ist, verpönt ist, und daß 
„Interessenvertretung‘‘ als beinahe unehrenhaft gilt. Wer — oder 
besser welche Partei — entschließt sich heute, aus tieferer Einsicht 
heraus für Anträge zu stimmen oder gar solche zu stellen, die unpopulär 
sind und die der „„Straße“ nicht gefallen. Wer wagt es öffentlich, auf 
der Parlamentstribüne, einzutreten für den geforderten Abbau der 
öffentlichen Lasten um mindestens ein Fünftel? Wer oder welche Partei 
wird öffentlich zugeben, daß die Belastung der Wirtschaft mit „sozialen“ 
Verpflichtungen untragbar hoch ist? Welche Partei ist bereit, die 
Überzeugung öffentlich bekanntzugeben und zu betätigen, daß 
Geldverdienen in der Wirtschaft keine Sünde ist, sondern daß es zur 
Erhaltung des Bestandes der Wirtschaft und damit der Existenz des 
Staates gut und notwendig ist? Welche Partei erklärt, — auf die Ge- 
fahr hin, die Wähler aus der Beamtenschaft zu verlieren, — daß Deutsch- 
land zu viele Beamte hat, daß die Überzahl verschwinden muß, daß der 
Staat und die Gemeinden sich zurückziehen sollen von Aufgabengebieten, 
auf die sie sich in der letzten Zeit begeben haben? Wer und welche 
Partei, fragen wir, wird die Notwendigkeiten erkennen und sie, unbeirrt 
von Anwürfen und Schmähungen, vertreten und durchzusetzen wissen? 

Wir wollen die Hoffnung nicht aufgeben, daßsich Männer 
— mögen sie den verschiedensten Parteien angehören — zusammen- 
finden, die die deutschen Parlamente davon überzeugen, 
daß man die Wirtschaft eines Landes nicht ohne dauernden 
Schaden für die Gesamtheit vernachlässigen und absterben 
lassen darf. Mit fast unverständlicher Ruhe hat die deutsche Wirt- 
schaft bisher ihre Existenz durch einen unfähigen Parlamentarismus 
immer weiter untergraben lassen. Will der Parlamentarismus, d.h. 
wollen die Parteien die Herrschaft in Deutschland behalten — und das 
wird ihnen niemand verwehren, wenn sie ihre Aufgaben begreifen und 
erfüllen — dann müssen sie dafür sorgen, daß nicht eines Tages der 
völlige Zusammenbruch der Wirtschaft einer Mehrheit des Volkes die 
Ungeeignetheit des Parlamentarismus zur Handhabung der Macht 
beweist. Sie dürfen es um des Ganzen willen nicht dahin kommen las- 
sen, daß man sagen wird: „Die Parteipolitik war das Schicksal 
der deutschen Wirtschaft.“ 


NATIONALE WIRTSCHAFTSPOLITIK. 
Von KONRAD BUD. 


Es würde besonderen Reiz bieten, das Thema der nationalen Wirt- 
schaftspolitik in einem Gespräch zwischen einem Landwirt, einem 
Industriellen der Verfeinerungsindustrie, einem Händler und einem 
Arbeitnehmer hier abzuhandeln. Es wäre allerdings nicht ohne Gefahr, 
denn man würde merken, wie wenig jeder davon versteht. Insbesondere 
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aber liegen Bedenken darin, daß es sich nicht um platonische Gespräche, 
sondern um Interessenstreitigkeiten handelt. 

Der Landwirt würde sagen, daß Deutschland ein Wirtschaftsgebiet 
sein müsse, das sich selbst zu erhalten habe. Der Schwerindustrielle 
würde prinzipiell auf demselben Standpunkt stehen, ihn aber dadurch 
ergänzen, daß ein Export zur Deckung der an sich zurückzuschrauben- 
den Einfuhr nötig sein würde. Der Mann aus der Verfeinerungsindustrie 
wäre natürlich prinzipiell gegen diese Meinungen. In seinem Interesse 
würden die Ausführungen liegen, daß die beiden vorangegangenen 
Stimmen für das Wort Clemenceaus votiert hätten, daß es 20 Millionen 
Deutsche zu viel gäbe. Daraufhin müßte doch diese Politik der Autarkie 
hinauslaufen, denn die jetzige Bevölkerungszahl könne Deutschland nicht 
ernähren, abgesehen, daß jeder zivilisatorische Fortschritt, der sich doch 
in Konsumsteigerungen äußere, ausgeschlossen sei. Deutschland müsse 
exportieren: da es mit Rohstoffen von der Natur nicht reich bedacht 
sei wie andere Länder, müsse es sich auf die Verfeinerungsindustrie 
legen, in der deutsche Intelligenz und deutscher Fleiß im Frieden sich die 
Welt erobert hätten. Abgesehen davon aber müsse das Deutschland tun, 
um politisch frei zu werden, da infolge der Dawesabgaben wir gar keine 
Wahl des zu beschreitenden Weges hätten. Darauf wird der Landwirt 
sagen, daß er gerade darin den Vorteil der Autarkie sehe, denn wenn 
man vom Ausland nichts wolle, könne einem auch das Ausland nichts 
wollen, während der Schwerindustrielle dieser Meinung schon mit mehr 
Bedenken gegenüberstehen wird. Der Arbeitnehmer wird ausführen, daß 
es doch Zweck der nationalen Wirtschaftspolitik sei, der größtmöglichen 
Anzahl von Deutschen ein Auskommen zu gewähren, das auch den 
kulturellen Fortschritt je nach Neigung und Erziehung ermögliche. 
Deshalb müsse das Volk diejenige Wirtschaftspolitik betreiben, die das 
größte nationale Einkommen herbeiführe, und es müsse dafür gesorgt 
werden, daß dieses Einkommen richtig verteilt würde. Seine Vorredner 
werden sich einig darüber sein, daß die jetzigen Gesetze eine sehr schöne 
Verteilung zugunsten des Sprechers darstellen. aber es sei leider keine 
Beteiligung, nicht am Gewinn, sondern am Umsatz. da gar kein Gewinn 
vorhanden sei. 

Wir haben die Meinungen in indirekter Rede aufgeführt, um die 
Verschiedenheiten, die den Interessengebieten entsprechen, zu beleuch- 
ten. Es ist vorauszusetzen, daß jeder das Beste will, aber es ist nicht zu 
sehen, welcher Vorschlag nun tatsächlich der beste ist. Die Autarkie 
widerspricht der weltwirtschaftlichen Tendenz unseres ganzen Kultur- 
kreises, und wir würden nach Durchführung derselben ein gewaltsam zu 
erschließendes Absatzgebiet für fremde Industrievölker sein. Die Autarkie 
würde uns aus der weltwirtschaftlichen Verpflechtung lösen und alle an 
unserem Schicksal desinteressieren. Der uns während des Krieges als 
Vorteil hingestellte Umstand, daß wir nicht fremden Völkern durch die 
Kosten der Kriegsführung verschuldet seien, hat sich als großer Nachteil 
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erwiesen, und die Aera der Auslandsanleihen, in der wir jetzt leben, 
hat mindestens den Vorteil, daß der Gläubiger für das Wohlergehen 
seines Schuldners das tun wird, was ihm zur Sicherung seiner Außen- 
stände nur irgend angebracht erscheint. Selbstverständlich nur dann, 
wenn die Schuldner sich des Wohlwollens ihrer Gläubiger erfreuen, 
wofür nur rein wirtschaftliche Tatsachen entscheidend sind. Die Meinung 
des Schwerindustriellen zielt auf die volle Ausnutzung seiner Anlagen, 
in denen ungeheure Kapitalien investiert sind. Durch Kartelle werden 
die Preise im Inlande hochgehalten, während nach dem Auslande 
billiger verkauft wird. Die schwierige Lage gerade der Kohlenbergwerke 
sei nicht verkannt. Kohle ist, es klingt etwas merkwürdig, unmodern 
geworden. Durch die in der Zeit der Kohlennot ausgebildete Wärme- 
technik werden nicht unerhebliche Ersparnisse gemacht. Ein großer 
Konkurrent ist die Elektrizität, deren Anwendungskreise sich in den 
letzten zehn Jahren ungeheuerlich vergrößert haben. Auch die 
Verfeinerungsindustrie befindet sich in mißlicher Lage. Infolge der 
durch Krieg und Intlation hervorgerufenen zehnjährigen Absperrung 
ist der Anschluß technisch und ökonomisch an die Weltwirtschaft ver- 
lorengegangen. Deutschland hat die frühere führende Position an die 
Vereinigten Staaten abgeben müssen, die durch reiche Rohstoffbasis, 
ein riesiges Absatzgebiet und infolge der politischen Umstände stark 
wachsenden Reichtums einen starken Vorsprung haben. Der Arbeit- 
nehmer leidet natürlich unter diesen Verhältnissen, versucht auf mehr 
oder minder friedliche Weise seinen Lebensstandard zu erhalten oder zu 
erhöhen und bringt dabei im Verein mit der vom Staate getriebenen 
Steuerauspreßmaschine die Produktion in Lebensgefahr. 

Diese Gegenüberstellung übermittelt sicher die Meinung, daß keine 
Ansicht absolut richtig oder absolut falsch ist, sondern daß nur im 
Ausgleich der Ansichten die für jeden einzelnen richtigen Dosierungen 
gefunden werden können, die der Allgemeinheit gerecht werden. Hierzu 
wäre das Parlament da. | 

Die weltpolitische Konstellation hat der deutschen Wirtschaft in 
ihrer Entwicklung eine Stütze verliehen. 

Nicht Überredung, Wahrheitsliebe o. dgl. hat unsere ehemaligen 
Feinde von ihrer Verfemung Deutschlands abgebracht, sondern dieses 
System ist durch seine Widersinnigkeit zusammengebrochen. Die hier- 
durch hervorgerufene Not der europäischen Wirtschaft hat die früheren 
Alliierten zur Behandlung Deutschlands als gleichberechtigten Faktor 
gebracht, und diese Entwicklung macht Fortschritte. 

Weltwirtschaftlich ist die Entwicklung noch nicht so 
weit wie politisch, wenngleich auch da Symptome der 
Besserung, wie z. B. der Beitritt Deutschlands zur inter- 
nationalen Handelskammer, zu sehen sind. Deutschland hat 
an der Ordnung der Verhältnisse gearbeitet. Die Währung ist stabili- 
siert, die vermittelst des Diktates von Versailles erzwungene Meist- 
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begünstigung war am 10. Januar 1925 abgelaufen und es ist provisorisch 
ein Zolltarifsystem geschaffen worden. Dessen endgültige Ausgestaltung 
soll 1926 erfolgen, und es dürfte sich prinzipiell ein Umbau des nicht mehr 
zeitgemäßen Eintarifsystems mit seinen hohen autonomen Sätzen und 
den einzelnen von Fall zu Fall auf dem Verhandlungswege zu ermäßigen- 
den Positionen in ein Zweitarifsystem mit hohen Zöllen für den vertrags- 
losen Zustand und niedrigen Sätzen für den Vertragszustand, die in 
einzelnen Positionen durch Verhandlungen noch auf das volkswirt- 
schaftliche Minimum, welches im Verhältnis zu den erreichten Kompen- 
sationen zu betrachten ist, ermäßigt werden könnten, empfehlen. Damit 
böte heute unsere dem Vertragspartner wenig wertvolle Meistbegünsti- 
gung einen Anreiz. Gegen Länder mit unstabiler Valuta sollte der hohe 
Zollsatz angewandt werden. Wir können es uns nicht erlauben, ander- 
weit einzukaufen, weil unsere Arbeitslosigkeit nicht durch die Verluste 
der anderen an diesen Geschäften wettgemacht wird, wir leiden durch 
deren Dumping genügend auf dem Weltmarkte. In diesem Punkte haben 
wir die Unsicherheit berührt, die Frankreich, Italien und das weniger 
wichtige Polen wirtschaftlich hervorrufen. Wir wollen hiermit zu unseren 
jetzigen Zollsätzen ebensowenig Stellung genommen haben, wie zu der 
unglücklichen innerpolitisch beeinflußten Taktik der Handelsvertrags- 
verhandlungen. 

Weltwirtschaftlich erzeugt auch die Verlagerung der in- 
dustriellen und finanziellen Bedeutung Europas Unsicherheit. 
Die Überseestaaten haben sich infolge der während des Krieges ausblei- 
benden Lieferungen Europas industriell außerordentlich entwickelt 
und schützen jetzt ihre jungen Industrien durch Zölle. Der in allen 
Beziehungen enorme Aufschwung der U. S. A. ist bekannt. Er läßt eine 
Änderung der dortigen Zollpolitik möglich erscheinen, der der Vorkriegs- 
Handelspolitik Englands ähneln müßte. Andernfalls wird eine 
wirtschaftliche Front Europas gegen Amerika durch die 
gemeinsame Verschuldung geschaffen. Diese Umstände haben 
Englands traditionelle handelspolitische Einstellung von Grund auf 
verändert. 

Die Krise, in der wir uns befinden, verursacht eine Arbeitslosigkeit, 
die innerpolitische Unsicherheit zur Folge haben kann. Die Gründe der 
Krise sind schon öfters behandelt worden. Unrationelle Produktion wie 
Geschäftsführung, überzahlte Steuern und falsche wirtschaftliche An- 
schauungen führen Zahlungsschleppungen, -stockungen und Zusammen- 
brüche herbei, die einem ins Wasser geworfenen Steine gleich immer 
größere Kreise ziehen. Wir haben die größte Unsicherheit in der Beur- 
teilung der geschäftlichen Kreditwürdigkeit des Kontrahenten, trotzdem 
das Handelsvolumen sich 1925 gegen 1924 erheblich vergrößert hat. Zur 
Beurteilung der Gegenwart und Zukunft, die den meisten allerdings ein- 
deutig schwarz erscheint, nimmt 1926 das nach amerikanischem Vorbild 
ins Leben gerufene Institut für Konjunkturforschung seine Tätigkeit 
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auf, die jedenfalls sehr lehrreich werden wird, und solche falschen An- 
sichten, wie man sie über die Wirkungen der Getreide- und Industrie- 
zölle hegte, hoffentlich nicht aufkommen lassen wird. 

Die an sich notwendige Krise, die mit einer Kontraktion des Kredits 
begonnen hat, steuert auf eine Kontraktion unseres Produk- 
tionsapparates hin. Zur Besserung der Atmosphäre des Mißtrauens 
sind verschiedene Vorschläge gemacht worden. Für den Export wird die 
Organisation einer staatlich unterstützten Exportkreditversicherung 
propagiert. Die recht umfangreich in Aufnahme gekommene Sicher- 
heitsübereignung von Waren, welche die ungesicherten Gläubiger bei 
einem Zusammenbruch sehr häufig ganz leer ausgehen läßt und oftmals 
mangels Masse die Konkurseröffnung verhindert, soll grundbuchähnlich 
registriert werden, eine in der Praxis wegen der wechselnden Bestände 
komplizierte Aufgabe. Eine Abänderung der Konkursordnung wäre zu 
empfehlen. Die Namen der zusammengebrochenen Firmen sollten auch 
veröffentlicht werden, bei denen eine Konkurseröffnung mangels Masse 
nicht erfolgt, und es müßte weiter die Veröffentlichung der Namen der 
bei einem Zusammenbruch beteiligten Firmen mit den angemeldeten 
Summen auf dem Wert der Sicherheiten gestattet sein. Diese Veröffent- 
lichungen in Verbindung mit dem Warensicherungsregister würde tiefe 
Einblicke gestatten, die in den U. S. A. durch die Auskunfteien schon 
lange gewonnen werden können. 

Vertrauenswürdigkeit wird bis auf wenige große Firmen heute in 
Deutschland nicht vorausgesetzt, sondern muß bewiesen werden. Der Ein- 
blick in die Verhältnisse gibt den Geschäftskontrahenten die Möglichkeit 
der Beurteilung der geschäftlichen Qualitäten. Die Verringerung der Del- 
kredere-Risiko-Prämie liegt in der Linie des notwendigen Preisabbaues. 

Wir brauchen nicht nur Sicherheit der Währung, sondern auch der 
Wirtschaft. Diese kann uns letzten Endes nur deren Rentabilität gewähren. 


AUSBLICKE FÜR DEN WELTHANDEL. 


l. Wachsende Exportmöglichkeiten. 
Von SIR GEORGE PAISH, London. 


Eine sachliche kritische Untersuchung über die Aussichten des 
Welthandels im Jahre 1926, die auf den Erfahrungen des verflossenen 
Jahres fußt, wird zugeben müssen, daß das abgelaufene Jahr trotz 
bedenklichster Krisenerscheinungen gewisse Ansätze zu einer Besse- 
rung der Lage gebracht hat. Tendenzen erfreulicher Art lassen sich 
sowohl in materieller Beziehung als auch — und das ist das wichtigere 
— in der geistigen Atmosphäre der Welt feststellen. Der große Um- 
schwung der internationalen Stimmung wurde durch den Vertrag von 
Locarno herbeigeführt. Politisch in seiner äußeren Veranlassung ist 
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dieser Vertrag in seinen Auswirkungen wirtschaftlich von größter Be- 
deutung. Die ungünstige Wirtschaftslage Mitteleuropas hatte dazu 
geführt, daß sich Deutschland zu den erforderlichen einleitenden Maß- 
nahmen entschloß, während die kritische finanzielle Lage Frankreichs 
dieses Land dazu zwang, die von Deutschland gemachten Vorschläge 
anzunehmen. Die englische Wirtschaftskrise endlich veranlaßte Groß- 
britannien, sich als Vermittler zu betätigen und zusammen mit den 
anderen Teilnehmern der Konferenzen sein Gewicht für das Zustande- 
kommen des Vertrages in die Wagschale zu werfen. Als ein Fortschritt 
der politischen Stimmung muß es in der Tat angesehen werden, daß 
sich die bisher in ihren Gefühlen noch so weit voneinander entfernten 
Nationen zu der Erkenntnis von der Gemeinsamkeit der wirtschaft- 
lichen und finanziellen Interessen durchgerungen haben und daß diese 
Nationen ihre Interessengemeinschaft durch eine Umwand- 
lung des Diktatfriedens von Versailles in einen Frieden der 
gemeinsamen Übereinstimmung zum Ausdruck gebracht haben. 
Der Locarno-Vertrag muß aus diesem Grunde von weittragender wirt- 
schaftlicher Bedeutung werden, wird er doch viel zum Wiederaufbau 
Europas beitragen. 

Trotzdem ist ein greifbarer Erfolg der politischen Befrie- 
dung auf den Welthandel bisher nicht in Erscheinung ge- 
treten. Sicherlich ist der’ finanzielle und wirtschaftliche Zusammen- 
bruch mancher Länder vermieden worden, aber eine positive aufbauende 
Rückwirkung, die wir so sehnsüchtig erwarteten, ist bisher nicht 
spürbar. 

Soweit Deutschland in Frage kommt, hat die kluge Politik, die die 
deutsche Regierung seit Anfang des Jahres 1923 betreibt und die in 
der Ernennung des Dawes-Ausschusses als erster, der Annahme des 
Dawesplanes als zweiter und der Durchführung des Locarno-Vertrages 
als dritter Etappe zum Ausdruck kam, viel zu einer Stabilisierung der 
Verhältnisse beigetragen. Die vorsichtige Realpolitik hat Deutschland 
nicht nur in die Lage versetzt, seine Finanzen in Ordnung zu bringen, 
sondern dem Lande auch ermöglicht, bedeutende Kredite aus den Ver. 
Staaten von Nordamerika und England für Aufbauzwecke sowie Be- 
triebskapital für seine Industrie zu erhalten. Es wurde dadurch Deutsch- 
land ermöglicht, in einem weit größeren Umfange als dies sonst der 
Fall gewesen wäre, von den übrigen Ländern Rohstoffe verschiedenster 
Art einzukaufen und so befruchtend auf den Welthandel zu wirken. 
Der Erfolg dieses geschickten staatsmännischen Vorgehens 
war ein erhöhtes Vertrauen der Welt in den guten Willen und die 
Leistungsfähigkeit Deutschlands, Gefühle, die wiederum den Wieder- 
aufbau und der Exportmöglichkeit Deutschlands zugute kom- 
men werden. 

In Frankreich müssen sich die günstigen Rückwirkungen der ver- 
nünftigeren Politik, der sich dieses Land im letzten Jahre zugewandt 
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hat, noch bemerkbar machen. Die Gewaltpolitik, zu der es sich kurz 
nach dem Waffenstillstand entschloß, ist ihm teuer zu stehen gekommen, 
und der Umschwung der politischen Stellungnahme ist zu einem erheb- 
lichen Teil aus wirtschaftlichen Beweggründen zu erklären. Was Frank- 
reich heute vor allem bedarf, ist ein wirklich durchgreifendes, wirt- 
schaftliches Aufbauprogramm, das ihm ermöglicht, seine Ausgaben mit 
den Einnahmen in Einklang zu bringen und so die Amortisation seiner 
Schulden sicherzustellen. Die Befreiung von der Sorge um die Gren- 
zen sollte ihm eine erhebliche Verminderung der hohen Militärlasten 
ermöglichen und anderseits durch eine Verwendung der frei werdenden 
Soldaten zu produktiver Arbeit eine Erhöhung der Einnahmen ge- 
statten. Herabdrückung der Ausgaben also und Heraufschraubung der 
Einnahmen durch eine vernünftige Wirtschaftspolitik sind der Schlüssel 
zu einer Sanierung Frankreichs. Heute ist die Lage des Landes aller- 
dings noch recht trübe und das Vertrauen Frankreichs im internatio- 
nalen Geldmarkte noch stark erschüttert. Trotzdem wirken die An- 
strengungen, die das Land zu einer Bekämpfung der Krise macht, 
.durchaus vertrauenerweckend, zeigen sie doch von einem ehrlichen 
Willen, der Schwierigkeiten Herr zu werden, der angenehmer wirkt 
als die bisherige Politik des Zögerns und Hinausschiebens der Krisen- 
lösung durch dauernde neue Kredite. Die gegenwärtige Wirtschafts- 
krise Frankreichs mag sich verschärfen: der Frank mag weiter stürzen 
und auch sonst mögen sich ungünstige Wirtschaftserscheinungen zeigen, 
aber Locarno selbst und die neuen großen Anstrengungen, die Frank- 
reich zur Bilanzierung seines Budgets, zur Stützung seiner Währung 
und zur Lösung des Schuldenproblems macht, lassen erkennen, daß 
sich auch in Frankreich ein neuer Geist breitgemacht hat. 

Auch sonst scheint auf dem europäischen Kontinent die politische 
Stimmung durchaus günstig zu sein. 

Die Wirtschaftspolitik der meisten europäischen Nationen bleibt 
jedoch trotz dieser Besserung der politischen Stimmung noch starken 
Hemmungen unterworfen. In einer einseitigen Politik, die den Vorteil 
der Stunde dem Gewinn der Zukunft voranstellt, versuchen die meisten 
Nationen ihren Export nach Kräften zu forcieren, die Einfuhr dagegen 
mit allen Kräften abzudrosseln. Eine wirkliche Gesundung des 
Welthandels kann nur dadurch erfolgen, daß die Zoll- 
schranken, die sich überall dem freien Verkehr entgegen- 
stellen, abgebaut, die Zolltarife gemildert und die Einfuhr- 
beschränkungen aufgehoben werden. Heute noch sind die 
meisten Nationen — insbesondere die großen Industrieländer — nicht 
in der Lage, die gesamte exportfähige Produktion ihrer Wirtschaft 
abzusetzen, sie können also auch nicht die Rohstoffe und Halbfabrıkate 
aus dem Auslande beziehen, die sie oft dringend für ihren Wirtschafts- 
prozeß gebrauchen. Ausländische Kredite helfen heute noch vielfach 
über diese Schwierigkeiten hinweg. Wir müssen sie aber nur als einen 


72 SIR D. DRUMMOND FRASER 


Notbehelf betrachten. Endgültige Lösung kann nur eine wirkliche 
Anderung der internationalen Wirtschaftspolitik bringen, die 
die bisher bestehenden Hindernisse des Welthandels beseitigt und 
neben der politischen Befriedigung eine wirtschaftliche Rücksichtnahme 
und ein gegenseitiges Verständnis der einzelnen Nationen in die Welt- 
wirtschaft einfügt. 


2. Exportförderung.“ 


Von SIR D. DRUMMOND FRA SER, K. B. E. Vizepräsident des britischen Institute 
of Bankers. 


Die Steigerung der Ausfuhr ist eine der wichtigsten Auf- 
gaben der deutschen Wirtschaftspolitik. Auf dem Bankier- 
tage des deutschen Ein- und Ausfuhrhandels wurde bekannt- 
lich von berufener Seite angeregt, auch für Deutschland eine 
der englischen Export-Kredit-Versicherung ähnliche Organi- 
sation zu schaffen, um dem deutschen Exporteur, der infolge 
Kapitalmangels nicht in der Lage ist, längere Zahlungsfristen 
einzuräumen, die Möglichkeit zu geben, Kredite auf längere 
Sicht zu gewähren. Im Reichswirtschaftsministerium wird 
gegenwärtig ein Plan für eine staatliche Export-Kredit-Ver- 
sicherung ausgearbeitet. In den nachfolgenden Ausführungen 
nimmt der Vizepräsident des britischen Institute of Bankers 
zur Frage der Exportförderung Stellung. 


Englands Volkswirtschaft ist ebenso wie die deutsche 
Wirtschaft darauf angewiesen, industrielle Fertigfabrikate in hohem 
Maße auszuführen, um dafür industrielle Rohstoffe und Lebensmittel 
einzuführen. Für beide Länder ist es daher äußerst wichtig, eine für 
die Volkswirtschaft lebenswichtige Einfuhr dadurch sicherzustellen, 
daß der Exporthandel nach jeder Richtung hin angeregt und ihm Ge- 
legenheit zu weitestgehender Betätigung gegeben wird. 

Eine Förderung des Ausfuhrgeschäftes läßt sich auf die verschieden- 
artigste Weise erzielen. England hat z. B. viele Jahrzehnte hindurch 
erfolgreich den Weg der Gewährung umfangreicher Auslandskredite 
gewählt, d. h. es hat in erheblichem Maße Spargelder der Volkswirt- 
schaft im Auslande investiert, die dann teilweise in Form von Ein- 
käufen ausländischer Kunden in die englische Wirtschaft zurückflossen. 
Englands Finanzpolitik der Auslandsinvestierungen hatte also vorwie- 
gend das eine Ziel im Auge, den englischen Exporthandel nach Kräften 
zu fördern, um so die Güterproduktion des Landes zu heben. Die 
übrige Welt produzierte und lieferte Lebensmittel und Rohstoffe, Eng- 
land tauschte dagegen Exportwaren ein. Hierbei stellte sich der ge- 
samte komplizierte Wirtschaftsorganismus des Landes — die Schiffahrt, 
Bankwelt, das Versicherungsgewerbe usw. — in den Dienst der Aus- 
fuhrindustrie. 

Diese Politik hat natürlich durch den Krieg, aber auch nach dessen 
Beendigung, und zwar hauptsächlich durch die Wiedereinführung der 
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Goldwährung in England eine Unterbrechung erfahren. Die englische 
Regierung glaubte ein Abgleiten der englischen Valuta dadurch ver- 
hindern zu müssen, daß man den Abfluß von Sparkapitalien ins Aus- 
land künstlich verstopfte. Man kann über die Berechtigung dieses 
Schrittes füglich verschiedener Meinung sein, fest steht indessen, daß 
dieser Schritt dem englischen Exporthandel starken Abbruch ge- 
tan hat. Die Maßnahme ist in der Zwischenzeit glücklicherweise wieder 
aufgehoben worden, doch finden naturgemäß heute noch nicht wieder 
solche Summen ihren Weg in Auslandsinvestierungen wie früher. Wäh- 
rend zu normalen Zeiten die Anlagen im Auslande etwa die Hälfte des 
durchschnittlich verfügbaren Sparkapitals ausmachten, belaufen sie sich 
heute auf knapp ein Viertel dieses Betrages. 

Eine der Hauptursachen des scharfen Rückganges im englischen 
Exportgeschäft bildete natürlich die Entwertung der europäischen 
Valuten. Sie verhinderte vornehmlich einen erfolgreichen Wettbewerb 
der englischen Industrie auf dem Weltmarkte. Die Unterstützungs- 
kredite, die damals an die durch den Krieg geschwächten europäischen 
Länder gegeben wurden, hatten daher neben dem rein menschlichen 
Zweck einer Abhilfe dringender Not auch die Absicht, die Zahlungs- 
kraft dieser Länder zu heben. Die Wiederaufbauanleihen an 
Österreich, Ungarn, Deutschland und andere europäische Nationen sind 
deshalb im Laufe der Zeit der englischen Wirtschaft indirekt zugute 
gekommen, denn sie haben den Weg für das Wiedererstarken der pri- 
vaten Unternehmungslust geebnet und dadurch den Handelsunter- 
nehmungen der finanzstarken Länder die Möglichkeit gegeben, auf der 
Grundlage einer stabilen Währung wieder Geschäfte zu machen. 

Fortschritte in der Exportförderung sind also zweifellos gemacht 
worden und doch bleibt für die europäischen Volkswirtschaften noch 
außerordentlich viel zu tun. Englands Einfuhr an Lebensmitteln und 
industriellen Rohstoffen ist z. B. im vergangenen Jahre um nahezu 
3,6% gestiegen, während seine Ausfuhr um etwa den gleichen Prozent- 
satz zurückgegangen ist. Der Passivposten der englischen Handels- 
bilanz beträgt für 1925 volle £ 395,4 Millionen gegenüber £ 336,5 Millionen 
im Jahre 1924. Wir müssen also weiter versuchen, das Exportgeschäft 
auf jede Weise anzuregen und vor allen Dingen die Grundlage zu 
verbreitern versuchen, auf der der Exporteur seine Ge- 
schäfte abschliessen kann. Wir müssen mit anderen Worten 
durch die Ausschaltung der Verlustmöglichkeit unsere Exportindustrie 
zu größerer Unternehmungslust anspornen. Bei der augenblick- 
lich äußerst scharfen Konkurrenz auf dem Weltmarkte und bei der 
Tatsache, daß nach manchen überseeischen Ländern, wie z. B. nach 
Asien oder Südamerika Geschäfte vorwiegend auf der Kreditbasis ge- 
tätigt werden, wird das Problem der Exportkreditverkäufe und damit 
der Exportkreditversicherung akut. Verkäufe auf Kredit nach 
verschiedenen überseeischen Ländern spielen heute schon eine wichtige 
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Rolle im internationalen Warenverkehr. Amerika hat die Auslands- 
kredit-Versicherung eingeführt und auch eine holländische Versicherung 
dieser Art ist kürzlich ins Leben gerufen worden. In England hat man 
mit Hilfe der Trades Facilities Act eine Förderung des Export- 
handels durch Einrichtung einer staatlichen Export-Kredit -Versicherung 
eingeleitet. Hier besteht bereits eine Export-Kredit-Versicherung für 
anerkannte Rechnungsposten, wobei bis zu 75°/, des Nettoverlustes durch 
die Trade Indemnity Company ersetzt werden. 

Eine Reihe großer Exportfirmen trägt heute das Kreditrisiko allein, 
da diese Firmen über bedeutende Kapitalien verfügen und durch eine 
weit verzweigte Organisation in der Lage sind, die Kreditfähigkeit des 
Weltmarktes genau einzuschätzen. Obwohl diese Firmen aber sich der 
Unterstützung der englischen Bankwelt in weitgehendem Maße bedienen, 
haben auch sie ein großes Interesse an einer Export-Kredit-Versicherung 
an den Tag gelegt. Die Durchführung der Export-Kredit-Versicherung 
kann auf verschiedene Weise erfolgen. Mir erscheint es zweckmäßig, 
daß der Exporteur selbst ein Drittel des Risikos trägt, da er hierdurch 
gezwungen wird, sein Geschäft auf gesunder Gruudlage zu betreiben. 
Die anderen Drittel würden durch die Versicherungs-Police gedeckt. 
resp. von der Regierung übernommen. Jeder Verlust würde durch die 
von der Regierung erhobene Prämie gedeckt sein. Neben den Eingängen 
aus der Prämienzahlung hat die Regierung indirekt den großen Vorteil, 
durch die Förderung des Exporthandels Ausgaben für die 
Unterstützung Beschäftigungsloser zu sparen. 

Die Zeit für den Ausbau der Export-Kredit-Versicherung auf staat- 
licher Grundlage ist entschieden da. Feinheiten in dem Aufbau der Or- 
ganisation, wie etwa die Prüfung der einzelnen Guthaben, ein Ablehnen 
gewisser unsicherer Länder und Märkte usw., müssen noch durchgeführt 
werden. Die reichen Erfahrungen des Exporthandels, des Versicherungs- 
gewerbes, der verschiedenen Regierungsabteilungen und last not least 
die unschätzbare Hilfe der internationalen Handelskammer können 
herangezogen werden. Bei den heutigen geringen Gewinnchancen des Ex- 
porthandels muß dieser soweit als möglich gegen Verlust geschützt werden. 


WELTSCHAU. 


DIE VERBANDPOLITIK DER DEUTSCHEN REEDEREI EINST UND JETZT. 


Die Menge der auf dem Weltmeer zu transportierenden Handelsgüter hat, hervor- 
gerufen durch die Verarmung Kontinentaleuropas und die ungünstige Verschiebung 
riesiger Kapitalmengen nach den Vereinigten Staaten von Amerika, abgenommen; 
nach zuverlässigen Schätzungen hat der Transportbedarf der Welt nach dem Kriege 
zeitweise nur etwa 60% des Transportbedarfs bei Kriegsausbruch betragen. Dem- 
gegenüber ist der Gesamtschiffsraum der Welthandelsflotte von 49089552 Br.-Reg.-t 
im Jahre 1914 auf 50919273 ım Jahre 1919 und auf 64023567 Br.-Reg.-t am 30. Juni 
1924 gestiegen. Durch dieses Mißverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage trat 
eine Krise in größtem Maßstabe ein, die die Reeder zwang. Schiffe aus der Fahrt zu 
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nehmen. Im Jahre 1921 schwankte der Raumgehalt der aufgelegten Schiffe zwischen 
4 und 10 Millionen Br.-Reg.-t. Insgesamt lagen am 1. Juli 1924 5365000 Br.-Reg.-t 
des Weltschiffsraums untätig in den Häfen, davon entfielen allein 4087000 Br.-Reg.-t 
auf die Vereinigten Staaten, deren Kriegsbauten im friedlichen Wettbewerb zum 
großen Teil nicht konkurrenzfähig sind. Das neue Schiff drückt das alte aus der 
Fahrt; anderseits kann sich im verstärkten Konkurrenzkampf nur der Starke he- 
haupten. Die deutschen Reedereigesellschaften besitzen zwar der Qualität nach ein 
vollwertiges Schiffsmaterial, sie konnten aber der Zahl nach ihre Betriebsmittel nur 
unvollständig wiederherstellen und spielen daher nicht mehr die Rolle, die die deut- 
schen Reedereien vor dem Weltkrieg gespielt haben. Die Verbandspolitik, der sich die 
öffentliche Aufmerksamkeit in allen Krisenzeiten der Weltschiffahrt zugewandt hat, 
wird daher in der Gegenwart eine bedeutende Rolle spielen. 

Als in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts die steigende Konkurrenz 
der deutschen, holländischen und belgischen Linien im Kampf um die Auswanderer 
nach den Vereinigten Staaten, die damals die Hauptfracht für die Linien über den 
Nordatlantik bildeten, die Reedereien dem finanziellen Ruin nahebrachten, gelang 
es hauptsächlich der Initiative Albert Ballins, einen sog. „Pool“ zu schaffen: d. h. 
die Gesellschaften verpflichteten sich, nicht unter einem bestimmten Mindestsatz 
Auswanderer zu transportieren; die Gesamtheit der Auswanderer wurde prozentual 
unter Berücksichtigung der auf der New Yorker Linie eingestellten Tonnage auf die 
einzelnen Gesellschaften verteilt; die Einnahmen aus Auswanderertransporten, die 
über den zugeteilten Satz hinausgingen, wurden in einen großen Topf (daher der 
Name „‚‚Pool‘“) geworfen und aus ihm diejenigen Reedereien unterstützt, die ihre 
Quote nicht erreicht hatten. Aus dieser Verständigung über die Auswanderung über 
die nordwesteuropäischen Kontinentalhäfen wuchs allmählich eine Einigung mit 
England und eine Erweiterung des Systems auf die skandinavischen, die französischen 
Schiffahrtsgesellschaften und die Reedereien des Mittelmeers hervor. Es gehörten 
allmählich so viele Partner dem Pool an, daß Ballin selbst den Ausspruch tat: „Wir 
werden uns aus dem Geschäft noch gänzlich hinauspoolen.“ Wenn man sich klar 
macht, daß damals große englische Reedereien der deutschen Initiative gefolgt sind, 
so bedeutet die Verbandspolitik der Vorkriegszeit sicher einen Höhepunkt deutscher 
Organisationstechnik, und es kann nicht geleugnet werden, daß die ganze rjesenhafte 
Entwicklung, deren Schlußstein der „Imperator“ mit seinen Schwesterschiffen bildete, 
nur dadurch möglich war, daß eine Stabilität geschaffen war, auf der das Verkehrs- 
wesen blühen und wachsen konnte. Trotz alledem war das System etwas starr, und 
Ballin selbst war bei Ausbruch des Weltkrieges daran, seine Verbandspolitik durch 
Eingehung von engen, einheitlich geleiteten und darum auch kampffähigen Interessen- 
gemeinschaften umzubiegen. 

Die Hamburg-Amerika-Linie hatte etwa seit der Jahrhundertwende, nachdem sie 
die kleineren schwächeren Unternehmungen am Hamburger Platze zum Teil nach 
schweren verlustreichen Kämpfen beseitigt hatte, angefangen, mit gutgeleiteten 
Speziallinien Betriebsgemeinschaften einzugehen. was den Vorteil hatte, daß die 
Leitung der eingesessenen Linie unangetastet blieb, daß aber ihr Schiffsraum je nach 
der Betriebslage von der großen Universalreederei, wie die Hamburg-Amerika-Linie 
war und ist, vermehrt oder vermindert werden konnte. Zudem hatte die Hamburg- 
Amerika-Linie bei Kriegsausbruch mit etwa 1 Mill. Br.-Reg.-t das Optimum für einen 
Schiffahrtsgroßbetrieb erreicht. Derartige Verträge kamen für die Südamerikafahrt 
mit der Hamburg-Südamerikanischen Dampfschiffahrtsgesellschaft, mit der Bremer 
Hansa-Linie, die auch Hamburg als Ausgangshafen für ihre Indienfahrten benutzte. 
mit der Hamburger Kosmoslinie. die die Westküste Südamerikas bediente. und mit 
den Afrikalinien zustande mit dem Erfolge, daß allmählich ein lückenloses Netz regel- 
mäßiger Linien um den Erdball entstand (Netzschiffahrt). Die Interessengemein- 
schaft mit der englischen Booth-Linie, welche die Nordbrasilienfahrt betraf. hat nach 
Ballins eigenen Äußerungen bis zum Weltkrieg zur Zufriedenheit beider Partner be- 
standen. So waren die Verhandlungen. die Ballin kurz vor Kriegsausbruch mit dem 
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Norddeutschen Lloyd führte, von selben Gedankengängen getragen. Die nationalen 
Betriebsgemeinschaften traten nach dem Weltkrieg mit Ausnahme derjenigen nach 
der Ostküste Südamerikas wieder in Kraft. Weil jedoch nach Inkrafttreten des Frie- 
densvertrags die Überseetonnage fast vollständig abgetreten werden mußte, mußten 
auf den wichtigsten Linien Verträge mit ausländischen Kontrahenten abgeschlossen 
werden, wobei die Möglichkeit des allmählichen Eintritts der deutschen Gesellschaften 
je nach Verfügbarwerden eigenen Schiffraums erreicht wurde. Die Lage war be- 
sonders den Vereinigten Staaten gegenüber schwierig, da die wachsende Bedeutung 
New Yorks seit der Jahrhundertwende den Wunsch nach eigener maritimer Betätigung 
nicht mehr verstummen ließ. Den deutschen Reedereien war es zwar gelungen, ihre 
Selbständigkeit zu wahren, als in den ersten Jahren des Jahrhunderts der Amerikaner 
Morgan in der sog. International Merkantile Marine Co. (I. M. M. Co.) das finanzielle 
Übergewicht über 4 englische, 1 belgische und 1 amerikanische Reederei verschafft 
hatte. Jetzt, wo den Amerikanern durch den Krieg eine bedeutende Tonnage in die 
Hände gefallen war, mußte damit gerechnet werden, daß die Amerikaner nicht mehr 
freiwillig auf Überseelinien unter eigener Flagge verzichten würden. Die beiden großen 
deutschen Nordamerika-Reedereien schlossen daher bereits im Jahre 1920 Verträge 
auf Betriebsgemeinschaften mit nordamerikanischen Reedereikonzernen ab, von 
denen der des Norddeutschen Lloyd infolge Liquidation des amerikanischen Partners 
inzwischen wieder gelöst ist, während derjenige der Hamburg-Amerika-Linie mit den 
United American Lines (der sog. Hapag-Harriman-Vertrag) zu beiderseitigem Vorteil 
weiterarbeitet. In letzter Zeit hat der Norddeutsche Lloyd mit den United States 
Irish Lines eine Betriebsgemeinschaft abgeschlossen und 2 Dampfer in den Dienst 
dieser Linie eingestellt. Auch der Ostasienverkehr wurde in Form einer Betriebs- 
gemeinschaft wieder aufgerichtet: die beiden alten Ostasienreedereien (Hapag und 
Lloyd), die in den Jahren 1898—1903 in einer Betriebsgemeinschaft sich die Brücke 
nach dem fernen Osten geschlagen haben, fanden in den englischen Ellermann-Lines 
und der Liverpooler Reederei Alfred Holt & Co. die geeigneten Partner, was sie nicht 
gehindert hat, daneben in neuerer Zeit eine reindeutsche Linie mit Passagier- und 
Frachtdampfern nach Ostasien einzurichten. Weiter ist die Deutsch-englische Be- 
triebsgemeinschaft für Australien, bestehend aus der Deutsch-Australischen Dampf- 
schiffahrtsgesellschaft, dem Norddeutschen Lloyd, den Ellermann Lines und Alfred 
Holt & Co., und die Deutsch-Holländische Betriebsgemeinschaft für Niederländisch- 
Indien, bestehend aus der Deutsch-Australischen Dampfschiffahrtsgesellschaft mit 
den Reedereien Oceaan und Nederland zu erwähnen. Schließlich kam im Europa- 
verkehr im Laufe des Jahres zu der bereits bestehenden Betriebsgemeinschaft der 
Argo-Linie, einer Tochtergesellschaft des Nordd. Lloyd für den Europaverkehr, mit 
den Ellermann-Lines eine Betriebsgemeinschaft der Bugsier Reederei und Bergungs- 
gesellschaft, einer Tochtergesellschaft der Hamburg-Amerika-Linie, mit der Leith, 
Hull & Hamburg Steam Packet Co. (James Curry & Co.) für die Linie Hamburg — 
Liverpool— Manchester zustande. Die kurz skizzierte Entwicklung, deren Sinn in der 
Notwendigkeit äußerster Rationalisierung begründet ist, dürfte noch nicht abge- 
schlossen sein; die Hugo Stinnes-Linien, die seit dem Austritt ihres Gründers aus 
dem Aufsichtsrat der Hamburg-Amerika-Linie im Jahre 1921 abseits gestanden 
hatten und ihre eigenen Wege gegangen waren, haben sich seit der Stabilisierung der 
deutschen Währung wieder mehr in das System der Hamburg-Amerika-Linie ein- 
gegliedert und werden über kurz oder lang vielleicht ganz von der letzteren über- 
nommen werden. 


Die deutsche Reederei vertritt, der augenblicklichen Wirtschaftslage Rechnung 
tragend. das Prinzip, alles zu vermeiden, was kostspielige Streitigkeiten hervorrufen 
könnte. Die deutschen Reedereien sind daher den internationalen Abmachungen zur 
Regelung der Frachtraten und der Passagen den sog. Konferenzen wieder beigetreten. 
So ist die Atlantikkonferenz unter vorwiegend britischem Einfluß als Zwischendeck- 
und Kajütabkommen, nicht als Pool wieder aufgelebt. Die Hamburg-Amerika-Linie 
und der Nordd. Lloyd sind derselben bereits im November 1921 bzw. Februar 1922 
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wieder beigetreten. Die Hamburg-Amerika-Linie gehörte Ende März 1923 außerdem 
der Cuba-Mexiko-Zwischendeck-Konferenz und der Westindischen Frachtkonferenz 
an. Sämtliche Ostasienlinien einschließlich der Hugo-Stinnes-Linien sind wieder 
Mitglieder der Ostasiatischen Konferenz. 


Für die Zukunft ist für die deutsche Seeschiffahrt der Neubau des deutschen 
Handelsvertragssystems von großer Wichtigkeit. Die Handelsverträge mit den Ver- 
einigten Staaten von Amerika und mit England enthalten auch bereits Paragraphen, 
die eine unterschiedliche Behandlung der gegenseitigen Flaggen, was bisher noch viel- 
fach zum Nachteil der deutschen Flagge der Fall war, ausschließen. Die noch auf 
schwachen Füßen stehende deutsche Reederei braucht aber auch zu ihrer weiteren 
Entwicklung eine weitgehende politische Entspannung. Während vielfach vor dem 
Weltkrieg in Deutschland die Ansicht herrschte, die weltwirtschaftliche Verflechtung 
genüge allein, um kriegerische Konflikte unmöglich zu machen oder um sie wenig- 
stens in ihrer Zeitdauer auf ein erträgliches Maß zurückzuschrauben, hat Ballin, der 
Meister in wirtschaftlichen Abmachungen, den sein Beruf an manchen internationalen 
Konferenztisch gebracht hat, das Unwetter in seiner ganzen Schwere kommen sehen 
und alle seine Bemühungen, den drohenden politischen Konflikt durch Abmachungen 
zu bannen, sind vergeblich geblieben. Heute sind die weltpolitischen Konfliktmög- 
lichkeiten nach andern Teilen des Erdballs gerückt, man kann daher annehmen, daß 
die Möglichkeiten zu einer Verständigung für alle Staaten, die mehr oder weniger 
durch die zerstörende Wirkung des Krieges gelitten haben, gewachsen sind. 


Archivrat Dr. Hermann Pantlen. 


BÜCHERSCHAU. 
WIEDER EIN „NAUTICUS“. 


Darf man ein periodisch erscheinendes Werk besprechen, wenn man sich selbst 
seit mehr als einem Vierteljahrhundert mit ihm in gewissem Grade verwachsen fühlt? 
Darf man sich die nötige Objektivität des Kritikers zumuten, wenn man schon als 
Student in älteren Semestern an dem ersten Jahrgang, damals, als noch Leutnant 
Hollweg der jüngste Offizier im Nachrichtenbureau des Reichsmarineamtes war, 
einen großen Teil der wirtschaftlichen Beiträge beigesteuert hat und schließlich auch 
an dem ersten Nauticus-Bande nach Krieg und Revolution, als Admiral Hollweg 
als Herausgeber zeichnete, wiederum unter den Mitarbeitern figurierte? Die Frage 
muß vorangestellt werden, um zu begründen, weshalb der Referent es für geboten 
erachtet, sich nicht in mißdeutbaren Lobeserhebungen zu ergehen, sondern auf die 
einfache Feststellung von Tatsachen zu beschränken. 

Da ist er also wieder, der neue und doch der alte „Nauticus“ (Jahrbuch für 
Seeinteressen und Weltwirtschaft, 18. Jahrgang, E. S. Mittler & Sohn, Berlin 
1926). Da Admiral Hollwegs seelische Spannkraft unter den Nachwirkungen der 
Revolutionszeit und körperlichen Leidens der Aufgabe des Herausgebers sich wohl 
nicht mehr gewachsen fühlte, ist die Leitung durch den Verlag Mittler wiederum dem 
Fregattenkapitän a. D. Scheibe übertragen, der schon in der Vorkriegszeit die Ma- 
terialsammlung für einige Nauticus-Bände geleitet hat. 

Was der ,, Nauticus“ bedeutet, wird den meisten Lesern geläufig sein. Was sein 
Jahrgang 1926 bietet, mag ersehen werden aus der Aufreihung einiger Beiträge und 
einiger Mitarbeiter. Das Geleitwort ist von dem volkstümlichsten deutschen See- 
helden, Admiral Scheer, beigesteuert, der weltpolitische Uberblick von Prof. Martin 
Spahn, die allgemeinen Welthandels- und Wirtschaftsübersichten steuerte Dr. J. Rei- 
chert, M. d. R., und Dr. J. Herle, Geschäftsführer des Reichsverbandes der deut- 
schen Industrie, bei. Uber die Weltwirtschaft in der Nachkriegszeit berichtet der 
Reichskanzler a. D. Dr. Cuno, anläßlich der Vierteljahrhundertwende des Zeppelin— 
Luftschiff baues schreibt Dr. Hugo Eckener und über die Flugzeugtechnik im Welt- 
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verkehr Direktor Dr. Merkel vom Aero-Lloyd, Berlin. Im militärisch-politischen 
Teil beansprucht das brennendste Interesse naturgemäß Großadmiral v. Tirpitz 
mit seinen weiteren Kreisen bisher unbekannt gebliebenen Feststellung enüber den 
strategisch-taktischen Ursprung der Flottengesetze. Weiter wird in diesem 
Teil die gegenwärtige deutsche Marine, der Stand der Seerüstungen und Luftrüstungen 
der anderen Mächte sowie der Abrüstungsfrage behandelt. In gewohnter Weise schlie- 
Ben sich technische und ausgedehnte statistische Mitteilungen und Übersichten an. 
Ausgezeichnete Abbildungen neuer Schiffs-, Luftschiffs- und Flugzeugbauten nebst 
Darstellungen technischer Einzelheiten beleben auch den neuen Jahrgang. 

So peinlich beschränkt die heutige maritime Geltung Deutschlands in bezug auf 
unsere Machtstellung ist, so bedeutungsvoll bleibt für uns doch der klare Überblick 
über allgemeine Seeinteressen und Weltwirtschaft, und unsere kurzen Andeutungen 
dürften genügen, um dem Leser zu sagen, welchen Wert der ,„‚Nauticus“- Jahrgang 
1926 wiederum für die allgemeine Unterrichtung und Aufklärung nach dieser Seite 
hin hat. A.D. 


DER KAMPF UM ASIEN. 


Schon seit einer Reihe von Jahren auf Hauptmann Hans Rohde als Verfasser 
militär-politischer Tagesaufsätze mit starkem Einschlag ins Weltpolitische aufmerk- 
sam geworden, habe ich es ganz besonders begrüßt, Hans Rohde nunmehr auch als 
Verfasser eines umfangreichen, mehr aber noch inhaltreichen Werkes rein weltpoli- 
tischen Gepräges kennenzulernen. In zwei auch inhaltlich gesonderten und je in sich 
geschlossenen Bänden hat die Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart sein Werk „Der 
Kampf um Asien“ herausgebracht. 


Der erste Band, 270 Seiten mit 12 Karten umfassend, behandelt den Kampf um 
Orient und Islam; der zweite Band, 367 Seiten mit 15 Karten, den Kampf um Ost- 
asien und den Stillen Ozean. Zünftlerische Wissenschaftler werden es Hans Rohde 
vorwerfen, daß er Quellenangaben, Literaturverzeichnisse und ähnliches Beiwerk 
vermeidet. Dafür aber bietet er dem weltpolitisch interessierten Leser ein vollkommen 
geschlossenes Ganzes. nicht ein schwerflüssiges Opus, das man mühsam studiert oder 
als Nachschlagewerk für später zurücklegt, sondern eine ungemein anregende Lektüre 
mit auf den ersten Hieb einprägsamem Inhalt. 

Aus persönlicher Anschauung kennt Hauptmann Rohde offenbar insbesondere 
den nahen Orient, Konstantinopel und Vorderasien. In bezug auf diese Gebiete be- 
handelt er nach kurzem Rückblick auf die geschichtliche Entwicklung des Kampfes 
zwischen Morgenland und Abendland die letzten Phasen der Einstellung Englands, 
Frankreichs und Rußlands im Ringen um den nahen Orient, das Hineintreten Deutsch- 
lands in diese Machtkämpfe und die Annäherung der alten Orientmächte in gemein- 
samem Gegensatz gegen Deutschland und die Türken. Ausgezeichnet werden die 
politischen Hintergründe der weiteren Entwicklung innerhalb des Weltkrieges selbst 
dargelegt und ebenso die Vorgänge, die sich auf Grund der neuen Mächteverteilung 
und Landkartenzeichnung durch die Friedensverträge entwickelt haben. Zusammen- 
fassend betont Hans Rohde, daß ohne die feste Base der Machtpolitik Weltpolitik 
auch im Orient in der Luft hängt. 

Der zweite, umfangreichere Band behandelt in eee Stoffeinteilung die ge- 
schichtliche Entwieklung des Kampfes um Ostasien und den Stillen Ozean und seine 
geographischen Zusammenhänge vor dem Weltkrieg, während des Weltkrieges und 
nach dem Weltkrieg, mit selbständigen Forderungen und Ausblicken. die bis in das 
Jahr 1925 hineinführen und abschließend auf ein späteres Zusammengehen der großen 
Ländergruppe von Deutschland über Rußland bis Japan hinzuweisen suchen. 

Man mag zu den von Rohde aufgerollten Zukunftsproblemen stehen, wie man 
will. Die geschichtlichen Darlegungen, die klare Herausarbeitung der Zusammen- 
hänge. auch die Erkenntnis der von der deutschen Politik begangenen Fehler verrät 
eine so scharfe weltpolitische Denkfähigbeit und ein so klares Kombinationsvermögen. 
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daß der Leser dieser Darstellung des Kampfes um Asien rein als genießender und 
lernender Leser sich über den Umstand freuen kann, daß dem Verfasser Hauptmann 
Rohde als Kompagniechef in Bückeburg ausreichende Muße gegeben war, seine Stu- 
dien zu dieser Konzentration und diesem Abschluß durchzuführen. Der Politiker 
aber wird vielleicht meinen, daß bei unserer Armut an zu selbständigem außenpoli- 
tischem Denken befähigten Köpfen eine Persönlichkeit wie der Verfasser nicht gerade 
ın die Einsamkeit von Bückeburg gehört, sondern eher die Aufmerksamkeit des Per- 
sonalchefs in den grauen Häusern der Berliner Wilhelmstraße erregen und beschäf- 
tigen sollte. 


Wenn eine kritische Bemerkung angefügt werden soll, so ist es in erster Linie 
wohl die, daß,, Der Kampf um Asien“ den Komplex, um den es sich in der Tat handelt, 
räumlich etwas zu eng faßt. Wenn der erste Band den Untertitel trägt „Der Kampf 
um Orient und Islam“, so ist schon ohne weiteres damit gesagt, daß eine Beschrän- 
kung der Betrachtungen auf Asien nicht möglich ist, sondern daß auch die ganzen 
Probleme mindestens Nordafrikas der Hereinziehung bedürfen. Die islamitischen 
Bezirke südlich des Mittelmeeres hängen in dem großen außenpolitischen Komplex 
aufs innigste zusammen mit den vorder- und südasiatischen Fragen. Es wäre zu 
wünschen, daß Hans Rohde nach dieser Richtung hin noch eine Ergänzung gibt, 
indem er auch die politisch-geographischen Fragen der südlichen Randländer des 
Mittelmeeres in den Kreis seiner Betrachtungen hineinzieht. A.D. 


NEUE MEMOIREN. 


FRANZ JOSEPHI. in seinen Briefen. Herausgegeben von Dr. Ernst. Rikola- 
Verlag, Wien. 


MAURICE PALEOLOGUE: AM ZARENHOF. Tagebücher und Betrachtungen 
des französischen Botschafters in Petersburg. Verlag F. Bruckmann, München 1925. 

Welch ein Unterschied zwischen diesen beiden Erzeugnissen der unabsehbaren 
Memoirenliteratur unserer Tage! Der Wiener Herausgeber der Briefe aus dem schick- 
salsreichen Leben Franz Josephs hält es beispielsweise für angemessen, eine ganze 
Seite der faksimilierten Wiedergabe zweier Briefe mit dem welthistorischen Inhalt 
zu füllen: 1. „Ich bin soeben im besten Wohlsein in Budapest eingetroffen. Wetter 
sehr schön und kalt“. 2. „ Sind Sie glücklich in Ischl angekommen und wie geht 
es Ihnen?“ Es steht natürlich auch allerlei Interessantes in diesen Schreiben, 
beispielsweise aus der Zeit, in der Franz Josephs Bruder Maximilian das mexika- 
nische Abenteuer erlebte. Aber späterhin geht der Inhalt mehr und mehr über in 
Streckenberichte der Ischler Jagden. Unendlich dürftig ist die Ausbeute an Briefen 
im Verkehr mit dem letzten Deutschen Kaiser, aus denen man wohl allerhand 
Bemerkenswertes hätte erwarten können. 


Wie anders der französische Botschafter in Petersburg während der Kriegszeit. 
Eine unendliche Fülle psychologisch feinster Beobachtungen, in denen das Thema 
Rußland und russische Gesellschaft durch alle Tonarten abgewandelt wird. Grauen- 
haft gespenstert durch die ganzen Aufzeichnungen über das Schicksal des nikolaischen 
Rußland Rasputin. Alle Persönlichkeiten, die während der Kriegsjahre in Petersburg 
und in der Umgebung des Zaren eine Rolle, man muß schon sagen, eine mehr oder 
weniger verhängnisvolle Rolle, gespielt haben, erscheinen hier durch die Lupe eines 
scharfen Beobachters gesehen. Auch der Untergang Rußlands tritt uns in Bildern 
von ungeheurer Leuchtkraft entgegen. Wir möchten wünschen, daß Deutschland 
über recht viele diplomatische Beobachter von solcher Schärfe verfügt, wie Frank- 
reich ihn am Zarenhofe hatte. A. D. 
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Arthur Pound: DER EISERNE MANN IN DER INDUSTRIE. Die soziale Be- 
deutung der automatischen Maschine. Mit einem Geleitwort von Prof. Dr.-Ing. 
e. h. C. Matschoß. Berechtigte Übertragung und Bearbeitung von I. M. Witte. 
Verlag R. Oldenbourg, München und Berlin 1925. 


Paul Rieppel: FORDBETRIEBE UND FORDMETHODEN. Verlag R. Olden- 
bourg, München und Berlin 1925. 


Regierungsrat a. D. Dr. Kempski, Landwirtschaftlicher Sachverständiger und Hoch- 
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Inhaltsüberſicht: Einleitung. 1. Bayeriſche Hemmungen. 
2. Die Haltung Bayerns bei Ausbruch des deutſch⸗franzöſi⸗ 
ſchen Krieges. 3. Bayeriſche Vorbehalte. 4. Bayeriſche Ini⸗ 
tiative in der deutſchen Frage. 5. Die Münchener Konferenzen. 
6. Die Verſailler Verhandlungen. 7. Ausſprache mit Oſterreich. 


8. Das Kaiſerproblem. 9. Der bayeriſche Landtag und die 
Verſalller Verträge. 10. Das Bismarckiſche Reich und ſein 
Verhältnis zu Bayerns König und Volk. 


Der Verfaſſer (Profeſſor für Bayer. Landesgeſchichte der Univerfität 
München), dem wir zahlreiche wertvolle Arbeiten zur bayerifchen und 
deutſchen Geſchichte verdanken, führt in dieſem Buche feine Sammlung 
der Monographien über die deutſche Politik Bayerns im 18. Jahrhundert 
fort, ohne ſich an die zeitliche Reihenfolge zu halten. Auf Grund um- 
faſſender amtlicher und privater Quellen, die größtenteils bisher unbekannt 
waren, unterſucht Doeberl bier die Stellung Bayerns zu der Bismardifchen 
Reichsgruͤndung. Seine Darftellung der Haltung, dle der größte deutſche 
Mittelſtaat zur deutſchen Frage und zum Kaiſerproblem im entſcheldenden 
Stadlum einnahm, bildet eine weſentliche Ergänzung zur Geſchichte der 
Reichsgruͤndung. Die zahlreichen neuen Ergebniffe find nicht nur für den 
Hlſtoriker und den Politiker, ſondern für jeden, dem das deutſche Schickſal 
ein inneres Erlebnis ift, unentbehrlich. 


— 
R. Oldenbourg, München und Berlin. 
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Das Niethamershe Normativ. Thierschs erste Wirksamkeit in München. 
3. Lorenz von Westenrieder und Franz von Baader. 4.Schlichtegroll. Die 
Technik. DieNaturwissenschaften unterdem Einfluß derNaturphilosophie. 
Schelling und die Akademie der bildenden Künste. 5. Das Ringen der 
Ideen der Historischen Rechtaſchule mit dem Rationalismus. 6. Die Aretin- 

schen Händel. Der Kampf gegen die Berufenen. 7. Thierschs Tätigkeit im 
Dienste des Neuhumanısmus. Seine philologischen Arbeiten. Die Ent- 
wicklung des Schulkampfes bis 1825. 8. Thierschs Reisen nach Paris, Lon- 
don, Dresden und Wien; seine archäologischen Arbeiten. 9. Die italienische 
Reise. 10. Thierschs Philhellenismus. Seine politischen Anschauungen. 

Schluß: Wanderungen — Rückblick. 


Im Mittelpunkt der umfassenden Darstellung steht das Kernproblem des 
Lebens dieser starken Persönlichkeit: Der Kampf der Aufklärung mit 
der Weltanschauung des deutschen Idealismus und des Goetheschen Zeit- 
alters. Dem Neuhumanisten Thiersc werden die bedeutendsten Vertreter 
namentlich der bayerischen Aufklärung in ihrer individuell so verschieden- 
artigen Ideenwelt und Leistung gegenübergestellt. Die Einwirkungen, die 
das Vordringen der Romantik und Naturphilosophie auf die Geistes- und 
Natur wissenschaften ausübte, und dieWiderstände, die sich im bayerischen 
Partikularismus u. Katholizismus erhoben, werden gebührend berücksichtigt. 
So erweitert sich die Thiersch- Biographie zu einer Geistesgeschichte Mün- 
chens und mehrfach darüber hinaus zu einer Geistesgeschichte Deutschlands. 
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DEUTSCHLAND UND DER VÖLKERBUND. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M. d. R. 


Berlin, den 20. Februar 1926. 


Wenn auch in diesem Augenblick das endgültige Ergebnis der fran- 
zösischen Intrigue noch nicht abzusehen ist, die bei dem Eintritt Deutsch- 
lands in die Zahl der ständigen Mitglieder des Völkerbundsrates auch 
Polen, Spanien und Brasilien mit derselben Stellung bedenken will, so 
läßt ein Blick über die Gesamtsituation doch vermuten, daß die Wider- 
stände anderer Staaten groß genug sein werden, um einen einstimmigen 
Beschluß des bisherigen Völkerbundsrates zu verhindern. Und ohne 
diese Einstimmigkeit ist eine Anderung der Zusammensetzung sowohl 
der ständigen, wie der nichtständigen Mitglieder des Völkerbundsrates 
nicht zu erreichen. Man kann also trotz dieser neuen, erst im letzten 
Augenblick sichtbar gewordenen Hemmungen damit rechnen, daß etwa 
am 10. März Deutschland dem Völkerbunde als ständiges Mitglied seines 
Rates, d. h. in einer „F Großmachtstellung“, angehören wird, ohne daß 
ein gleichzeitiger Hinzutritt anderer Länder die ganze Grundlage des 
Vertragswerkes von Locarno und seine Auswirkung im Völkerbund ver- 
schieben wird! 

Ein langer und wechselvoller Weg führt von der Entstehung des 
Völkerbundes bis zu diesem Datum des 10. März 1926. Die durch den 
Ansturm fast der gesamten zivilisierten und teilweise auch nicht zivili- 
sierten Welt besiegte Großmacht Deutschland soll von nun an wieder 
neben den anderen Großmächten — die Vereinigten Staaten von Amerika 
und Rußland bleiben vorerst aus freiem Entschluß draußen — sozusagen 
dauernd am Konferenztische sitzen, und ohne seine Zustimmung — nur 
in bestimmten ausdrücklich im Völkerbundspakt oder im Friedensver- 
trage vermerkten Ausnahmefällen genügt eine Mehrheit der Stimmen — 
wird, solange Deutschland Mitglied des Völkerbundes bleiben wird, 
keine Entscheidung gefällt werden können. Demgegenüber stehen 
selbstverständliche Bindungen und Abhängigkeiten, über die in 
einem großen Teil unserer Presse während der letzten parteipolitischen 
Kämpfe sehr viel mehr gesprochen worden ist als über den Vorteil, 
den bei richtiger Auswertung die Vorschrift der Einstimmigkeit 
aller Ratsbeschlüsse für die Zukunft deutscher Politik bieten kann. Aber 
müssen wir nicht heute feststellen, daß die Einstellung des deutschen 
Volkes zum Völkerbunde überhaupt bisher eine reichlich falsche, schiefe 
oder verschwommene war? Wie fing die Sache an? Wilson legte den 
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Hauptwert auf die Verbindung des Völkerbundpaktes mit dem Friedens- 
vertrag. Keineswegs aus ehrlichem und gerechtem Friedens willen, 
sondern, wie ihm unlängst noch sein schärfster politischer Gegner, der 
Senator Lodge, bescheinigt hat, hauptsächlich getrieben durch Eitelkeit 
und Selbstgefälligkeit! Er wollte als arbiter mundi und ad majorem 
gloriam suam seine theoretischen und abstrakten Ideen der ganzen 
Welt aufzwingen und glaubte mit ihnen selbstverständlich auch das 
Schwergewicht Amerikas genügend bei jeder künftigen Gestaltung von 
Weltpolitik und Weltwirtschaft zur Auswirkung bringen zu können. 
Aber Clemenceau war zäher und schlauer als der eitle Präsident. Zwar 
erreichte dieser äußerlich das in Paris gesteckte Ziel. Der Völkerbunds- 
pakt steht tatsächlich als integrierender Teil des Friedens vertrages auf 
dessen ersten Seiten. Aber in welcher Form und in welchem Geist! 
Und was konnte in solchen Zeichen inzwischen mit Deutschland unter 
dem hohlen Schlagwort der Neugestaltung friedlicher Verhältnisse in 
Europa geschehen! Man hat Deutschland im Zeichen des Völkerbunds- 
geistes verkleinert und verstümmelt. Man hat deutsches Land reichlich 
an alle seine Nachbarn gegeben und anderen aus dem Zusammenbruch 
des alten Osterreichs heraus den Anschluß an das Mutterland verweigert. 
So wurde durch die Schaffung dieser starken deutschen Minderheiten 
von vornherein der Keim des Unfriedens für die Zukunft gelegt. 
Man hat also den Völkerbund selbst nicht als ein Frieden spendendes 
Instrument, sondern als ein Mittel benutzt, um die Früchte des Sieges 
möglichst für alle Zeiten festzulegen. In gegenseitigen dauernden Kom- 
promißverhandlungen und in politischem Kuhhandel im großen haben 
insbesondere England und Frankreich den Völkerbund rein macht- 
politisch zu ihren Gunsten ausgenutzt, während Amerika fern blieb und 
im Osten Europas sich erneut im sowjetrussischen Staate ein einheit- 
liches weites Kräftezentrum bildete. Deutschland erlebte Enttäuschung 
auf Enttäuschung und wurde auf das schmählichste um sein Recht in 
Oberschlesien betrogen. Memel fiel widerrechtlich an Litauen. Das 
Saargebiet ebenso wie die rein deutsche Stadt Danzig erwarteten ver- 
geblich vom Völkerbund eine gerechte und objektive Einstellung. Bis 
aufs Letzte und Tiefste mußte dann Deutschland seine Ohnmacht im 
Ruhrkampfe auskosten und erst in rein machtpolitischen und wirtschaft- 
lichen Zusammenhängen kam nach schwersten Opfern unseres Volkes 
eine allmähliche Neuorientierung der europäischen Politik mit Amerikas 
Hilfe zustande. Der Versailler Völkerbund hat bisher auf der 
ganzen Linie in den großen Fragen der Befriedung Euro- 
pas versagt. Alle die vielen Kommissionen, all das rhetorische Bei- 
werk, all die theoretischen oder auch wirklichen Erfolge auf humanitärem 
und anderen Gebieten können über diese klare Tatsache nicht hinweg- 
täuschen! 

Und weil dieses Wesen des Völkerbundes von den allmählich zu 
größerer Macht und Einfluß in Deutschland gelangenden rechts- 
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gerichteten Parteien klar erkannt wurde, ist der von links her so 
eifrig befürwortete frühere Eintritt Deutschlands in den Völkerbund 
nicht erfolgt. Erst nach der Auswirkung des Ruhrkampfes auf Frank- 
reich und nach dem Londoner Abkommen über den Sachverständigen- 
Plan war der Augenblick gekommen, an den eine deutsche Regierung 
ernsthaft und grundsätzlich an den Völkerbundseintritt denken konnte. 
Noch für den jetzt, d. h. eineinhalb Jahre später zu vollziehenden Ein- 
tritt, sind die von der deutschen Regierung im sogenannten September - 
Memorandum 1924 gemachten Vorbehalte und Voraus- 
setzungen in voller Gültigkeit. Sie beziehen sich bekanntlich 
auf die Aufrechterhaltung aller deutschen Proteste gegenüber gewissen 
Teilen des uns aufgezwungenen Friedens vertrages. Insbesondere ist 
dabei an die Kriegsschuldfrage, die Ostgrenzen und an die ober- 
schlesische Entscheidung zu denken. Aber auch der Anspruch 
auf künftige Zuteilung von Mandaten für überseeische Kolonien ist 
dort erhoben und wird weiterverfolgt werden. Gerade wenn man sich 
die jetzt entstandene lebhafte diplomatische Tätigkeit unserer künf- 
tigen „Ratskollegen“ näher ansieht, dann wird einem klar, daß ohne 
eine grundlegende Umgestaltung in der Bedeutung der Stellung 
Deutschlands die Erringung eines ständigen Ratssitzes für 
Deutschland in irgendeinem früheren Stadium sicherlich ausge- 
schlossen gewesen wäre. Wir hätten uns vielleicht herandrängen und 
schon früher in die allgemeine Versammlung in Genf eintreten können 
— aber durch die Hintertür und ohne die Möglichkeit, in dem heute 
noch völligmachtpolitisch aufgezogenen Völkerbund unsere deutschen 
Interessen mit irgendeiner Aussicht auf Erfolg vertreten zu können! 

Trotz der eben genannten diplomatischen Vorarbeit vom September 
1924 und ihren Folgen ist letzten Endes der Eintritt Deutschlands kein 
freiwilliger Akt selbständiger Politik. Erist uns bekanntlich während 
der Vorverhandlungen zu Locarno durch die französische Juni-Note 1925 
aufgezwungen und in der deutschen Antwortnote vom 20. Juli 1925 als 
mit dem Vertragswerk von Locarno untrennbar zusammenhängend an- 
erkannt worden. Da an diesem Datum und darüber hinaus auch die 
deutschnationale Volkspartei die volle Verantwortung für diesen 
nächst Versailles (1919) und London (1924) wichtigsten politischen Akt 
trägt, ist also damals bereits die grundsätzliche Entscheidung 
für den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund ge- 
fallen. Alle für eine Führung deutscher Außenpolitik überhaupt in 
Betracht kommenden politischen Parteien hatten sich von diesem Tage 
ab im Sinne des Wortes des Reichskanzlers Luther entschieden: „Lieber 
Drinnen als Draußen!“ An dieser Tatsache hat auch der spätere Austritt 
der Deutschnationalen aus der Regierung nichts geändert, ebensowenig 
der dann gemachte Versuch, die formale Vollziehung des deutschen 
Eintrittes nach Unterzeichnung der Locarnoverträge an zwar äußerst 


wünschenswerte aber leider vorläufig nicht zu verwirklichende Voraus- 
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setzungen (z. B. erreichte Gleichberechtigung Deutschlands in der 
überhaupt wichtigsten und entscheidendsten Frage der allgemeinen 
Abrüstung) zu knüpfen. So vollzieht sich nunmehr äußerlich der 
deutsche Eintritt unter der Billigung der Regierungsparteien plus der 
Zustimmung der Sozialdemokratie, während die deutschnationale Volks- 
partei im Sinne und in der Richtung ihrer seit dem Oktober vorigen 
Jahres betriebenen „Opposition“ sich abseits hält und eine neue Ein- 
stellung zur Lage noch nicht gewonnen hat! 

Wenn im letzten Stadium des Zustandes „vor den Toren von Genf“ 
etwas geeignet war, um die bei unserem Volkscharakter so schwierige 
politische Erziehungsarbeit in bezug auf eine realpolitische Einstellung 
zum Völkerbund zu beschleunigen, so haben dies die Reden von Musso- 
lini und das letzte französische Intriguenspiel fertiggebracht. 
In diesen Dingen ist wirklich auch für den größten deutschen Pazifisten 
nichts mehr von Pazifismus und Weltbeglückung zu spüren. Drohung 
und Mißachtung des Völkerbundes bei Überschätzung der eigenen Kraft 
auf der einen Seite. Machtpolitische Koalitionen und Gruppenbildungen 
ganz wie in alter Zeit auf der anderen. Dazu ein recht eigenartiger 
englischer Außenminister, der sich in den letzten Monaten so 
gern als „großer Staatsmann“ und „Retter Europas“ verherrlichen ließ. 
Es ist doch eigentlich eine gewisse Ironie der Geschichte, daß Chamberlain 
jenes deutsche Memorandum vom 9. Februar 1925, von dem schließlich 
doch die ganzen Locarnoverträge ausgingen, im Anfang scharf be- 
kämpft hat! Erst eine Mehrheit des englischen Kabinetts hat ihn auf 
den Weg geführt, auf diese deutsche Initiative einzugehen. Derselbe 
Mann hat jetzt aus persönlicher Freundschaft und in Verkennung der 
Grundlagen europäischer Politik seine Hand zu keiner geringeren An- 
gelegenheit geboten, als im letzten Augenblick durch Eingehen auf die 
französischen Wünsche in bezug auf die Kandidaturen Polens, Spaniens 
und Brasiliens den Völkerbund von Innen heraus zu sprengen und damit 
das Gesamtwerk von Locarno — ganz abgesehen von seinem famosen 
„Geiste“ — zu zerstören. Wiederum wie vor einem Jahre müssen erst 
andere Mitglieder des englischen Kabinetts, der größte Teil der eng- 
lischen öffentlichen Meinung und die britischen Dominions den grund- 
sätzlich frankophilen und antideutschen Außenminister allmählich zu 
einer gerade auch für die englischen Interessen richtigeren und nütz- 
licheren Haltung veranlassen! | 

Die deutsche Politik hat recht daran getan, sich Garantien da- 
gegen zu verschaffen, daß sich für die deutschen Vertreter zwar die 
Pforten von Genf auftun, daß aber gleichzeitig sich nicht etwa entgegen 
bestimmten Abmachungen mit der Gegenseite durch ein besonders 
großes Maß von IIloyalität dort von vornherein Kräfte betätigen, die 
noch über das bisher übliche Maß hinaus die eigentliche Zweckbestim- 
mung des Völkerbundes in ihr Gegenteil verkehren. Deutsch- 
land hat den Eintritt in denjenigen Völkerbundsrat betrieben und 
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zu beanspruchen, der während der Locarnoverhandlungen 
bestand. Die nicht von Frankreich, Italien, der Tschechoslowakei und 
den Aspirantenländern selbst bediente oder abhängige öffentliche Mei- 
nung der Welt hat mit wenigen Ausnahmen dafür volles Verständnis 
gezeigt. Zunächst muß der Völkerbundsrat an der Zahl von fünf 
ständigen Ratssitzen für die Großmächte und von sechs nicht ständigen 
Sitzen für abwechselnd zu berufende kleinere Mächte festhalten. Sollte 
als schließliches Ergebnis der jetzt angemeldeten Kandidaturen in der 
Zukunft die Notwendigkeit einer weiteren Veränderung in dieser Zu- 
sammensetzung sich erweisen, dann wird und darf eine solche nur 
mit Zustimmung Deutschlands erfolgen. Nur so wird dafür 
gesorgt sein, daß auch Deutschland an dem ganzen internen diploma- 
tischen Spiel der Großmächte notwendigerweise teilnehmen wird. Und 
diese Teilnahme ist überhaupt der Kernpunkt der künf- 
tigen deutschen Außenpolitik. Wir mußten heraus aus unserer 
Isolierung und so groß auch das Risiko bei unserer militärischen Ohn- 
macht sein mag, hinein in alle die Intriguen und wechselseitigen Ver- 
handlungen, in den Interessenaustausch und in die Verflechtungen aller 
Art, wie sie heute wie ehedem unter den europäischen Mächten bestehen! 
Die „Neue Zeit“, von der ich im vorigen Hefte dieser Zeitschrift 
schrieb, enthält eben im Kern auch heute noch durchaus das alte 
Streben nach Macht und nach Mehrung des eigenen Ein- 
flusses in Politik, Wirtschaft und Kultur, so wie wir es 
aus der ganzen Geschichte der Völker kennen. Und in dieser 
inneren und in keiner anderen Einstellung sollten die deutschen Ver- 
treter im März ihre Reise nach Genf antreten und dementsprechend 
sollten auch richtig ausgewählte ständige Beamte ihre Funktionen 
aufnehmen! i 

In irgendeiner Form, die sich erst im Laufe der Zeit und mit zu- 
nehmender Erfahrung uns klarer präsentieren wird, bringt aber trotzdem 
der Völkerbundseintritt Deutschlands ein neuen Abschnitt deren 
Völkerbundspolitik überhaupt herbei. Denn Deutschland wird 
und darf von Anfang an kein stiller und bescheidener Zuhörer sein, 
sondern wird und muß im Kampf um die Wiedergutmachung des un- 
säglich großen an ihm begangenen Unrechtes von Anfang an seine 
Forderungen stellen. Wenn man der deutschen Politik dabei einen 
Rat geben soll, dann wäre es der, sich jeweils auf das zunächst 
und am dringendsten Notwendige zu beschränken. Das 
Gegenteil wäre eine Politik, die überall dabei sein will oder die — um 
einen Jägerausdruck zu gebrauchen — viele Hasen auf einmal schießen 
möchte! Ich könnte mir vorstellen, daß in dem Streben nach der Er- 
kenntnis dieses für uns zunächst Wesentlichsten es immerhin eher 
möglich sein könnte, eine gewisse Einmütigkeit im deutschen Volke 
herzustellen, als wie das bisher in den zurückliegenden schwierigen 
Etappen der deutschen Außenpolitik der letzten Jahre der Fall gewesen 
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ist. Ich wende mich daher aus voller Überzeugung gegen eine These, 
die etwa dahin lautet: „Man kann auf lange Zeit in Deutschland Außen- 
politik nur mit der Linken machen.“ Zunächst steht diese These 
der anderen gegenüber, daß nämlich zur inneren Konsolidierung und zur 
Wiederaufrichtung der deutschen Wirtschaft im weitesten Sinne die 
Mitarbeit der Rechten unbedingt notwendig und ebenso gewiß sei, wie 
der Widerstand der. Linken auf diesem Gebiet, das letzten Endes das 
Hauptfeld ihrer agitatorischen Betätigung ist. Nach diesem Rezept 
geht es also ganz sicher auch in der Zukunft nicht. Und 
was im besonderen die Außenpolitik anbelangt, so sollten wir uns 
ernstlich bestreben, von jetzt ab zu einer Art Burgfrieden in 
dem Sinne zu gelangen, daß es mindestens solange keine 
grundsätzliche Opposition mehr geben darf, als der ehe- 
malige Feind noch auf deutschem Boden steht und das 
größte Unrecht in der Ziehung der deutschen Ostgrenzen 
nicht wieder gut gemacht ist! 


DAS HEUTIGE GROSS-ARABIEN. 
Von General SCHLEE-PASCHA. 


Am 7. Januar ist Ibn Saud, der sieggekrönte Führer der Wahabiten 
und Beherrscher des Nedschd, zum Könige des Hedschas gekrönt worden; 
am selben Tage ist der von ihm vertriebene ehemalige König des 
Hedschas, Ali, an Bord eines englischen Kriegsschiffes auf seiner 
Flucht in Basrah bei seinem Bruder Faissal, dem Könige des Iraks, 
gelandet. Ibn Saud, der neue König des Hedschas und Nedschd, be- 
herrscht nunmehr — nach der vollständigen Niederlage des Exkönigs 
Ali — als unumstrittener Herrscher Arabien (3 Mill. qkm mit 31, Mill. 
Bewohnern) vom Roten Meere bis zum Persischen Golf. Sein Reich 
ist so groß, wie das Wahabitenreich seiner Vorfahren am Anfange des 
19. Jahrhunderts. Einzig und allein unterstehen ihm noch nicht die 
Fürstentümer Asir und Jemen im Süden Arabiens, das britische Aden 
und die mit England verbündeten Schutzstaaten: die Sultanate Koweit, 
Oman, die Herrschaft Katar und die 6 Fürstentümer der Seeräuberküste. 
Schon mischt sich aber Ibn Saud in die Kämpfe des aus Asir vertriebenen 
Imam Jahia vom Jemen, der die wichtige Hafenstadt Hodeida von Asir 
wieder zurückerobern will, mit dem Sultan von Asir ein. Gelingt es Ibn 
Saud, auch noch in Asir und Yemen festen Fuß zu fassen, dann ist der 
Plan der Aufrichtung der panarabischen Herrschaft ganz verwirklicht. 

Bei der Aufrollung der großarabischen Frage und bei der Betrach- 
tung der englisch-arabischen Politik müssen wir uns neben Ibn Saud mit 
dem ehemaligen Groß-Scherifen von Mekka und Medina und dessen 
Söhnen näher befassen. 
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Hussein-Pascha lernte der Verfasser im Jahre 1914 in Konstantinopel 
kennen; er war damals als türkischer Verwaltungsbeamter von seinem 
rechtmäßigen Kalifen als geistlicher Schirmherr (Groß-Scherif) von Mekka 
und Medina, den heiligen Stätten des Islams in Arabien bestallt. Während 
des Weltkrieges hat er den Einflüsterungen Englands nachgegeben und 
seinem Kalifen die Treue gebrochen; durch einen Vertrag, geschlossen 
mit dem englischen Oberst Lawrence im Jahre 1915, trat Hussein zu 
den Gegnern der Türkei über. Zum Lohne seines Verrats ist er zum Könige 
des Hedschas ernannt worden. Kurze Zeit hat er den Traum eines 
Groß-Kalifen der gesamten mohammedanischen Welt geträumt, bis er 
von den anstürmenden Wahabiten vom Throne verjagt worden ist und 
nunmehr als Gast der Engländer in Cypern eine klägliche Rolle spielen 
muß. Ähnlich ist es seinem ältesten Sohne und Nachfolger auf dem 
Throne vom Hedschas, dem König Ali, ergangen. 

Mit der Eroberung des Hedschas durch die Wahabiten und der 
Krönung von Ibn Saud zum Könige des Hedschas ist das bis dahin 
unter der direkten Schutzherrschaft Englands stehende Hedschasreich 
in Trümmer gesunken, da die Könige Hussein und Ali, ausgesprochene 
Günstlinge und Kreaturen Englands, vom arabischen Boden verjagt 
worden sind. Der von England Oktober 1915 hervorragend in Szene 
gesetzte Aufstand, der sich von Syrien über Palästina bis tief ins Hed- 
schas, Asir und Jemen verpflanzen sollte, ein Meisterstück englischer 
Diplomatie, ist nach glänzenden Anfangserfolgen in seinen Auswirkungen 
völlig zum Nachteile Englands ausgeschlagen. 

Der zweite Sohn Husseins, der Emir Faissal, wurde 1919 unter dem 
geheimen Schutze Englands zum Könige des geeinigten Syriens ausge- 
rufen, wobei er sich zunächst auch der Zustimmung Frankreichs er- 
freute. Sobald aber Faissal, seine Tatik ändernd, sich an die Spitze 
der syrischen Unabhängigkeitsbewegung stellte und soweit ging, den 
Franzosen Ende März 1920 ein Ultimatum zur Räumung Syriens zu 
stellen, warfen die Franzosen ihn kurzer Hand aus Syrien hinaus. Als 
Trost hierfür erhielt er von seinem englischen Schutzherrn das Königreich 
Irak als englisches Lehen. 

Der drittälteste und letzte Sohn Husseins, Emir Abdullah, erhielt 
auch eine Krone aus Englands Hand, in dem Palästina in zwei Teile 
getrennt wurde, von denen der westliche als englisches Mandat das 
Land Zion bildet, während die jenseits des Jordans gelegenen Gebiete 
als Königreich Transjordanien dem Emir Abdullah zugeteilt wurden. 
Aber auch ihm scheint das Königreich nicht unbestritten zu bleiben. 
Die Wahabiten begnügen sich anscheinend nicht mit der Eroberung 
des Hedschas; sie sollen im Anmarsche längs der Hedschasbahn sein, um 
in Transjordanien einzufallen. Dies würde natürlich einen großen Vor- 
stoß gegen England in Palästina bedeuten. 

Die Tatenlosigkeit, ja die Interessenlosigkeit, mit der England der 
Niederlage seiner Günstlinge im Hedschas gegenübersteht, ist unfaßbar. 
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Warum hat England die heiligen Stätten in seine Machtsphäre einbe- 
zogen, warum hat es versucht, das Kalifat von Konstantinopel nach 
Mekka zu verlegen ? Doch wohl nur in der Absicht, das gesamte religiöse 
mohammedanische Leben und damit gewaltige arabische Gebiete — das 
Ausfalltor gegen Indien — unter scharfe Kontrolle zu bekommen. 
Aber vor den ungeheuren Verwickelungen, die ein mohammedanischer 
Religionskrieg für jede dabei beteiligte europäische Macht mit sich 
bringen würde, scheut England sich offenbar. Vielleicht glaubt es auch, 
in Ibn Saud später noch einen brauchbaren Kalifen!) zu finden und ihn 
durch Zahlung von erheblichen Subventionen für seine Zwecke zu 
gewinnen?). 

Die Engländer hoffen, daß Ibn Saud trotz seiner Siegerfreude sich 
doch an die mit Transjordanien und dem Irak geschlossenen Grenz- 
verträge halten werde; es sind ihm Handelsbegünstigungen aller Art 
mit Palästina und Transjordanien zugesprochen worden. Diese Hoff- 
nung scheint aber grundlos zu sein. Ibn Saud entfaltet eine rege Tätigkeit 
zugunsten der syrischen Unabhängigkeitsbewegung; die Neutralitäts- 
erklärung seines diplomatischen Vertreters in Damaskus wird für Bluff 
gehalten. Zahlreiche syrische Freiheitskämpfer halten sich bei Ibn Saud 
auf; sicher ist, daß die syrischen Mohammedaner Ibn Saud jedes poli- 
tische und religiöse Vorrecht gewähren unter der Voraussetzung, daß 
er die national arabische Sache unterstütze. 

Die Nachricht, daß die Wahabiten mit den zwischen den beiden 
Schienensträngen: „Aleppo— Nissibin— Bagdad“ und „Damaskus — Me- 
dina“ nomadisierenden Anese- und Schamar-Beduinen vereint entlang 
der Hedschasbahn zum Angriff auf Transjordanien vormarschieren, 
erscheint durchaus glaubwürdig; sie dürfte es rechtfertigen, auf die 
Hedschasbahn und das von ihr durchschnittene Gelände näher ein- 
zugehen. 

Die Hedschasbahn (Damaskus — Dera — Maan — Medina) 1305 km 
lang, ist als reine Staatsbahn unter dem Zeichen der Religion nur durch 
freiwillige Spenden des islamitischen Volkes ohne Mitwirkung der Christen 
in nur acht Jahren erbaut worden, trotz erheblicher Schwierigkeiten, 
Wassermangel und Feindseligkeiten aufsässiger Beduinenstämme, welche 
die Bahn stellenweise immer wieder zerstörten. Die Bahn beginnt in 
Damaskus, folgt ab Dera (128 km) der alten Pilgerstraße, steigt über 
Amman (227 km) bis Maan (467 km) durch altes Kulturland, betritt das 
arabische Wilajet Hedschas, erreicht durch Steinwüstenei den höchsten 
Punkt mit 1168 m über dem Meer, durchquert vulkanische Gebirge und 
hinter Hamra (885 km) eine lange Hochebene Medain Salith (950 km), 


1) Ibn Saud hat schon vor dem Kriege als Herrscher des Nedschd von Eng- 
land eine erhebliche jährliche Subvention (60.000 engl. Pfund) erhalten. 

2) Als Kandidaten für das „Kalifat der gesamten mohammedanischen Welt‘ 
gelten neben Ibn Saud der König Fuad von Ägypten (englischer Favorit) 
und der Scheich der Senussis (ein naher Verwandter des Emirs von Asir). 
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berührt die Oase El Ula und erreicht unter häufigem Wechsel von 
Steigungen und Gefälle nach 1305 km Medina, die zweitheiligste Stadt 
der Moslims. Die Wasserverhältnisse auf der Bahn und in dem durch die 
Bahn durchschnittenen Gelände sind sehr schwierig. Es sind nur 23 Brun- 
nen und 4 Bassins (12 bis 70000 cbm fassend) auf der mehr als 1300 km 
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langen Hauptlinie vorhanden. Auf der wasserarmen südlichen Haupt- 
linie kommen ergiebige Brunnen nur in Maan, Mudewere, Sat ul Hadsch, 
Tebuk, Achdar, Medain-Salih, El Ula und Medina vor. Zur Überwindung 
der wasserlosen Strecken — die längste beträgt 113 km zwischen Maan 
und Mudewere — laufen Zisternenwagen mit 16 cbm Inhalt. Im Hauran- 
und Küstengebiet sind ausreichende Wasserläufe vorhanden. Im 
westlichen Gebirgsland der Steinwüste kommen nur noch einige Wasser- 
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läufe vor, die nach Süden ganz abnehmen. Südlich von Amman sind mit 
Ausnahme der schon erwähnten Oasen keine oberirdischen Gewässer 
vorhanden; die Wadis sind trocken und führen nur während der Regen- 
zeit Wasser. In dieser (November, Februar, März) fallen Regen; in 
Tebuk sind im Februar 1911 5 mm, in Medain Salih 85 und in Medina 
29,5 mm gemessen worden. Durch Bohrungen (Grundwasser ist in Maan 
und in den Oasen gefunden worden) und Aufsammlung der Regenmengen 
können die Wasserverhältnisse gebessert und die Ertragsfähigkeit des 
Landes wesentlich gehoben werden. 

Wie bekannt, ist den 225 Millionen Mohammedanern der ganzen 
Welt eine Pilgerfahrt (Hadsch) nach den heiligen Stätten (Mekka und 
Medina) vorgeschrieben. In Ausübung dieser heiligen Pflicht verkehrten 
auf der Hedschasbahn vor dem Kriege jährlich 5 bis 10000 Pilger auf 
dem Hinweg und 15 bis 20000 auf dem Rückweg. Die Strecke Damas- 
kus— Medina wurde auf der Bahn vor dem Kriege in 3 bis 4 Tagen 
zurückgelegt, während vor der Erbauung der Bahn die Pilgerkarawanen 
40 Tage auf der gefährlichen und beschwerlichen Wüstenreise zubrachten. 
(Ich erinnere an die wasserlose Strecke zwischen Maan und Mudewere 
(113 km). So dürfte der Marsch der Wahabiten entlang der Bahn 
nicht ganz ohne erhebliche Schwierigkeiten durchgeführt werden können, 
da die Bahn selbst natürlich unbrauchbar ist. Schon bei dem türkischen 
Rückzuge 1918 ist die Strecke Dera — Amman — Maan — Medina stark 
zerstört worden. Diese Hauptstrecke ist von den Engländern nicht wieder 
in Betrieb gesetzt worden, obwohl die Ausbesserung der Geleise nicht 
schwierig gewesen wäre. Den Engländern lag aber an der Landverbin- 
dung zwischen Medina und Damaskus nicht viel. Sie wollten den Ver- 
kehr nach Mekka und Medina wieder auf dem Seeweg durch das Rote 
Meer und damit unter ihrer Kontrolle zurückleiten. So sind von der 
ganzen 1551 km langen Eisenbahnstrecke der Hedschasbahn mit Neben- 
linien, mit welcher diese 1914 in den Krieg ging und der während des 
Krieges neu gebauten 304 km nur noch 211 km ab Damaskus in Betrieb. 
Die Verbindung mit Medina und dem Hedschas ist gänzlich verloren 
gegangen und damit der Anfang einer Kultur in der arabischen Wüste 
durch die Brachlegung der Wüstenstrecken. Der immer mehr in Be- 
wegung befindliche Flugsand der Wüste hat die Geleise bedeckt, der 
Platzregen in den Wadis die Bahndämme weggeschwemmt. Die Geleise 
hängen zwar noch teilweise in der Luft, aber bald werden auch die 
Laschen durchgerostet sein, dann reißt das Gleis ab, stürzt zusammen 
und die letzten Zeugen von der Hedschasbahn werden in der Wüste vom 
Sande ewig begraben sein. j 

Der Welthandel zog vor Jahrtausenden den Weg längs der Hedschas- 
bahn. Die große Karawanenbahn führte an Damaskus, Bosra, Amman, 
Petra und Medain Salih vorbei, auf der die Erzeugnisse Syriens und des 
Libanons über die Handelsstädte Arabiens mit denen Afrikas, Indiens 
und Chinas ausgetauscht wurden. Die Ostweststraße vom Euphrat- 
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lande und Persien nach Gaza am Mittelmeer kreuzte den Nordsüdweg 
in Petra (ca. 45 km westlich von Maan). Petra bildete bis etwa ins 
3. Jahrhundert n. Chr. einen wichtigen Knotenpunkt, wie später Palmyra 
und neuerdings Aleppo. Solange der antike Welthandel sich unter dem 
Schutze einer starken Regierung auf den erwähnten beiden großen 
Straßen sicher bewegte, konnte Reichtum und Zivilisation in das Rand- 
gebiet der Wüste eindringen, und die Nomaden aus der armen Wüste 
wurden mächtig von dem reichen Kulturlande angelockt. Es war so 
ein eigentümliches Zusammentreffen, daß unter der Regierung des 
Sultan Abdul Hamid diese beiden alten berühmten Welthandelsstraßen, 
welche einerseits vom Cane Emporium (heute Aden am Indischen 
Ozean), anderseits vom Persischen Golf durch Arabien hindurch nach 
dem Mittelländischen Meere und Byzanz führten, einer fast 2000 jährigen 
Vergangenheit entrissen und zu neuem Leben erweckt worden sind, die 
Handelsstraße der Sabäer und Nabatäer durch die Hedschasbahn, die 
palmyränische Handelsstraße durch die Bagdadbahn. Durch die Aus- 
führung der fehlenden Verbindungsstrecke der Bahn zwischen Aleppo 
und Burgurlu (den Endpunkten der Bahn Damaskus— Aleppo und der- 
jenigen von Haidar Pascha nach dem Taurus) wurde die unterbrochene 
Eisenbahnlinie vom Hedschas durch Palästina (Transjordanien), Syrien 
und Anatolien bis zur Hauptstadt des Reiches hergestellt und hatte 
damit die Hedschasbahn erst ihre volle Bedeutung für das osmanische 
Reich gewonnen. 

Der Krieg hat auch diese Kulturstraßen vernichtet, und ist es nun- 
mehr so weit gekommen, daß die Araber aus der Wüste auf dem alten 
Karawanenwege in das Kulturland vordringen zum Kampf gegen euro- 
päische Kultur und Waffen. 

Die Macht des islamitischen Gedankens darf, wie jeder große ethische 
oder religiöse, nicht unterschätzt werden; er allein hat ein Groß-Arabien 
unter Ibn Saud möglich gemacht. Überall macht er sich geltend, in 
Marokko, in Tripolis, in Indien, in Syrien und im Irak! Die heiligen 
Stätten von Mekka und Medina werden nicht so bald wieder von den 
Christen betreten werden. Der Ungläubige mußte dem strenggläubigen 
Muselmann weichen. 


DAS WIRTSCHAFTLICHE KRÄFTEZENTRUM 
IM PAZIFIK. 


Von H. G. NMIORMEYER. 


Wenn wir heute gemeinhin von einem Problem des Stillen Ozeans 
sprechen, so verstehen wir darunter zunächst den Kampf um die poli- 
tische Vormachtstellung im Pazifik. Dieses Problem hat aber nicht nur 
eine politische, sondern auch eine wirtschaftliche Seite. Wie ja auch die 
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Begriffe und Ziel wirkungen von Politik und Wirtschaft sich in den meisten 
Fällen decken — wenn es sich nicht um reine Prestigefragen handelt, 
die eines wirtschaftlichen Charakters jedoch auch nie ganz entbehren. 

Die Entscheidung im fernen Osten ist noch nicht durch kriegerische 
Ereignisse ausgetragen worden, jedoch sind Politik und Handelspolitik, 
die der Beginn oder die Fortsetzung eines Krieges mit anderen Mitteln 
sein können, an deren Stelle getreten. Ostasien kämpft wirtschaft- 
lich und politisch um seine Emanzipation. Asien den Asiaten, 
heißt die Parole, und die Völker, zur Jetztzeit insbesondere Japan, sind 
gewillt, sich unter allen Umständen die Stellung und Macht im Stillen 
Ozean zu sichern, die ihnen gemäß der geopolitischen Verhältnisse 
zukommt. 

Es soll an dieser Stelle nicht von der politischen Tragweite der fern- 
östlichen Entwicklungen die Rede sein, vielmehr sollen hier nur deren 
Auswirkungen auf das europäische Wirtschaftsleben kurz 
beleuchtet werden. Dabei sei gleichzeitig bemerkt: Wenn in der Folge 
allgemein vom ostasiatischen Wirtschaftsgebiet gesprochen wird, eine 
Unterscheidung zwischen China und dem bereits weit europäisierten 
Japan, das dem ersteren zivilisatorisch um viele Jahre voraus ist, nicht 
gemacht wird. 

Wie liegen nun die wirtschaftlichen Verhältnisse in Ostasien? Durch 
die vielen gelben Millionen, die zwei Fünftel der gesamten Menschheit 
ausmachen, geht der intensive Wunsch nach wirtschaftlichem Selbst- 
genügen, nach einem Unabhängigwerden von der Wirtschaft und der 
Fessel der „Fremden“. Diese Bewegung hat in den letzten 
Jahren sogar einen unverhüllt feindseligen Charakter, ins 
besondere gegen England, angenommen. 

Diese Bestrebungen wären an und für sich für die europäische Wirt- 
.schaft nicht so gefährlich, wenn es Ostasien an Mitteln fehlen würde, 
seine Pläne und Wünsche in die Wirklichkeit umzusetzen und an die 
Intensivierung seiner Wirtschaft heranzugehen. Dies ist aber nicht der 
Fall. Es ist falsch, wenn immer behauptet wird, die Haupterzeugnisse Ost- 
asiens seien Tee und Seide. Unter den Baumwollpflanzungsländern 
nimmt China heute bereits die dritte Stelle ein, nur von den Vereinigten 
Staaten und von Britisch-Indien wird es übertroffen. Die in China für 
Baumwollbau geeigneten Flächen sind gewaltig groß, das Klima eignet 
sich vorzüglich und Arbeitskräfte stehen so billig zur Verfügung, wie 
sonst nirgends in der Welt. Augenblicklich fehlt es nur an Kapital, sonst 
könnte China in wenigen Jahren zu den größten Baumwoll-Lieferanten 
der Welt zählen. Trotz der in den letzten Jahren erhöhten Produktion 
ist die Ausfuhr ganz beträchtlich zurückgegangen. Der Grund liegt 
in dem schnell fortschreitenden Ausbau der chinesischen Textilindustrie. 
Japan, dessen Baumwollindustrie in den letzten 10 Jahren einen be- 
sonders großen Aufschwung genommen hat, stand mit seinem chinesischen 
Export an Haupttextilwaren, wie Schirtings, Drelle, Köper u. dgl. im 
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Jahre 1914 noch bedeutend hinter England. Während es jedoch seinen 
früheren Stand bis heute halten konnte, ist der englische Export um 
fast 75%, zurückgegangen. Die Jahreseinfuhr Chinas an Garn, Zwirn 
und Geweben beziffert sich auf rd. 500 Mill. Goldmark; davon beträgt 
der englische Anteil ungefähr 190 Mill. und ist von Japan mit ca. 170 Mil- 
lionen fast erreicht. Nimmt die chinesische Textilindustrie ihrereseits 
einen starken Aufschwung — die Zahl der in Bau befindlichen Spindeln 
ist in Ostasien, Indien mit eingerechnet, viermal so groß wiein Europa — 
so sind die Tage der Ausfuhr europäischer Baumwollwaren nach Ost- 
asien gezählt. Der Aufschwung der asiatischen Textilindustrie wird um 
so schneller vor sich gehen, je eher und je stärker die europäische Kleidung 
in Asien Eingang findet. 

Die Industrialisierung Europas ist so weit fortgeschritten, daß der 
Güteraustausch der einzelnen Staaten, von Rußland und einigen klei- 
neren Südstaaten abgesehen, untereinander sich nur noch auf Spezial- 
erzeugnisse erstreckt. Bei der Ausschau nach neuen Absatzmärkten 
kommen in der Hauptsache Südamerika und Ostasien in Betracht. 
Aber auch in dieser Hinsicht muß Europa immer mehr erkennen, daß 
die Aufnahmefähigkeit für importierte Waren da drüben immer geringer 
wird. Nicht zu unterschätzen ist dabei die augenblickliche Konkurrenz 
Amerikas. Die Industrialisierung Ostasiens vollzieht sich 
in ungewöhnlich schnellem Maße, und besonders bei der Eisen- 
und Stahlindustrie ist dies am auffallendsten. Als Charakteristikum 
sei nur an die noch nicht abgeschlossenen Verhandlungen der japanischen 
Kommission in Berlin zur Herbeiführung einer vertraglichen Regelung 
des gegenseitigen Handelsverkehrs gedacht. Japan zeigte sich dabei 
in der Einfuhrfrage deutscher Erzeugnisse ziemlich hartnäckig und 
wollte selbst für unseren wichtigsten Exportartikel, nämlich die Farben, 
die Meistbegünstigung versagen. Es beabsichtigt durch geeignete 
Schutzzölle seine eigene junge Industrie, besonders die Eisen- und Stahl- 
warenindustrie, die Maschinen- und chemische Industrie zu schützen 
und seine Wirtschaft auf eine von Europa und Amerika unabhängige 
Stufe zu bringen. Ebenso wurde die Einfuhr europäischer Kunstseide 
soviel als möglich unterbunden, um dadurch die eigene Seidenindustrie 
zur besseren Entfaltung bringen zu können. Die augenblickliche Wirt- 
schaftskrise, die durch die Nachkriegserscheinungen, wie wir sie in 
allen Industrieländern erlebt haben, und durch die Naturkatastrophen 
der letzten Jahre hervorgerufen wurde, läßt eine derartige Wirtschafts- 
politik auch begreiflich erscheinen. Die noch im Vorjahre rege Einfuhr, 
insbesondere von Eisen, Maschinen, Bauholz, Glas und Zement, ist auf 
die Erdbebenkatastrophe im Herbst 1923 zurückzuführen. Bei Beginn 
des vorigen Jahres war die Nachfrage aber vollauf befriedigt und die 
Absatzkrise begann. ° 

Eine ähnliche Tendenz ist in China bemerkbar, das in 
dieser Beziehung, im Gegensatz zu Japan, an Rohstoffen reich gesegnet 
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ist. Wir haben es ihnen ja leicht gemacht. Besonders deutsche Ingenieure 
gingen als Instruktoren nach China, und die Maschinen und Lehrmittel 
der neuen großen Technischen Hochschule wurden fast ausschließlich von 
deutschen Firmen kostenlos geliefert. Es ist natürlich noch ein weiter 
Weg bis zur vollständigen Industrialisierung eines derart großen Gebietes, 
und fraglos werden sich auch der Bedarf und die Lebensansprüche des 
einzelnen — der Chinese ist bekanntlich noch sehr genügsam — bei der 
fortschreitenden „Europäisierung“ bedeutend erhöhen. Das Hinein- 
tragen des bolschewistischen Gedankens in das Reich der Mitte wird ihr 
übriges tun, um diese Bewegung noch zu unterstützen. 


WIRTSCHAFTSPOLITIK DER RANDSTAATEN. 
Die Transitinteressen Deutschlands. 


Von Dr. U. Baron FREYTAG-LÖRINGHOFF. 


Man entsinnt sich vielleicht der lebhaften Unruhe, die in sowjet- 
russischen Kreisen mit dem Moment einsetzte, als der Plan einer 
Paktkonferenz, der dann in Locarno in die Tat umgesetzt wurde, 
auftauchte. Wie auf Kommando leitartikelten die russischen Blätter, 
gewährten Sowjetgrößen Interviews, und alle zusammen waren sie 
einig in der Überzeugung, daß der bevorstehenden Konferenz eine 
grundlegende Bedeutung für die künftigen Beziehungen Sowjet- 
rußlands und Westeuropas zukäme. Dann, als alle Vermahnungen 
nichts fruchteten und selbst auf die Gefahr einer Isolierung Sowjet- 
rußlands hin die Westmächte Ort und Zeit der Konferenz bestimm- 
ten, trat der erfolgreichste Diplomat Moskaus Tschitscherin seine 
viel besprochene Rundreise durch Europa an. Wollte man selbst die 
positiven Ergebnisse seiner Verhandlungen in Frage ziehen, so bliebe 
doch die Tatsache, daß acht Jahre nach dem Beginn der russischen 
Revolution europäische Staatsoberhäupter, Minister und Diplomaten 
mit dem Vertreter einer bolschewistischen Macht von Person zu Person 
verhandelten, am gemeinsamen Konferenztisch Platz nahmen: Grund 
genug, diese Reise als einen Erfolg Moskaus zu buchen und über die 
Wandelbarkeit alles Irdischen nachzusinnen. 

Auch für Sowjetrußland ist eine Periode der Handelsvertragsver- 
handlungen angebrochen und, wenn man den vom Moskauer Rundfunk 
verbreiteten Nachrichten Glauben schenken will, so dürfte der deutsch- 
russische Handelsvertrag nur ein Auftakt für eine neue Kampagne 
dieser Art sein.. Es ist nicht zu leugnen, daß sich hierzu gerade jetzt 
gute Aussichten bieten: von einer geschlossenen Stellungnahme der 
Westmächte gegenüber Sowjetrußland kann zurzeit nicht die Rede sein, 
und solange kein System von Paktgarantien Westeuropa umgarnt, lassen 
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sich noch die Einzelfäden des politischen Intrigenspieles bis nach Moskau 
weiterspinnen. 

Aber die Zeit vergeht, und es rückt der Moment heran, in dem darüber 
entschieden werden wird, ob der bisherige ideale Zustand einer weit- 
gehenden Koalitionsfreiheit weiterbestehen oder einer geordneten 
Mächtegruppierung Platz machen soll. Daß letztere Entscheidung für 
Sowjetrußland unter Umständen eine politische Isolierung mit sich 
bringen könnte, darüber sind wir nicht im unklaren gelassen worden. 
Da der Moskauer Politik bisher gewiß nicht der Vorwurf einer Inaktivität 
gemacht werden konnte, so wird man sich auch in diesem Fall die Frage 
vorlegen, welche Maßnahmen werden ergriffen, um für die angeführten 
Eventualitäten bereit zu sein und sich der drohenden Isolierung zu ent- 
ziehen. Es erübrigt sich hierbei auf die Frage einzugehen, ob eine solche 
geplant ist oder sich nur als unvermeidliche Folge des bisherigen Vor- 
gehens Sowjetrußlands ergibt. 

Ihre exponierte territoriale Lage verbot es bisher den Randstaaten, 
sich wirtschaftlich einseitig zu orientieren und ihre Grenzen für den 
Warentransit dauernd zu sperren. Was insbesondere ihre Beziehungen 
zu Rußland betrifft, so hat es im Verlauf der letzten Jahre nicht an 
Gelegenheiten gefehlt, wirtschaftliche Druckmittel bei der Lösung 
politischer Fragen anzuwenden. Dennoch sind diese Krisenzeiten nicht 
von langer Dauer gewesen, und wenn Polen heute wiederum den Ab- 
schluß eines Handelsvertrages mit Sowjetrußland anstrebt, so wird 
man darin einen Versuch sehen, auf friedlichem Wege einen modus 
vivendi zu schaffen. Im Konzert der Randstaaten ist Polen diejenige 
Macht, die, nächst Finnland, die sowjetrussische Nachbarschaft am 
wenigsten zu fürchten braucht. Nicht so die kleineren Randstaaten. 
Weder können sie auf die Dauer des auswärtigen Handels mit Rußland 
entraten, noch wäre ihnen im Fall eines Krieges die Möglichkeit geboten, 
auf sich selbst gestellt ihre Grenzen zu verteidigen. Nutznießer einer 
günstigen politischen Konjunktur, die sie vorläufig vor dem Überrannt- 
werden geschützt hat, sind sie sich des Heiklen ihrer Lage wohl bewußt 
und bestrebt, die Gefahren nach Möglichkeit zu verringern. Das Schick- 
sal stellte sie an die Pforten eines der größten Staaten Europas und auf- 
erlegte ihnen damit die Bürde einer Vermittlertätigkeit. Es ist wiederholt 
von dieser Seite betont worden, daß man sich nicht über die geographi- 
schen Gegebenheiten hinwegzusetzen gedenke. Rußland ist aus seinen Ost- 
seehäfen verdrängt worden, und es wäre kühn zu behaupten, daß es auf die 
Dauer diese Ausfuhrplätze entbehren könne. Im Baltikum ist man sich der 
Sachlage wohl bewußt, sucht aber durch weitgehendes Entgegenkommen 
den Transitwünschen Rußlands zu genügen und damit den Anreiz zur Wie- 
derherstellung eines Status quo herabzumindern. Die baltischen Staaten 
sind und wollen eine Brücke zwischen dem Westen und Rußland sein. 

Aber diese Bereitschaft findet in Moskau nicht immer jenes Ver- 
ständnis, auf das billigerweise zu rechnen wäre. Obgleich die vor kurzem 
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nach Riga zurückgekehrte lettländische Wirtschaftsdelegation über einen 
pompösen Empfang in Moskau zu berichten wußte, zeigen die russischen 
Pressekommentare die Schattenseiten der augenblicklichen Lage. Nach 
wie vor werden die Randstaaten als der Sicherungskordon empfunden, 
der Sowjetrußland vom Westen abschnüren soll. Es fehlt nicht an Ver- 
mahnungen an die Adresse dieser Staaten, sich vor einseitiger Orientie- 
rung nach Westen zu hüten und auf Kosten der eigenen Wirtschafts- 
entwicklung die Beziehungen nach Rußland zu vernachlässigen. Un- 
willkürlich wird man an die Zeiten erinnert, als Rußland seine durch den 
Transitverkehr in Estland errungene Machtstellung für das Erreichen 
politischer Ziele auszuwerten begann und als Pressionsmittel seine Aus- 
fuhr von Reval nach Riga überleitete. Damals gelang es Estland mit 
knapper Not seine staatliche Integrität zu wahren und des groß ange- 
legten Bolschewistenputsches im Dezember 1924 Herr zu werden. Heute 
liegt die Vermutung nahe, daß ein ähnliches Spiel in Lettland begonnen 
werden soll. Es ist auch für den Dritten im Bunde gesorgt. Wie seiner- 
zeit Lettland ohne Bedenken den estnischen Anteil am Rußlandgeschäft 
übernahm, so dürfte auch Litauen nicht zögern, aus einer ähnlichen 
günstigen Konjunktur Profit zu schlagen. 

Wie der Boden für solche Möglichkeiten vorbereitet werden kann, 
zeigen die jüngsten Wirtschaftsverhandlungen zwischen Litauen und 
Sowjetrußland. Am 13. November traf in Moskau eine aus 80 Personen 
bestehende litauische Wirtschaftsdelegation ein. Wenn man über den 
genaueren Inhalt der gepflogenen Verhandlungen auch nur mit der Zeit 
unterrichtet werden dürfte, so zeigt sich doch bereits jetzt, daß Sowjet- 
rußland nach bewährter Methode auch in diesem Fall sein wirtschaft- 
liches Entgegenkommen durch politische Konzessionen erkaufen lassen 
will. Noch schweben die polnisch-russischen Handelsvertragsverhand- 
lungen, aber schon ist Moskau bereit, die Vermittlerrolle in polnisch- 
litauischen Streitfragen zu übernehmen. Es läßt sich nur schwer eine 
günstigere Gelegenheit denken, in den Beziehungen dieser Staaten seine 
Hand dauernd im Spiel zu haben, denn hinter dem polnisch-litauischen 
Gegensatz steht auch in Nebenfragen das noch immer ungelöste Wilna- 
problem. Das Register der nationalen Leidenschaften liegt dem kundigen 
Zugriff offen. Nicht zum erstenmal unterliegen westeuropäische Diplo- 
maten den Lockungen des Rußlandgeschäftes, ohne sich vorher die 
Sicherung gegen innerpolitische Auswirkungen des Paktierens zu ver- 
schaffen. Wird es auch in der Regelung polnisch-litauischer Fragen zu 
jenem gefährlichen Nebeneinander politischer und wirtschaftlicher 
Momente kommen, das so oft, besonders unter der Beteiligung Moskaus, 
neue Gefahren heraufbeschwor ? 

Mit begründetem Pessimismus sehen rechtsgerichtete Kreise des 
Baltikums der kommenden Entwicklung entgegen. Wohl ist man nach 
wie vor der Meinung, daß im Transitverkehr eine der wirtschaftlichen 
Hauptaufgaben der Randstaaten liegt, will aber diese nicht auf Kosten 
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der staatlichen Unabhängigkeit gelöst wissen. Der monopolisierte russi- 
sche Außenhandel ist eine ständige Gefahr für die nur schwach ent- 
wickelten Industrien dieser Länder. Durch ihn bietet sich die Möglichkeit, 
den für den russischen Markt arbeitenden estländischen und lettländi- 
schen Fabriken plötzlich die Aufträge zu entziehen, wenn, wie es der 
Fall sein könnte, die Regierungen über irgendwelche politische Aus- 
einandersetzungen nicht ins reine kommen. Damit wären aber auch 
sowohl ältere Unternehmen, wie Neugründungen dem Ruin preis- 
gegeben und in den ohnedies nur schwach fundierten kleinen Staaten 
erstünde das Gespenst der Arbeitslosigkeit und des sozialen Elends — 
der Nährboden des Bolschewismus. Im Transitverkehr, der solche Bin- 
dungen nicht aufweist, sieht man einen gewissen Ausgleich gegen die 
Gefahren einer allzu engen wirtschaftlichen Interessenverquickung mit 
den östlichen Nachbarn und ist daher auf diesem Gebiet zu weitgehendem 
Entgegenkommen bereit. 

Tschitscherin ist nach Moskau zurückgekehrt; welche Ergebnisse der 
Verhandlungen sein Portefeuille barg, mag dahingestellt bleiben. Aber 
eine Uberzeugung dürfte er mitgebracht haben, nämlich die, daß der 
mangelnde Verhandlungswille in Paris und London ein Sturmzeichen 
der beginnenden Koalitions politik der Westmächte ist. Ihr gilt es recht- 
zeitig zu begegnen und sich, für den Fall eintretender Isolierung, in den 
Randstaaten eine weitere Interessensphäre zu schaffen. Daher das 
Liebes werben um die baltischen Staaten und die Sorge der erfahrensten 
Männer des Baltikums um die Auswirkungen einer wirtschaftlichen Hoch- 
konjunktur von Gnaden Moskaus. Sie wissen es nur zu gut, daß mit 
der wirtschaftlichen Unabhängigkeit auch die politische verloren ist und 
— warten, während über den schwach bevölkerten Ostseeländern die 
Kraftlinien des Widerspiels der Großmächte sich in Brennpunkten der 
internationalen Politik zu verdichten beginnen. 

Die Verhandlungen in Locarno haben nicht nur in Deutschland den 
politischen Horizont getrübt — sie haben auch im Osten Europas ein 
Geschehen in Fluß gebracht, das nicht mehr abzuwenden ist. Es läßt 
bereits heute die Annahme zu, daß die Tage einer neutralen Vermittler- 
rolle der baltischen Randstaaten gezählt sind und ihnen unter dem 
Druck einer gesamteuropäischen Koalitionspolitik und auf Kosten der 
eigenen politischen und wirtschaftlichen Unabhängigkeit eine Periode 
der Konzessionen beschieden ist: das Ende der sogenannten Transit- 
politik. 


WIRTSCHAFTLICHE SCHLAGWORTE. 
Von SIR JOSIAH STAMP, London, K. B. E. Mitglied des Dawes-Ausschusses. 


Das Schlagwort beherrscht die Stunde. Politik und Wirtschaft 
haben seine Anwendung bis zur Virtuosität entwickelt. Die Gefahr, daß 
jede politische oder wirtschaftliche Interessengruppe mit einem be- 
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sonderen Programm, d. h. mit einem besonderen Schlagwort, in die 
Offentlichkeit tritt, ist in unserer heutigen kritischen Zeit, in der sich 
das politische Programm vielfach des wirtschaftlichen Mäntelchens und 
das Wirtschaftsprogramm der patriotischen Verbrämung bedient, nur 
zu groß. Wie in Deutschland sich das Schlagwort „Deutsche kauft 
deutsche Waren“ an das patriotische Gefühl wendet, so suchen wir in 
England unter der Formel „Buy British Goods“ eine ähnliche Wirkung 
zu erzielen. 

Und doch kann ein falsch herausgebrachtes oder zur unrechten 
Zeit in die Debatte geworfenes Schlagwort ungeheuren Schaden an- 
richten. Ein unter unrichtigen Voraussetzungen aufgestelltes Wirt- 
schaftsprogramm kann gerade die entgegengesetzte der erstrebten Wir- 
kung auslösen. Untersuchen wir z. B. einen solchen Feldzug zur Propa- 
gierung des Absatzes einheimischer Produkte auf seine innere Berechti- 
gung. Er kann verschiedenen Motiven entspringen. Einmal kann 
damit bezweckt werden, die bessere Qualität der einheimischen Ware 
in das rechte Licht zu setzen. Man wendet sich also hier an die Vernunft 
des Käufers, indem man ihm zuruft: lasse dich nicht etwa durch den 
niedrigen Preis ausländischer Fabrikate täuschen, kauf einheimische 
Waren, denn sie sind letzten Endes infolge ihrer höheren Qualität preis- 
werter als ausländischer Schund. In England spielt außerdem das 
Bestreben, den Handelsverkehr der einzelnen Glieder des britischen 
Weltreiches untereinander anzuregen, eine wichtige Rolle. „Kauft 
englische Waren“ ist daher nur ein Teil einer groß angelegten imperi- 
alistischen Politik, die darauf hinauszielt, die einzelnen Teile des eng- 
lischen Imperiums durch engere wirtschaftliche Bande auch politisch 
näher zu bringen. In kritischen Zeitläuften aber, wie wir sie augenblick- 
lich erleben, kann das Schlagwort auch dazu dienen, der einheimischen 
Industrie eine gewisse Stütze zu bieten und den stark daniederliegenden 
Beschäftigungsstand der Industrie aufs neue zu heben. 

Die nachfolgenden Betrachtungen über die Gefahr gewisser Schlag- 
worte nehmen nicht etwa den ersten Fall des vernünftigen Einkaufs, 
noch den zweiten Fall des Teilprogramms einer imperalistischen Politik 
zur Betrachtung, sondern sie wollen untersuchen, ob die Wirkung auch 
ohne weiteres in den Fällen 3 und 4 Gültigkeit hat, die ja letzten Endes 
darauf hinauslaufen, daß der Käufer tatsächlich einen höheren Preis 
für einen bestimmten Artikel zahlen soll, um die Industrie seines eigenen 
Landes zu unterstützen und die allgemeine Beschäftigungslosigkeit 
etwas einzudämmen. 

Nehmen wir an, eine Nation A produziere 10000 Einheiten eines 
bestimmten Artikels oder einer bestimmten Reihe von Artikeln — wir 
können hierbei als Artikel ebensogut auch Dienstleistungen aller Art 
setzen — wobei seine Arbeiterschaft und sein Kapital gleichmäßig bis 
zur höchstmöglichen Grenze der Leistungsfähigkeit angespannt ist. 
Die Kaufkraft dieses Landes im Inlande und auf dem Weltmarkte soll 
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sich gleichfalls auf 10000 Einheiten erstrecken, so daß Produktion und 
Konsum ausgeglichen sind. Nehmen wir an, daß von den 10000 Ein- 
heiten 6000 im Inlande abgesetzt und verbraucht werden und daß 4000 
ins Ausland wandern, um dafür 4000 Einheiten fremdländischer Produkte 
einzutauschen, so würde der Exporthandel des betreffenden Landes 
40%, der Gesamterzeugung ausmachen. Wenn nun in einem solchen 
—idealen und natürlich nie tatsächlich eintretenden — Falle eine große 
Erschütterung eintritt, durch die Produktion und Nachfrage in wesent- 
licher Weise verschoben werden, so muß dies auch auf die gesamte Wirt- 
schafts- und Produktionspolitik von größtem Einfluß werden. 

Es mag zunächst der Fall eintreten, daß das Ausland, der bisherige 
Abnehmer und Lieferant bedeutender Warenmengen, verarmt und nicht 
mehr in der Lage ist, die 4000 Einheiten aus der Produktion in A-Land 
zu kaufen. Wenn nun dieses Land fortfährt, 10000 Einheiten zu produ- 
zieren, so produziert es mehr Einheiten einer bestimmten Ware oder 
bestimmter Warengruppen, als der nunmehr verringerte Markt auf- 
nehmen kann. Da der Inlandsmarkt in seiner Aufnahmefähigkeit 
gleichfalls gesättigt oder jedenfalls nahezu gesättigt ist, so wird es nicht 
möglich sein, die ehedem exportierten 4000 Einheiten im Inlande unter- 
zubringen. Vielleicht gelingt es, die Hälfte davon, also 2000 Einheiten, 
im Inlande zu placieren, die übrigen 2000 Einheiten bilden dann aber eine 
schwere Last für die industrielle Produktion des betreffenden Landes. 
Wir erleben dann eine heftige industrielle Krise in den hierfür in Frage 
kommenden Industriezweigen, eine starke Zunahme der Beschäftigungs- 
losigkeit und der Kurzarbeit und damit auch eine allmähliche Herab- 
setzung der Kaufkraft des einheimischen Marktes bis diese auf etwa 8000Ein- 
heiten sinkt. Eine Anwendung des Schlagwortes „Kauft einheimische 
Waren“ zur Abwendung der Krise würde in diesem Falle zwecklos sein, 
da ja der Inlandsmarkt versorgt und das Ausland infolge der Ver- 
armung nicht aufnahemefähig ist. In einem solchen Falle müßte 
man vor allen Dingen die Hebung der ausländischen Kon- 
sumfähigkeit zu erstreben suchen. 

Als nächsten Fall wollen wir annehmen, daß die Verarmung das 
Inland betrifft und daß hiervon alle Industriezweige in gleichem Maße 
betroffen werden. Die Gesamtproduktion der Industrie wird in einem 
solchen Falle unter heftigen Krisenerscheinungen sinken, nehmen wir 
an auf 7000 Einheiten. Hiervon soll 4200 oder 60% im Inlande abgesetzt 
werden, während 2800 oder 40% in Form von Ausfuhrwaren ins Ausland 
wandern, um dafür eine entsprechende Einfuhr zu finanzieren. Das 
Schlagwort „Kauft einheimische Waren“ könnte in einem solchen Falle 
die Wirkung haben, daß die Einfuhr fremder Waren auf 2000 Einheiten 
herabgedrückt würde, daß also 800 Einheiten, die bisher ins Ausland 
wanderten, im Inlandsmarkte verbraucht werden. Eine Forcierung 
dieses Prinzipes aber würde den Handelsverkehr der einzelnen 
Nationen in deren eigenen Gebiet abriegeln und den Aus- 
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handels machen. Eine solche Politik ist aber kaum imstande; die Ce- 
samt produktion eines Landes zu heben und daher auch nicht in der Lage, 
die internationale Produktion, deren Förderung uns im Interesse des 
Wiederaufbaus der Weltwirtschaft am Herzen liegen muß, sonderlich 
anzuregen. Ich stehe nämlich auf dem Standpunkt, daß die 
Einfuhr eines Landes beinahe ebenso wichtig ist, wie dessen 
Ausfuhr, denn jeder Einfuhrposten trägt unsichtbar einen 
Auftrag für eine gewisse Menge von Ausfuhrwaren um den 
Hals. Können wir also nicht erreichen, daß A-Land fortfährt, volle 
2800 Einheiten auszuführen, während es bestrebt ist, seine Einfuhr auf 
2000 Einheiten herabzudrücken? Dies kann nur geschehen, wenn es 
gelingt, Kapitalinvestierungen im Auslande in entsprechendem Maße 
vorzunehmen. Leidet aber die Produktion eines Landes, so wird damit 
auch die Spartätigkeit, die die Voraussetzung für Kapitalansammlungen 
ist, brachgelegt. In einem solchen Falle mag sogar eine Wiederbelebung 
der heimischen Industrie eher durch einen erhöhten Verbrauch als durch 
eine Einschränkung des Konsums, d.h. durch Spartätigkeit, erzielbar 
sein. 

Die Wirkung des Schlagwortes läuft in letzterem Falle mehr auf eine 
Richtungsänderung des Handels heraus als auf eine Erhöhung des 
Gesamtumfanges. Eine solche Richtungsänderung kann natürlich ein 
Vorteil an sich sein. Nehmen wir z. B. an, daß die Depression der indu- 
striellen Produktion auf sagen wir 7000 Einheiten nicht einheitlich verteilt 
ist, sondern daß der Exporthandel gut beschäftigt ist, während die 
heimische Industrie daniederliegt, oder lassen wir — um den Fall noch 
etwas krasser zu geben — die Exportindustrie mit Hochdruck arbeiten, 
so daß sie 4500 Einheiten produziert, während wir die heimische Industrie 
als unter einer Krise leidend annehmen, die ihr gestattet nur 2500 
Einheiten zu produzieren, so würde in einem solchen Falle natürlich eine 
Umschichtung der Produktion durch das Schlagwort „Kauft einheimische 
Waren‘ hervorgerufen von großem Vorteil für das betreffende Land sein, 
denn es würde die Einfuhr fremder Waren herabdrücken und einen Aus- 
gleich beider Industriezweigen schaffen. Ein solcher Ausgleich kann nur 
dadurch herbeigeführt werden, daß der eine Teil gibt und der andere 
empfängt, daß also das Exportgeschäft zugunsten der einheimischen 
Erzeugung Opfer bringt. Im entgegengesetzten Falle dagegen, d.h. 
wenn der Absatz im Inlandsmarkte gut ist, und die für den Inlandsmarkt 
produzierende Industrie unter Hochdruck arbeitet, während die Export- 
industrien daniederliegen und in ihnen Beschäftigungslosigkeit und 
Kurzarbeit grassieren, so ist es notwendig eine Umschichtung dadurch 
zu bewirken, daß durch Hebung der ausländischen Kaufkraft — sei 
es durch erhöhte Importe oder durch Auslandsinvestierungen — das 
Ausfuhrgeschäft angeregt wird und nicht etwa durch einen Feldzug 
„Kauft einheimische Waren“, dessen Lage noch verschlechtert wird. 
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f . Ich. pia. mir- r. bewußt, daß die von mir gewählten Beispiele roh und 
nr oberflächlich sind’und daß sie keine allgemein gültigen Schlüsse zulassen, 
da sie nicht alle Tatsachen in Rechnung stellen. Trotzdem dürfen die aus 
ihnen gezogenen Schlußfolgerungen m. E. nicht als falsch angesprochen 
werden. Sie zeigen, daß eine sinnlose Anwendung von Schlagworten 
Gefahren in sich bergen, da jedes Wirtschaftsprogramm nur für einen 
bestimmten Fall Geltung hat und es Aufgabe der Regierung ist, genau 
die Grundlagen zu untersuchen, auf denen ein solcher Feldzug durchge- 
führt werden soll. 


INTERNATIONALE ROHSTOFFPROBLEME. 


1. Das internationale Kohlenproblem. 


Von GILBERT C. LAYTON, Herausgeber des ,, Economist“, London. 


Deutschland wie England sind in einem starken Ausmaße von der 
Entwicklung ihrer Kohlenindustrie abhängig. Beide Länder haben be- 
deutende Kohlenvorkommen, beide haben hochentwickelte metallver- 
arbeitende Industrien, für die bedeutenden Mengen von billiger Kohle 
ein wichtiger Produktionsfaktor sind und beide Länder haben ein hoch- 
entwickeltes Fabrikations- und Transportsystem, das mehr oder weniger 
auf der Kohle als Kraftstoff beruht. 

Sowohl in Deutschland wie in Großbritannien ist die Nachkriegs- 
entwicklung der Kohlenindustrie im allgemeinen sehr ungünstig gewesen. 
Die gegenwärtigen Aussichten sind unsicher, bedürfen daher schärfster 
Aufmerksamkeit. Durch den Versailler Friedensvertrag ist Deutsch- 
land seiner besten Kohlengebiete beraubt worden, während die Ruhr- 
besetzung das Land verhinderte, aus dem ihm verbleibenden Gebiet 
den größten Vorteil zu ziehen.. Obwohl dieser Hinderungsgrund nunmehr 
fortgefallen ist, macht sich die gegenwärtig auf dem internationalen 
Kohlenmarkte fühlbare Depression auch in der deutschen Kohlenwirt- 
schaft sehr unangenehm bemerkbar. In England hat der Widerstand 
der Bergarbeiter gegen einen Lohnabbau und der erfolgreiche Versuch, 
die Gewerkschaftsbewegung des Landes in ihren Dienst zu stellen, zu 
einer sehr schweren industriellen und politischen Krise geführt, deren 
Nachwirkungen noch immer spürbar sind. Die Subventionierung des 
Bergbaues war eine dringende Notmaßnahme. 

Die schwierige Lage des internationalen Kohlengeschäftes hat viele 
englische Fachleute und Wirtschaftler auf den Plan gerufen, die alles, 
was mit dieser Industrie zusammenhängt, in kritischer Weise unter- 
suchen. Man hat die Statistiken über die Kohlenproduktion, über Ein- 
fuhr, Ausfuhr und Verbrauch in den einzelnen Ländern verglichen und 
ist dabei zu sehr interessanten Schlüssen für alle an der Kohlenindustrie 
beteiligten Länder gekommen. Die gesamte internationale Kohlen- 
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produktion im Jahre 1924 wies z. B. keinen 
Vorkriegszeit gegenüber auf, wie nachfolgende Statistik zeigt. 
Sie stellte sich für 30 verschiedene Länder in 1000 engl. long tons!) 


(von 2,240 Ibs. 1 kg = 2,214 Ibs) folgendermaßen: 


Land 1924 


1922 


103 


Rückgang der 


1913 


Vereinigte Staaten von Amerika 511, 860 425,849 508,893 
England 267,118 240,607 287,431 
Deutschland. . e ER a 239,280 262,878 274,264 
Frankreich (eigene Produktion). . . 58,039 42, 460 40,188 

(Deutscher Zuschuß). 31,793 24,300 = 
Österreich. . k. ; 2,902 3,249 43,134 

Tschecho-Slovakei 34,306 28,385 — 
Belgien )ü ) 22,084 20,868 22,474 
Japan 30,000 27,420 20,973 
Indien 21,177 10,011 16,208 
China ... 2 2 Pie u % 18,300?) 21,000 13,558 
19 andere Länder.. 59,457 50,754 46,414 
Insgesamt 1,297,216 1,175,781 1,273,537 


Ein bedeutender Prozentsatz in der Zunahme der europäischen 
Förderung in den Nachkriegsjahren im Vergleich zu dem Jahre 1913 
muß notwendigerweise auf die bevorzugte Behandlung der Weichkohlen- 
erzeugung sowie auf die verbesserten Methoden im Abbau zurückge- 
führt werden. Wenn in der obigen Statistik festgestellt wird, daß 
Deutschland im letzten Jahre etwa 239 Mill. t an Kohle gegen 274 Mill. t 
im Jahre 1913 produzierte, so ist diese Tatsache selbst unter Berück- 
sichtigung des Umstandes, daß die Weichkohlenproduktion darin ent- 
halten ist, für Deutschland äußerst ermutigend, wenn man bedenkt, 
in wie starkem Maße sich das ihm zur Verfügung stehende Gebiet ver- 
kleinert hat und unter Berücksichtigung der Tatsache, daß sich zu 
Beginn des Jahres 1924 noch gewisse Einwirkungen der Ruhrbesetzung 
bemerkbar machten. 

Ein durchaus verschiedenes Bild zeigen die Ausfuhrziffern. Hier 
stellte sich die Statistik (gleichfalls in 1000 long tons) folgender- 
maßen: 


1) Einschließlich Braunkohle. 
2) Nachkriegsziffern einschließlich Luxemburg. 
2) 1923, da Ziffern für 1924 nicht vorhanden sind. 
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Ausfuhr!) der Länder wie in vorstehender Tabelle: 


England es 
Vereinigte Staaten von n Amerika pu 
Deutschland . 
Polen a le 
Tschecho- Slovakei E 8 


23 andere Länder 


Insgesamt 144.577 137,581 187,417 


Im Vergleich zur Vorkriegszeit ist das internationale Kohlenausfuhr- 
geschäft im vergangenen Jahre um etwa 23% gesunken. Der englische 
Kohlenexport ist außerordentlich fluktuierend, denn England, das 
nur etwa !/, der internationalen Kohlenproduktion auf seinem Gebiet 
erzeugt, exportiert über 50%, der Gesamtmenge. Deutschland dagegen, 
der zweitgrößte Kohlenexporteur im Jahre 1913, mit einem Export 
von über 34 Mill. t, exportierte im Jahre 1924 nur die Kleinigkeit 
von 3 Mill. t. 


Die Kohleneinfuhr der wichtigsten Importländer stellte sich in den 
angegebenen Zeiträumen (gleichfalls in 1000 t) folgendermaßen: 


Land 


Frankreich 
Deutschland. . 


Niederlande. 
Osterreich. 
Kanada. 
Dänemark. . . 
Schweden 
Argentinien 
20 andere Länder 


Insgesamt 


1) Einschließlich Bunkerkohlen. 
2) 1922, Zahlen für 1924 nicht vorhanden. 


3) Schätzungsweise. 
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Die wichtigste Feststellung der obigen Tabelle ist der erhebliche 
Rückgang der Gesamtziffern, der etwa dem Rückgang in der Ausfuhr- 
tabelle entspricht, obwohl die Gesamtsumme in dem obigen Falle kleiner 
ist, weil darin nicht die Bunkerkohle enthalten ist. Frankreich bleibt 
weiterhin der größte Kohlenimporteur und auch die deutsche Einfuhr 
zeigt infolge des oben genannten Umstände ein bedeutendes An- 
wachsen. Ä 

Die allgemeinen Schlußfolgerungen, die sich aus diesen Angaben 
ziehen lassen, sind kurz folgende: 


1. Die Bewegung der Kohle zwischen den einzelnen Ländern hat in 
der Nachkriegszeit stark abgenommen. 


2. Trotz des starken Rückganges in der Ausfuhr Eng- 
lands war sein Anteil am internationalen Kohlengeschäft 
im Jahre 1924 größer als im Jahre 1913. 


3. Die verfügbaren Weltbestände waren im Jahre 1924 
größer als vor dem Kriege, da die Vorräte in viel wirt- 
schaftlicherer Weise verbraucht werden und außerdem die 
Verwendung von Erdöl und hydroelektrischer Kraft stark 
zugenommen hat. 

Das internationale Kohlenproblem ist daher heute in 
der Hauptsache ein Exportproblem. Die Männer, welche die 
Entwicklung der Industrie in Deutschland und England in Händen 
haben, werden hoffentlich diesem Problem die Aufmerksamkeit zu- 
kommen lassen, die es im nationalen und internationalen Interesse 
verlangt. 


2. Das Erdöl, ein weltwirtschaftlicherundweltpolitischer 
Machtfaktor. 


Von Regierungsrat Dr. jur. et rer. pol. HEINZ SCHMALZ. 


Die Interessenkämpfe um die Ausbeutung der Erdölquellen der 
Welt sind zu einem weltpolitischen und weltwirtschaftlichen Macht- 
faktor geworden. Neben Kohle und Eisen ist das Erdöl heute unbe- 
stritten der wirtschaftlich und politisch bedeutungsvollste unter den 
zahlreichen Rohstoffen, die für die industrielle Produktion und den 
Betrieb der modernen Verkehrsmittel in Frage kommen. Öl braucht 
man heutzutage im ausgiebigsten Maße, um Motoren jeder Art zu 
treiben, braucht es, um Tauchboote, Flugzeuge, Zeppeline, Kraft- 
wagen, Motorräder, endlich Kriegs- und Handelsschiffe zu speisen und 
in Bewegung zu setzen. Daß allermindestens 15 Millionen Tonnen, das 
ist ein Viertel der Welttonnage, durch Motore geleitet werden und daß 
auch die Kriegsschiffe der Großmächte nachgerade zur Ölheizung 
übergegangen sind, kennzeichnet die Wichtigkeit des Öles sehr treffend. 
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Dann sind aber die technischen, die militärischen, als auch selbstver- 
ständlich und ganz besonders die wirtschaftspolitischen Zusammen- 
hänge der Erdölfrage mit der Luftfahrt von eminenter Bedeutung. 
Nicht nur, daß Luftschiffe und Flugzeuge abhängig sind von den Kraft- 
stoffen ihrer Motore, es besteht auch noch eine mittelbare, aber nicht 
weniger bedeutsame Brücke zwischen diesen beiden Gebieten, denn so 
wie die Dampferlinien jeweils bestimmt werden von der Lagerung der 
wirtschaftlichen Zentralpunkte, ist es sicher, daß sich die Luftverkehrs- 
linien, zumindestens ihre Zukunftsstraßen, nach den Erdölvorkommen 
orientieren. Es ist daher begreiflich, daß es starke volks- und privat- 
wirtschaftliche, anderseits aber auch politische und militärische Trieb- 
kräfte sind, die den Kampf um das Erdöl bedingen und der Ausspruch, 
der dem Marschall Foch zugeschrieben wird: „Im Kriege sei jeder 
Tropfen Petroleum soviel wert wie ein Tropfen Menschenblut“, ist 
nur aus der Wichtigkeit dieses Kraftstoffes zu verstehen. 

Den stärksten Antrieb erhält aber der Wettlauf um den Besitz der 
Ölfelder durch machtpolitische Tendenzen. Seit Jahrtausenden waren 
es Gold und Silber, die den Wertmesser des Reichtums abgaben, wenn 
sie auch als Schöpfer der Macht nicht ganz in Frage kamen. Um sie 
in kriegerischen Auseinandersetzungen zu erringen oder wenigstens zu 
behaupten, brauchte man Waffen, und es war zunächst das Eisen, 
das sich auch hier Jahrtausende hindurch als Machtfaktor behauptete. 
Aber allmählich genügte auch das Eisen allein nicht mehr. Es suchte 
und fand Verbindung mit der Kohle. So wurden die Länder, die über 
die größten Eisen- und Kohlenläger verfügten, bald die maßgebenden 
der Erde. Die ganze Technik der Kriegsgeräte war bis vor einem halben 
Menschenalter auf diese beiden Stoffe ausgebaut. Dann zog das Zeit- 
alter der Elektrizität, der Kraftwagen und der Luftschiffe herauf und 
meldete sich damit ein Stoff an, der allein dann den Ausschlag geben 
sollte: Das Erdöl. Aus diesen alles umstürzenden Umwälzungen der 
Technik mußte sich logischerweise ergeben, daß nunmehr die Länder 
dazu berufen sind als Herrenstaaten oder als begehrenswerte Kolonien 
an die Spitze zu kommen, die über reiche Olquellen verfügen, darum: 
der Kampf und Wettlauf um den Besitz der Olquellen. 

Der Zusammenhang der Olfrage mit der Frage der Weltpolitik 
wird stets als Ausgangspunkt haben das geographische Vorkommen der 
Ölfelder, die höchstmögliche Versorgung der einzelnen Weltstaaten. 
Man muß davon ausgehen, daß Metallvorkommen sich meist über be- 
stimmte Gebiete ausdehnen. Gold findet sich in einem langen Gürtel, 
der von Alaska entlang der ganzen Westküste der drei Amerikas über 
Kalifornien und Mexiko bis nach Peru, Bolivia und Chile geht. Die 
Geologie sucht die Verteilung der Vorkommen und ihre Gesetzmäßigkeit 
durch die Theorie paralleler Risse zu erklären, doch ist darüber nichts 
Näheres bekannt. Jedenfalls zeigt aber ein Blick auf die Weltkarte, 


daß, abgesehen von den Vereinigten Staaten, die wichtigsten Ver- 
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brauchsländer, wie England, Deutschland, Frankreich, Japan, wohl 
Kohle, aber keine erheblichen Ölförderungen im Lande haben, aus 
denen ihr Bedarf auch nur annähernd gedeckt werden könnte. Ledig- 
lich die Vereinigten Staaten von Amerika verfügen durch die Massierung 
der Ölgebiete in Nordamerika, Mexiko und den nahezu völlig uner- 
schlossenen reichen Gebieten an der Nordküste Südamerikas in ihrer 
Gesamtheit noch für eine beträchtliche Zeit über eine Reserve an Kraft- 
stoffen, welche in keinem Gebiet der Welt übertroffen werden kann. 

Im Jahre 1859 ist mit der ersten erfolgreichen Tiefbohrung be- 
gonnen worden, und kann die Weltproduktion heute auf ca. 16 Gold- 
milliarden beziffert werden, woran die Vereinigten Staaten mit fast 
dreiviertel, im Jahre 1924 mit 714000000 Barsel (1 Barsel = 150 l), 
Deutschland mit der verschwindend kleinen Menge von 350000 Barsel 
beteiligt sind. Daneben spielen vor allem noch in Rußland das Petro- 
leumgebiet am Kaspischen Meere und die Ölfelder von Baku eine aus- 
schlaggebende Rolle. 

An das geologische Vorkommen des Erdöls schließt sich die roman- 
tische Geschichte der Ölpolitik an. William Knox d’Arcy, ein Austra- 
lier, war als Goldsucher vielfacher Millionär geworden. Nach großen 
Abenteuern kam er nach Südasien und wurde hier, nach neuen Erwerbs- 
möglichkeiten ausschauend, auf Öl findig. Er gründete in Gemeinschaft 
mit seinem Freunde, dem Lord Strathcona, die Persische Ölgesellschaft 
und verschmolz diese später mit einer Schwestergesellschaft in Birma. 
Die britische Regierung, die für Ölpolitik stets ein feines und klug 
vorausschauendes Empfinden hatte, schaute längst schon neidisch nach 
den Neugründungen, die sich hier in dem persischen Mesopotamien 
mit größtem Erfolg ausbreiteten. Sie suchte einen neuen Schachzug, 
um in den Besitz dieser Unternehmungen zu gelangen, und verfiel dabei 
auf dasselbe Mittel, das sie schon vorher angewandt hatte, um in den 
Besitz des Suezkanals zu gelangen. So wie sie sich damals der geräusch- 
losen Vermittlung eines Journalisten bediente, der dem stets geld- 
bedürftigen Khedive allmählich so viel Suezaktien abkaufte, daß Eng- 
land bald die größere Hälfte und somit den eigentlichen Einfluß über 
den Suezkanal erlangte, so sicherte sich die britische Regierung da- 
durch das entscheidende Übergewicht über die neuen zukunftsreichen 
Ölgründungen, daß sie anläßlich der Verdoppelung des Gesellschafts- 
kapitals die Hälfte übernahm. England hat es frühzeitig erkannt, 
daß der Besitz von Ölfeldern und Ölbunkerstationen für die Aufrecht- 
erhaltung seiner Seegeltung und somit seiner weltbeherrschenden poli- 
tischen Macht unerläßlich sei. Bildete früher die Kohle die Grundlage 
für den Aufbau und die Erhaltung der Seeherrschaft, so kommt heute 
als Hauptfaktor noch das Öl dazu in Verbindung mit den die Verteilung 
regelnden Ölbunkerstationen. Allein zur Versorgung der Schiffahrt mit 
Heiz- und Treiböl gibt es zurzeit über 300 Bunkerstationen an allen 
wichtigen Häfen und Durchgangsplätzen. Die Tankflotte der Welt 


DR. HEINZ SCHMALZ 


108 


HOW MOYLON-/0= © 


d 


0 


INTERNATIONALE ROHSTOFFPROBLEME 109 


versieht die Transporte von den Produktionsgebieten nach den Orten 
des Verbrauchs bzw. den Umschlag- und Bunkerstationen. Dabei liegt 
ein großer Teil der Versorgung bei der Tankflotte der Anglo-Persian 
Oil-Co. mit einer Ladefähigkeit von rund 500000 t. Der Freundschafts- 
bund der Burma und der Persian Oil-Co. vergrößerte sich bald durch 
Hinzutritt der Shell-Co. und der Royal Dutch-Co. Beide Gesellschaften, 
die sich anfänglich nur dem Handel widmeten, befaßten sich allmählich 
immer mehr mit Erbohrung von Erdöl und schlossen sich schließlich, 
um die Konkurrenz auszuschalten, organisch’ zusammen. Wir haben 
so jetzt ein Riesengebilde, das über die weitaus meisten Ölquellen 
Südasiens und Inselasiens mit einem Vermögen von annähernd 10 bis 
11 Milliarden Dollar verfügt. | 

Es ist nicht zu bestreiten, daß England mit großem Erfolg Ölpolitik 
getrieben hat. Von der Churchilschen Flottenpolitik und der Erschlie- 
Bung der persischen Ölfelder in der Vorkriegszeit bis zu den Weltkon- 
ferenzen von Lausanne, Genua und San Remo läßt sich die Ölpolitik 
in der englischen Außenpolitik verfolgen. Der wunde Punkt ist für 
England nur, daß es durch die Umstellung von Kohle auf Öl in größere 
Abhängigkeit vom Ausland und vom Seetransport gekommen ist. 
Jedenfalls hat sich England maßgebenden Anteil an der Erdöl-Welt- 
produktion zugesichert, und können sich die englischen Privatgesell- 
schaften gut auf ihre Regierung stützen. 

Neben England hat es vor allem Amerika, hier allerdings in leichterer 
Weise, verstanden, Ölpolitik zu treiben. Der mächtigste Mitbewerber 
ist hier der Standard Trust Rockefeller. John Rockefeller, jetzt 
86 jährig, ist in Pennsylvanien geboren. Der Standard-Konzern, dessen 
finanztechnischer Aufbau auf der New Jersey-Co. beruht, umfaßt jetzt 
eine Unzahl von Unternehmungen mit einem Gesamtkapital von 
ca. 12—14 Milliarden Dollar. 

Für die Vereinigten Staaten bestehen, trotzdem diese noch über 
70% der Weltproduktion im Lande haben, ebenfalls zwingende Gründe, 
am Wettlauf der Nationen um die Erschließung neuer Ölfelder teil- 
zunehmen. Wie ein roter Faden ziehen sich diese Rücksichten durch 
die amerikanische Außenpolitik. Wiederholt war der Kampf um das 
Öl außenpolitischer Konfliktstoff. Schon 1913 wäre es über die unermeß- 
lichen Öllager Mexikos beinahe zu einem Weltkriege gekommen, und 
noch 1918 hat das Petroleum Bürgerkriege entfacht und mehr als ein- 
mal die Beziehungen zwischen den führenden Weltmächten gestört 
oder zumindestens entscheidend beeinflußt. 

In neuester Zeit sind noch andere bedeutende Ölmagnaten auf der 
Plattform internationaler Großwirtschaft erschienen: Sinclair, Boover 
und Stinnes. Unter diesen dreien ist der Name Sinclair mit Romantik 
und Sensation verknüpft, als er den Petroleumskandal von Washington 
herbeiführte und die Macht des Ölstoffes zu Korruptionen und Rechts- 
kollisionen schlimmster Art ausarten ließ. Er bemühte sich um Kon- 
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zessionen im Ural und in Nordpersien, er erhielt schließlich solche in 
Ostsibirien und Sachalin. Daneben sind noch andere Amerikaner auf 
den Plan getreten, deren Interessen nach dem Kaukasus, dem Ural, 
Turkestan und Sibirien hinüberzielen. Deutschland hat an der Erdöl- 
produktion bisher nur geringen Anteil, sein Hauptrepräsentant ver- 
körperte sich bisher in dem Namen Stinnes. Es bedeutet eine neue 
Epoche, daß gerade augenblicklich sich die gesamten deutschen großen 
selbständigen Ölinteressen zu einem einheitlichen Gebilde verschmolzen 
haben. Damit ist ein seit vielen Jahren erstrebtes Ziel erreicht worden. 
Die hauptsächlichste Bedeutung dieser Transaktion liegt in der Konzen- 
tration der deutschen Erdölproduktion und des Ölhandels, die sich 
dadurch vollzogen hat, daß die Deutsche Petroleum-A.-G., Rütgers- 
werke einerseits, die Deutsche Erdöl-A.-G. anderseits eine einheitliche 
Verschmelzung ihrer Interessen auf dem Gebiet der Erdölgewinnung 
und des Ölvertriebes beschlossen haben, um so wenigstens einen be- 
scheidenen Anteil an der Erdöl-Weltwirtschaft zu erlangen. 

Was nun die Ölpolitik ganz besonders aus den Gleisen zu werfen 
und machtpolitischen Tendenzen auszuliefern droht, ist die Auffassung 
vieler Sachverständiger, daß mit einem völligen Verbrauch der Öl- 
vorräte schon in 20 bis 30 Jahren zu rechnen sei. Die drei wichtigsten 
Felder, das Gebiet von Los Angeles, ergaben z. B. Ende August 1924 
ein Tagesergebnis von 392000 hl gegen 1046000 hl zur gleichen Zeit 
des Vorjahres. Diese zu befürchtende Verringerung der Ölgewinnung 
steht gerade im umgekehrten Verhältnis zu dem weiter steigenden 
Bedarf, der sich vor allem auch aus dem weltwirtschaftlichen Erstarken 
der Luftschiffahrt ergibt. Die ganze Flugzeugindustrie und damit 
Luftgeltung eines Staates führt nur in vollkommener Abhängigkeit 
vom Benzinbezug ihr Dasein. So ist es kein Zufall, daß die Hauptluft- 
verkehrslinie der Welt: London — Bombay Singapore drei Ölgebiete 
berührt: das galizisch- russische, persische und ostindische. Anderseits 
ist bekannt, daß der russische Luftverkehr gerade in den Distrikten 
des Kaspischen Meeres eine besondere Aktivität entfaltet und so eine 
Art „Zubringer“ spielt. Die große Konstellation der führenden Welt- 
mächte läßt sich in zutreffender Weise überhaupt nur bei Einbezug 
der Erdölfrage betrachten. Man dürfte so z. B. die offizielle Annäherung 
Japans an Moskau auch auf diese Momente zurückführen, zumal Japan 
bei einer kriegerischen Ausein andersetzung nicht mehr auf den bis- 
herigen Bezug aus Amerika rechnen kann. So wird das Ringen um die 
Olquellen immer mehr ein Moment der Weltpolitik. Auch scheint es, 
als ob der Kampf um die wirtschaftliche Vorherrschaft in Südamerika, 
der nunmehr zwischen den Finanzmächten von Wallstreet, City und 
der Berliner Burgstraße entbrannt ist, sich zu einem Kampf um das 
Petroleum zuspitzen werde. Andere hochpolitische Fragen tauchen in 
Sowjetrußland auf, wie überhaupt die Ententepolitik gegenüber Ruß- 
land in starkem Maße beeinflußt wird durch die Olinteressen. 
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Letzten Endes ist der Kernpunkt der Mossulfrage auch nur die 
Entscheidung, wer die vielleicht sehr reichen Ölfelder Mesopotamiens 
erschließen soll. Es wäre niemals ein Zweifel an der Zugehörigkeit des 
Gebiets zur Türkei entstanden, wenn nicht England darauf ausgegangen 
wäre, das ölreiche Gebiete dem arabischen Irak Mesopotamiens, einem 
Reiche von Englands Gnaden, anzugliedern. 


Alles, was England zur Begründung seines Anspruchs vorbringt, ist 
nichts anderes als eine Verschleierung seines Interesses an den Pe- 
troleumquellen in Verbindung mit den von ihm schon ausgebeuteten 


des Iraks. 


Wenn unter diesen Umständen der Kampf um das Öl durch die 
Befürchtungen, die hinsichtlich der Ölvorräte der Welt bestehen, sehr 
verschärft wird und bereits der „Daily Telegraph“ vom 21. November 
1920 zitiert, daß „,der nächste Krieg sich um die Mineralöle drehen wird“, 
und wenn ferner die letzten großen japanischen und amerikanischen 
Flottenmanöver auf der Grundlage eines Angriffes bzw. Verteidigung 
der Ölfelder angelegt waren, so haben diese Vorgänge sehr reale Ur- 
sachen. Tatsächlich ist der Kampf um die Ölquellen auf der ganzen 
Linie entbrannt. 


Eine kleine Unterminierung erfährt nun die internationale Ölpolitik 
von emsiger deutscher Forscherarbeit. Unermüdlicher deutscher Arbeit 
ist es gelungen, unter Ausschaltung des bisher notwendigen und Energie 
verschwendenden Umwandlungsprozesses flüssige Brennstoffe direkt 
aus der Kohle zu gewinnen. Von den verschiedenen Patenten, die 
im Laufe der letzten Jahre angemeldet wurden, kommt dem Bergin- 
patent des Generaldirektors Dr. Friedrich Bergius in Heidelberg be- 
sondere Bedeutung zu. Die hohe volkswirtschaftliche Bedeutung der 
neuen Erfindung liegt aber nicht nur in einer Erleichterung unserer 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Auslande — zumal die Ein- 
fuhr von flüssigen Brennstoffen einen ganz erheblichen Druck auf 
unsere Außenhandelsbilanz ausübt —, sondern vor allem in ihrer Wir- 
kung auf Weltwirtschaft und Weltpolitik, die ihr angesichts des Kampfes 
der Weltmächte um die Ölquellen zukommt. 


Vielleicht gelingt es dadurch Deutschland, seine ziemlich schwache 
Position in der Erdölfrage und seine Olarmut wenigstens etwas zum ` 
Ausgleich zu bringen. 


Die Interessenkämpfe um die Ausbeutung der Erdölquellen ziehen 
sich wie ein feiner Faden durch die Weltgeschichte, — möge Deutsch- 
land hierbei seine Interessen zu vermehren wissen! 
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GEDANKEN AM GLOBUS. 


Kaiserreich und Republiken Weltbritanniens. 


Von Dr. ARTHUR DIX. 


Nachdem der Zeitungsleser durch eine ganze Februarwoche immer 
wieder von der Vertagung der Abrüstungskonferenz gelesen hatte, 
konnte er plötzlich den Eindruck gewinnen, als ob das Kaiserreich 
Indien eine maritime Rüstung gegen die Republik Südafrika vor- 
bereite. Ja, man las es in der gleichen Zeitungsnummer schwarz auf 
weiß: 1. Eine kaiserlich indische Kriegsflotte wird ausgerüstet. 2. Süd- 
afrika wehrt sich auf dem Wege der Gesetzgebung scharf gegen die 
Asiaten. 


Vorläufig ist der Sinn der kaiserlich indischen Marine allerdings ein 
ganz anderer als der einer beabsichtigten Behinderung afrikanischer 
Maßnahmen gegen den an der Westküste des Indischen Ozeans ständig 
wachsendem indischen Einfluß. „Kaiser von Indien“, also auch Höchst- 
gebieter der kaiserlich indischen Flotte, ist ja immerhin noch der König 
von England. Und der König von England bezweckt mit der Schaffung 
der kaiserlich indischen Kriegsflotte ein Doppeltes: Der englische Marine- 
Etat soll durch diese Flotte entlastet werden (auf Kosten der Inder, 
die allerdings auch schon vorher allerlei für die britische Reichsflotte 
beizusteuern hatten!) — und: die „loyalen“ Inder sollen sich gehoben 
fühlen als „ Kaiserliche Seeoffiziere“. Also ein neuer Keil in die indi- 
schen Einigungsbestrebungen. Wie die britische Politik den Sudanesen 
Hochschulen schenkte und sie kulturell möglichst über die Ägypter 
hinauszuheben trachtete, um am Nil eine sichere Gefolgschaft zu ge- 
winnen, so soll den Getreuen in Indien ein neuer Anreiz geboten werden, 
sich im Solde Englands über die sonstige Sippschaft zu erheben. (Die 
ägyptischen Studenten lockte man an englische Hochschulen und gab 
ihnen hier Gelegenheit zu einem wüsten, sie gesundheitlich ruinierenden 
Bummelleben. Auch die Inder packt man schon lange entsprechend 
von der Seite der Demoralisierung.) 


Immerhin: Jeder neue englische Kunstgriff bei der Behandlung der 
nichtweißen Bevölkerung des Imperiums enthüllt doch wieder neu 
die Risse, die durch den Bau des Riesenreichs gehen. 
Seine Hauptbestandteile außerhalb Europas sind das immer noch sehr 
abhängige Kaiserreich Indien und die schon sehr unabhängigen Repu- 
bliken in Nordamerika, Südafrika und Australien. Dort thront ein 
englischer „ Vizekönig“ und als letzte Oberaufsicht das Londoner Parla- 
ment — hier fungiert nur ein englischer „F Generalgouverneur“, neben 
dem das Ministerium der weißen Einheimischen eine recht eigenmächtige 
Politik führen kann. Diese „„Dominien“ fühlen sich als „Bundesstaaten“ 
des allbritischen „„ Staatenbundes“ zumal nach ihren Leistungen für 
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den Krieg außerordentlich selbständig und denken gar nicht daran, 
sich ihre Politik durch das Verhältnis des Insellandes zwischen Nordsee 
und Atlantik zu den Nichtweißen Asiens oder Afrikas vorschreiben 
zu lassen. 

Wie sich die Bande lockern, mit denen das alte Mutterland die 
Kolonien und Dominien umklammert, erhellt schon aus der Handels- 
statistik. Vor dem Kriege lieferte England weit mehr als die Hälfte der 
Einfuhr Indiens — heute liefern Ostasien und die Vereinigten Staaten 
zusammen ebensoviel Waren an Indien wie England. Für Indiens Export 
sind diese Gebiete bereits erheblich wichtiger geworden als England. 
Stand in Südafrika Englands Handel in Ein- und Ausfuhr vor dem 
Kriege ganz überragend da, so vollzieht sich heute nur noch etwa die 
Hälfte der südafrikanischen Ein- und Ausfuhr im Verkehr mit England. 
Noch mehr haben sich in Australien die Handelsinteressen zu Englands 
Ungunsten verschoben. Und gar Kanada: Das Zehnfache dessen, was 
England an Waren hierher liefert, kommt aus den Vereinigten Staaten, 
die das Land obendrein auch.mit Einwanderern überschwemmen! 

Und wie liegen nun die Dinge politisch? Indien exportiert 
nicht nur Waren, sondern auch Kaufleute. Diese haben Ostafrika 
schon so stark in der Hand, daß man hier fast von einer indischen und 
nicht von einer britischen Kolonie sprechen möchte. Die Schwierigkeiten 
für die Engländer sind so groß, daß man es aus diesem Grunde zu ver- 
stehen hat, wenn englische Politiker für die Rückgabe Deutsch-Ostafrikas 
als „Mandat“ an Deutschland eintreten. Auch in Südafrika vermochte 
der indische Handel sich während des Krieges einzunisten. Heute will 
die südafrikanische Republik von der indischen Invasion nichts wissen, 
und ebenso wird sich Australien gegen sie zur Wehr setzen. Also: Die 
britischen Republiken am südlichen Teil des Indischen Ozeans sind im 
Westen wie im Osten gleichermaßen Gegner — des britischen Kaiser- 
reichs Indien mit seinem Handels- und Händlerexport! 

Was dem Indischen Ozean recht, ist dem Stillen Ozean billig. 
Hier war einstmals Japan der Verbündete Englands. Das ergab eine 
fatale Situation, da sowohl Australien wie Kanada gegen jede ost- 
asiatische Einwanderung waren. Das Bündnis existiert nicht mehr; 
aber es existiert noch unverändert die Interessengemeinschaft zwischen 
Australien und Kanada einerseits, den Vereinigten Staaten anderseits, 
gegen die Welt der Gelben in Ostasien, vor allen Dingen gegen ost- 
asiatische Einwanderer. Gleichviel, welche Politik das Königreich Groß- 


britannien gegenüber den ostasiatischen Mächten führt — den größer- 
britischen Republiken am Stillen Ozean ist ihr politischer Weg vor- 
geschrieben. 


Das Bild rundet sich am Globus, wenn man bedenkt, daß auch die 
Handelsbeziehungen sowohl wie die finanzpolitischen Verbindungen 
zwischen der Republik Südafrika und den Vereinigten Staaten sich 


zusehends verengern. 
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Gesamtergebnis: Die drei großen Republiken im weltbritannischen 
Reich, Südafrika, Australien und Kanada, gewinnen immer stärkere 
Interessen in Richtung auf die Vereinigten Staaten, werden immer selb- 
ständiger gegenüber der Londoner Politik und hängen gemeinsam 
an der „Politik des weißen Mannes“, sei es gegen die Gelben, sei 
es gegen die Schwarzen, sei es — gegen die Bewohner des „Kaiserreichs 
Indiens“. Für England als atlantische Macht — oder doch als Macht mit 
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atlantischer Basis — wird es immer schwieriger, die Interessengegen- 
sätze auszugleichen und neue, ihm unbequeme Interessenverbindungen zu 
verhindern, die sich über die beiden anderen Ozeane hinweg entwickeln. 

Englands Reichtum wurzelt in Indien, wo es mit Zuckerbrot 
und Peitsche regiert. Mit der Peitsche holt es auch jetzt das Geld 
für die „Kaiserlich indische Marine“ aus dem indischen Ackerbau, 
mit dem Zuckerbrot der kaiserlichen Seeoffiziersstellung lockt es die dem 
Volke Abtrünnigen. Aber hinter den Bergen steht der Bolschewik als 
Erbe der zaristischen Erbfeindschaft gegen den Nachbarn in Asien 
und der auf bolschewistischen Ruf erwachte Chinamann in beispiellosem 
Plural. Einst gewann England ein Zukunftsland von nicht geringerem 
Wert als Indien — aber jenes Frankreich, das dort aus dem Felde ge- 
schlagen, wußte England um die Früchte des Sieges zu bringen, in 


GEDANKEN AM GLOBUS 115 
U rarr 
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der Vereinigten Staaten von Nordamerika anerkennen mußte. Wird 
es England auf die Dauer gelingen, gegen die politischen, psychologischen 
Einflüsse des anderen Erbfeindes, Rußlands, die Herrschaft über 
Indien in sicherer Hand zu halten? 
Die beiden Farben Asiens: die gelbe des Ostens und die dunkle 
des Südens, stehen im zähen Kampf gegen die britischen Republiken am 


Ver. Staaten 


N JSarowıh-InS. Y 


(V S£) 


2 dick ume. brıfı5cH 
Tr republik. Dominions 
= Aohmen 


II. Der Stille Ozean. 


Stillen und am Atlantischen Ozean. Heimlich unterstützt und angefeuert 
durch den Hauptsitz Europäisch-Asiens: Moskau. Es ist die Tragödie 
Englands, daß es sich als Imperium — so ganz im Gegensatz zur Ge- 
pflogenheit des Briten als Individuum — stützen mußte auf die Anders- 
farbigen, gegen die immer selbständiger werdende Teile des Imperiums 
von gestern, des Staatenbundes von heute, sich auflehnen. England 
stellte sich abseits von Europa durch das erste Bündnis mit einer außer- 
europäischen Macht gelber Rasse, nachdem es sich abseits von Europa 
gestellt durch die Erhebung seiner „ Queen“ zur Kaiserin von Indien. 
In seinen Tochterländern aber erstarkte die Politik des weißen Mannes. 
Mit den vom Mutterlande längst abgefallenen, heute so anziehungs- 


fähigen U.S.A. sind die Republiken Kanada, Australien und Süd- 
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afrika einig in der Ablehnung der Andersfarbigen. Die Verbindungen 
knüpfen sich hier zu Lande, da über den Stillen, dort über den Atlan- 
tischen Ozean. i oo | 

Die kaiserlich indische Flotte! Sollsie dereinst Kapstadt gefügig machen 
für die Überschwemmung mit indischen Händlern — oder soll sie Indiens 
Verbindung sichern mit der — indischen Kolonie. Ostafrika?! 

Vorläufig meint England es sicher anders. Aber sein untertäniges 
Kaiserreich und seine verbündeten Republiken sind nur noch schwer 
unter einem Hut zu halten. 

(Ganz nebenbei, ganz naiv und ganz laienhaft bemerkt: Es ist am 
Ende auch für die Beurteilung der deutschen Politik vielleicht nicht 
völlig belanglos, wenn man sich gelegentlich am Globus seine eigenen 
Gedanken über die „Ewigkeitswerte‘‘ der Politik Weltbritanniens, seines 
Kaiserreichs und seiner Republiken macht.) 


WELTSCHAU. 


DIE STAATLICHE FÖRDERUNG DES AUSSENHANDELS. 


Die Handelsbilanz der Vereinigten Staaten von Nordamerika, die für das Jahr 
1925 mit ca. 20,6 Milliarden RM. Ausfuhr und ca. 17,7 Milliarden RM. Einfuhr ab- 
schließt, hat die Umsatzziffer der letztjährigen englischen Handelsbilanz beinahe 
erreicht, sie betrug ca. 38,48 Milliarden RM. — Dieses schnelle Anschwellen der ameri- 
kanischen Handelsziffern stellt einen Rekord dar, wie ihn in so kurzer Periode andere 
Länder bisher nicht erreichten. 

Alle Staaten, besonders aber die mit fortschreitender industrieller Entwicklung, 
‚betrachten es als ihre Aufgabe, daß auch der Staatsapparat, in erster Linie das Aus- 
wärtige Amt, der Förderung des Außenhandels besondere Aufmerksamkeit schenkt. 
Legte man früher besonderen Wert darauf, neben den Botschaften, Gesandtschaften usw. 
auch Militär- und Marinestäbe im Auslande zu unterhalten, um den repräsentativen 
Eindruck zu erhöhen, so treten heute die Handelsdelegationen und -stäbe in Erschei- 
nung, die in erster Linie für die Ankurbelung der durch den Krieg zerrissenen Handels- 
beziehungen zu wirken haben, aber darüber hinaus auch für die Weiterentwicklung 
des Außenhandels da sind. 

Die Vereinigten Staaten haben ein großes Heer von Handelsbeamten in den 
letzten Jahren geschaffen, die zum Teil in Angliederung in und an den im Auslande 
errichteten Zweigstellen des Auswärtigen Amtes sich betätigen, zum Teil aber auch 
eine selbständige handelsfördernde Tätigkeit ausüben. Sie sind aufmerksame Be- 
obachter des fremden Wirtschaftslebens und erstatten regelmäßige Berichte, die sie 
aus den sich ihnen aufdringenden Wahrnehmungen oder aus den angestellten Nach- 
forschungen zusammenstellen. Eine andere Seite der Tätigkeit besteht darin, daß sie 
alle an sie gerichteten kaufmännischen Anfragen formularmäßig bearbeiten. Diese 
Bearbeitung wird in Washington zentralisiert. Dort befindet sich ein großes Archiv, 
in dem alle Anfragen nach amerikanischen Erzeugnissen, (Landesprodukte, Roh-, 
Halbfertig-, Industrieprodukte) registriert werden. Von den Anfragern werden auf 
Grund eines dazu geschaffenen Formulars auch noch weitere Einzelheiten beschafft, 
wie z. B. Bankverbindung, Betriebskapital, voraussichtlicher Bedarf in den ange- 
fragten Erzeugnissen, Referenzen, Telegrammadresse usw., was sehr dazu beiträgt, 
die Geschäftsverbindungen zu fördern und zu beschleunigen. Von allen Auslands- 
stellen laufen die gesammelten Anfragen im Zentralarchiv ein. In derselben Weise 
können die amerikanischen Firmen sich im Zentralarchiv registrieren lassen, mit 
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denjenigen Erzeugnissen, die sie zu exportieren wünschen. Auf diese Weise ist das 
Zentralarchiv in der Lage, die einlaufenden Anfragen nach amerikanischen Erzeug- 
nissen, soweit sie im Zentralarchiv vorgemerkt sind, abzustimmen. Außerdem werden 
einlaufende Anfragen veröffentlicht. 

England hat die Entwicklung des Außenhandels im großen und ganzen der 
Initiative des einzelnen Unternehmers überlassen. Die ebenfalls im Auslande eta- 
blierten Zweigstellen des Auswärtigen Amtes (Foreign Office) stehen selbstverständ- 
lich auch in allen Handelsfragen den eigenen Untertanen zur Verfügung, auch werden 
Schritte unternommen, an amtliche Stellen heranzutreten, um Benachteiligungen und 
Beschwerlichkeiten des britischen Handels zu beseitigen. Die Berichterstattung über 
Handelsverhältnisse in den fremden Ländern wird ebenfalls gehandhabt und zum 
Teil im „Board of Trade Journal“, der amtlichen Veröffentlichung des englischen 
Handelsamtes, bekanntgegeben. In der individuellen Handelsförderung legen sich 
die englischen Handelsstäbe im Auslande eine gewisse Reserve auf. Dagegen unter- 
hält die im Kriege entwickelte , Federation of British Industries“ in den in Frage 
kommenden Absatzländern eigene Korrespondenten, die der Londoner Zentrale regel- 
mäßige Berichte erstatten und den angeschlossenen Mitgliedern zum Teil öffentlich, 
zum Teil auf vertraulichem Wege zugänglich gemacht werden. Eine organisatorische, 
schematische Förderung ist nicht wahrzunehmen. In gewissem Sinne würde dies dem 
hochentwickelten Kaufmannsgeist des Engländers widerstreben, da er aus alter Tra- 
dition gewöhnt ist, daß sich die Auslandsgeschäfte auf Grund der eigenen Tüchtig- 
keit und des eigenen Unternehmungsgeistes anbahnen. — Die Zeiten haben sich aber 
geändert. Der Exportmarkt erweitert sich ständig, und in den einzelnen Absatz- 
gebieten, die von sich aus auch strahlenförmig zur Handelsbetätigung einladen, erwirbt 
der Erfolge, der zuerst da ist. Eine schnelle Berichterstattung im Interesse der inter- 
essierten Exportfirmen ist daher durchaus am Platze, der wird sich auch England 
nicht entziehen können, wenn es im steigenden Wettbewerb nicht zurückbleiben will. 
Die finanzielle und verkehrstechnische Kontrolle genügt nicht mehr, um den Rahm 
abzuschöpfen. 

Frankreich hat sich zur Förderung des Außenhandels ein ganz besonderes In- 
strument geschaffen. Das „Office National du Commerce Exterieur‘ wurde durch 
Gesetz vom 25. August 1919 ins Leben gerufen. Es entfaltet vollkommen unabhängig 
von den Zweigstellen des Auswärtigen Amtes seine Tätigkeit, benennt und besetzt in 
allen in Frage kommenden Ländern die Posten seiner Zweigstellen nach eigenem 
Ermessen. Es handelt sich dabei meistens um Söhne der französischen Fabrikanten, 
denennach kurzer Ausbildung ein solches Auslandsbureau überlassen wird, und die dann 
mit großem Eifer und auch mit. Geschick die Handelsverhältnisse und Absatzmög- 
lichkeiten studieren und eingehend berichten. Diese Berichte werden beim Handels- 
ministerium gesammelt, und von hier aus werden sie zum Teil in vertraulicher Form 
den in Frage kommenden Interessenten zugänglich gemacht. Diese Organisation 
wird aus Staatsmitteln finanziert. Da aber diese Auslandsbureaus auch so weit gehen, 
daß sie teilweise in die praktische Förderung und Herbeiführung der zu erzielenden 
Erfolge eingreifen, ist ein Vergütungssystem für diese Leistungen eingeführt, in der 
Weise, daß die Lieferanten für die erzielten Erfolge eine prozentuale Abgabe an das 
Bureau zu entrichten haben. Die auf diese Art dem Office zufließenden Mittel sollen 
sich auf über 100 Mill. Frs. jährlich belaufen. 

Deutschland hat von jeher ebenfalls auf die Berichterstattung der Auslands- 
stellen des Auswärtigen Amtes im Interesse des Exports Wert gelegt, und die Aus- 
landsstellen haben jederzeit allen diesbezüglich an sie gerichteten Anfragen Rechnung 
getragen. Eine systematische Weiterleitung wurde gleich nach dem Kriege durch die 
zu diesem Zwecke geschaffene Außenhandelsstelle des Auswärtigen Amtes ins Leben 
gerufen, deren Abteilung Eildienst, die für die Veröffentlichung geeigneten Berichte 
verbreitete. An diese Einrichtung knüpften sich große Hoffnungen, und sie wurde 
auch in erster Zeit besonders von den ausgesprochenen Exportfirmen begrüßt und 
unterstützt. Bald stellte sich aber heraus, daß insofern eine Mißstimmung entstand, 
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als der berufene Exporthandel dagegen Stellung nahm, daß durch Verbreitung der 
Auslandsnachrichten bei zuviel unkundigen Firmen die Anregung zum Exportieren 
herbeigeführt wurde, wodurch einesteils der berufene Exporthandel geschädigt wurde, 
aber auch dadurch unvorhergesehene Verluste der deutschen Volkswirtschaft ent- 
standen, daß unerfahrene Firmen sich in Exportgeschäfte einließen, ein Standpunkt, 
der sich durchsetzte und zur Folge hatte, daß die Außenhandelsstelle des Auswärtigen 
Amtes wieder abgebaut wurde. Die im Auswärtigen Amt weiter einlaufenden Berichte 
werden zum großen Teil durch den Eildienst in Verbindung mit dem Überseedienst 
veröffentlicht. In Verbindung hiermit ist Adressenmaterial gesammelt worden, das 
gegen mäßige Vergütung an Interessenten verabfolgt wird, auch sind über einzelne 
Handelsgebiete Spezialarbeiten veröffentlicht worden, die ebenfalls gegen mäßige 
Gebühren zu beziehen sind. In letzter Zeit ist man auch wieder dazu übergegangen, 
den einzelnen Industrie- und Handelskammern besondere Abteilungen anzugliedern 
(Reichsnachrichtenstelle für den Außenhandel), durch die die beim Auswärtigen Amt 
eingehenden Nachrichten zu beziehen sind. Eine systematische Organisation und 
Berichterstattung, d. h. die spezielle Vorschrift, Berichte erstatten zu müssen, die, 
soweit bekannt, nicht besteht, um die im Auslande errichteten Zweigstellen besser im 
Interesse des deutschen Außenhandels auswerten zu können, wäre kein Nachteil. 
Ein in die Augen springender Vorgang ist das von der Union der russischen Sowjet- 
republiken organisierte Einfuhr- und Außenhandelsmonopol. Über ein großes, mäch- 
tiges Wirtschaftsgebiet wird hier eine strenge Kontrolle des Ein- und Ausfuhrhandels 
durch staatlichen Zwang ausgeübt. — Daß es sich hierbei um eine schwerfällige, 
bureaukratische, für die freien Handelsbegriffe unzulängliche Maßnahme handelt, 
darüber ist kein Wort zu verlieren, und die rein natürlichen Handelsforderungen 
werden es nach und nach beweisen, daß dieses System sich auf die Dauer nicht be- 
festigen kann. Es ist gar nicht möglich, daß eine derartige Organisation im heutigen 
Wirtschaftsleben die vielen kleinen und großen individuellen Wirtschaftsfragen und 
-erfordernisse berücksichtigen kann, die infolgedessen verkümmern müssen. Die ein- 
seitige Einstellung aber eines solchen Unternehmens wird durch die Zeitverhältnisse 
gezwungen werden, sich umzustellen, wenn nicht eines Tages der Gewaltansturm das 
System zertrümmert. Wenn dieses Monopol nun auch besonders dazu bestimmt ist, 
die Ein- und Ausfuhr zu balancieren, so hat trotzdem im letzten Jahr die russische 
Einfuhr die Ausfuhr um 140 Millionen Rubel überschritten. E. R. Bohne. 


BÜCHERSCHAU. 
1898. ` 


Das Jahr 1898 war das Jahr der aktivsten deutschen Weltpolitik in der Ära Bülow. 
Seit dem Jahre 1884, in dem Deutschland unter Bismarck in die Kolonialpolitik ein- 
trat, bezeichnet das Jahr 1898 insbesondere auch den Zeitpunkt stärksten deutschen 
Vorwärtsstrebens in Übersee. Es brachte die Festsetzung in Tsingtau und das Delagoa- 
abkommen mit England, das deutscherseits als Vorspiel einer Aufteilung von Portu- 
giesisch-Afrika zwischen Deutschland und England betrachtet wurde. Späterhin 
ließ England allerdings die Voraussetzungen dieses Vertrages nicht eintreten, sondern 
half Portugal allein zur Wiederherstellung seiner Finanzen und machte es sich mit 
seinem afrikanischen Kolonialbesitz dadurch zugleich einseitig verpflichtet. Bei Be- 
ginn des amerikanisch-spanischen Krieges hatte es in jenem gleichen Jahr 1898 außer- 
dem auch noch den Anschein, als wollte Deutschland sich auf den Philippinen einen 
maritimen Stützpunkt sichern. 

Dieses in der äußeren Politik — in die auch noch die entscheidende Wendung 
in der Kretafrage unter scharf markiertem Beiseitestehen Deutschlands und die Reise 
des Kaiserpaares nach Palästina und Konstantinopel mit dem bekannten kaiser- 
lichen Schutzwort an die Mohammedaner der ganzen Welt fiel — so überaus bedeu- 
tungsvolle Jahr 1898 verdient als eine besonders wichtige Etappe in der Zeit zwischen 
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dem siebziger Krieg und dem Weltkrieg recht wohl eine gesonderte historische Be- 
trachtung. Sie wird ihm unter einem ganz bestimmten Gesichtspunkte zuteil in der 
Schrift von Karl Otto Herkenberg, „The Times und das deutsch- englische 
Verhältnis im Jahre 1898“ (Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte, 
Berlin 1926). An Hand der auf Deutschland bezüglichen wichtigsten „F Times“ 
Artikel jenes Jahres legt der Verfasser klar, wie damals für Deutschland tatsächlich 
eine Zeit ganz ungewöhnlicher weltpolitischer Hochkonjunktur gegeben war. Das 
Verhältnis zwischen England und Rußland mit Bezug auf Asien und zwischen Eng- 
land und Frankreich mit Bezug auf Afrika (Faschoda) war so außerordentlich gespannt, 
daß Deutschland mehr denn je von seiner Stellung insbesondere zwischen England 
und Rußland profitieren konnte. Nur so war es ihm auch möglich, damals die Pläne 
der Bagdad-Bahn so nachdrücklich zu verfolgen. 


Chamberlain war im Jahre 1898, teilweise im Gegensatz zu starken Strö- 
mungen der öffentlichen Meinung in England, namentlich auch im Gegensatz zu der 
Stellungnahme der „Times“, der Staatsmann, der dem Gedanken eines deutsch- 
englischen Bündnisses nachging, aber schließlich anerkannte, daß England sich in 
seiner „splendid isolation“ auch damit begnügen müßte, sich speziell über afrika- 
nische Fragen mit Deutschland zu verständigen und einen engen Zusammenschluß der 
drei großen europäischen Kontinentalmächte, wie er beim Frieden von Shimonoseki 
zutage getreten war, als Dauerbündnis zu verhindern, ohne darauf zu bestehen, daß 
Deutschland die guten Beziehungen zu Rußland durch ein ausdrückliches Bündnis 
mit England in ernste Gefahr brächte. Der im weiteren Verlauf von der deutschen 
Politik begangene Fehler basiert vornehmlich auf der Anschauung des Herrn v. Hol- 
stein, daß die englisch-französischen und zumal die englisch-russischen Gegensätze 
für ewige Zeiten unüberbrückbar wären. Auf Grund dieser Ansicht glaubte die deutsche 
Politik England gegenüber freiere Hand zu haben, als es nachher tatsächlich der Fall 
war. Frankreich suchte gerade nach Faschoda die Verständigung mit England, und 
es gelang England, im Hinblick auf die Bagdad-Bahn gemeinsame englisch-russische 
Gegensätze zu Deutschland zu konstruieren und für die folgenden Jahre mehr und 
mehr in den Vordergrund zu rücken. 

Die Schrift über jenes so bedeutungsvolle Jahr 1898 gewinnt noch gesteigertes 
Interesse durch ein sehr bemerkenswertes Vorwort von Professor Martin Spahn, in 
dem dieser sich auf den Standpunkt eines künftigen Geschichtschreibers stellt, der 
über den Niedergang der englischen Politik zu schreiben haben werde. A.D. 


VALERIU MARCU: „SCHATTEN DER GESCHICHTE. 15 europäische Profile.“ 
Hoffmann & Comp., Berlin-Hamburg 1926. 

In der Form blendende Pariser Journalistenschule. In der Sache krasse Tendenz: 
8 Franzosen, 4 ½ Bolschewisten (vier Sowjetrussen und der Bulgare Stambolisky) — 
2 Deutsche; mit großer Liebe Wilhelm Liebknecht, abgeschmackt Karl Helfferich 
„oder: Das Ende einer Eisenbahn und eines Kaiserreichs“. Hätte der rumänische 
Verfasser uns nicht wenigstens auch etwas von dem „großen“ Bratianu erzählen 
können? Und 15 „europäische Profile“ ohne einen Engländer? Sind solche Pariser 
Tendenz-Feuilletons wert, den so schwer notleidenden deutschen Büchermarkt zu 
belasten? Die Frage gilt nicht Herrn Marcu, sondern dem deutschen Verleger. A.D. 


J. M. v. RADOWITZ: BRIEFE AUS OSTASIEN. Deutsche Verlagsanstalt, 
Stuttgart. Fesselnd durch den Sinn für das Wesentliche (der übrigens auch seinen 
Vater trotz der verfehlten Unionspolitik aus zeichnete). Dichter in Nüchternheit. 
(Bismarck äußert sich im Norddeuschen Reichstag einmal über den Vater: . . Ich 
habe erlebt, daß ein neben mir sitzender Kollege — bei einer politischen Rede des 
Herrn v. Radowitz — die Ergriffenheit der ganzen Versammlung in dem Maße teilte, 
daß er Tränen vergoß.“‘) Feinheit des Diplomaten, Kühle des Forschers und die 
Wärme des Empfindsamen. Bestrickend in der anmutigen Naivität der Sprache. 
Nicht ganz einheitlich, aber mehr als lesenswert. W. B. 
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JOHANNES ZIEKURSCH: DIE REICHSGRÜNDUNG. Frankfurter Socie- 
tätsdruckerei, Frankfurt a. M. Ein Buch über die großen und kleinen Zusammen- 
hänge der Reichsgründung. Stärker in der Erkenntnis als in der Kritik. Die Dinge 
sind ohne Brille scharf und exakt gesehen. Die Wiedergabe scheint teilweise etwas 
gehemmt. 

Von fast visionärer Bildhaftigkeit die Schilderung Bismarcks. Konventioneller 
und salopper die Auffassung über Wilhelm I. Anfechtbar in manchem, z. B. wenn er 
sagt: „Bewährt hat sich im Laufe der Geschichte der Absolutismus und das parla- 
mentarische Regiment, die darin übereinstimmen, daß sie einer Instanz alle Macht 
einräumen...“ Gerade darin scheint mir eine Gefahr, und nicht die geringste, zu 
liegen. Das größte Aktivum des Buches ist neben dem klaren Kopf die große stille 
Liebe zum Vaterland. | W. B. 


G. K. CHESTERTON: WAS UNRECHT IST AN DER WELT. Musarion- 
Verlag, München. O, diese Engländer! Ich möchte so gern sagen: Sie sind das zivili- 
sierteste Volk der Erde, voll Unkultur und Materialismus. Sie rangieren in der Musik 
an letzter und in der Malerei an vierter Stelle. Shakespeare war ein Fremdling unter 
ihnen — dies könnte behauptet werden trotz Shelley, Byron und Shaw. Aber nun 
geht es nicht: Chesterton ist eine Widerlegung. Durch seine Schriften und durch seine 
Beliebtheit im eigenen Lande. Denn dieser Mann ist feinste und reifste Kultur, sogar 
mit dem (schlagt mich nicht tot) Zauber der Dekadenz. In vielfältiger Gestalt gleitet 
er an uns vorbei: als verschmitzter Spitzbube, der ung lachend die Zunge heraus- 
streckt, als ernster, unbestechlicher Richter, als Wirtschaftler, als Spötter, als Lebens- 
philosoph und — allerdings last and least — Metaphysiker. Durch all das aber leuchtet 
irgendwann ein gütiges Lächeln. Wenn er merkt, sein Temperament geht mit ihm 
durch, macht er sicher ein erschrockenes Gesicht und biegt in einen Witz ab. Frap- 
pierend, wie in England die Politik so häufig Sujet und Quelle von Geistigem ist. 
Traurig, daß sie in Deutschland fast immer tötend darauf wirkt. Denen, die mit einem 
Fingerhut voll Wasser den Versuch machen, den zerstörenden Brand der deutschen 
Wirtschaftskrise zu löschen, einen Satz Chesterton zum Nachdenken (obwohl es frag- 
lich scheint, ob diese Leute in all ihrer Geschäftigkeit jemals dazu Zeit haben): „Es 
ist unrecht zu fideln, während Rom brennt; aber es ist ganz richtig, die Theorie 
der Hydraulik zu studieren, während Rom brennt.“ W. B. 
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PROF. DR. GUSTAV ROETHE, Geheimer Regierungsrat: DAS GERAUBTE 
DEUTSCHE WESTPREUSSEN. Schriften zur politischen Bildung. Herausgegeben 
von der Gesellschaft „, Deutscher Staat“, V. Reihe, Grenzlande, Heft 1. Verlag Hermann 
Beyer & Söhne, Langensalza, 1926. 


DR. EDMUND E. STENGEL, o. Professor der Geschichte an der Universität 
Marburg: DEUTSCHLAND, FRANKREICH UND DER RHEIN. Eine geschicht- 
liche Parallele. V. Reihe, Grenzlande, Heft 2. Verlag Hermann Beyer & Söhne, Langen- 
salza, 1926. 


DR. EDUARD STADTLER: ELSASS-LOTHRINGEN. V. Reihe, Grenzlande, 
Heft 3. Verlag Hermann Beyer & Söhne, Langensalza, 1926. 


HEINRICH DIETZEL: DIE BEDEUTUNG DES „NATIONALEN SYSTEMS“ 
FÜR DIE VERGANGENHEIT UND FÜR DIE GEGENWART. Heft 12 der Kieler 
Vorträge. Herausgegeben von Prof. Dr. Bernhard Harms. Kommissionsverlag von 
Gustav Fischer, Jena, 1925. 


DR. PHILIPP ZEIGER, Direktor der Kaufmännischen Berufsschule und Höheren 
Handelsschule in Darmstadt: DAS DEUTSCHE GELDWESEN. Bd. 110 Gloeckners 
Handelsbücherei. G. A. Gloeckners Verlagsbuchhandlung in Leipzig, 1925. 
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Wie sehr die deutschen Einheitsbestrebungen mit der politischen Entwick- 
lung in Europa verknüpft sind, ist ohne weiteres deutlich. Für die un- 
mittelbar der Reichsgründung vorausgehenden Jahre sind diese Beziehungen 
in viel eingehenderem Maße dargestellt worden als für die Epoche von 
1848 1850. Hier hat man sich zumeist auf die Darstellung der inner- 
deutschen Verhältnisse beschränkt. 

Die vorliegende Arbeit sucht diese Lücke in bezug auf England auszu- 
füllen. Neben dem gedruckten Material sind dafür diejenigen Akten des 
Geheimen Staatsarchivs in Berlin, die über die diplomatischen Vorgänge 
näheren Aufschlu boten, benützt worden. Auch die österreichischen 
Quellen aus dem Haus-, Hof- und Staatsarchiv in Wien wurden in vollem 
Maße verwertet. 


R.Oldenbourg Verlag / München und Berlin 
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Soeben erschien: 


VOM BEGRIFF DER 
GEOGRAPHIE 


im Verhältnis zu Geschichte und Naturwissenschaft | 
von 
à Dr. OTTO GRAF 


160 Seiten, gr. 8°. 1925. Halbleinen M. 5.50. 


INHALT: Geographie und Philosophie — Vom Sinn der Aufgabe — 
Geschichte und Naturwissenschaft im Bereich der gesamten Wissen- 
schaften — Geographie und Geschichte — Geographie und Natur- 
wissenschaft — Geographie als selbständige Wissenschaft — Erkenntnis- 
und Bildungswert der Geographie. 

In dem Buche werden drei Aufgaben bestimmt und zu lösen versucht: 


Für die Philosophie wird die Eigenart der Geographie dargestellt. 
Deren Eigentümlichkeit wird in einer Vereinigung und Überbrückung des 
Gegensatzes von Geschichte und Naturwissenschaft begriffen. Solcher 
Nachweis ist notwendig, weil innerhalb der Philosophie die Geographie 
vielfach als Naturwissenschaft angesprochen wird. 

Für die Pädagogik ergibt sich aus dieser Erfassung die Möglichkeit, 
die Geographie in ihrem Verhältnis zu anderen Disziplinen und in ihrer 
Sonderart nach ihrem Bildungswert hin zu betrachten, die Möglichkeit 
auch, ihr einem solchen Wert entsprechenden Platz in der Erziehung 
einzuräumen. 


3.Die Geographie endlich sieht ihre Begriffe und Methoden von einem 


P 


außerhalb ihrer selbst liegenden Standpunkt beleuchtet. Auf einzelne Streit- 
fragen, wie sie im Lauf der letzten Jahrzehnte oder auch früher aufge- 
taucht sind, fallen scharfe Schlaglichter: Allgemeine Erdwissenschaft oder 
Erdoberflächenbeschreibung ? Erklärende Beschreibung oder bloße Be- 
schreibung? Deduktion oder Induktion? Landschaftskunde oder Staaten- 
kunde ? Kunst oder Wissenschaft? „Alter“ oder „Neuer“ Erdteil? u. dgl. m. 
Solche Betrachtungen wollen anregen zu einer kritischen Erfassung der 
geographischen Grundbegriffe, zu einer logischen Durchdringung der 
geographischen Methode, um diese mehr und mehr der Subjektivität des 
einzelnen Forschers zu entrücken und in einer tieferen Schicht zu verankern. 


R.Oldenbourg/München undBerlin 
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DEUTSCHLAND NACH DEN GENFER EREIGNISSEN. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M.d.R. 


Als Teilnehmer an der gleichzeitig mit den zurückliegenden offi- 
ziellen Genfer Verhandlungen abgehaltenen Tagung einiger Kommis- 
sionen des Weltverbandes der Völkerbundsligen schreibe ich 
diese Zeilen auf Grund einer an mich ergangenen englischen Anregung. 
Dementsprechend enthalten sie vornehmlich Gedankengänge, die sowohl 
in der deutschen wie in der englischen Betrachtungsweise meiner 
Auffassung nach besondere Beachtung verdienen. 

Der Völkerbund hat eine Schlacht verloren! Er hat eine große, 
nie wiederkehrende Gelegenheit vorübergehen lassen, um, wie man in 
England sagt, „zu der Höhe der Situation hinaufzusteigen“. Er hat den 
Völkern der ganzen Welt auf das Deutlichste gezeigt, daß zwischen der 
Praeambel des Völkerbundspaktes im Versailler Vertrage, zwischen 
unzähligen Reden und Deklamationen so vieler Staatsmänner auf der 
einen Seite, und zwischen den Taten sehr vieler Regierungen und ihrer 
Vertreter ein klaffender Widerspruch besteht. Er hat ein Netz von 
Intriguen, von Mißtrauen, Eifersüchteleien, persönlicher Sonderinteressen 
aufgedeckt, wie es zurückliegend eigentlich wohl nur in den Zeiten des 
Wiener Kongresses und früher des Dreißigjährigen Krieges uns aus der 
Geschichte bekannt ist. Weit entfernt ist die Welt von einem Zustande, 
daß in aller Öffentlichkeit auf Gerechtigkeit und Ehre begründete 
internationale Beziehungen unterhalten werden und daß die Gerech- 
tigkeit herrscht und alle Vertragsverpflichtungen in den gegenwärtigen 
Beziehungen der organisierten Völker peinlich beachtet werden! 

Wie war Deutschlands Einstellung zum Völkerbund, als die deutsche 
Delegation die Reise nach Genf antrat? Drei große Strömungen konnte 
man in der deutschen öffentlichen Meinung unterscheiden. Die eine, 
ın den Linksparteien mächtig, strebte schon seit mehreren Jahren 
aus pazifistischen, rein völkerrechtlichen, idealen und zum Teil auch 
aus vorwiegend parteipolitischen Gründen in den Völkerbund hinein, 
ohne sich ein Bild von der Wirklichkeit zu machen und ohne die prak- 
tischen Schwierigkeiten für Deutschlands Mitarbeit in Genf genügend 
klar zu sehen. Eine andere starke Strömung auf der rechten Seite der 
deutschen politischen Parteien lehnte den Völkerbund mit aller Energie 
ab und hatte in den innerpolitischen Kämpfen dieser Jahre durch die 
ungerechten und immer erneuten einseitig gegen Deutschland schla- 
genden Entscheidungen des Völkerbundes in Oberschlesien, in der Dan- 
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zigerfrage, in den Angelegenheiten des Saargebietes, schließlich auch in 
dem sich vor aller Augen vollziehenden machtpolitischen Interessen- 
austausch und Kuhhandel der im Völkerbundsrat sitzenden Mächte 
inrmer wieder neues Tatsachenmaterial für ihre grundsätzliche Auf- 
fassung und Einstellung. Dazwischen befand sich in der Mitte eine 
dritte Strömung, die in nüchterner Einschätzung der Entwicklung den 
Völkerbund als eine nun einmal bestehende reale Tatsache wertete 
und den rechten Augenblick und die richtige Form für den deutschen 
Eintritt abwarten wollte. Wäre der Ruhreinbruch Frankreichs im Jahre 
1923, der wiederum ganz klar gegen jedes Recht verstieß, nicht erfolgt, 
dann wäre voraussichtlich auch die Frage von Deutschlands Eintritt 
in den Völkerbund schneller und unter günstigeren Bedingungen zur 
Entscheidung gelangt, als dies in der Tat geschehen ist. Als dann im 
Jahre 1925 die „Locarnopolitik“ eingeleitet wurde, war somit immer 
noch nur eine Minderheit der politischen Vertretung des deutschen 
Volkes zum Eintritt in den Völkerbund bereit und es ist eine feststehende 
Tatsache, daß die Entscheidung zugunsten des Eintritts zwangs- 
weise durch jene Vereinbarung zwischen Frankreich und England er- 
folgte, die in der Note des 16. Juni 1925 ihren Ausdruck fand. Deutsch- 
lands Antwort wurde am 20. Juli 1925 gegeben und enthielt somit auch 
von Seiten der damals in der Regierung vertretenen deutschnationalen 
Partei die grundsätzliche Zustimmung zu der Bindung der Locarno- 
verträge an den auf ihre Unterschrift und Ratifizierung folgenden Ein- 
tritt Deutschlands in den Völkerbund. Trotzdem die Auswirkungen 
jener Vertragsunterschrift gegen berechtigte Forderungen und Erwar- 
tungen des deutschen Volkes und auch gegen ausdrückliche und formelle 
Zusagen der Botschafterkonferenz verstießen, war trotzdem in den ersten 
Tagen des Monats März eine solche innere Situation in Deutschland ent- 
standen, die berechtigte Hoffnungen darauf gab, daß nach dem nunmehr 
zu vollziehenden Eintritt Deutschlands in allen für praktische Politik 
in Deutschland überhaupt in Betracht kommenden Parteien die gefällte 
Entscheidung hätte Anerkennung finden und eine neue gemeinsame 
politische Arbeit darauf aufgebaut werden können. Diese ganze Ent- 
wicklung ist nunmehr zerstört und es ist in keiner Weise abzusehen, 
wie sich auch parteipolitisch und im Innern die letzten Ereignisse in 
Genf auswirken werden! 

Was ist vor Genf und in Genf geschehen ? Die deutsche Regierung 
sowohl wie fast die gesamte öffentliche Meinung Deutschlands gingen 
von der Voraussetzung aus, daß Deutschland in den Völkerbund als 
ständiges Mitglied in einer solchen Zusammensetzung einziehen würde, 
wie sie in den Tagen der entscheidenden Verhandlungen 
in Locarno bestand. Zur Erläuterung dieser These stelle man sich 
einen Augenblick vor, daß die Delegation im Oktober 1925 aus Locarno 
mit der Mitteilung zurückgekehrt wäre, daß demnächst Deutschland 
zugleich mit Polenin den Völkerbund einziehen solle. Es kann nicht 
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dem geringsten Zweifel unterliegen, daß dann die Locarnoverträge 
im deutschen Reichstage keine Mehrheit erlangt hätten! 
Nichts zeigt deutlicher, als diese Feststellung, daß die deutsche Be- 
hauptung von der Unehrlichkeit und Illoyalität der Gegenseite 
aufpositiver Unterlage beruht. Wenn ein großes Volk, wie das deutsche, 
sich zu so weitreichenden und seine ganze Zukunft entscheidend be- 
einflussenden Opfern und Bindungen entschließt und dann später er- 
fahren muß, daß die Grundlage und Voraussetzung für diesen wichtigen 
politischen Akt eine andere war als diejenige, die ihm amtlich und 
feierlich mitgeteilt wurde, — dann ruht dieser ganze politische Akt 
und die auf ihm gegründete, angeblich an wichtigster Stelle vollzogene 
Befriedung Europas auf Flugsand und ist eine große Täuschung. 
Man will uns jetzt immer wieder vorreden, daß Polens gleichzeitiger 
Eintritt in den Völkerbund für Deutschland sogar Vorteile hätte, 
indem eine deutsch-französische Entspannung dadurch viel leichter und . 
schneller herbeigeführt werden könne, weil Frankreich dann nämlich 
Polen selbst zu einem großen Teil die Vertretung seiner recht weitgehen- 
den Sonderinteressen überlassen könnte. Auch hier zeigt sich wieder 
eine große Unehrlichkeit! Denn wäre diese besonders von Frankreich 
aufgestellte Behauptung richtig, dann hätte man erst recht bereits in 
Locarno den Vertretern Deutschlands entsprechende Mitteilungen 
machen können und müssen, und im Wege der gegenseitigen Aussprache 
die Mittel und Wege zur Beseitigung der doch zweifellos in Deutsch- 
land bestehenden starken Hemmungen gegen solche Absichten besprechen 
sollen. Nichts von alledem ist geschehen. Nicht nur hat die Leitung 
der französischen Außenpolitik bereits in Locarno bindende Zusagen 
an Polen gemacht, sondern auch der Vertreter Englands hat diesen 
Versprechungen seine Zustimmung erteilt und sogar seinerseits geglaubt, 
gewisse aus der Entwicklung der Völkerbundspolitik der letzten Jahre 
bestehende Zusagen an Spanien auch seinerseits bei dieser Gelegenheit 
liquidieren zu können. Kein Wunder, daß auf Grund solcher Situation 
nun auch Brasilien den Mut fand, seine eigenen und an die Locarno- 
politik keineswegs gebundenen Aspirationen so kräftig in den Vorder- 
grund zu schieben! 

In Genf selbst haben dann die zahllosen Unterredungen und Ver- 
handlungen zwischen Staatsmännern und Delegationen jenes täglich 
mehrmals wechselnde und unerfreuliche Ergebnis gehabt, dessen Zeugen 
wir soeben waren. Dem durch Zwang seiner Kriegsgegner einseitig ent- 
waffneten und ohnmächtig gemachten Deutschland zeigte sich nun ohne 
jede Hülle das Bild krasser Vertretung von Machtinteressen der anderen. 
Dem Sinne und Zweck des Völkerbundes entgegen nimmt die inner- 
europäische Gruppen- und Bündnisbildung ihren Fortgang 
und hat ja sogar noch in den Tagen von Genf durch Ausgestaltung der 
französisch-jugoslawischen und italienisch- jugoslawischen Verbindung 
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neuesten italienischen Politik und offene Quertreibereien in Frankreich 
haben die Lage weiter verwirrt und es ist in der Tat fast ein Wunder zu 
nennen, daß über allem der Völkerbund nicht zusammengebrochen ist. 
Insofern haben die Reden vieler Vertreter im Völkerbund am Abschluß 
der Genfer Tragikomödie etwas richtiges getroffen: Der Völkerbund 
hat zunächst jedenfalls auch diese Katastrophe überlebt. Deutsch- 
land hat mit den ihm möglichen Mitteln sich gegen die Machenschaften 
der anderen gewehrt und ist zum mindesten ohne Nachteil schließ- 
lich aus der ganzen Affäre herausgekommen! 

Was nun? Das für Deutschland und doch wohl auch für Europa 
wichtigste politische Problem, d.h. die in den Locarnoverträgen 
festgelegten Pakte und Bindungen bleiben bestehen. Der deutsche 
Reichstag hat dem Wunsche der großen Mehrheit des deutschen Volkes 
in dieser Hinsicht Ausdruck gegeben und ist damit hinter jene Erklärung 
getreten, welche die Delegierten der sog. Locarnomächte unmittelbar 
nach dem Scheitern der Eintrittsverhandlungen formuliert haben. Man 
könnte in der weiteren Entwicklung dieses Gedankens sehr wohl die 
Frage aufwerfen, ob nicht die völkerrechtliche Inkraftsetzung 
der Locarnoverträge nunmehr ohne Bindung an einem 
späteren Eintritt Deutschlands in den Völkerbund ernst- 
lich ins Auge gefaßt werden sollte! 

Der Eintritt Polens in den Völkerbund war das wichtigste 
politische Ziel der Gegenseite. Zweifellos wird Polen früher oder 
später von einer Mehrheit der Völkerbundsversammlung ein Mandat 
alsnichtständiges Mitglied des Völkerbundsrates erhalten. Deutsch- 
land ist an dieser Entwicklung unbeteiligt und es kann sie auch nicht 
hindern. Was aber bestehen bleibt, ist die Tatsache, daß der polnische 
Staat bisher in keiner einzigen der zwischen ihm und Deutschland 
verhandelten Fragen (Handelsbeziehungen, Liquidationen, Entschädi- 
gungen, Minderheitenschutz, Verkehrsfragen, Niederlassungsrecht usw.) 
auf dem Boden des Rechtes geblieben ist. Überall und mit allen Mitteln 
sucht Polen, gestützt auf sein Bündnis mit Frankreich, Deutschland 
und das auf seinem eigenen Territorium verbliebene Deutschtum zu 
schädigen und auf dessen Kosten mit den Mitteln der Gewalt sich unbe- 
rechtigte Vorteile — übrigens sehr oft zu seinem eigenen Schaden — 
zu verschaffen. Mit einem solchen Polen, das man überdies noch aus- 
drücklich als notwendiges „Gegengewicht zu Deutschland“ öffentlich 
bezeichnet hat, sollte Deutschland jetzt gleichzeitig in den Völkerbunds- 
rat einziehen und nach den Wünschen der anderen im Völkerbund zu- 
sammenarbeiten. Kein Zweifel darf darüber bestehen, daß nach vor- 
läufiger und wenn auch immer noch unbefriedigender, so doch im 
Grundsatz geregelter Lösung der Westfragen nunmehr diese 
Ostfrage überhaupt im Vordergrunde der deutschen Außenpolitik 
steht. Nur wenn sie wenigstens in den Anfängen eine grundsätzlich 
auf den Boden des Rechts und der Entspannung zurück- 
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führende Lösung erhält, könnte also auch in Zukunft eine Zusammen- 
arbeit der beiden Länder im Völkerbunde in Frage kommen! 
Ob und wann Deutschland nunmehr in den Völkerbund einzutreten 
vermag, ist heute wieder eine völlig offene Frage geworden. Auch wenn 
das deutsche Gesuch bisher nicht zurückgezogen wurde und selbst 
wenn die deutsche Regierung sich mit der notwendigen Vorsicht dazu 
entschließen sollte, die Völkerbundsstudienkommission zu beschicken, 
auch dann bleibt nunmehr schon aus Gründen des bis 31. Dezember 
1926 voraussichtlich fortlaufenden brasilianischen Vetos die Möglich- 
keit des deutschen Eintritts ein recht schwieriges Problem. Und dieser 
Gedankengang weist unmittelbar auf die Gesamtlage Europas im 
jetzigen Augenblicke hin. Die Außenpolitik Italiens hat sich zu einer 
offenen Bedrohung des europäischen Friedens entwickelt 
und je mehr besonders unter solcher Patronage weitere gegenseitige 
Pakte und Interessenverbindungen einzelner Länder erfolgen, um so 
komplizierter und unübersichtlicher wird die politische Entwicklung. 
Deutschland wird und muß ihr trotzdem mit Ruhe und Festigkeit 
ins Auge sehen. Seine Beziehungen mit Rußland bleiben unverändert 
die gleichen und werden nach der bekannten Richtlinie gleichzeitig 
mit dem Festhalten an Locarno nach Möglichkeit im freundschaft- 
lichen Sinne ausgebaut werden. Aber der in langjähriger Berliner 
und neuerdings Londoner Tätigkeit für die europäische Entwicklung 
geschulte amerikanische Botschafter Houghton hat völlig recht, 
wenn er in seinem nunmehr veröffentlichten, starkes Aufsehen erregen- 
den Bericht auf eine vorläufig bestehende hoffnungslose Situation 
Europas und ihre klar zutage liegenden Gründe hinweist. 
Ein unendliches Maß von Scheinheiligkeit, Hypokrisie und 
Unehrlichkeit liegt nach wie vor über unserem alten Kontinent. 
Das so viel geschmähte, sich jahrzehntelang ausbalanzierende Bündnis- 
system der Vorkriegszeit erscheint geradezu als ein Idealzustand 
im Gegensatz zu demjenigen, in dem sich das Europa von heute befindet. 
In dieser Hinsicht jedenfalls, d. h. in der Beurteilung dieses heutigen 
Zustandes von Europa wird bei der ganz großen Mehrheit des deutschen 
Volkes kaum ein Unterschied zwischen der eigenen Auffassung und 
der des jahrelang bei ihm weilenden klugen amerikanischen Staatsmannes 
bestehen! | 
Was kann und soll aber weiter geschehen? Zunächst 
ist es ein dringender Wunsch des deutschen Volkes, daß nicht nur seine 
eigenen Staatsmänner, sondern auch die der anderen Länder angesichts 
solcher Entwicklungen die Methode der schönrednerischen 
Phrasen und der großen Worte endlich beiseite legen. Sie helfen und 
bessern nicht nur gar nichts, sondern rühren sehr bald die Leidenschaften 
immer erneut wieder auf, weil die Tatsachen allzusehr gegen sie spre- 
chen und zeugen. Je nüchterner und im Willen zur endlichen Ver- 
ständigung bereiter die nun einmal heut noch bestehenden starken 
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Interessengegensätze der Völker aufgezeigt werden, um so eher und wirk- 
samer wird man Mittel und Wege zur Besserung des jetzigen Zustandes 
finden. Das Vertrauen ist — in Deutschland wenigstens — so wenig 
vorhanden, daß es nicht durch Worte, sondern nur durch positive 
Handlungen ganz allmählich wieder hergestellt werden 
kann. Möge man auch die kommenden Wirtschaftsverhandlungen 
des Völkerbundes ebenso wie die vorbereitenden Auseinandersetzungen 
über die Abrüstung von vornherein in diesem Geist und Willen vor- 
nehmen. Nur so könnte im Laufe der Zeit der Schaden wieder 
gut gemacht werden, den die Genfer Ereignisse angerichtet 
haben. Und in solchem Gedankengange rückt ganz von selbst die Frage 
des Eintritts Deutschlands in den Völkerbund von der ersten und 
obersten Stelle hinweg. Die „Anderen“ haben Deutschland zum 
Völkerbund hingedrängt. Die „Anderen“ haben, als nach Jahren innerer 
Kämpfe und Uberwindung schwacher aus vaterländischen Gründen 
stammender Bedenken die Bereitschaft der Mehrheit des deutschen 
Volkes vorhanden war, den Eintritt vereitelt. Nun ist es weiter auch 
Sache der „Anderen“, die nächste Zukunft innerhalb und außer- 
halb des Völkerbundes entsprechend zu gestalten. Dann wird 
Deutschland neue Entschlüsse zu fassen haben! 


DAS ERBE LENINS. 
Von Dr. U. Baron FREYTAG-LÖRINGHOFE. 


Streiflichter, die hinter die Kulissen staatlicher Regie geworfen wer- 
den, erhellen zwar blitzartig die Situation, lassen aber die Zusammen- 
hänge zwischen Institution und Machtwillen nur undeutlich erkennen. 
Wenn wir heute noch immer auf fragmentarische Mitteilungen über 
das Geschehen im Osten angewiesen sind, so wird das Unzulängliche 
hier zur Methode, und die Macht der Gewöhnung stellt Augenblickswerte 
vor das geschichtlich Gewordene. 

Sowjetrußland kennt bereits eine Tradition, denn sein größter 
Führer, Lenin, hält noch im Grabe an seinem Lebenswerke Wacht. 
Lenins Schriften und Reden sind das A und das O der bolschewistischen 
Intellektuellen. Was die breiteren Volksschichten anbetrifft, so war die 
Ehrfurcht vor dem überragenden Genie dieses Mannes bis weit in die 
Reihen seiner politischen Gegner verbreitet. Wer die feine Nuancie- 
rung der russischen Verkehrssitte zu schätzen weiß, die zwischen die 
Anrede mit dem Familiennamen und das vertrauliche „ Du“ die Um- 
gangsform der Vor- und Vatersnamenanrede schob, wird das Verhältnis 
zwischen Volk und Staatsmann nach diesem Maßstab beurteilen. Trotz 
allen Unglücks, das seine Lehren über Rußland brachten, hat Lenin im 
russischen Volke jene Popularität genossen, die in der familiären Be- 
nennung „unser Ilja Iljitsch“ ihren besten Ausdruck fand. Sie geleitet 
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ihn auch über das Grab hinaus, und die Macht seiner Persönlichkeit 
wird in der russischen Geschichte von Freund und Feind gewürdigt 
werden. | 

Kürzlich jährte sich die Zeit, in der Bronstein-Trotzki, ehemals 
Oberkommandierender der Roten Armee, gegen die Sowjets den Kampf 
um das Machterbe Lenins ausfocht. Man entsinnt sich seiner Exilierung 
- in den Kaukasus, des Eifers mit dem zu jener Zeit die näheren Umstände 
dieses Konfliktes in die Welt posaunt wurden. Trotzki steht heute wieder 
am Staatsruder, und eine neue Ära soll neue Methoden zeitigen. Was 
ist geschehen? Wieder kündet der Regierungswechsel eine angeblich 
neue Richtung in der bolschewistischen Politik. 

Aber dieses dauernde Hin und Her kann uns heute nicht mehr in 
dem Maße überraschen, wie vor einem Jahr. Auch der Riesenbluff der 
„Neuen ökonomischen Politik“, der sog. ,‚„Nepo“, ist nicht in bester 
Erinnerung, da er die hochgespannten Erwartungen der westeuropäischen 
Geschäftswelt auf ein Mindestmaß reduzierte. Über die „Nepo“ wurde 
unendlich viel geschrieben und noch mehr geredet, aber — es blieb beim 
alten, d. h. Rußland steht noch immer nicht dem Unternehmerkapital 
offen. 

Es wird auch diesmal nicht an Stimmen fehlen, welche eine neue 
Zeit in der russischen Wirtschaftspolitik in Aussicht stellen, da Trotzki 
bekanntlich als eine derjenigen führenden, bolschewistischen Persön- 
lichkeiten gilt, die einer Kompromißpolitik auf wirtschaftlicher Grund- 
lage nicht abgeneigt sein sollen. Man faßt diese Hoffnungen unter dem 
Kennwort ,, Leninismus“ zusammen und versteht darunter jenes Lockern 
der kommunistischen Fesseln, die der russischen Volkswirtschaft ihre 
Bewegungsfreiheit rauben. Hinsichtlich der bolschewistischen Ein- 
stellung zu dieser Gesamtfrage der russischen Wirtschaftspolitik handelt 
es sich letzten Endes um die Bewertung von Dogmen, die gegeneinander 
ausgespielt werden. Ihr praktischer Wert ist unverkennbar, und dem 
heftigen Streit um das führende Prinzip in der russischen Wirtschafts- 
politik kommt daher eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zu. Von 
der Entscheidung für oder wider den Leninismus hängt — wenn auch 
nur zeitweilig — die Möglichkeit des erweiterten wirtschaftlichen Ver- 
kehrs mit Rußland ab. Zeitweilig — denn mit dem Wechsel der führen- 
den Persönlichkeiten entsteht von neuem die Frage nach der Bewertung 
des eingeschlagenen Kurses. Seinerzeit retteten die vorbeugenden Maß- 
nahmen Lenins Rußland vor dem drohenden wirtschaftlichen Zusammen- 
bruch, schenkten ihm eine kurze Atempause und verhalfen ihrem Initia- 
tor zu jener überragenden Popularität, über die seine nächsten Mit- 
arbeiter nicht verfügten. 

Bei Licht betrachtet, war es aber ein Danaergeschenk, das Lenin in 
Gestalt der „Neuen ökonomischen Politik“ dem Bolschewismus ver- 
ehrte. Gestützt auf die Autorität der öffentlichen Meinung und den 
momentanen Erfolg, trieb er mit Wort und Schrift den spaltenden Keil 
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in das einheitliche Gefüge der regierenden Partei und hinterließ ihr 
als Erbe jenen Dogmenstreit, der heute im Führerlager tobt. Eine Volks- 
masse, der man wenige Jahre nach der Revolution in beredten Worten 
die Zweckmäßigkeit der Rückkehr zu altbewährten privatwirtschaft- 
lichen Methoden nahelegt, um auf diese Weise einen Teil der Schäden 
kommunistischer Wirtschaftspolitik zu heilen, ist auf längere Zeit gegen 
erneute Propaganda für die kommunistische Wirtschaftsmethode immun. 
Lenin selbst trug den Spaltpilz der Zersetzung in das Gefüge der bol- 
schewistischen Organisation und seine Nachfolger, mögen es nun Trotzki 
oder andere sein, werden sich immer wieder mit dem Problem der,, Nepo“ 
auseinandersetzen müssen. 

Hier offenbart sich das enge Zusammenwirken von Politik und Wirt- 
schaft, wie es in ganz besonderem Maße dem kommunistischen System 
eigen ist. Meister in der Politik, wo es gilt die ganze Problematik dieser 
Beziehungen bei anderen Völkern und in Nachbarländern aufzurollen, 
gelang es den Bolschewisten bisher nicht, die auf wirtschafts-politischer 
Basis im eigenen Lager entstehenden Fragen zu bereinigen. Noch immer 
droht das kunstvolle Gebäude der kommunistischen Doktrin an den 
Klippen der bolschewistischen Wirtschaftspraxis zu zerschellen. Daß 
es auf einem der beiden Gebiete Konzessionen zu machen gilt, ist längst 
erkannt — es fragt sich aber auf welchem. Das ist die Streitfrage! 
Wenn Lenin mit der Einführung seiner „„Neuen ökonomischen Politik“, 
die einen freieren wirtschaftlichen Verkehr in- und außerhalb des Landes 
vorsah, in das starre System der bolschewistischen Staatspraxis Bresche 
legte, so geschah es jedenfalls nicht in der Absicht, dem freien Unter- 
nehmertum des Westens die Wege zu ebnen, sondern ausschließlich 
in der Berechnung, daß der zusammenbrechenden russischen Volks- 
wirtschaft nur ausländisches Kapital zu weiterem Leben verhelfen 
könne. Bei der Bewertung dieses Umstandes wird man mit in Betracht 
zu ziehen haben, daß Lenin doch soweit Bolschewist blieb, um die russi- 
sche Volkswirtschaft vorwiegend als ein Mittel zum Zweck zu betrachten. 
das herrschende Regierungssystem am Ruder zu erhalten. Hierin liegt 
die ganze ideelle Bedeutung dieses Leninschen Vermächtnisses. In 
weitblickender taktischer Erwägung opferte er zeitweilig kommu- 
nistische ideelle Werte zweiter Kategorie, um die Staatsform und ihren 
revolutionären Wesenskern, den Bolschewismus als solchen, vor dem 
Untergang zu bewahren. Seine Motive sind teils verkannt, teils einfach 
nicht verstanden worden. Als gleich nach Lenins Tode die Opposition 
das Haupt erhob und innerhalb der Sowjets ein neuer, heftiger Kampf 
um das Dogma entbrannte, war die Abkehr von den kommunistischen 
Prinzipien der Hauptvorwurf, welcher die Politik des Verstorbenen traf. 
Obgleich zwei Jahre seit dem Tode Lenins verflossen sind, dauert dieser 
Kampf noch immer fort. Er wurde mit wechselndem Erfolge geführt 
und mit jener, nur der orientalischen Politik eigenen Zähigkeit, Be- 
rechnung und Undurchsichtigkeit für Dritte. Tatsächlich hat sich 
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Europa noch vor einem Jahr durch das Schauspiel der streitenden 
Brüder monatelang blüffen lassen, während vonseiten Moskaus der 
psychologische Effekt dieses Spektakels als politisches Agens weidlich 
ausgeschlachtet wurde. 

Heute ist Trotzki in der Rolle des Siegers und die Gruppe der kom- 
munistischen Prinzipienreiter Stalin-Sinowjew hat vorläufig das Feld 
räumen müssen. Da Trotzki sich auf eine zahlreiche Anhängerschaft 
stützen kann und in Rußland als Interpret Leninscher Methoden zu 
gelten beginnt, erwartet man von ihm eine Lockerung des Sowjet- 
regimes. Die Spekulanten aller Herren Länder wittern Morgenluft, denn 
Trotzki ist ihnen eine Art Sachwalter des Leninschen Erbes, der ,, Nepo“. 
Was in diesen Hoffnungen mitklingt, bezieht sich aber weniger auf die 
wirtschaftliche als auf die politische Seite des russischen Problems, näm- 
lich den Wunsch, endlich einmal in Rußland geordnete, somit nicht- 
bolschewistische Verhältnisse stabilisiert zu sehen, um dann erst in 
aller Ruhe Geschäfte tätigen zu können. Ob man sich nicht täuscht? 
Eine dauernde Überspannung kommunistischer Prinzipien birgt viel 
eher die Möglichkeit des radikalen Umbruchs in sich, als eine Taktik des 
maßvollen Ausschöpfens verfügbarer Kredite. Sollte statt der erhofften 
Änderungen nicht vielmehr jenes altbekannte Wettrennen nach den 
Pfründen des Ostens einsetzen, dem wir zum guten Teil die Verewigung 
des dortigen Status quo zu verdanken haben ? Schließlich — es sägt 
niemand den Ast ab, auf dem er sitzt, und dem Tanze ums goldene Kalb 
schaut aus luftiger Höhe selbst ein Trotzki gerne zu. 


DIE ZENTRIFUGALEN 
TENDENZEN IM BRITISCHEN WELTREICH. 


Von Hans Georg THORMEYER. 


Wir Deutschen sind mit unseren eigenen innen- wie außenpolitischen 
Belangen, mit unseren wirtschafts- und handelspolitischen Fragen der- 
art beschäftigt, daß wir darüber hinaus wenig von den weltpolitischen 
und weltwirtschaftlichen Problemen der Jetztzeit Kenntnis nehmen. 
Und doch ist es so wichtig, daß wir die großen Zusammenhänge in den 
Kreis unserer Berechnungen ziehen und sie bei der Kalkulation als wich- 
tige Faktoren mit berücksichtigen. Mancher außenpolitische Fehlschlag 
hätte dadurch vermieden werden können. Es wird z. B. immer wieder 
der Fehler gemacht, die außenpolitischen Maßnahmen Englands aus den 
ureigenen Belangen des europäischen Insel-Englands zu erklären, und 
als Folge davon haben wir nur zu oft unsere Berechnungen und Zukunfts- 
hoffnungen, sowie unser Verhältnis zu diesem Lande sehr zu unserem 
Nachteil allein auf diese Basis aufgebaut. 

Wer die englische Nachkriegspolitik aufmerksam verfolgt hat, dem 
fällt auf den ersten Blick eine unerklärliche Nachgiebigkeit und Schwäche 
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gegenüber Frankreich und eine scheue Rücksichtnahme auf Amerika 
auf. Unerklärlich eigentlich nur für die Laien, die sogar in politischen 
Kreisen stark vertreten sind. Wir haben leider den Schritt vom Europäis- 
mus zum Universalismus noch nicht zu tun vermocht und stehen den 
nichtdeutschen außenpolitischen Ereignissen, deren Motive nicht klar 
zutage treten, oft mit gar keinem oder geringem Verständnis gegenüber. 
Wer etwas mehr in das Weltgetriebe hineinschaut, dem bleibt das Ge- 
bahren Englands weniger unerklärlich, der sieht das Kernproblem des 
britischen Weltreiches, hinter dem alle anderen außenpolitischen und 
handelspolitischen Fragen zurückstehen müssen. | 

Dieses für England so überaus wichtige Problem ist sein Verhältnis 
zu den Dominien. Als es sich im Weltkriege auf die Seite unserer Gegner 
stellte, verfolgte es diplomatisch und wirtschaftlich zunächst den Zweck, 
seinen schärfsten Konkurrenten, Deutschland, niederzuringen. Es ver- 
sprach sich weiter nicht nur die Sicherung und Erweiterung seiner Ab- 
satzmärkte, sondern vielmehr noch eine engere Zusammenfassung seines 
Weltreiches und die Knüpfung der Interessen der Dominien an seine 
europäische Sache. Die Zuweisung der deutschen Kolonien als Mandate 
an dieselben sollte sie dem Mutterlande gegenüber noch mehr verpflichten. 

Heute wissen wir, daß sich die englischen Wünsche nicht erfüllt 
haben. Es ist vielmehr das Gegenteil davon eingetreten. Die kurz nach 
dem Kriege einsetzende wirtschaftliche Hochkonjunktur und die in 
vielen englischen Kreisen hervorgekehrte Phrasiologie über die Einig- 
keit des britischen Imperiums konnten darüber nicht hinwegtäuschen. 
Die Erweiterung und Sicherung der englischen Absatzmärkte ist nicht 
eingetreten, vielmehr sind sie teils zerstört, teils bedeutend eingeengt. 
Den deutschen Konkurrenten hatte man wohl für einige Zeit nieder- 
gerungen, aber ein für England weit gefährlicherer ist jenseits des Ozeans 
entstanden und hat sich zur stärksten Industrie- und Finanzmacht der 
Welt emporgeschwungen. Der Dollar hat die Pfundwährung u Welt- 
valuta abgelöst. 

Viel verderblicher haben sich die direkten und indirekten F olgen des 
Krieges in dem Verhältnis Englands zu seinen Dominien ausgewirkt. 
Langsam sich vollziehende Entwicklungen sind zu einem Eiltempe an- 
gekurbelt worden. Auf derim Jahre 1917 abgehaltenen Reichskonferenz 
herrschte noch einmal eine große imperiale Begeisterung, und man war 
bereit, mit dem Blute der gefallenen Söhne Britanniens das Reich zu- 
sammenzukitten. Auf diese kurze Reaktion folgte bald die Ernüchte- 
rung. Auf den Reichskonferenzen 1921 und 1923, die das Reich neu 
organisieren sollten, zerfloß der Traum in Nichts, und verliefen die 
Konferenzen trotz ihrer gewaltigen Aufmachung mehr oder weniger 
ergebnislos. Es war so gut wie nichts erreicht worden, was einen engeren 
Zusammenschluß des Imperiums hätte herbeiführen können, und es 
zeigte sich gleichzeitig, daß starke Kräfte am Werke waren, die einem 
derartigen Zusammenschluß geradezu entgegenarbeiteten. 
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Die Ursachen dieser zentrifugalen Tendenzen sind, wenn wir sie unter 
gewisse Gesichtspunkte einrubrizieren wollen, vierfacher Art: 


Widerstreit der Interessen, 
Wirtschaftliche Emanzipation, 
. Nationalpolitische Tendenzen, 
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. Besonders durch den Weltkrieg verursachte Steigerung des 
Selbstbewußtseins. 


Das für das englische Mutterland schwerwiegendste und stärkste 
Moment in dieser Richtung liegt in dem Auseinandergehen und dem 
Widerstreit der Interessen. Bei einem über die ganze Welt verteilten 
Imperium ist es natürlich sehr schwer, oder bei der heutigen weltpoliti- 
schen Einstellung besser gesagt unmöglich, die Interessen der einzelnen 
Mitglieder unter einen Hut zu bringen. Man ist sich in England vollauf 
der Gefahr, die in diesem Umstand liegt, bewußt. In einer Leitartikel- 
serie der „Times“ im Anfang vorigen Jahres über „Die Dominien und 
die auswärtige Politik“ stellte der Verfasser derselben mit brutaler 
Offenheit fest: „Wenn die sechs Nationen, die augenblicklich die Haupt- 
macht des englischen Imperiums ausmachen, nicht in der auswärtigen 
Reichspolitik übereinstimmen, so ist es nur eine Frage der Zeit, wann sie 
in eine Anzahl unabhängiger Staaten auseinanderfallen werden.“ Nun 
laufen aber die Wünsche und Lebensbedingungen der einzelnen Mitglieder 
sehr selten konform, oft stoßen sie sogar hart aufeinander. Der Mittel- 
weg auf Grund beiderseitiger Konzessionen ist in Fällen und gerade in 
den bedeutendsten, ungangbar, so daß sich aus diesem Widerstreit der 
Interessen gefährliche Kräfte entwickeln, die sich wie feste Keile zwischen 
das Mutterland und die einzelnen Tochterstaaten immer mehr hinein- 
schieben. | 

Auf der einen Seite hat England große Interessen in Ägypten, im 
Irak, in Persien, in West- und Ostafrika, in Westindien und den Südsee- 
inseln sowie auf seinen über die ganze Welt verstreuten Kohlenstationen 
und Flottenstützpunkten zu verteidigen, die nur zum Teil oder gar nicht 
im Interessengebiet der Gesamtheit der Dominien liegen. Ebensowenig 
nehmen die Tochterstaaten an der sonstigen europäischen Politik Eng- 
lands Anteil, die augenblicklich in der Hauptsache darauf hinzielt, sich 
die Verbindung mit seinen überseeischen Besitzungen und Interessen- 
sphären zu sichern. England weiß sehr wohl, daß es den europäischen 
Verhältnissen nicht gleichgültig gegenüberstehen darf. Frankreich, 
Italien, die Türkei und Rußland sind wohl in der Lage, seine Verbin- 
dungen mit dem Orient und dem fernen Osten zu stören. Es weiß auch 
sehr gut, daß es bei der jetzigen schwierigen Lage im Imperium mit allen 
Mittel darauf bedacht sein muß, seine Chancen in Europa nicht zu ver- 
schlechtern, und vor allem nicht in Schwierigkeiten hineinrennen darf, 
die seine Kräfte in unerwünschtem Maße in Anspruch nehmen könnten. 


Deshalb die Nachgiebigkeit gegenüber Frankreich. 
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Die Interessen der Dominien liegen auf einem anderen Gebiete. 
Als Beispiel sei an die heftige Diskussion über den Ausbau der Flotten- 
basis von Singapore gedacht, der von Australien und Neuseeland ge- 
bieterisch gefordert wurde, England aber in schroffen Gegensatz zu 
Japan bringen muß. Die Labour-Regierung hatte aus dieser Erwägung 
heraus diesen Ausbau vom Programm abgesetzt. Für Australien-Neu- 
seeland ist diese Flottenbasis jedoch eine Lebensfrage, deren Bestand 
von dem Gelingen abhängt, ihr ungeheures menschenleeres Gebiet 
gegen einen farbigen Bluteinbruch zu verteidigen. Die beiden Staaten 
haben sich aus diesem Grunde, unabhängig von der britischen, eine eigene 
Flotte geschaffen, und sind auf den Ausbau ihrer Landwehrmacht be- 
dacht. Da Amerika in Ostasien stark interessiert ist, so wird sich aus 
diesem Umstande zwangsläufig eine fortschreitende Anlehnung von 
Australien-Neuseeland an die Vereinigten Staaten ergeben. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse in Kanada, das sich gleich seinem 
Nachbarn gegen die übermäßige japanische Einwanderung schützen 
muß. Es hat sich von England bisher am weitesten entfernt. Während 
Australien in seiner eigenen Hilfslosigkeit immer noch am stärksten am 
Mutterlande Anhalt suchen muß, weisen die gesamten kanadischen 
Verhältnisse auf eine Anlehnung an die Vereinigten Staaten, mit denen 
es eine geopolitische und geoökonomische Einheit bildet. Dazu kommt 
noch, daß England bei weitem nicht in der Lage ist, den Bedarf an Ar- 
beitskräften der Dominien zu decken. In Kanada liegen die Verhältnisse 
in dieser Hinsicht besonders trostlos. Im Jahre 1923/24 wanderten 
über 200000 Menschen über die Grenzen nach den Vereinigten Staaten, 
weil sie dort bessere Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten vorfanden; 
das ist eine größere Zahl als die gesamte kanadische Einwanderung in 
dieser Zeit überhaupt. Wir verstehen jetzt die scheue Rücksichtnahme 
auf den angelsächsischen Vetter, denn es steht ohne Frage, daß bei einem 
englisch-amerikanischen Konflikt Kana da für Großbritannien verloren ist. 

Als ebenso starke zentrifugale Kraft erweist sich die fortschreitende 
Industrialisierung der Dominien. Der Weltkrieg, der zunächst das Im- 
perium zusammenzuschweißen schien, hat eine wirtschaftliche Ent- 
wicklung in den Dominien stärker in Fluß gebracht, die den großen 
Idealen des älteren Chamberlain über ein konsolidiertes britisches Welt- 
reich diametral entgegenläuft. Während die europäischen Großmächte 
im Kriege vom Weltmarkt ausgeschaltet waren, machte die industrielle 
Entwicklung in den Dominiens geradezu zwangsläufig ungeheure Fort- 
schritte. Das zeigte sich auch auf der Weltausstellung in Wambley. 
Die Dominien beschränkten sich keineswegs darauf, etwa nur Rohstoffe 
auszustellen, sondern sie legten besonderen Wert darauf, die Qualität 
ihrer Fertigwaren zu zeigen. 

Eine besonders märchenhafte Entwicklung hat Kanada durch- 
gemacht, dessen industrielle Ausfuhr sich in den letzten 25 Jahren fast 
verzehnfachte und die von landwirtschaftlichen Produkten heute über- 
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holt hat. Das in industriellen Betrieben investierte Kapital hat sich 
seit 1875 von 80 Mill. auf ungefähr 4 Milliarden erhöht. 1920 zählte 
man bereits 42406 Fabriken. 

In Südafrika mit seinen natürlichen Reichtümern an Gold, Diaman- 
ten, Kohle, Blei und Kupfer ist ebenfalls ein guter Boden für die Ent- 
wicklung einer eigenen Industrie vorhanden. Im Vorjahre bestanden 
über 7500 Fabriken mit ungefähr 210000 Arbeitern. Es fehlt hier noch 
an größeren Kapitalien, um die für eine Industrialisierung günstige Lage 
voll auszunutzen. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse in Australien, das ebenfalls reich mit 
Naturschätzen bedacht ist, an deren Ausbeutung man in dem letzten 
Jahrzehnt mit aller Kraft herangegangen ist. So hat sich von 1912 
bis 1921 die Produktion von Eisenerz um 500%, von Roheisen 
um 970%, von Stahl um 770% gehoben. Heute zählt man ungefähr 
18500 industrielle Betriebe mit 450000 Arbeitern. Besonderen Wert 
legt man augenblicklich auf den Ausbau einer eigenen Textilindustrie, 
um die ungeheure Wollproduktion im Lande zu verarbeiten. 

Da in Irland und Indien, wie überhaupt in allen Wirtschaftsgebieten 
der Welt, die gleichen Tendenzen vorwalten, so sind die Aussichten 
für das britische Mutterland gerade nicht sehr rosig. England muß 
immer mehr sehen, daß sich seine Absatzmärkte selbst in den Dominien 
mehr und mehr verengen. Das ist bei der augenblicklichen englischen 
Wirtschaftskrise ein harter Schlag, der durch die Zollpolitik der Dominien, 
die auch die englische Einfuhr keineswegs begünstigt, noch verschärft 
wird. 

Es ist nicht verwunderlich, daß eine derartige Entwicklung sich 
auch nationalpolitisch auswirkt. Die Dominien haben eine gewisse 
Geschlossenheit und wirtschaftliche Kraft erreicht und versuchen, über 
ihre Geschicke selbst zu bestimmen. Wohl haben sie, wie seinerzeit 
ım Burenkriege, ihre Truppenkontingente zur Verfügung gestellt, für 
eine Sache, die ihnen sonst fern lag. Deshalb sahen sie darin weniger eine 
Verpflichtung, als vielmehr eine vollkommen freiwillige Leistung. Der 
Plan, das Weltreich einheitlich militärisch zu organisieren, mußte aus 
diesem Grunde aufgegeben werden. Ebensowenig gelang es, regelmäßige 
Wehrbeiträge für die britische Flotte zu erreichen; Australien, Neusee- 
land und Kanada haben eigene Kriegsschiffe in den Dienst gestellt, die 
mit der britischen Flotte nur in einem losen Verhältnis stehen. Das 
Selbstbewußtsein der Dominien hat besonders durch den Weltkrieg 
einen starken Antrieb erhalten, sie fühlen sich als selbständige Staaten 
und verlangen diplomatische Anerkennung. 

Bereits auf der Friedenskonferenz in Versailles zeigten sich die 
Folgen einer derartigen Entwicklung. Das britische Weltreich trat hier 
als ein lose gefügter Bund angelsächsischer Staaten auf, und die Ver- 
treter der Dominien hatten mit ihrer Abreise gedroht, wenn man ihnen 
nicht dieselben Rechte wie dem kleinen Belgien einräumen würde. So 
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wurden die Dominien Mitunterzeichner des Friedens vertrages. Es war 
dann nur zu natürlich, daß sie ebenfalls an der Abrüstungskonferenz 
in Washington als selbständige gleichberechtigte Staaten teilnahmen. 
Auf ihre Forderungen mußte England sein altbewährtes Bündnis mit 
Japan lösen und sich einem Viermächteabkommen über den Stillen 
Ozean anschließen. Dieses Ereignis ist besonders charakteristisch für 
den völligen Umschwung in der zentralen Reichspolitik. Dieser Ein- 
stellung entspricht auch die Tatsache, daß Kanada auf der Friedens- 
konferenz in Lausanne energisch gegen das Recht des Foreign Office, 
im Namen des ganzen Imperiums Frieden zu schließen, protestierte. 
Die kanadische Regierung hat bis heute noch nicht diesen Vertrag an- 
erkannt, und es zeigt ein großes Maß von Reichsverdrossenheit, wenn 
ihr damaliger Ministerpräsident, Mackenzie King, dieses an und für sich 
unbedeutende Vorkommnis zum Anlaß nahm, um öffentlich zu erklären, 
daß es für Kanada nationalpolitisch nur drei Möglichkeiten gäbe: I. diplo- 
matische Gleichberechtigung im Rahmen des britischen Reiches, 2. Un- 
abhängigkeit oder 3. Anschluß an die Vereinigten Staaten. 

Die britische Reichspolitik ist, wie wir aus Vorangegangenem er- 
sehen können, vor keine leichte Aufgabe gestellt. Es fragt sich nun, ob 
es gelingen wird, die auseinanderstrebenden Kräfte des Weltreiches zu- 
sammenzuhalten. Zwei Möglichkeiten wären gegeben: Die Schaffung 
eines Reichsparlaments und Umwandlung der jetzt bestehenden Ver- 
hältnisse in ein bundesstaatsähnliches Gebilde oder ein beiderseitig zu- 
friedenstellendes Wirtschaftsübereinkommen, eine sog. Reichspräferenz. 

Die erste Möglichkeit begegnet bei den Dominien keiner großen 
Sympathie. Man fürchtet, daß dieses Reichsparlament als übergeord- 
netes Staatsorgan die von den einzelnen Dominien eingeschlagene Politik 
inihrer Mehrheit ablehnen könnte und damit wieder eine Bevormundung 
eintreten würde, von der sie sich nach langen Kämpfen endlich frei- 
gemacht hätten. | 

Auch die Reichspräferenz ist kein einfaches Problem. Die jetzige 
englische Regierung hat diesen Weg bereits beschritten, doch würde sich 
bei ihrem Ausbau eine weitgehende Schutzzollpolitik nicht umgehen 
lassen. Aber eine solche wird sich bei der starken Opposition der Labour- 
Party und der Liberalen nie durchsetzen lassen, denn schon die nächsten 
Wahlen können ein völlig anderes Bild geben. Das erste Kabinett Bald- 
win ist bereits einmal an dieser Frage gescheitert und die Konservativen 
hätten nie den letzten Sieg erringen können, wenn sie die Aufgabe ihrer 
Schutzzollpolitik nicht als Wahlversprechen gegeben hätten. 

Für beide Möglichkeiten müssen infolgedessen Kompromisse ge- 
funden werden. Von ihrem Gelingen hängt der Bestand des britischen 


Weltreiches ab. 
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DIE ZERRÜTTUNG DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT. 
Von Generaldirektor WERNER DAITZ, Lübeck. 


Die deutsche Gesamtwirtschaft ist passiv. Warum? Weil ihre 
Produktionsbilanz passiv ist. Einem Konsum von ca. 85%, der Vor- 
kriegszeit steht eine Produktion von nicht 70% gegenüber. Drei Haupt- 
gründe sind neben den Tributzahlungen und sonstigen außerpolitischen 
Erschwernissen als Folge des verlorenen Krieges sichtbar. 


1. Das Miß verhältnis von Lohn und Leistung. Das Ver- 
sprechen, das die halbgebildeten Führer den verführten Massen gaben, 
wurde in den Jahren nach Beendigung des Krieges restlos eingelöst. 
Da man auf Grund dieser Minderleistung mehr verzehrte als produzierte, 
mußte die Substanz angegriffen werden. Zunächst wurde das mobile 
Kapital aufgezehrt und sodann mit Hilfe der Inflationsmühle alle die 
halbmobilen Werte und Rücklagen, die sich nicht wehren konnten, 
zu Lohn ohne Gegenleistung vermahlen. Die Versorgungsfonds der 
Witwen, Waisen und Rentner wurden der Arbeiter- und viel zu großen 
Beamtenschaft als unverdiente zusätzliche Löhne ausgeliefert. Ein 
Teil der halbmobilen Werte flüchtete in die Sachwerte und diente zu 
deren Entschuldung. Damit kam die Mühle der Inflation zum Still- 
stand und nun mußte trotz aller dogmatischen Verranntheit dennoch 
wieder zu der Naturwahrheit der Dinge zurückgekehrt werden. 

Die Rückkehr zu Gold bedeutet: Abkehr von aller Phrase und Be- 
zahlung nach Leistung. Bedeutet: Wiedereinspielen in das natürliche 
Gleichgewicht der Dinge, Rückkehr zu Natur-Logik statt Verstandes- 
Logik. — So erzwingt heute die Natur die Einschaltung eines großen Ent- 
behrungsfaktors in Form von Millionen von Arbeitslosen, um gewalt- 
sam den Konsum der tatsächlichen Produktion anzupassen. 


2. Das Versagen der offiziellen Wirtschaftsführer. Daß 
dieser natürliche Gesundungsprozeß, den der Phrasenschwall der Par- 
teien, den tausend „soziale“ Gesetze und Verordnungen nicht ändern 
können, so lange verzögert wurde, rührt daher, daß auch die geistige 
Produktionsbilanz in Neu-Deutschland passiv ist. Es muß mit aller 
Offenheit gesagt werden, daß nicht nur die Politikerschaft und die 
Führer der Arbeiter, sondern auch 95%, der sog. Wirtschaftsführer 
versagt haben, wenigstens die in den offiziellen Organisationen und 
Spitzenverbänden sichtbaren. Auch diese Herren, die sehr oft innerhalb 
ihres Betriebes recht tüchtige und ansehnliche Leute sind, ermangeln 
in 95% der Fälle einer über ihr Spezialgebiet hinausgreifende Energie, 
Voraussicht und wirklich tiefen wirtschaftlichen Erkenntnis. — Keinem 
von ihnen offenbarte Intuition, daß neben dem Britisch-Empire sich 
ein zweites gewaltiges Imperium aus dem Chaos gegenwärtiger Welt- 
wirtschaft erhebt, und parallel dem britischen gelagert, in unlöslichem 
Ringe, den nördlichen Teil der Erdkugel umklammern wird. Das durch 
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den Krieg geschaffene weltwirtschaftliche Überdruckgebiet der United 
States verbindet sich mit dem weltwirtschaftlichen Unterdruck- 
gebiet Kontinentaleuropa-Rußland zu natürlichem Ausgleich in Geld, 
Industrieware und Bodenerzeugnissen. Ein neues Weltwirtschaftsreich, 
vielleicht mächtiger noch und dauerhafter wie das britische, in das 
Kontinental-Europa als eine Wirtschaftseinheit eintreten muß, ist im 
Entstehen begriffen. Es verlangt Umstellung jedes einzelnen Betriebes. 
Umstellung jeder Volkswirtschaft, Umstellung auf eine europäische 
Arbeitsgemeinschaft und -Verflechtung, die allein auch den um jährlich 
acht Millionen Menschen wachsenden Übervölkerungsdruck Kontinental- 
europas aufzunehmen vermag. Wohl haben die feinsten Köpfe hansea- 
tischer Wirtschaftskunst, instinktsicher das Verkehrsfundament gelegt 
durch Zusammenfügen der amerikanischen Eisenbahnen und Schiff- 
fahrt mit der deutschen und russischen, durch mancherlei private 
Konzernbildungen und Arbeitsgemeinschaften. Hanseatische Bankiers 
haben die Kanäle gegraben, durch die das auf Expansion drängende 
amerikanische Gold wieder in die durch Goldmangel erschlafften Wirt- 
schaftsadern Kontinentaleuropas und Rußlands zurückfließen kann, 
aus denen es stammt und dem es durch den verlorenen Krieg entzogen 
wurde. Wohl haben dann auch größere und kleine Komplexe binnen- 
ländischer Industrie, um des belebenden Goldstromes teilhaftig zu wer- 
den, hier und dort größere und kleinere Wirtschafts- und Kreditab- 
kommen mit den Amerikanern und Russen getroffen. Aber wer von 
diesen Wirtschaftsführern, die sich gewichtig in Verhandlungen spreizten, 
sah dieses gewaltige Geschehen, das sich auch heute noch im Dunkel 
des Unbewußten und unter ungeheuren Leiden und Schmerzen für die 
Völker vollzieht ? Wessen Schöpferkraft unter ihnen war mächtig genug, 
um diese Vision in die Tageshelle des Bewußtseins zu heben und so wie 
ein guter Arzt die Geburt dieses neuen Weltreiches zu erleichtern ? 
Keiner. — Das ist die Schuld unserer Wirtschaftsführer, gleichwertig 
der Schuld unserer Arbeiterverführer. 

Nur so auch konnte gänzlich unschöpferische und von flachesten 
Gesichtspunkten der Parteitaktik beherrschte deutsche Außenpolitik 
immer wieder diesem weltwirtschaftlichen Geschehen quer in den Weg 
laufen, um schließlich unter seine Räder zu geraten. Nur so ist verständ- 
lich — weil deutsche Wirtschaftsführer keinen Weg sahen — daß die deutsche 
Außenpolitik, bis auf den heutigen Tag nur von unbedeutenden Partei- 
taktikern geleitet, immer wieder in das Netz der britischen geriet, die 
mit Hilfe des Völkerbundes die europäischen Kontinentalvölker beherr- 
schen und durch politische Quertreibereien nach Möglichkeit das Zusam- 
menwachsen des großen nordischen, amerikanisch-europäisch-asiatischen 
Weltimperiums verhindern will, das allein die gestörte Balance of Power 
in der Weltwirtschaft gegenüber dem British Empire wieder herstellen kann. 

3. Der parlamentarische Absolutis mus. Das Vordringen 


wirklich schöpferischer Kräfte an die Spitze der Politik und der Wirt- 


DIEZERRÜTTUNG DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT 137 


schaft wird von den Gewerkschaftssekretären, Parteipolitikern und 
offiziellen Wirtschaftsführern in gleicher Weise gehemmt. Die natür- 
liche Auslese, die die Fähigsten an die Spitze bringt, die natürliche 
Demokratie (siehe Amerika), wurde durch das neudeutsche, demokratisch- 
parlamentarische System in ihr striktes Gegenteil verkehrt. Deshalb 
gelangen in Amerika die Fähigsten, in Europa-Deutschland die Un- 
fähigsten an die Führung. Deshalb regiert in Amerika die Tat, in Deutsch- 
land-Europa die Phrase. Deshalb geht es den amerikanischen Arbeitern 
gut und den europäischen schlecht; weil der erstere auf Grund seiner 
Leistung und der andere auf Grund verstandesmäßig erklügelter demo- 
kratisch-sozialer Gesetze und Verordnungen bezahlt wird. Amerika 
kennt keine Wirtschaftstheorien. Europa ist übersättigt damit: Plan- 
wirtschaft, Zwangswirtschaft, Marxismus, Kommunismus und ähnliche 
Dinge sind mittelalterlich-dogmatische Glaubenssysteme, die nur einer 
wirtschaftlichen Halbbildung und geistigen Unproduktivität in bezug 
auf wirtschaftliche Erkenntnis bei Arbeitern, Politikern und Wirtschafts- 
führern ihre Entstehung verdanken. Wir können uns einfach den parla- 
mentarischen Absolutismus mit Reichs- und ungezählten Länder- und 
Kommunalparlamenten, der der Nährboden ist für den gesamten so- 
zialen Unfug und widernatürlich wirtschaftlichen Dogmatismus, nicht 
mehr leisten. Weil wir nicht mehr aus der Substanz leben 
können. Der parlamentarische Absolutismus hat in Deutschland ein 
unschöpferisch-künstliches Gleichgewicht der Kräfte erzeugt, das der 
deutschen Wirtschaft und Mentalität eine qualitative Besonderheit, 
gegenüber der im natürlichen schöpferischen Gleichgewicht der Kräfte 
befindlichen übrigen Weltwirtschaft gibt und zugleich hindert, daß 
sich beide miteinander mischen. Die deutsche Wirtschaft schwimmt 
gleichsam wie ein Tropfen Öl auf dem Wasser der Weltwirtschaft und 
ist somit nach innen und nach außen passiv. 

Eine geistige Umstellung und Reformation ist not- 
wendig. Der parlamentarische Absolutismus, der wahrlich die Elite 
der deutschen Nation im Reichstag versammelt hat und der in ununter- 
brochener Folge Parteiführer von ungeahnter Qualität und Minister 
von fabelhafter Leistungsfähigkeit produziert, muß zunächst einmal 
in seiner verfassungsmäßigen Willkürherrschaft durch ein Oberhaus 
korrigiert werden. Ein solches Oberhaus vorzubereiten, dessen Mit- 
glieder nicht durch Parteien und Mehrheitsbeschlüsse berufen werden, 
sondern auf dem Fundament von Leistung, Können und Würde, ist 
heute wichtige Aufgabe. Gelingt sie nicht, bleibt nur der Faschismus. 

Wer soll dies Oberhaus vorbereiten und seine Idee 
propagieren? Die Parteien können es nicht. Diese Aufgabe können 
nur die Persönlichkeiten erfüllen, deren sich heute das Volk wieder 
erinnert und die es sucht wie noch nie, nachdem der allgemeine In- 
flationsnebel verdunstet und Gold wieder Gold ist. Jetzt ist Götzen- 


dämmerung in den politischen und wirtschaftlichen Organisationen 
| 11 


G 


138 DIE ZERRÜTTUNG DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT 


und unter ihren Führern beginnt die allgemeine Konkurserklärung. 
Alle diese Inflationsgrößen und Parteiminister, ob sie links oder rechts 
sitzen, werden in ihr Nichts zurückfallen, und zwar in Kürze. Diese 
heute noch in dicker Schicht oben schwimmende Hefe unseres Volkes 
wird abgestoßen werden. Damit das deutsche Volk, das noch nie so 
führerlos war, wie heute, und das allein sein unbewußter, gesunder 
Instinkt wieder auf den richtigen Weg zurückdrängt, wieder natürliche 
Führer erhält, müssen sich die außenstehenden Persönlichkeiten von 
Leistung, Können und Bildung zusammenfinden unter einer Parole: 
für ein deutsches Oberhaus; und diese Idee mit allen Mitteln 
propagieren. Dazu ist notwendig, daß eine unabhängige Propaganda- 
stelle geschaffen wird, die die Fühlung mit allen den Männern aufnimmt, 
die sich willig zeigen, diese schöpferische Wiedergeburt deutschen Geistes 
in zielbewußter Einigung ihrer Kräfte, unter Einsatz ihrer ganzen Person, 


in die Wege zu leiten. 


* * 
x 


Im Anschluß an die höchst beachtenswerten Ausführungen 
des bekannten Lübecker Reeders erhalten wir von maßgeb- 
licher Stelle der deutschen Industrie die folgende Zuschrift: 


Zeiten der Not stellen stärkere ethische Postulate auf als Zeiten des 
Wohlstandes. Der kategorische Imperativ der Pflichterfüllung recht- 
fertigt in den Augenblicken höchster Gefahr eine andere Ausdrucksweise 
als in Jahren des geruhsamen Ablaufens normaler, gradliniger Entwick- 
lung. Der Ausdruck „Drohnen- Wirtschaft“ ist hart; aber dieser Aus- 
druck findet in dem Augenblick seine Berechtigung, wo ein Volk in 
seiner Zersplitterung vergißt, daß die Existenz der Nation keine Ange- 
legenheit privat-egoistischen Wollens der unbedeutenden Individualität 
oder privat-egoistischen Wollens divergierender Interessentengruppen, 
sondern eine Zielsetzung ist, die turmhoch erhaben über dem engen 
Horizont der gruppen- oder parteimäßig gebundenen Intellektualität steht. 

In Deutschland herrscht heute diese gebundene Intellektualität, 
und nur sie. Die große Suggestivkraft leitender Ideen ertrinkt in dem 
raffiniert durchgeführten System der Herrschaft beschränkter, weil 
gebundener Mittelmäßigkeit. Man haßt die Wege beschreitende Tat wie 
das Wege bereitende Wort. Jedes Wort, das darauf hinzielt, dem heuti- 
gen System in der staatlichen Wirtschaftspolitik den Makel eigener 
Schuld auf zudrücken, wird als ketzerisch zurückgewiesen, und die Hydra 
der gegenwärtigen politischen Struktur in Deutschland wird mit allen 
Mitteln die neuen Gegner zu zerfleischen suchen; und trotzdem muß 
der Kampf immer wieder aufgenommen werden, der Kampf nämlich 
der national-ethischen Idee gegen die Herrschsucht der zahlenmäßig 
aufgepumpten Mittelmäßigkeit. 

Der grundlegende Unterschied zwischen dem System, wie es heute 
in der Politik auf jedem Gebiete herrscht, und dem System, das allein 
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zu einer Rettung führen könnte, liegt in dem Unterschied zwischen 
Kompromiß und Synthese. Der Kompromiß ist stets ein Durch- 
schnitt zweier Gegensätzlichkeiten, der nur eine halbe Wirkung zeitigen 
kann. Die Synthese dagegen ist die Zusammenfassung der wertvollen 
Kräfte jeder Richtung. Sie ist das alleinige Mittel, das an Stelle des 
Durchschnitts die Spitzenleistung setzt. 

Die Voraussetzungen, die den Schnitt in das bisherige System und 
seine Ersetzung durch ein anderes System so notwendig machen, daß 
a priori mit einer starken Stoßkraft der neuen Idee gerechnet werden 
kann, liegen in dem großen Teil der deutschen Volkswirtschaft, auf den 
das schonungslose Bild der Drohnenwirtschaft anzuwenden ist, 
und zwar hat diese Drohnenwirtschaft folgende drei Erscheinungs- 
formen: 

1. Die Welle der Arbeitslosigkeit, 

2. die Pensionslast des Staates und 

3. die geistige Inzucht des Parlamentarismus gegen- 
wärtiger Observanz. 

Es muß mit aller Deutlichkeit betont werden, daß der Vorwurf, 
der in dieser Zusammenstellung liegt, nicht gerichtet sein kann gegen 
den einzelnen Angehörigen dieses Drohnentums. Das wäre sinnlos. Der 
Pensionsempfänger ist im subjektiven Sinne absolut keine Drohne, 
d. h. keine Individualität, die leben und ernährt sein will, ohne zu arbeiten. 
Noch viel weniger trifft — generell beurteilt — den Arbeitslosen der Vor- 
wurf subjektiven Drohnentums. Denn die Fälle der Arbeitslosigkeit 
aus Arbeitsscheu sind heute zahlenmäßig als absolut irrelevant an- 
zusehen. Der entscheidende Punkt der ideellen und materiellen Kritik 
liegt nicht darin, daß die über 2 Millionen Arbeitslose und 21, Millionen 
Kurzarbeiter Drohnen am Volkskörper seien, sondern daß ihre Gesamt- 
heit in dieser Richtung wirkt. 

Ebenso steht es mit der Riesenlast der Pensionen, die vor kurzem 
für das Jahr 1926 für das Reich einschließlich der Reichsbahn und Post 
amtlich auf fast 2,2 Milliarden beziffert worden sind. Die Empfänger 
dieser geradezu grotesken Summe sind nicht im subjektiven Sinne Droh- 
nen, aber sie wirken als solche. In der heutigen Zeit muß allen Angriffen 
zum Trotz der Mut aufgebracht werden, die Wirkung dieser Erschei- 
nungen, an denen der Einzelbeteiligte noch so unschuldig ist, mit dem 
wahren Wort zu bezeichnen. 

Zu diesen beiden Gruppen tritt noch die dritte, nämlich der Par- 
lamentarismus heutiger Observanz, als besonders drückend hin- 
zu. Nicht nur, daß der parlamentarische Apparat in Deutschland eine 
für ein armes Volk wie das deutsche geradezu unverständliche Auf- 
blähung erfahren hat; das Gewicht seiner Last wirkt um so stärker, 
als er infolge seiner Parteienstruktur und Dogmenherrschaft 
nicht dazu befähigt ist, die Führerschaft an das Ruder des 
Staates zu bringen, die ihn allein sicher aus dem Sturm der 
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gegenwärtigen Nöte heraus retten kann. Hier ist das Drohnen- 
tum im objektiven Sinne weniger von materieller Bedeutung — obwohl 
diese beileibe nicht außer acht gelassen werden darf — als von ideeller, 
von national-ethischer Bedeutung. | 

Auf der einen Seite also ein Heer von Arbeitslosen, während die 
Wirtschaft nach billigen Arbeitskräften schreit, und ein Milliarden- 
strom tätigkeitslosen Pensionseinkommens, während die wirtschaft- 
lichen Betriebe an der Unmöglichkeit, ausreichende Renten herauszu- 
wirtschaften, ersticken — und auf der anderen Seite ein par- 
lamentarisches System, das die befreienden Ideen weit- 
blickender Wirtschaftsführer je nach der parteimäßigen 
Einstellung bewußt oder unbewußt sabotiert und den glän- 
zendsten, von hervorragender Stelle präsentierten Vorschlägen tod- 
feindschaftliche Opposition oder passive Resistenz entgegensetzt. Zwi- 
schen diesen Polen des volkswirtschaftlichen Wahnsinns und einer 
ideologischen Paradoxie schwimmt das Schiff des deutschen Volkes in 
einer Weise einher, daß es Tag für Tag aufs neue wundernimmt, daß es 
nicht längst an den Klippen der Unvernunft und der nationalen Diszi- 
plinlosigkeit zerschellt ist. 

Es bedarf wohl keiner Erwähnung, daß die groteske 
Tributversklavung, die Deutschland nach dem Willen der 
Gegner auf mehr als ein Menschenalter auferlegt ist, über 
kurz oder lang an ihrem eigenen Nonsens scheitert. Das gibt 
aber keinem Deutschen das Recht, im Augenblick der neuen Reparations- 
regelung Wirkungen in die Schuhe zu schieben, die sie im vergangenen 
Jahre nicht gehabt hat. Eine solche falsche Argumentierung liegt ab- 
solut nicht im nationalen Interesse; denn sie bringt eine äußerst ge- 
fährliche Blicktrübung mit sich. Eine solche Argumentierung macht 
Blinde nicht sehend, und sie stärkt Verantwortungslose in dem Gefühl 
der Verantwortungslosigkeit. Das Abschieben der Verantwortung 
für die gegenwärtige deutsche Generalkrise auf die Re- 
parationsgläubiger kann keinen anderen Erfolg haben, als 
die Letargie in den Reihen der deutschen Parteien zu ver- 
schärfen. Der Lebensspielraum des deutschen Volkes ist heute absolut 
nicht mehr so abhängig von der Gnade und Ungnade der anderen Völker, 
wie dies noch vor wenigen Jahren in weitgehendem Maße der Fall war. 
Diese günstige Entwicklung, die uns das Schicksal beschert hat, ver- 
pflichtet uns, nicht in den Gehirnen des Elyseums oder der Wall-Street, 
sondern in unserer eigenen Brust unseres Schicksals Sterne zu suchen. 
Noch ist es Zeit, die Drohnenwirtschaft zu unterbinden und den Leerlauf 
der deutschen Produktion durch eine Kursänderung, durch eine Synthese 
der aufbauenden Kräfte aller Parteien in eine Aufwärtsbewegung zu 
verwandeln. Noch ist es Zeit, die durch Parteizwang gebundene Eng- 
stirnigkeit und Intoleranz in eine Bewegung heroischer Wirkungskraft 
überzuführen. Die nachfolgenden Geschlechter werden darüber richten, 
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ob die historischen Probleme des deutschen Wirtschaftsjahres 1926 
Meister gefunden haben, oder ob ihre Lösung an der Unvernunft der 
Masse gescheitert ist. 


EUROPAS GELDKRISE. 


1.Der Kapitalbedarf. 
Von SIR GEORGE PAISH, Vizepräsident des britischen Institute of Bankers. 


Europas Geldhunger ist heute größer als je. Nie war auch das An- 
gebot an Geld im Verhältnis zum Bedarf geringer als heute. Kapitalien 
werden nicht nur benötigt, um die Bedürfnisse einer stets wachsenden 
Weltbevölkerung zu befriedigen, sondern auch, um dem Bedürfnis der 
Nationen nach einer allgemeinen Hebung des Lebensstandards zu ent- 
sprechen. Große Geldmittel werden ferner für die Bekämpfung der 
Wohnungsnot und zur Wohnungsreform in den sog. Slum-Distrikten 
mit ihrer übersetzten Bevölkerung gebraucht. Große Kapitalsummen 
werden endlich auch für den Wiederaufbau der Landwirtschaft in Ost- 
europa und Rußland benötigt, sowie für die Beschaffung moderner 
maschineller Einrichtungen, um kleinere landwirtschaftliche Betriebe 
leistungsfähig und sie zur Durchführung einer intensiven Wirtschaft 
geeignet zu machen. 

Darüber hinaus werden bedeutende Kapitalien für den Ausbau der 
Eisenbahnsysteme, für die Errichtung von Docks, Geschäftshäusern 
und Fabriken, sowie für die Ausdehnung der industriellen und Rohstoff- 
produktion in allen Teilen der Welt benötigt. Das Angebot an flüssigem 
Kapital dagegen, das wir heute zur Finanzierung der geschäftlichen 
Bedürfnisse Europas und der Welt zur Verfügung haben, ist außer- 
ordentlich knapp. Dies hat seinen Grund z. T. darin, daß große Kapital- 
mengen durch Krieg und Inflation vernichtet sind, z. T. aber auch 
durch die Umschichtung der internationalen Goldbestände durch Ver- 
schiebung der europäischen Goldreserven nach den Vereinigten Staaten. 
Auch die Steigerung der internationalen Warenpreise im Weltkriege 
und seit dessen Beendigung, sowie die hierdurch bedingte Aufblähung 
der Welthandelsziffern spielen hierbei eine große Rolle. | 

Keines der schwierigen Probleme, die die Weltwirtschaft heute zu 
lösen hat, ist wichtiger als das der Kapitalneubildung. Dieses Problem 
wird dadurch noch besonders erschwert, daß die Wirtschaftspolitik der 
einzelnen Länder sich in den letzten 12 Jahren grundlegend verändert 
hat, und daß die meisten Nationen versuchen, ihre Wirtschaft selbst- 
versorgend zu gestalten. Eine derartige Wirtschaftspolitik verkürzt 
notwendigerweise den Wirkungsgrad des vorhandenen Weltkapitals und 
steigert die Nachfrage nach neuen Geldmitteln. 

Unter den gegebenen Verhältnissen muß zunächst danach gestrebt 
werden, die bestehenden Kapitalien zu erhalten, indem man die vorhan- 
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denen Produktions möglichkeiten voll ausnützt und den internationalen 
Warenaustausch nach Kräften anregt. Hierzu ist nicht nur der Abbau 
der bestehenden Zollschranken notwendig, sondern eine Politik 
der bewußten Förderung des internationalen Warenverkehrs. Zum an- 
dern muß der Sparsinn wieder in den einzelnen Nationen geweckt 
werden. Dieser Sparsinn ist deshalb erstorben, weil die meisten Nationen 
durch die Inflation ihren Bürgern erhebliche Geldmengen konfisziert 
haben und zum andern, weil die Klassen, die heute noch in der Lage sind, 
zu sparen, eine Sparpolitik wegen der Unsicherheit der Zukunft ab- 
lehnen. Die Geldentwertung in so vielen europäischen Ländern, die die 
Ersparnisse der Mittelklasse vernichtete, ist nicht nur ein Unglück, 
dessen Größe noch gar nicht abzusehen ist, sondern es ist auch ein 
Hinderungsgrund für die Wiederbelebung der Spartätigkeit. 

In der Vergangenheit wurden Kapitalien zu einem im Vergleich zu 
ihrer Nützlichkeit verhältnismäßig geringen Prozentsatz angeboten. 
Die Kapitalisten aber, die das billige Kapital der Industrie zur Verfügung 
stellten, sind heute meist ruiniert, so daß diese Quelle für die Herbei- 
schaffung neuer Kapitalien so gut wie verstopft ist. Dies ist eine An- 
gelegenheit von größter Wichtigkeit für die Gegenwart, aber eine An- 
gelegenheit von noch größerer Bedeutung für die Zukunft. Personen, 
die über ein Einkommen verfügen, das ihnen eine teilweise Ersparnis 
ermöglicht, sind äußerst zurückhaltend im Sparen, da sie fürchten, 
daß ihnen ihre Ersparnisse durch irgend einen wirtschaftlichen Schlag 
verloren gehen könnten. Es wird bei einem solchen Vorgehen sozusagen 
eine Prämie auf die Verschwendungssucht gelegt und dies gerade 
zu einer Zeit, wo die Notwendigkeit zur Sparsamkeit so außerordent- 
lich groß ist. - 

Das Fehlen der neuen Kapitalbildung bedeutet für Europa eine be- 
sonders große Gefahr, denn die gesamte Bevölkerung muß mit 
einer Steigerung der Bevölkerungsziffer notwendigerweise 
in ihrem Lebensstandard sinken, da sich die produktive 
Betätigung zur Erzeugung neuen Kapitals nicht in ge- 
nügender Masse auswirkt. 

Mit Rücksicht auf diese Umstände ist es eine Angelegenheit von 
größter Bedeutung, daß Schritte unternommen werden, um den Lei- 
stungsgrad des bestehenden Kapitals nach Möglichkeit zu heben, in- 
dem man ihm größere Gewinnchancen bietet. Zum zweiten aber muß 
der Versuch gemacht werden, denjenigen Kapitalisten, deren Kapital 
in der Vorkriegszeit unter Vorkriegsbedingungen angesammelt wurde, 
und das deshalb nicht aus Kriegsgewinnen oder aus entwertetem Gelde 
herrührt, sondern das langsam und mit großem Opfer erspart wurde, 
ihren Verlust zu ersetzen. Nur dadurch wird es möglich sein, das Ver- 
trauen der sparenden Kreise aller Nationen wieder aufzurichten und sie 
zu veranlassen, die großen Kapitalsummen, deren die Welt heute be- 
darf, wieder zu produzieren. Der Sparwille mit anderen Worten 
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muß wieder hergestellt werden und eine solche Wiederherstellung 
ist nur möglich, indem man die Gefahr von Kapitalverlusten ausschaltet 
und eine neue Atmosphäre der Gerechtigkeit und des Vertrauens schafft. 
Nur wenn es gelingt, eine solche Atmosphäre zu erzeugen, kann man die 
Völker dazu bringen, eine gewisse Selbstdisziplin, die die Voraussetzung 
einer jeden Spartätigkeit ist, zu üben, um der Welt die neuen Kapital- 
mengen zu geben, deren sie bedarf. Das heute benötigte Kapital kann 
nicht durch eines oder zwei Länder allein beschafft werden, sondern es 
muß aus den gemeinsamen Anstrengungen aller Länder fließen und solche 
Anstrengungen werden sich nur ergeben, wenn man eine Atmosphäre 
des Vertrauens in die wirtschaftliche und politische Zukunft schafft. 
Aus diesem Grunde müssen wir wünschen, daß die Regierungen alles 
unterstützen, was Sicherheit und Vertrauen stärkt. 


2. Die Bank von Europa. 
Von Dr. W. M. Frhr. v. BISSING. 


Bei seinem kürzlichen Aufenthalt in New Vork soll der Gouverneur 
der Bank von England, Montagu Norman, mit amerikanischen 
Finanzkreisen den Plan erörtert haben, eine internationale Notenbank 
für die europäischen Staaten ins Leben zu rufen. Gründer sollen Amerika 
und Großbritannien sein, die einzigen Länder, denen die hierzu not- 
wendigen Kapitalien zur Verfügung stünden. Diese Bank hätte die euro- 
päischen Nationen wieder wirtschaftlich auf die Füße zu stellen, soll 
die fernere Entwertung der europäischen Währungen unmöglich machen 
und die allgemeine Rückkehr der Goldwährung fördern. Vor allem 
Deutschland würde ein dankbares Tätigkeitsfeld für diese Bank von 
Europa abgeben und das gesamte Institut würde dorthin vor allem eng- 
lische und amerikanische Kredite zu vermitteln haben. Diese Kredite 
aber würden die Nachfrage nach Fabrikwaren ausländischer, d. h. wohl 
englischer und amerikanischer Herkunft steigern. 


Dieser Plan hat keineswegs den Vorzug der Neuheit. Schon im Jahre 
1920 hatte der damalige belgische Finanzminister Delacroix der inter- 
nationalen Finanzkonferenz in Brüssel den Plan eines großen europäischen 
internationalen Bankinstitutes vorgelegt. Die Bank sollte verzinsliche 
Schuldverschreibungen herausgeben, die wiederum den Mittelmächten 
zum Einkauf von Lebensmitteln, Rohstoffen und sonstigen zur Wieder- 
herstellung ihres wirtschaftlichen Lebens notwendigen Gütern zur Ver- 
fügung gestellt werden sollte. Man hoffte damals auf diese Weise vor 
allem den erschütterten Kredit Deutschlands wieder herstellen zu können, 
um dann mit Hilfe dieser Darlehn die deutsche Währung zu stabilisieren. 
Dieser Plan ist seinerzeit vor allem auf Betreiben des schwedischen 
Nationalökonomen Gustav Cassel abgelehnt worden. Dieser befürchtete 
nicht mit Unrecht, daß die Emission verzinslicher Schuldverschreibungen 
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und ihre Weitergabe an zahlungsstatt die Gefahr einer allgemeinen In- 
flation mit sich bringen würde. | 

Die anscheinend geplante neue Bank von Europa muß aber erst 
recht der Ablehnung verfallen. Vor allem hat Deutschland keiner- 
lei Interesse daran, in dieses System eines internationalen 
„Federal Reserve Systems“ hineingezogen zu werden. Deutsch- 
lands Währung ist stabilisiert, Deutschland hat die Möglichkeit, mit 
Hilfe der ihm bereits gewährten Kredite auch seine Wirtschaft wieder 
in Gang zu bringen, wenn die politischen Hemmnisse, welche die Wirt- 
schaft noch beengen, beseitigt werden. Die Möglichkeit dazu ist inso- 
fern vorhanden, als in Deutschland selbst die Erkenntnis immer stärker 
werden muß, daß wir den Krieg verloren und seine Kosten zu tragen 
haben und anderseits sich auch im Ausland berechtigte und sicherlich 
wohlbegründete Zweifel an der Tragbarkeit der Daweslasten gerade in 
letzter Zeit wieder aufgetaucht sind. Um diese Zweifel unvoreingenom- 
men zu prüfen, braucht man kein internationales Bankinstitut, dessen 
Gewinnaussichten mit der Zunahme unserer Wirtschaftskrise wachsen, 
sondern ein Gremium von Sachverständigen, die vor allem die wirt- 
schaftliche Entwicklung der beiden letzten Jahre aufmerksam verfolgt 
haben. 

Deutschland braucht dieses Institut ebenfalls nicht zur Förderung 
seines Importes. Der deutsche Inlandsmarkt bietet bereits keine ge- 
nügend kaufkräftige Aufnahme für die Produkte unserer eigenen Industrie. 
Der Platz für die Erzeugnisse fremder Industrien ist daher nur ein außer- 
ordentlich beschränkter. Je mehr man ihn erweitern würde, desto mehr 
wird die deutsche Wirtschaftskrise verschärft und desto weniger wird 
Deutschland in die Lage versetzt, das Dawesgutachten auch im Rahmen 
des Möglichen erfüllen zu können. Es hat den Anschein als ob der ganze 
Plan in erster Linie von amerikanischen Kreisen ausgeht, für die natur- 
gemäß die neue internationale Bank ein geeignetes Instrument zur Ver- 
teilung der übermäßig großen amerikanischen Goldvorräte sein könnte. 
Die Engländer sind an dieser Goldbewegung keineswegs uninteressiert, da 
die Amerikaner als der wirtschaftlich stärkere Teil von maßgebendem 
Einfluß auf den Goldpreis sind und dadurch mittelbar die Gestaltung 
der englischen Währungslage und das Schicksal des Pfundes zu be- 
stimmen vermögen. Solange nicht, wie das vor dem Kriege der Fall 
war, andere wirtschaftlich starke Faktoren an einer Stabilität des Gold- 
preises interessiert sind, wird es hierzu eines engen Zusammenarbeitens 
der Bank von England mit dem amerikanischen Federal Reserve Board 
bedürfen. 

Ein geeigneteres Feld für die Betätigung der internationalen Bank 
könnten vielleicht die romanischen Staaten sein, die ebenso wie Polen 
unter zunehmender Inflation leiden und anscheinend aus eigner Kraft 
nicht in der Lage sind, ihre entwerteten Währungen entsprechend ihrer 
Kaufkraftparität zu stabilisieren. Der französische Franken und seine 
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Entwertung ist ja von außerordentlicher Bedeutung nicht nur für die 
Gestaltung der deutschen Wirtschaftslage, sondern auch durch die 
fernere Entwicklung des gesamten Weltmarktpreisniveaus. Die deutsche 
Eisen- und Stahlindustrie kann ein Lied davon singen, wie ihr allenthalben 
durch das Dazwischentreten der französischen Konkurrenz, die Valuta- 
dumping betreibt, das Geschäft verdorben wird. Die Steigerung der 
Einfuhr an französischem Zement, Leder und Parfümeriewaren zeigt, 
wie die sinkende französische Valuta zur Förderung der Einfuhr nach 
Deutschland beiträgt. Nicht anders ergeht es auch den englischen und 
amerikanischen Industrien, denen Frankreich durch Unterbietung der 
Preise auf dem Weltmarkt das Leben schwer macht. Solange sowohl 
in Frankreich wie in Belgien wie in Italien und Polen die Währung nicht 
stabil ist, ist der Weltmarkt von nicht zu übersehenden Überraschungen 
bedroht, wodurch er sich in einer ununterbrochenen Unsicherheit und 
Unentschlossenheit befindet. Wenn daher gerade die beiden mächtigsten 
Industriestaaten das lebhafteste Interesse an der Sanierung der noch 
nicht stabilen europäischen Währungen haben, so ist das wohl verständ- 
lich. Doch die Errichtung der europäischen Bank dürfte dazu nur eine 
Maßnahme der Organisation sein, die aber nicht die wesentlichen Krank- 
heitssymptome beseitigt. Das Währungselend vor allem in Frankreich, 
Belgien und Polen stammt aus der Unausgeglichenheit ihres Staats- 
haushaltes, der wiederum über Gebühr dadurch belastet wird, daß sich 
diese Länder mit einer militärischen Rüstung versehen haben, die ihr 
geschwächter wirtschaftlicher Körper nicht zu tragen vermag. In allen 
drei Ländern hat man durchaus verkannt, daß politische Aspirationen 
nur dann durchführbar sind, wenn sie von der materiellen Macht unter- 
stützt werden können, und daß die materielle Macht nicht allein in 
einem Übergewicht an Soldaten, Kanonen und Fliegern besteht, son- 
dern auch in den finanziellen Mitteln, eine solche Heeresmacht auf die 
Dauer zu unterhalten. 

Die europäische und die gesamte Weltwirtschaft wird 
daher erst gesunden können, wenn sich in Frankreich so- 
wie den andern Inflationsländern diese Erkenntnis durch- 
gerungen hat. Sie zu fördern, wäre ein Ziel auch für die 
amerikanische Wirtschaftspolitik. Deutschland hat in und 
seit Locarno bereits mehr dafür getan, als vielleicht im 
deutschen Interesse gut war. 


KAUFKRAFT UND KRISE. 
Von Dr. Otto MEESMANN, Leverkusen. 


Die deutsche Volkswirtschaft befindet sich auf einem bisher noch 
nicht erreichten Tiefstand. Arbeitslosenzahlen, Konkurse und Aktien- 
bewertung reden eine unwiderlegliche Sprache. An Vorschlägen zur 
Beseitigung dieser Notlage mangelt es nicht. Ein Wirtschaftsprogramm 
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jagt das andere. Die bestdurchdachten Programme helfen aber nichts, 
wenn die Taten fehlen. Dabei wird zumeist die Hauptwurzel des Übels 
übersehen. Die hohen Steuern, die hohen Frachten, die hohen Zinsen, 
sind sie nicht auch die Auswirkungen der uns auferlegten Kriegstribute ? 
Doch dürfen sie nicht hindern, unsere deutsche Volkswirtschaft wenig- 
stens im Innern wieder auf eine gesunde Grundlage zu stellen. Im Innern 
sind wir frei, nach außen sind wir Knechte. 

Der Reichsverband der Deutschen Industrie hat in seiner Denk- 
schrift „Deutsche Wirtschafts- und Finanzpolitik“ vom Dezember 1925 
wertvolle und beherzigenswerte Vorschläge gemacht. Aber trotz der 
inzwischen noch gesteigerten Not ist man weit davon entfernt, die un- 
vermeidlichen Schlußfolgerungen zu ziehen. Es kann dies insofern nicht 
wundernehmen, als die Meinungen über die Ursachen der Krise und über 
die Mittel, die zu ihrer Behebung führen können, noch stark auseinander- 
gehen. Am lautesten ertönt der Ruf: Durch Lohnerhöhungen muß die 
Kaufkraft der breiten Schichten unseres Volkes gesteigert werden. 
Diese Auffassung ist außerordentlich weit verbreitet, bedeutet aber 
trotzdem oder vielleicht gerade deshalb einen gewaltigen Irrtum. Sie 
verdient unbedingt eine nüchterne, klare Widerlegung. Ein Versuch 
soll hiermit unternommen werden. 

Zunächst einmal die Klarstellung einer grundsätzlichen Frage. Immer 
und immer wieder werden in der Öffentlichkeit die Gegensätze zwischen 
Unternehmer und Arbeiter beleuchtet.. Ja man versucht, sie mit den 
Mitteln schnöder Demagogie noch. weiter zu vertiefen. Es wird den Ar- 
beitern vorgeredet, die „Kapitalisten“ hätten einzig das Bestreben, die 
Löhne zu drücken, um dadurch möglichst hohe Gewinne in die eigenen 
Taschen zu stecken. Diese vergiftende Saat hat schlimme Früchte ge- 
tragen. Noch heute sehen wir trotz aller Bedrängnis von außen, daß 
weite Kreise unseres Volkes es vorziehen, sich mit den Bedrückern des 
Vaterlandes verständigen zu wollen, alsmit den schicksalsverbundenen 
Volksgenossen, die als Unternehmer die deutsche Wirtschaft durch alle 
Klippen der Nachkriegszeit hindurchgeführt und damit Staat und Volk 
bisher vor dem Schlimmsten bewahrt haben. 

Nein, die Unternehmer haben nicht das geringste Interesse an ge- 
drückten Löhnen! Nur gut besoldete Arbeiter werden imstande sein, 
gute Leistungen zu vollbringen. Hier liegt das gemeinsame Interesse 
von Unternehmern und Arbeitern, ein Interesse, das weit schwerer 
wiegt, als alle übrigen Gegensätzlichkeiten minderer Natur. 

Gute Löhne fallen aber nicht vom Himmel. Sie müssen erarbeitet 
werden. Sie sind bedingt durch die Produktion. Lohnerhöhungen 
haben daher für den Arbeiter nur dann einen Nutzen, wenn gleichzeitig 
eine Steigerung der Produktion erfolgt. Wer also dem Arbeiter in Wahr- 
heit helfen will, der muß mit allen Mitteln nach vermebrter Produktion 
streben. Dabei ist es eine unerläßliche Voraussetzung, daß die Pro- 
duktionskosten nicht eine Höhe erreichen, die den Absatz, den Verkauf 
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der Produkte, zur Unmöglichkeit macht. Das ist der rechte Sinn der 
Unternehmerrufe. 


Mit dieser Erkenntnis haben wir zugleich den Kern unserer schweren 
Wirtschaftskrise berührt: Die deutschen Produktionskosten sind zu 
hoch! Wir können nicht mehr auf dem Weltmarkt mit den Erzeugnissen 
des Auslandes konkurrieren. Und auf dem inneren Markt, der wichtig- 
sten und sichersten Stütze der Volkswirtschaft, fehlt die Kaufkraft 
unserer einheimischen Bevölkerung. 


Also muß die Kaufkraft der breiten Schichten unseres Volkes ge- 
stärkt werden. Das von den Gewerkschaften geforderte Mittel einer 
Lohnerhöhung müßte das Übel notwendig vergrößern. Die Leidtragenden 
wären in erster Linie die Arbeiter selbst. Ein Beispiel soll die e 
dieser betrübenden Behauptung erhellen. 


Eine von der Umwelt abgeschlossene Volkswirtschaft brauche zur 
Ernährung der Bevölkerung eine Roggenmenge von 1 Million Tonnen. 
Alle übrigen Bedürfnisse seien einmal ausgeschaltet. Die Kaufkraft 
der Bevölkerung, d. h. die zum Ankauf dieser Roggenmenge verfügbaren 
Geldbeträge, beliefe sich auf 150 Millionen Mark. Dann kostet eine 
Tonne Roggen 150 Mark. 


Nun gehe die Erntemenge infolge verschiedener Umstände um 
250000 Tonnen zurück. Es verblieben demnach 750000 Tonnen Roggen. 
Die zum Ankauf des Roggens zur Verfügung stehende Geldmenge von 
150 Millionen sei jedoch erhalten geblieben. Nun wird also der Roggen 
— da Zufuhren aus dem Auslande nicht möglich sind — 200 Mark die 
Tonne kosten. Das aber sei ein Preis, den die Lohnarbeiter mit ihren 
geringen Einkünften nicht bezahlen können. Sie fordern daher Lohn- 
erhöhungen. Diese werden ihnen nach einigem Widerstand in einer 
Höhe gewährt, daß nunmehr für den Roggenankauf nicht mehr 150, 
sondern 200 Millionen Mark zur Verfügung stehen. Die Kaufkraft scheint 
damit gestiegen zu sein. Aber es ist nur ein Schein, denn die Roggen- 
menge wurde ja durch die Lohnerhöhungen nicht vermehrt. Es stehen 
demnach jetzt 200 Millionen Mark Kaufkraft derselben Produktion von 
750000 Tonnen gegenüber. Was ist die Folge? Der Roggen wird jetzt 
nicht mehr 200 Mark, sondern 266,66 Mark je Tonne kosten. Die Dummen 
aber sind die Arbeiter, denen man vorgeredet hat, daß Lohnerhöhungen 
sie wohlhabender machen würden. Die Wirklichkeit beweist das Gegen- 
teil. 


Man wird vielleicht einwenden, daß dieses Beispiel nicht maßgebend 
sein kann, da die Zufuhren vom Ausland ausgeschaltet seien. Das ge- 
schah aber nur deshalb, um ein möglichst einfaches Beispiel zu geben. 
Tatsächlich kann allerdings ausländischer Roggen zur Bedarfsdeckung 
und zum Preisausgleich herangezogen werden. Berücksichtigt man aber 
diese Möglichkeit, dann darf eine weitere Folge nicht außer acht gelassen 
werden. 
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Es besteht kein Zweifel, daß die Löhne, rein wirtschaftlich betrachtet, 
den wichtigsten Produktionskostenfaktor darstellen. 70 bis 80%, ent- 
fallen im Durchschnitt aller Warenpreise auf den Anteil der Löhne. 
Man hat zuverlässig ausgerechnet, daß bei dem Bau eines Hauses letzten 
Endes die Gestehungskosten sogar zu rund 90%, aus Löhnen bestehen. 
Wenn also Lohnerhöhungen eintreten, so muß dieser Umstand die Pro- 
duktionskosten noch weiter steigern. Überteuerte Preise sind die Folge. 
Diese machen den Wettbewerb auf dem Weltmarkt zur Unmöglichkeit. 
Heute sind wir aber noch mehr als in der Vorkriegszeit auf den Absatz 
unserer Waren im Ausland angewiesen. Es ist bekannt, daß die deutsche 
Landwirtschaft nur einen Teil unserer Bevölkerung mit den zum Lebens- 
unterhalt erforderlichen Nahrungsmitteln ausreichend versorgen kann. 
Es ist weiter bekannt, daß wir ein rohstoffarmes Land sind. Wir müssen 
Baumwolle und Wolle in großen Mengen einführen, um unsere Bevölke- 
rung zu kleiden. Wir müssen vom Ausland Erze beziehen, um unsere 
Eisenindustrie und die auf dem Eisen aufbauenden Industrien und 
ihre Arbeiter beschäftigen zu können. 

Diese vom Ausland bezogenen Güter stellen aber keine Geschenke 
dar, sondern müssen bezahlt werden. Da wir über keine Goldminen 
verfügen, sind wir darauf angewiesen, die eingeführten Nahrungsmittel 
und Rohstoffe mit möglichst hochwertigen Erzeugnissen unserer Arbeit 
zu bezahlen. Der Wert unserer Ausfuhr muß so groß sein, daß wir mit 
dem Erlös nicht nur unsere Arbeiter entlohnen, sondern auch die er- 
forderlichen Rohstoffe für unsere Industrie und die unentbehrlichen 
Nahrungsmittel für unsere Bevölkerung im Ausland kaufen können. 
Das wird aber nur dann gelingen, wenn unsere Waren konkurrenzfähig 
sind, d. h. sie müssen besser und vor allem billiger sein als die gleich- 
artigen Waren des Auslandes. 

Ist dies nicht der Fall, so stellt sich als Folge eine verringerte Ausfuhr 
ein, die zu einer Verringerung des Lebensspielraumes unserer Bevölke- 
rung führen muß. Alle Auslandsanleihen dürfen nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß wir auf die Dauer nicht mehr vom Ausland kaufen können, 
als wir auf dem Weltmarkt an Waren absetzen oder sonst verdienen 
können. | 

Es zeigt sich demnach klar und offen, daß Lohnerhöhungen allein 
keine Besserung, sondern im Gegenteil eine Verschlechterung der Ver- 
hältnisse, namentlich aber der Lage unserer Arbeiter bewirken müssen. 

Wenn nun die Kaufkraft nicht auf dem Wege über Lohnerhöhungen 
gesteigert werden kann, wie soll es dann geschehen ? Die eindeutige 
Antwort lautet: Einzig und allein durch eine Senkung der 
Produktions- und auch der Verteilungskosten. 
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DIE ZUKUNFT DER DEUTSCH-ENGLISCHEN 
HANDELSBEZIEHUNGEN. 


Von GILBERT C. LAYTON, Herausgeber des „Economist“, London. 


Die Ziffern der englischen Handelsstatistik des Jahres 1925 enthalten 
außerordentlich wertvolle Aufschlüsse über die Tendenzen im englischen 
Außenhandel. Sie geben auch dem deutschen Exporteur manchen Finger- 
zeig, obwohl sich nicht leugnen läßt, daß die allgemeinen Schlußfolge- 
rungen, die aus den Ziffern des Handelsverkehrs zwischen Deutschland 
und England gezogen werden können, für die deutsche Wirtschaft 
wenig günstig sind. 

Die Hinderungsmomente der deutschen Wirtschaft, die vor allem 
in einer akuten Kapitalknappheit und in einem durch zu starke Be- 
steuerung hervorgerufenen hohen Preisspiegel bestehen, sind vielleicht 
unvermeidbar gewesen, wenn man sich die Entwicklung der letzten 
6 Jahre vor Augen hält. Ein Gleiches läßt sich indessen kaum von den 
äußeren Schwierigkeiten sagen, wie sie z. B. in der schutzzöllnerischen 
Richtung der englischen Wirtschaftspolitik gegeben waren. Obwohl 
sich die wirtschaftspolitischen Experimente der englischen Regierung 
nach außen hin gegen die Einfuhr aus allen Ländern richten, so muß 
man doch — selbst vom englischen Standpunkt aus — feststellen, daß 
deren Wirkung sich in der Hauptsache gegen Deutschland richtete. 
In einer großen Übersicht über die Handelsbeziehungen sollten diese 
schutzzöllnerischen Tendenzen, auf deren Auswirkungen ich später zu 
sprechen komme, aber nicht übertrieben in Rechnung gestellt werden. 
Für einige besondere Industriezweige, vor allen Dingen für die deutsche 
chemische Industrie, die Industrie der Textilhandschuhe und der Pianos 
bildeten sie zweifellos die Quelle größter Beunruhigung, doch machen 
diese verschiedenen Industrieprodukte im allgemeinen Außenhandel 
Englands nur einen verhältnismäßig geringen Teil aus. Man muß aber 
anderseits auch bedenken, daß die Erhöhung der deutschen Zollsätze 
den englischen Exporteur in womöglich noch schärferer Weise getroffen 
hat. Hierauf wird auch stets von den englischen Kritikern gebührend 
hingewiesen. Mögen alle diese Tendenzen nun aber unvermeidlich ge- 
wesen sein, oder mögen sie sich haben vermeiden lassen, es solle bei einer 
allgemeinen Betrachtung jedenfalls die Erweiterung der Handelsbezie- 
hungen zwischen beiden Ländern voll gewürdigt werden. 

Die Handelsstatistik zeigt, daß die Einfuhr Englands aus Deutsch- 
land sich von £ 37 Millionen im Jahre 1924 auf £ 48 Millionen im ver- 
gangenen Jahre hob. Dies bedeutet eine Zunahme von etwa 30%. Die 
Ausfuhr Großbritanniens nach Deutschland auf der anderen Seite zeigte 
eine viel geringere Zunahme, indem sie von £ 421, Millionen im Jahre 
1924 auf £ 441% Millionen im Jahre 1925 stieg. Zum ersten Male 
seit einer Reihe von Jahren ist daher der Handelsverkehr 
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zwischen beiden Ländern für Deutschland wieder aktiv 
geworden. Ein Vergleich des Jahres 1925 mit 1924 zeigt daher eine 
erfreuliche Erholung von den ungünstigen Wirkungen der Depression, 
die auf die Ruhrbesetzung durch Frankreich und die Stabilisierung 
der deutschen Währung folgte. 

Zieht man dagegen den Vergleich mit dem Jahre 1913 heran, so 
sind die Ziffern weniger erfreulich. Vor dem Kriege nämlich betrug 
Großbritanniens Einfuhr aus Deutschland etwa £ 801, Millionen, wäh- 
rend seine Ausfuhr nach Deutschland etwa £ 50 ½ Millionen ausmachte. 
Mit anderen Worten, die deutsche Einfuhr Englands im Jahre 1925 
betrug nicht viel mehr als die Hälfte derjenigen vor dem Kriege, während 
die britischen Lieferungen an Deutschland sich stark den Werten des 
Jahres 1913 näherten. Man muß natürlich hierbei bedenken, daß die 
Preise der Nachkriegszeit erheblich über denjenigen der Vorkriegszeit 
liegen, so daß im allgemeinen ein starkes Nachlassen des Handelsverkehrs 
zwischen beiden Ländern als Folge des Krieges feststellbar ist. 

Dabei ist der britische Einfuhrhandel nicht etwa durch den Welt- 
krieg in seinem Umfange verringert worden, denn die Berechnungen, 
die vom englischen Handelsamte über die Verschiebung des englischen 
Außenhandels durch den Weltkrieg aufgestellt worden sind, haben er- 
geben, daß der Gesamtumfang der englischen Einfuhr sich im vorigen 
Jahre sogar auf etwa 8% über dem Niveau des Jahres 1913 bewegte. 
Deutschland ist also nicht in der Lage gewesen, seinen Anteil an der eng- 
lischen Einfuhr aufrecht zu erhalten, wenngleich festgestellt werden 
kann, daß es ihm gelungen ist, seine Position besonders im Jahre 1925 
zu bessern. Die Wareneinfuhr aus Deutschland machte im Jahre 1913 
etwa 10,46%, der gesamten englischen Einfuhr aus, sie betrug aber nur 
3,76% im Jahre 1925. Ist dieses Bild auch unerfreulich, so muß man doch 
bedenken, daß Englands Einfuhr aus Deutschland im vergangenen 
Jahre — obwohl nur / des Umfanges des Jahres 1913 betragend — 
doch schon etwa doppelt so groß war als im Jahre 1920. 

Die Änderungen im deutsch-englischen Handelsverkehr 
lassen sich daraus erklären, daß sich das Schwergewichts- 
zentrum des englischen Einfuhrhandels in den letzten 
12 Jahren stark verschoben hat. Mit einigen Ausnahmen, von 
denen Italien, Holland und Dänemark die wichtigsten sind, ist der 
Handelsverkehr Englands mit allen europäischen Ländern stark gesunken, 
während der Anteil Kontinentaleuropas am Gesamteinfuhrhandel Eng- 
lands im Jahre 1913 noch 41% betrug, machte er im vergangenen Jahre 
nur etwa 33% aus. Den Hauptvorteil hat hiervon das englische Weltreich 
selbst gehabt. Sein Anteil stieg von 25% auf 30%. Man kann die Si- 
tuation etwa dahin zusammenfassen, daß man sagt: Das britische 
Empire hat im Handel unter sich das gewonnen, was Deutschland und 
die anderen europäischen Länder im Handels verkehr mit England ein- 
gebüßt haben. Die Vereinigten Staaten, die während des Krieges stark 
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im englischen Außenhandel vordrangen, haben viel von ihrem Vorteil 
eingebüßt. Sie waren im Jahre 1913 mit 18% an der englischen Einfuhr 
beteiligt, stiegen bis zum Jahre 1920 auf etwa 29%, um im Jahre 1925 
auf 19% zurückzufallen. 

Wenn wir noch auf einige wichtige Industriezweige im Handels- 
verkehr zwischen beiden Ländern eingehen wollen, so fällt zunächst 
der starke Rückgang in der Einfuhr von raffiniertem Zucker aus 
Deutschland auf. Diese Einfuhr hatte im Jahre 1924 einen Wert von 
etwa £ 745000, im Jahre 1925 aber nur einen solchen von £ 152000. 
Da Großbritannien im letzten Jahre für etwa £ 14 Millionen an raffinier- 
tem Zucker einführte, liegt der Schluß nahe, daß es von deutscher Seite 
vielleicht angebracht ist, diesem Zweige des englischen Importhandels 
mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Eine ähnliche Gelegenheit bietet 
sich meiner Meinung nach für den deutschen Weinhandel, der bei 
einer Gesamteinfuhr Englands im Werte von £ 6,70 Millionen im ver- 
gangenen Jahr mit nur £ 160000 beteiligt war. Im Handelsverkehr in 
Erzeugnissen in der Eisen- und Stahlindustrie machen sich 
die Auswirkungen des Friedensvertrages in schärfster Weise bemerk- 
bar. Von der englischen Rohstahleinfuhr im Werte von £ 4,32 Millionen 
lieferte Belgien im vergangenen Jahre £ 1,85 Millionen, Frankreich 
£ 1,63 Millionen und Deutschland nur £ 173000. Auch in der Lieferung 
von Wolltextilien steht Frankreich an erster Stelle, während Deutsch- 
land trotz der Wiedereinführung eines 33 ½ proz. Zolles im vergangenen 
Jahre nahezu 1 Million mehr Uhren nach Großbritannien sandte als 
im Jahre 1924. Es kontrollierte etwa 85% dieses Handels. 

Deutschland hat noch nicht seine frühere Stellung im englischen 
Markte wiedergewonnen, doch haben die letzten Jahre eine erfreuliche 
Belebung des Handels verkchrs zwischen beiden Ländern gebracht, die 
um so bedeutsamer angesprochen werden muß, wenn man die schwere 
Depression der deutschen Industrie in Rechnung stellt. Wenn sich 
die welt wirtschaftliche Lage — wie dies anzunehmen ist — 
weiterhin konsolidiert, so wird der britische Markt sicher- 
lich für den unternehmungslustigen deutschen Exporteur 
reiche Möglichkeiten für gewinnbringende Geschäfte bieten. 

Sicherlich ist die protektionistische Tendenz der englischen Handels- 
politik in Deutschland ziemlich ungnädig vermerkt worden. Man virft 
der englischen Regierung vor, daß sie die einleitenden Bestimmungen 
zu dem Handelsabkommen zwischen Deutschland und England zwar nicht 
dem Wortlaute, aber doch dem Geiste nach breche. Die Gründe für diese 
sehr weit verbreitete Auffassung liegen nahe. Man braucht nur an die 
Wiedereinführung der sog. Mac Kenna Zölle auf Motorwagen, Filme usw. 
zu denken oder an die neuen Zölle auf Seide und Spitzen und an die ver- 
schiedenen Schutzmaßnahmen im Interesse gewisser Industriezweige, die 
kürzlich die Einfuhr von Stahlwaren, Leder- und Stoffhandschuhen, 
Glühstrümpfen und anderer Artikel verteuerten. Eine Abordnung aus 
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Deutschland, die längere Zeit in London mit dem englischen Handels- 
amt verhandelte, hat darauf hingewiesen, daß viele dieser Zölle, die 
sich scheinbar gegen die Einfuhr überhaupt wenden, in Wirklichkeit 
gegen Deutschland gerichtet sind. Die Abordnung ist dann aber, ohne 
eine befriedigende Einigung mit der britischen Regierung erzielt zu 
haben, wieder nach Deutschland zurückgekehrt. Man hat die Verhand- 
lungen dann eingehend in der deutschen Presse behandelt, doch haben 
die meisten Autoren das Problem doch zu sehr vom deutschen Stand- 
punkte aus behandelt. Die nachfolgende Übersicht, die in sachlicher 
Weise den Standpunkt eines kommerziell nicht interessierten englischen 
Zuschauers wiederzugeben versucht, dürfte daher in Deutschland von 
einigem Interesse sein. 

Zunächst muß darauf hingewiesen werden, daß die britische Regierung 
in durchaus prekärer Lage ist. Viele der gegenwärtigen Kabinettsmit- 
glieder — aber nicht alle — sind dieselben Personen, die sich im Jahre 
1923 an das Land mit einem Schutzzollprogramm wandten, mit dem sie 
dann eine schwere Niederlage erlitten. Sie kehrten im nächsten Jahre 
mit großer Mehrheit zur Regierung zurück, nicht deshalb, weil etwa das 
Land inzwischen seine Meinung in der Wirtschaftspolitik vom Frei- 
handel zum Schutzzoll umgestellt hatte, sondern einzig und allein deshalb, 
weil man den sehnlichen Wunsch nach einer stabilen Regierung hatte 
und der Auffassung war, daß nur die Konservativen eine derartige 
Regierung bringen könnten. Mr. Baldwin, der gegenwärtige Premier- 
minister, legte sich damals für die Partei dahin fest, keine allgemeine 
Maßnahme, die nach Schutzzoll aussehen könnte, einzuführen, doch 
behielt er sich das Recht vor, lebenswichtige Industrien des Landes, 
die etwa einer unfairen Konkurrenz des Auslandes ausgesetzt seien, zu 
schützen. Er hat dieses Versprechen späterhin noch dahin 
erweitert, daß Industrieschutz nicht etwa eine Politik 
darstellen sollte, die einem verschleierten Schutzzoll ähn- 
lich sähe. 

Die konservative Partei — darauf muß dauernd hingewiesen werden 
— bleibt protektionistisch. Gegenwärtig sind indessen drei verschiedene 
Strömungen in ihr vorhanden, nämlich eine Minderheit, die heute wie 
ehedem mit den Freihändlern kokettiert, eine Mehrheit, die mit dem 
Schutzzoll sympathisiert, jedoch auf dem Standpunkt steht, daß eine 
ausgesprochene Schutzzollpolitik gerade im Hinblick auf die Ver- 
sprechungen während der Wahlkampagne und mit Rücksicht auf die 
Zukunft gefährlich sei, während eine kleine Gruppe von ausgesprochenen 
Schutzzöllnern vorhanden ist, die keineswegs einen Hehl aus ihrer Auf- 
fassung machen. In die erste Gruppe können wir vielleicht den Schatz- 
kanzler, in die zweite Gruppe den Premierminister und in die dritte 
Gruppe den Kolonialminister und den Präsident des Handelsamtes ein- 
rechnen. Die liberale Opposition und die Labour-Party sind natürlich 
beide freihändlerisch eingestellt. 
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Wie hat sich nun die gegenwärtige Regierung bisher in der Zollfrage 
verhalten? Wie andererseits werden die verschiedenen Strömungen in 
der konservativen Partei die künftige Politik des Landes beeinflussen ? 
Die Antwort hierauf ist, daß die Regierung sich bisher nicht in einer 
bestimmten Richtung hin festgelegt hat. Sie hat zwar ziemlich lebhaft 
mit dem Feuer gespielt, eine Festlegung aber immer geschickt vermieden, 
wenn es sich darum handelte, irgendwie Farbe zu bekennen. Das Budget 
des letzten Jahres war durchaus das eines sich auf seinem Posten ziem- 
lich unwohl fühlenden Freihandelskanzlers, der gleichzeitig sich vor die 
Aufgabe gestellt sah, für erhöhte Ausgaben Deckung zu schaffen und 
die großen Industrieunternehmungen durch eine Verminderung der 
Einkommensteuer schonen wollte. 

Der Industrieschutz ist schon eine etwas größere Gefahr. Deutsche 
Exportkreise sind durch die Leichtigkeit mit der gewisse englische 
Industriezweige günstige Urteilssprüche für die Auferlegung von Zöllen 
von dem Untersuchungsausschuß erhalten konnten, peinlich berührt 
worden. Sicherlich haben hierbei aber Übertreibungen aller Art mit- 
gespielt; in vielen Fällen sind die Dinge in einem falschen Lichte darge- 
stellt worden. Hierfür einige Beispiele. Bisher haben sich etwa 24 In- 
dustriezweige wegen Schutzes an die Regierung gewandt, 13 davon — 
die Namen werden nicht bekannt gegeben — sind gleich von vornherein 
vom Handelsamt abgewiesen worden. Von den übrigbleibenden wurde 
ein Industriezweig — Eisen und Stahl — einem besonderen Unter- 
suchungsausschuß überwiesen und dieser Untersuchungsausschuß, dem 
sogar verschiedene Kabinettsmitglieder angehörten, und der unter 
Leitung des Premierministers selbst tagte, hat sich in einem recht wenig 
günstigen Sinne für die Auferlegung eines Einfuhrzolles ausgesprochen. 
Die Regierung war sich hierbei scheinbar klar, daß mit einem Schutzzoll 
auf eine so wichtige Industrie die Lücke für eine ganze Reihe von anderen 
Industriezweigen geöffnet wäre. Diese Haltung also ist durchaus viel- 
sagend, da Eisen und Stahl tatsächlich eine der wichtigsten Schlüssel- 
industrien des Landes ist. 

Von den anderen verbleibenden 10 Anträgen, die von dem Aus- 
schuß für die Industrieschutzgesetzgebung untersucht wurden, waren 
drei ohne Erfolg, nämlich die auf Superphosphate, Aluminiumgeräte, 
Bürsten und Besen. Fünf Anträge erzielten eine günstige Entscheidung 
und nur vier sind bis zum Antragsstadium vorgedrungen, nämlich 
Spitzen, Messerschnittwaren, Leder- und Stoffhandschuhe, sowie Glüh- 
strümpfe. Ein fünfter Antrag, nämlich derjenige der Industrie der 
Papp- und Einwickelpapiere, wurde fallen gelassen. Zwei Entscheidungen 
des Ausschusses stehen noch aus. 

Diese Zusammenstellung ergibt, daß die Entwicklung für die ein- 
gefleischten Schutzzöllner doch recht enttäuschend ist. Wenn von 22 An- 
trägen nur vier erfolgreich sind, und darunter sich keine einzige In- 


dustrie befindet, die als Schlüsselindustrie anzusprechen ist, so ist das 
12 
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immerhin in einer Zeit, wo sich eine starke Bewegung zum Schutzzoll 
bemerkbar macht, vielsagend. | 

Eine gewisse Unsicherheit für die Zukunft verbleibt natürlich. 
Jede Industrie kann sich wegen eines Schutzzolles an die Regierung 
wenden und das Handelsamt hat es durch die Zusammensetzung der 
Ausschüsse sehr in der Hand, die Entscheidung zu beeinflussen. Trotz- 
dem bleibt eine prinzipielle Haltung der Regierung bestehen, die man 
durchaus nicht als protektionistisch bezeichnen kann. Minder wichtige 
Industriezweige mögen Zollschutz erhalten, ein allgemeiner 
Zollschutz aber ist zurzeit der gegenwärtigen Regierung, 
in welcher Form auch immer, unwahrscheinlich. 


FREIER WETTBEWERB IM WELTVERKEHR. 
Von Dr. ARTHUR Dix. 


Nie war das große Verkehrswesen auch nur annähernd so wirklich 
weltumspannend wie heute, so vielseitig entwickelt wie heute und 
weitestgehender Bewegungsfreiheit so dringend bedürftig wie heute. 
Eisenbahnen und Dampfschiffahrt, Luftschiffe und Flugzeuge, in ge- 
wissem Grade auch das Auto, dienen dem internationalen Verkehr 
und haben sein Tempo zu größter Beschleunigung gebracht. 

Vor allen Dingen ist es der Luftverkehr, der umwälzend zu wirken 
bestimmt ist, wenn er sich nur in voller Freiheit entfalten kann. 
Er vermag in wenigen Tagen rund um den ganzen Erdball zu führen. 
Er ist seiner Natur nach mit seinen ungeheuren Möglichkeiten der Raum- 
überwindung unbedingt international eingestellt und verträgt, wenn 
er zu gesunder Entwicklung kommen soll, keine monopolistischen 
‚Einschränkungen, keine Verstaatlichungen, keine einsei- 
tigen Behinderungen politischer Art. 

Man darf im Verkehrswesen der Gegenwart nicht etwa kommen mit 
einem vergleichenden Hinweis auf die Eisenbahnverstaatlichung 
unter Bismarck. Sie bedeutet einen ganz besonders gearteten 
Einzelfall, eine Lösung großer Verkehrsfragen, wie sie in dieser Form 
und in diesem Ausmaß nur möglich, zweckmäßig und erträglich war 
in jenem einzigartigen preußischen „Obrigkeitsstaat“, der durch die zwei 
Jahrhunderte von 1713—1914 ein Beamtentum entwickelt hatte, wie 
es an Integrität, an Pflichtgefühl, an Selbstverständlichkeit des Auf- 
gehens im Dienste des gesamten Staates nirgends überboten, nirgends 
außerhalb Deutschlands in dieser Weise erreicht werden konnte. Die 
verstaatlichten preußischen Eisenbahnen dienten tatsächlich in vollstem 
Ausmaße den Interessen des Staates, den Interessen der 
Gesamtbevölkerung. Wie weitblickend diese Interessen aller Landes- 
teile und aller Bevölkerungskreise auch in der Zeit nach Bismarck wahr- 
genommen wurden, wie nicht etwa einseitige eisenbahn-fiskalische Rück- 
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sichten maßgebend waren, sondern die Erkenntnis, daß die Förderung 
des Verkehrs auch auf im einzelnen zunächst unrentabel erscheinenden 
Linien durch die Hebung der Kultur und Wirtschaft, dem- 
gemäß auch durch die Hebung der allgemeinen Steuerkraft, schließlich 
doch wieder dem Staatsganzen und auch der Staatskasse zunutze 
kamen — dafür einen sprechenden Beleg aus eigenen Erfahrungen: 
Ende 1901 hielt ich auf Veranlassung des Verbandes ostdeutscher 
Industrieller gelegentlich seiner Hauptversammlung in Posen einen Vor- 
trag über die damals noch reichlich rückständigen Eisenbahnverkehrs- 
verhältnisse in den Ostprovinzen, der mit der Aufstellung eines zu jener 
Zeit sehr weitgehenden Programms der Verkehrsverbesserung schloß. 
Es wurde nicht nur eine beträcht- 
liche Anzahl neuer Eisenbahn- 
linien größeren und kleineren Um- 
fangs gefordert,sondern auch eine 
ganz durchgreifende Verbesserung 
der fahrplanmäßigen Verbindun- 
gen auf den bestehenden Linien; 
jedenfalls ein Gesamtprogramm, 
das an den Staatssäckel so be- 
deutende Anforderungen stellte, 
daß wohl alle Zuhörer in diesem 
Programm eine Maximalforde- = S —— 
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mehr oder weniger begrenzten verhinderte 
Teilen gehofft werden konnte, internationale Luftverbindungen mit Berlin 
sahen. Die Leiter des Verbandes 

ostdeutscher Industrieller übergaben dieses gedruckte Programm dem da- 
maligen preußischen Ministerpräsidenten Fürsten Bülow, dem Eisenbahn- 
minister Budde, dem Finanzminister v. Miquel und den zuständigen Ober- 
präsidenten. An allen diesen Stellen herrschte das gleiche Verständnis für 
die Notwendigkeit kultureller Erschließung des preußischen Ostens, und 
auch der Finanzminister drückte den Daumen nicht allzu stark auf den 
Beutel. Mit besonderem Eifer nahm sich der Eisenbahnminister der Ver- 
besserung des östlichen wie überhaupt des preußischen Verkehrswesens an 
und bewies damit einen verkehrspolitischen Weitblick, der seine Berufung 
auf diesen wichtigen Posten vollauf rechtfertigte. In gewissen liberalen 
Kreisen hatte sich seinerzeit gegen diese Berufung eine scharfe Opposition 
geregt, da man den Posten durch einen alten Fachbeamten aus dem Eisen- 
bahnministerium besetzt sehen und nicht anerkennen wollte, daß der 
Chef der Eisenbahnabteilung des Großen Generalstabes gleichfalls durch- 
aus als Fachmann zu bewerten war. Es ist immerhin nicht uninteressant, 
mit jener Opposition von damals die Tatsache zu vergleichen, daß auch 
die deutsche Republik für den Posten des Reichseisenbahnministers zu- 
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nächst keinen anderen Mann zu finden wußte als wiederum einen früheren 
Chef der Eisenbahnabteilung des Großen Generalstabes. Was nun 
Budde seinerzeit tatsächlich geleistet, ging so weit über die kühnsten 
Erwartungen hinaus, daß er bereits fünf Jahre nach Vorlegung des oben 
erwähnten Programms auf Anregung des Verfassers einen Überblick 
über die praktisch erzielten Fortschritte aufstellen konnte, der in allen 
wichtigeren Punkten eine nahezu restlose Erfüllung der 1901 in Posen 
vorgetragenen Wünsche erwies. 

Unter einer Staatsleitung, wie der damaligen preußi- 
schen, konnte das Volk sich sehr wohl mit dem Zustand der Eisenbahn- 
verstaatlichung abfinden. Heute haben wir im Reich die Dawes- 
Bahn, der es mit ihrer internationalen Beaufsichtigung nicht 
entfernt in ähnlichem Maße möglich ist, begründete Verkehrswünsche 
der Bevölkerung zu erfüllen, die vielmehr mit Rücksicht auf ihre inter- 
nationalen geldlichen Verpflichtungen auch sehr dringliche Verbesse- 
rungen zurückstellen oder nur in wesentlich verlangsamtem Tempo 
durchführen kann. 

Die Verstaatlichung der Eisenbahnen in Deutschland hat übrigens 
wohl auch mittelbar einen fördernden Einfluß ausgeübt auf 
die sonstige Entwicklung des deutschen Verkehrswesens, 
namentlich in bezug auf die Richtung der internationalen Seeschiffahrt. 
Da das gesamte Eisenbahnwesen in der Hand von staatlichen Beamten 
lag, drängten nunmehr Privatpersonen mit frischer verkehrspolitischer 
Initiative naturgemäß in das freigebliebene, nicht monopolisierte 
Gebiet der Schiffahrt, und so entwickelten sich gerade in de: Zeit, 
in der die preußischen und die deutschen Eisenbahnen verstaatlicht 
waren, die deutschen Reedereien aus bescheidenen Anfängen zu 
außerordentlicher Blüte und in Einzelfällen zu einem im ganzen Aus- 
lande nicht erreichten Umfange. Diese dem internationalen Verkehr 
dienende Schiffahrt mußte selbstverständlich frei bleiben von Verstaat- 
lichungen, konnte sich zu der erreichten Höhe auch nur entwickeln, 
wenn sie frei blieb von Monopolen und wenn im offenen Wettbewerb 
alle Kräfte bis zu höchster Vervollkommnung angespannt wurden. 

Was für die internationale Seeschiffahrt gilt, gilt begreiflicherweise 
in womöglich noch höherem Maße für die Luftschiffahrt, die so- 
wohl interkontinental wie interozeanisch ist, die dem Menschen 
die denkbar größte Bewegungsfreiheit gewährt, aber auch ihrerseits zur 
eigenen Entwicklung selber der größten Bewegungsfreiheit bedarf. 

Nur die schweren Fesseln, die dem deutschen Luftverkehrswesen 
unter Berufung auf das Versailler Diktat, in der Praxis aber tatsächlich 
über dessen Bestimmungen noch hinausgehend, auferlegt sind, machen 
es zeitweilig begreiflich, daß wir in Deutschland gegenwärtig nach dem 
förderlichen Wettbewerb großer Privatreedereien auf den Weg des 
Monopols der „Lufthansa“ abgerückt sind, der im Hinblick auf die 
noch erforderlichen Reichssubsidien nicht einmal frei ist von den Ge- 
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fahren einer Verstaatlichung. Auch bei Aufrechterhaltung des freien 
Wettbewerbs wäre es wohl möglich gewesen, die wünschenswerten Ver- 
ständigungen über die Luftfahrpläne zu erzielen, schlimmstenfalls bei 
den Auseinandersetzungen über die Subsidien zu erzwingen. 

Die Bedenken gegen den Weg der Monopolisierung werden auch nicht 
unterdrückt in der neuesten Schrift des unseren Lesern bestens bekannten 
Luftpolitikers Fischer v. Poturzyn „Luftbarrikaden, Befreiungs- 
politik deutscher Luftfahrt“ (Adolf Sponholtz Verlag, Hannover). 
Fischer v. Poturzyn, der die Entwicklung der deutschen Luftfahrt in allen 
ihren Einzelheiten vollkommen beherrscht und auf dessen früher hier 
angezeigte Schrift „Lufthansa“ auch der Name der neuen Monopol- 
gesellschaft zurückzuführen ist, wendet sich in dieser neuen Arbeit mit 
aller Entschiedenheit gegen die Beibehaltung der rund um Deutschland 
gezogenen Luftbarrikaden, von deren europäischer Wirkung wir ein 
kleines Bild erhalten, wenn wir sehen, daß so wichtige Linien wie 
Berlin— Paris, Berlin— Brüssel, Berlin— Warschau, Berlin — Prag Bal- 
kan, Berlin— Rom noch nicht in Betrieb genommen werden konnten und 
bis auf weiteres nicht in Aussicht stehen. 

Die internationalen Verhandlungen, in denen Deutschland 
schon so viele politische Opfer gebracht hat, hätten längst zu einer Nieder- 
legung der Luftbarrikaden und zu größerer Bewegungsfreiheit der deut- 
schen Luftschiffahrt in jeder Beziehung führen müssen. Schließlich 
kann die Kulturwelt doch nicht um die Tatsache herum, daß Deutsch- 
land in der Luft offensichtliche Höchstleistungen erbracht 
hat, die für den gesamten internationalen Verkehr der Zukunft von 
eminenter Bedeutung sind. Die ganze Welt war doch Zeuge der Zeppelin- 
Fahrt vom Bodensee nach Nordamerika, der Tatsache, daß es Flugzeuge 
deutscher Konstruktion gewesen sind, die von Spanien aus den sicheren 
Weg nach Südamerika gemacht, der Tatsache, daß die Nordpolforscher 
nach Luftschiffen und nach Flugzeugen deutscher Konstruktion aus- 
schauen, um auch die Arktis endgültig zu überwinden. 

v. Fischer hat das Wort von der „Zweitagewelt‘ geprägt unter 
Bezugnahme darauf, daß in längstens zehn Jahren ein regelmäßiger Ver- 
kehr möglich sein wird, der aus Mitteleuropa binnen einer Frist von zwei 
Tagen an die äußerste Ostgrenze Asiens, an die äußerste Westgrenze 
Nordamerikas, an die äußerste Südgrenze Afrikas führt. Diese Zweitage- 
welt erfordert mehr als irgendeine vorangegangene Epoche internatio- 
nale Verkehrsfreiheit, internationale Freiheit des Wettbewerbes in 
der Luft. Es ist widersinnig, gerade das in Mitteleuropa eingebettete 
Deutsche Reich, über das der Verkehr von London nach Konstantinopel, 
von Oslo nach Rom, von Madrid und Paris nach Warschau und Moskau 
führt, mit Luftbarrikaden zu umgeben und aus der Freiheit des inter- 
nationalen Wettbewerbs im Luftverkehr auszuschließen. 

Vor einiger Zeit war in deutschen Tageszeitungen ein Aufsatz unter 
der Überschrift zu lesen: „Die Bleichsucht stirbt“. Darin sprach ein 
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medizinischer Fachmann von den hygienischen Vorzügen der heutigen 
Damenmode gegenüber der Zeit der Wespentaillen. Nun, politisch ist 
die Bleichsucht in Europa ganz sicherlich nicht im Aus- 
sterben, so lange den 60 Millionen Einwohnern Deutschlands, so lange 
den räumlich geballt wohnenden 80 Millionen Deutscher in Mitteleuropa 
keine Atemfreiheit gegönnt wird, so lange uns die furchtbaren Kor- 
settstangen von Versailles einschnüren. 

In dem Zeitalter, das durch die Eroberung der Luft gekennzeich- 
net ist, werden diese „Korsettstangen“ international vielleicht am deut- 
lichsten markiert durch die uns umgebenden Luftbarrikaden. Zu den 
dringenden Forderungen, die nicht nur Deutschland, die der ganze 
moderne Weltverkehr, mindestens so weit er Europa betrifft, aber auch 
der von Europa ausgehende interkontinentale und interozeanische Luft- 
verkehr sich zu eigen machen müßten, gehört die Niederlegung dieser 


widernatürlichen Barrikaden zur Aufrichtung des freien Wettbewerbs im 
Weltverkehr. 


WELTSCHAU. 
KREISLAUF DER WIRTSCHAFT. 


Von Dr. Georg Kanzow. 


Noch vor nicht allzu langer Zeit begegnete man der Erörterung des Konjunktur- 
problems von seiten der Praxis mit ungläubigem Kopfschütteln. Die Geschäftswelt, 
für die Gewinn und Verlust allgemein nur die Ausdrucksform eines gut oder schlecht 
geleiteten Betriebes bedeutete, wollte von einer gesetzmäßigen Wechselwirkung 
der Konjunkturbewegung nichts wissen. Man kannte zwar den Begriff „Konjunktur“ 
als eine Erscheinung, deren restlose Ausnutzung Zweck jeder privatwirtschaftlichen 
Tätigkeit war, wußte auch, daß besondere Gewinnchancen immer nur für eine zeit- 
lich begrenzte Dauer bestanden — solange eben, wie die „Konjunktur“ gerade währte 
—, hielt es aber nicht für nötig, darüber nachzudenken, wie man dieser weitreichenden 
Bewegung, deren ruckartige Stöße so manch einen niederwarfen, etwa beikommen 
könnte, um ihren verhängnisvollen Einfluß durch vorausschauende Maßnahmen zu 
bannen. Erst als die Wissenschaft unwiderlegbare Beweise für die Richtigkeit ihrer 
theoretischen Erkenntnis von der Regelmäßigkeit des Ablaufes wirtschaftlicher De- 
pressionen und Aufschwungsperioden erbrachte, begannen allmählich auch die Prak- 
tiker sich für dieses, ihr Tätigkeitsfeld unmittelbar berührende Problem zu interessieren. 

In den Vereinigten Staaten hat man mit dem feinen Instinkt für alle geschäftlichen 
Dinge früher schon als in anderen Ländern die praktische Nutzbarkeit der Kon- 
junkturerforschung erkannt und dementsprechend die systematische Bearbeitung 
dieses Wissensgebietes durch Einrichtung bestimmter Forschungsstellen — bekannt 
ist vor allem die Studienabteilung der Harvard- Universität — in Angriff genommen. 
Deutschland hat sich diesem Vorgehen angeschlossen und im vergangenen Jahr ein 
Institut für Konjunkturforschung ins Leben gerufen. Welche Bedeutung 
dieser Anstalt beizumessen ist, geht vor allem daraus hervor, daß der Präsident 
des Statistischen Reichsamtes in Berlin, Geheimrat Wagemann, zum Leiter ernannt 
wurde. Gerade das Statistische Reichsamt, zu dessen Aufgabenkreis in erster Linie 
die statistische Erfassung wirtschaftlicher Vorgänge gehört, wie die zahlenmäßige 
Zusammenstellung der Außenhandelsergebnisse und die vergleichende Gegenüber- 
stellung produktions- und finanzwirtschaftlicher Veränderungen, dürfte die besten 
Vorbedingungen für eine planmäßige Beobachtung und Auswertung der Konjunktur- 
bewegung besitzen, 
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Wie ist nun die Erforschung des Konjunkturverlaufes selbst gedacht? Vorweg 
sei bemerkt, daß hier nur in kurzen Zügen die Grundlagen des Systems der Konjunktur- 
forschung gezeigt werden können, so wie sie nach den bisherigen Arbeiten maßgebender 
Persönlichkeiten festliegen. Besonders verdient hat sich der Bonner Universitäts- 
professor Dr. Arthur Spiethoff um die Beobachtung der, wie er es ausdrückt, „wirt- 
schaftlichen Wechsellagen“ gemacht. Nach seiner Auffassung, die sich auf positive 
Forschungsergebnisse stützt, bewegt sich das Wirtschaftsleben der Völker in nahezu 
gleichmäßigen Wellenlinien. Jahre des wirtschaftlichen Aufschwungts werden von 
einer Periode des Niederganges der Wirtschaft abgelöst. Symptom der ansteigenden 
Konjunktur ist eine erhöhte Nachfrage nach Rohstoffen, Produktionsmitteln 
und Arbeitskräften, die sich in einer Steigerung der Warenpreise, Löhne, 
Zinssätze und Gewinne auswirkt. Mit dieser zunehmenden Nachfrage geht ein 
Mehrverbrauch und eine Mehrerzeugung parallel. Der Aufschwung des Wirtschafts- 
lebens muß unter allen Umständen ein Ende in der sich an die Mehrerzeugung förmlich 
automatisch anschließenden, mit Kapitalmangel verbundenen Überproduktion 
finden. Inhalt der Wirtschaftsstockung ist also bei normaler Wirtschafts- 
entwicklung stets die mehrjährige Dauer der Übererzeugung. Als Folgen der 
Stockung macht sich allmählich ein Umschwung der Tendenz des Anziehens der 
Zinssätze, Preise, Löhne und Gewinne bemerkbar. Die Unternehmer suchen nach 
Möglichkeit von ihren Warenvorräten durch Abstoßung um jeden einigermaßen an- 
nehmbaren Preis herunterzukommen, Kapital ist zu niedrigem Zinsfuß in genügender 
Menge vorhanden, da Neuanlagen von Fabriken und Werkstätten nicht erfolgen. 
Arbeiterentlassungen müssen aus Mangel an Beschäftigung vorgenommen werden. 

Das Problem der Arbeitslosigkeit gewinnt so ein ganz anderes Aussehen, 
wenn es als Folge der Übererzeugung eine stets wiederkehrende Erscheinung ist. Welche 
Perspektiven eröffnen sich für die Zukunft in der Erwerbslosenfrage, vorausgesetzt, 
daß es gelingt, Mittel und Wege zu finden, um eine Überproduktion großen Stils aus- 
zuschalten! Denkbar wäre doch der Fall, daß bei systematischer Beobachtung der 
Konjunkturbewegung durch Warnungszeichen ein gewisser mildernder Einfluß auf die 
wohl kaum gänzlich vermeidbaren Wirtschaftsschwankungen ausgeübt werden könnte. 

Zu beachten ist aber vor allem eins, daß die Konjunkturwarte wohl das Heran- 
nahen der Überzeugung, also den Beginn einer Krisenperiode, feststellen 
kann, aber niemals das Einsetzen eines Aufschwunges, da, wie Spiethoff 
sagt, der Übergang von der Stockung zum Aufschwung „von den einzelnen Wirt- 
schaftern durch heißes Streben nach Gewinngelegenheiten“ herbeigeführt werden 
muß. Ohne die Initiative des Unternehmers, der mit eigenem Risiko alle Gewinn- 
chancen ausprobiert, ist demnach ein wirtschaftlicher Aufschwung nicht möglich. 

Kann man an dem Verlauf der Konjunkturbewegung vor dem Kriege die Beob- 
achtung machen, daß der Kreislauf zwischen Aufschwung und Niedergang der Wirt- 
schaft in Deutschland zwischen sieben und elf Jahren geschwankt hat, so trifft dies 
für die Zeit seit Beendigung des Krieges natürlich nicht zu. Die Erschütterungen der 
letzten zehn Jahre haben, namentlich in Deutschland, die Entwicklung der Wirtschaft 
vollständig umgestoßen. Es wäre deshalb verkehrt, wollte man die gegenwärtige 
schwere Wirtschaftsdepression als eine sich organisch vollziehende Konjunktur- 
bewegung ansehen. Die jetzige Krisis kann vielmehr nur als eine Sonderkrank- 
heitserscheinung gelten, verursacht durch Faktoren, die, wie beispielsweise die 
Kapitalnot, erst im Laufe der Zeit beseitigt werden können. 


BÜCHERSCHAU. 


ACHILLE LORIA: THEORIE DER REINEN WIRTSCHAFT. Verlag von 
Duncker & Humblot, München und Leipzig 1925. Ein Buch, das sich nicht in un- 
fruchtbarer Polemik erschöpft. Voll Charakter im Geistigen. 

Analyse und Synthese. Aber trotz aller einleitenden Worte des Verfassers: 
stärker in der ersteren. Für die Herren Steuergesetzgeber eine (von vielen) Stelle ins 
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Merkblatt, hier etwas kürzer formuliert: Einkommen im Sinne der Einkommensteuer 
kann nur periodischer Vermögenszuwachs sein. Die Synthese wirkt auf mich (viel- 
leicht nur auf mich) etwas konstruiert, nicht restlos überzeugend. Z. B. wenn der Ver- 
fasser sagt: „Das Einkommen ist kein Attribut der Person, sondern eine Emanation 
der Dinge.“ Kühn, bestechend kühn. Doch mein Gefühl sträubt sich dagegen. Die 
Kritik Alfred Krupps und anderer muß abgelehnt werden. Der Wille des Verfassers 
zu lückenlosem Beweis verführt ihn hier zu einseitiger Betrachtung. In diesem 
ganzen Teil des Buches scheint überhaupt der Wille des Verfassers das Primäre und 
der Intellekt das Sekundäre, auf Befehl Arbeitende zu sein. Alles in allem: Loria steht 
im andern Lager. Aber ich salutiere. W. B. 


HILAIRE BELLOC: DER SKLAVENSTAAT. Übersetzt von Arthur Salz. 
Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart 1926. Ein unerschrockener Mut und ein mehr 
tiefer als breiter Intellekt schrecken vor dem Aussprechen letzter Konsequenzen 
nicht zurück. Erstaunlich in einem Lande, in dem man so viel tun und so wenig aus- 
sprechen darf. Verständlich in einem Lande, in dem der Kapitalismus Selbstzweck 
geworden ist. Amerikas Wirtschaftsstatus, vermutlich Europas nächste Etappe, gibt 
dem Verfasser trotz allem Unrecht. Ford contra Belloc. Der aufrichtigere sicher 
Belloc. Der bessere (weil ein unbewußter) Prophet sicher Ford. Die Linie der Wirt- 
schaftsentwicklung wird sich nicht zum Kreise mit dem Vereinigungspunkt des 
Sklavenstaates runden. Sie wird es nicht. Aber wäre es wünschenswert? Heute 
nicht mehr. — Immerhin: Jeder Wirtschaftler sollte dies Buch lesen, denn man muß 
sich mit diesem Gedanken irgendwie auseinandersetzen. W. B. 


BUCHEREINGANCE. 


L. WIMMER: WUCHER- ODER EIGENTUMSRECHT. Verlag der Typogra- 
phischen Anstalt, Wien, 1925. 


DR. KARL DIETZEL: ORGANISATION DES RECHNUNGSWESENS EINER 


BAU-AUFWANDSWIRTSCHAFT. Dargestellt an Hand des Rechnungswesens der 
Mittleren Isar A.-G. Dr. Franz Pfeiffer Verlag, München, 1925. 

DR. OSKAR REGELE, Stabshauptmann im österr. Bundesheere: STAATSVER- 
FASSUNG UND WEHRVERFASSUNG. Fragen der Wehrpolitik. Verlag E. Eisen- 
schmidt, Berlin, 1925. 

PAUL MILIUKOW, ehemaliger russischer Außenminister: RUSSLANDS ZUSAM- 
MENBRUCH. 1. und 2. Bd. Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart, Leipzig und Berlin, 
1926. 

HANS KAEFERLEIN, Direktor der Darmstädter und Nationalbank, Bamberg: 
DER BANKKREDIT UND SEINE SICHERUNGEN. Dargestellt an 118 praktischen 
Fällen mit 218 Urkunden und Formblättern. Fünfte Auflage. Carl Koch Verlag, 
Nürnberg, 1925. 


DER STAAT, DAS RECHT UND DIE WIRTSCHAFT DES BOLSCHEWISMUS. 


Darstellung und Wertung seiner geistigen Grundlagen. Herausgegeben im Auftrag der 
Internationalen Vereinigung für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie von Friedr. von 
Wieser, Leopold Wenger und Peter Klein. Verlag Dr. Walther Rothschild, Berlin- 
Grunewald, 1925. 

DR. CARL BRINKMANN: GESELLSCHAFTSLEHRE. Heft XXXXVIII der 
Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissenschaft. Verlag von Gustav Springer, 
Berlin, 1925. 

KARL KLINGHARDT: DER TÜRKEN HEIMATLAND, TÜRKÜN JORDU. 
Eine geographisch-politische Landesschilderung. Mit 1 Karte. Verlag L. Friederichsen 
& Co., Hamburg, 1925. 

DR. HANS HONEGGER, Zürich: VOLKSWIRTSCHAFTLICHE GEDANKEN- 
STRÖMUNGEN, SYSTEME UND THEORIEN DER GEGENWART, besonders in 
Deutschland. Verlag G. Braun, Karlsruhe i. B., 1925. 
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DEUTSCH-RUSSISCHER NEUTRALITÄTSVERTRAG. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M. d. R. 


Berlin, den 21. April 1926. 


Durch eine sensationell aufgemachte Mitteilung in der Times hat 
die Offentlichkeit des Auslandes und von da aus auch die deutsche 
Öffentlichkeit Kenntnis davon erhalten, daß seit längerer Zeit zwischen 
Deutschland und Rußland Verhandlungen über einen politischen 
Vertrag stattfinden. Diese Verhandlungen sind noch nicht beendet, 
nähern sich immerhin aber dem Abschluß!) Bei dem Aufsehen, das diese 
Veröffentlichung gemacht hat, und bei dem immer etwas Rätselhaften, 
das sich auch um das heutige bolschewistische Rußland webt, war es 
von deutscher Seite notwendig, die Dinge rechtzeitig auf das richtige 
Maß zurückzuführen. Das ist im Augenblick bereits durch den Außen- 
minister selbst und durch Mitteilungen sowohl an die deutsche Presse, 
wie an die maßgeblichen auswärtigen Regierungen geschehen, die 
übrigens schon seit geraumer Zeit von der tatsächlichen Führung und 
vom allgemeinen Inhalt der Verhandlungen auf das loyalste unter- 
richtet worden waren. Nur Herr Benesch, der eitle und so überaus 
emsige tschechoslowakische Außenminister, rächt sich durch einen Frage- 
bogen dafür, daß man ihn nicht von vornherein auch in dieser Frage 
um Rat gefragt hat! Ich hoffe im Augenblick der Niederschrift dieser 
Zeilen stark, daß die Regierung sich auch hierdurch nicht aus der Ruhe 
bringen lassen wird. Halten wir uns jedenfalls zunächst an die Tat- 
sachen! Tatsächlich wissen wir heute, daß zwischen Deutschland 
und Rußland in natürlicher Ergänzung zu den Locarno- 
verträgen ein „mittelbarer Neutralitätsvertrag“ abgeschlos- 
sen werden soll. Sicherlich eine nicht unwichtige Angelegenheit! 

Geht man ihr etwas auf den Grund, so wird es sich von selbst ergeben, 
daß man sich gleichzeitig wieder einmal von der gesamten bisherigen 
Entwicklung der deutsch-russischen Beziehungen in grundsätzlicher 
Weise Rechnung gibt. Und wiederum, wenn man das tut, wird man 
eine über alles andere dominierende These voranstellen müssen: 
Zwischen dem besiegten Deutschland und dem bolschewistischen Ruß- 
land gibt es trotz fundamentaler Unterschiede in Staats- und Volkswirt- 
schaft ganz im großen gesehen so etwas wie eine Schicksalsgemein- 
schaft. Diese Schicksalsgemeinschaft hat schon 1921 dazu geführt. 


1) Der inzwischen erfolgte Abschluß und Wortlaut des Vertrages kann die Richtig- 
keit der Darlegungen dieses Artikels nur bestätigen. 
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zunächst die Gemeinsamkeit wirtschaftlicher Interessen zu erkennen 
und ihnen indem Abkommen vom 6. Mai 1921 Rechnung zu tragen. 
Der dann nicht ganz ein Jahr später gelegentlich der Konferenz von 
Genua abgeschlossene Rapallovertrag vom 16. April 1922 ergänzte 
das Handelsabkommen des Vorjahres und kann seinem ganzen Inhalt 
nach — Verzicht auf beiderseitigen Ersatz der Kriegskosten und Kriegs- 
schäden usw., Wiederaufnahme der diplomatischen und konsularischen 
Beziehungen, allgemeine Meistbegünstigung usw. — wohl mit Recht als 
eine Art von allgemeinem Freundschaftsvertrag bezeichnet werden. Wenn 
jetzt die allmählich in ihrer Beurteilung der augenblicklichen deutsch- 
russischen Verhandlungen, im Gegensatz zum antibolschewistischen 
Daily Telegraph, ruhiger gewordene Times schreibt: „Man solle sich 
vor allen Dingen klar machen, daß Deutschland durch den Abschluß 
des Rapallovertrages direkt nichts gewonnen habe“, so würde es gegen- 
über dieser allzu einfachen These wohl nicht ganz leicht sein, in Einzel- 
heiten festzustellen, welche Vor- oder Nachteile die deutsche Politik 
durch den Rapallovertrag eigentlich gehabt hat. Aber ein Gesichts- 
punkt muß vor allem in die Erinnerung zurückgeworfen werden. Schon 
bei Abschluß des Rapallovertrages war es den beteiligten realpolitischen 
Beurteilern dieser ersten Aktivität des zusammengebrochenen Deutsch- 
lands klar, daß Rapallo zunächst weiter nichts als ein Grundsatz war, 
der angesichts der besonderen inneren Struktur des heutigen Rußland 
erst im Laufe von Jahren seine praktische und vor allen Dingen 
auch politische Bedeutung erhalten könnte. Wenn heute die Times 
weiter schreibt, daß der Zweck der jetzigen Verhandlungen im, besten 
Falle der wäre, für Deutschland bei der durchaus ungewissen Zukunft 
Rußlands für alle Fälle eine privilegierte Stellung zu schaffen, so 
sieht man eigentlich gerade aus solcher praktischer ausländischer Be- 
urteilung besonders deutlich, wie folgerichtig die deutsche Politik 
vorgegangen ist. Ohne Rapallo wäre es zu den jetzigen Verhandlungen 
nicht gekommen! Und die jetzigen Verhandlungen erhalten zumindesten 
die Möglichkeit, daß in irgendwelcher Zukunft Deutschland tatsäch- 
lich in dem großen russischen Riesenreiche im Vergleich zu anderen Groß- 
mächten eine „privilegierte Stellung“ einnehmen kann. Bei den im 
ganzen recht geringen Möglichkeiten für künftige deutsche Aktivität im 
großen und für eine entscheidende Lockerung der Fesseln des Friedens- 
vertrages von Versailles tut sich demnach auch nach dem Urteil des 
führenden Blattes eines Landes, das Rußland gegenüber zurzeit ganz 
anders, wie Deutschland, eingestellt ist, eine Perspektive auf, deren 
Verwirklichung jeder vernünftige Deutsche mit Freuden begrüßen 
würde! 

Zurück zu der etwas graueren Wirklichkeit dieser Tage. Und zu- 
nächst einige Feststellungen über die Entwicklung der deutsch-russischen 
Wirtschaftsbeziehungen in den letzten Jahren. Nach der deutschen 
Statistik hat Deutschland im Jahre 1923 für 73 Goldmillionen exportiert, 
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im Jahre 1924 für 89 Millionen und im Jahre 1925 für rund 200 Millionen. 
Gewiß ist also der deutsche Export auch jetzt noch nur ca. ein Fünftel 
des früheren, den wir 1913 in den Statistiken finden. Aber die auf- 
steigende Tendenz ist unverkennbar. Und sollte es zum Inkraft- 
treten der schon seit geraumer Zeit laufenden und für deutsche Ver- 
hältnisse recht beträchtlichen Kreditprojekte über weitere 300 Millionen 
Mark (zu dem 100 Millionen-Kredit des vorigen Herbstes) kommen, dann 
werden sicherlich die Exportzahlen für 1926 wiederum eine gewisse 
Steigerung erbringen und hoffentlich den amerikanischen und eng- 
lischen Vorsprung wieder einholen! Solchen Überlegungen und Ab- 
sichten gegenüber wird von Gegnern der Rapallopolitik und auch der 
jetzigen darauf aufgebauten deutsch-russischen Verhandlungen auf die 
erneute scharfe Wirtschaftskrise hingewiesen, die Rußland jetzt 
durchmacht. Man sagt, Deutschland solle und dürfe doch nichts tun, 
um den auch vom deutschen Standpunkte durchaus wünschenswerten 
baldigen Zusammenbruch des Sowjetsystems — zunächst auf wirtschaft- 
lichem Gebiet — aufzuhalten. Und es ist sehr wahrscheinlich, daß 
gewisse Hemmungen in dem Abschluß der Kreditverhandlungen (Aus- 
fallbürgschaft des Reichs, der Länder, Bankgarantien usw.) aus solchen 
Kreisen kommen. Ich glaube trotzdem, daß bei dem Abwägen von 
allem Für und Wider letzten Endes doch die Entscheidung für Ge- 
währung der Kredite in einer auch den Russen erträglichen Form fallen 
sollte. Vor allem sollte die deutsche Politik es vermeiden, auch hier im 
Osten Zickzackkurse einzuschlagen, denn sicherlich bestehen in dem 
ganzen Fragenkomplex sehr enge Zusammenhänge zwischen 
Wirtschaft und Politik. | 

Aber auch auf dem politischen Gebiet sagen die Gegner der Ver- 
handlungen mit Rußland, daß Deutschland keinerlei Vorteile von den 
Rapalloverträgen und seiner Fortsetzung gehabt hätte. Gewisse Pro- 
pheten unter ihnen verkünden fortdauernd den unmittelbar bevor- 
stehenden Sturz der Bolschewiken. Andere vertreten auch noch heute 
die Ansicht, daß seinerzeit der Abschluß des Rapallovertrages während 
der Genueser Konferenz ein schwerer Fehler gewesen sei und daß ohne 
diesen Abschluß die Reparationsregelung mit Frankreich bzw. England 
mit allen künftigen Folgen in der Richtung einer politischen Entspannung 
viel schneller erfolgt wäre. Wahrscheinlich werden diese einseitig,, demo- 
kratisch-westlerisch“ Orientierten auch jetzt sehr bald auf das Stirn- 
runzeln einer englischen Zeitung oder eines französischen Sozialisten oder 
gar des Herrn Benesch hinweisen und vor erneuten Abmachungen mit 
Sowjetrußland warnen! Ich benutze für meine Person die Gelegenheit 
und diesen Anlaß, um mich ganz entschieden gegen diese Auffassung zu 
wenden, die mit Hoffnungen und Illusionen operiert, die in den letzten 
Jahren nicht nur einmal, sondern dutzendmal zu Schanden geworden 
sind. Immerhin muß soviel zugegeben werden, daß 1920 der russisch- 
polnische Krieg die militärische Schwäche Sowjetrußlands deutlich erwies 
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und damit ein Warnungszeichen dafür aufstellte, wie utopisch alle an- 
scheinend bis in die Jetztzeit fortgesetzten Hoffnungen auf ein militä- 
risches Eingreifen Rußlands zugunsten von mit Deutschlands 
gleichen Zielen sind. Im Gegenteil haben sehr einflußreiche Persön- 
lichkeiten in Moskau und Petersburg das deutsche Elend von 1923 allen 
Ernstes zu einem bewaffneten Eindringen in Deutschland selbst aus- 
nutzen wollen. Sie wurden daran einzig und allein durch die Tatsache 
gehindert, daß es der damaligen deutschen Regierung mit Anwendung 
militärischer Mittel schnell und sicher selbst gelang, Staatsstreiche und 
Putsche von rechts und links niederzuschlagen. (Von den traurigen 
russischen Parteigängern in Deutschland, den Kommunisten, braucht 
in diesem Zusammenhang deshalb nicht gesprochen werden, weil sie gar 
nichts zu sagen haben, selbst unter sich über ihre diversen „Richtungen“ 
uneins sind und auch durch die geringen Machtmittel des heutigen Staates 
werden in Schach gehalten werden können!) Mit zunehmender Kon- 
solidierung der deutschen Verhältnisse in den folgenden Jahren 1924 und 
1925 entfaltete dementsprechend die russische Politik mehr ihre Aktivität 
in Asien und Ostasien und kam nach dem Sturze der englischen Arbeiter- 
regierung Mac Donalds seit 1924 in zunehmenden Gegensatz zu Eng- 
land und seinem Weltreich. Aber trotzdem hat Graf Coudenhove in 
seinem Buch „Paneuropa“ völlig unrecht, wenn er die Möglichkeit einer 
Abkehr Rußlands von der europäischen Politik (und sogar 
die Möglichkeit gemeinsam euopäischer Bekämpfung Rußlands) ernst- 
lich in Erwägung zieht. Bis in die jüngste Zeit hinein haben wir im Gegen- 
teil immer wieder erneute Versuche der unter Tschitscherin so klug ge- 
leiteten russischen Außenpolitik gesehen, mit Frankreich, Italien, ja mit 
Polen Verhandlungen über eine politische und wirtschaftliche Annähe- 
rung zu beginnen und soweit es in russischen Kräften liegt, sogar die 
einzelnen europäischen Mächte gegeneinander auszuspielen. Ab- 
kehr Rußlands von Europa ist Unsinn! 

Die Vorbereitungszeit von Locarno kam heran. In besonderer 
Aktivität war damals Tschitscherin in Berlin und Paris. Dort an der 
Seine hatte er in direkten Verhandlungen mit Frankreich wenig Erfolg, 
aber schloß wenigstens seinen bekannten Vertrag mit der Türkei. In 
Berlin versuchte er's zunächst mit Überredung, dann fing er an, zu drohen. 
Er warnte vor Locarno und dem Völkerbund. Er malte in den lebhaf- 
testen Farben eine künftige versklavte Abhängigkeit Deutschlands von 
England und den Westmächten an die Wand und beschwor sozusagen 
die deutsche Öffentlichkeit, sich von dieser angeblich verhängnisvollen 
Politik abzuwenden und die „bewährte“ Rapallolinie nicht zu verlassen. 
Es muß anerkannt werden, daß Auswärtiges Amt und maßgebliche Per- 
sönlichkeiten in den politischen Parteien sich durch dieses eigenartige 
Zwischenspiel nicht haben einen Augenblick aus der Ruhe bringen lassen, 
trotzdem auch der deutsche Botschafter in Moskau in stillerer Form, 
aber dadurch vielleicht um so wirksamer, ähnliche Warnungsrufe erließ.. 
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Die Locarnoverhandlungen nahmen ihren programmäßigen Fortgang. 
Aber schon damals, d. h. lange vor der Abreise der deutschen Delegation 
nach Locarno, wurde im stillen hüben und drüben die Grundlage zu den 
jetzt dem Abschluß nahen Verhandlungen mit Rußland gelegt. Es wird 
noch erinnerlich sein, wie sehr zu jener Zeit die Erörterung über den 
Artikel 16 des Völkerbundes die breite deutsche Öffentlichkeit bewegt 
hat. Der Niederschlag all dieser Überlegungen und Verhandlungen ist 
schließlich jener Schlußbrief der Locarnomächte an die deutsche De- 
legation, in dessen zweitem Absatz es wörtlich heißt: 


„Nach dieser Auslegung sind die sich für die Bundesmitglieder aus diesem Artikel 
ergebenden Verpflichtungen so zu verstehen, daß jeder der Mitgliedsstaaten des Bundes 
gehalten ist, loyal und wirksam mitzuarbeiten, um der Satzung Achtung zu verschaffen 
und jeder Angriffshandlung entgegenzutreten, in einem Maße, das mit seiner militä- 
rischen Lage verträglich ist und das seiner geographischen Lage Rechnung trägt.“ 


Es folgten die bewegten Reichstagsverhandlungen über die Locarno- 
verträge, und wieder wird es am zweckmäßigsten sein, die im Kreuzfeuer 
der Angriffe und Kritiken damals am 24. November 1925 im Reichstage 
abgegebenen Erklärungen des Außenministers wörtlich wiederzugeben: 


„In der entscheidenden Sitzung in Locarno, in der beschlossen wurde, diese Er- 
klärung, die Kollektivnote der Mächte als Anlage dem Protokoll zuzufügen, habe ich 
zum Ausdruck gebracht, daß die Worte, die hier stehen, von der militärischen und 
geographischen Lage, nur so zu verstehen seien, daß sie sich nicht nur auf den 
Durchmarsch, nicht nur auf die militärische Hilfeleistung, sondern auch auf 
eine Hilfeleistung Deutschlands bei wirtschaftlichen Maßnahmen bezögen, weil 
für uns der Gesichtspunkt bestünde, daß eine derartige Mitwirkung uns in Kriegs- 
gefahr brächte und wir verhindern müßten, einen Krieg auf unser Land herabzuziehen, 
da man uns nicht die Mittel gelassen hätte, unser Land und unsere Grenzen zu ver- 
teidigen. Das eine ist klar, daß wir praktisch selber darüber bestimmen, ob und 
wie weit wir mitzuwirken haben!). 

Frage des Abgeordneten Hergt: Dann haben wir das Recht der Neutralität, Herr 
Minister? Antwort: Wenn Sie das Wort „Neutralität“ so auffassen, daß wir uns 
unsererseits an kriegerischen Maßnahmen gegen einen anderen Staat wegen unserer 
Entwaffnung praktisch nicht beteiligen können, dann haben wir dieses Recht. Etwas 
anderes ist die Frage, wenn wir als Mitglied des Völkerbundsrates vor die Frage gestellt 
sind, ob wir eine bestimmte Macht als Angreifer bezeichnen, daß wir dann selbst- 
verständlich, wenn die Tatsache klarliegt, daß eine Macht der Angreifer ist — ich 
kann mir denken, daß man das in einem Funkspruch an alle mitteilt —, daß wir dann 
die Verpflichtung haben, auch unser Votum darüber abzugeben, ob wir diese Macht 
als den Angreifer erachten. Aber auch wenn wir feststellen, daß wir diese Macht als 
Angreifer ansehen, ist damit noch nicht entschieden, inwieweit wir in diesem Falle 
militärisch mitzumachen, einen Durchmarsch zu dulden und uns an wirtschaftlichen 
Maßnahmen zu beteiligen haben.“ 


1) Der jetzt abgeschlossene Vertrag entspricht den damaligen Darlegungen 
des Außenministers: „Wir besprechen gemeinsame Angelegenheiten freundschaft- 
lich; wir bleiben neutral, wenn Rußland von dritter Seite angegriffen wird; wir 
bestimmen im Zweifelsfalle im Völkerbundsrat mit darüber (Einstimmigkeit not- 
wendig !). ob Rußland der Angreifer war; wir behalten in jedem Falle das Recht, 
(d. h. wenn ev. auch wir pflicht- und wahrheitsgemäß Rußland als den Angreifer be- 
zeichnen müßten) das Maß unserer Mitwirkung (militärisch, Durchmarscherlaubnis, 
Wirtschaftsboykott) selbst zu bestimmen; wir halten uns überhaupt grundsätz- 
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Reichskanzler Luther hat sich damals immer wieder dahin ausge- 
sprochen, daß eine einseitige West- oder Ostorientierung für 
Deutschland nicht in Frage käme. 

Dann kamen einige Monate später die Genfer Verhandlungen 
im März 1926. England, Frankreich und Italien waren von dem Gegen- 
stand der deutsch-russischen Verhandlungen längst informiert und es 
muß im Rückblick auf diese ganze Zwischenzeit geradezu als erstaunlich 
bezeichnet werden, daß trotz dieser freiwilligen und loyalen Informationen 
der deutschen Regierung der Öffentlichkeit gegenüber bis jetzt Dis- 
kretion gewahrt werden konnte. Auffällig war einmal eine Bemerkung 
in der großen Rede Briands über die Locarnoverträge in der französischen 
Kammer, als er als einen Grund für die Ratifizierung der Verträge auch 
anführte, man dürfe Deutschland nicht in die Arme Ruß- 
lands treiben. Aber wie selbstverständlich und natürlich eigent- 
lich die ganze Entwicklung vorwärts gegangen ist, kann man auch daraus 
ersehen, daß verschiedene namhafte Abgeordnete in der deutschen Presse 
schon seit Wochen den Abschluß eines deutsch-russischen Neutralitäts- 
vertrags befürworteten, ohne daß sich vor der Sensation der Times!) irgend- 
wo irgendeine besondere Aufregung erhob! 

Jetzt wird es sich also darum handeln, die Verhandlungen unbe- 
kümmert um den Presselärm, um den Fragebogen des Herrn Benesch 
und andere äußere, vielleicht auch innere Hemmungen, einem bal- 
digen Abschluß entgegenzuführen. Daß sie nichts mit der Tatsache 
des vorläufigen Nichteintritts Deutschlands in den Völker- 
bund zu tun haben, wurde hier ausführlich und historisch dargelegt. 
Sie sollen ja im Gegenteil gerade die natürliche Ergänzung zu den 
Locarnoverträgen und damit auch zu dem mit ihnen verknüpf- 
ten Eintritt Deutschlands in den Völkerbund sein. Unmög- 
lich und unsinnig ist also jene Argumentation, die da sagt, Deutschland 
habe sich wegen des Nichteintritts in den Völkerbund nunmehr ostentativ 
Rußland in die Arme geworfen! Was aber richtig und festzuhalten ist, 
ist das, daß unabhängig vom endgültigen Eintritt Deutschlands in den 
Völkerbund die besondere deutsch-russische Politik auf jeden 
Fall in der vorbereiteten?) und beabsichtigten Form weiter- 
geführt werden muß. Was Deutschland bei dem allgemeinen euro- 


lich fern von jeder eventuellen Koalition dritter Staaten gegen Rußland auf dem 
Gebiete wirtschaftlicher und finanzieller Boykottmaßnahmen; wir 
planen auf beiden Seiten vorbereitende Verhandlungen zum Abschluß von Schieds- 
verträgen nach Deutsch-Schweizer Muster. 

Dagegen haben wir weitergehende russische Wünsche in Loyalität 
gegenüber dem Völkerbund als dessen eventl. künftiges Mitglied abgelehnt.“ 

1) Zweifellos waren von außen, d. h. von nicht- englischer Seite versuchte Quer- 
treibereien der Grund für die mit der allgemein- politischen Linie der Zeitung nicht 
übereinstimmende Aktiven! 

2) Schon am 24. Februar 1926. also mehrere Tage vor der Abreise nach Genf, erhielt 
der Außenminister seitens des Kabinetts Vollmacht zum Abschluß mit Moskau. 
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päischen Wirrwarr auf der einen Seite und dem von Frankreich und 
seinen Trabanten erstrebten starren Festhalten an dem Versailler Vertrag 
andererseits vor allem braucht, ist vertragliche Regelung gemein- 
samer politischer und wirtschaftlicher Interessen, wo auch 
immer und mit welchen Mächten auch immer solche ver- 
tragliche Regelungen nützlich und notwendig erscheinen. 
Solche Verträge sehen heute in der Nachkriegszeit und entsprechend der 
mit der Institution des Völkerbundes auch neu geschaffenen Methode 
für die äußere Form der Völkerbeziehungen anders aus, 
als zu der Zeit Bismarcks und seiner Epigonen. Die Trieb- 
federn und Motive bleiben sich trotzdem im letzten Grunde 
gleich. Und deshalb wird und kann auch ein künftiger Eintritt 
Deutschlands in den Völkerbund an diesem Grundgedan- 
ken, den sich glücklicherweise je länger je mehr auch die 
deutsche Politik der Nachkriegszeit zu eigen gemacht hat, 
nichts ändern! | 


VON DER NORDGRENZE. 
Von General SCHLEE-PASCHA. 


Tilsit, Ende April 1926. 


Langsam, wie ein Leichenzug, bewegt sich der Zug durch den pol- 
nischen Korridor; hält an allen größeren Stationen an, ohne daß jemand 
ein- oder aussteigen darf. Man hat während dieser stundenlangen Fahrt 
genügend Zeit, darüber nachzudenken, daß die durch den polnischen 
Korridor bedingte Abschnürung Ostpreußens eine geographische, poli- 
tische, sprachliche und wirtschaftliche Unmöglichkeit ist, deren Wieder- 
gutmachung ein nationales und sittliches Gebot ist, stärker als die Fesseln 
des Versailler Friedens. Ein ähnliches Gefühl ergriff mich, als ich von 
den Höhen von Tilsit den Memelstrom und den uns 1919 entrissenen 
Memelgau vor mir liegen sah. Der langgestreckte Darm des Memel- 
gebietes, nur 10—20 km breit, dafür 140 km lang, zählt 2708 qkm mit 
140000 Einwohnern, darunter mehr als die Hälfte Deutsche, der Rest 
vorwiegend Litauer. Vergeblich fragt man sich, mit welchem Rechte 
die Entente uns diesen Gau mit der Stadt Memel entrissen hat, wo doch 
schon 1253 die älteste deutsche Ansiedlung in Memel unter dem Schutze 
des Deutschen Ritterordens in Memel stattgefunden und eine Kette von 
Burgen (Neuhaus, Landeshut, Splitter, Hakelwerk) am Memel entlang 
Zeugnis von der kolonisatorischen Arbeit des Deutschen ablegen. 1209 
wird eine deutsche Burg in Ragnit bei Tilsit (heute noch als Landes- 
gefängnis verwandt) erbaut, 1407 eine stolze Burg an der Mündung des 
kleinen Flüßchens Tilsete in die Memel (hiervon der Name der Stadt 
Tilsit) von dem Deutschen Ritterorden und durch Ansiedlung deutscher 
Siedler und dem Orden treuer alter Preußen ein Flecken gegründet. Das 
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Ringen der Fleckensiedler um größere Selbständigkeit im Rahmen und 
zum Wohle des gesamten Herzogtums Preußen findet seinen verdienten 
Lohn und Abschluß in der feierlichen Erhebung Tilsits zur Stadt im 
Jahre 1552 durch Herzog Albrecht von Preußen.. Heute ist die vor mehr 
als 500 Jahren an der Stelle, wo die die Memel begleitenden Höhenzüge 
aufhören, erbaute Stadt mit ihren 52 000 Einwohnern die zweitgrößte Stadt 
der alten Provinz Ostpreußen, eine bedeutende Handelsstadt, die dank 
ihrer Lage am Memelstrom für den Handel besonders als Umschlaghafen 
eine wichtige Rolle gespielt hat und hoffentlich in Bälde wieder spielen 
wird; dies, trotzdem der Stadt durch den Raub des Memellandes fast 
die Hälfte ihres Wirtschaftsgebietes mit 157200 ha auf dem jenseitigen 
Memelufer genommen worden, die Mitte des Memelstromes die Grenze 
bildet und nur der südlichste, bei Ruß in das Kurische Haff mündende 
Arm zur Hälfte deutsch geblieben ist, der Ausgang aus dem Kurischen 
Haff aber unter memelländischer Kontrolle steht. Vollgültigen Ersatz 
für den im Kurischen Haff bei Memel versperrten Austritt bildet die 
10 km westlich Tilsit in die Memel mündende Gilge, ferner der Friedrichs- 
graben-Kanal, die Deime, der Pregel, durch welchen das Frische Haff 
und die Danziger Bucht (Ostsee) erreicht werden. Der stolze Memel- 
strom (300— 700 m breit) kann mit Hilfe dieser genannten Wasserstraße 
voll und ganz ausgenutzt werden und damit ein gewaltiges Wirtschafts- 
gebiet, das von der Wasserstraße der Düna bis zum Baltischen Höhen- 
rücken, von den Pribjetsümpfen bis zur Ostsee reicht. Aus diesem Wirt- 
schaftsgebiet werden Holz, Flachs, Wolle, Leinsaat, Felle und Getreide 
ausgeführt, Kohle, künstlicher Dünger, Eisen, Glas, Baumaterialien nebst 
landwirtschaftlichen Maschinen in dasselbe eingeführt. Nicht unter- 
schätzt werden darf die Bedeutung des Memelstroms für die deutsche 
Strecke des Wasserweges, der das Schwarze Meer mit der Ostsee ver- 
bindet (Schwarzes Meer— Dnjepr— Pribjet— Oginski-Kanal— Schara— 
Memel Ostsee). 

Tilsit war vor dem Weltkriege der Mittelpunkt des deutsch- russischen 
Holzhandels. 1913 kamen 30000 Flöhe mit 2 300 000 Festmetern Holz 
die Memel herabgeschwommen, um in dem an dem Ufer gelegenen Tilsit 
auf die Reichsbahn zum Transport in das Innere von Deutschland ver- 
laden oder in den 38 Sägewerken in und um Tilsit bzw. der Zellstoff- 
fabrik Tilsits, der zweitgrößten von ganz Deutschland, verarbeitet zu 
werden. Wohl stockt zurzeit der Handels verkehr wegen des Streites 
zwischen Polen und Litauen; die Aufnahme des Schiffs- und Floß- 
verkehrs auf der Memel ist aber in Kürze zu erwarten. Bei meiner An- 
wesenheit ist der Strom noch mit festem Eis bedeckt, und meilen- 
weit war das rechte Memelufer überschwemmt und mit Eis bedeckt 
gewesen. Auf dem deutschen Ufer schützen mächtige Erddämme die 
tiefgelegene Niederung vor der Uberschwemmung durch den mächtigen 
Fluß, dessen Pegelstand sich bei Tilsit bis zu 6% m zu verändern 
pflegt. 
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Der weitausblickende Oberbürgermeister der Stadt Tilsit und mit 
ihm die Vertreter der Stadt haben klar erkannt, daß Tilsit die der Stadt 
obliegenden wirtschaftlichen und politischen Aufgaben als nördlichste 
Grenzstadt Deutschlands nur dann erfüllen kann, wenn es dem Handel 
und Verkehr eine bequeme und billige Abwicklung ermöglicht. Doch 
gilt es rasch zu handeln, ehe Litauen durch den Ausbau des Memel- 
hafens und der Kownoer Umschlagstelle den Handel und Verkehr an 
sich gezogen oder Polen ihn umgeleitet hat. Es ist deshalb eine in wirt- 
schaftlichem und politischem Interesse Deutschlands liegende Pflicht der 
Regierung Preußens die von der Stadt Tilsit geplanten, innerhalb der 
letzten 20 Jahre mit einem Kostenaufwand von 4 Millionen Mark er- 
richteten Uferanlagen finanziell zu fördern und derselben die Möglich- 
keit zur Anlage eines Ufer-Bollwerkes mit breiter, hoch wasserfreier Lade- 
straße (die tiefgelegene jetzige befindet sich ebenso wie die Ge- 
leise anschlüsse zurzeit unter Eis), Bahnanschlüsse an die Reichsbahn 
und die von Tilsit durch das Memelland gehende Kleinbahn zu geben. 
Die gesamten Uferanlagen sollen um 400 m verlängert werden, um den 
Frachtverkehr, den Personen- und Güterverbehr, sowie den Verkehr der 
zahlreichen Fischer- und Gemüsekähne zu erleichtern; auch sollen die 
noch fehlenden Geschäfts- und Lagerhäuser erbaut werden. 

Je mehr Rußlands Wirtschaftskraft steigt, um so schneller wird Tilsit 
seine alte Bedeutung erlangen. Hierzu wird der Bau der Bahn Tilsit— 
Schaulen, der einzig vorhandene Kreuzungspunkt zwischen Memelfluß 
und der Reichsbahn nicht wenig beitragen. 

Eine ganz besonders große Bedeutung dieser Umschlagstelle zwischen 
Fluß und Bahn liegt darin, daß der Weg Moskau— Tilsit— Berlin nicht 
nur um 100 km kürzer als der Weg Moskau— Wilna— Kowno— Berlin ist, 
sondern vor allen Dingen auch die einzige Bahnverbindung zwischen 
Rußland und Deutschland darstellt, welche polnisches Gebiet nicht 
berührt. Diese Bahnverbindung ist also der Machtsphäre der Polen 
entzogen und nicht der Gefahr ausgesetzt, daß auf ihr die Polen, wie auf 
dem Verkehrswege der Weichsel und den beiden Bahnwegen, die über 
Prosken und Eydtkuhnen führen, ihren Einfluß zuungunsten des deut- 
schen Handels geltend machen. Die Bahn Moskau Tilsit — Berlin ist 
also eine der Hauptwaffen im Kampfe zwischen Deutschland und Polen 
um den Vermittlungsverkehr nach und von dem Osten. 

Die Stadt Tilsit hat aber neben den erwähnten wirtschaftlichen. Auf- 
gaben auch noch die politische zu erfüllen, im Kampfe um die Ostmark, 
welche durch Polen wirtschaftlich lahm gelegt werden soll, um sie zu- 
nächst wirtschaftlich und dann politisch in ihre Hand zu bekommen, 
durch Erstarkung der ostpreußischen: Wirtschaft und ostpreußischen 
Handels als scharfe Waffe zu dienen. In Tilsit kann sich frei von Polens 
Einfluß der Handel Ostpreußens mit dem Osten entwickeln. Tilsit kann 
aber auch das uns entrissene Memelland und Litauen in seiner Eigen- 
schaft als Vertreter und Sammler einer Menge von Gütern nach und aus 
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dem Memellande wirtschaftlich an Deutschland fesseln, um durch die 
enge wirtschaftliche Verbindung die Zugehörigkeit des Memellandes zu 
Deutschland trotz des Versailler Friedens immer erneut zu betonen und 
zu beweisen. | | Ä 


DIE WELTSPRACHE. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Die in diesen Heften seit dem ersten Erscheinen beharrlich verfoch- 
tene These von dem neuen, dem in weitestem Ausmaße globalen Zeit- 
alter, hat durch die Genfer Märztagung des Völkerbundes eine über alles 
Erwarten starke und in ihrer historischen Bedeutung nicht hoch genug 
zu veranschlagende Bekräftigung gefunden. Künftige Geschichtsschrei- 
bung wird jene Genfer Tagung als weltpolitischen Wendepunkt 
unmittelbar anzureihen haben an die erste Abrüstungskonferenz in 
Washington — nicht etwa wegen der verhältnismäßig belanglosen Pleite 
des Völkerbundes, sondern wegen des Umstandes, daß hier erst- 
mals ein südamerikanischer Staat in die Geschicke Europas 
eingegriffen hat — in einer Weise eingegriffen, die auf lange hinaus 
Nachwirkungen jeder Art geltend machen wird. 

Auf der Abrüstungskonferenz in Washington handelte es sich 
äußerlich in der Hauptsache darum, die Rüstungsverhältnisse zwischen 
England, Frankreich, den Vereinigten Staaten von Nordamerika und 
Japan irgendwie auszubalancieren. Der tiefere Sinn dieser Konferenz war 
die endgültige weltgeschichtliche Festlegung der Tatsache, 
daß die Vorherrschaft auf dem Erdball nicht mehr ein- 
seitig bei den europäischen Großmächten war, sondern daß 
über die ganze nördliche Halbkugel verteilte Weltmächte in 
Amerika und Asien ebenso wie in Europa über die entscheidende Schick- 
salsfrage der Völker in vollwertiger Gleichberechtigung zu verhandeln 
und zu bestimmen hätten. 


Seit 30 Jahren hatten die Vereinigten Staaten, ehedem selbst euro- 
päisches Kolonialgebiet, den Weg der Kolonialpolitik zu beschreiten be- 
gonnen. Als sie die Sandwich-Inseln als wichtige Etappe in ihre Hand 
nahmen, war das noch eine pazifische Angelegenheit. Ihre Auseinander- 
setzung mit Spanien über Cuba und die Philippinen wurde abseits von 
Europa auf den Meeren geführt. Während des Weltkrieges aber machte 
das Land, das einstmals von Holländern, Franzosen und Engländern er- 
schlossen worden war, seinen „Gegenbesuch“ in Europa mit der 
Waffe in der Hand. In meiner „Politischen Geographie“ (Verlag R.Olden- 
bourg, München) wurden damals die Großstaaten Südamerikasnoch 
als „Anwärter künftiger Weltpolitik‘ rubriziert. Verblüffend kurz 
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war die Frist, innerhalb deren sie den Vereinigten Staaten bei deren Ein- 
marsch in das Gebiet der europäischen Politik gefolgt sind, wesentlich 
kürzer als die Frist, die seinerzeit zwischen der Verselbständigung der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und dem Heraustreten auch Süd- 
amerikas aus kolonialer Hörigkeit gewesen. Das Genfer Vorgehen Bra- 
siliens, des einzigen portugiesisch sprechenden Landes in Südamerika, 
mußte automatisch auf die spanisch eingestellten Länder 
Südamerikas wirken, so daß nunmehr im Völkerbund auch mit dieser 
Gruppe ganz anders als bisher zu rechnen sein wird. Somit hat sich die 
weltgeschichtlich so ungemein bezeichnende Wandlung vollzogen, daß 
auch Mächte und Staatengruppen der südlichen Halbkugel 
sich mit ihren weltpolitischen Ansprüchen neben Europa setzen und den 
Stempel des globalen Zeitalters zur vollen Ausprägung bringen. 

Fügen wir dem Vorgehen Südamerikas die nicht minder auffällige 
Erscheinung zu, daß die Vereinigten Staaten von Südafrika sich 
unabhängig von der Einstellung Englands im Völkerbund schon recht 
bemerkbar gemacht haben, dazu die hohe Wahrscheinlichkeit, daß eben 
‘diese Vereinigten Staaten von Südafrika, gestützt auf ihren wirtschaft- 
lichen Reichtum und ihre sich mehrund mehr verengernden Verbindungen 
mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika, ihre politische Selb- 
ständigkeit in noch fortgesetzt steigendem Maße betonen und entwickeln 
werden, daß auch Australien und Neuseeland heute bereits als Inhaber 
von Mandaten über ehemals europäische Kolonialgebiete auf ähnlichen 
Bahnen wandeln, so rundet sich dieses neuartige globale Weltbild. 

Bei früheren Gelegenheiten wurde hier betont, daß dem neuen welt- 
politischen Zeitalter auch neue technische Hilfsmittel der Welt- 
verengerung in reichem Maße zur Verfügung stehen, vor allen Dingen 
durch die zwiegestaltige Eroberung des Luftmeeres; einmal durch 
das Flugzeug und Luftschiff, das den Personenverkehr um den ganzen 
Erdball auf ein zeitliches Minimum zusammenschrumpfen läßt, sodann 
durch die drahtlose Nachrichtenübermittlung, die jede zeitliche Grenze 
im Weltverkehr radikal weggewischt hat. 

Daneben aber dürfen wir auch noch eine weitere Verengerung im 
Kulturleben der Erde nicht unbeachtet lassen. Die Menschheit verfügt 
heute, ohne sich dessen vielleicht noch voll bewußt zu sein, auch über 
das internationale Verständigungsmittel einer Weltsprache. 
Wir meinen nicht künstliche Sprachkonstruktionen, wie das Esperanto, 
meinen natürlich auch nicht die von so vielen Völkern in allen fünf Erd- 
teilen verstandene englische Sprache, sondern meinen die Universal- 
sprache des gekurbelten Bildes, die Weltsprache des Films. 

Das rollende Bild auf der Leinwand spricht zu allen Völkern der Erde. 
Es wird in absehbarer Zeit von Europa sowohl wie von Amerika aus 
binnen zwei Tagen durch das Flugzeug überallhin verbracht werden 
können. Es ist schon heute theoretisch möglich und eine praktische 
Sicherheit von übermorgen, daß irgendein Vorgang. irgendein verbild- 
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lichter Gedanke, an dessen Verbreitung einer großen Macht gelegen ist, 
im Laufe derselben Woche von Hunderten von Millionen der Bewohner 
aller fünf Erdteile im Kino aufgenommen werden wird. 

Wir haben in unserem technischen Zeitalter binnen ganz kurzer Fristen 
erlebt, wie der alte Kampf um das Gold abgelöst wurde durchden Kampf 
um die Kabel, um die Kohle, um das Erdöl, um die Beherrschung der Luft 
— und wir stehen heute vor einer Epoche, in der dem Kampf um die 
Beherrschung der Kinos eine ungeheuere Bedeutung beizumessen ist. 

Schon in den Zeiten der Vorbereitung für den Weltkrieg spielte das 
Kino als internationales Beeinflussungsmittel der öffentlichen Meinung 
eine erhebliche Rolle. Damals war der französische Film vorherrschend. 
Er glorifizierte vor dem an Zahl täglich steigenden Kinopulikum der 
Welt alles Französische, und er sparte nicht mit Herabsetzungen Deutsch- 
lands. Nicht die Leistungen der deutschen Zeppeline wurden dem Kino- 
besucher fremder Länder im rollenden Bilde vorgeführt, sondern die 
unsere Luftschiffe hie und da betreffenden Unglücksfälle. Nicht die 
technischen Fertigkeiten der großen deutschen Fabriken, sondern irgend- 
ein zufälliger Fabrikbrand oder ein Grubenunglück. | 

Während der Kriegszeit blühte dann die Fabrikation der Greuel- 
filme, die alle Welt gegen die deutschen „boches“ und Barbaren zu 
empören bestimmt waren. Diese ekelerregenden Erzeugnisse enten- 
tistischer Filmindustrie waren damals die traurigen Beherrscher der 
Weltsprache. Heute dient das Kino wieder mehr friedlicher Unterhal- 
tung, ohne deshalb seine Propagandabedeutung irgenwie eingebüßt zu 
haben. Wer sich in der Weltsprache des Films den fremden Völkern am 
besten und am eindringlichsten verständlich zu machen weiß, der verfügt 
über einen bedeutsamen weltpolitischen und weltwirtschaft- 
lichen Vorsprung in unserer globalen Zeit. Die Zahl der Kinos allein 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika mag heute bereits 20000 
erreicht haben und die Zahl der Zuschauer, die einen amerikanischen 
Großfilm zu Gesicht bekommen, 20 Millionen. Demgegenüber hat die 
Spitzenorganisation der deutschen Filmindustrie für das Vorjahr die 
Zahl der Kinobesucher, die in der ganzen Welt einen deutschen Großfilm zu 
sehen bekamen, auf4 Millionen geschätzt. Das ist immerhin eine beachtens- 
werte Durchsetzung der deutschen Filmindustrie auf dem Weltmarkt, die 
durch außerordentlich gesteigerte Qualitätsarbeit erreicht worden ist. 

Hier gilt es unbedingt mit starken Kräften weiterzuarbeiten, 
wenn Deutschland auf dem großen Weltsprachenkongreß der Kinos 
gehört werden soll. Leider aber hört man aus dem Lager der deutschen 
Filmindustrie, die nach dem Kriege einen so bedeutsamen, für die deut- 
schen Interessen der Welt so außerordentlich wertvollen Aufschwung 
zu nehmen vermochte, heute nur von einem bedrohlichen Rück- 
gang, der nach fachmännischem Urteil in erster Linie dadurch verursacht 
worden ist, daß die außerordentliche Höhe der in Deutschland erhobenen 
Lustbarkeitssteuer die Kinotheater in ihren Einnahmen schwer bedroht 
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— wobei zu berücksichtigen ist, daß die Kinos gewissermaßen als die 
„Kassierer der Filmindustrie“ zu betrachten sind. Wenn diese Kassierer 
der Filmindustrie ein Fünftel bis ein Viertel ihrer Einnahmen an die 
Gemeinden abliefern müssen, die Hälfte für sonstige Unkosten zu ver- 
wenden haben, unter denen wiederum die Steuern jeder Art einen nicht 
geringen Bruchteil ausmachen, so verbleibt als Rest nur noch ein Viertel, 
in das sich die Filmindustrie obendrein mit den Filmverleihinstituten zu 
teilen hat. Auf diese Weise fehlt es der deutschen Fimindustrie an den 
nötigen Einnahmen aus dem eigenen Lande, was um so mehr zu Buche 
schlägt, als die an sie aus dieser Quelle zurückfließenden Mittel im all- 
gemeinen erst 18 Monate nach der Vollendung der so überaus kost- 
spieligen Großfilme flüssig zu werden beginnen. 

Die amerikanische Filmindustrie ist so gut wie gänzlich frei 
von jenen steuerlichen Lasten, die ihrer deutschen Konkurrenz in über- 
reichem Maße auferlegt worden sind. So vermag die amerikanische Film- 
industrie heute den Weltfilmmarkt in ganz überragender Weise zu be- 
herrschen. Noch ist, aber freilich in unendlich weitem Abstand, die 
deutsche Filmindustrie ihr hervorragendster Wettbewerber, was sich 
aber sehr bald zu unseren Ungunsten wesentlich zu wenden verspricht, 
wenn in Deutschland die Bedeutung der Weltsprache des Kinos nicht 
genügend verstanden und geschätzt wird. In England beispielsweise 
wird der nationalen Filmindustrie in ihrer Bedeutung für Wirtschaft, 
Kultur und Beeinflussung des Auslandes solche Beachtung geschenkt, 
daß das Versprechen ihrer staatlichen Förderung Raum in einer Thron- 
rede zur Eröffnung des Parlaments gefunden hat. Italien fördert seine 
Filmindustrie durch gesetzlich auf die italienischen Kinos ausgeübten 
Zwang zu regelmäßiger Aufführung italienischer Filme. Rußland, 
das seine politische Propaganda nicht am wenigsten in Ländern mit zahl- 
reichen Analphabeten betreibt. weiß den Wert auch ohne Beschriftung 
wirkender Bildvorführungen ganz besonders zu schätzen. 

Überall wächst die Konkurrenz auf dem Weltfilmmarkt heran. Über- 
all regt sich das Bestreben, teilzuhaben an jedenen bildlichen Ausdrucks- 
mitteln, denen man den Charakter der Weltsprache beimessen darf. 
Deutschland hat außerordentlich Bedeutendes in der Entwicklung seiner 
Filmindustrie geleistet. Es ist ihm auch gelungen, trotz aller Schwierig- 
keiten im Laufe der letzten Jahre auf dem Weltfilmmarkt eine geachtete 
Stellung zu erringen und mit seinen besten Höchstleistungen ein Plätz- 
chen in den Zehntausenden von Weltkinos zu erobern. Anstatt daß 
innere Hemmnisse die Entwicklung der deutschen Filmindustrie lahm- 
legen, müssen wir darauf bedacht sein, jenes Plätzchen zu einem festen 
sicheren Platz zu erweitern und unsere deutsche Filmindustrie derartig 
zu fördern, daß es gelingt, das volkstümlichste und zeitgemäßeste Mittel 
der erdballumspannenden Werbearbeit durch die Ausdrucksmöglichkeiten 
dieser veritablen Weltsprache im deutschen Interesse rund um die Erde 
nutzbar zu machen. 
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BRITI SCHE PLÄNE IN OST-AFRIKA. 
Von W. PASCHEN, Oberstleutnant a. D. 


Die Gerüchte von einem freiwilligen Verzicht Englands auf ostafrika- 
nische Gebiete, in erster Linie auf das ehemalige Deutsch-Ostafrika 
zugunsten Italiens, müssen jedem, der die großzügigen britischen 
Verkehrs- und Siedlungspläne in Ost-Afrika betrachtet, äußerst unwahr- 
scheinlich erscheinen. Eine Anleihe von 10 Millionen Pfd. zur Erschlie- 
Bung des Tanganyika-Territoriums (Deutsch-Ostafrika), vor allem zum 
Bau von Bahnen und Straßen, Ausbau der Häfen und für sanitäre Ver- 
besserungen, wie sie die englische Kolonialregierung auf Grund des 
Berichtes der Ostafrika-Kommission unter Mr. Ormsby Gore befür- 
wortet hat, wird nicht aufgenommen, wenn man das Gebiet an eine 
andere Macht abzutreten gedenkt. Großbritannien ist vielmehr vom 
ersten Tage nach dem Kriege aus unbeirrt an die Verwirklichung seines 
lange gehegten großen Zieles gegängen: die Schaffung eines neuen 
Riesenkolonialreiches unter britischer Flagge, fast die ganze östliche 
Hälfte Afrikas umfassend, vielleicht als Ersatz für das sich immer mehr 
emanzipierende Indien. Portugisisch-Ost-Afrika wird eines Tages ebenfalls 
in diesem neuen Kolonialreich aufgehen müssen, denn es ist heute bereits 
völlig umklammert, finanziell und wirtschaftlich abhängig und durch 
tausend Fäden an die Wirtschaft Britisch-Süd-Afrikas gebunden. 

Hinsichtlich Deutsch-Ostafrikas will man die Welt vor vollendete 
Tatsachen stellen, wenn der Termin einer etwaigen Neuverteilung des 
Mandats heranrückt. Der Wert dieses Gebiets mit seinen natürlichen 
Bodenschätzen und seinen Ansiedlungsmöglichkeiten für Europäer ist 
erkannt, es hat aber als Bindeglied zwischen den Besitzungen Englands 
im nördlichen und südlichen Ostafrika noch eine ganz besondere Be- 
deutung. Das Tanganyika Territorium soll vor allem durch einen zweck- 
mäßigen Ausbau seines Bahnnetzes derartig an die britische Bahn- und 
Straßensysteme im Norden, Süden und Südwesten angeschlossen 
werden, daß es sich wirtschaftlich und politisch nicht mehr herauslösen 
läßt. Es ist dies aber nur ein Teil des größeren Planes. England arbeitet 
an einem engeren Zusammenschluß der ganzen östlichen Hälfte des 
Kontinents, soweit dieser bisher unter seiner Flagge steht, das zeigt auch 
die bedeutsame Zusammenkunft sämtlicher in Ostafrika tätigen eng- 
lischen Gouverneure zu Nairobi im Februar ds. Js. Die Anregung hierzu 
ging ebenfalls von dem bereits genannten Unterstaatssekretär im Kolo- 
nialamt, Mr. Ormsby Gore, aus, und auf der Tagesordnung stand die 
möglichst einheitliche Behandlung von Fragen, die Verkehr, Verwaltung, 
Steuern, Arbeiterverhältnisse, Polizei und sonstige öffentliche Angelegen- 
heiten betreffen. 3 

Bei dem Interesse, dem der koloniale Gedanke in Deutschland 
wieder zu begegnen beginnt, ist es merkwürdig, wie geringer Beachtung 
diese britischen Pläne bisher bei uns gefunden haben, die für die Zu- 
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kunft unseres ehemaligen Kolonialgebietes geradezu entscheidend sind. 
Die treibenden Kräfte hinter diesen Bestrebungen der britischen Re- 
gierung sind die großen Wirtschaftsverbände der Baumwoll- und der 
Stahl- und Eisenindustrie, die neue Märkte für ihren Rohstoffbezug 
bzw. neue Absatzgebiete für ihre Produkte suchen. Eine Denkschrift 
des „Committee on British Industry and Trade“, die dem Premier- 
minister am 2. Juli 1925 überreicht wurde, und die Frage der Verkehrs- 
entwicklung und des Anbau von Baumwolle in Ostafrika behandelt, 
bringt Gutachten von Organisationen und Verbänden wie „Shipping 
Merchants’ Committee of the Manchester Chamber of Commerce“, 
„Provisional Emergency Cotton Committee“, „Empire Cotton Growing 
Corp.“, , Cotton Spinners’ and Manufacturers’ Ass.“, „Federation of 
Master Cotton Spinners' Ass.“, Manchester Cotton Ass.“ u. a., ferner 
der , Agricultural Engineers’ Ass.“, „Iron & Steel Trades Confederation“, 
National Federation of Iron & Steel Manufacturers, Britisch Ingineers’ 
Ass., Locomotive Manufacturers’ Ass. | 

Diese Verbände treten durchweg für eine finanzielle Unterstützung 
seitens der Regierung bei der Erschließung der ostafrikanischen Gebiete 
des Reiches unter besonderer Berücksichtigung des Baumwollanbaus 
und der Entwicklung der Verkehrsmittel, ein. Alle können die Bedeutung 
einer erhöhten Belieferung mit Rohbaumwolle, ganz besonders aus 
dem britischen Reichsgebiet gar nicht genug hervorheben. Die Versor- 
gung mit Baumwolle aus anderen Ländern als wie die Ver. Staaten sei 
aber vor allem dadurch verzögert, so meint das Shipping Merchants’ 
Committee (Manchester), daß man zwar Baumwolldistrikte schaffe, 
aber die Verkehrs- und Absatzverhältnisse sowie die Aufbereitungs- 
anlagen völlig vernachlässigte. Ganz besonders gelte dies für Uganda und 
andere ostafrikanische Gebiete. Finanziell müsse sehr viel mehr gescheher, 
vom Standpunkt des nationalen Budgets falle eine große Summe für diese 
Zwecke nicht ins Gewicht. Die Cotton Spinners’ and Manufacturers’ Ass. 
führt aus, daß 1913 etwa 8 ½ Millionen Ballen amerikanischer Baum- 
wolle — nach Deckung des amerikanischen Eigenbedarfs — zur Ver- 
fügung standen, daß aber 1921/24 die jährliche Durchschnittsmenge nur ca. 
5 Millionen Ballen ausmachte. In den Denkschriften der Eisen- und Stahl- 
industrie, der Lokomotivfabriken sowie der Fabriken landwirtschaftlicher 
Maschinen und Geräte spielt Ostafrika als entwicklungsfähiges Absatz- 
gebiet sowie als Ersatz für verlorene Märkte eine besondere Rolle. 

Vor kaum einem Jahr legte nun die englische „Ostafrika-Kommission“ 
zum Studium der Verkehrsprobleme Ostafrikas im weiteren Sinne (d.h. 
Nord-Rhodesien, Nyasa-Land, Tanganyika-Territorium, Kenya, Uganda, 
Zansibar und Pemba) eingesetzt war, ihren Bericht vor, der durch seine 
Großzügigkeit zunächst sogar in England Erstaunen hervorrief (weil 
sonst auf allen Gebieten gespart wurde), dann aber immer mehr Zu- 
stimmung gefunden hat. Eine Skizzierung der Hauptlinie zeigt schon 
die englischen Absichten, besonders hinsichtlich der Stellung, die dem 
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Tanganyika- Territorium in diesem System als Zentrale zugedacht ist, 
über die der Verkehr Nordost-Rhodesiens, des östlichen und nordöst- 
lichen Kongobeckens, der Gebiete um den Victoria-See und Nord- 
Nyasalands zur Küste geleitet werden soll. 

Mit dem Süden beginnend, weist der Bericht darauf hin, daß sowohl 
Nordwest- wie Nordost-Rhodesien infolge ihrer Entfernung von der Küste 
stark in der Entwicklung behindert werden. Ein Ausgang zur Westküste 
wird nicht als praktisch brauchbar angesehen. Den Bedürfnissen Nord- 
ost- Rhodesiens soll vor allem eine Bahnverbindung zwischen dem Nord- 
ende des Nyasa-See (Manda-Wiedhafen) nach Ngerengere oder Kilima- 
tinde an der Zentralbahn dienen, deren Bau schon beschlossen ist. Nord- 
west- Rhodesien wird mehr auf die Teilstrecke der Kap-Kairo-Bahn, 
Bukama-Bulawayo verwiesen. 

Auch den wirtschaftlichen Bedürfnissen des nördlichen Teils von 
Nyasaland ist nach Ansicht der Kommission am besten durch eine Bahn- 
verbindung mit der Zentralbahn und damit nach Dar-es-Salam gedient. 
Um für die Südhälfte des Nyasaland-Protektorats eine ununterbrochene 
Verbindung zur Küste herzustellen, wird der seit langem geplante Bau 
einer Eisenbahnbrücke über den Zambesi bei Sena dringend befürwortet, 
um damit das fehlende Verbindungsstück zwischen der Shire-Hoch- 
landbahn (Chindio-Blantyre) und der portugiesischen Trans-Zambezia 
Bahn (Beira-Murraga) herzustellen. Der Hafen von Beira ist in guter 
Entwicklung begriffen und gewinnt ständig an Bedeutung, weil Portu- 
giesisch-Ostafrika, Nord- und Süd-Rhodesien, Nyasaland und das 
Katangagebiet (belg. Kongo) das natürliche Hinterland bilden. Beira ist 
deshalb besonders interessiert an dem Bau der Zambesibrücke. (Eine 
englische Firma soll bereits den Bauauftrag haben.) An einer durchgehen- 
den Verbindung von Beira bis zur Südspitze des Nyasa-Sees fehlt auch 
noch die Strecke Blantyre— Nyasa-See, an der gebaut wird. 

Über die Zambesi-Brücke bei Sena sagt der Kommissionsbericht, 
daß diese als wirtschaftliches Unternehmen stark von der Entwicklung 
Beiras als Bunker- und Kohlenausfuhrhafen sowie von der Erschließung 
der Kohlengruben nördlich des Zambesi durch den Bau einer Bahn nach 
Tete (ca. 180 km) abhängen würde. | 

Der Verlängerung der Shiré-Hochlandbahn bis Kachindamoto wird 
gegenüber einer mehr östlichen Linienführung, Luchenza— Pagonas, 
der Vorzug gegeben. | 

Auf das seit Jahren schwebende Bahnprojekt Port-Amelia— 
Mtengula am Nyasasee sei nur hingewiesen, weil es mehr örtliche Be- 
deutung für das nördliche portugiesische Ostafrika hat. Ob die Com- 
panhia do Nyassa die Mittel zum Bau der rd. 850 km langen Linie, die 
durch ziemlich menschenleere Gebiete führt, aufbringen kann, erscheint 
fraglich. 

Am stärksten ist bei den Eisenbahnbauten natürlich das,, Tanganyika- 
Territorium“ berücksichtigt, in der Absicht es den Nachbargebieten völlig 
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anzugliedern. Die Verbindung der Zentralbahn mit dem Nyasa-See 
(Ngerengere— Manda 650 km) wurde bereits erwähnt. Große Bedeu- 
tung hat ferner die bereits in Angriff genommene Verlängerung der 
Strecke Tabora— Shiyanga bis Muansa, welche die Zentralbahn in direkte 
Verbindung mit dem Victoria-See bringt. Auch das Kilimandjaro-Bahn- 
system wird mit der Zentralbahn durch Verlängerung der Strecke von 
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Moschi über Aruscha, Gwanzave und Kondoa-Irangi nach Dodoma, 
etwa 440 km, verbunden. Diese Verbindung soll das ganze ostafrikanische 
l m-Spurnetz vereinigen und wesentliche Betriebsvorteile bringen. Der 
Bericht sagt nicht, ob die erwähnte Betriebsgemeinschaft der Kiliman- 
djaro- (Tanga-) Bahn und der Uganda-Bahn nur vorläufig gedacht ist, 
d.h. bis zur Fertigstellung der Strecke Moschi-Dodoma. Eine Ver- 
bindung der Tangabahn mit der Uganda-Bahn besteht bereits über Kahe 
und Voi. 

Die Notwendigkeit der Aufstellung eines Sanguis Straenban: 
programms für das Tanganyikagebiet wird betont und dabei die Be- 
vorzugung Dar-es-Salams unter Benachteiligung anderer Gebietsteile 
getadelt. Im übrigen werden die Straßenbauten für so dringend gehalten, 
daß lieber an den geplanten Hafenbauten zunächst Abstriche gemacht 
werden sollen, um Mittel verfügbar zu haben. Die vollkommene Zoll- 
union zwischen Kenya, Uganda und dem Tanganyika-Territorium 
wird ebenfalls empfohlen. Der Einschluß von Zansibar in das ostafrika- 
nische Zollgebiet sowie die Vereinheitlichung der beiden Währungen 
wird bis zur endgültigen Regelung der letzteren Frage für ganz Ostafrika 
offen gelassen: Zansibar scheint sich aber einstimmig dem Einschluß in die 
Zollunion zu widersetzen. 

In Uganda ist heute noch infolge des gemischten Systems des 
Land- und Wassertransportes die Güterbeförderung zeitraubend und 
kostspielig. Die Hauptaufgabe bleibt hier die Herstellung einer zusam- 
menhängenden Schienenverbindung zwischen Mobasa und dem Albert- 
See und damit dem schiffbaren Nil. An der Verbindung der Uganda- 
bahn mit der Busoga-Bahn bei Mbulumuti wird gearbeitet. Die Kom- 
mission schlägt die Weiterführung über Mbali und Soroti nach Siva, 
nördlich des Chiogasees, vor. Hierbei spielen Erwägungen über die 
Schaffung eines Zugangs zum nordöstlichen Kongobecken eine Rolle. 
Uganda besitzt bereits ein gutes Straßennetz, das beste Ostafrikas, mit 
den vorhandenen geringen Arbeitskräften kann dieses aber nur schwer in 
Ordnung gehalten werden. Die Kenya-Kolonie bedarf dagegen dringend 
der Verbesserung ihrer Straßen. 

Die britische Regierung hat den Vorschlägen der Kommission zuge- 
stimmt, unter Reichsgarantie wird zur wirtschaftlichen Erschließung 
Ostafrikas durch Bahn-, Straßen- und Hafenbauten eine Anleihe von 
nicht über 10 Mill. Pfd. aufgelegt werde. Die Durchführung des Pro- 
gramms soll sich auf 5 Jahre und länger erstrecken. 

Es sei noch kurz auf die belgischen Eisenbahnpläne eingegangen, die 
das nordöstliche Kongobecken mit dem Nil in Verbindung bringen sollen. 
Mit dem Bau der Strecke Stanleyville (Kongo)— Kilo ist bald zu rech- 
nen. In erster Linie handelt es sich um die Erschließung der Goldfelder bei 
Kilo. Die weitere Verbindung mit dem Nil, bis zu dem die Linie weiter- 
geführt werden soll, wird aber nicht über Kilo erfolgen, sondern bei 
Humbari oder Moto nach Rejaf am Nil abzweigen. Der Entschluß der 


14* 


180 ` SIR ERNEST HARVEY 


Belgier zum Bau der Linie Stanleyville— Kilo ist wohl auf die britischen 
Pläne zur Weiterführung der Uganda-Bahn zum Nil zurückzuführen, um 
sich einen Anteil an dem Verkehr von und nach den Goldfeldern von 
Kilo und Moto zu sichern. Die Anfuhr des Baumaterials für die Linie 
Stanleyville— Kilo ist über die ostafrikanische Zentralbahn Dar-es-Salam- 
Udjidji beabsichtigt. Ein siebenmaliger Wechsel vom Wasserwege zur 
Bahn und umgekehrt bis Stanleyville scheint immer noch geringere 
Schwierigkeiten zu bereiten als der Weg über die Westküste, Maradi 
und den Kongofluß. 

Die Erschließung Zentralafrikas durch Bahnen und Straßen ist auch 
von der Westküste in Angriff genommen worden. Von Angola, der Kongo- 
mündung und französisch Äquatorial-Afrika strebt man dem Becken des 
oberen Kongo zu, der Vorsprung in diesem Wettbewerb liegt aber ent- 
schieden auf der Osthälfte Afrikas, teils infolge günstigerer geographischer 
Bedingungen, teils infolge der größeren Zielsicherheit und Rührigkeit 
Englands. 


SCHULDENTILGUNG UND REPARATIONEN. 


1. Eine englische Stimme: 
Europa der Wirtschaftssklave Amerikas? 
Von SIR ERNEST HARVEY; K. B. E., London. 


Kreuzworträtsel sind eine beliebte Spielerei unserer Tage. Sie haben 
eine erfreuliche Belebung des Scharfsinnes gebracht und die Nachfrage 
nach Wörter- und Nachschlagebüchern aller Art erheblich gesteigert. 
Sie wirken zweifellos bildungsfördernd. Bei den vielfach vorkommenden 
Fremdworten nehme ich an, daß das Wort „Oxymoron‘ heute bekannter 
ist als in früherer Zeit. Es bedeutet eine Zusammenfassung zweier sich 
widersprechender Begriffe, hinter der sich ein geistreicher Gedanke ver- 
birgt. Horaz war ein Meister des Oxymorons. Nun, ich kann mir kein 
besseres Schulbeispiel für ein Oxymoron denken als das Wort „ wirtschaft- 
liche Versklavung“. Sklaverei hat mit Wirtschaft recht wenig zu tun. 
und unsere moderne Industriewirtschaft ist alles andere als Sklaverei. 
Bevor unsere moderne Sozialpolitik die Arbeitslosenunterstützung ein- 
führte, konnte man während schlechter Zeiten in unseren Industriestaaten 
vielfach lange Züge Arbeitsloser sehen, die durch eine Demonstration 
ihren Wunsch nach Arbeit ausdrückten. Diese Arbeitslosen verlangten 
keine Versklavung, sie hatten vielmehr das Bestreben, sich durch Arbeit 
all die kleinen Annehmlichkeiten zu verschaffen, die uns das Leben ver- 
süßen. Sie verlangten nicht zu Sklaven gemacht zu werden, noch waren 
sie tatsächlich Sklaven, selbst wenn das Produkt ihrer Hände Arbeit 
nach den Vereinigten Staaten exportiert wurde. Das Hauptkontingent 
aller Menschen, aller Länder arbeitet für Nahrung, Behausung, Bekleidung 
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und für gewisse Luxusbedürfnisse, die wir uns im Laufe der Zeit ange- 
wöhnt haben. Die Arbeit selbst ist nur das Mittel zum Zweck. Erzwun- 
gene Arbeit kennen wir in zivilisierten Ländern nicht mehr. Jeder 
arbeitet um seines Lohnes willen, und der Amerikaner hat sogar als Arbeit- 
geber einen guten Ruf, da er als guter Zahler gilt. Ist die White Star- 
oder Cunard-Line, ist der Besitzer des Casinos von Cannes oder die Ge- 
schäftsleitung der Spielbank von Monte Carlo der Wirtschaftssklave 
Amerikas, weil viele Amerikaner diese Einrichtungen frequentieren ? 
Falls ja, dann sind diese Sklaven zu beneiden. 

Die Ursache der ganzen Betrachtung bildet das Schlagwort von der 
wirtschaftlichen Versklavung Europas an Amerika infolge des Krieges. 
Die Tatsache, daß Europa von den Vereinigten Staaten während des 
Krieges ungeheuere Summen für unproduktive Zwecke borgte, die es 
nun allmählich zurückzahlen soll, soll versklavend wirken. Mit am 
schlimmsten dran ist natürlich England, das an die Vereinigten Staaten 
etwa £ 100000 per Tag an Zinsen allein zu zahlen hat. 90% des englischen 
Volkes braucht sich aber hierüber kein Kopfschmerzen zu machen. Die 
restlichen 10%, müssen versuchen, die Produktionsmethoden zu ver- 
bessern und den Wert und Umfang ihrer Produktion zu erhöhen, ganz 
gleich, ob es sich um eine materielle oder um eine geistige Produktion 
handelt. | | 

Alle Anleihen, die Amerika an Europa gewährt, mit Ausnahme der 
Kriegsanleihen, sind sicherlich von Vorteil für Europa, falls sie in ver- 
nünftiger Weise angelegt werden. Einige amerikanische Investierungen 
in der Alten Welt bedeuten sogar außerordentlich günstige Kapitals- 
anlagen. Mit den Bankverlusten, die Amerika in Frankreich und anders- 
wo kurz nach dem Kriege erlitt, ist es natürlich etwas anders. Aber 
Europa war stets ein gerissener Geschäftsmann, und Amerika hatte stets 
eine etwas großzügige Ader. Es gibt eine kleine Geschichte von einem 
Amerikaner, der nach vielem Feilschen einen Rembrandt erstand und 
einen anständigen Preis selbst für einen Rembrandt zahlte. Um dem 
hohen Zolle, der in Amerika auf Kunstgegenstände gelegt ist, zu ent- 
gehen, beauftragte er einen Künstler, eine recht harmlose Land- 
schaft über den Rembrandt zu malen. Auf diese Weise gelang es ihm 
auch wirklich, die Zollbehörden zu täuschen und das Bild mit einem ver- 
hältnismäßig geringen Zoll nach Amerika einzuschmuggeln. Er beauf- 
tragte ein bekanntes Kunstinstitut, den ursprünglichen Rembrandt 
wieder hervorzuzaubern. Die Firma teilte ihm nach einiger Zeit mit, 
daß sie die Landschaft heruntergelöst habe, auch das darauf folgende 
Bild sauber abgewaschen habe, und sie fragte nun, was mit der „Krönung 
Georg V.“ geschehen sollte? Vielleicht ist die Geschichte, um der Wir- 
kung Willen etwas zu übertrieben, aber ist denn der europäische Handels- 
mann notwendigerweise der wirtschaftliche Sklave des Amerikaners. weil 
die Union eine Hypothek auf Europa besitzt? Die Zinsen für Kriegs- 
schulden werden die europäischen Staaten nicht immer so schwer be- 
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lasten, wie sie es augenblicklich tun. Ein Teil dieser Besteuerung wird 
bereits jetzt durch erhöhte Preise, die die Amerikaner bei Reisen in 
Europa zu zahlen haben, und durch die Waren, die Amerika aus Europa 
importieren muß, zurückgeholt. Der Umfang dieser Einfuhr wird sich 
vielleicht dauernd erhöhen, möglicherweise bis zu einem Grade, der 
dem heutigen Verhältnis Europas zu Amerika entspricht. Wenn dieser 
Zeitpunkt eintritt, würden dann die Vereinigten Staaten etwa der wirt- 
schaftliche Sklave der Alten Welt geworden sein? Europa braucht sich 
auch hierüber keine Sorge zu machen. Amerika hat den Krieg durch 
Abwarten gewonnen und Europa muß ebenso brav und geduldig sein. 
Der Gläubiger hat manchmal dieselben oder noch mehr 
Sorgen als der Schuldner, und falls die Vereinigten Staa- 
ten eine Verzinsung ihrer Kriegsschulden wünschen, so 
müssen sie Europa diese Bezahlung IE lighet angenehm 
und leicht zu machen versuchen. 


Amerikas Entwicklungskurve mag ganz anders verlaufen als die- 
jenige Europas. Die Union mag Hochkonjunkturen ihrer Wirtschaft er- 
leben soviel sie will, während Europa unter starker Depression leidet. 
Eines Tages wird sie den Sättigungspunkt erreicht haben. Wenn jede 
fünfte Person einen Motorwagen, einen Flügel, Brillantring und andere 
Luxusgegenstände besitzt, dann wird Amerika andere Länder zu finan- 
zieren haben, um sich neue Märkte zu erschließen. Hierbei muß es ganz 
natürlicherweise die wirtschaftlichen Fesseln Europas etwas lockerer 
gestalten. 


Die Umstände, die die gegenwärtigen Wirtschaftsbeziehungen zwi- 
schen den Vereinigten Staaten und Europa geschaffen haben, sind nicht 
neu. England hat z. B. Millionen den mittel- und südamerikanischen 
Staaten geliehen, die für Zwecke politischer Bestechung, für Rüstungen 
und Revolutionen draufgingen. Die betreffenden Länder konnten dann 
bald nicht einmal ihre Zinsen mehr bezahlen, erholten sich aber, als 
noch mehr Geld investiert wurde, um die Produktion erhöhen und die 
Verkehrsverhältnisse zu verbessern. Es wurde aber während der ganzen 
Zeit nie davon gesprochen, daß etwa Argentinien oder Brasilien der Wirt- 
schaftssklave Englands seien. 


Europas wirkliche wirtschaftliche Lage wird durch die ungünstigen 
Verhältnisse in Rußland und China erschwert. Wenn sich diese Länder 
einmal aus ihrer versumpften Politik reißen werden, dann wird es einen 
Wiederaufbau über alle Maßen geben. Vor wenigen Jahren waren alle 
Dampfkessel in Rußland unbrauchbar geworden. Sie sind wahrschein- 
lich jetzt noch in einem höheren Grade reif für den Alteisenhaufen, und 
ebenso wie Dampfkessel liegt es mit vielen Artikeln des täglichen Lebens. 
Wenn man mit Rußland und China wieder geschäftlich verkehren kann, 
wird wahrscheinlich auch das Gerede von der wirtschaftlichen Ver- 
sklavung Europas an Amerika von selbst ein Ende nehmen. 
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2. Eine deutsche Stimme: 
Der Dawes Weg. 
Von Dr. GEORG KANZOW. 


Die Sonne wirtschaftlichen Friedens wird uns nicht leuchten, solange 
der Schatten des Dawes-Abkommens auf unser Land fällt. Ohne den Willen 
zur,, Wiedergutmachung“ etwas abotieren zu wollen, läßt sich doch schon 
jetzt nach 1 ½ jähriger Laufzeit des Dawes-Planes feststellen, daß der 
Reparationsgedanke in seiner gegenwärtigen Gestalt praktisch nicht 
durchführbar ist. Man kann nicht auf der einen Seite ungeheuere Summen 
aus einer Volkswirtschaft herausziehen, wenn man auf der anderen Seite 
die Landesgrenzen vor dem Eindringen des Warenstromes, der die Tribut- 
lieferungen vermitteln soll, hermetisch verschließt. Im Zeitalter der moder- 
nen Volkswirtschaft ist der Übertragung von Leistungen geldlicher Art 
eine Grenze an der Währungsstabilität des Schuldnerstaates gezogen. 
Jede Verletzung dieser Währungsstabilität durch Erzwingung übermäßiger 
Zahlungen richtet sich, wie die Erfahrung gezeigt hat, gegen den Urheber 
und führt zu einem Versacken der Kontributionstätigkeit. 

Bis zu einem gewissen Grade hat sich der Gedanke der wirtschaft- 
lichen Vernunft nach und nach auch in den Köpfen unserer Gläubiger 
durchgesetzt. Man hat ihm Rechnung getragen, als man im Dawes-Plan 
eine Übergangszeit mit allmählich ansteigenden Zahlungsbeträgen vor- 
sah. Im gleichen Atemzuge hat man ihn aber, wie aus Furcht, der Ver- 
nunft schon zu weit entgegengekommen zu sein, mit beiden Füßen tot- 
getreten, indem man die Lasten in ihrer Endhöhe nicht begrenzte, 
sondern den sog. ,, Wohlstandsindex“ schuf, mit dessen Hilfe das sich 
etwa bildende Fett von der deutschen Volkswirtschaft jederzeit wieder 
abgeschöpft werden kann. Das primitivste Recht des Schuldners, durch 
eigene Anstrengungen die Zeit der Schuldknechtschaft abzukürzen, ist 
Deutschland auf diese Weise versagt worden. 

Was steht uns nun in den nächsten JahrenanReparationsleistungen bevor? 


Die Leistungen nach dem Dawes-Plan. 
Durch die Dawes-Anleihe 1924/25 1925/26 1926/27 1927/28 1928,29 


finanzierte Sachliefe- (in Millionen Reichsmark) 

rungen oder Zahlungen 800 — — — — 
Haushalts zahlungen!) — 2502) 110 500 1250 
Zinsen der Eisenbahnobli- 

gationen. . . . . . 200 595 550 660 660 
Zinsen der Industrieobliga- 

tionen. — 125 250 300 300 


Verkehrssteuern . ... — 250 290 290 290 
| 1000 1220 12003) 1750%) 2500 


1) Vor allem durch Zölle, Tabak-, Bier-, Alkohol- und Zuckerbelastung. 
2) Eventuell durch Verkauf von Eisenbahn -Vorzugs-Aktien. 
3) Eventuell bis um 250 Millionen niedriger oder höher. 
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Das erste, am 31. August 1925 abgelaufene Dawes- Jahr sollte Deutsch- 
land Gelegenheit zum Kräftesammeln geben. Die Aufbringungspflicht 
wurde deshalb auf 200 Millionen Mark beschränkt, während die übrigen 
800 Millionen aus dem Erlös der deutschen Reparations-Anleihe in New 
York (Dawes-Anleihe) gewonnen werden. In geschickter Kombination 
verbanden die Amerikaner so das Nützliche mit dem Angenehmen, indem 
sie einen Teil ihres bedeutenden Goldvorrates zu nutzbringendem 
Zins abstießen und gleichzeitig ihren Ruf als „Retter“ des verarmten 
Deutschen Reiches in leichtgläubigen Seelen begründeten. 

Nachdem das Jahr der „Atempause“ beendet ist, befinden wir uns 
gegenwärtig im ersten,, Ubergangsjahr“, in dessen Verlauf wir die immer- 
hin schon ganz beachtliche Summe von insgesamt 1220 Millionen Mark 
an den Generalagenten für die Reparationszahlungen, Herrn Parker Gil- 
bert in Berlin, abzuführen haben. Zum erstenmal greift die Dawes- 
Belastung jetzt in das Leben des einzelnen deutschen Bürgers 
ein. 250 Millionen Mark sind aus dem Staatshaushalt aufzubringen, und 
zwar vor allem aus den indirekten Steuern (Zucker, Tabak, Bier). In 
stufenweisem Anstieg erreichen die deutschen Zahlungen im Reparations- 
jahr 1928/29 (also schon in 2 ½ Jahren!) den als Normalleistung fest- 
gesetzten Betrag von 2,5 Milliarden Mark, der, wie bereits ausgeführt, 
die Minimalgrenze der jährlichen Schuldverpflichtung Deutschlands 
darstellt. 

Für die Errechnung des im Hintergrunde lauernden „Wohlstands- 
index“, der den Anhaltspunkt für eventuelle Zuschläge auf die Normal- 
leistungen bildet, dienen verschiedene Maßstäbe als Hilfs werkzeuge: der 
deutsche Außenhandel, die Haushaltseinnahmen des Reiches, Preußens, 
Bayerns und Sachsens, der Eisenbahn-Güterverkehr, der Verbrauch an 
Zucker, Tabak und Branntwein, die Bevölkerungszahl und schließlich 
der Kohlenverbrauch. Man mag sich damit trösten, daß die Anwendung 
des Wohlstandsindex wohl kaum praktisch in Erscheinung treten wird, 
da ein Zustand des Wohlbefindens, wie er unseren Gläubigern bei Ab- 
fassung des Dawes-Gutachtens vielleicht vorschwebte, unter der Herr- 
schaft des Dawes-Planes in Deutschland schwerlich denkbar ist, immer- 
hin besteht doch die Möglichkeit, die deutsche Wirtschaft, sobald sich 
nur Änsätze einer wirtschaftlichen Besserung zeigen, wie eine. Zitrone 
auszupressen. 

Einige Proben aus dem jüngst veröffentlichten Bericht des Sener 
agenten für Reparationszahlungen zeigen, wie sich die Leistungen des 
deutschen Steuerzahlers nach ihren verschiedenen Verwendungszwecken 
verteilen. So wurden im Januar 1926 für den Dienst der Dawes-Anleihe 
7,8 Millionen Mark bezahlt. Für die Aufwendungen der zahlreichen 
„Instanzen“ der Gläubigerstaaten (Reparationskommission, Bureau für 
Reparations zahlungen, Rheinland- Kommission und Militär- Kontroll- 
kommission) wurden in dem gleichen Monat rund 2 Millionen Mark ver- 
ausgabt. Die Gläubigerländer erhielten im einzelnen folgende Beträge: 
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Frankreich 46,4, Großbritannien 18,6, Italien 2,3, Belgien 8,2, Serb.- 
Kroat.-Slov. Staat 1,8 Millionen Mark, Rumänien 545000, Portugal 
727000, Griechenland 249000 und schließlich Polen 15000 Mark. Sind 
diese Summen an sich auch noch verhältnismäßig klein, so müssen wir 
doch bedenken, daß wir erst im Anfangsstadium der Auswirkung des 
Londoner Abkommens stehen. 

Wie die weiteren erheblich größeren Zahlungen aus dem blutleeren 
Körper der deutschen Volkswirtschaft herausgezogen werden sollen, 
darüber gehen die Ansichten recht auseinander. Klarheit herrscht nur 
insoweit, als sich allmählich auch jenseits der deutschen Grenzpfähle 
die Überzeugung Bahn bricht, daß aus der Substanz der deutschen 
Wirtschaft nennenswerte Beträge ohne schwere Schädigung der Re- 
parationsidee nicht herausgeholt werden können. Allein der Über- 
schuß aus dem deutschen Außenhandel kann die Grundlage für 
die Tributleistungen Deutschlands bilden. Doch wie man sich auch 
drehen und wenden mag, man fühlt sich bei dem Gedanken, in naher 
Zukunft Deutschland als scharfen Konkurrenten auf dem Weltmarkt 
nicht nur zu begegnen, sondern die forcierte Konkurrenz auch 
dulden zu müssen, drüben keineswegs sehr wohl. Weiß man doch 
ganz genau, daß die Dawes-Erfüllung Deutschland zwingt, die Kon- 
kurrenzfähigkeit mit Mitteln zu erkaufen, deren Anwendung eben nur 
einem Helotenvolk zugemutet werden kann. Hervorragende Kenner der 
Verhältnisse, u.a. der bekannte englische Nationalökonom Professor 
J. M. Keynes, sehen den Weg der Dawes-Erfüllung in der Richtung 
eines scharfen „Lohn-Dumpings‘“ führend und kommen zu dem Schluß, 
daß das Reparationsproblem letzten Endes ein Lohnproblem für 
den deutschen Arbeiter werden muß. In nüchternen Worten äußert 
sich Keynes in einem seiner letzten Aufsätze hierüber wie folgt: „Wenn 
wir Deutschlands Kapitalverlust und den Verlust seiner Auslandsmärkte 
in Rechnung stellen, so scheint es mir unmöglich, daß dieser Zustand 
mit der Herbeischaffung eines Exportüberschusses zur Erfüllung der 
jährlichen Reparationsverpflichtungen vereinbar ist. Die ganze Tätig- 
keit des Transferkomitees wird sich also — und je länger die Zeit 
dauert, in einem um so schärferen Maße — darauf konzentrieren, den 
Lebensstandard der deutschen Arbeiterschaft herabzudrücken.“ Klarer 
kann der Kern des Dawes- Problems wohl nicht herausgeschält werden, 
wie es hier ein anerkannter Nationalökonom der Gegenseite getan hat. 

Der Dawes-Weg führt über Not, Entbehrung und harte Fronarbeit. 
Es wird uns in dieser Hinsicht nichts erspart bleiben; darüber sollten 
wir uns ja nicht täuschen. Das einzige, was wir tun können, ist, in 
planmäßiger Aufklärungs- und Werbetätigkeit die Unsinnigkeit und 
Undurchführbarkeit der Dawes-Verpflichtungen in ihrer jetzigen Form 
immer wieder von neuem nachzuweisen. Wenn es noch ein Weltgewissen 
gibt, so wird es nicht schweigend mit ansehen, wie ein Sechzig-Millionen- 
Volk unter dem Joch unerfüllbarer Forderungen elend zugrunde geht. 
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DIE ENTWICKLUNG DER KRISE. 


1. Politik und Wirtschaft. 
Von KONRAD BUD. 


Der Beeinflussung unserer Politik durch die in Industrie und Handel 
verkörperten gewichtigen Wirtschaftsfaktoren ist schon manches ge- 
schriebene und gesprochene Wort gewidmet worden. „Wirtschaft ist 
Schicksal.“ Diese Wahrheit spüren wir zurzeit lebendig an uns, und 
um so mehr fällt der Umstand auf, daß die Schicksalsträger so häufig zur 
Wahrnehmung ihres latent vorhandenen Einflusses ermahnt werden 
müssen. Politik ist ja nicht nur Verantwortung, sondern auch Ge- 
schäft. Sollte es ein den Geschäftsleuten bekanntes, aber von ihnen aus- 
gelassenes Geschäft sein? 

Unser Parlament ist die Vertretung des ganzen Volkes. Ohne Prü- 
fung des Gewichts der einzelnen Stimme — ein ungelöstes Problem — 
soll es dem Willen aller Mitbürger gemäß die Gesetze schaffen, die der 
größten Anzahl der Nation das größtmögliche Wohlbefinden verschaf- 
fen. Es ist also nicht die Aufgabe, ein konkretes Ziel zu erreichen, sondern 
es ist Aufgabe der Parteien, die Wünsche des Volkes zu lenken, 
sei es nach Ertüchtigung, Verfeinerung der kulturellen und zivili- 
satorischen Basis oder irgendeiner anderen Richtung. Unsere Parteien 
sind aber Stände vertretungen, und die fraktionelle Weltanschauung hat 
feste Verbindungen mit den wirtschaftlichen Interessen der Wähler- 
schaft. Wir brauchen uns nur die Zusammenhänge deutschnationaler 
Weltanschauung mit den Interessen des land wirtschaftlichen Groß- 
betriebes, volksparteilicher Anschauung mit den Interessen der Indusrie, 
demokratischer Anschauung mit den Wünschen des Handels und sozial- 
demokratischer Anschauung mit den Arbeitnehmerinteressen zu ver- 
gegenwärtigen. Dies, trotzdem diese Zusammenhänge im Reichsrat zur 
Geltung kommen sollten. 

Wir können nicht leugnen, daß mit Gewicht nur die deutschnationale 
und die sozialdemokratische Partei die Interessen ihrer Wähler vertreten. 
während Industrie und Handel mit einer mehr oder weniger verwasche- 
nen Weltanschauung Opportunitätspolitik treiben. 

Die Landwirtschaft mit ihren einfachen Interessen, ausgerüstet mit 
den teils tatsächlichen teils eingebildeten Vorteilen des Adels, d. i. 
verflossene Führerschaft, kann leicht mit konzentrierten Kräften auf- 
treten. Die wirtschaftlichen Bedürfnisse unterliegen nur wenigen be- 
deutenden Schwankungen, die Politik ist gradlinig, eindeutig, rücksichts- 
los führbar. Schwieriger hat es die Vertretung der Arbeitnehmerschaft. 
Leicht in den vergangenen Zeiten reiner Opposition, schwerer bei ver- 
antwortlicher Mitarbeit. Sie repräsentiert nicht die Interessen der Pro- 
duktion, sondern der Distribution. Eine Verteilung kann mit dankbarem 
Erfolg aber nur bei genügender Erzeugung vorgenommen werden. Daß 
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eine andere Entwicklung der Vertretung der Arbeitnehmerinteressen 
möglich ist, als wie wir es von der Sozialdemokratie gewohnt sind, zeigt 
die amerikanische Gewerkschaftsbewegung unter der Führung des als 
konservativ anzusprechenden Gompertz. Wir können aber auch schon 
große Unterschiede zwischen der sozialdemokratischen Politik der Vor- 
kriegszeit und der Jetztzeit sehen. | 

Am schwierigsten aber ist die Vertretung der Interessen von Industrie 
und Handel, da diese nicht nur dauernd im Fluß, sondern auch häufig im 
Widerspruch zueinander stehen. | 

Denken wir an die Veränderungen der letzten 10 Jahre. Stickstoff 
und Methylalkohol werden synthetisch hergestellt. Kunstseide hat, Kunst- 
wolle wird sich die Märkte erobern. Die Verwendung der motorischen 
Kraft unter Verdrängung der lebendigen macht stetig Fortschritte. Große 
Handels- und Industriezweige sind dadurch dem Untergang geweiht, an- 
dere treten an ihre Stelle. Zufällig ist unsere Volkswirtschaft Nutznießerin 
dieser Veränderungen, aber anders verhält es sich bei der Verdrängung 
der Kohle durch Elektrizität und vor allem durch Öl, da hierdurch der 
Kohlenexport stark beschränkt wird. Soll das von Übersee hereinkom- 
mende Getreide mit doppelter Fracht belastet sein, weil die Kohlenaus- 
fuhr stockt ? Das bringt tiefgehende Verlagerungen mit sich, und es liegt auf 
der Hand, daß diese Verschiebungen gegensätzliche Interessen aufwühlen. 

Zu diesen in der Sache liegenden Schwierigkeiten treten die noch 
größeren der Persönlichkeit. Die Landwirtschaft und die Arbeitnehmer- 
schaft hat sachkundige und temperamentvolle Vertreter, Industrie und 
Handel haben Interessenten. Diese gehen nicht in das Parlament, son- 
dern senden ihre Syndici. Im Ausnahmefalle war der Industrielle selbst 
bislang keine glückliche Parlamentsfigur, man siehe Hugo Stinnes. Das 
Gebiet von Industrie und Handel ist so überaus kompliziert, in Wider- 
sprüchen verflochten, daß ein Vertreter stets nur einen Ausschnitt ver- 
tritt, also nur Interessenpolitik betreiben kann. Die Führung eines 
großen Betriebes ist derart schwierig, gibt im Erfolge größte Befriedi- 
gung an Machtgefühl, Ehrgeiz usw., daß kühle Männer des Erfolges 
sich nur selten aus ihrer Sphäre in die andere begeben, in der sie wahr- 
scheinlich weniger erfolgreich sein werden. 

Die verlangte Qualität ist die des Unternehmers, nicht die des 
Routiniers oder des aus allgemeiner Entwicklung oder gar nur der Kon- 
junktur heraus erfolgreichen Mannes. Wieviele verantwortungsfreudige 
Männer, die diesen Anforderungen entsprechen, gibt es überhaupt ? 


2. Diskontermäßigung und Wirtschaftskrise. 


Von Dr. W. M. Fhr. v. BISSING. 


Als die Deutsche Reichsbank am 12. Januar 1926 ihren Diskont 
von 9% auf 8% herabsetzte, erhoben sich in vielen Kreisen der Wirt- 
schaft schwerwiegende Bedenken, ob es damals bereits an der Zeit 
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gewesen wäre, derartige Krediterleichterungen zu ermöglichen. Nicht 
ganz mit Unrecht befürchtete man, daß die Herabsetzung des Bank- 
satzes die Bereinigung unserer Wirtschaft von unproduktiven Unter- 
nehmungen erschweren, die Anpassung des Produktionsapparates an 
die seit dem Frieden von Grund auf veränderte Marktlage hinauszögern 
und damit der in vollem Gange befindlichen Wirtschaftskrise eine 
Verschärfung geben würde, deren Folgen allerdings unübersehhar sein 
könnten. Man glaubte, darauf hinweisen zu sollen, daß die Erleichterung 
am Geldmarkt nicht ein Zeichen beginnender Wirtschaftsgesundung 
sei, sondern daß eine strengere Auswahl unter den Darlehnssuchern 
Mittel unbenutzt habe liegen lassen, und daß vorübergehend nicht be- 
nötigte ausländische Kredite den Geldmarkt günstiger gestaltet hätten, 
als es eigentlich der Fall gewesen sei. Es waren daher namhafte Vertreter 
der Wirtschaftswissenschaft der Auffassung, daß man eher für eine Ver- 
schärfung der Kreditbedingungen als für eine Erhöhung des Diskonts 
statt für seine Herabsetzung eintreten müsse. 

Nachdem nunmehr zwei Monate ins Land gegangen sind, wird man 
ungefähr die Folgen der Diskontermäßigung übersehen und sich ein 
weiteres Bild darüber machen können, ob etwa einer weitere Herabsetzung 
des Banksatzes das Wort geredet werden darf oder nicht. Die gefürell- 
tete übermäßige Beanspruchung der Reichsbank, die man als Folge der 
Diskontermäßigung voraus gesagt hatte, ist nicht eingetreten. Es hat 
sich vielmehr eine nicht unerhebliche Entlastung des zentralen 
Noteninstituts bemerkbar gemacht. Die von ihr vergebenen Wirt- 
schaftskredite betrugen zurzeit der Diskontermäßigung 1544,6 Mil- 
lionen RM. Sie nahmen daraufhin beständig ab und beliefen sich Mitte 
März auf 1164 Millionen RM. Entsprechend sanken die Zinssätze. 
Monatsgeld von 9 auf 6,9%, Tagesgeld von 6,8 auf 5,7%, und der Privat- 
diskont von 6, 38% auf 5%, womit hier der Friedenssatz wieder erreicht 
worden ist. Das durchschnittliche Kurniveau der Aktien hob sich in 
der gleichen Zeit von 73,9 auf 84,2 und der Index 5%, Goldpfandbriefe 
stieg von 52,6 auf 60,3. Die Lage am Kapitalmarkt scheint demnach seit 
Herabsetzung des Diskontes sich ganz erheblich verbessert zu haben und 
allem Anschein nach ist es der Reichsbank gelungen, in ihrem Kampf 
gegen die hohen Zinssätze einen nicht unerheblichen Erfolg zu erringen. 
Denn auch der Zins für feste Kapitalanlage hat sich ermäßigt. Für erste 
Hypotheken wird jetzt im Durchschnitt ein Zinssatz von 10%, gegen 15, 
und in nicht seltenen Fällen noch mehr, in der Mitte des vergangenen 
Jahres entrichtet. Offensichtlich hat die niedrige Gewinnaussicht bei 
der Anlage in Wechseln die verfügbaren Gelder in starkem Maße dem 
Markt für festverzinsliche Wertpapiere zugetrieben. 

Wenn man die Produktion betrachtet, so weist die Roheisengewin- 
nung im Februar 1926 noch einen geringen Rückgang auf, obwohl sich die 
arbeitstägliche Erzeugung um ein geringes gehoben hat. Das gleiche 
trifft auf die Rohstahlgewinnung zu. Die Koksgewinnung zeigt dagegen 
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unter Schwankungen im Vergleich zu den letzten Monaten 1925 eine 
leichte Steigerung. Auch die Umsätze haben in der Wirtschaft eine 
gewisse Zunahme erfahren. Die arbeitstägliche Wagengestellung der 
Reichsbahn. nimmt wieder allmählich zu, und in der Konsumsphäre 
kann eine Zunahme bei den Umsätzen der Konsumgenossenschaften 
beobachtet werden. Die Arbeitslosigkeit ist allerdings noch groß, aber 
die Kurve der Vollunterstützungsberechtigten steigt nicht mehr in dem 
Maße steil an, wie das gegen Ende des vergangenen Jahres war. Die 
Nachfrage nach Arbeitskräften geht allerdings in vermehrtem Maße von 
den Saisongewerben, d.h. Landwirtschaft und Bauunternehmen, aus. 
Daraus ergibt sich, daß die Industrie in der Nachfrage nach stehendem 
Kapital und Arbeitskräften zurückhaltend ist, um ihren Produktions- 
apparat nicht weiter zu vergrößern. Man sucht vielmehr durch Zu- 
sammenschlüsse und organisatorische Maßnahmen die Ausnutzung der 
Produktionsmittel zu fördern. Der Umstellungsprozeß, der mit der 
Stillegung von Zechen und Eisenwerken begann, ist also weiter im Fort- 
schreiten, so daß sich die Produktion den veränderten Marktverhält- 
verhältnissen anzupassen im Begriff ist. Damit ist man jedoch am 
tiefsten Punkt der Wirtschaftskrise angelangt, es sind wesentliche Schritte 
getan, um eine ihrer Hauptursachen zu beseitigen, und die Wege zum 
allmählichen Anstieg werden geebnet. Diese Umstellung und Neuorgani- 
sation der deutschen Industrie wird aber erleichtert und ermöglicht 
durch die Verbilligung des kurzfristigen Kredites. Man wird daher heute 
zu dem Schluß kommen dürfen, daß die Reichsbank die Entwicklung 
richtig vorausgesehen hat, als sieim Januar ihren Diskont ermäßigte, und 
daß daher die währungspolitischen Bedenken, die damals geäußert 
wurden, heute nicht mehr am Platze sind. Allerdings werden die Banken 
an der durch die Not ihnen wieder aufgezwungenen Übung festhalten 
müssen, Kredite nur an solche Darlehnssucher zu geben, die die Gewähr 
dafür bieten, daß die aufgenommenen Gelder auch wirtschaftlich und 
damit rentabel verwandt werden. 

Wenn der Umorganisationsprozeß in der deutschen Produktion seinen 
Fortgang nimmt, wenn die Kreditpolitik der großen Banken auch ferner- 
hin mit der nötigen Vorsicht geführt wird, dann wird die Reichsbank auch 
daran denken dürfen, mit ihrem Zinssatz weiter herabzugehen. Der 
l. April wird dafür ein Prüfstein sein. An diesem Tage sind außer dem 
am Quartalsende immer stark vorhandenen inländischen Bedarf nach 
Zahlungsmitteln auch die Forderung des Reparationsagenten von 
175 Millionen Mark (gegen sonst rund 50 Millionen Mark) zu befriedigen. 
Wenn es gelingt, die Quartalsultimoliquidation ohne nennenswerte 
Beanspruchung der Reichsbank und ohne nenneswerte Versteifung des 
Geldmarktes glatt durchzuführen, wird die Reichsbank an eine weitere 
Diskontermäßigung herangehen dürfen, da dann der Beweis erbracht 
ist, daß die vorhandenen Gelder infolge der noch vorhandenen Stockung 
der Wirtschaft keine Anlagemöglichkeit finden und so der hohe Zinssatz 
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den Ausgleich von Angebot und Nachfrage nach Kredit verhindern 
würde. 

Wenn also jetzt die seit Jahren von der deutschen Wirtschaft ersehn- 
ten Silberstreifen sich am Horizont ganz schwach bemerkbar machen, 
so wäre es verfehlt, in schrankenlosem Optimismus in ihnen bereits das 
Herannahen einer besseren und sorgenfreieren Zukunft zu sehen. Man 
darf nicht vergessen, daß die Reparationslast von Jahr zu Jahr zunimmt, 
und daß auch Verhältnisse, die in der immer noch nicht ausgeglichenen 
Lage des Weltmarktes ihre Begründung haben, von tiefgehendem Ein- 
fluß auf die Gestaltung der deutschen Wirtschaftslage sind. Die Re- 
parationszahlungen und das französische Valutadumping auf den Welt- 
markt sorgen schon dafür, daß die Bäume der deutschen Wirtschafts- 
optimisten nicht in den Himmel wachsen. 


ENGLISCHE WIRTSCHAFTSPROBLEME. 


1. Die Aussichten der englischen Eisen- und Stahlindustrie. 


Von M. S. BIRKETT (Nationalverband englischer Eisen- und Stahlindustrieller). 


Nicht nur im Rahmen der allgemeinen englischen Wirtschaftsnot, 
sondern auch vor allen Dingen durch den Antrag um Zollschutz ist die 
schwierige Lage der englischen Eisen- und Stahlindustrie weiten Kreisen 
bekannt geworden. Englands Roheisenerzeugung war im Jahre 1925 mit 
nur etwa 6,24 Millionen t geringer als die Produktion im Jahre 1871, 
während seine Stahlerzeugung sich auf 7,40 Millionen t oder etwa 
0,27 Millionen t weniger als im Jahre 1913 belief. Seine Eisen- und Stahl- 
einfuhr steigt dauernd, während die Ausfuhr ebenso ständig zurückgeht. 
Im Vergleich zu anderen C ist die Preisentwicklung 
katastrophal. Die Preise liegen knapp 20% über denjenigen des Jahres 
1913, während das allgemeine Pee Ewa 50% über diesem Aus- 
maße liegt. Solche Tatsachen lassen natürlich die Frage berechtigt 
erscheinen, ob England seine Rolle als großes Eisen und Stahl 
produzierendes Land in der Weltwirtschaft ausgespielt hat, 
ob sich das Land in Zukunft mit einem geringeren Produktionsanteil 
begnügen oder sich auf eine besondere Spezialproduktion umstellen 
muß. Diese Frage läßt sich nur auf Grund einer vollen Berücksichtigung 
der englischen Verhältnisse und im A mit der Lage der 
Weltwirtschaft beantworten. 

Es gibt kaum eine Industrie, die so eng mit der Weltwirtschaft verfloch- 
ten ist, wie die englische Eisen- und Stahlindustrie. Sie spiegelt alle Schwierig- 
keiten und Nöte unserer heutigen Weltwirtschaft wider. Nachstehend eine 
Aufstellung, die die Erzeugung von Roheisen und Stahl in den Jahren 1913, 
1924 und 1925 in den hauptsächlichsten Produktionsländern zeigt: 
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Weltproduktion von Roheisen und Stahl. 
(in 1000 tons) 


e m ——— — — — — eu — 


Roheisen Stahlingots u. Gußstücke 


. | 1925 | 1924 | 1913 1925 1924 1913 
Großbritamnien. . . . 6.236 | 7,307 | 10,260 8,201 7.664 
Deutschlanßd 10,100 7,690 16,499 9,682 17,334 
Fern u. 8.300 | 7,573 5.126 6,192 4.614 
S oeae 2510 | 2,764 | 2,446 2,816 | 2,428 
. 2.310 2.123 2,508 1.357 1.305 
o 1,450 1.327 — (a) 1.4533 — () 


Gesamtes westl. Europa 30,906 28,784 36,839 32,782 30,801 33,345 
Vereinigte Staaten. 36,400 | 31,406 | 30,966 [ 44,300 | 37,932 | 31,301 
Andere Gebiete . ra 7,694 | 6,810 | 10,695 J| 9,918 8,767 | 11,354 


Weltproduktion 
(schätzungsweise) 75, 000 67,000 78,500 


87,000 77,500 76, 000 


Prozentsatz des An- 
teils Englands an 
d. westeuropäischen 
Produktion 20,2 25,4 | 27,9 


Prozentsatz des An- 
teils Englands an 
der Weltproduktion 


[(a) in der Ziffer für Deutschland enthalten]. 


Wie die Tabelle zeigt, wird etwa die Hälfte der internationalen 
Produktion an Eisen- und Stahlerzeugnissen in den Vereinigten Staaten 
von Amerika hergestellt. Deutschland folgt nach einem langen Ab- 
stand als zweitwichtigstes Land, während Frankreich und Großbri- - 
tannien an dritter und vierter Stelle stehen. Belgiens Produktion, die 
dann an fünfter Stelle kommt, beträgt knapp !/, der englischen Erzeu- 
gung. Die Gebiete, die in der Bezeichnung „andere Gebiete“ enthalten 
sind, sind in der Reihenfolge ihrer Produktion: Rußland, Tschecho- 
Slowakei, Indien, Kanada, Spanien, Schweden, Polen, Australien, 
Italien, Ungarn und Österreich. Unter den Ländern, die über eine Über- 
schußproduktion verfügen, die ihnen die Möglichkeit eines Exportes gibt, 
steht England mit an erster Stelle, während die Vereinigten Staaten für 
den Export die geringste Bedeutung haben. Infolge der ungeheuren 
Ausdehnung des einheimischen Marktes ist die Union in der Lage, von 
seiner ungeheuren Produktion von Roheisen und Stahl die Hauptmenge 
im Inlande zu verbrauchen. 

Die internationale Roheisenproduktion déz vergangenen Jahres 
lag, wie die Tabelle zeigt, noch unter derjenigen des Jahres 1913, während 
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die internationale Stahlproduktion sich bereits um 15%, über dem Pro- 
duktionsniveau der Vorkriegszeit bewegte. Großbritannien war an der 
internationalen Roheisenproduktion des Jahres 1913 noch mit 13,1% 
beteiligt, während es im Jahre 1925 nur 8, 3% dieses Ausmaßes bei- 
steuerte. In der Stahlproduktion lieferte Großbritannien etwa 10,1% 
der Gesamtproduktion des Jahres 1913, während es im Jahre 1925 
nur 8,5% lieferte. Der Anteil Großbritanniens an der internatio- 
nalen Eisen- und Stahlproduktion ist also heute geringer als vor dem 
Kriege, während dieser Anteil in anderen Produktionsländern ge- 
stiegen ist. | 

Bevor wir nun aber den Schluß ziehen, daß England sich mit seiner 
Eisen- und Stahlindustrie auf dem absteigenden Aste befindet, ist es not- 
wendig, einige Gründe für die gegenwärtige Depression in der Industrie zu 
untersuchen. Hier muß man zunächst bedenken, daß Großbritannien in 
sehr starker Weise auf seinen Schiffsbau als einen der Hauptabnehmer 
für Eisen- und Stahlprodukte rechnet. Eine Depression in der 
Schiffsbauindustrie muß sich also im gleichen Maße in der Eisen- 
und Stahlindustrie bemerkbar machen. Dieser Zustand kann natür- 
lich nicht dauernd anhalten und jede Wiederbelebung des Schiffs- 
baues muß sich mit einer Besserung der Lage der Eisen- und Stahl- 
industrie auswirken. Die Ansätze hierzu sind durchaus gegeben, denn 
verschiedene englische Werften konnten zum Teil recht erhebliche Auf- 
träge buchen. | 

Man muß aber ferner auch bedenken, daß der augenblickliche Welt- 
bedarf an Eisen- und Stahlerzeugnissen außerordentlich gering ist. Un- 
tersuchen wir die Aus- und Einfuhrstatistik der hauptsächlichsten 
produzierenden Länder, so ergibt sich, daß die Gesamtausfuhr dieser 
Produktionsgebiete sich von 12,42 Mill. t im Jahre 1913 auf 10,10 Mill. t 
im Jahre 1925 verringert hat. Für diese verringerte Aufnahmefähigkeit 
ist die Produktionsfähigkeit der meisten Länder zu groß, so daß sich der 
Wettbewerb gerade in diesen Erzeugnissen außerordentlich verschärft hat. 
Es gibt hierbei eine Menge von Faktoren, über die das einzelne Land 
keine Kontrolle besitzt, wie z. B. entwertete Valuten, längere Arbeits- 
zeiten, niedrigere Löhne, Subventionen usw. Sobald aber eine Stabili- 
sierung der internationalen Verhältnisse eine Konsolidierung der Welt- 
wirtschaft gebracht haben wird, muß auch die Wettbewerbsfähigkeit 
Englands im gleichen Maße steigen. Dann wird sich nämlich nicht nur die 
Nachfrage an sich heben, sondern auch der Anteil Englands am Welt- 
geschäft größer werden. . 

Trotzdem die Aufnahmefähigkeit der Welt für Eisen- und Stahl- 
produkte im 20. Jahrhundert sicherlich nicht so rapide fortschreiten 
wird, wie dies im 19. Jahrhundert der Fall war, ist der Sättigungspunkt 
lange noch nicht erreicht. Der Verbrauch per Kopf der Bevölkerung 
ist z. B. in den Vereinigten Staaten weit höher als in Europa. Er ist in 
Europa größer als in den übrigen Teilen der Welt. Man hat für Eisen 
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und Stahl im Großbedarf noch keinen Ersatz gefunden, und sowie sich 
die Kurve der internationalen Produktion wieder hebt, muß auch der 
Eisen- und Stahlverbrauch wieder zunehmen. 


2. Reorganisation der englischen Kohlenindustrie. 


Von FRANK HODGES (Geschäftsführer des internationalen Bergarbeiterverbandes). 


Durch ihren vorzüglichen Bericht hat die Kohlenkommission der 
gesamten englischen Wirtschaft einen großen Dienst erwiesen. Mit nicht 
mißzuverstehender Deutlichkeit hat sie auf die Gefahren hingewiesen, 
die für die englische Volkswirtschaft bestehen, wenn es nicht gelingt, 
diesen wichtigen Zweig ihrer Industrie zu sanieren. Man hat den Berg- 
leuten erklärt, daß eine Nationalisierung der Bergwerke keine Lösung des 
Problems bedeute und man hat auch den Besitzern zu verstehen gegeben, 
daß grundlegende Veränderungen getroffen werden müssen, um die 
Betriebe zu erhalten. Die Mitglieder der Kommission haben sich gegen 
das Fortbestehen der staatlichen Unterstützung, aber für einen regie- 
rungsseitigen Ankauf gewisser Bergwerke ausgesprochen. Sie sind 
gegen längere Arbeitszeit im Bergbau, aber für eine vorsichtige Revision 
der Lohnsätze. Ob die vorgeschlagenen Maßnahmen die bestehenden 
Mißstände beseitigen werden, läßt sich noch nicht sagen. Soviel ist je- 
doch bereits klar, daß eine durchgreifende Reorganisation vorgenommen 
werden muß, um die Industrie und ‚damit die englische Wirtschaft 
vor schwersten Schlägen zu bewahren. 

Die Schwierigkeiten der englischen Kohlenindustrie, die weit über 
die Grenzen Großbritanniens Beachtung gefunden haben, resultieren 
hauptsächlich aus dem Rückgang des Exportgeschäftes, der 
Verringerung der Inlandsnachfrage und der Minderung 
der Produktivität. Hierfür einige Zahlen: Die Ausfuhr Englands an 
Kohlen zeigte in dem mit dem 1. Juli 1925 endigenden letzten Haushalts- 
jahre einen Rückgang von nahezu 30% im Vergleich zum Haushaltsjahre 
1913/14. Der Inlandsverbrauch ging in derselben Zeit um etwa 5% zurück. 
Die Förderung per Schicht und Arbeiter zeigte eine Abnahme von etwa 
12%. 

Der Rückgang der Ausfuhr beruhte hauptsächlich auf der Steigerung 
der internationalen Kohlenproduktion, auf der Ausdehnung des Ver- 
brauches von Erdöl in vielen Ländern der Welt und der Entwicklung 
von anderweitigen Kräften in denjenigen Ländern, die geringe Kohlen- 
vorkommen zeigen. Hier wäre besonders die Entwicklung der Wasser- 
kräfte zu erwähnen. 

Der Rückgang im einheimischen Markte beruht vornehmlich auf der 
allgemeinen industriellen Depression Großbritanniens und auf der 
Schwierigkeit, englische Fertigfabrikate auf dem Weltmarkte abzusetzen. 
Die Schiffahrt braucht heute, weil sie weniger zu tun hat als früher. 
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und weil sie sich zu einem erheblichen Teile auf Erdöl umgestellt hat, 
weniger Kohle. Auch für Rückfrachten wird Kohle mehr und mehr 
vernachlässigt. | 

Die Kohlenkommission hat festgestellt, daß das gegenwärtige Pro- 
duktionsniveau der englischen Kohlenindustrie sich etwa auf dem 
Niveau von 1900 bewegt, während die Anzahl der in der Industrie be- 
schäftigten Personen um über Y, Millionen größer ist als damals. Das 
ist natürlich eine äußerst ungesunde Lage; ich bin der Meinung, daß 
keine andere Industrie Englands oder der Welt sich in gleich schwierigen 
Verhältnissen befindet. Die kritische Lage wirkt sich in einem ständigen 
Drange nach Lohnabbau von seiten der Zechen, in zunehmender Kurz- 
arbeit, in hohen Preisen, in unrentablen Zechenanlagen und in einer 
Verschärfung des an sich gespannten Verhältnisses zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern aus. Die Unterstützung von seiten der Re- 
gierung versuchte nicht, noch konnte sie in ihrer gegenwärtigen Form, zu 
irgendeiner Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Industrie beizutragen. 
Erhöhte Leistungsfähigkeit ist aber allein der Schlüssel 
zu einer wirklichen Verbesserung der Lage in der Industrie. 

Das Problem des englischen Bergbaues ist deshalb heute wie ehedem: 
Wie läßt sich die größtmöglichste Kohlenproduktion bei niedrigsten 
Kosten erzielen, so daß durch vorteilhafte Preisstellung der Konsum 
im Inland und für Export angeregt wird, zu gleicher Zeit die Verhältnisse 
in der Industrie selbst gebessert und eine angemessene Verzinsung des 
in der Industrie investierten Kapitals erzielt werden? 

Das Grundproblem ist sicherlich ein Preisproblem. Der 
Kohlenpreis richtet sich in der Hauptsache nach den Gestehungs- 
kosten am Produktionsort, d. h. am Bergwerk zuzüglich den Kosten für 
Transport und Verteilung. 

Der Durchschnittspreis ab Bergwerk ist heute für Inlandkohle etwa 
69% höher als im Jahre 1913, obwohl man zugeben muß, daß die Export- 
preise nicht so sehr gestiegen sind. Die Löhne sind per t um etwa 87% 
gestiegen, während sich die allgemeinen Unkosten im Vergleich zum Jahre 
1913 um etwa 138% erhöht haben. Bestimmte Angaben über die Er- 
höhung der Kosten für Transport und Verteilung lassen sich nicht geben, 
doch ist hier vielleicht mit einer Steigerung von 72%, zu rechnen: 

Hauptaufgabe der Industrie ist es daher, die Produktionskosten so 
niedrig als möglich zu halten, und zwar tunlichst schon im Betriebe 
selbst. Das beste Mittel hierfür ist natürlich möglichste Steigerung der 
Produktion per — menschliche oder mechanische — Einheit. Der si- 
cherste Weg hierzu ist eine weitgehende Modernisierung der Anlagen 
und der mechanischen Vorrichtungen für den Transport der Kohle vom 
Zechenrande zum Waggon. 

Wo immer möglich, sollte die Arbeitszeit der Leute im Bergwerk selbst 
heraufgesetzt werden, indem man die Zeit vom Wohnort zur Arbeits- 
stätte und zur Bergwerkssohle nach Möglichkeit abkürzt. Dies kann z. B. 
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durch eine Verbesserung der Fahrgelegenheiten erreicht werden. Diese 
Verbesserungen sollten zunächst in denjenigen Betrieben eingeführt 
werden, die noch eine lange Lebensdauer vor sich haben, wo sich also 
das hineingesteckte Kapital entsprechend rentiert. Auf diese Weise läßt sich 
eine Herabsetzung der Lohnkosten per Tonne durch erhöhte Produktion 
erzielen. 


Das Hauptmoment besteht jedoch in einer engeren Zusammen- 
arbeit zwischen der technischen und geschäftlichen Lei- 
tung und den Arbeitern selbst. Eine tiefere Erkenntnis der Wich- 
tigkeit des praktischen Arbeiters für die Industrie vom seiten der Be- 
sitzer und der Geschäftsleitung würde meiner Ansicht nach den Aus- 
gangspunkt für diese engere Zusammenarbeit bilden. Bei gegenseitigem 
guten Willen sollte es nicht lange Zeit dauern, um diese beiden indu- 
striellen Partner davon zu überzeugen, daß ihre Zukunft und die Ent- 
wicklung ihrer Einnahmen auf der Reibungslosigkeit dieser Zusammen- 
arbeit beruht. 


Das nächste Element für die Erhöhung der Leistungsfähigkeit der 
Bergwerke ist die Schaffung einer möglichst billigen Kraftquelle, um die 
Zechen mit tunlichst geringen Unkosten zu betreiben. Auch der Ein- 
kauf von Materialien nach einem in seinen Einzelheiten scharf aus- 


kalkulierten Plan sollte hier günstige Erfolge ergeben. 


Die unnötigen und oft sehr verschwenderischen Verwaltungsaus- 
gaben könnten durch eine Zusammenlegung gewisser Bergwerke in 
einen bestimmten Distrikt sehr schnell abgebaut werden, obwohl es 
sich wahrscheinlich hierbei nur um Pfennigersparnisse per t handelt. 
Trotzdem muß eine Industrie, die sich in einer derartig trostlosen Lage 
befindet, mit Bruchteilen von Pfennigen rechnen. 


Nun zur Seite der Verteilung. Auch diese ist ebenso wichtig wie die 
produktive Seite. Hier muß vor allem der Abbau der Eisenbahnfrachten 
in Erwägung gezogen werden. In vielen Distrikten besteht das System, 
daß jedes Bergwerk seine eigenen Waggons besitzt. Die Kosten für die 
Bergwerke an die Eisenbahngesellschaften für den Betrieb privater 
Kohlentransportwagen sind ungeheuer, da der Transport derartiger 
Waggons nach den Häfen und Lagerplätzen und zurück nach dem be- 
sonderen Bergwerk, dem sie angehören, außerordentlich viel Arbeit und 
Zeit verlangt. Nach dem Berichte machen etwa 700000 Kohlenwaggons 
nur etwa 2 Reisen im Monate. Die Aufgabe privater Kohlentransport- 
wagen würde in sich selbst eine große Ersparnis bedeuten. Eine ungeheure 
Ersparnis ließe sich außerdem erzielen, wenn eine Vereinheitlichung der 
Ablieferung einheimischer Kohle für die verschiedenen Verbraucher- 
zentren erzielt würde. Endlich würde es außerordentlich vorteilhaft 
sein, wenn die Bergwerke sich entschließen könnten, ihre Produktion dem 
Konsumenten auf dem Genossenschaftswege anzubieten. Die Berg- 


werke hätten dann die Möglichkeit einer höheren Einnahme, während der 
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Verbraucher den Vorteil einer billigen Kohlenlieferung hätte. Dies würde 
wahrscheinlich zu einer schnellen Steigerung der Nachfrage führen. 

Ich habe in den obigen Ausführungen nur wirtschaftliche Betrach- 
tungen angestellt und absichtlich alle politischen Fragen außer acht 
gelassen. Ich habe auch die technischen Fragen, wie die Verarbeitung 
der Kohle in der Nähe der Zechen, die Verwendung ihrer Nebenprodukte, 
die Nutzbarmachung der Abgase und die Erzeugung von billiger Elek- 
trizität außer acht gelassen, da diese Fragen das Thema besonderer Be- 
trachtungen bilden müßten. 


WELTSCHAU. 


DEUTSCHLAND UND DER WELTHANDEL. 
Von E. R. Bohne. 


Die Beweglichkeit und die praktische Anpassung an veränderte Wirtschaftsver- 
hältnisse, mit weitschauendem Blick für die Zukunft, ist für die Weiterentwicklung des 
deutschen Ausfuhrhandels von ausschlaggebender Bedeutung. Wir hatten in den 
letzten Jahrzehnten vor dem Weltkriege in mühsamer, zielbewußter Arbeit, in der Er- 
zeugung, deren Vervollkommnung und in der Schaffung von Absatzgebieten eine 
Stellung erobert, die die Eifersucht anderer Nationen erregte. —- Im Ein- und Ausfuhr- 
handel marschierten wir an der Spitze der handeltreibenden Nationen. Der Friedens- 
schluß bot den Eifersüchtigen die willkommene Gelegenheit, dieses aufstrebende 
Deutschland zurückzuwerfen, in den Hintergrund zu drängen, ihm diejenigen Mittel, 
die noch einmal die Möglichkeit bieten könnten, wieder den Wettbewerb anzustreben, 
zu entreißen. Sehr gründlich hat man es verstanden, hier reinen Tisch zu machen, und 
Maßnahmen zu treffen. wie man sie sich nie hätte träumen lassen, wie sie die Welt- 
geschichte bisher nicht gesehen hatte. Schrankenlos, ohne klare, objektive Überlegung, 
verfügte man die angeblich verdiente harte Bestrafung Deutschlands und enteignete 
selbst das bisher für unantastbar anerkaunte Privatvermögen im Auslande. 


Viele Behauptungen und Verunglimpfungen können nicht mehr aufrechterhalten 
werden, aus dem Kern schält sich ein anderes Gesicht heraus. Schloß man Deutschland 
nach dem Kriege grundsätzlich von der Mitwirkung internationaler Vereinbarungen 
aus, so wird heute Deutschlands Mitwirkung verlangt. —- Die Deutschland durch die 
Propaganda zugefügten Nachteile lassen sich nicht so ohne weiteres aus der Welt schaf- 
fen, und wir müssen bis zu einem gewissen Grade damit rechnen, daß sie für lange Zeit 
noch weiterbestehen werden. Es hat wenig Zweck, sich darauf verlassen zu wollen 
oder sich darauf einzustellen, daß sie eines Tages beseitigt sein werden, um dann wieder 
in der alten Art und Weise die Verbindungen aufzunehmen. Die Verhältnisse, besonders 
die zum Auslande, haben sich ganz gewaltig verändert, und wenn wirklich neue Handels- 
verträge geschlossen werden, dann bedeutet dies noch lange nicht die Wiederherstellung 
früherer Verhältnisse. — Die wirtschaftlichen Verhältnisse jedes Landes haben sich 
nach dem Kriege verändert, so daß neue Wege gefunden und eingeschlagen werden 
müssen, um wieder aus den uns zur Verfügung stehenden Mitteln und Einrichtungen 
das zu machen, was möglich ist. Seit der Stabiliserung der deutschen Währung sind 
auch die Anfänge der Stabilisierung des Exports wahrzunehmen, in letzter Zeit mit 
einer leichten Kurve zur Besserung, wenn nicht ungerechtfertigte Vorgänge dies vor- 
täuschen. Die Einfuhr hat den Stand der Vorkriegszeit überschritten. — Wie sehr 
selbst deutsche Finanzkreise leise Zweifel an der weiteren günstigen Weiterentwicklung 
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der deutschen Wirtschaft hegen, beweist, daß der Wirtschaftskredit gleich Null oder 
unter Null steht. — Man legt verfügbare Gelder nur da an, wo ınan sie täglich wieder 
greifen kann, und wenn dies nicht möglich ist, läßt man sie lieber im Auslande arbeiten, 
— Also deutsche Wirtschaft, deutscher Ausfuhrhandel, hilf dir selbst, das ist die Parole 
dann wird dir geholfen. 

Die deutschen Finanzkreise, aus der Erfahrung belehrt, wollen nur ganz sichere 
Sichtgeschäfte machen. Man überläßt es lieber dem Staate, der Wirtschaft und dem 
Außenhandel zu helfen. Aber die von dieser Seite kommende Hilfe erscheint nicht sehr 
ermutigend, was verständlich ist, da es sich um Aufgaben handelt, die der Staatsma- 
schine fern liegen und die dem freien Spiel der Kräfte, sich zu betätigen, besser ansteht. 
Das Wort ‚Versicherung‘ übt eine magische Wirkung aus, und schon glaubt man mit 
einer Export-,,‚Kreditversicherung‘‘ die schwierige Lage lösen zu können. Aber schon 
die Inland-Kreditversicherung stößt auf die größten Schwierigkeiten, wo man doch 
in der Lage wäre, die Werte, die für die Versicherung in Frage kommen, zu kontrol- 
lieren. Um wie viel schwieriger muß es sein, wenn es sich um Werte handelt, die ins 
Ausland wandern. — Man sollte nicht annehmen, daß für ein solches Risiko Staats- 
gelder zur Verfügung gestellt werden können, noch dazu aus der Erwerbslosen-Fürsorge 
— selbst mit der idealen Begründung, daß dadurch die Arbeitslosigkeit verringert wer- 
den kann. — Richtiger erscheint dann doch, wenn diese Gelder einer anderen geeigneten 
Stelle, wie z. B. der Goldkreditbank für Exportzwecke zur Verfügung gestellt werden, 
um die Diskontierungsmöglichkeiten zu erweitern, anstatt eine neue unerfahrene Stelle 
einzurichten. — Wenn sich auch grundsätzlich nichts gegen die Idee, die Exportmög- 
lichkeiten zu fördern, sagen läßt, so erscheint der eingeschlagene Weg nicht der richtige. 
Maßgebende Exportkreise bringen daher dieser Anregung sehr schwaches Interesse 
entgegen. 

Die Außenhandelstechnik hat sich im Laufe der Zeit ganz verschieden entwickelt. 
Waren es bei den ersten Anfängen des Außenhandels die Exporteure, die auch zu 
gleicher Zeit den Import besorgten und sich besonders in den Hafenstädten konzentrier- 
ten, so sind auch viele Fabrikantenfirmen dazu übergegangen, eigene Exportabtei- 
lungen einzurichten, d. h. direkt mit ausländischen Importeuren, Großhandlungen 
und ev. Wiederverkäufern Fühlung zu nehmen, um direkte Lieferungen zu machen. 
Besonders bei hervorragenden Qualitätserzeugnissen, Markenartikeln usw. überging 
man den Exporteur bis zu einem gewissen Grade und schaffte sich eine eigene aus- 
ländische Kundschaft, sei es durch Bestellung von ausländischen Vertreterfirmen, eigene 
Auslandsreisende usw. Diese Organisation hat den großen Vorteil, daß die betreffende 
Firma durch den Verkehr mit den einzelnen Auslandsvertretern viel schneller über die 
eintretenden Veränderungen, die sich auf dem Wege der Gesetzgebung, der Verzollung 
usw. in dem betreffenden Lande vollziehen, unterrichtet wird und soweit möglich ent- 
sprechende Umstellungen usw. vornehmen kann. Ein solcher Ausbau der Export- 
verbindungen ist durchaus am Platze. Allerdings bedeutet dies für den Fabrikanten 
insofern eine Mehrarbeit, als sich die Umsätze in viel mehr Einzelposten zerlegen. 
Dafür hat er auf der anderen Seite den Vorteil, daß evtl.eintretende Verluste auf kleinere 
Posten beschränkt bleiben. 

Es kann sich vorerst gar nicht darum handeln, den Export auf unsolider Basis 
zu entwickeln, und durch eine Exportkredit-Versicherung den Anreiz zum unsoliden 
Export zu geben. Für gute solide Exportverbindungen besteht bis zu einem gewissen 
Umfange die Möglichkeit, auf dem regulären Bankwege die Geschäfte abzuwickeln. 
So lange aber in den meisten Überseeländern die Absatz- und Zahlungsverhältnisse 
ebenso schlecht wie in Deutschland sind, hat es wenig Zweck, hohe Kreditrisiken ein- 
zugehen. Die große Gefahr dabei ist die, daß Waren, die nicht bezahlt werden oder 
deren Annahme verweigert wird, entweder mit besonderen Nachlässen abgestoßen 
werden oder gar der Versteigerung ausgesetzt sind, wodurch dann eine Preisdrückerei 
entsteht, die dem regulären Handel schädlich ist, also doppelt nachteilig sich auswirkt. 
Die Handelsverträge sollten aber in der Weise nutzbar gemacht werden. daß neben den 
Konsulaten Interessenvertretungen in den verschiedensten Auslandsplätzen vorhanden 
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sind, die in schwierigen Fällen die deutschen Waren schützen, damit sie nicht der Ver- 
- schleuderung oder der Versteigerung anheimfallen. 

Es sind nun Bestrebungen im Gange, durch eine Weltwirtschaftskonferenz eine 
gewisse Produktions- und Absatzregelung auf den internationalen Märkten herbeizu- 
führen. Hierbei wird auch Deutschland als ein ins Gewicht fallender Faktor zu be- 
werten sein. Ob sich die zu lösenden Fragen international werden regeln lassen, erscheint 
zweifelhaft, schon aus dem Grunde, weil die einzelnen in Frage kommenden Länder 
ganz verschieden eingestellt sind. Eine Lösung erscheint nur insofern möglich, als 
gewisse Spezialgebiete in Betracht gezogen werden, die heute schon zum Teil als inter- 
national zu betrachten sind und in den Händen internationaler Gruppen liegen. 


BÜCHERSCHAU. 


GRAF MONTGELAS: LEITFADEN ZUR KRIEGSSCHULDFRAGE. Verlag 
Walter de Gruyter & Co., Berlin-Leipzig. 

Sehr Wesentliches über Unwesentliches. Die Schuld an einem Kriege hat immer nur 
die Mitwelt interessiert. Dessen ungeachtet kann der Nutzen dieses Buches für Deutsch- 
land, wenn auch nicht nachweisbar, groß gewesen sein. Trotz (nicht wegen) der pazi- 
fistischen Weltanschauung des Verfassers. Prächtig im Aufbau, fesselnd in der Logik, 
bezwingend durch Sachkenntnis und Gründlichkeit. W. B. 


MANFRED LANGHANS, GOTHA: KARTE DES SELBSTBESTIMMUNGS- 
RECHTS DER VÖLKER. Petermanns geographische Mitteilungen, 1926, Heft 1, 2. 
Für jeden weltpolitisch interessierten Leser wird ein Hinweis auf diese Karte des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker von Wert sein. Es ist der erste erschöpfende 
Versuch, über den ganzen Erdball nach heutigem Stande der Dinge eine genaue und 
übersichtliche Einteilung der gesamten Erdbewohnerschaft nach den verschiedenen 
Graden von Selbständigkeit und Unabhängigkeit zu geben. Die Karte unterscheidet 
als erste Gruppe Völker mit selbstbestimmenden Staaten und zwar 

1. mit voller Selbstbestimmung nach außen und im Innern, mit oder ohne Ein- 
fluß auf fremde Staaten, 

2. überwiegende Selbstbestimmung nach außen bei voller Selbstbestimmung im 
Innern, 

3. teilweise Selbstbestimmung nach außen bei voller Selbstbestimmung im Innern 
unter Sammelüberwachung oder Einzelüberwachung. 

Als zweite Gruppe die Völker ohne selbstbestimmende Staaten, und zwar 

1. überwiegende Fremdbestimmung nach außen bei voller Selbstbestimmung im 
Innern, 

2. volle rendes ien nach außen bei voller Selbstbestimmung im Innern. 

3. volle e een nach außen bei überwiegender Selbstbestimmung im 
Innern, 

4. desgleichen bei teilweiser Selbstbestimmung im Innern und endlich 

5. volle Fremdbestimmung nach außen und im Innern. 

Also in weitgehender Abstufung von der große Kolonialreiche beherrschenden 
Weltmacht über Länder in der Lage Deutschlands bis zu den Kolonialgebieten ohne 
jede selbständige Verfügungsgewalt. 

Die Karte ist außerordentlich lehrreich, darf aber, wie es bei einem solchen ersten 
Versuch sehr begreiflich ist, nicht ganz ohne Kritik genommen werden. Es sei nur 
beispielsweise darauf verwiesen, daß auf dem Balkan das den Mazedoniern zukom- 
mende Selbstbestimmungsrecht in keiner Weise zum Ausdruck kommt, wie überhaupt 
die nationalen Minderheiten in Ost- und Südosteuropa, für deren Darstellung der 
Maßstab der eurasischen Karte zu klein ist, eine Sonderdarstellung erfordert 
hätten. So geht es auch nicht an, Elsaß-Lothringen einfach miteinzubeziehen in die 


BÜCHERSCHAU — BÜCHEREINGÄNGE 199 


erste Stufe der vollen Selbstbestimmung nach außen und im Innern mit Einfluß auf 
fremde Staaten!! Ebenso hat die Entrechtung des Freistaates Danzig keinen Aus- 
druck gefunden. Die Karte gibt insgesamt also nur einen allgemeinen Welt- 
überblick; für die europäischen Verhältnisse bedarf es bei ihrer Benutzung un- 
bedingt einer Ergänzungskarte. A.D. 


BÜCHEREINGÄNGE. 


Wilhelm Methner: ABRISSDER GESCHICHTE DER DEUTSCHEN KOLONIEN. 
Arnold Reimann, Geschichtswerk für höhere Schulen, Teil IV: Landwirtschaft- 
liche Beihefte. Verlag R. Oldenbourg, München und Berlin. 

Karl Stählin: ELSASS UND LOTHRINGEN IM ABLAUF DER EUROPÄISCHEN 
GESCHICHTE. Arnold Reimann, Geschichtswerk für höhere Schulen, Teil IV: 
Landwirtschaftliche Beihefte. Verlag R. Oldenbourg, München und Berlin. 

Hermann Stegemann: DAS TRUGBILD VON VERSAILLES. Weltgeschicht- 
liche Zusammenhänge und strategische Perspektiven. Mit acht Karten. Deutsche 
Verlagsanstalt in Stuttgart, Berlin und Leipzig, 1926. 


ARCHIV DER FRIEDENSVERTRÄGE, Band II. Verlag J. Gensheimer, Mann- 
heim, Leipzig, Berlin 1926. 

Hermann Levy, a.o. Professor an der Technischen Hochschule in Berlin: DER 
WELTMARKT 1913 UND HEUTE. Verlag und Druck von B. G. Teubner, 
Berlin, Leipzig 1926. 

Hugh Dalton, M. A., D.Sc.:EINFÜHRUNGEN IN DIE FINANZWISSENSCHAFT 
Deutsch mit Anmerkungen von Dr. Hans Neisser, Berlin. Wirtschaftswissen- 
schaftliche Leitfäden, 5. Band, Verlag von Julius Springer, Berlin 1926. 

Dr. Kurt Zielenziger: GERHART VON SCHULZE GAEVERNITZ, eine Dar- 
stellung seines Wirkens und seiner Werke nebst Porträt. Bio-Bibliographische 
Beiträge zur Geschichte der Rechts- und Staatswissenschaften. R. L. Prager, 
Berlin NW 7, 1926. 

Fritz Naphtal: ABBAU UND AUFBAU, Rückblick auf das Wirtschaftsjahr 1925. 
Frankfurter Societäts-Druckerei, G. m. b. H., Frankfurt a. M. 1926. 

Dr. Walter v. Hauff: DIE WIRTSCHAFTLICHEN UND POLITISCHEN AUF- 
GABEN DES AUSLANDSDEUTSCHTUMS. Verlag G. Braun, Karlsruhe 
1925. 


DIE JURISTISCHE LITERATUR DER SOWJET-UNION. Entwicklung und 
Bibliographie. Redigiert von Prof. E. Kelmann, Kiew, unter Mitwirkung von 
Rechtsanwalt Dr. H. Freund, Berlin. | 


STAATSWISSENSCHAFTEN, Teil I. Aachen-Bode; Teil II. Bodenfrage-England. 
Verlag Joseph Baer & Co., Frankfurt a. M. 


VÖLKERRECHTSFRAGEN, eine Sammlung von Vorträgen und Studien, heraus- 
gegeben von Heinrich Pohl und Max Wenzel. 
Die Unterseebootfrage auf der Washingtoner Abrüstungskon- 
ferenz 1921/22. Von Dr. Bernhard Skrodzka. Heft 7. — Dr. Karl Heim: 
Das internationale Arbeitsrecht in der See- Schiffahrt. Heft 8. — 
Ernst Keetmann, Kammergerichtsrat: Frankreichs Kampf um den 
Rhein, eine Studie zum Versailler Friedensdiktat. Heft 9. — Dr. Paul Köhler: 
Der Genfer Zonen- Streit, eine politische und völkerrechtsgeschichtliche 
Studie. Heft 10. — Dr. Karl Stieler: Der Internationale Eisenbahn- 
verband und die Entwieklung älterer internationaler Eisenbahn— 
organisationen seit Kriegsende. Heft 11. — Dr. Edmund Mezger: 
Die Auslegung des Versailler Vertrages. Heft 12. — Otto Andres: 
Grundlagen des Rechts im Saargebiet. Heft 13. 
Ferdinand Dümmlers Verlagebuchhandlung, Berlin 1926. 
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Prof. Dr. G. Kampffmeyer: DAMASKUS, Dokumente zum Kampf der Araber um 
ihre Unabhängigkeit. Vorabdruck aus: Welt des Islams, Bd. 8, Heft 2—4. 
Deutsche Gesellschaft für Islamkunde, 1926. 

Fischer von Poturzyn, Berlin, Joseph M. Jurineck, München: JAHRBUCH 
FÜR LUFTVERKEHR 1925. Richard Pflaum, Druckerei- und Verlags-A.-G., 
München. 

Dr. E. Karlemeyers NEUES VERFAHREN ZUM ERFOLGREICHEN SELB- 
STÄNDIGEN EINZIEHEN DER AUSSENSTÄNDE. Verlag Organisator, 
A.-G., Leipzig. 

DIE SOWJETRUSSISCHEN VERORDNUNGEN ÜBER PATENTE UND GE- 
WERBLICHE MUSTER VON 1924, nebst Auslegungsbeschlüssen. Ins Deut- 
sche übersetzt und bearbeitet von Dipl.-Ing. F. Neubauer und Dipl.-Ing. O. 
Serafinowicz. Verlag von Julius Springer, Berlin 1926. 

EUPHORION, ZEITSCHRIFT FÜR LITERATURGESCHICHTE, begründet von 
August Sauer, herausgegeben von Josef Nadler, August Sauer, Georg 
Stefansky. 27. Band, Probeheft. J. B. Metzlersche Verlagsbuchhandlung, 
Stuttgart 1926. 

HANDWÖRTERBUCH DER BETRIEBSWIRTSCHAFT, herausgegeben von Dr. H. 
Nicklisch. Probelieferung. C. E. Poeschel-Verlag, Stuttgart 1926. 

Karl Otto Herkenberg: THE TIMES UND DAS DEUTSCH-ENGLISCHE VER- 
HÄLTNIS IM JAHRE 1898. Mit einer Einleitung von Martin Spahn. 
Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte m. b. H., Berlin W. 8. 

25 JAHRE „DEUTSCHE ARBEIT“. Herausgegeben von Dr. Hermann Ull- 
mann, Berlin 1925. 

Georg Cleinow, Geh. Regierungsrat: DIE DEUTSCH-RUSSISCHEN RECHTS- 
UND WIRTSCHAFTSVERTRÄGE NEBST KONSULARVERTRAG VOM 
12. OKTOBER 1925. Deutsche Wirtschaftsgesetze, Bd. 5. Verlag von Reimar 
Hobbing, Berlin SW. 61. 

LE TRADUCTEUR, Französisch-deutsches Sprach- und Unterhaltungsblatt, Nr. 1. 
Monatsschrift zum Studium der französischen und deutschen Sprache. 

DAS BUDGET DER SOWJETUNION FÜR DAS JAHR 1924/25 UND DER VOR- 
ANSCHLAG DER STAATLICHEN AUSGABEN UND EINNAHMEN FÜR 
DAS JAHR 1925/26. U. d. S. S. R., Volkskommissariat der Finanzen. 

DEUTSCHE POLITIK, EIN VÖLKISCHES HANDBUCH. Hauptschriftleiter Paul 
Becker, Schriftleiter Walther Schulz. Dr. Erich v. Lehe: Die öffentliche 
Meinung und ihre Beherrschung, 18. Teil. Friedrich Koepp: Die Juden im 
deutschen öffentlichen Leben, 14. Teil. Prof. Dr. Otto Hoetzsch: Die welt- 
politische Lage, 8. Teil. Dr. Otto Dibelius, Generalsuperintendent der Kur- 
mark: Staat und Kirche, 11. Teil. Verlag Englert & Schlosser, Frankfurt a. M. 
1925. 

Fischer v. Poturzyn: LUFTBARRIKADEN. Befreiungspolitik deutscher Luft- 
fahrt. Adolf Spohnholtz. Verlag, G. m. b. H., Hannover. 

Gerhard Jähne: DAS WANDERHALBJAHR. Ein Vorschlag zur Reform der 
höheren Schule. Friedrich Brandstetter, Leipzig 1925. 

Richard Lewinsohn (Morus): JÜDISCHE WELTFINANZ? Hoffmann und 
Campe Verlag, Berlin-Hamburg 1925. 

Dr. Hans Abraham und Dr. Rud. Loebinger: DURCHFÜHRUNGSBESTIM- 
MUNGEN ZU DEN AUFWERTUNGSGESETZEN. Deutsche Wirtschafts- 
gesetze, Bd. 4. Verlag von Reimar Hobbing, Berlin 1926. 

Justizrat Dr. A. Bozi und Syndikus Otto Sartorius: DIE DEUTSCHE WIRT- 
SCHAFT, ein Handbuch des Aufbaues. Aus der Praxis — für die Praxis. Mit 
80 Bildnissen deutscher Wirtschaftsführer. Verlag von Reimar Hobbing. 
Berlin 1926. 


2 | d 
Geoökonomie 
Eine erſte Einführung 
in erdhaftes a 


von 
Dr. Arthur Dix 
106 S., 8. Broſchiert M. 3.50 


* 


Wie Arthur Dir die Weltpolitik in „erdhafter” 
Betrachtungswelſe zu meiftern verſteht, hat er 
in feiner bereits in zweiter Auflage vorliegen- 
den „Politiſchen Geographie“ bewieſen. Wenn 
er jetzt ſeinem geopolitiſchen Hauptwerk den 
Verſuch einer erdhaften Betrachtung der Welt⸗ 
wirtſchaft, einer erſten Einführung in die Geo- 
ökonomie folgen läßt., fo wird auch dieſes völlig 
neuartige Unternehmen um fo lebhafteres Jun- 
tereſſe beanſpruchen können, je weitere Kreiſe 
die Sehnſucht nach einer Revifion der bisherigen 
wirtſchafts · und ſozialwiſſenſchaftlichen Einftel- 
lung feit den Kriegs- und Nachkriegserfahrungen 
erfaßt hat. Temperament und Sachkunde in fel- 
tener Miſchung geben der Schrift einen eigenen 
Reiz und ftempeln fie zu einem Pfadfinder auf 
bisher unbetretenem Gelände. 


R. Oldenbourg / München und Berlin 


Soeben erſchien: 


Bayern 
und die ‚Bismarckische 
Reichsgründung 


Von Prof. Dr. M. DOEBERL 
328 Seiten. 80. 1925. Broſch. M. 13.50, Leinen M. 15.— 


— 


Inhaltsüberſicht: Einleitung. 1. Bayeriſche Hemmungen. 
2. Die Haltung Bayerns bei Ausbruch des deutſch - franzöſi⸗ 
ſchen Krieges. 3. Bayeriſche Vorbehalte. 4. Bayeriſche Ini⸗ 
tiative in der deutſchen Frage. 5. Die Münchener Konferenzen. 
6. Die Verſailler Verhandlungen. 7. Ausſprache mit Oſterreich. | 
8. Das Kaiferproblem. 9. Der bayeriſche Landtag und die 
Verſailler Verträge. 10. Das Bis marckiſche Reich und ſein 
Verhältnis zu Bayerns König und Volk. 


Der Verfaſſer (Profeſſor für Bayer. Landesgeſchichte der Unkiverſität | 
München), dem wir zahlreiche wertvolle Arbeiten zur bayeriſchen und 
deutſchen Geſchichte verdanken, führt in dieſem Buche ſeine Sammlung 
der Monographlen über die deutſche Politik Bayerns im 18. Jahrhundert 
fort, ohne ſich an die zeitliche Reihenfolge zu halten. Auf Grund um- 
faſſender amtlicher und privater Quellen, die größtenteils bisher unbekannt 
waren. unterſucht Doeberl hier die Stellung Bayerns zu der Bismarckiſchen 
Reichsgründung. Seine Darſtellung der Haltung. die der größte deutſche 
Mittelſtaat zur deutſchen Frage und zum Kalſerproblem im entſcheidenden 
Stadium einnahm, bildet eine weſentliche Ergänzung zur Geſchichte der 
Reichsgründung. Die zahlreichen neuen Ergebniſſe ſind nicht nur für den 
Hiſtoriker und den Politiker, ſondern für jeden, dem das deutſche Schickſal 
ein inneres Erlebnis iſt. unentbehrlich. 


— 
R. Oldenbourg, München und Berlin. 
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HERAUSGEBER: 
ALFRED BALL UND 
ARTHUR DIX 


Heft 67 München, Juni 1926 / Band 2 


INHALTS-ÜBERSICHT: 


v. RHEINBABEN: „Politik der Nützlichkeit“ 
GUSTAV CASSEL / SIR JOSIAH STAMP: Die Un- 


vernunft der Reparationspolitik 
SVEN v. MÜLLER: Jugoslawien 
FREYTAG-LÖRINGHOFF: Chinas Auferstehung 


MARTIN BLANK: Wirtschaftsparlamentarismus 


Dr. ARTHUR DIX: Gedanken am Globus 
Weltschau / Bücherschau / Büchereingänge 


Preis vierteljährlich M.5.—, Einzelheft M. 1.80 


VERLAG ROLDENBOURG 
MÜNCHEN BERLIN 


Die Zeitfehrift „Weltpolitik und Weltwirtfhaft” erfcheint 
| 8 ungen: ee 


monaflich einmal und kann innerhalb 
durch die Poft, vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden, und zwar: 


Durch die Poft fowohl im Inland wie im Ausland vierteljährlich zu GM. 5.—. | 
Durch den Verlag halbjährlich im Inland zu GM. 10.—, im Ausland ganz- 
1 zu GM. 21.— einſchließlich Porto gegen Voreinfendung des Betrages (Poli- 


nto München 4412). 
Die Lieferung erfolgt auf Gefahr des Empfängers. Koftenlofe Nachlieferung zu Verluft 
geratener Hefte erfolgt nicht. Uberweiſungen gehen zu Laſten des Beſtellers. 
Beanſtandungen wegen Ausbleibens einzelner Hefte wollen nicht beim Verlag, ſondern 
bei der in Betracht kommenden Zutltell-Poftanftalt vorgebracht werden. 
Abbeftellungen müffen mindeftens zwei Wochen vor Beginn eines neuen Halb- 
jahres erfolgen. 


Mitteilungen und Sendungen an die Schriftleitung find zu richten an 


die Herren Alfred Ball und Dr. Arthur Dix, Berlin W. o, Linkſtraße 25/lll. Fern- 
ruf: Nollendorf 3665-67, Telegrammanſchriſt: Transatlantic Ft us Berlin.) 

Beiträge von Auffätzen, Buchbefprechungen uſw. wollen erſt nach erde Anfrage 
bei der Schriffleitung eingeſandt werden. 


Nachdruck von Originalartikel ift nur mit Genehmigung der Schrifileitung und mit 


Quellenangabe geltattet. 


Mitteilungen, welche den Zeitfchriftenverfand, den Anzeigenteil und ſonſtige g el cha f t-e 


liche . betreffen, ſowie Befprechungsftücke von Büchern find zu 
rihten an den Verlag Oldenbourg, München, Glüdftraße 8 (Fernfprecher 
24931-24934, ae ker Oldenbourg München). 
Jonderabdrucke werden nur auf befondere Beſtellung beim Verlag und ‚gegen Er- 
ſtattung der Selbitkoften geliefert. Den Verfaffern von Originalartikeln fiellen wir bis 
zu 10 Stück des betreffenden vollſtandigen Heftes koſtenfrei zur Verfügung, wenn ein 
er Wunfch bei Einfendung der Handfchrift mitgeteilt wird. Beftellungen 
von Sonderdrucken oder Heften, die erſt nach Druclegung eines Heftes einlaufen, 
können in der Regel nicht berückfichtigt werden. 


GEOÖKONOMIE 


EINE ERSTE EINFÜHRUNG 
IN ERDHAFTES WIRTSCHAFTSDENKEN 
VON 


DR. ARTHUR DIX 


Die Intensität der Weltwirlschaftskämpfe zu beobachten, 
ihre natürlichen Bedingungen zu untersuchen und vor- 
ausschauend festzustellen, welche Aufgaben sich daraus 
für die eigene Volkswirtschaft morgen und übermorgen 
ergeben werden, ist die Aufgabe der Geoökonomie. 
Diese Aufgabe sowie einen Weg zu ihrer Lösung in 
außerordentlich klaren und interessanten Ausführungen 
gezeigt zu haben, Ist ein großes Verdienst des Verfassers. 


R.OLDENBOURG, MÜNCHEN UND BERLIN 
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WELIPOLIIIKUnNDWELTWIRTSCHAFT 


HERAUSGEBER: ALFRED BALL UND DR. ARTHUR DIX 
HEFT 6, JUNI 1926 


„POLITIK DER NUTZLICHKEIT.“ 


Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M.d.R. 


Wenn nicht ganz unvorhergesehene Ereignisse eintreten wird Deutsch- 
land im September ständiges Mitglied des Völkerbundsrates werden 
und seine Tätigkeit in der Maschinerie des Völkerbundes beginnen. 
Gleichzeitig werden die Locarnoverträge völkerrechtliche Bindung 
erhalten und in natürlicher Ergänzung zu ihnen wird der deutsch- 
russische Vertrag schon einige Monate vorher in Kraft getreten sein. 
Alles zusammengenommen kann man also unter diesen Voraussetzungen 
von einem Wiedereintritt Deutschlands in die europäische 
Politik sprechen. Er mußte notwendigerweise mit einer Veränderung 
und Evolution in Methode und innerer Organisation des Völkerbunds- 
instrumentes zusammenfallen, für die in gewisser Lockerung der ur- 
sprünglichen Tendenzen des Versailler Friedensvertrages im Laufe der 
letzten Jahre sowohl durch den Zwang der Dinge wie mit deutscher 
Nachhilfe einige Vorarbeiten geschaffen werden. In Zukunft wird da- 
neben aus einem über die Versailler Sieger- und Nutznießermächte hinaus 
nicht unerheblich durch außereuropäische Staaten erweiterten 
Völkerbundsrat auch die weltpolitische Verbindung und Verstrickung 
deutscher Politik und deutscher Wirtschaft erweitert und vertieft 
werden, und es ist kein Zufall, daß es gerade der deutsche Vertreter in 
der Genfer Studienkommissiôn war, der diese Entwicklung nachdrück- 
lich unterstützt hat. Gleichzeitig wirken sich die freundlicheren Be- 
ziehungen Deutschlands zu den Vereinigten Staaten von Amerika weiter 
im günstigen Sinne aus und ein an Zahl schnell zunehmendes Netz von 
Handelsverträgen regelt die Beziehungen der deutschen Wirtschaft 
nach außen. Durch alles dieses wird der Grund allmählich fester, auf dem 
wir die Stellung des neuen Deutschland in der Welt wiederaufbauen, 
und es wäre auf das dringendste zu wünschen, daß die vor uns liegende 
parlamentarische Sommerpause dazu ausgenützt würde, mit Ruhe, 
Überlegung und Zielsetzung die innerpolitischen Folgerungen aus 
solcher Neugestaltung äußerer Dinge zu ziehen. Die Tagesarbeit und 
die unablässig auf Regierung und politische Welt eindringenden Sorgen 
des Heute und Morgen scheinen mir bisher immer noch viele Leute 
daran zu hindern, das uns umgebende weltpolitische Geschehen auch 
vom deutschen Standpunkt aus einmal in größeren Zusammen- 
hängen zu sehen. Und doch ist kritischer Blick in solchem Sinne die 
Voraussetzung dafür, daß unser zerrissenes und in fast ununterbrochener 
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heftigster Fehde gegeneinander liegendes Volk sich willig einer Führung 
anvertraut, die auf die Frage „Quo vadis Germania?“ nicht mit 
parteipolitischen Schlagworten, sondern mit staatsmännischer Tat ant- 
wortet. 

Was liegt hinter uns? Mit der Geißel von „Reparationen und 
Sicherheit‘ hat die französische Politik jahrelang den Versuch gemacht, 
den deutschen Staat zu zerschlagen. Deutschland konnte dagegen keine 
Gewalt anwenden, und das meiste von allem Leid, das über uns kam, 
ward zwangsläufig uns auferlegt und wir mußten es als Folge von Nieder- 
lage und Revolution tragen. Aber gewisse Möglichkeiten gab es natürlich 
trotzdem auch bei uns selbst, uns gegen soviel Willkür und Gewalt auf- 
zulehnen, und manche Fehler unserer Kriegsgegner konnten im deutschen 
Sinne wohl besser ausgenützt werden, als das infolge unserer innerpoliti- 
schen gehässigen und persönlichen Kämpfe in Wirklichkeit geschah. 
Und doch wird man bei objektiver Einstellung sich sagen müssen, daß 
über diese ganze erste Epoche nach dem Zusammenbruch wohl erst 
eine spätere Geschichtschreibung ein gerechtes Urteil wird abgeben 
können. Nur in wirklicher Kenntnis der Lage und der Einstellung 
insbesondere der französischen, englischen und italienischen Politik dieser 
Jahre wird man überhaupt eine abgewogene Meinung äußern dürfen. Doch 
eine Tatsache steht heute schon fest: Ob es sich um die Unter- 
schrift unter den Versailler Vertrag, die Stellungnahme zum Londoner 
Ultimatum, um die Entscheidung über Oberschlesien oder um sonst ein 
unter Androhung von Gewalt uns auferlegtes Diktat gehandelt hat, 
immer hätte nur geschlossene Ablehnung durch den ganz über- 
wiegenden Teil unseres Volkes zu einem Erfolge führen können. Wir 
haben sie, abgesehen von der Frage der Auslieferung der Kriegsbeschul- 
digten, eigentlich allein in der ersten Periode des Ruhrkampfes gezeigt, 
und deshalb hat auch gerade dieses Ereighis — wenn auch unter uner- 
meßlichen Opfern — den Beginn des Umschwungs zu Deutschlands 
Gunsten gebracht. Aber schon das Ende des Ruhrkampfes zeigte erneut 
das innere Auseinanderfallen. Und als nach schweren Kämpfen zu 
Beginn des Jahres 1925 eine feste die große deutschnationale Partei 
mitumfassende Regierung gebildet war, läßt ihr Ende beinahe den Schluß 
zu, daß der Eintritt dieser aus den verschiedensten Strömungen zusam- 
mengeflossenen Partei in die Regierung zu früh erfolgte und daß das 
erforderliche Verständnis für die Möglichkeiten und inneren Zusammen- 
hänge heutiger Außen-, Innen- und Wirtschaftspolitik noch nicht vor- 
handen war. Gewiß, es wurden in der Durchführung der nach Locarno 
führenden Politik taktische Fehler gemacht. Zugegeben, daß viel- 
leicht auch in der oder jenen Einzelfrage ein „Mehr“ hätte herausge- 
holt werden können. Aber eine Sicherheit dafür besteht nicht, und alles 
Kleben und Verharren am einzelnen darf doch das Urteil in bezug auf 
das Ganze und Positive nicht verwirren. Und in dieser großen Linie 
steht es eben fest: Die Locarnopolitik war die grundsätzlich 
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richtige und allein für uns gegebene, und nirgends und an 
keiner Stelle wurde von irgendwie ernst zu nehmender 
Seite ein Vorschlag für eine andere und bessere Politik 
gemacht. Aber freilich, eine sehr wichtige ergänzende Feststellung 
ist dazu notwendig: Es gab im Grenzfall zwei verschiedene Wege, 
um den Kampf für die Durchsetzung der Locarnopolitik und ihrer 
Notwendigkeiten in Deutschland selbst zu führen. Der eine mochte 
in der Phraseologie der Linken auf angebliche Erfolge der bisherigen 
Versöhnung- und Erfüllungspolitik hinweisen; der andere konnte die 
geringen praktischen Auswirkungen solcher Politik mit der anhaltenden 
Ohnmacht Deutschlands begründen und Zähnezusammenbeißen und 
Weiterringen in Einigkeit und Geschlossenheit gegenüber dauerndem 
Rechtsbruch und rücksichtsloser Ausnützung des Sieges fordern. In 
Wirklichkeit ist keiner von beiden Wegen systematisch beschritten 
worden, sondern das taktische Pendel schwankte entsprechend inner- 
politischen Notwendigkeiten und Entwicklungen bald nach der einen, 
bald nach der anderen Seite hin. Trotzdem wird einst die Geschichte 
dieser letzten Jahre die deutsche Gesamtleistung in sehr viel 
höherem Maße würdigen, als das heut seitens eines Teiles unseres Volkes 
geschieht. Wir haben schließlich gegenüber dem französischen Ansturm 
auch nach dem Kriege Reich und Staat vor dem Zerfall gerettet und all- 
mählich die Voraussetzungen für eine bessere Gegenwart und Zukunft 
geschaffen. Das war — historisch betrachtet — keine kleine Leistung! 
Wo stehen wir heut? Mit Ausnahme Amerikas geht es mehr 
oder minder allen Ländern, auch denen, die siegten, wirtschaftlich 
schlecht. Die bisher getroffenen Regelungen in Reparation, Schulden- 
tilgung, Handelspolitik sind vorläufige und auf die Dauer nicht genügende. 
Eine fühlbare Rückwirkung politischer Befriedigungsverträge auf das 
materielle Wohlbefinden der beteiligten Völker ist noch nicht eingetreten, 
ja bei mehreren europäischen Staaten ist die wichtigste Vorbedingung 
des inneren Wiederaufbaus, die Währungsstabilisierung auf Gold, noch 
nicht vollzogen. Deutschland verzeichnet seinerseits bei stabiler Währung 
fast zwei Millionen Arbeitslose, weitere Millionen nicht voll Beschäftigter 
und sieht noch keinen klaren Ausweg aus seiner schweren Wirtschafts- 
krise. Im Westen und Osten seiner Grenzen Inflation, Hemmungen 
oder völliges Stocken seiner Handelsbeziehungen. Nach innen müh- 
samstes Ringen um Wiederaufrichtung des heimischen Marktes, nach 
außen langsames Kämpfen in schwierigen Verhandlungen um Wieder- 
eröffnung beziehungsweise vertragliche Sicherung fremder Absatz- 
märkte. Dazu zunehmende Last der Daweszahlungen und die heran- 
nahende Notwendigkeit ihrer Anpassung an die auf Jahre noch auf uns 
lastende Not. Aber trotz allem keine Zeit für müden und resignierten 
Pessimismus, sondern das Bewußtsein, daß wir in die allgemeine Welt- 
politik allmählich wieder eingeschaltet werden und daß sich im Gegensatz 
zu den hinter uns liegenden Jahren ein großes Feld aktiver politischer 
16° 
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Tätigkeit in Zusammenarbeit mit den anderen großen Völkern der Welt 
vor uns ausbreitet, das früher oder später auch wirtschaftliche 
Besserungen ernten lassen wird. 

Und wie heißen unsere nächsten Zukunftsaufgaben? 
Immer wieder sei allem vorangstellt: Die Wiedererlangung unserer 
Souveränität, d.h. die völlige Befreiung des deutschen Bodens von 
fremder Besatzung, ist das oberste Gebot. Die mit schweren finan- 
ziellen Sorgen belastete französische Politik benutzt solange wie sie 
kann das militärische Druckmittel am Rhein dazu, um sich Konzessionen 
und Vorteile zu verschaffen. Trotz allgemeiner Verständigungstendenz 
spielt Vertragsrecht und loyales Einstehen zu gegebenen Zusagen eine 
recht geringe Rolle in der Pariser Politik. Die Gerüchte wollen nicht 
verstummen, die unter dem Schlagwort „Mobilisation deutscher Eisen- 
bahnobligationen“ die Frage der Abkürzung der Besatzung mit weiteren 
finanziellen Verpflichtungen Deutschlands in Verbindung bringen. 
Mag dem sein, wie ihm wolle, jedenfalls zeichnen sich allmählich im 
Hinblick auf die französische Währungszerrüttung, die Schuldverpflich- 
tungen Frankreichs an England und Amerika und die deutsche Repa- 
rationspolitik neue Entwicklungsmöglichkeiten ab, die wir auf das aller- 
wachsamste im Auge behalten müssen. England wünscht aus den 
großen Interessen des Imperiums heraus Locarno und deutsche Mit- 
arbeit im Völkerbund. In vielen Deutschland besonders berührenden 
Fragen aber bleibt es in der Haltung des passiven Zuschauers. So sind 
unter anderem auch alle bisherigen Versuche, das Besatzungsproblem 
etwa aus der innerenglischen Politik selbst heraus in Bewegung zu bringen, 
bisher ganz einfach daran gescheitert, daß der jetzige Leiter der 
englischen Außenpolitik sehr viele andere und wichtigere Sorgen zu haben 
glaubt als die sogar mit dem Vertragsrecht von Versailles — von Locarno 
ganz zu schweigen — zu begründende deutsche Forderung auf völlige 
Befreiung des deutschen Bodens. Gerüchtweise verlautet sogar, daß 
der hohe Herr sich neulich darüber beschwert hat, daß das wenig höfliche 
Benehmen gewisser deutscher Behörden im englischen Besatzungsgebiet 
mit dem , Geist von Locarno“ doch nicht in Einklang stünde! Man 
könnte ihm am besten mit dem englischen Ausruf antworten: That is 
just the limit — das ist geradezu der Gipfel! Als Gegenstück zu der Kar- 
dinalfrage der westlichen militärischen Okkupation steht dann die 
Notwendigkeit eines „deutsch-polnischen Ausgleichs“ im Osten 
vor uns. Der polnische Staat kann unzweifelhaft in seiner heutigen 
Gestalt und in Fortführung seiner bisherigen Außen- und Wirtschafts- 
politik nicht bestehen. Mag der Staatsstreich Pilsudskis Folgen haben, 
welche er wolle, der Zeitpunkt einer von außen vorzunehmenden 
Sanierung der polnischen Finanzen naht heran, und dann wird die Formel 
Bedeutung erlangen, die etwa so lautet: „Keine finanzielle Sanie- 
rung Polens ist möglich ohne eine politische Sanierung 
seines Verhältnisses zu Deutschland.“ Und daß zu dieser 
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politischen Sanierung auch die Grenzrevision gehört, weiß nach- 
gerade jede „europäische Kanzlei“ ebenso wie jeder einsichtige Ameri- 
kaner, der sich um ein sachliches Urteil bemüht. Was weiter das Ver- 
hältnis Deutschlands zu Italien anbelangt, so geraten, nach Reichstags- 
couloirgesprächen, neuerdings anscheinend gewisse deutsche Parteigrößen 
in Gefahr, nach den kürzlichen Worten des Unterstaatssekretärs Grandi 
auch ihrerseits „Italien für die Achse europäischer Zukunftsentwicklung“ 
zu erklären. Ich halte diese kühne Behauptung denn doch für nicht 
richtig. Auch ich empfehle nachdrücklich ein deutsches würdevolles 
Streben nach korrektem und möglichst bald auch wieder besserem Ver- 
hältnis zu Italien. Aber — um mit den Worten Verdis zu sprechen — 
„questa donna & mobile“ und auch auf Grund persönlicher Erfahrung 
bleibe ich mir bewußt, daß das deutsch-italienische Verhältnis sich um so 
besser gestalten wird, je besser die noch wichtigeren Beziehungen 
Deutschlands zu Frankreich und England in der nächsten Zukunft sein 
werden. Was über Deutschland und Rußland zu sagen ist, habe 
ich im vorigen Heft dieser Zeitschrift ausführlich darzustellen versucht.Und 
wenn ich schließlich auch noch an frühere Ausführungen von mir über 
die Notwendigkeit einer „politischen Partie zu Vieren“, d. h. Deutsch- 
lands, Frankreichs, Englands und Amerikas, für weite gemeinsame 
Interessengebiete erinnere, so ergibt sich eine fast übergroße Mannig- 
faltigkeit der nächsten Aufgaben praktischer deutscher Außen- 
politik. Inwieweit diese sich im Rahmen des Völkerbundes selbst 
weiter fördern lassen wird, bleibe vorläufig dahingestellt. Unser Eintritt 
in ihn wird letzten Endes ausschlaggebend durch Nützlichkeits- 
erwägungen bestimmt, und erst eine spätere Entwicklung wird ein 
Urteil darüber ermöglichen, inwieweit der ideale Kern des Völker- 
bundsgedankens praktischen Ausdruck finden kann. So wie die Dinge 
bisher gelaufen sind, würde uns weder eine rein akademische Völker- 
bundspolitik noch die unabhängig vom Völkerbund etwa zu versuchende 
Sonderpolitik in bezug auf einzelne der hier umrissenen Probleme weiter- 
bringen. Verbindung und Synthese aller wird vielmehr das 
Richtige sein, und das gilt natürlich erst recht für den heut so viel- 
seitig erörterten Komplex „europäische Solidarität“, ebenso auch für 
die deutsche Minderheitenpolitik, für das Problem Deutsch-Österreich 
und letzten Endes auch für das wichtigste von allen, die Abrüstungs- 
frage! 

Wie man sich auch im einzelnen zu der oder jener Frage stellen mag, 
für das Ganze gilt die Feststellung: Wir stehen unweigerlich am Be- 
ginn einer neuen Entwicklung, die sich mit agitatorischen Mitteln 
oder gefühlsmäßigen Wünschen nicht meistern läßt. Ich glaube, man 
wird sie eine Periode nennen können, in der allein eine „Politik der 
Nützlichkeit‘ die gegebene ist. Das soll die Erkenntnis bedeuten, 
daß wir gut daran tun, in Zurückstellung gewisser in eine weite Zukunft 
hineinreichender Forderungen überall und in allen politischen und wirt- 
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schaftlichen Aufgaben und Zielen solche Methoden anzuwenden, 
die jeweils immer für beide Seiten von Vorteil sind. Die Welt 
ist durch eigene trübe Erfahrungen allmählich reif für eine solche Politik 
geworden, und auf ihr kann sich später einmal eine andere mit höheren 
Idealen, mit höherem Schwung und mit anderen Methoden auf- 
bauen. Gewiß gibt es auch auf diesem Wege noch der Hemmungen 
viele. Man braucht ja nur auf die immer noch anhaltende Verwirrung so 
mancher heimischer und fremder Geister hinzusehen. Aber es liegt doch 
ein immer stärkerer Zwang zur Rückkehr zu vernünftigen und nützlichen 
Maßnahmen vor und Weiteres ist im Werden 

So gesehen erscheinen unsere „derzeitigen“ parteipolitischen 
Verhältnisse im besonderen Licht. Die Fülle der praktisch vor uns lie- 
genden politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Aufgaben ist so groß, 
daß wir künftig in der in ihren Gründzügen festgelegten Außen- 
politik keine Streitfragen über die grundsätzliche Einstellung zu 
dem oder jenem Teilproblem mehr kennen sollten. Wir nähern uns 
allem Anschein nach einer zweiten Periode deutscher Nachkriegs- 
entwicklung, in der das oft in falschem Sinne zitierte Wort Gültigkeit 
haben wird: „Die beste Außenpolitik ist eine gute Innen- 
politik“! 


DIE UNVERNUNFT DER REPARATIONSPOLITIK. 
Professor GUSTAV CASSEL, Stockholm. 


Wir setzen die durch Prof. J. M. Keynes begonnene 
Untersuchung über die Durchführbarkeit der Reparations- 
politik durch die beiden anderen anerkanntesten Sach- 
verständigen des Auslandes, Prof. Gustav Cassel, Stock- 
holm, und Sir Josiah Stamp, London, fort. 


In der öffentlichen Diskussion wird das Problem der Zahlung von 
Kriegsentschädigung oder anderen Kriegsschulden immer mit dem 
Problem der Währungsstabilisierung in Verbindung gebracht, und die 
gegenseitige Abhängigkeit dieser beiden Fragen wird derart in den Vorder- 
grund gestellt, daß man sich wirklich fragen kann, ob nicht dadurch 
eine klare Einsicht in die wahre Natur dieser Probleme und deren rich- 
tige Behandlung erschwert wird. 

Natürlich besteht ein Zusamenhang zwischen beiden Problemen. 
Es ist leicht zu sehen, daß zu große Zahlungen die Valutastabilisierung 
gefährden können, und daß andererseits eine mangelnde Stabilisierung 
die Schuldenzahlung aufs Spiel setzen kann. In Wirklichkeit sind jedoch 
Schuldenzahlung und Währungsstabilisierung zwei ganz verschiedene 
Probleme, und man tut wohl, die beiden Fragen auseinander zu halten. 
Die Schuldenzahlung bedeutet wesentlich eine Überfüh- 
rung von Gütern an das Gläubigerland und ist insofern 
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keine Valutafrage. Die Währungsstabilisierung ist in erster 
Linie eine innere Frage, bedeutet eine Stabilisierung der 
inneren Kaufkraft der Valuta mit Hilfe einer bestimmten 
Begrenzung der Zahlungsmittelversorgung, die unabhängig 
von jeder Schuldenzahlung erfolgen kann und muß. Unter 
normalen Verhältnissen genügt eine solche innere Stabilisierung, um 
auch den äußeren Wert der Valuta, also den Wechselkurs, zu stabilisieren. 
Daß diese Stabilisierung durch Zahlung von großen Auslandsschulden 
verhindert werden muß, gilt für die populäre Auffassung als selbst- 
verständlich. Der wirkliche Zusammenhang zwischen der Schulden- 
zahlung und der Währungsstabilisierung wird aber selten mit genügender 
Schärfe erkannt, und es lohnt sich, dieser Frage nähere Aufmerk- 
samkeit zu widmen. 

Theoretisch ist es immer das einfachste, zwei Länder mit selbständigen 
Papiervaluten zu betrachten. Denn dann sieht jeder unmittelbar, daß 
eine Schuldenzahlung nicht durch Überführung von Valuta, sondern 
nur durch eine Übertragung von Gütern stattfinden kann. Bei Gold- 
valuta ist dies nicht so klar. Denn dann kann das verschuldete Land in 
gewissem Umfang durch Überführung von Gold aus seiner Goldreserve 
zahlen. Diese Möglichkeit, der natürlich enge Grenzen gesetzt sind, 
ist aber, wie die Erfahrung gezeigt hat, sehr geeignet, die allge- 
meine Auffassung des Wesens der internationalen Zahlungen zu ver- 
drehen. 

Stellen wir uns deshalb lieber zwei Länder A und B mit selbständigen 
Papiervaluten vor! Wenn A eine Schuldenzahlung an B zu leisten hat, 
so kann dies natürlich dadurch erleichtert werden, daß B gleichzeitig 
Kapital nach A ausführt. Wir können z. B. annehmen, daß B um- 
fassende Kapitalinvestierungen in A unternimmt. Es kann sein, daß sich 
die gegenseitigen Zahlungen der beiden Länder in dieser Weise einander 
ausgleichen. Offenbar spielen diese Zahlungen dann keine Rolle für 
die gewöhnliche Zahlungsbilanz und auch keine Rolle für den Wechsel- 
kurs. Nehmeg wir aber an, daß die zu leistende Schuldenzahlung A’s 
überwiegt, so besteht ein Bedürfnis einer Nettoübertragung von Kapital 
von A nach B. Diese Übertragung ist nur möglich durch eine Über- 
führung von Waren oder Diensten von A nach B. Eine abstrakte Kapital- 
überführung ist überhaupt nur möglich auf Grund einer konkreten 
Güterüberführung. Wenn aber eine solche Güterüberführung zustande- 
kommt, so liegt die ganze Transaktion vollständig außerhalb der ge- 
wöhnlichen Handels- und Zahlungsbilanz und hat keinen Einfluß auf 
den Wechselkurs. Wo keine Kapitalübertragung in Frage kommt, ge- 
langt der internationale Handel in Gleichgewicht bei einem Wechselkurs, 
der der Kaufkraftparität zwischen den beiden Ländern entspricht. Die- 
selbe Gleichgewichtslage muß fortbestehen, wenn eine Kapitalüber- 
tragung in Verbindung mit einer entsprechenden Güterausfuhr statt- 
findet. 
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Das wesentliche Moment bei jeder Schuldenzahlung, wie bei jeder 
anderen Kapitalübertragung, ist also, daß sie von einer entspre- 
chenden Ausfuhr von Gütern begleitet wird. Diese Bedingung 
muß in der Tat erfüllt werden, wenn eine wirkliche Kapitalübertragung 
zustandekommen soll. Die Vorstellung, daß .eine Kapitalübertragung 
ohne jede konkrete Unterlage möglich ist, beruht auf einer privat- 
wissenschaftlichen Betrachtungsweise, welche national-ökonomisch voll- 
ständig unhaltbar ist. Der einzelne, der eine fremde Valuta besitzt, 
kann natürlich diese Valuta an sein eigenes Land überführen, ohne sich 

zum eine entsprechende Wareneinfuhr zu bekümmern. Aber dann ge- 
schieht dies nur dadurch, daß er seinen Besitz von fremder -Valuta an 
einen anderen verkauft, und das Problem der wirklichen Kapitalüber- 
tragung ist noch ungelöst. Ein Versuch, in dieser Weise einen größeren 
Besitz von fremder Valuta zu realisieren, kann gewöhnlich nur gelingen, 
wenn Käufer der Valuta dadurch hervorgelockt werden, daß der Kurs 
derselben herabgedrückt wird. Dies ist die Art, in welcher eine Schulden- 
zahlung die Stabilisierung gefährden kann. Durch solche Operationen 
wird aber nichts für die wirkliche Kapitalüberführung getan. 

Ein Staat, der Zahlung von Kriegsschulden fordert, kann nicht in 
dieser Weise verfahren. Wenn er Valuta des verschuldeten Landes 
besitzt, kann er zwar diese Valuta an Leute verkaufen, die Kapital- 
investierungen in dem verschuldeten Lande machen wollen. In dem 
Maße, wie dies nicht gelingt, muß er aber Zahlung in Form von Waren 
oder Diensten empfangen. Die Durchführung der Zahlung ist dann 
keine Valutafrage, sondern wesentlich nur eine Frage der Willig- 
keit des Gläubigerlandes, die nötige Überschußeinfuhr von Waren zu- 
zulassen. 

Betrachten wir den Fall der deutschen Kriegsentschädigung, so 
können wir feststellen, daß die bisherigen Zahlungen nach dem Dawes- 
plane nur infolge der gleichzeitigen Kapitalinvestierungen 
seitens des Auslandes gelungen sind. In der Tat haben diese 
Kapitalinvestierungen überwogen, was sich darin zeigt daß Deutsch- 
lands Handelsbilanz negativ gewesen ist und im ganzen seit dem Inkraft- 
treten des Dawesplanes eine Überschußeinfuhr zeigt. Die Möglich- 
keit der Durchführung des Dawesplanes ist also gar nicht 
bewiesen. Selbst angenommen, daß es Deutschland in den kommenden 
Jahren gelingt, die wachsenden Summen innerhalb Deutschlands auf- 
zubringen, so bleibt noch die Frage, inwieweit die Überführung dieser 
Summen an die Zahlungsberechtigten möglich werden wird. Es ist das 
große Verdienst des Dawesplanes, diese Besorgnis den Gläubigerländern 
überlassen zu haben. Die wirkliche Aufgabe des Transferkomitees ist 
nach dem hier Gesagten, für den Empfang der nötigen deutschen Ausfuhr 
seitens der Gläubiger zu sorgen, also diejenige reale Güterüberführung 
zu ermöglichen, die eine notwendige Voraussetzung für 
die gewünschte Schuldenzahlung ist. 
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Bisher liefen die Bestrebungen der Gläubigerländer hauptsächlich 
darauf hinaus, die nötige Güterausfuhr von Deutschland zu verhindern. 
Dieses etwas eigentümliche wirtschaftliche Ziel suchte man auf zwei ver- 
schiedenen Wegen zu erreichen: einerseits durch einfuhrerschwerende 
Maßnahmen, wie Zölle oder direkte Unterstützungen an einheimische 
Produzenten; andererseits durch Bestrebungen, die deutsche Kon- 
kurrenzfähigkeit zu beschränken. Diese Bestrebungen treten vor allem 
in einem Eifer zutage, den deutschen Arbeiter zu verhindern, mehr als 
acht Stunden pro Tag zu arbeiten oder sich mit einem verhältnismäßig 
niedrigen Lohne zu begnügen. Mit welchen schönen Phrasen 
solche Bestrebungen auch hervortreten, sie sind 'ihrem 
Wesen nach protektionistisch und gehen tatsächlich dar- 
auf hinaus, die Güterüberführung. von Deutschland, die 
die reale Unterlage der Schuldenzahlung sein sollte, zu 
verhindern. Die Politik der Ententemächte ist also noch 
immer widersinnig und vollständig widerspruchsvoll. Nach 
allem, was über diese Frage geschrieben worden ist, und 
nach aller Arbeit, um die wirkliche Natur der Schulden- 
zahlung aufzuklären, verharrt die internationale Politik 
immer noch auf dem Standpunkt der tiefsten ökonomischen 
Unkenntnis. 

Der Widerstand gegen den Empfang von deutschen Waren muß 


natürlich in irgendeiner Weise durch eine erhöhte deutsche Konkurrenz- 


fähigkeit überwunden werden. Eben infolge dieses Widerstandes werden 
aber die Ententemächte keinen Nutzen von der deutschen Kriegsent- 
schädigung haben. Das Ergebnis wird nur Arbeitslosigkeit sein. Einen 
wirklichen Nutzen von Zahlungen kann man nur haben, 
wenn man sich freiwillig und zielbewußt auf den Empfang 
fremder Güter einstellt und also die dadurch freigemachten 
Produktionskräfte neuen Aufgaben zuwendet. Diese rationelle 
Umstellung des Wirtschaftslebens der Forderungsländer fehlt bisher 
aber gänzlich. 

Das Verhalten der Vereinigten Staaten gegenüber ihren europäischen 
Schuldnern ist mindestens ebenso unvernünftig. Sie wollen in Wirk- 
lichkeit keine Zahlung haben und werden deshalb keinen Nutzen ziehen 
von der Zahlung, die sie dennoch erzwingen. Immerhin hat dieses 
eigentümliche Verhalten Amerikas auch seinen Vorteil. Denn die 
Ententeländer haben einen klaren Blick für die Unsinnigkeit der 
amerikanischen Politik mit ihrer ungesunden Verkoppelung von großen 
Forderungen und Prohibitivzöllen. Die täglichen Betrarhtungen über 
diesen Widerspruch werden hoffentlich allmählich zu einer klareren und 
richtigeren Auffassung des Verhaltens der Entente Deutschland gegen- 
über führen und die vollständige Un vernunft der bisherigen 
Kriegsentschädigungspolitik darlegen. 


* 
* * 
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SIR JOSIAH STAMP, G. B. E. D. Sc., Mitglied des Dawes- Ausschusses, London. 


Jüngste Nachrichten aus Washington lassen die ersten Anzeichen 
einer neuen Phase in dem großen mit der Reparationsfrage verbundenen 
Interessenkonflikt erkennen. Ein Bericht der amerikanischen Abteilung 
der internationalen Handelskammer enthält die Anregung, das Re- 
parationsprogramm des Dawes-Planes einer Revision zu unterziehen, 
da sonst die Zinszahlungen für Investierungen privater oder industrieller 
Natur gefährdet seien. Deutschland braucht — so nimmt man an — 
seine gesamte Wirtschaftskraft für die Erfüllung seiner politischen Re- 
parationsverpflichtungen. Die Anleihen privater Natur sind daher in 
ihrem Zinsendienst bedroht, da Deutschland an sie erst an zweiter Stelle 
denken kann. Es war als Teil der Bedingungen der 800 Millionen-Mark- 
Anleihe unter dem Dawes-Plan festgelegt, daß die jährlichen Zins- 
zahlungen vor den reinen Devisenverpflichtungen rangieren sollten. Es 
war aber nicht Spezielles über die Stellung des Zinsendienstes privater 
später begebener Anleihen gesagt. Hieraus ergibt sich natürlich ein 
äußerst verwickeltes Problem, bei dem die verschiedenartigsten Inter- 
essengruppen gegeneinander angehen. Auf eine einfache Formel ge- 
bracht, liegt dieses Problem so: Falls der deutsche Exportüberschuß an 
Waren und Dienstleistungen aller Art, der vom Ausland aufgenommen 
werden kann, die Verpflichtungen Deutschlands für die jährlichen Re- 
parationszahlungen und für den allgemeinen privaten Zinsendienst über- 
steigt, dann würde es keine Schwierigkeiten und kein Reparations- 
problem geben. Falls aber diese beiden Verpflichtungen den vom Ausland 
aufnahmefähigen Exportüberschuß übersteigen, so wird einer der beiden 
.Gläubiger in seinen Ansprüchen gefährdet. Diese Gefahr wird man nun 
als gegeben annehmen müssen, ohne daß es notwendig ist, daß man 
voraussetzt, daß Deutschland nicht in der Lage oder nicht willens ist, 
beide Verpflichtungen zu erfüllen. 

Die große Menge von Fällen eines Meinungsumschwunges in der 
Frage der deutschen Reparationszahlungen scheint bisher keineswegs 
abgeschlossen. Es ist geradezu grotesk, wie sich die öffentliche Meinung 
in dieser Beziehung gewandelt hat, und wie sich viele Leute von Ideen, 
an denen sie bisher zähe festhielten, allmählich freimachten, ja unter 
dem Einfluß wirtschaftlichen Erlebens freimachen mußten. Es möge 
mir gestattet sein, einige der hauptsächlichsten Phasen dieses Um- 
schwunges der internationalen öffentlichen Meinung ins Gedächtnis 
zurückzurufen. 

Wir beginnen unseren Rückblick zweckmäßig mit dem Zeitpunkt 
unmittelbar nach dem Kriege. Damals stand man auf dem Standpunkt, 
daß Deutschland die „gesamten Kosten des Krieges“ bezahlen müßte. 
Die Hinzufügung des kurzen logischen Nachsatzes, „soweit es dazu in 
der Lage ist“, wurde von echten Patrioten nur mit einem schamhaften 
Erröten und im Flüstertone gemacht. Im Laufe der Zeit aber trat dieser 
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Nachsatz immer deutlicher hervor, und auch das schamhafte Erröten 
verblaßte mehr und mehr. Es wurden dann Schätzungen angestellt, die 
sich mit dieser Zahlungsfähigkeit Deutschlands befaßten. Diese Schät- 
zungen gingen zunächst teilweise ins Phantastische, weil sie auf ganz 
unrichtigen Schätzungen des deutschen Nationalvermögens fußten. End- 
lich begann man einzusehen, daß nur ein verhältnismäßig kleiner Teil 
des deutschen Nationalvermögens ins Ausland überführt werden und 
zur Befriedigung der Siegerstaaten Verwendung finden dürfe. Der 
Friedensvertrag hatte gewisse Lasten Deutschlands auf Grund einer 
Niederlage festgelegt, und man hatte die Reparationskommission ein- 
gesetzt, um die Endsumme der deutschen Verpflichtungen zu finden. 
Diese Aufgabe wurde ordnungsgemäß durchgeführt und eine Gesamt- 
summe von 6,60 Milliarden Pfund Sterling aufgestellt, ohne daß hierbei 
die Frage der deutschen „Zahlungsfähigkeit“ geklärt wurde. Das 
Problem der Zahlungsfähigkeit trat aber im Laufe der Zeit immer mehr 
in den Vordergrund, und zwar zunächst bereits in der Frage der Jahres- 
leistungen. Dies führte dann zur Aufstellung eines bestimmten Zahlungs- 
planes. Die Zahlungen wurden in ziemlich roher Weise auf der Grundlage 
gewisser Vorstellungen, die man sich über Deutschlands National- 
einkommen und über seine Produktionsfähigkeit machte, festgelegt. Da 
diese Aufstellungen aber gewisse grundlegende Voraussetzungen außer 
acht ließen, so brach ihre praktische Durchführung hoffnungslos nieder. 
Wirtschaftliches Unvermögen wurde als böser Wille ausgelegt, das 
Ruhrabenteuer begann, das zu einer wesentlichen Verschlechterung der 
gesamten Situation führte. 

Das Unvermögen Deutschlands, ausländische Valuten in dem von 
ihm geforderten Umfange zu kaufen, führte nach fünf Jahren schwerer 
politischer Fehler endlich zu der allgemeinen Überzeugung, daß 
Deutschland nur in der Lage ist, seinen Verpflichtungen 
nachzukommen in dem Maße, wie die Zahlungsfähigkeit 
seiner Bevölkerung durch die Besteuerung erfaßt wird, 
und in dem Ausmaße, in welchem es einen Ausfuhrüber- 
schuß von Waren und Dienstleistungen über seine Einfuhr 
besitzt. Man hatte endlich eingesehen, daß jede Zahlung über diesen 
Ausfuhrüberschuß hinaus zu einer neuen Entwertung der Mark, damit 
also zu einem ungeheueren Steigen der Fremdvaluten und zum Chaos 
führen müßte. Eine Zeitlang trat dann als kurze Zwischenpause die 
Idee auf, daß diese Klippe durch Sachlieferungen umschifft werden 
könne, Sachlieferungen, die die Vornahme von Valutenoperationen un- 
nötig machen sollten. Langsam aber sicher dämmerte dann aber wieder 
die Erkenntnis auf, daß nur bis zu dem Maße, wie derartige Sachliefe- 
rungen einen wirklichen Teil des Exportüberschusses bildeten, sie zur 
Schuldentilgung herangezogen werden könnten, daß aber in allen anderen 
Fällen die deutsche Valuta genau so entwertet werde als ohne Sach- 
lieferungen. 
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An diesem Punkte sehen wir eine Spaltung der öffentlichen Meinung. 
Eine Abzweigung betraf die Interessen der Industrie in den alliierten 
Ländern, die sich gegen die Schmutzkonkurrenz der deutschen Export- 
industrie wandten und die gegen das Dumping aus der Entwertung der 
deutschen Valuta, aus dem Sozialdumping in Form niedriger Lebens- 
haltungskosten oder längerer Arbeitszeit Stellung nahmen. Diese aus- 
ländischen Industriellen riefen natürlich um Schutz; sie verlangten Zoll- 
erhöhungen und Notstandstarife. Aber dieselben Geschäftsleute, die 
heute nach Zollschutz schrieen, beklagten sich morgen bitter über die 
Last ihrer heimischen Besteuerung: sie hielten die steuerliche Belastung 
Deutschlands für ungenügend und betonten, daß Zahlungen Deutsch- 
lands aus dem Friedensvertrage herangezogen werden müßten, um das 
einheimische Budget ihres Landes zu entlasten. Diese sich hierbei offen- 
sichtlich widersprechenden Interessen der einzelnen Persönlichkeiten als 
Steuerzahler und Geschäftsmann sind bisher noch nicht genügend und 
keineswegs in allen Ländern voll erkannt und gewürdigt worden. 

Die zweite Abzweigung in der Auffassung über den deutschen Export- 
überschuß sah die Sache von dem Gesichtspunkt an, daß Deutschland 
einen solchen Exportüberschuß wohl schaffen könnte, falls es sich mit 
allen Kräften dafür einsetzte. Jede Andeutung, daß ein Exportüber- 
schuß nicht schon dadurch geschaffen werden kann, daß man einfach 
die Einfuhr zurückschraubt oder die Einfuhr gleichbleibend erhält und 
die Ausfuhr steigert, sondern daß eine starke Steigerung der Ausfuhr 
natürlich eine bedeutende Erhöhung der Einfuhr verlangt, auf der sie 
aufgebaut ist, wurde noch mit großer Zurückhaltung aufgenommen. 

Zur Zeit der Abfassung des Dawes-Berichtes, waren die hauptsäch- 
lichsten wirtschaftlichen Fragen des Reparationsproblems, soweit sie 
den Zahler betrafen, der allgemeinen öffentlichen Meinung vollkommen 
zugänglich gemacht worden und durch Betrachtungen aller Art dem 
großen Publikum in jeder Weise geläufig geworden. Die Kehrseite der 
Medaille aber, nämlich die Rückwirkung der Zahlungen auf den 
Empfänger, wurde fast gänzlich vernachlässigt; sie wird auch erst 
langsam begriffen. Bei der Tagung der internationalen Handelskammer 
in Brüssel im Juni 1925 erregte mein Bericht, in dem ich die Haupt- 
schwierigkeiten der deutschen Zahlungen für den Weltmarkt kurz be- 
leuchtete, großes Aufsehen. Ich wies damals darauf hin, daß die sich 
hieraus ergebenden Interessengegensätze letzten Endes vorwiegend 
zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten ausgetragen 
werden müßten, und daß die Union das größte Interesse an Deutsch- 
lands intensivstem Arbeitswillen, an seiner sparsamen Lebensweise und 
langen Arbeitszeit hätte, weil die Verschuldung der Alliierten an die 
Union eine Art kommunizierender Röhre mit der Reparationsfrage bildet. 
Man hat diese Auffassung in den Vereinigten Staaten zunächst mit einem 
sehr süßsauren Gesicht aufgenommen. Amerikas Wirtschaft würde 
sich der deutschen Reparationsleistungen erfreuen können, indem es 


DIE UNVERNUNFT DER REPARATIONSPOLITIK 213 


entweder seinen jetzigen Ausfuhrüberschuß in einen Einfuhrüberschuß 
verwandelt und sozusagen ohne Gegenwert die wirtschaftliche Arbeit 
eines ausländischen Schuldners erhält oder es würde seine Guthaben, falls 
es auf den Exportüberschuß nicht verzichten will, in Gold erstattet 
erhalten. Gold aber besitzt die Union bereits in Überfülle und ein neuer 
Zustrom bietet für das Land keinerlei wirtschaftlichen Anreiz, da seine 
Existenz vermittelst eines komplizierten Banksystems wieder wirt- 
schaftlich unwirksam gemacht werden muß. Eine Wareneinfauhr in 
Amerika ist andererseits nur durch eine Herabsetzung des übermäßig 
hohen Zolltarifs möglich. Falls also die Union überhaupt befriedigt 
werden soll, so muß der amerikanische Zolltarif gemildert werden. Meine 
Auffassung löste damals einen Sturm des Unwillens gegen mich aus. An 
der Spitze der Bewegung stand sogar Präsident Coolidge selbst. Ich hatte 
wochenlang die Freude, die beißende Schärfe amerikanischer „headlines“ 
kennen zu lernen. Eine ähnliche Äußerung des englischen Kanzlers in 
der gleichen Frage, die vor kurzem erfolgte, wurde schon weit ruhiger 
aufgenommen, so daß man der Hoffnung leben kann, daß die Einsicht 
auf dem Marsche ist. 

Ein scheinbarer Ausweg aus diesem Dilemma wurde durch den Vor- 
schlag der Auslandsinvestierungen gefunden. Die Vereinigten Staa- 
ten erfreuen sich — oder erfreuten sich — einer ausgesprochenen indu- 
striellen Hochkonjunktur mit starkem Inlandsgeschäft und bedeutendem 
Ausfuhrüberschuß, was zum Teil wiederum die Folge der Investierungen 
im Auslande, besonders der Anleihen an Deutschland ist. Diese Ent- 
wicklung muß — so sagt man — im Interesse der amerikanischen 
Industrie aufrechterhalten werden. Die amerikanische Industriewirt- 
schaft besitzt eine außerordentliche noch vielfach unbenutzt daliegende 
Produktionsfähigkeit, die im nationalen Interesse durchaus ausgenutzt 
werden und deren Ergebnis auf dem Wege des Exports ins Ausland über- 
führt werden muß. Zu gleicher Zeit. aber muß man auch die Leistungen 
der Alliierten aus ihren Schuldenverpflichtungen und die Reparations- 
zahlungen von den amerikanischen Gestaden fernhalten, indem man sie 
in amerikanische Auslandsinvestierungen umwandelt. Die Union sollte 
mit anderen Worten der große internationale Kreditgeber werden, der 
sich besonders im Interesse Deutschlands betätigt, das dann der Mühe 
enthoben ist, einem dem Weltmarkt gefährlichen Exportüberschuß her- 
zustellen. 

Aber diese Fonds (Auslandsinvestierungen in dem bisherigen Um- 
fang, das praktische Ergebnis der bisher nicht völlig ausgenutzten Pro- 
duktionsfähigkeit und die Summen aus Schulden- und Reparations- 
zahlungen) ergeben eine außerordentlich hohe Gesamtsumme. Auch die 
Zinszahlungen müßten ja an Amerika jährlich in Form von Waren oder 
Goldverschiffungen gehen. Aus den oben angeführten Gründen sind 
aber sowohl Waren wie Gold in der Union unerwünscht, so daß auch 
diese Zinszahlungen im Auslande angelegt werden müßten. Nur so 
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könnte der Exportüberschuß aufrechterhalten werden, ohne daß der 
Zolltarif gefährdet wird. Derartige Auslandsinvestierungen mit Re- 
investierungen der Zinseszinsen müßten aber nach dem bekannten 
Schneeballsystem in einigen Jahren lawinenartig anschwellen und bald 
ins Phantastische gehen. 

Sollte Amerika sich also nie der Zinszahlung erfreuen oder sollte es 
nur Freude an den sich stets vergrößernden Summen in seinen Ge- 
schäftsbüchern haben ? Sollte Kriegsgewinn zur Schimäre, Reichtum zum 
bloßen geistigen Bewußtsein werden? Es scheint, falls man diese 
Regelung dieser Fragen nicht bis zum jüngsten Tage aufschieben will, 
man die Einfuhr doch eines Tages erlauben muß. 

Nun plötzlich fühlen wir selbst, daß wir jetzt doch lieber auf dem 
anderen Beine stehen möchten. Weit entfernt davon, uns darüber zu 
beunruhigen, daß die deutschen Zahlungen der amerikanischen Wirt- 
schaft oder den Exportmärkten der Welt gefährlich sind, möchten wir 
gerne wissen, ob Deutschland diese Zahlungen schnell genug leisten kann, 
um seinen politischen und privaten Verpflichtungen nachzukommen. 
Wo nun ist die Politik der Auslandsinvestierungen und wo die For- 
derung, daß der Exportüberschuß Amerikas aufrechterhalten werden 
muß? | 

Des Rätsels Lösung ist natürlich die, daß ein dreiseitiger Interessen- 
konflikt besteht, nämlich ein Kampf zwischen den Interessen des In- 
vestors, der seine Zinsen für die von ihm im Auslande investierten Gelder 
gezahlt haben will, des Steuerzahlers, der daran interessiert ist, Zinsen 
für Reparations- und Schuldenverpflichtungen zu erhalten, um die Be- 
steuerung im Inlande zu ermäßigen und das Nationale Budget zu ent- 
lasten und des Fabrikanten und Exporteurs, der das Übermaß der 
deutschen Exporte eindämmen möchte, die gerade aus den vorigen 
Gründen reichlich fließen sollten. Diese drei Punkte sind nie in einem 
Zusammenhange betrachtet worden, man hat sie stets einzelnen und in 
verschiedenen Abhandlungen zu verschiedenen Zeiten betrachtet. Wir 
befinden uns immer noch in dem zweiten Akt des großen 
Dramas. Bisher traten alle Gegenspieler nur einzeln auf, 
sie waren aber noch nie zu gleicher Zeit auf der Bühne. 
Daher sehen wir, daß eines Tages der Gläubiger verlangt, daß der Schuld- 
ner härter arbeiten müsse, um ihn zu bezahlen, und auf der anderen Seite 
sehen wir, daß dieselbe Person den Schuldner ersucht, unter keinen Um- 
ständen länger zu arbeiten, damit er ihn nicht in seiner Wettbewerbs- 
tätigkeit schmälere. 


— — 
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JUGOSLAWIEN. 


Von Dr. jur. et rer. pol. SVEN VON MÜLLER. 


Man hat in Deutschland wenig Interesse für die Balkanstaaten. 
Den Bundesgenossen aus dem Weltkriege zeigt man eine gewisse An- 
hänglichkeit und verfehlt nicht, innerpolitische Spannungen, Korrup- 
tionsaffären und dergleichen gewissenhaft zu registrieren, besonders 
wenn ehemals feindliche Länder davon betroffen werden. Seitdem die 
hohe Zeit der Reparationslieferungen vorbei ist, verfolgt der deutsche 
Geschäftsmann mit Spannung und Geduld die Vorgänge in Ruß- 
land, dem gewaltigen Absatzgebiet industrieller Überproduktion, von 
dessen endlicher Erschheßung man nicht nur bei uns träumt. Die wech- 
selnden Experimente sowjetistischer Planwirtschaft halten Tausende 
geübter Federn in Bewegung, ohne daß bisher ersichtlich ist, welche 
Gegenwerte der wirtschaftliche Organismus der Sowjetunion dem Welt- 
markt für den großen Importbedarf zur Verfügung stellen will. Staat- 
liche Kredite können die Abwicklung der Geschäfte beleben und er- 
leichtern, nicht aber die natürliche Kaufkraft der russischen Volks- 
wirtschaft steigern. 

Unter den Agrarstaaten, deren Export eine beträchtliche internationale 
Kaufkraft gewährleistet, verdient Jugoslawien ernsthafte Beachtung. Die 
Propaganda der Kriegszeit gegen Serbien hat einen Berg von Vorur- 
teilen geschaffen, der im Interesse einer objektiven wirtschaftspoliti- 
schen Einstellung baldmöglichst abgetragen werden sollte. 

Es ist hier nicht der Raum, auf die Ungerechtigkeiten einzugehen, 
die bei der Festsetzung der neuen Grenzen Groß-Serbiens unter dem 
Deckmantel des Nationalitätenprinzips gegen den österreichisch-unga- 
rischen Besitzstand begangen wurden. Das Königreich der Serben, 
Kroaten und Slowenen (SHS) zählt jetzt annähernd 13000000 Ein- 
wohner und ist nur um ein Fünftel kleiner als Italien. 

Als sich Groß-Serbien 1918 konstituierte, stellten gute Kenner 
des Landes keine günstige Prognose für den Bestand des neuen Reiches. 
Man hielt den politischen Zusammenschluß von 5 Millionen Serben, 3 Mil- 
lionen Kroaten, 1,2 Millionen Slowenen und einem Durcheinander von 
Deutschen, Ungarn, Bulgaren, Türken und Albaniern für übereilt 
und gefährlich. Vertieft wurden die Besorgnisse durch die religiösen 
Verschiedenheiten. (Die Serben sind orthodox, die Kroaten römisch- 
katholisch und neben 1,3 Millionen Mohammedanern gibt es noch ca. 
200000 Protestanten). Man unterschätzte aber die Wirkung der jahr- 
hundertlangen Befreiungskämpfe, die alle diese Stämme Schulter an 
Schulter unter serbischer Führung gegen die türkische Herrschaft ge- 
führt haben. Man wird sich in Budapest und Wien, wenn auch ungern, 
mit der Tatsache abfinden müssen, daß Jugoslawien sich in den wenigen 
Jahren nach dem Kriege in ganz überraschender Weise wirtschaftlich und 
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politisch konsolidiert hat und daß ein Zerfall des Staates aus inneren 
Gegensätzen heraus nicht mehr in Frage kommt. 

Damit soll nicht gesagt werden, daß zwischen Serben und Kroaten 
in den nächsten Jahren nicht manch ernstes und hartes Wort gesprochen 
werden wird. Die religiöse Frage dürfte dabei kaum eine Rolle spielen. 
Sowohl die orthodoxe als auch die römisch-katholische Kirche sind 
stark national beeinflußt in Sitten und Gebräuchen. Die Beziehungen 

zwischen der serbisch-orthodoxen und der griechisch-katholischen 
Kirche sind mehr als lose. Die Geistlichkeit hat in beiden Lagern nur 
geringen politischen Einfluß, und der Bevölkerung ist religiöser Fanatis- 
mus fremd. Der Gegensatz zwischen Serben und Kroaten wird häufig 
mit dem zwischen Preußen und Bayern verglichen. Der Vergleich ist 
insofern richtig, als die kroatischen Bauern, besonders aber ihr mehr 
temperamentvoller als staatsmännischer Führer, Stephan Raditsch, 
gerne und laut schimpfen, so daß die ausländische Presse leicht zu einer 
Überschätzung der Konfliktsstoffe verführt wird. Immerhin bedeutet 
der Juli 1925 einen Markstein in der Geschichte der inneren Politik 
Juggoslawiens. Dem klugen, 80jährigen Paschitsch, dem serbischen 
Bismarck, gelang es, seine radikale Partei mit der kroatischen 
Partei zu einer Regierungskoalition zu vereinigen und so ein Kabinett 
Paschitsch-Raditsch zu bilden, dessen Lebensfähigkeit der beste Gegen - 
beweis gegen das Märchen von der serbisch-kroatischen Spannung ist. 
Auch die Kabinettskrise, die im April dieses Jahres durch die Ent- 
hüllungen über Korruptionsaffären aus beiden Lagern ausgelöst wurde, 
wird kaum eine nachhaltige Trübung der serbisch-kroatischen Be- 
ziehungen hervorrufen. Raditsch dürfte sich eine längere Erholung von 
den Aufregungen der Politik gönnen und damit dem inneren Frieden des 
Landes einen guten Dienst erweisen. Durch die Überlegenheit der Radi- 
kalen (Paschitsch), die von 312 Sitzen im Parlament durch die Wahl vom 
Februar 1925 142 Sitze (gegen 93 im Jahre 1920) innehaben, ist die Majori- 
tät mit Unterstützung einer der mittleren Parteien leicht zu bilden. Im 
Interesse der innerpolitischen Stabilität wird die Beteiligung der Kroaten, 
die mit 67 Sitzen die zweit stärkste Partei sind, aber immer angestrebt 
werden. | 

Bedauert wird vielfach, daß die deutsche Partei, die mit 6 Abge- 
ordneten vertreten ist, sich seit langem in der Opposition hält. Von einer 
deutschfeindlichen Stimmung in Serbien habe ich nichts gehört. Be- 
sonders in Belgrad wird viel Deutsch gesprochen und selbst kurz nach der 
Begründung des groß-serbischen Staates wurde in Belgrad keinerlei 
sprachlicher Chauvinismus getrieben, während in Agram doch in der 
Öffentlichkeit die Landessprache stark propagiert wurde. Der Serbe hat 
ein sehr ausgesprochenes Nationalgefühl, das auf politischem Verständ- 
nis und Interesse beruht und daher nicht so leicht chauvinistischen Ent- 
gleisungen ausgesetzt ist. Zudem sind zahlreiche Beamte der ehemals 
österreichischen Verwaltung in den serbischen Staatsdienst übergetreten 
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und finden zum Teil in maßgebenden Stellungen Verwendung. Auch in 
der serbischen Armee tuen ehemalige österreichische Offiziere, besonders 
bei den technischen Truppen, Dienst. Überhaupt wird der militärischen 
Schlagfertigkeit größte Aufmerksamkeit geschenkt. Serbien hat in 
seiner Geschichte zu viel unter Kriegen zu leiden gehabt, als daß der 
Gedanke der Rüstungsbeschränkung schnell an Boden gewinnen könnte. 
Die Aufwendungen für die Armee von etwa 120000 Mann sind eine sehr 
erhebliche Belastung der staatlichen Budgets, und dringend erforder- 
liche wirtschaftliche Investierungen werden schweren Herzens zugunsten 
des Militäretats zurückgestellt. 

Es ist wohl glaubhaft, daß die serbische Politik an eine offensive 
Verwendung der Armee nicht denkt. Man hat aber Nachbarn, denen man 
sehr wenig traut. Vor allem ist man sich klar darüber, daß der Verlust 
der Wojwodina und des Banat, der fruchtbarsten südlichen Provinzen 
der ungarischen Monarchie, für dieses Land sehr schwer zu verschmerzen 
ist. Dazu kommt, daß zwischen Ungarn und Serbien schon lange vor 
dem Weltkriege auf wirtschaftlichem Gebiet erbittert gekämpft worden 
ist. Alt-Serbien war vom Meere abgeschnitten und darauf angewiesen, 
seine landwirtschaftliche Überproduktion nach Ungarn auszuführen. 
Dieses Agrarland hatte nun keinerlei Interesse daran, sich die Preise 
für landwirtschaftliche Produkte durch Angebote aus Serbien drücken 
zu lassen, um so mehr, als der Export nach Serbien zum überwiegenden 
Teil dem industriellen Österreich zugute kam. So entbrannte ein Zoll- 
krieg, der von ungarischer Seite mit größter Rücksichtslosigkeit geführt 
wurde und die Lebensinteressen der serbischen Wirtschaft ernstlich 
schädigte. Die Folge davon war, daß der Handelsverkehr zwischen 
Serbien und Deutschland auf Kosten des österreichisch-ungarischen 
Handels vor dem Kriege in rapidem Aufstieg war. 

Die „Kleine Entente“, die im allgemeinen als französische Zweck- 
gründung gilt, dürfte doch wohl in erster Linie ein Zusammenschluß 
der Länder sein, die Ungarn gegenüber kein ganz reines Gewissen 
haben. Inwieweit der französische Einfluß in Jugoslawien hinter den 
Kulissen mächtig ist, dürfte schwer zu ergründen sein. Populär sind die 
Franzosen jedenfalls weder in der Politik noch in der Wirtschaft. Das 
selbstbewußte Auftreten französischer Generäle und Politiker hat zu 
einer Reaktion auf die anfänglich intime Freundschaft geführt, und man 
läßt in Belgrad deutlich durchblicken, daß man keine Neigung habe, 
in die Rolle einer französischen Kolonie herabgedrängt zu werden. Die 
Importeure französischer Waren bekommen diesen Stimmungsum- 
schwung zu fühlen. 

Die Beziehungen zu Bulgarien sind korrekte, seitdem das Banden- 
unwesen an der bulgarischen Grenze unter Einsatz starker Truppen 
unterdrückt ist. Die Verhandlungen mit Griechenland über Saloniki 
scheinen zu einer Einigung zu führen. Sehr enge wirtschaftliche und 


politische Beziehungen werden zu Italien unterhalten. Die Besetzung 
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der Hafenstädte Fiume und Zara durch Italien und Meinungsverschieden- 
heiten in der albanischen Frage lassen eine betonte Freunschaft schwer 
aufkommen. An sich ist der Austausch zwischen italienischen Industrie- 
produkten und jugoslawischen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
Rohstoffen durch die natürlichen Umstände gegeben. 

Von einem starken russischen Einfluß ist in Jugoslawien nichts zu 
merken. Vielfach wird aus der Untertsützung panslawistischer Bestre- 
bungen vor dem Kriege geschlossen, daß auch das heutige Rußland 
in Jugoslawien besondere Absichten verfolgt. Eine kommunistische 
Partei besteht nicht. Die Sozialdemokraten, die im Jahre 1920 noch 
über 58 Sitze im Parlament verfügten, hatten 1921 nur noch 2 Abgeord- 
nete und sind zurzeit ganz ausgeschaltet. Im Januar dieses Jahres 
wurden Mitglieder der sozialdemokratischen Partei bezichtigt, mit rus- 
sischen Kurieren in geheimer Verbindung zu stehen. Es erfolgten mehrere 
Verhaftungen, aber nach peinlicher Untersuchung mußten die Ver- 
dächtigen freigelassen werden. Nach der ganzen wirtschaftlichen Struk- 
tur des Landes ist es auch wenig wahrscheinlich, daß bolschewistische Ge- 
dankengänge Anklang finden. Etwa 80% der Bevölkerung leben von 
Ackerbau und Viehzucht. Großgrundbesitz ist in Alt-Serbien unbe- 
kannt. Latifundien in den neu erworbenen Gebieten, besonders tür- 
kische Güter in Südserbien, wurden aufgeteilt, doch wurde individuell 
verfahren. 

Im Zusammenhang mit der politischen Konsolidierung hat auch die 
wirtschaftliche in den letzten Jahren gute Fortschritte gemacht. Die 
Staatsfinanzen wurden geordnet und das Abgleiten des Wechselkurses 
zum Stillstand gebracht. In der Finanzperiode 24—25 konnten die Ein- 
nahmen auf 11190000000 Dinar gesteigert werden, denen Ausgaben 
von 10579000000 Dinar gegenüberstanden. Der Überschuß von 
611000000 Dinar kam in erster Linie dem Ausbau des Eisenbahnnetzes 
zugute. Die gute Lage der Staatsfinanzen fand ihren Ausdruck in einer 
allmählichen Höherbewertung des Dinarkurses um 48 %. (Jetziger 
Kurs: 100 Dinar = 7, 41 7/10 Reichsmark.) 

Die Handelsbilanz zeigt für die vergangenen Jahre folgendes Bild: 


Jahr Export (Dinar) Import (Dinar) 
1919. 686 845 040 2982067278 
1920. 1320 606 055 3465819272 
1921 2460 737562 4122 097 642 
1922 3691166163 6441876189 
1923. 8048743930 8309635472 
1924 . 9538774432 8221 743553 
1925 (Janase Oktober) 6708940480 6761175508 


Dabei ist zu berücksichtigen, daß für die Jahre 1920/22 unter den 


Importen auch die Reparationslieferungen aufgeführt sind, die keine 
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Belastung der Zahlungsbilanz bedeuten. Aueh muß die Steigerung 
des Dinarkurses bei einem Vergleich mit den Vorjahren in Rechnung 
gestellt werden. ö 

Die Staatseinnahmen setzen sich wie folgt zusammen (wichtigsten 


Posten in 1000 Dinar): 


Jahr Zölle Monopole Staatsbahnen Zusammen 
net to netto brutto 
1920. 454157 313 000 371324 1134481 
1921. 982317 561 000 884530 2427847 
1922. 1124221 1190527 1267319 3582067 
1923 . 1676977 1519983 1879967 5076927 
1924 . 1649826 2112776 2487004 6249 606 
1925 . 1779945 2 944.708 2966971 7291624 


Die innere Schuld beträgt einschließlich der für die neu erworbenen 
ehemaligen österreichisch-ungarischen Gebiete übernommenen Ver- 
pflichtungen U. S. Doll. 437000000. Dazu kommen Kriegsschulden im 
Betrage von U. S. Doll. 62850000 an die Vereinigten Staaten, Pfd. Sterl. 
33000000 an England und Frs. 1700000000 an Frankreich. Bisher 
konnte nur mit Amerika ein Abkommen über die Regelung der Kriegs- 
schulden getroffen werden. 

Die Grundlage des jugoslawischen Volksvermögens ist die Land- 
wirtschaft. Dabei wechselt intensive Bodenkultur (Wojwodina und 
Banat) mit mittelalterlichen Methoden unter Verwendung von Holz- 
pflügen. In Alt-Serbien war das System der Hauskommune (Zadruga) 
einer rationellen Ausnutzung des Bodens abträglich. 

Da die fruchtbarsten Gebiete in den Flußtälern gelegen sind, ist die 
Regulierung der Flüsse eine der dringendsten Aufgaben der Regierung. 
Zurzeit sind die Ernten dauernd durch Überschwemmungen gefährdet 
und in manchen Gebieten wird jede zweite oder dritte Ernte duch 
Hochwasser vernichtet. Ein großzügiges Meliorationsprojekt ist schon 
vor längerer Zeit von der Regierung ausgearbeitet worden, bei dem ein 
Kapitalaufwand von 50000000 Gold-Dinaren veranschlagt ist. Die Reise 
des jetzt zurückgetretenen Finanzministers Dr. M. Stoyadinowitsch 
nach Washington im Frühjahr dieses Jahres wird wohl neben der Rege- 
lung der Kriegsschulden Vorverhandlungen über die Aufnahme einer 
staatlich garantierten Meliorationsanleihe gedient haben. Die Amerikaner 
haben in der Frage der Kriegsschulden erhebliches Entgegenkommen 
gezeigt und bei sehr mäßiger Verzinsung eine Abdeckung in 60 Jahres- 
raten, die keine nennenswerte Belastung des Budgets darstellen, bewilligt. 
Die gesetzliche Regelung der Meliorationen ist in den einzelnen jugo- 
slawischen Ländern unterschiedlich, basiert aber im wesentlichen auf 
den bewährten österreichisch-ungarischen Gesetzen über Wasserge- 
nossenschaften. In diesen ist eine dingliche Haftung des beteiligten 
Grundbesitzes vor allen sonstigen hypothekarischen Belastungen vor- 
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gesehen. Die Einziehung der genossenschaftlichen Beiträge erfolgt 
durch die staatlichen Steuerorgane. Soweit nur Projekte durchgeführt 
werden, die eine erhebliche Steigerung der Grundrente nach Fertigstel- 
lung der Bauten sichern, ist für den Staat die Übernahme einer Bürg- 
schaft unbedenklich. 

Während im nördlichen Serbien die Beseitigung der Wasserschäden 
Vorbedingung für eine intensive landwirtschaftliche Nutzung der frucht- 
baren Täler ist, verspricht in Südserbien, besonders in Mazedonien, der 
Ausbau künstlicher Bewässerungsanlagen große Aussichten. Schon 
heute gewinnt die Umgebung von Skoplje, dem früheren Uscüb, jähr- 
lich wachsende Bedeutung in der Erzeugung von Frühgemüsen. Aus- 
reichende Bewässerung würde den Anbau von Tabak, Baumwolle und 
Reis zu hoher Blüte bringen können. 

Der industriellen Entwicklung Jugoslawiens sind durch die Koblen- 
armut enge Grenzen gezogen. Die derzeitige Kohlenproduktion be- 
trägt 2500000 t, der Verbrauch 3500000 t pro Jahr. Der Import des 
Mehrbedarfs erfolgt über Saloniki (englische Kohle). Die in Serbien ge- 
wonnene Kohle ist im allgemeinen von geringem Heizwert (4 bis 5000 Ka- 
lorien und nicht lagerfähig. Doch steht zu erwarten, daß Kohlenvorkommen 
besserer Qualität im Morawatal südlich Nisch über kurz oder lang 
erschlossen werden. 

Der serbische Bergbau, der im Mittelalter eine erhebliche Rolle 
spielte und vor dem Balkankriege mit 15000000 Dinar Jahresergebnis 
bewertet wurde, hat sich von der Stagnation durch die Kriege noch nicht 
erholen können. In der Freude des Sieges wurden nach Beendigung des 
Weltkrieges wertvolle Konzessionen an verdiente Politiker und Militärs 
vergeben, die weder über die erforderliche Sachkenntnis noch Kapital- 
kraft verfügten. Auch die Regierung hat als Unternehmer keine guten 
Erfahrungen gemacht. Zahlreiche Kommissionen, Verwaltungsräte 
u. dgl., deren Mitglieder nicht immer für die zu bewältigende Aufgabe 
qualifiziert waren, belasteten den Staatssäckel, ohne daß mehr pro- 
duziert wurde als unendliche Akten mit kostspieligen Projekten und 
sehr unvollkommenen Grundlagen für eine kaufmännische Kalkulation. 
Noch heute harren die wertvollen Vorkommen an Kupfer, Eisen, Silber, 
goldhaltigem Blei, Zinkerz, Vitriol, Antimon, Schwefel und Mangan 
auf den Zauberstab des kapitalkräftigen Unternehmers, der außer sorg- 
fältiger Nachprüfung der lückenhaften geologischen Ermittlungen meist 
erhebliche verkehrstechnische Schwierigkeiten zu überwinden hat, ehe 
mit einem planmäßigen Abbau begonnen werden kann. 

Für die ganze Wirtschaftslage Jugoslawiens ist der Mangel an pro- 
duktivem Kapital charakteristisch. Man war in den ersten Jahren nach 
dem Kriege voll rosigster Zukunftshoffnungen und hat die vorhandenen 
spärlichen Mittel stark verzettelt. Allerdings muß jeder, der Belgrad 
mit seinen 80000 Einwohnern vor dem Kriege kannte und jetzt die Stadt 
von 200000 Einwohnern mit Bankpalästen, modernen Mietskasernen, ele- 
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ganten Läden und einem sichtbar dem Pariser Modegeschmack unterwor- 
fenen Publikum betritt, eine erstaunliche Entwicklung konstatieren. 
Wären der staatlichen Hypothekenbank nicht im Laufe des Jahres 
1923 die Mittel knapp geworden, würde man vielleicht heute schon in 
Belgrad vergessen, daß man sich auf dem Balkan befindet. So wird man 
durch das Pflaster unsanft daran erinnert, daß man durch eine neue 
Eroberung westlicher Kultur schreitet. 

Die Entwicklung der jugoslawischen Wirtschaft ist davon abhängig, 
ob die Regierung sich das Maß von Vertrauen im Ausland verschaffen 
kann, das Vorbedingung für das Eindringen ausländischen Kapitals 
ist. Die Hoffnungen auf amerikanische Investierungen sind sehr hoch 
gespannt, doch bisher noch Zukunftsmusik. Jedenfalls sind in Jugo- 
slawien die natürlichen Voraussetzungen für ein Aufblühen der Volks- 
wirtschaft gegeben. Aufgabe der politischen Leitung ist es, die Mög- 
lichkeiten nicht durch unnötige Parteikämpfe zu sabotieren. Der gute 
Wille ist bei den maßgebenden Leuten vorhanden. Treten nicht unvor- 
hergesehene Umstände ein, kann mit der weiteren politischen und wirt- 
schaftlichen Konsolidierung des jugoslawischen Staates gerechnet werden. 
Der deutsche Kaufmann wird gut daran tun, diesem Lande besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken. 


CHINAS AUFERSTEHUNG. 
Dr. U. Baron FREYTAG-LÖRINGHOFF. 


Seit dem mißglückten Kantoner Putsch des Dr. Sun-Jat-sen lebt 
Chinain einer Periode derlatentenundoffenen Revolutionen. Das Jahr 1895 
ist insofern ein Markstein in der Geschichte des Landes, als die revo- 
lutionäre Propaganda, die sich bislang im Innern Chinas ein Tätigkeits- 
feld suchte, nunmehr ihr Schwergewicht in das Ausland verlegen mußte 
und die dort lebenden Chinesen für den Reformgedanken zu gewinnen 
strebte. Schon der Boxeraufstand zeigte Resultate dieser Tätigkeit, und 
wenn die Kaiserin-Witwe, unter dem Einfluß ihrer Vizekönige in Tiensin, 
Nanking, Wuchang und Kanton, und dem Drängen des alten Li Hung- 
chang folgend, sich in letzter Stunde zu dem Reformprogramm von 1898 
bekannte, so war ihr Vorgehen für chinesische Verhältnisse von unerhör- 
ter Tragweite. Zum erstenmal in der Geschichte der Manschudynastie 
legte eines ihrer regierenden Mitglieder die Axt eigenhändig an die Wur- 
zeln chinesischer Tradition, untergrub durch die Förderung revolutionä- 
rer Reformpläne die völkischen Grundlagen Chinas. Die Europareise des 
Sühneprinzen Chun und Li Hung-changs mutete wie ein letzter Versuch 
an, dem Auslande gegenüber das Dekorum chinesischer, in sich geschlos- 
sener Staatlichkeit zu wahren. 1908 bestieg als dreijähriger Knabe 
Hsüantung den chinesischen Kaiserthron, dann brachen mit der Re- 
volution vom Oktober 1911 die Fluten einer neuen, traditionslosen Zeit 
über China zusammen. 
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Es ist nun über ein Jahr her, seit Dr. Sun-Jat-sen die Augen schloß. 
Ein gütiges Schicksal ersparte ihm das zu sehen, was die rastlose Tätig- 
keit der von ihm geführten Revolutionspartei, der Kuomingtang, in 
China zeitigte. Seit geraumer Zeit ist China der Kampfplatz machtlüster- 
ner Oligarchen, und wenn politische Berechnung in manchen Fällen 
versagte, so ist der chinesische Bürgerkrieg für die Unsicherheit solcher 
Berechnung ein Schulbeispiel. Die Wechselfälle des Kriegsglücks 
brachten bald den einen, bald den anderen General an die Spitze der 
revolutionären Bewegung, aber das Ende dieses Kampfes ist noch immer 
nicht abzusehen. 


Trotz der unübersichtlichen Lage hat es aber doch den Anschein, als 
wäre durch die jüngsten Ereignisse eine wichtige Phase in diesen Wirren 
erreicht worden. Deutlicher als bisher beginnen sich die Machtsphären 
zu trennen. Seit dem Siege Tschangtsolins über den General Koutsinling 
stehen sich wieder einmal, wie schon so oft in der Geschichte Chinas, 
Norden und Süden feindlich gegenüber. Südchina war stets ein Brandherd 
revolutionärer Bewegungen, während mandschurischer Herrscherwille 
sich seit Jahrhunderten staatserhaltend bestätigte. Bei der Bewertung 
dieses Umstandes ist zunächst von den Persönlichkeiten der heutigen 
militärischen Führer Chinas abzusehen, da keiner dieser Kondottiere es 
bisher zu überragendem Einfluß gebracht hat. Noch stellte China 
keinen Mann, der, wie Dr. Sun-Jat-sen, geistiger Vater und geschickter 
Leiter einer mächtigen Volksbewegung werden konnte. Die Machtgrup- 
pierung allein ist es, der heute eine gewisse Bedeutung zukommt. So 
wie sie sich aus dem bisherigen Geschehen herauskristallisierte, bildet 
sie, genügend konsolidiert, eine günstige Ausgangsposition zur Eroberung 
Chinas durch einen künftigen Beherrscher. 


Unterdessen wirken sich die Impulse, die China durch seine Berüh- 
rung mit europäischer und amerikanischer Kultur empfing, immer weiter 
aus. Als Reaktion auf den Druck von außen, gegen einen, dem chinesi- 
schen Wesen fremden, Kulturzwang, erhebt sich immer mächtiger der 
junge chinesische Nationalismus. Träger dieser Bewegung ist die akade- 
mische Jugend Chinas, und das neue, aber auch zugleich gefährlichste 
Symptom dieser Erscheinung findet sich in der Tatsache, daß, Klassen- 
gegensätze überbrückend, Intelligenz und Volksmasse in dem beginnen- 
den Kampfe zusammenstehen. Was besagt dagegen die Bolschewisierung 
Südchinas, die ja in erster Linie auf die Knechtung eben dieses Nationalis- 
mus zurückzuführen ist und letzten Endes Mittel zum Zweck der Selbst- 
befreiung werden muß. Dem Gesetz der Anliegerschaft folgend, machen 
sich bereits in Nordchina die ersten Reaktionserscheinungen gegen den 
Bolschewismus bemerkbar. Nach anfänglichen Scheinerfolgen haben die 
Sowjets in der Mandschurei nunmehr einen schweren Stand, und die 
Konflikte zwischen sowjetrussischen und chinesischen Staatsfunktionären 
lassen die militärisch-politische Stellung des Oberkommandierenden der 
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Sowjettruppen im fernen Osten durchaus nicht beneidenswert er- 
scheinen. 

Zumal da noch nicht klar ersichtlich ist, welche Rolle Japan in der 
Mandschurei zu spielen gedenkt, wird man sich davor hüten müssen, 
chinesische und asiatische Fragen ausschließlich vom Standpunkt einer 
Bewertung des militärischen Kräfteverhältnisses zu betrachten, wie 
es zurzeit in den Anliegerstaaten gegeben ist. Gewiß stellt diese Kräfte- 
gruppierung einen Faktor dar, mit dem zu rechnen wäre, aber hinter 
allem und jedem steht heutzutage in Ostasien der erwachende Nationalis- 
mus und der panasiatische Gedanke. Sie sind es, welche den japanischen 
Grafen Okuma, den Gründer der „Panasiatischen Gesellschaft“, bereits 
Ende des vorigen Jahrhunderts zu dem Ausspruch verleiteten: „Bei den 
Mächten Europas findet man schon Anzeichen des kommenden Ver- 
falls, und das nächste Jahrhundert (somit das unsere) wird die Ruinen 
ihrer Reiche sehen. Wer ist dann besser geeignet, ihre Nachfolger zu 
werden als wir?“ Diese ruhige, selbstbewußte Einschätzung der eigenen 
Rassenkräfte, diese siegfrohe Zuversicht und der Glaube an die welt- 
politische Mission Asiens beginnen langsam aber sicher Bewußtseins- 
inhalt auch der breiteren asiatischen Volksmassen zu werden. Für 
eine Lehre von dem völkischen Sich-wieder-finden, die in Japan Okuma 
und in Indien Mahatma Gandhi ins Volk tragen, fehlt in China bislang 
noch der große Verkünder. Aber für den kommenden Mann ist Bresche 
gelegt worden, denn diese beiden asiatischen Kraftzentren strahlen auch 
über China aus, und die Pionierarbeit Sun-Jat-sens wird ihre kultur- 
politische Endprägung erst dann erhalten, wenn sich das Neue mit dem 
Chinesisch-Völkischen organisch verbindet. 

Als Menschen einer schnellebigen Zeit, die Tradition zu den über- 
wundenen „Standpunkten“ zählt, sind Europäer und Amerikaner nur 
allzuleicht geneigt, asiatische Größenverhältnisse mit dem eigenen Maß- 
stabe zu messen. Kantoner Pöbel, Revolution in Peking und der Sieg des 
einen oder des anderen der machtlüsternen Generäle sind nicht Expo- 
nenten und Willensäußerungen des gesamten chinesischen Volkes. 
Straßenkämpfe in Schanghai und Regierungswechsel lassen die hundert 
Millionen Provinzler nicht einen Tag die gewohnte Arbeit unterbrechen, 
und in den buddhistischen Klöstern Zentralasiens verrichtet der Lama, 
möge China Monarchie oder Republik sein, mit stets gleichbleibender 
Akkuratesse und Feierlichkeit seine Gebetsübungen. Beste chinesische 
Eigenart drängt nicht an die Öffentlichkeit. Wie sollte es auch anders 
sein — reifte doch das Beste an kulturellen Werten, was China besitzt, 
in der Stille der Gelehrtenzelle und in den Päoniengärten sommerlicher 
Residenzen: Pietät und Ahnenkult. Nicht Feuer und Schwert, sondern 
die Religionssysteme seiner großen Denker haben Chinas Volk ihren 
Stempel aufgedrückt. Trotz ausgeprägtem Wirklichkeitssinn kennt der 
Chinese eine Welt der Idee, und erst die Macht des Gedankens wäre im- 
stande, von der chinesischen Volksmasse Gefolgschaft zu erzwingen. 
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Ein Gedanke, der, eine Weltanschauung umfassend, den einzelnen wie 
die Gesamtheit in seinen Bann zwingt, erst ein solcher vermag die Rege- 
nerierung Chinas in die Wege zu leiten. 

Den Machthabern, die sich heute um die Siegespalme der militä- 
rischen staatlichen Herrschaft streiten, fehlt jene große Losung und 
wohl auch die Macht der Persönlichkeit. Europäisch-amerikanisches 
Denken ist egozentrisch, nicht so dasjenige des Chinesen: in bezug auf 
die eigene Person ist die Begriffsbildung eines „Links“ und „Rechts“, 
eines „ Vor“ und „Hinten“ nicht üblich. So klein und nichtig erscheint 
dem Chinesen das eigene „Ich“ im Vergleich zum All, daß es vermessen 
wäre, dieses Nichts in das Zentrum des Weltenraumes und der Himmels- 
sphäre zu stellen. Welch ein ideales Herrschaftsobjekt — dieses „un- 
persönliche“ Volk! Und doch fand sich noch kein Führer, der es zu ge- 
staltender Kraft zusammenfaßte, denn alle Versuche dieser Art gingen an 
den Quellen chinesischen Seelenlebens vorüber und untergruben die 
Grundlagen geheiligter Traditionen. Die Mandschudynastie ist gestürzt, 
jener Grundpfeiler der chinesischen Volks- und Staatsmoral, die Reli- 
gionssysteme sind ins Wanken geraten und das Volk selbst ist im Begriff, 
seine heiligsten Güter zu verlieren. Die Zeiten eines solchen Niedergangs 
im Völkerleben pflegen für die Aussaat neuer Ideen besonders geeignet zu 
sein, und wo alte Götzen stürzen, wird der Platz für neue frei. Chinesischer 
Nationalismus im Rahmen des panasiatischen Programms ist ein Leit- 
gedanke von so weittragender Bedeutung und so durchschlagender 
Kraft, daß er manche verlorenen sittlichen Werte wohl verschmerzen läßt 
und neue an ihre Stelle setzt. Die weitere Entwicklung dieses Gedankens 
würde uns schnell jenem Zeitpunkt näher bringen, vor dem die Staaten 
des alten und des neuen Kontinents zittern, dem Zeitpunkt des vollen 
Erwachen Chinas und seines völkischen Sich-wieder-findens. Als das 
chinesische Volk noch auf den Pfaden Konfutses wandelte und fremdlän- 
dische Einflüsse die Großstädte Chinas noch nicht internationalisierten, 
gab es keine „gelbe Gefahr“. 


WIRTSCHAFTSPARLAMENTARISMUS. 
Von Dr. MARTIN BLANK, Berlin. 


Schon die Kriegszeit hat uns daran gewöhnt, daß das Wirtschafts- 
leben — im allgemeinen und in seinen Einzelfunktionen — in zunehmen- 
dem Maße zum Gegenstand der Betätigung der öffentlichen Gewalten, 
Regierung, Polizei, Parlament usw. gemacht wurde. Die marxistischen 
Gedankengänge, die zur Staatsumwälzung führten, konnten sich dann 
nach dem Kriege stark auswirken, und wenn auch die Ideen von So- 
zialisierung und Planwirtschaft an den wirtschaftlichen Grundtatsachen 
und -gesetzen zum Stillstand kamen, so hat doch marxistisch beeinflußtes 
Denken in allen deutschen Lagern — zum Teil natürlich unbewußt — 
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eine Ausdehnung angenommen, die Vorgänge und Zustände wider- 
spruchslos hinnimmt, die noch vor eineinhalb Jahrzehnten von vielen 
Seiten leidenschaftlichen Widerstand erfahren hätten. Daß für die 
heutige Zeit andere Richtlinien gelten müssen als für die Vorkriegszeit, 
wird niemand ernstlich bestreiten wollen, und es ist auch verständlich, 
daß das Wirtschaftsleben — im allgemeinsten Sinne begriffen — bei 
seiner relativ stark gewachsenen Bedeutung innerhalb des Lebens von 
Volk und Staat das Interesse und den Betätigungsdrang gerade der 
Volksvertretungen besonders herausfordert. Würde sich nun dieses 
parlamentarische Interesse allein in den gesetzgebenden Körper- 
schaften manifestieren, so würde dagegen kaum etwas einzuwenden sein, 
besonders dann, wenn höhere Einsicht die Mitglieder der Parlamente 
— besonders natürlich des Reichstags — veranlassen würde, bei der 
Behandlung der Wirtschaftsfragen der Sachlichkeit gegenüber der 
Parteipolitik den Vorzug zu geben. Da diese letztere Voraussetzung 
schwer erfüllbar, wenn nicht unerfüllbar schien, hat das Parlament einen 
anderen Weg eingeschlagen, nämlich die Errichtung besonderer Körper- 
schaften, deren Aufgabe die Beschäftigung mit Wirtschaft und Wirt- 
schaftspolitik ist. Man hat also der Absicht, die reinen Wirtschafts- 
fragen der parteipolitischen Behandlung zu entziehen, deutlichen Aus- 
druck verliehen, hat sich aber doch gescheut — vielleicht aus staats- und 
verfassungsrechtlichen Bedenken, vielleicht wegen der Aufrechterhaltung 
der eigenen Machtvollkommenheit — gesetzgeberische Befugnisse zu 
delegieren, so daß die letzte Entscheidung auch in Wirtschaftsfragen 
bei dem parteipolitisch determinierten Parlament liegt. Auch hat man 
es bei der Einrichtung eines derartigen Wirtschafts-,‚Gremiums‘‘ nicht 
bewenden lassen. Da die Tendenz zur Vermehrung solcher Institu- 
tionen noch fortzubestehen scheint, dürfte es am Platze sein, das Be- 
stehende und Geplante einmal einer kritischen Würdigung zu unter- 
ziehen. 

Schon von alters her haben der Reichstag und die Länderparlamente- 
ihre verschiedenen Fachausschüsse, von denen z. B. die volkswirtschaft- 
lichen, handelspolitischen, sozialpolitischen und Steuerausschüsse, in 
erster Linie wirtschaftliche Aufgaben haben. In diesen wird auch — 
wie allgemein bekannt — der wesentliche Teil der Parlamentsarbeit ge- 
leistet. Ein eine wirtschaftliche Frage betreffender Gesetzentwurf wird 
in dem zuständigen Ausschuß im einzelnen beraten. In seinen Be- 
schlüssen und Formulierungen, in den Änderungen, die er vornimmt, 
ist der Ausschuß — vorbehaltlich der Zustimmung des Plenums — 
souverän und an keinerlei Beschlüsse, Wünsche oder Anträge, z. B. des 
Reichswirtschaftsrates, rechtlich gebunden. Der hochpolitischen At- 
mosphäre des Plenums entrückt, sind diese ständigen Parlamentsaus- 
schüsse u. E. diejenige Stelle, an der praktische, d. h. die Entscheidung 
des Plenums beeinflussende Arbeit, noch am ersten geleistet werden 
kann; ihre parteipolitische Zusammensetzung darf allerdings nicht über- 
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sehen werden; in dieser Hinsicht sind sie verkleinerte Abbilder des 
gesamten Parlamentes mit bestimmten Sonderaufgaben. 

Der Parteipolitik entzogen sind die anderen Virtschaftsgremien, die 
aber dafür auch keine entscheidende Macht haben, und auf diese soll 
jetzt eingegangen werden. 

Die Weimarer Verfassung bescherte uns den Reichswirtschaftsrat, 
dessen „Vorläufigkeit“ nun bald sieben Jahre dauert. Entsprechend 
seiner verfassungsmäßigen Einfluß- und Machtlosigkeit, hat der Reichs- 
wirtschaftsrat eine größere Bedeutung niemals gewinnen können. Weit- 
tragende Beschlüsse mit entsprechenden Konsequenzen gehörten nicht 
zu seinem Bereich. Daß auf dem Gebiet der gutachtlichen Tätigkeit 
manche wertvolle Arbeit geleistet worden ist, soll keineswegs bestritten 
werden; es sei hier besonders an die außerordentlich umfangreichen Vor- 
arbeiten zur kleinen Zolltarifrevision erinnert. Eins muß aber betont 
werden: nur in den seltensten Fällen ist es gelungen, Stellungnahmen 
des Reichswirtschaftsrates oder seiner Ausschüsse herbeizuführen, bei 
denen die beiden Hauptgruppen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, einer 
Meinung waren, so daß neben dem Gutachten einer zufällig zustande 
gekommenen Mehrheit häufig ein entgegengesetztes Gutachten einer 
qualifizierten Minderheit das Ergebnis langwieriger Verhandlungen war. 
Wirtschaftspolitik in höherem Sinne ist vom Reichswirtschaftsrat kaum 
je gemacht worden; seine Zusammensetzung erlaubte es auch wohl nicht, 
daß der Reichswirtschaftsrat einmal führend in der aktiven Wirtschafts- 
politik auftrat und eigene Initiative entfaltete. Man wird sagen dürfen, 
daß parlamentarisch konstruierte Körperschaften dazu überhaupt nicht 
in der Lage sind; in Deutschland ist jedenfalls in den letzten Jahren die 
Initiative auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik fast ausschließlich von 
der Regierung ausgegangen, wobei zu bemerken ist, daß die Regierung 
den Anstoß zu ihrer Aktivität häufig von einzelnen Wirtschaftsständen 
oder -gruppen, fast niemals aber von parlamentarisch organisierten, 
d. h. alle Gruppen umfassenden Instanzen erhielt. Stellt man also fest, 
daß der Reichswirtschaftsrat in der Vergangenheit nicht viel Ersprieß- 
liches im Sinne seiner ihm von seinen Vätern zugedachten Aufgaben ge- 
leistet hat, so wird man gerechterweise hinzufügen müssen, daß seine 
Schöpfer ihm gar nicht die Möglichkeit gegeben haben, positive, prak- 
tische Arbeit zu leisten. 

Seit einigen Monaten liegt nun ein Gesetzentwurf über die Gestaltung 
des „endgültigen“ Reichswirtschaftrates vor, zu dessen Lob gesagt 
werden muß, daß er eine sehr erhebliche Herabsetzung der Mitglieder- 
zahl vorsieht. Die verfassungsrechtliche Stellung des Reichswirtschafts- 
rates ändert sich dagegen nicht, so daß man kaum wird hoffen dürfen, 
daß seine Bedeutung und sein praktischer Wert wachsen werden. Die 
Herabsetzung der Mitgliederzahl hat bisher die Folge gezeitigt, daß viele 
Organisationen sich nicht oder nicht ausreichend vertreten finden und 
infolgedessen „flammende Proteste“ verfassen. 
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Die Reichsverfassung sieht bekanntlich einen „Unterbau“ des Reichs- 
wirtschaftsrates durch die Bezirkswirtschaftsräte und entsprechend zu- 
sammengesetzte örtliche Organe vor. Die Inkraftsetzung dieser Ver- 
fassungsbestimmung ruhte bis vor kurzem; sie wird seit einigen Wochen 
von Arbeitnehmerseite von neuem mit großem Nachdruck gefordert. 
Die Durchführung dieser Pläne würde dem Wirtschaftsparlamentarismus 
ungeahnte Möglichkeiten eröffnen. 

Vor einigen Wochen ist das „Gesetz über einen Ausschuß zur Unter- 
suchung der Erzeugungs- und Absatzbedingungen der deutschen Wirt- 
schaft“ angenommen worden. Seine Annahme — wie überhaupt der 
Plan der sogenannten „ Wirtschaftsenquete“ — hat in der Öffentlichkeit 
bisher keine größere Beachtung gefunden, wenn man von einigen kri- 
tischen Äußerungen in der Tagespresse absieht. Die politischen Parteien 
haben dem Gesetz ohne viele Umstände zugestimmt, was wohl mit darauf 
zurückzuführen ist, daß der Reichstag selbst 11 der vorgesehenen 29 Mit- 
glieder bestimmen kann, so daß die Parteien sich auch an dieser „Neu- 
gründung“ entsprechend ihrem Stärkeverhältnis beteiligen können. 

Der Aufgabenkreis des Ausschusses ist in der Überschrift des Ge- 
setzes umschrieben — wie man sieht, ist er so weit wie irgendmöglich 
gezogen. Sonst sagt das Gesetz — mit einer Ausnahme — nichts über 
die Aufgaben des Ausschusses, dagegen viel über seine Rechte bezüglich 
der Anforderung von Gutachten, Vorlage von Unterlagen über eidliche 
Vernehmungen, Strafen für falsche Aussagen und Aussageverweige- 
rungen, Abfassung von Berichten, Immunität und Diätenansprüche der 
Mitglieder für ihre Tätigkeit im Ausschuß u. dgl. mehr. 

Es soll hier nun keineswegs behauptet werden, daß parlamentarische 
oder teilweise parlamentarische Untersuchungsausschüsse immer von 
Übel seien, obgleich die Erfahrungen, die Deutschland seit dem Kriege 
— und besonders in der letzten Zeit — mit solchen „, Sonderparlamenten“ 
machte, nicht gerade ermutigend sind. Der Wirtschaftsenqueteausschuß 
hat auch das vor anderen Untersuchungsausschüssen voraus, daß er 
nicht aus rein politischen Kontroversen erwachsen ist, so daß man hoffen 
darf, daß seine Arbeiten nicht von Anfang an mit parteipolitischen Gegen- 
sätzen allzusehr belastet sein werden. An einen greifbaren Erfolg der 
Arbeiten in Form von sachlicher Kritik an den gegenwärtigen Zuständen 
in der Volkswirtschaft und von praktischen Vorschlägen zu ihrer Neu- 
gestaltung zu glauben, wird aber schwer, wenn man sich vergegenwärtigt, 
wie wenig präzise schon der Zweck des ganzen Unternehmens umrissen 
ist. Wer immer sich mit der Notlage der deutschen Wirtschaft ernstlich 
befaßt, wird bald erkennen, wie unendlich schwer es ist, sich ein einiger- 
maßen zutreffendes Gesamtbild zu machen. Daß ein heterogen zu- 
sammengesetzter vielköpfiger Ausschuß zu einer einmütigen Anschauung 
und Auffassung der gegebenen Tatsachen und ihrer Ursachen kommen 
könnte, wagt man nicht recht zu hoffen. Man hofft es um so weniger, 
wenn man weiß, wie weit die Auffassungen allein der Arbeitgeber und 
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Arbeitnehmer, z. B. in sozial politischen Dingen auseinandergehen. Dabei 
wird die Sozialpolitik in den Erörterungen des Ausschusses sicher eine 
große Rolle spielen; denn die Beschäftigung mit der Arbeitszeitfrage 
und der Entlohnungsart wird durch $ 3 Abs. 2 des Gesetzes dem Aus- 
schuß bzw. einer besonderen Unterkommission zur Pflicht gemacht. 
Dies ist bemerkenswerterweise die einzige Aufgabe, die bereits das Gesetz 
selbst dem Ausschuß stellt. 


§ 9 des Gesetzes bestimmt, daß „Geschäftsordnung und Arbeitsplan 
vom Ausschuß im Benehmen mit der Reichsregierung festgestellt“ 
werden. Durch diese Bestimmung und durch das Recht — im Benehmen 
mit dem Ausschuß — den Vorsitzenden, der nicht stimmberechtigt ist, 
zu bestellen, hat sich die Reichsregierung zwar einen gewissen Einfluß 
auf die Tätigkeit des Ausschusses gesichert, es scheint aber doch zweifel- 
haft, ob es ihr gelingen wird, nun den Ausschuß wirklich bei der Stange 
zu halten, und ihn dazu zu bringen, über bestimmte Verhältnisse und 
Tatsachen im Wirtschaftsleben sachliche Untersuchungen anzustellen 
und Gutachten abzugeben, die dann verdientermaßen zur Grundlage 
von Regierungsaktionen gemacht werden können. 


Aber auch grundsätzlich verdient die Frage aufgeworfen zu werden, 
ob es tatsächlich der Einsetzung eines derartigen Sonderausschusses 
mit den oben erwähnten Sonderrechten usw. bedurfte, um der Re- 
gierung wirtschaftliche und wirtschaftswissenschaftliche Erkenntnisse 
zu vermitteln. Es ist nicht recht vorstellbar, daß der Ausschuß durch 
Plenarverhandlungen, Kommissionsverhandlungen, Recherchen, Besich- 
tigungen und Vernehmungen wirklich neues, für die Beurteilung der 
Wirtschaft wesentliches Tatsachenmaterial zutage fördern wird. Sicher 
ist bis jetzt nur, daß die in Aussicht genommenen Befragungen, Ver- 
nehmungen, Besichtigungen usw. geeignet sein werden, sich zu einer 
wenig produktiven Belastung der schaffenden Wirtschaft auszuwachsen. 
Wir sind der Meinung, daß es der Regierung auch ohne diesen Ausschuß 
möglich sein müßte, sich ein klares Bild und damit Unterlagen für ihre 
Entschließungen zu schaffen, und zwar durch Heranziehung und Be- 
fragung von Sachverständigen in jedem einzelnen Falle und für jede 
Spezialfrage; daß die Sachverständigen dafür zur Verfügung stehen 
werden, kann gar nicht zweifelhaft sein. 


Vor allem aber wird durch die Arbeit des Ausschusses und durch 
seine Gutachten — wenn er in absehbarer Zeit so weit kommt! — wieder 
einmal die Regierung in gewissen Fragen der eigenen verantwortlichen 
Entscheidung enthoben, die vielfach durch das parlamentarisch orga- 
nisierte „ Gremium“ vorweg genommen werden wird. Dies ist unseres 
Erachtens im höchsten Grade unerwünscht, die Atomisierung der Ver- 
antwortlichkeit durch die schematische Anwendung des reinen, un- 
eingeschränkten Parlamentarismus ist nachgerade weit genug fort- 
geschritten. 
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Wie wird sich nun der Ausschuß zusammensetzen? Der Reichstag 
ernennt 11, der Reichswirtschaftsrat 9 Mitglieder, weitere 9 Mitglieder 
ernennt die Regierung, und endlich kann der so zusammengesetzte Aus- 
schuß weitere 6 Mitglieder mit Zustimmung der Regierung kooptieren. 
Um sachliche Arbeit überhaupt zu ermöglichen, werden alle ernennenden 
Stellen Fachleute und Spezialisten für die einzelnen Gebiete präsentieren. 
Hier handelt es sich also um einen begrenzten Kreis von Persönlichkeiten. 
Soweit sie dem Reichstag oder dem Reichswirtschaftsamt angehören, 
werden sie jeweils auch den Fachausschüssen dieser Körperschaften an- 
gehören, und es ist nur wahrscheinlich, daß sich z. B. im Unterausschuß 
gemäß $ 3, 2 viele Leute wiedertreffen werden, die sich bereits seit 
Jahren im sozialpolitischen Ausschuß des Reichstages, oder in der Zentral- 
arbeitsgemeinschaft oder gar in mehreren dieser Gremien gegenüber 
gesessen haben. Es ist bekannt, daß eine Übereinstimmung der Unter- 
nehmervertreter und der Gewerkschaften in all diesen Körperschaften 
nur ganz selten zu erzielen war; daß diese Übereinstimmung nun in der 
neuen Körperschaft erreicht werden wird, wird man kaum hoffen dürfen. 

Welche Methoden zur Erforschung der Wahrheit der Ausschuß an- 
wenden wird, ist zwar nicht mit Sicherheit vorauszusehen, die Be- 
fürchtung scheint aber berechtigt, daß man, gestützt auf die außer- 
ordentlichen Vollmachten, versuchen wird, sich unter Außerachtlassung 
aller auf anderen Wegen gewonnenen Erkenntnisse, durch Unter- 
suchungen von unzähligen wirtschaftlichen Einzelvorgängen eigene 
Wirtschaftsweisheit — gewissermaßen ab ovo — neu zu erwerben. 
Trifft das wirklich ein, so brauchen wir für absehbare Zeit auf greifbare 
Ergebnisse der Ausschußarbeit nicht zu rechnen. Es besteht. also die Ge- 
fahr, daß viel bereits getane Arbeit nochmals getan wird und daß schließ- 
lich das Ergebnis in einem bedenklichen Mißverhältnis stehen wird zu 
den Aufwendungen an Zeit, Geld, Arbeitskraft und Belästigung der 
schaffenden Wirtschaft. Als Grundfehler auch dieses kleinen Wirt- 
schaftsparlamentes wird sich die Tatsache erweisen, daß es eben ein 
Parlament ist. 

Auf die verschiedenen kleinen Wirtschaftsparlamente, die unter dem 
Namen „Beirat“ gewissen Behörden angegliedert sind und diesen einen 
Teil ihrer Verantwortung abnehmen, kann hier nicht im einzelnen ein- 
gegangen werden. Da häufig die Parteipolitik auf ihre Zusammen- 
setzung kaum einen Einfluß hat und da sie außerdem nur ganz bestimmte 
Aufgaben zu erledigen haben, steht hier die sachliche, wirtschaftsför- 
dernde Arbeit mehr im Vordergrunde. Förderlich ist der Arbeit dieser 
Organe auch der Umstand, daß keine Gelegenheit besteht, Reden „zum 
Fenster hinaus“ zu halten. 

Eingehender dagegen müssen wir uns noch mit einem Plane befassen, 
der die Errichtung eines weiteren Wirtschaftsparlamentes im Auge hat. 
Es handelt sich um die sozialdemokratische Forderung nach Errichtung 
eines Kartellamtes mit einem Beirat, der aus Landwirtschaft, Indu- 
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strie, Handel und Handwerk, bei paritätischer Besetzung mit Unter- 
nehmern und Arbeitern, gebildet werden soll. Da irgendwelche Be- 
schlüsse des Reichstages noch nicht vorliegen, kann zunächst nur dieser 
Antrag Gegenstand der Betrachtung sein. 

Schon der Ursprung des Antrages in den Reihen der Anhänger des 
Marxismus läßt darauf schließen, daß es sich um einen Vorstoß gegen 
die Kartelle handelt. Die vielumstrittene Frage nach der Existenz- 
berechtigung der Kartelle kann an dieser Stelle nicht aufgeworfen 
werden; sie muß bei anderer Gelegenheit erörtert werden. Bedenklich 
ist an der sozialdemokratischen Forderung besonders: einmal die Schaf- 
fung eines Sonderrechtes für — oder besser gegen — im freien Wirt- 
schaftsleben gewachsene Gebilde und ferner die Forderung, die Kartell- 
polizei von einem Gremium abhängig zu machen, das — wieder einmal 
— parlamentarischen Charakter trägt. Wie die endgültigen Bestim- 
mungen aussehen sollen, kann man sich — mit Hilfe berühmter Vor- 
bilder — leicht ausmalen: Immunität der Beiratsmiglieder in der Aus- 
übung ihres Amtes, Investigationsrechte gemäß der bekannten Auskunfts- 
pflichtverordnung, Diäten, Reisekosten, Sachverständigengebühren, Gut- 
achten. Die Aufgaben, die man dem Kartellamt und seinem Beirat 
übertragen will, bleiben hier ganz außer Betracht. Nur das System, das 
in alledem liegt, soll gebührend gekennzeichnet werden. 

Zu was für Projekten der Wirtschaftsparlamentarismus manchmal 
führt, soll noch ein kleines Beispiel zeigen. Organe der inzwischen fast 
restlos beseitigten Außenhandelskontrolle waren bekanntlich die Außen- 
handelsstellen, große bureaukratisch aufgezogene Ämter, die von par- 
lamentarisch organisierten Beiräten betreut und kontrolliert wurden, 
die ihrerseits mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern paritätisch besetzt 
waren. Die meisten dieser kleinen Fachparlamente sind inzwischen ver- 
schwunden. Es gibt aber noch eine Außenhandelsstelle, die nicht zum 
Sterben kommen kann, weil sie noch Geld hat. Sie hat seinerzeit Ge- 
bühren erhoben und dann finanziell so geschickt operiert, daß sie nun- 
mehr über ein Kapital von mehreren Millionen Reichsmark verfügt. 
Vielen guten Zwecken könnte man dieses Geld zuführen, zurzeit aber 
besteht die Absicht, mit diesem Geld ein Institut zur Förderung des 
betreffenden Wirtschaftszweiges einzurichten, und dieses Institut wird 
von einem Kuratorium verwaltet werden, in dem die Außenhandels- 
stellenparlamentarier paritätisch vertreten sind. Mehr braucht hierzu 
nicht gesagt zu werden. — | 

Überblickt man die verwirrende Vielzahl all dieser Räte, Beiräte und 
Ausschüsse, so wird man an die gegenwärtige Wirtschaftsverfassung der 
Sowjetunion erinnert. Auf dem Wege des Palavers werden wir der un- 
endlichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, unter denen wir alle leiden, 
nicht Herr werden. Uns zeigt sich nur ein Weg, der vielleicht aus dem 
Elend herausführen kann: Man entziehe dem von der Parteipolitik be- 
herrschten Reichstag die Gesetzgebungsbefugnis in wirtschaftlichen 
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Fragen und übertrage sie einer möglichst kleinen unpolitischen — rein 
volkswirtschaftlich — determinierten Körperschaft, deren Wahl 
bzw. Zusammensetzung noch festzustellen wäre. Die Schwierigkeiten 
der Zuständigkeitsabgrenzung werden zwar groß, aber nicht unüber- 
windlich sein. Schaffen wir diese gesetzgebende Wirtschaftskörperschaft, 
so werden die zahl- und einflußlosen kleinen und großen Wirtschafts- 
gremien, von denen hier die Rede war, ganz von selbst verschwinden. 


GEDANKEN AM GLOBUS. 


Mittelmeer und Umgebung. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Mussolinis tönenden Worten von der „Römischen See“ ist bisher, 
wenigstens gerade in der Mittelmeerpolitik, bis auf die starke Beein- 
flussung der Politik Griechenlands keine merkbare Auswirkung des 
neurömischen Imperialismus gefolgt. In der Zwischenzeit zwischen 
den lauten Verkündigungen des Faschistenherzogs und seinen etwaigen 
Taten wird es aber nicht bedeutungslos sein, sich mit einer grundsätz- 
lichen Nachprüfung der imperialistischen Ziele Italiens zu be- 
schäftigen, zumal gerade wir Deutschen aus dreifachem Grunde an den 
Richtlinien der italienischen Politik interessiert sind: Wegen der Nord- 
markenpolitik dieses Landes, wegen der F rage der deutschen Kolonial- 
mandate und wegen des Verhaltens Italiens im Völkerbund. 

Wenn wir die ersten Jahrtausende, also die längste bisherige Epoche 
der politischen Geschichte im europäischen Gesichtsfeld, als das „medi- 
terrane Zeitalter‘ gekennzeichnet haben, so ist dabei doch nicht 
unvermerkt geblieben, daß zwar die Gebiete um das Mittelmeer als 
Kulturkreis, Verkehrsgebiet und weltpolitischer Schauplatz lange Zeit 
durchaus im Vordergrunde gestanden haben, von einer ausgeprägten 
Mittelmeerpolitik im strengeren Sinne aber gleichwohl nur bedingt ge- 
sprochen werden kann (vgl. Maiheft 1925). Die Länder des Ostmittel- 
meeres haben ihre besonderen Zusammenhänge unter sich und richten 
über die Gestade des Mittelmeeres hinaus ihre Blicke vorwiegend auch 
auf östliche und südöstliche Länder, die bereits dem Bezirk des Indischen 
Ozeans und seiner Ausläufer angehören. Länder des Westmittel- 
meeres, die zugleich dem atlantischen Bezirk angehören, haben teils 
nur in einzelnen Vorstößen, teils (Spanien) so gut wie gar nicht die ent- 
legenen östlichen Teile dieses Meeres zum Schauplatz ihrer politischen 
Betätigung gemacht. Im Gesamtrahmen der Weltgeschichte war es 
nur eine verhältnismäßig kurze Zeitspanne, in der das mittelste 
der Mittelmeerländer von der römischen Basis aus alle Randgebiete 
dieses Meeres umfaßte. Aber auch damals zeigte sich sofort sowohl 
im Osten wie im Westen, daß Mittelmeerpolitik nicht auf sich 
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allein gestellt bleibt, sondern daß Mittelmeerpolitik im Osten 
anreizt zum Ausgreifen bis an die Ausläufer des Indischen Ozeans, im 
Westen zu einem Hinausgehen in weite atlantische Gebiete. Aus all- 
gemeinen raumpolitischen Erwägungen heraus kann der Theoretiker, 
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ohne zu befürchten, des Irrtums geziehen zu werden, die Feststellung 
machen, daß es im streng umgrenzten Sinne eine Politik der „Rö- 
mischen See“ nicht gibt, nicht gegeben hat und nicht 
geben wird, nämlich in dem Sinne einer vollen Umfassung der Rand- 
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länder des Mittelmeeres durch eine Macht, zugleich aber auch der Be- 
schränkung auf die Mittelmeergebiete an sich. 

Daß die verschiedenen Anlieger des von Natur ja mehrfach ge- 
teilten Mittelmeers verschiedene Blickrichtung haben: die kompakteren 
Landmassen im Osten östlich-kontinentale, die westlichen atlantisch- 
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Reich Alexanders des Großen. 


überseeische, das ungeheuer verzweigte Griechenland vorwiegend insu- 
lare — ist keineswegs überraschend. Sehen wir doch anderwärts, daß 
selbst nahe verwandte Stämme auf einer verhältnismäßig schmalen 
Halbinsel bei enger Raumgemeinschaft nicht minder verschieden ein- 
gestellt sein können: Die Norweger mit westlicher und überseeischer 
Einstellung in Schiffahrt und Politik, die 
Schweden in europäisch begrenzter Ost- 
seeorientierung. 

In der Zeit der Agypter blieb der po- 
litische Schauplatz ganz, in der Zeit der 
Phönizier durchaus vorwiegend auf den 
Osten beschränkt. Uberwiegend auch in 
der Zeit der Griechen und vollkommen bei Westgoren D Ostgoten 
der Gründung seines Weltreiches durch Fre E Ostor 
Alexander d. Gr., der weit über die mittel- Das Mittelmeergebiet um 520. 
meerischen Gefilde nach Asien ausgriff. 

Nur das römische Weltreich umfaßte schließlich ohne Lücke die 
Randländer des Mittelmeeres, griff aber auch seinerseits sowohl 
nach Osten in Asien weiter aus, vie an den Randgebieten 
des Atlantischen Ozeans bis nach Britannien hin. Mit 


dem Aufhören des einheitlichen römischen Weltreiches ergab sich so— 
18 
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fort auch wieder eine Teilung des Mittelmeeres, in der Osten, Westen 
und Mitte wieder getrennte Wege gingen. Auch als aus der fernen Ost- 
ecke her der Islam den ganzen Südrand des Mittelmeerbeckens umfaßte, 
griff er zwar nach Spanien hinüber, führte aber nie zu einer geschlos- 
senen Umrundung des Gesamtbeckens und behielt seinen Schwerpunkt 
im Osten. 


Die Idee einer Erbschaft der Cäsaren mit Bezug auf die 
Mittelmeerpolitik tauchte erstmals bei Napoleon Bonaparte auf, 
war aber auch bei ihm innig vermischt mit weltpolitischen Gedanken, 
die weit über das Mittelmeer hinaus wiesen. Bonapartes frü- 
hester Ehrgeiz ging dahin, von der Nordwestecke des Mittelmeers den 
Sprung nach der äußersten Südostecke vorzunehmen, um von dort aus 
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ein großes südasiatisches Imperium zu gründen. Als die Engländer ihm 
diesen Weg verlegten, suchte er, weit entfernt davon, seine politischen 
Ziele hierauf zu beschränken, weite Randgebiete des Mittelmeers selbst 
unter die französische Oberhoheit zu bringen. 

Auch nach seiner Zeit lebte in Frankreich die Idee des Cäsaren- 
erbes wieder auf. Es fehlte nicht an Bemühungen, die ganze Nord- 
küste Afrikas in die französische Hand zu bringen. Die Er- 
werbung von Algier und Tunis, die Erbauung des Suez-Kanals und 
schließlich die Einnistung in Marokko legen deutliches Zeugnis von dieser 
Politik ab, der sich schließlich auf asiatischem Boden die Erringung des 
Mandats über Syrien angereiht hat. Der Bau des Suez-Kanals aber ver- 
anlaßte auch England, seine Etappenpolitik im Mittelmeer 
energisch weiter zu betreiben. Sie war gekennzeichnet durch die britische 
Festsetzung in Gibraltar, Malta und Cypern, durch die Aneignung des 
Suez-Kanals und Ägyptens, neuerdings durch die Glacispolitik in Pa- 
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lästina und das wechselnde Zusammengehen bald mit Griechenland, 
bald mit der Türkei. 

Der gegenwärtige Zustand am Mittelmeer ist gekenn— 
zeichnet durch diese britischen Etappen, durch die weite Ausbrei- 
tung Frankreichs an der gegenüberliegenden nordafrikanischen 
Küste, die zähen Behauptungsversuche Spaniens an dem ihm zugefal- 
lenen kleinen Rest dieses Küstengebietes, die Rivalitäten im Ostmittel- 
meer und die Kolonialpolitik Italiens, gleichfalls an der gegen- 
überliegenden afrikanischen Küste. 

Im Osten hatte England zunächst seine Stellung durch den Einfluß 
auf Palästina ausgebaut, indessen Frankreich sich eine Flankenstellung 
in Syrien sicherte. Die in ihrem Machtbereich so außerordentlich be- 
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engte Türkei hat sich gerade in der Beschränkung auf ihr nationales 
Gebiet als neu gekräftigt und befähigt erwiesen, die Selbständigkeit zu 
bewahren. Die nach dem Weltkrieg erweiterte Ausdehnung der grie- 
chischen sowohl wie der serbischen Mittelmeerküste trägt weiter dazu 
bei, das Bild der gegenwärtigen Machtverteilung einigermaßen zer- 
splittert erscheinen zu lassen, jedenfalls aber sehr weit entfernt von dem 
vermeintlichen Idealbild eines geschlossenen politischen Machtbereichs, 
wie es der neueste Testamentsvollstrecker Cäsars für Rom 
beansprucht. Es liegt auf der Hand; daß derartige Ansprüche nicht nur 
unvereinbar sind mit der Selbständigkeit der Mächte am östlichen 
Mittelmeer, auf dem Balkan und Kleinasien, sondern sich vor allen 
Dingen mit jener französischen Politik kreuzen, die gleichfalls an Cäsar 
anzuknüpfen und sein Erbrecht für Paris zu beanspruchen beliebt, ebenso 
aber auch mit der aus Rücksichten auf die Erhaltung des indischen Be- 
sitzes geradezu lebensnotwendigen britischen Etappenpolitik im Mittel- 
meer. 
18° 
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Sehr bezeichnend ist es, daß Mussolini die ersten praktischen 
Folgerungen aus seiner imperialistischen Programmverkündigung tat- 
sächlich gar nicht im Bereich der „Römischen See“ gezogen 
hat, sondern durch den Versuch einer Verständigung mit England über 
Abessinien. Auf die einigermaßen pikante Tatsache, daß dieses immer 
noch selbständige Land Völkerbundsgenosse Englands und Italiens ist, 
hat die Tagespresse schon genugsam hingewiesen. Beachtenswert aber 
erscheint doch auch der Umstand, daß eine partielle Vereinigung älterer 
italienischer Kolonialgebiete am Roten Meer und Indischen Ozean durch 
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Abessinien hindurch für die italienische Politik in natürlicher Folge einen 
starken Anreiz geben müßte, weiterhin eine Vereinigung der dann 
immer noch getrennten beiden Hauptteile Italienisch-Afrikas 
zu erstreben, was nur auf britische Kosten erreichbar wäre. 

Im wesentlichen ist Afrika heute geteilt zwischen Frankreich in dem 
großen Nordwestgebiet und England im Osten von Kairo bis zum Kap. 
Gegenüber dem nördlichen Teil dieses großen, jetzt ununterbrochen zu- 
sammenhängenden britischen Besitzes über die ganze Länge Afrikas 
treibt der italienische Imperialismus von Tripolis und seinen 
abessinischen Ansprüchen aus nicht gerade eine Einkreisungspolitik, 
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aber doch offensichtlich eine gewisse Kneifzangenpolitik. Im Mittel- 
meer selbst sind die italienischen Aspirationen vielseitig genug. Sie er- 
strecken sich auf Tunis, Corsica, Nizza, die Ostküste der Adria, Albanien 
und südliche Randgebiete Kleinasiens. Da es natürlich auch für einen 
Mussolini unmöglich ist, sich auf Anhieb Frankreich und England 
zugleich zu Feinden zu machen, so beschränkt er zunächst seine 
Mittelmeeransprüche trotz der volltönenden Worte über die „Römische 
See“ in der Linie des vermeintlich geringsten Widerstandes, d. h. in der 
Richtung auf jene baumwollfähigen Gestade der kleinasia- 
tischen Südküste, zu deren Erwerbung er im Zusammengehen mit 
Griechenland gegen die Türkei gelangen zu können glaubt. Das zunächst 
in den Vordergrund gerückte Ausgreifen der politischen Ziele nach 
Abessinien aber zeigt wiederum, daß die Mittelmeerpolitik auch 
in ihrer neuesten römischen Gestaltung kein abgeschlos- 
senes Ding an sich ist, sondern je mehr sie auf Geschlossenheit zu 
zielen scheint, um so sicherer zu Ausbreitungen über das Mittel- 
meer weg hinausführt, sei es in der atlantischen Richtung, sei es in 
der Richtung auf den Indischen Ozean. Auch ein Mussolini sieht in 
seinen Zukunftsräument nicht ein starr umgrenztes Mittelmeerbecken, 
sondern Mittelmeer „und Umgegend“. 


WELTSCHAU. 


DEUTSCHLAND UND DIE WELTWIRTSCHAFTSKONFERENZ,. 
Von Ernst Rudolf B ohne. 


Wenn auf Anregung der französischen Regierung aus der europäischen Wirtschafts- 
konferenz eine Weltwirtschaftskonferenz zustandekommt, so spricht dies dafür, daß 
die Besprechung der zu lösenden Weltprobleme sich als eine Notwendigkeit heraus- 
gestellt hat. Dabei handelt es sich um sehr wichtige Fragen, um die fördernde Pro- 
duktion der Rohstoffe, um deren eventuelle Beschränkung, um deren angemessene 
Aufteilung und die damit zusammenhängenden Probleme der Verarbeitung, Finanzie- 
rung, Absatzverzweigung usw. Auch die Elektrizitätsfrage dürfte als Weltwirtschafts- 
frage zu betrachten sein. Im allgemeinen steht man vor einem neuen Phänomen als 
Wirtschaftsfaktor, das sind die Vereinigten Staaten von Nordamerika, die in ihrer 
riesenhaften Ausdehnung zwischen zwei Ozeanen, mit ungeheuren Rohstoffquellen aus- 
gestattet, durch den Weltkrieg zu einer unerreichten Finanzgröße gewachsen, alles 
bisher Dagewesene in der Alten Welt überschatten. Im stillen regt sich im alten Europa 
eine Ahnung, daß das von Wirtschaftskraft strotzende U. S. A. die hundertjährige 
Tradition der Alten Welt in der kürzesten Zeit überholt haben wird. Der Ruf nach 
einer europäischen Zollunion fordert in gewissem Sinne zur Stellungnahme der brausend 
heranstürmenden amerikanischen Wirtschaftshegemonie heraus. Alle europäischen 
Staaten zusammengenommen würden eventuell ein Gegengewicht aufbringen können, 
um den amerikanischen Ansturm zu dämmen. Europa ist Amerikas bester und größter 
Abnehmer, und wenn sich dies bisher hauptsächlich auf Rohprodukte und Lebens- 
mittel usw. beschränkte, so droht dies auch auf Fertigwaren nach und nach überzu- 
zugreifen. Die wirtschaftliche Schlagkraft der Amerikaner ist enorm; sie wird durch 
zielbewußte Führung geleitet, ihre volle Bedeutung muß rechtzeitig erkannt werden. 
Man rechnet heute schon in U. S. A. in den nächsten 25 Jahren mit einer Bevölkerung 
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von 150 Millionen Einwohnern, die aber alle durchweg auf einer hohen befähigten 
Bildungsstufe stehen werden. Die räumlichen Ausdehnungen in U. S. A. gestatten es 
der Erziehung einen ganz anderen Puls schlagen zu lassen, soweit es sich um die ge- 
sundheitliche Förderung handelt, aber auch in bezug auf Schulbildung hat man in 
U. S. A. es nicht an Bemühungen und Mitteln fehlen lassen, hier mit der europäischen 
Entwicklung Schritt zu halten. 

Bei der Besprechung der Rohstoffe handelt es sich auch um die befähigte Auf- 
bereitung derselben, und da steht Deutschland mit an erster Stelle. Der englische Vor- 
sprung ist im Abnehmen begriffen, und die englische Industrie hat mit den größten 
Schwierigkeiten zu kämpfen, die hochentwickelten Industriegruppen in vollem Um- 
fange aufrechtzuerhalten. Die bewegliche Anpassung an veränderte Verhältnisse wird 
mit allen zur Verfügung habenden Mitteln betrieben. Es erscheint fraglich, ob es ge- 
lingen wird, das weitere Abgleiten aufzuhalten. Schuld hieran sind die Absatzmärkte, 
die sich England bisher zu sichern wußte, sich aber zu verschieben beginnen. Wenn 
auch die finanzielle Stärke Englands es vermag, vorerst durchzuhalten, so fehlen für 
die Zukunft in wirtschaftlicher Beziehung doch gewisse Voraussetzungen, wie sie in 
U. S. A. sich jetzt verkörpern, um der sich neu entwickelten Lage gewachsen zu sein. 
Dort ist neben der sehr erstarkten Finanzkraft auch ein gewaltiges Hinterland vor- 
handen, dem Rohstoffe entnommen werden können, daß für die Ernährung der Be- 
völkerung sorgt usw. und zu gleicherzeit wieder selbst ein gewaltiges Absatzgebiet dar- 
stellt. Es fehlt gewiß nicht an zähen englischen Bemühungen die erste Position zu ver- 
teidigen, doch die räumliche Beschränkung des Inselreiches läßt sich nicht vergrößern, 
die anderen dazu gehörigen Weltgebiete können sich als Ganzes nicht auswirken. 
Neue große Gebiete, Nordamerika, Südamerika mit ihrem anschwellenden Verkehr 
treten auf den Plan. Viel von diesem Verkehr fließt nicht mehr zentralisiert nach 
England, sondern an England vorbei. Wenn auch bei der Entwicklung Hamburgs 
immer wieder ein Teil des Umschlages mit England geteilt wurde, so fällt dies bei 
New York, Chikago, San Franzisko, Buenos-Aires usw. weg. Auch die bisherige tra- 
ditionelle Hochburg Englands als Geld- und Goldzentralpunkt wurde erschüttert. In 
New York hat sich ein Ersatz gebildet, der, soweit ersichtlich, für die nächsten 60 Jahre 
verankert wird. In diesem Lichte gesehen hat England keinen guten Tausch gemacht. 

Zählen wir die internationalen Wirtschaftsfragen auf: Rohstoffe, Kohlen, Kali, 
Gummi, Baumwolle, Wolle, Ölquellen, Farben- und chemische Industrie, Eisenerz, 
Eisen- und Stahlerzeugung, Kupfer, Zink, Luftverkehr, internationale Arbeiter- 
fragen usw. usw., so wird man sich dem nicht verschließen können, daß besonders 
Deutschland neben U. S. A. England und Frankreich nach wie vor mit an erster Stelle 
an all diesen Wirtschaftsfragen wesentlich beteiligt ist, oder ohne Mitwirkung Deutsch- 
lands nur eine mangelhafte Lösung möglich wird. Die Mitwirkung Deutschlands an 
der Weltwirtschaftskonferenz ist für Deutschland von entscheidender Bedeutung. Die 
zentrale Lage Deutschlands im europäischen Wirtschaftsgebiet, das als das ausschlag- 
gebenstes Exportgebiet auch für die amerikanischen Absatzbedürfnisse in Frage 
kommt, weist diesem großen Aufnahmegebiet eine besondere Rolle zu, ohne daß die 
anderen Staaten dies verhindern könnten. Der amerikanischen geschäftlichen Schlag- 
kraft kann nur ein ebenbürtiger Gegner imponieren, den findet Amerika in vieler Hin- 
sicht in Deutschland, auf Deutschland sich daher ein besonderes amerikanisches Inte- 
resse konzentriert. Je größer auch der Eigenbedarf eines Landes, und je günstiger die 
Lage eines Landes ist, je höher wird sein Wert eingeschätzt. Wenn uns auch die Finanz- 
kraft zerstört wurde, die mit zähem Eifer wieder aufgerichtet werden soll, sie dient 
nicht allein zur Lösung der Probleme, dazu gehören auch die Verhältnisse und Umstände, 
an denen sie sich zu betätigen hat. In einigen Wirtschaftsfragen besitzt auch Deutsch- 
land heute noch, wie vor dem Kriege, die sich erarbeitete hohe Stellung, in anderen 
ist Deutschland ein nicht zu übersehender Faktor. Die sich selbst täuschende Einstellung 
der Feindstaaten hat ihnen bedeutende Nachteile zugefügt, daß sie es sich versagen 
werden, dies zu wiederholen. Allein die von England geübte Zinkpolitik, wofür sie sich 
10 Jahre lang festgelegt hat, ist recht kostspielig. Es wird allerdings versucht werden, 
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von interessierter Seite auch die Weltwirtschaftspolitik so zu gestalten, daß entweder 
gewisse Länder oder besondere Gruppen über bestimmte Gebiete die Weltkontrolle 
übernehmen. Es ist zu hoffen, daß Deutschland für die Weltwirtschaftskonferenz die- 
jenigen Männer findet, die mit ruhigem Blick, die beste deutsche Einstellung er- 
kennen, und so im friedlichen Wettbewerb als Wirtschaftsgeneralstab für Deutschland 
Gutes leisten. 


BÜCHERSCHAU. 


DAS TÜRKISCHE GEHEIMNIS. 


Wenn man den alten Feldmarschall v. d. Goltz (neben General v. Freytag-Loring- 
hoven der,, Professor“ des deutschen Offiziers-Korps) im engeren Kreise so manches Mal 
äußern hörte, daß starke Einschränkungen räumlicher Macht der Türkei geradezu die 
Voraussetzung ihrer Erstarkung und ihres Fortbestandes bildeten, so konnte man bei 
oberflächlicher. Beurteilung wohl meinen, daß der alte militärische Lehrmeister der 
Türken nur ein optimistisches Hinwegtrösten über ihre Verluste in Tripolis und auf dem 
Balkan versuchen wollte. Die weitere Entwicklung aber hat nachräglich dem politischen 
Urteil des verstorbenen Generals vollkommene Rechtfertigung zuteil werden lassen. 
So lange die Türken nationalfremde Außenposten verteidigten, waren sie ihren Gegnern 
unterlegen. So lange sie während des Weltkrieges im tiefsten Grunde der Meinung waren, 
mehr für fremde Interessen angespannt zu sein, als den nationalen Boden zu ver- 
teidigen, haben sie zwar ungeheuere Entbehrungen und Strapazen ertragen, aber doch 
nur mit halbem Elan gekämpft. Es war eine große Überraschung für die Welt, als sie 
dann später, ganz allein auf sich selbst gestellt und auf den eigentlich türkischen Boden 
beschränkt, Wunder der Selbstbehauptung verrichteten, obwohl sie gegenwärtig doch 
bereits seit 14 Jahren in fast ununterbrochenem Kampfe stehen. Sie haben sich sogar 
nicht gescheut, den Goltzschen Gedanken bis zur äußersten Konsequenz praktisch 
zu verfolgen, indem sie selbst auf die ideelle Macht des Kalifats verzichteten, damit 
gewissermaßen alle Brücken zur Außenwelt abbrachen und sich einzig und allein auf 
den nationaltürkischen Boden stellten. Erst die Ereignisse, die eingetreten sind, nach- 
dem der Weltkrieg als solcher beendet war und die neue, allseitig eng umgrenzte Türkei 
ihr Eigenleben zu führen und zu verteidigen begann, gibt uns den Schlüssel zur Lösung 
der Rätsel, die uns vorher und namentlich auch durch das Verhalten der Türken in der 
Kriegszeit von der türkischen Psyche aufgegeben wurden. 

So tief es während des Krieges möglich war, ist Oberst a. D. Ludwig Schrauden- 
bach in diese Rätsel eingedrungen, wozu ihm ergiebige Gelegenheit geboten war durch 
seine fast ganz von europäischer Begleitung gelöste Verbindung an entlegensten Teilen 
der türkischen Front. Sein Buch „Muharebe, der erlebte Roman eines deutschen 
Führers im osmanischen Heere 1916/17“ (Dreimaskenverlag, München 1925) enträselt 
wohl vollständiger die Geheimnisse der Türkei während des Weltkrieges, die Schwierig- 
keiten des deutsch-türkischen Zusammenarbeitens, die Eigentümlichkeiten des Orients 
als irgendein anderes Werk ähnlicher Art. Es enthüllt nicht nur die ungewöhnlichen 
Mißverhältnisse, mit denen wir zu kämpfen hatten, sondern geht auch auf den poli- 
tischen Urgrund, d. h. die Mängel unserer früheren Balkan- und Bagdad-Politik, die 
nicht systematisch durchdacht und nach großzügigem Einheitsplan geführt, sondern 
sprung- und lückenhaft betrieben worden war. Wenn auch manches bittere Wort, 
namentlich im Hinblick auf die Armeniermetzeleien, durch die sich die Türken in weiten 
Gebieten aller Handwerker und aller Elemente des wirtschaftlichen Fortschrittes be- 
raubten, aus Schraudenbachs Feder fließt, so kann er sich doch mit Recht dagegen ver- 
wahren, als Türkenfeind gewertet zu werden. Er schildert die Türkei im Kriege, wie 
er sie gesehen hat, und wir müssen auch heute die Türken nehmen wie sie sind, d. h. in 
jener bewußten nationalen Beschränkung, in der allein sie ihre Kräfte zu entfalten 
vermögen. A. D. 
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DURCH DAS BRITISCHE AUGE. 


Es war ein zweifellos verdienstvolles Unternehmen des Münchener Geopolitikers 
Professor Karl Haushofer, weitere deutsche Leserkreise mit einem Musterbeispiel 
englischer Literatur auf geopolitischem Gebiet durch die Übersetzung des Werkes 
„Geographie und Weltmacht“, Eine Einführung in die Geopolitik von James 
Fairgrieve, übersetzt von Marta Haushofer (Kurt Vowinckel-Verlag) bekannt zu 
machen. Nur Engländer, die seit Generationen mit allen Weltmeeren vertraut sind, 
seit Generationen in allen Erdteilen Fuß gefaßt haben, seit Generationen die Gewohn- 
heit erdräumlichen Denkens pflegen, können bis zu diesen letzten Auswirkungen welt- 
politischen Denkens auf geopolitischer Grundlage vordringen. Ja, man möchte an- 
gesichts des Werkes von James Fairgrieve beinahe die Frage stellen, ob hier nicht eine 
so weitgehende Überspitzung einseitiger Zurückführung der Weltgeschichte allein auf 
ihre geopolitischen Grundlagen vorliegt, daß durch dieses Übermaß bewußt einseitiger 
Einstellung die Geopolitik schon beinahe in Mißkredit gebracht werden könnte. Wenn 
man aber mit den nötigen Vorbehalten an das Werk herantritt und im Auge behält, 
daß der Verfasser eben keine andere Absicht hegte als nur diese eine, natürlich 
äußerst wesentliche Grundlage weltgeschichtlicher Entwicklung, nämlich den ver- 
schiedenen Charakter der geographischen Gegebenheiten, im Auge zu halten, ohne 
abseits dieses seines Gebietes nach rechts oder links zu blicken, so muß man anerkennen, 
daß er sein Ziel einer außerordentlich klaren Durchleuchtung aller wesentlichen geogra- 
phischen Grundlagen der Weltmachtpolitik der verschiedenen Zeitalter mit großem 
Geschick verfolgt hat. Gewisse Unklarheiten in der Grundeinstellung sind wohl weniger 
auf den Verfasser als die Schwierigkeit der übrigens sehr sorgfältigen Übersetzung 
zurückzuführen. D. 


BÜCHEREINGÄNGE. 


DEUTSCHLAND IN DEN KOLONIEN. Ein Buch deutscher Tat und deutschen 
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Psychologie — Pädagogik — Philosophische Anthropologie — 
Charakterologie. 

ABT. IV: STAAT UND GESCHICHTE 
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philosophie — Staatsphilosophie — Geschichtsphilosophie — Kul- 
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HGaeſchichte 
der deutschen Kunſt 


H. und O. Luckenbach 


312 S., 372 Abbildungen, 80 Tafeln in Schwarzdrud 
und 6 farbige Tafeln. 


In geſchmackvollem Ganzleinen M. 18.30. 


Dieſes neue Werk der bekannten Kunſthiſforiker gibt in knapper 
und klarer Darſtellung einen Uberblick über die Entwicklung der 
deutſchen Kunſt, ift ein Wegwelſer zu dem Verſtaͤndnis ihrer 
Hauptwerke und ihrer ſtaͤrkſten Künftler⸗Perſoͤnlichkeiten. Das 
Ziel der Kunſtbetrachtung, zu der H. u. O. Luckenbach den Lefer 
an Hand eines reichen Bildmateriales führen, iff Tiefe des 
Kunſtverſtandniſſes, nicht Haufung toten Tatkſachenſtoffes. 
Luckenbachs Geſchichte der deutfchen Kunſt zeigt, wie diefe Kunſt 
im deutſchen Volle lebendig war, ſich in ihm ausgewirkt hat, | 


und wie fie in ihren großen Schöpfungen immer ein getreues 
Spiegelbild deutſchen Innenlebens war. 
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ZUSAMMENHÄNGE INNERER UND ÄUSSERER 
POLITIK. 


Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN, M.d.R. 


Berlin, den 21. Juni 1926. 


„So gesehen erscheinen unsere — derzeitigen — parteipolitischen 
Verhältnisse im besonderen Licht. Die Fülle der praktisch vor uns liegen- 
den politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Aufgaben ist so groß, 
daß wir künftig in der in ihren Grundzügen festgelegten Außenpolitik 
keine Streitfragen über die grundsätzliche Einstellung zu dem oder 
jenem Teilproblem mehr kennen sollten. Wir nähern uns allem Anschein 
nach einer zweiten Periode deutscher Nachkriegsentwicklung, 
in der das oft in falschem Sinne zitierte Wort Gültigkeit haben wird: 
„Die beste Außenpolitik ist eine gute Innenpolitik!“ 

Warum wird der Schlußabsatz des einführenden Artikels im vorigen 
Heft dieser Zeitschrift hier wiederholt ? Aus folgendem Grunde: Gewiß 
ist es innerhalb der Beschäftigung mit Weltpolitik und Weltwirt- 
schaft interessant genug, sich neben Locarno, Völkerbund und Polen 
etwa mit dem bedeutsamen Umschwung in der englischen Türkenpolitik, 
mit den Auseinandersetzungen der europäischen Großmächte über die 
Liquidation des Riffkrieges in Marokko oder etwa mit der weiteren Ent- 
wicklung des gärenden asiatischen Ostens zu beschäftigen — aber immer 
wieder tauchte in diesen Wochen für den, der diepraktische Behand- 
lung der nächsten deutschen Außenpolitik in den Vordergrund 
seiner Tätigkeit stellt, die ernste Frage auf: Sind wir nach unserem 
tiefen Fall durch die mühevolle Arbeit der letzten Jahre überhaupt 
schon wieder so weit gekommen, daß die notwendigen Vorbedingungen 
und Voraussetzungen dafür geschaffen sind, uns mit diesen und ähn- 
lichen zunächst Deutschland nicht direkt berührenden Problemen be- 
fassen zu können? Ich habe in dem vorangegangenen Aufsatz „Politik 
der Nützlichkeit“ darzulegen versucht, daß nach meiner Auffassung bei 
einigermaßen richtiger Weiterführung der deutschen Außenpolitik und 
nach dem voraussichtlichen Gange der Dinge im Herbst dieses 
Jahres 1926 ein neuer Abschnitt zum mindesten der euro- 
päischen Politik beginnen wird. Deutschland wird Mitglied des 
Völkerbundsrates werden, die Locarnoverträge im Westen und Osten 
werden völkerrechtliche Gültigkeit erhalten und Deutschland wird sehr 


bald von dieser neuen Position aus in immer zunehmendem Umfange an 
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der Lösung aller möglichen laufenden außenpolitischen Fragen Europas 
und bis zu einem gewissen Grade auch von gewissen weltpolitischen und 
weltwirtschaftlichen Problemen (Abrüstungs- und Weltwirtschafts- 
konferenz) beteiligt sein. Eine starke Wahrscheinlichkeit — man muß 
sich ja verständlicherweise vor allzu weit ausgreifenden Prophezeiungen 
hüten! — spricht also dafür, daß für die nächste Zeit die deutsche 
Außenpolitik solche Bahnen beschreiten wird, die ihr bis zum ge- 
wissen Grade automatisch aus der bisherigen Entwicklung heraus vor- 
geschrieben sein werden. Es würde sich dann also, im großen gesehen, 
eine Lage ergeben müssen, daß etwa vom Herbst ab auch eine grundsätz- 
liche Opposition gegen die deutsche Außenpolitik am wirklichen 
Verlauf der Dinge nicht nur nichts zu ändern vermag, sondern sich 
geradezu selbst von der Mitbestimmung an der Gestaltung deutscher 
Zukunft ausschalten würde. Da aber gleichzeitig die Fülle inner- 
politischer Auseinandersetzungen die Front der jetzt hinter der 
Außenpolitik stehenden Parteien immer wieder durcheinanderwerfen 
wird, muß auch die Klarheit und Stoßkraft der Außenpolitik 
selbst leiden. Mit anderen Worten: Mögen in fernen Weltteilen „, die 
Völker aufeinanderschlagen“ oder mögen sich an den deutschen Grenzen 
im Westen und Osten neue Möglichkeiten zu vorteilhafter Ausnutzung 
für Deutschland ergeben — alles was von deutscher Seite außen- 
politisch geschieht und geschehen kann, wird in der kommenden 
Periode noch mehr wie bisher von der weiteren Gestaltung der 
Innenpolitik, d. h. von der Gestaltung einer auf Grund gemeinsamer 
innerstaatlicher, wirtschaftlicher und kultureller Ziele gebildeten parla- 
mentarischen Mehrheit abhängig sein. 


sk * 
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Der wenig schöne Kampf um den Volksentscheid liegt hinter uns. 
Wie die betriebene Agitation und die von der Linken ausgehende Ver- 
hetzung sich über den 20. Juni hinaus auswirken wird, ist zunächst un- 
bestimmt und es wäre eigentlich das Beste, wenn eine bald eintretende 
„Sommerpause“ dem Reichstage gestattete, zunächst einmal in längere 
Ferien zu gehen und nur die wichtigste laufende Gesetzesarbeit zu Ende 
zu bringen. Glücklicherweise hat man anscheinend erst in den allerletzten 
Tagen ausländische Stimmen zur Unterstützung der eigenen Ansichten 
im nennenswerten Umfange herangezogen. Es handelte sich ganz gewiß 
zunächst um eine innerdeutsche Angelegenheit. Aber nur ein Narr oder 
ein Demagoge oder ein außenpolitisch Blinder konnte verkennen, daß 
ein eventuelles Gelingen des Volksentscheides auch unsere Außen- 
politik auf das empfindlichste hätte beeinflussen müssen. Im zu- 
nehmenden Maße arbeitet die Linke mit dem Schlagwort von den 
Vereinigten Staaten von Europa, und ihre Führer geben sich den 


Anschein, als ob sie wirklich daran glaubten. Daß wir in diesem Europa 


aber nach wie vor von Hochkapitalismus umgeben sind und daß bei dem 
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schwierigen Prozeß der Überwindung der jetzigen Wirtschaftskrise und 
des Wiederaufbaues der deutschen Wirtschaft die Frage nach der Be- 
jahung Deutschlands als Rechtsstaat und als kreditwürdiger Staat die 
ausschlaggebende ist, berührt anscheinend diese „weitblickenden“ 
Politiker recht wenig. Jedenfalls erfahren die Millionen ihrer Gefolgschaft 
von solchen elementaren Grundlagen deutscher Zukunft nichts, sondern 
sie werden nach wie vor mit Illusionen und vagen Hoffnungen auf das 
Heil internationaler pazifistischer oder sozialistischer Solidarität abge- 
speist. Ein anderes kommt hinzu. Die deutsche Linke und in ihr wieder 
ganz besonders ein gewisser Teil der großen demokratischen Presse 
bemüht sich, der deutschen Öffentlichkeit immer wieder nicht nur die 
Vorteile der „neuen deutschen Demokratie“ nachzuweisen, sondern 
behauptet gleichzeitig, daß wir überhaupt in der heutigen Welt einen nicht 
mehr aufzuhaltenden ungeheuren allgemeinen Fortschritt der 
Demokratie zu verzeichnen hätten. Auch hier beweisen die Tatsachen 
das genaue Gegenteil. Die Demokratie im Sinne und in der Gedanken- 
welt etwa des „Berliner Tageblattes‘ oder der „Frankfurter Zeitung“ ist 
in der Welt draußenin unaufhaltsamem Rückgang begriffen. Hier 
der Beweis: Rußland ging durch eine kurze Periode der „, Ochlokratie“, 
d. h. der Pöbelherrschaft zur „Autokratie“ einer kleinen Minderheit 
über, die einzig und allein auf brutalste Gewalt gestützt, das Riesenbauern- 
reich ohne den leisesten Schimmer einer Demokratie verwaltet. Der 
Faschismus Italiens bzw. des Herrn Mussolini hat gleichfalls von neu- 
deutscher Demokratie „keines Geistes Hauch verspürt“. In Spanien, 
Griechenland, Portugal und zuletzt in Polen sind durch mili- 
tärische Staatsstreiche — je nach Landescharakter, Art und Geschichte 
verschieden — einzelne Persönlichkeiten an die Macht gekommen, die 
als erste Regierungshandlung zunächst einmal den parlamentarischen 
Betrieb gestoppt haben und von Demokratie im Sinne agitatorisch auf- 
gewühlter Massenherrschaft bewußt soweit wie möglich abgerückt sind. 
In England, dem berühmten Mutterland des Parlamentarismus, besteht 
dessen Größe gerade darin, daß er ohne geschriebene Verfassung sich 
durch die Jahrhunderte hindurch in geradezu wunderbarer Weise den 
jeweiligen praktischen Notwendigkeiten und Interessen des Landes an- 
gepaßt hat und daß ein gegenüber dem deutschen unendlich überlegenes 
Wahlsystem die Bildung stabiler Regierungen ermöglicht. Diese bleiben 
meist jahrelang am Ruder und mit der deutschen Parteizersplitterung 
und Parteiverhetzung, d. h. eben mit dem eigentlichen Wesen neudeut- 
scher Demokratie, hat solche Institution wenig oder gar nichts zu tun. 
Daß nebenbei dieses englische System die liberale Partei mehr und mehr 
zermürbt und so ganz selbstverständlich und automatisch das bewährte 
Zweiparteiensystem wiederherstellt, sei am Rande vermerkt. In den 
Vereinigten Staaten von Amerika schließlich gab es stets nur 
zwei „bürgerliche“ Parteien und Reichtum und Weite des Landes haben 
neben der Klugheit und dem Instinkt der Regierenden bisher das Auf- 
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kommen einer sozialistischen massen-demokratischen Bewegung über- 
haupt verhindert. Und was man drüben „democracy“ nennt, hat wahr- 
haftig mit unserer jetzigen deutschen „Demokratie“ recht wenig zu 
tun. Bleibt zum etwaigen Vergleich mit neudeutscher Demokratie 
eigentlich allein Frankreich übrig. Aber zeigt nicht gerade die vor 
uns liegende offene Krise des französischen Parlamentarismus, daß selbst 
hier das Prinzip der übrigens sehr viel weniger als in der deutschen 
Verfassung durchgeführten formalen Demokratie, d. h. der Entscheidung 
auch der schwierigsten finanziellen und rechtlichen Probleme durch 
Massenherrschaft deutlich abgewirtschaftet hat? Ist nicht die franzö- 
sische finanzielle Zerrüttung gerade darauf zurückzuführen, daß die 
Parteien die Verantwortung zu entscheidenden Maßnahmen scheuen und 
daß die Aufrechterhaltung des Privateigentums und das kapitalistische 
System letzten Endes nur im Kampfe gegen Massenwünsche möglich 
ist? Wie dem aber auch sei, und auch wenn man für sein eigenes Volk 
nach besonderer Eigenart und nach besonderen Bedürfnissen besondere 
und eigene Regierungsformen verlangen mag — auf keinen Fall 
erlaubt die objektive Wahrheit die Behauptung, daß „Demokratie“ 
im Sinne der deutschen Linken im Vorwärtsschreiten sei. Und das für 
die lautesten Verteidiger der Weimarer Verfassung Gefährliche der 
Agitation der letzten Wochen lag gerade darin, daß sie selbst die 
Grundlage dessen unterhöhlte, was nach ihrer Ansicht für 
alle Zeiten das Heil des deutschen Zukunftsstaates sein soll! 


xæ * 
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Es wird abzuwarten sein, ob diein Gang gekommene Auswirkung der 
hemmungslosen und tief beschämenden Agitation der letzten Wochen 
zu einer stärkeren Erkenntnis der hier angedeuteten Zusammenhänge 
führen wird. Leider liegt vorläufig kein Grund vor, allzu große Hoff- 
nungen zu hegen. Die wenigen führenden Persönlichkeiten in Deutsch- 
land sind entweder durch ministerielle Ressortarbeiten überlastet oder 
fühlen sich durch parlamentarische bzw. Parteirücksichten gebunden. 
In vielen fast nicht mehr zu zählenden politischen Konventikeln der 
sog. „Rechten“ kommt hier und da — so scheint mir — zum Durch- 
bruch, daß das agitatorische starke Vorrücken der Außenpolitik 
am Ende doch vielleicht nicht richtig war, daß in den mannigfachen 
Aufgaben der inneren Politik so manche unnütze Kraftvergeudung 
stattgefunden hat und auch so manche Täuschung in der Wahl der anzu- 
wendenden Mittel. Und wenn jetzt an dieser oder jener Stelle die Dinge 
klarer und schärfer in richtiger Beleuchtung gesehen werden, so gibt es 
gleichzeitig und neben ihnen auch manchen theoretischen Wirrkopf, 
der in aufgeblähter Wichtigkeit die Keime gesünderer Zellenbildung 
wieder erstickt. So ist das Gesamtbild der augenblicklichen 
Struktur deutscher innerer Politik nicht sehr erfreulich. 
Es wird auch nicht heller, wenn man etwa an die Frage der unverminder- 
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ten Arbeitslosigkeit, der zunehmenden Aussaugung der deutschen Steuer- 
kraft und überhaupt an alle jene Probleme denkt, die in der Wirtschaft 
und Sozialpolitik vor uns liegen und in absehbarer Zeit zwangsläufig zu 
einer Anpassung der Daweszahlungen an die verminderte deutsche 
Leistungsfähigkeit führen müssen. Stimmungsmäßig, agitatorisch und 
mit den hemmungslosesten Methoden der Formaldemokratie das Elend 
der Massen parteipolitisch ausbeutend, ist die gesamte „Linke“ — in 
weitester Begriffsetzung des Wortes — auf dem Vormarsch. Ihr 
gegenüber steht eine zersplitterte „Rechte“ — wiederum als weiter 
Begriff aller derjenigen, die einen festen und machtvollen Ordnungs- 
staat wieder aufrichten wollen. Das ist die ungeschminkte Bilanz der 
augenblicklichen Lage. Die Mittel und Wege zur Bestreitung kom- 
mender innerpolitischer Kämpfe im einzelnen darzulegen, ist hier nicht 
der Ort. Was aber in der Zielsetzung wieder zunehmender Welt- 
geltung Deutschlands noch einmal unterstrichen werden sollte, war 
die ernste Mahnung an die „Rechte“, den unfruchtbaren 
außenpolitischen Streit zu begraben und aus gemeinsamer 
Abwehr gegen den inneren Angriff auf die Grundlagen von 
Recht und Moral neue einigende Kräfte dafür zu schöpfen, 
daß die so stark wieder an die Oberfläche gekommenen, 
zersetzenden und zerstörenden Revolutionstendenzen zu- 
rückgedrängt werden! 


DAS HERZ EUROPAS. 


Gedanken zum deutsch-russischen Vertrage. 
Von BERNHARD DERNBURG, M.d.R. 


Das alte System der Koalitionen, das Europa vor dem Weltkriege 
in zwei bewaffnete Lager teilte und einen ständig wachsenden Rüstungs- 
wahnsinn auslöste, soll durch die Schaffung des Völkerbundes endgültig 
beseitigt werden. Friedliches Zusammenarbeiten der Völker soll an Stelle 
sich feindlich betrachtender Koalitionen, gemeinsame Hilfe und gegen- 
seitige Friedensgarantie an die Stelle riesiger Armeen treten. Als vor- 
bereitender Schritt einer allmählich immer mehr durchzuführenden Ab- 
rüstung wurde Deutschland vollkommen entwaffnet, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob und wann die allgemeine Abrüstung durchgeführt 
werden kann, und ohne Rücksicht darauf, daß der Völkerbund noch 
lange kein wirklicher Bund aller Kulturnationen ist, und daß Rußland, 
mit dem wir seit 1917 in Frieden leben, es ablehnt, der Friedensgarantie 
des Völkerbundes beizutreten. 

Als Leitprinzip hat der Völkerbund als Garant des europäischen — 
ja des Weltfriedens — durch die Herbeiführung gemeinsamen Zusammen- 
arbeitens den Satz aufgestellt, daß die Mitglieder des Völkerbundes unter 
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sich keine besondere Allianzen, militärische Konventionen, offene oder 
geheime oder sonstige interne Abmachungen untereinander abschließen 
dürfen, da solche Verträge das Recht des freien Handelns nach den Be- 
stimmungen des Völkerbundes ausschließen würden. Trotzdem hat die 
Furcht, die als psychologische Nachwirkung der großen Katastrophe 
zurückblieb, eine Anzahl von Mächten veranlaßt, gegen diese Bestim- 
mung zu verstoßen, und der Völkerbund mußte derartige Verstöße hin- 
nehmen, um nicht ganz seinen Zweck zu verfehlen. Frankreich schloß 
Bündnisse mit Polen, der Tschechoslowakei und Belgien, alle drei be- 
gleitet von unverhüllten militärischen Abmachungen. Polen schloß einen 
Vertrag mit Rumänien und auch andere Staaten könnten aufgeführt 
werden. Die französischen Verträge sind die Folge der Furcht Frank- 


reichs vor einem kriegerischen Deutschland. Diese Gefühle sind also 


selbst nicht durch die Mitgliedschaft Frankreichs im Völkerbunde aus- 
gelöscht oder gemildert worden. Deutschland sah sich daher gezwungen, 
einen ähnlichen Weg zu gehen wie die anderen Mitglieder, und bot 
Frankreich als Zeichen seines guten Willens jene Sicherheiten an, die 
in dem Locarno-Vertrage festgelegt sind. Deutschland tat dies aus freien 
Stücken, ohne durch eine Mitgliedschaft im Völkerbunde gebunden zu 
sein, obwohl es durchaus gewillt war, dem Völkerbund beizutreten und 
sich an seine Bestimmungen zu halten. Erfahrungen aus der historischen 
Entwicklung — als Herz Europas — und der Wunsch, in einer für uns 
und die Mitwelt befriedeten Welt zu leben, gaben den Ausschlag. 

Nationen, die glauben, daß die Organisation des Völkerbundes nicht 
stark genug ist, sie zu beschützen und die aus diesem Grunde nicht nur 
ungeheuere militärische Rüstungen aufrechterhalten, sondern die auch 
besondere Verträge und Abkommen militärischen Charakters abschließen, 
dürfen sich nicht wundern, wenn eine Nation, wie die deutsche, trotz 
ihrer Anwartschaft auf einen Sitz im Völkerbundsrat es notwendig er- 
achten sollte, unbewaffnet wie sie ist, seine offene Flanke durch einen 
Vertrag durchaus friedlichen Charakters und mit friedlichen Absichten 
zu sichern. Wenn man es erlauben muß, daß trotz des allgemeinen 
Charakters des Völkerbundes besondere Abmachungen unter Völker- 
bundsmitgliedern geschlossen werden, so darf man auch nicht eine zu 
scharfe Krtik üben, wenn ein künftiges Mitglied des Völkerbundes, dessen 
geographische Lage im Herzen Europas besonders gefährdet ist, einen 
Freundschafts-, Schiedsgerichts- und Neutralitätsvertrag mit Rußland 
abschließt. 

Frankreich und England verwahren sich dagegen, daß die Locarno- 
Abmachungen und der Völkerbund irgendwelche anti-russische Tendenz 
zeigen. Man kann jedoch auf der anderen Seite nicht leugnen, daß keine 
von diesen beiden Großmächten, so sehr sie es auch gewünscht haben 
mag, mit dem großen östlichen Nachbarn zu einer Verständigung ge- 
kommen ist. Ich bin durchaus der Ansicht, daß sie bestrebt sind, diese 
ungesunde Lage zu verbessern; das kann aber nur auf dem Wege ge- 
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schehen, daß sie einen Anerkennungs-, Freundschafts- und Schieds- 
gerichtsvertrag, ähnlich dem deutsch-russischen Vertrage, schließen. 
Neben anderen Schwierigkeiten bietet die noch bisher ungeklärte Frage 
der Zinsen und Kredite der Westmächte sowohl aus der Zeit vor dem 
Kriege als auch während des Krieges ein großes Hindernis für einen 
solchen Vertrag. Der Rapallo-Vertrag hatte diese Frage für Deutschland 
vollkommen geregelt. Diese Regelung bildet den Hauptinhalt des Ver- 
trages und ist in dem neuen Vertrage als in voller Kraft und Wirkung 
befindlich angeführt. Außer Handelsfragen enthält der Rapallo-Vertrag 
fernerhin jene Klausel, die in etwas abgeschwächter Diktion auch im 
Artikel 1 des neuen Vertrages wiederholt ist. Ich behaupte deshalb, daß, 
sobald eine anglo-russische und eine franco-russische Annäherung ein- 
setzen, die Westmächte dieselben Verpflichtungen auf sich nehmen 
müssen: nämlich in Wort und Geist ihr Einverständnis mit Rußland 
auszudrücken, mit ihrem gegebenen Wort als Mitglied des Völkerbundes. 
Es sei denn natürlich, daß Rußland nicht etwa in der Zwischenzeit selbst 
ein Mitglied des Völkerbundsrates geworden ist. Besondere Verträge 
zwischen Völkerbundsmitgliedern sollten so weit wie möglich vermieden 
werden. Besondere Verträge zwischen Völkerbundsmitgliedern und 
out-sidern lassen sich nicht vermeiden. Mit einem Abkommen zwischen 
Rußland und den Westmächten, das doch eines Tages kommen muß, 
und mit einem Abkommen zwischen Polen und Rußland, das bereits 
kurz vor dem Abschluß steht, werden alle diese Nationen in derselben 
schwierigen Lage sein, falls man von einer solchen überhaupt sprechen kann. 

Die Regierungen der Westmächte sind aus erklärlichen Gründen sehr 
vorsichtig gewesen, den neuen Vertrag offen zu kritisieren. Die Presse 
hat indessen weniger Zurückhaltung geübt. Sie hat Kritik geübt. Das 
ist ihr gutes Recht. Aber diese Kritik darf nicht im Ton einer väterlichen 
Ermahnung geschehen, wie ihn etwa eine selbstgefällige Lehrerin un- 
artigen Kindern gegenüber gebraucht. Ein derartiger Ton ist ein heute 
wenig angebrachtes Überbleibsel der Kriegspsychose und zeugt von 
einem mangelnden Anpassungsvermögen an neue Ideen und Ver- 
hältnisse. Die augenblickliche europäische Lage ist noch ein Gemisch 
der alten Gleichgewichtstheorie und der neuen Völkerbundstheorie 
zwischen dem bewaffneten Frieden und der Sicherheit durch friedliche 
Zusammenarbeit. Wir haben keine Verwendung mehr für die Theorie 
des bewaffneten Friedens, denn selbst wenn wir sie aufrechterhalten 
wollten, so könnten wir dies nicht. Wir sind also die einzige 
Nation in Europa, die nach Willen und Überzeugung, aber 
auch durch die Macht der Umstände gezwungen, endgültig 
die Theorie des Völkerbundes angenommen hat, die uns 
vorschreibt, auf der Grundlage von Recht und Gerechtig- 
keit mit unseren Nachbarstaaten zu leben. 

Diese Theorie suchen wir in die Wirklichkeit umzusetzen. Wir haben 
teilweise aus Gründen der internationalen Höflichkeit, teilweise auch 
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um Mißverständnissen vorzubeugen, von dem Abschluß des Vertrages 
den Locarno-Mächten Mitteilung gemacht. Aber während der Text 
des neuen Vertrages keinerlei Grund für Kritik und für Erklärungen 
bietet, vermutet man doch hinter ihm irgendwelche finstere Pläne und 
selbst geheime Abmachungen. Nichts dergleichen ist aber der Fall. 
Rußland ist kein Mitglied des Völkerbundes, es hegt sogar äußerstes 
Mißtrauen den Großmächten gegenüber, daß diese von dem Völkerbund 
einen ihm schädlichen Gebrauch machen könnten. Rußland hat sich 
aus eigenem Willen in eine große Isolierung hineinmanövriert. Es hat 
bisher erklärt, daß es niemals einen Schiedsvertrag mit irgendeiner 
kapitalistischen Macht schließen würde, da ein derartiger Vertrag gegen 
seine Würde und gegen seine Prinzipien sein würde. Diese Mentalität 
war auch ein ernstes Hindernis für den Abschluß des Vertrages, wie ihn 
Deutschland als das Herz Europas bedarf. 

Die Note, die Staatsminister Stresemann dem Vertrage beifügte, 
erklärt daher, daß der Völkerbund ein Friedensinstrument ist, daß die 
Mitgliedschaft und die Verpflichtungen, die mit dem Beitritt verbunden 
sind, mit guten Beziehungen zu out-sidern vereinbar ist, solange das Ver- 
halten eines solchen out-siders friedlich ist. Sie weist nach, daß, falls 
die russischen Befürchtungen irgendwelche Begründung haben — was 
wir verneinen — Deutschlands Verpflichtungen dem Völkerbunde gegen- 
über nicht so weit gehen, eine handgreifliche Ungerechtigkeit gegen ein 
friedfertiges Rußland zu erlauben oder zu dulden. Im übrigen wieder- 
holen wir nur wörtlich, was zu uns in Locarno bezüglich der Artikel 16 
und 17 des Völkerbundsvertrages gesagt wurde, und wir verpflichteten 
uns außerdem, nicht an irgendeinem Versuch, Rußland in Zeiten, in 
denen es nicht als Friedensbrecher durch den Völkerbund bezeichnet 
wurde, zu boykottieren, teilzunehmen, ja, einem derartigen Boykott- 
versuch sogar Widerstand entgegenzusetzen. Man mag fragen, ob diese 
Versicherung notwendig war ? Ich persönlich glaube, daß dies nicht der 
Fall war. Aber da die Furcht vor einem derartigen Boykott in Friedens- 
zeiten stets in den Unterhaltungen mit den russischen Delegierten wieder- 
kehrte, so konnten wir keinen Grund sehen, weshalb wir nicht ausdrück- 
lich erklären sollten, daß wir jede gerecht denkende Person als eine 
Selbstverständlichkeit ansehen würden. Wir taten es, um ein Instru- 
ment zu schaffen, das in seinem Geiste und seinen Wir- 
kungen den Frieden sichert. 

Denn der Vertrag ist ein derartiges Instrument. Er ist die logische 
Folge des Rapallo-Vertrages, des Handelsabkommens vom Oktober 
1925, der Kreditgewährung an die russische Regierung im Dezember 
letzten Jahres. Schritt für Schritt wurde Rußland durch diese Maß- 
nahmen näher an die Methoden der Westmächte gebracht, wurde es an 
kapitalistische Geschäftsmethoden gewöhnt, seine Befürchtungen über 
Gefahren von Seiten des Völkerbundes beschwichtigt und seine Ab- 
neigung gegen Schiedsverträge überwunden. Die deutsche Erklärung 
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über den eigentlichen Zweck des Völkerbundes ist in Rußland ohne das 
Gefühl einer Herausforderung aufgenommen worden. Rußland hat 
formell Notiz davon genommen. Der Völkerbund kann tatsächlich 
niemals wirklich wirkungsvoll werden, ohne daß er weiter ausgebaut 
wird. Das bedeutet letzten Endes, daß er der Zusammenarbeit Ruß- 
lands bedarf. Falls Deutschland bereit ist, als „ehrlicher Makler“ zu 
handeln — ich bediene mich eines Ausdrucks des Altreichskanzlers 
Bismarck — so sollte man ihm dazu gratulieren, es aber 
nicht in unfreundlicher Weise kritisieren. 


DEUTSCHLAND UND SEINE KOLONIEN. 
Das wichtigste internationale Problem. 
Von Rt. Hon. PHILIP SNOWDEN, M.P. früherer englischer Schatzkanzler. 


Wenn Deutschland dem Völkerbunde beitritt und einen dauernden 
Sitz im Völkerbundsrat erhält, so gewinnt es damit alle Rechte einer 
Großmacht. Man darf ihm dann auch nicht mehr vorenthalten, manda- 
tarische Gewalt über kolonisationsfähige Gebiete auszuüben, wie sie 
andere Mitglieder des Völkerbundes besitzen. 

Der Versailler Friedensvertrag beraubte Deutschland seiner sämt- 
lichen Kolonien. Es war dies einer der Fälle schwersten Unrechtes, 
wie sie im Friedensvertrage enthalten sind, eines Unrechtes, das zu 
ernstesten Folgen führen kann, ja muß, falls man es nicht beizeiten 
wieder gutmacht. 

Es besteht kaum die Gefahr, daß unter den gegenwärtigen Verhält- 
nissen in Westeuropa bald wieder ein neuer Weltkrieg entsteht. Unter- 
drückt man aber die natürlichen Expansionsbestrebungen einer großen 
Handelsnation, wie sie die deutsche ist, weiterhin künstlich, und setzt 
man die Konkurrenten Deutschlands auf dem Weltmarkte in die Lage, 
große Gebiete, die ungeheuere Mengen von Rohstoffen für industrielle 
Produktion herstellen, zu monopolisieren, gestattet man endlich Deutsch- 
land nicht, in Kolonien ein Ausflußgebiet für seine überschüssige Be- 
völkerung zu finden, so muß sich hieraus notwendigerweise ein gefähr- 
licher Konfliktstoff ergeben, der früher oder später zu einer für den 
Weltfrieden gefährlichen Explosion führen könnte. 

Eine solche Gefahr muß natürlich je eher je besser aus dem Wege 
geräumt werden. Der Locarno-Vertrag stellte bereits einen Versuch dar, 
eine Kriegsmöglichkeit durch friedliche Regelung der widerstrebenden 
Interessen und Wünsche der westeuropäischen Mächte auszuschalten. 
Der Geist des guten Willens und des gegenseitigen vertrauensvollen Ein- 
verständnisses, der zum ersten Male in diesem Vertrage zum Ausdruck 
kam, muß in seinen segensreichen Wirkungen weiter ausgebaut werden, 
wollen wir eine wirkliche Befriedung der Welt erzielen. 
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Der Teil des Versailler Friedensvertrages, der Deutschland seiner 
Kolonien beraubte, bildet nicht nur einen offenen Bruch der von den 
Verbündeten während des Krieges gegebenen Versprechungen, sondern 
er ist auch ein offen zugegebener Versuch, das wirtschaftliche 
Hochkommen Deutschlands zum Vorteil seiner Handels- 
rivalen zu unterdrücken. 

Präsident Wilson erklärte in seiner Friedensbotschaft, er würde, 
wenn der Frieden geschlossen würde, alles daransetzen, um der deutschen 
Nation das Bewußtsein zu geben, daß der Frieden seine wirtschaftliche 
Existenzmöglichkeit sichere. Andere Staatsmänner der verbündeten 
Nationen haben ähnliche Aussprüche getan. Aber in dem rachsüch- 
tigen Geist, in dem der Frieden von Versailles geschlossen wurde, 
wurden diese Versprechungen als nicht gegeben betrachtet oder nicht 
beachtet. Um die Fortnahme der deutschen Kolonien zu entschuldigen, 
wurde eine kostspielige unwahre Weltpropaganda durchgeführt, um in 
aller Welt den Eindruck zu erwecken, daß Deutschland keinerlei koloni- 
satorische Fähigkeiten besitze. 

Diese Behauptung ist aber völlig aus der Luft gegriffen. 
Zwar haben sich im Anfange der deutschen Kolonialtätigkeit Vorgänge 
abgespielt, die sich nicht verteidigen lassen. Derartige Übergriffe sind 
aber einer jeden kolonisierenden Macht anfangs passiert. Nachdem 
Deutschland aber eine gewisse Erfahrung in seiner Kolonisationsfähig- 
keit erlangt hatte, konnte man seine Kolonialregierung als vorbildlich an- 
sehen. Während des Krieges veröffentlichte Berichte der englischen 
Foreign Office geben hiervon Zeugnis. Mr. Winston Churchill erklärte 
am 21. Juni 1921 als Kolonialminister auf der damals stattfindenden 
Reichskonferenz: „Wir haben versucht, Deutsch- Ostafrika 
eine Verwaltung zu geben, die nicht schlechter ist als die 
deutsche Verwaltung, die sie ersetzen soll. Ich fürchte trotz 
alledem, daß ein bis zwei Jahre das Gebiet in seiner Entwicklung nicht so 
fortschreiten wird wie damals, als es sich in den Händen unserer früheren 
Feinde befand.“ Der gegenwärtige Unterstaatssekretär für die Kolonien 
erklärte zwei Jahre später von demselben Gebiet: „ Wir müssen versuchen, 
diesem großen Gebiete wenigstens eine so vorzügliche Verwaltung zu 
geben, wie sie die Deutschen vor dem Kriege eingeführt hatten.“ 

Diese Urteile lassen die Kriegspropaganda wegen der mangelnden 
Fähigkeiten der Deutschen, irgendein überseeisches Gebiet zu koloni- 
sieren, in eitel Dunst zerfließen. Was die Eignung für kolonisatorische 
Zwecke anbelangt, so erkenne ich Deutschland mindestens 
eben dieselben Fähigkeiten als Kolonisationsmacht zu 
wie Großbritannien. 

Eine andere wichtige Tatsache der deutschen Kolonisationspolitik 
mag hier erwähnt werden, die in auffallendem Gegensatz zu der Koloni- 

sationspolitik Frankreichs steht. Deutschland hatte es abgelehnt, die 
Eingeborenen zum Militärdienst zu drillen. Frankreich dagegen hat 
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in der Ausübung seines Völkerbundsmandats in Verletzung des Inhaltes 
und Geistes dieses Mandats die Eingeborenen zum Militärdienst aus- 
gebildet. 

Außer den moralischen Bedenken, die die Frage, Deutschland 
seiner Kolonien und überseeischen Besitzungen zu berauben, entstehen 
läßt, und die Unmöglichkeit, ihm im Falle des Eintritts in den Völkerbund 
diejenigen Rechte zu versagen, die andere Mächte unter dem Völker- 
bundsvertrage besitzen, besteht die Notwendigkeit, daß man Deutschland 
einen Zugang zu großen Rohmaterialgebieten erschließt und ihm Mittel 
und Wege öffnet, um sich auszudehnen. Es ist direkt undenkbar, daß 
friedliche Beziehungen in der Welt bestehen bleiben können, falls Groß- 
britannien, Frankreich, Belgien, Portugal und Italien große Kolonial- 
gebiete besitzen, während man einer Nation, wie der deutschen, alle 
Expansionsmöglichkeiten verschließt. Frankreich mit einer Bevölke- 
rungsziffer von etwa 38 Millionen besitzt ein Kolonialreich von etwa 
5 Millionen englischen Quadratmeilen, Belgien mit einer Bevölkerungs- 
ziffer von etwa 7 Millionen besitzt Kolonien von etwa 1 Million eng- 
lischen Quadratmeilen, und Großbritannien verfügt über ein Reich, das 
etwa ein Fünftel der gesamten Erdoberfläche umfaßt. Wir können nicht 
auf einen dauernden Weltfrieden rechnen, falls Deutschland, die dritt 
größte Handelsnation der Welt, von seinen Wettbewerbern auf dem 
Weltmarkt von einer kolonialen Ausdehnungsmöglichkeit ausgeschlossen 
wird. Durch den Verlust seiner Überseebesitzungen ist Deutschland 
einiger seiner bestproduzierenden Teile seines früheren Gebietes ver- 
lustig gegangen. Gegenwärtig muß es ein Drittel hauptsächlichen Nah- 
rungsmittel- und Rohstoffbedarfes aus dem Auslande einführen, seine 
Bevölkerung wächst und damit die Notwendigkeit einer Expansion. 

Großbritannien ist keineswegs daran interessiert, dem 
Anspruch Deutschlands nach Kolonialmandaten Wider- 
stand zu leisten. Es verfügt über ein Reich, das groß genug ist, um 
auch den stärksten Appetit zu stillen. Seine Aufgabe ist es, diese Gebiete 
richtig zu erschließen und nicht durch die Übernahme neuer Gebiete 
sich neue Verantwortungen aufzuladen. Die Erledigung des deutschen 
Anspruchs auf Kolonialmandate muß auf dem Wege freundschaftlicher 
Verhandlungen stattfinden. Man muß die im Jahre 1919 gemachten 
Febler stillschweigend eingestehen. Einiges Gebiet, das man Deutsch- 
land genommen, hat dieses bereits wieder auf dem Wege des Kaufes 
zurückerhalten, andere Teile hat man ihm in Konzession gegeben. Einige 
von den Gebieten jedoch, die jetzt noch unter dem Mandat anderer Groß- 
mächte stehen, müßte man aber an Deutschland zurücküberweisen. 
Wenn Deutschland sich dem Völkerbunde anschließt, so 
muß die ganze Frage seiner Kolonialmandate natürlich 
aufs neue aufgerollt werden. 

Mr. Asquith sagte zu Anfang des Krieges: „Das Ziel der Alliierten 
in diesem Kriege ist die Schaffung gesicherter Friedensbedingungen 
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auf Grundlage gleichen Rechtes aller zivilisierten Nationen“. Das muß 
nun die praktische Aufgabe der Alliierten werden. Den Weltfrieden zu 
erhalten, müssen alle Nationen zusammenarbeiten; das verlangt eine 
gerechte Lösung des Kolonialproblems. Das bedeutet, daß einige der 
jetzt ausgeübten Mandate transferiert werden müssen. Das 
aber ist ein geringer Schmerz gegenüber den Gefahren, die sich aus einer 
Ausschlußpolitik Deutschlands für die Zukunft ergeben würden. Es ist 
von höchster internationaler Bedeutung, durch die Anwendung des 
Geistes der Freundschaft und der internationalen Verständigung dieses 
außerordentlich verwickelte und drohende Problem der Kolonialmandate 
möglichst bald zu lösen und sich stets vor Augen zu halten, daß die 
Mandatarmächte ihr treuhändlerisches Amt hauptsächlich zum Segen der 
Menschheit und zum Wohle der Eingeborenen ausüben müssen. 


ARBEITSGEMEINSCHAFT UND FÜHRUNG 


Die Kölnische Zeitung bringt in ihrer „Umschau“ vom 
11. April einige Ausführungen, die das schwierigste und 
entscheidende Problem unseres politischen und wirtschaft- 
lichen Aufbaues, die Führerauslese, in vorbildlicher 
Klarheit und vornehmster Objektivität behandeln, 

„Die Aufgaben der Betriebsgemeinschaft sind beschränkt durch die 
gegebene deutsche Sozialstruktur. Ihre Form kann Tarif- oder Verbands- 
arbeitsgemeinschaften nur ergänzen, keineswegs ersetzen. Voraus- 
setzung einer Betriebsgemeinschaft ist Anerkennung der Selbständig- 
keit und Gliederung der Arbeiterbewegung und ernsthafte Würdigung 
ihres Willens, in unabhängigen Einrichtungen und Organen 
an der Gestaltung ihrer Geschicke mitzuarbeiten. Vor die 
echte schöpferische Gemeinschaft ist die Selbständigkeit ihrer Glieder 
und ihre gegenseitige Anerkennung als Träger von Macht und Geltung 
gesetzt. Auf dieser Einsicht und Tatsache beruht jede Volksgemein- 
schaft. Ohne sie ist ein gesundes, politisch fruchtbares und fortschritt- 
liches Gliederspiel der Nation, aus dem der Staatsmann die Quersumme 
und Kraftlinie zu ziehen hat, nicht möglich. Es muß erkannt werden, 
daß einmal eine unabhängige deutsche Arbeiterbewegung auch national 
und kulturell, trotz aller Irrwege und Zwischenstufen, wertvoll ist, und 
daß das Kernstück der Arbeiterinteressenvertretung nach wie vor in 
überbetrieblichen Organisationsformen liegt. Der Werkverein, der im 
Betrieb wurzelt und dessen Leitung nur aus Betriebsangehörigen be- 
steht, die zwar dem Unternehmer als freie Vertragspartner entgegen- 
treten möchten, aber selbstverständlich von ihm durch den Arbeits- 
vertrag abhängig sind und ihn als Vorgesetzten respektieren müssen, 
kann jederzeit schachmatt gesetzt oder zerschlagen werden. Nur die 
überbetriebliche, von den Mitgliedern besoldete, zu einem Unternehmer 
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nicht im Dienstverhältnis stehende Gewerkschaftsleitung kann wirklich 
als freier Verhandlungspartner auftreten. Man muß damit rechnen, daß 
die deutsche Arbeiterschaft, und zwar auch die Mehrheit der Un- 
organisierten, nie diese Grundsätze preisgibt. Es tut dabei nichts 
zur Sache, daß die Gewerkschaften geschwächt sind, und daß sie grund- 
sätzlich nur immer einen Teil der Arbeitnehmer umfassen. Sie sind 
nach wie vor die Sachwalter der Arbeiterschaft und bilden in arbeits- 
politischen Krisen und Entwicklungen, wie die Erfahrung beweist, die 
selbstverständlichen Führerzentralen, Paroleausgaben und Kristallisa- 
tionsstellen der Bewegung und des Urteils. Man kann diese Entwicklung 
bedauern, muß sich aber an sie halten, wenn man neuzeitliche Ar- 
beitspolitik treiben will. Wir sind der Ansicht, daß sich dabei durch- 
aus eine gesunde, auch der Wirtschaft förderliche Arbeits- und Sozial- 
politik treiben läßt. 

Die Betriebsgemeinschaft sollte vor allem dazu dienen, das Inter- 
esse der Belegschaft am Werk zu heben. Das ist ihr Haupt- 
zweck, dessen Verfolg bitter not tut, nicht so sehr die Regelung wichtiger 
Arbeitsbedingungen. Diese wird ewig Gegenstand des Kampfes sein, 
eines Kampfes, der nach Möglichkeit nicht in die Betriebe hineingehört. 
Die Hebung jenes Interesses am Werk und an seiner Arbeit geschieht 
aber durch Zusammenarbeit mit den Betriebsräten oder Vertrauens- 
leuten, durch Aufklärung der Belegschaften, durch ihre Interessierung 
an der Berufsausbildung und am Betriebsgedeihen, durch Verbesserung 
des Tones zwischen Vorgesetzten und Untergebenen, kurzum, durch Auf- 
richtung von Brücken und nicht von Schranken. Noch viele andere Maß- 
nahmen und Haltungen, die man unter dem Schlagwort „soziale Di- 
plomatie“ begreifen könnte, liegen auf dieser Ebene. Von einer Aus- 
wertung des Betriebsrats, der ja die gesetzliche Vertretung der Beleg- 
schaft darstellt, für den Aufbau der Betriebsgemeinschaft ist aber in den 
bisherigen Kundgebungen nicht die Rede. Dabei könnte dies Organ 
vielfach bei richtiger Behandlung zu einem wertvollen Schrittmacher 
der Betriebsgemeinschaft umgestaltet werden. 

Für die wohlverstandene Führeraufgabe der Industrie handelt es sich 
darum, in Formen und Haltungen mit der Arbeiterschaft zu verkehren und 
zusammenzuwirken, dieim Bewußtsein der Arbeiterschaft Wider- 
hall und Stützefindenundsich der deutschen Sozialstruktur, die, ganz 
anders als die amerikanische, selbständige Gewerkschaften mit Macht- und 
Kulturwillen aufweist, reibungslos eingliedern lassen. Das patriarcha- 
lische Verhältnis oder das Verhältnis vom Offizier zum Mann sind zwar gut 
gemeint, aber als neuzeitliche Sozialformen denkbar unzweckmäßig. 
Sie stehen im Gegensatz zum Bewußtsein und Lebensgefühl des Ar- 
beiters und zu den gesellschaftlichen Entwicklungsgesetzen unserer Zeit. 
Die neuen Formen und Haltungen des sozialen Verkehrs müssen sich 
im wesentlichen an die demokratische Form- und Gefühlswelt anlehnen, 
was eine entscheidende Führung und straffe Disziplin aber durchaus 
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nicht ablehnt. Nur wird sie nicht mehr so sehr durch direkte Herr- 
schaftsausübung, sondern durch Autorität, Zusammenarbeit, Ver- 
einbarung und Aussprache hindurchgeführt, Diese Einsicht schließt ein 
Bekenntnis zu einem Herrentum des Besitzes und der Führung 
keineswegs aus. Nur muß diese Aristokratie nach unten empfänglich 
und durchlässig sein und eine nicht nur kräftige, sondern auch fein- 
fühlige Hand am Pulsschlag der Massen haben. Sie muß es verstehen, 
sich nach englischen Mustern der aufsteigenden Strömungen, Gedanken 
und Formen zu ihrem Führerwerk zu bedienen, sich an den entschei- 
denden Knotenpunkten einzuschalten und beeinflussend, verwandelnd 
und ablenkend mit dem Strom zu schwimmen, anstatt ihm von der Platt- 
form veralteter und echoloser Herrschaftsanschauungen aus entgegen- 
zutrotzen. Diese Art der Führung verlangt einmal ein größeres Format 
des Führer, dann aber auch eine andere Einstellung und Haltung, aber 
ohne jede Preisgabe des unbedingten Willens zur Geltung und Leitung.“ 


DIE ENGLISCHE INDUSTRIE NACH DEM 
GENERALSTREIK. 


Von LORD RATHCREEDAN, ehem. Lord of the Treasury. 


Nach den ungeheueren Erschütterungen, die der Generalstreik für 
die englische Wirtschaft gebracht hat, ist es durchaus verständlich, 
daß man nach einer Grundlage sucht, auf der ein dauernder Industrie- 
frieden aufgebaut werden kann. Wirtschaftsführer, allen voran Baldwin 
selbst, suchen die Formel zu finden, die einen solchen Frieden ermöglicht. 
Leider wird dieses Suchen nach der Einigungsformel durch den etwas 
übertriebenen Optimismus verhindert, der sich in den Köpfen vieler 
englischer Wirtschaftsführer festgesetzt hat und der durch die Freude 
über den schnellen Sieg im Generalstreik nur eine Verstärkung erfahren 
hat. Ein gesunder Optimismus ist zwar in allen Lebenslagen durchaus 
von Nutzen, aber es scheint mir doch, als ob in Großbritannien nach 
dem Weltkriege dieser Optimismus etwas zu sehr ins Kraut geschossen 
ist. Hierdurch wird eine richtige Beurteilung der Wirtschaftslage erschwert. 

Trotz der günstigen Prognose, die gewisse Wirtschaftsführer und vor 
allen Dingen die Leiter unserer großen Banken der englischen Wirtschaft 
stellen, und trotz der Versicherung, daß sich Englands Industrie auf dem 
Wege des Wiederaufstiegs befinde, scheint mir doch die allgemeine 
Lage recht wenig günstig. Ich habe vielmehr den Eindruck, daß die 
günstige Auffassung, die man in vielen Kreisen hat, durchaus psycholo- 
gischen Hintergrund hat und den Zweck verfolgt, die Industrien, denen 
es augenblicklich wenig gut geht, mit dem nötigen Lebensmut zu 
weiteren Kämpfen zu versorgen. Die kalten logischen Tatsachen 
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fähigkeit auf dem Weltmarkt doch ziemlich geschwächt ist. Frankreich, 
Holland und Italien sind auf dem besten Wege, in überaus schneller 
Entwicklung große Industrienationen zu werden. Amerika setzt seinen 
wirtschaftlichen Aufstieg fort, und Japan ist immer mehr dabei, Eng- 
lands starker Konkurrent auf dem Weltmarkt zu werden. In einem der 
wichtigsten Zweige der englischen Wirtschaft, der Textilindustrie, setzt 
Japan der englischen Industrie bereits recht stark zu. Deutschland 
konnte bisher wohl hauptsächlich aus Mangel an Betriebskapital seine 
volle Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt nicht fühlbar machen, 
aber wir müssen damit rechnen, daß es innerhalb kurzer 
Zeit in der Lage sein wird, seine Kraft voll auszunützen. 

Eine Erklärung der schiefen Einstellung vieler Wirtschaftsführer, 
die sonst durchaus nüchterne Beobachter sind, ergibt sich wohl vor- 
wiegend daraus, daß die Lage des englischen Innenmarktes augenblicklich 
nicht ungünstig ist. Diese dem oberflächlichen Beobachter zunächst auf- 
fallende Erscheinung läßt den Umstand unbedenklich erscheinen, daß 
unser Exportgeschäft schlecht geht, und daß wir uns in vielen 
Überseemärkten nur unter großen Schwierigkeiten behaupten können. 
Wir dürfen aber nicht vergessen, daß gerade das Exportgeschäft das 
tägliche Brot der englischen Wirtschaft ist, hängt doch von ihm die 
Gestaltung unserer Zahlungsbilanz ab. Ohne einen gesunden Export 
ist England nicht in der Lage, seine große Lebensmittel- und Rohstoff- 
einfuhr zu bezahlen, auf der die Ernährung seiner Bevölkerung und die 
Versorgung seiner Industrie mit Arbeitsmaterial beruht. Während vor 
dem Kriege nur unsere Eisen- und Stahlindustrie stark auf dem Welt- 
markt zu kämpfen hatte, werden wir heute in unserem Kohlenhandel, 
ım Schiffs- und Maschinenbau, in der Woll- und Baumwollindustrie und 
in anderen wichtigen Zweigen unserer nationalen Industrie hart be- 
drängt. 

Ich will andererseits gern zugeben, daß der Kern unserer Wirtschaft 
gesund ist. Sollte es uns gelingen, einen dauernden und gesicherten 
Wirtschaftsfrieden herbeizuführen, so würden wir in der Lage sein, den 
Wettbewerb auf dem Weltmarkt erfolgreicher als jetzt zu bestehen. 
Die große Frage ist nur, ob es uns möglich sein wird, diesen Frieden zu 
erlangen. Nach den Schwierigkeiten, die man bisher in dem Suchen 
nach der Einigungsformel beobachten konnte,und nach dem ungünstigen 
Stande in den Verhandlungen zur Beilegung der Krise im Kohlenberg- 
bau habe ich in dieser Beziehung große Befürchtungen. Wir bedürfen 
vor allem einer tieferen Erkenntnis der fundamentalen Wirtschafts- 
gesetze. Vielfach sind wir selbst an unseren Schwierigkeiten schuld. Rei- 
bungen aller Art und ein ungesunder Geist der Unversöhnlichkeit ent- 
springen daraus, daß Kapital und Arbeit sich nicht verstehen wollen, 
statt zu versuchen, sich zum gemeinsamen Wohl auf einer gemeinsamen 
Plattform zu treffen. Um auf dem Weltmarkte wettbewerbs- 
fähig zu sein, brauchen wir Industriefrieden, brauchen wir 
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Zusammenarbeit von Unternehmertum und Arbeiterschaft. 
Wir müssen ganz bewußt den wahren Platz der Arbeiterschaft in unserem 
heutigen Wirtschaftssystem zu ergründen suchen und darauf unsere 
Wirtschaftspolitik einstellen. Es gibt gewiß wenige Unternehmer in 
England, die sich dagegen streuben, dem Arbeiter die Annehmlichkeiten 
des Lebens zu gewähren. Es ist sogar ganz klar, daß, je größer die 
Kaufkraft der Arbeiterschaft ist, es um so besser um die Wirtschaft des 
Landes bestellt ist. 

Man begegnet bei den Untersuchungen über die Herbeiführung des 
Industriefriedens oft der Frage, aus welchem Grunde wohl Amerika in 
der Lage ist, höhere Löhne zu zahlen als irgendeine andere Industrie- 
nation und trotzdem auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig zu sein. Es 
gibt verschiedene Gründe hierfür, weshalb ein gleiches in England nicht 
möglich ist. Erstens verteuern hohe Steuern und umfangreiche lokale 
Abgaben die Preise der englischen Waren, und zum anderen hindert diese 
hohe Belastung den englischen Fabrikanten daran, seinen Betrieb modern 
auszugestalten und durch Rationalisierung wettbewerbsfähiger zu 
machen. Endlich ist aber auch die Haltung der englischen Arbeiterschaft 
allen Neuerungen gegenüber durchaus ablehnend, und insbesondere die 
englischen Gewerkschaften sind in dieser Beziehung von 
durchaus veralteten Anschauungen befangen. Das haben erst 
wieder die Verhandlungen in dem Generalstreik gezeigt. Hier also muß 
erst eine Änderung der ganzen Haltung unserer Arbeiterschaft einsetzen. 
Auf der anderen Seite müßte sich aber auch die Haltung der Arbeit- 
geber grundlegend ändern. 

Ich würde es für wertvoll halten, wenn ein Ausschuß führender 
Industriekapitäne und Gewerkschaftsleiter gebildet würde, dem führende 
Nationalökonomen angegliedert werden könnten, und der die Aufgabe 
hätte, die Grundprinzipien einer neuen Wirtschaftspolitik festzulegen. 
Hierdurch könnte meiner Meinung nach ein Weg zum Wirtschaftsfrieden 
eröffnet werden. Wir brauchen uns vor den Lehren des Sozialismus nicht 
zu fürchten. Selbst ein Sozialist, der seine Ideen bis zur letzten Kon- 
sequenz durchführt, kann an den fundamentalen Wirtschaftsgesetzen 
der Produktion, der Verteilung und des Verbrauches nicht vorüber. Ganz 
gleich, ob Kapitalist oder Sozialist, die Zerstörung irgendeines Wertes 
— sei es durch Krieg oder Generalstreik — machen jedes Mitglied einer 
Staatsgemeinschaft ärmer und drücken seinen Lebensstandard herunter. 
Jeder Staatsbürger andererseits, der den Reichtum des Staates erhöht, 
bietet auch jedem anderen Mitbürger die Möglichkeit, einen höheren 
Lebensstandard zu gewinnen. Das ist ein fundamentales Wirtschafts- 
gesetz, dem sich weder der Individualist noch der Sozialist verschließen 
kann. 

Mit einer besseren Verständigung zwischen Unternehmertum und 
Arbeiterschaft und mit einer besseren Kenntnis unserer eigenen Kräfte 
scheint mir kein Grund vorhanden zu sein, weshalb wir nicht die Lage der 
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Industrie verbessern könnten. Ich bin sogar der Meinung, daß gerade 
England einen weit höheren Lebensstandard erreichen kann, als alle 
diejenigen Länder, mit denen es augenblicklich auf. dem Weltmarkte in 
einem heftigen Wettbewerb steht und denen zu unterliegen es augen- 


blicklich in Gefahr ist. 


ROHSTOFFMONOPOLE. 


Von Sir GEORGE BEHARREL, D. S. O., London, 
Präsident der Dunlop Rubber Comp. Ltd. 


Nachdem sich der Sturm der anglo-amerikanischen Kontroverse über 
die Manipulation der Gummipreise etwas gelegt hat, erscheint es mir 
angebracht, diese ganze Frage noch einmal aufzurollen, nicht etwa um 
diese unfruchtbare Diskussion aufs Neue aufleben zu lassen, sondern 
um das weit wichtigere Problem der Vermeidung eines künftigen 
Kampfes um wichtige internationale Rohstoffe vorurteilslos zu er- 
örtern. Zwar ist dieses Problem bei weitem nicht das brennendste 
Problem unserer Zeit; wenn wir jedoch ähnliche Vorgänge wie die anglo- 
amerikanische Gummikontroverse erleben, so kann sich diese Frage zu 
einer sehr bedeutsamen Angelegenheit auswachsen. 

Der Kernpunkt des amerikanischen Vorwurfes lief darauf hinaus, 
daß Großbritannien sein durch den sogenannten Stevenson-Plan er- 
zieltes Cummi-,, Monopol“ dazu ausnütze, durch eine Beschränkung der 
Ausfuhr eine Beeinflussung der Preise herbeizuführen. Nach einer etwas 
rohen und nur annähernd zutreffenden Schätzung „kontrollieren“ nun 
vorwiegend britische Interessen zwischen 50 und 55%, der interna- 
tionalen Produktion an Plantagengummi. Andere Länder erfreuen 
sich indessen bezüglich anderer wichtiger Rohstoffe, die von den Indu- 
strienationen mindestens ebenso dringend gebraucht werden wie Gummi, 
einer weit günstigeren Position. Glücklicherweise sind die wichtigsten 
Rohstoffe der Welt, wie etwa Getreide oder Kohle, in einem dermaßen 
großen Ausmaß über die Erdoberfläche verteilt, daß sie der Kontrolle 
einer einzelnen Nation entzogen sind. Aber die Anzahl wichtiger Roh- 
stoffe, die der Kontrolle einer einzelnen Nation unterstehen, ist doch 
groß genug, um an sich alarmierend zu wirken. Erdöl, Baumwolle, 
Wolle, Gold, Silber, Kupfer, Tee, Kaffee, Jute, Kali und Rohseide sind 
derartige Rohprodukte. Fürwahr, eine recht umfangreiche Liste, die 
zudem keineswegs erschöpfend ist! Eine zum Zwecke der Vergeltung 
ausgeübte Ausfuhrbeschränkung eines oder mehrerer dieser Rohstoffe 
würde in der Tat den Wiederaufbau der Weltwirtschaft noch erheblich 
schwieriger gestalten, als dies heute an sich schon der Fall ist. In der 
Liste mächtiger Monopolländer stehen die Vereinigten Staaten von 
Amerika an erster Stelle. Sie sind das Land der reichsten Rohstoffquellen 
und daher das Land, das eine Ausnutzung seiner „Monopolstellung“ 
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am stärksten fühlbar machen könnte. Zu den wichtigsten Rohstoffen 
der Weltwirtschaft, die amerikanischer Kontrolle unterstehen, gehören 
Erdöl und Baumwolle; von ersterem kontrolliert die Union über 70%, 
von letzterem etwa 55%. Andere amerikanische „Rohstoff-Monopole“ 
— ich gebrauche das Wort für jene Rohprodukte, die in einem Ausmaße 
von über 50% der Welterzeugung in einem Lande erzeugt werden — 
sind Kupfer, Zink und Tabak. Von anderen Ländern des amerikanischen 
Kontinents besitzt Chile ein Salpetermonopol, dessen Wirkungsgrad 
jedoch durch die Herstellung von Kunstdünger etwas gemildert wird, 
während Brasilien mit einer Produktion von 60— 70% der internationalen 
Kaffeegewinnung ein Kaffeemonopol besitzt. Im britischen Weltreich 
verfügen verschiedene Teile über wichtige Rohstoffmonopole. So sind 
z. B. Australien und Neu-Seeland in der Lage, mehr als die Hälfte der 
internationalen Wollproduktion zu liefern, Südafrika mehr als die 
Hälfte der internationalen Goldgewinnung. Indien und Ceylon erzeugen 
etwa 50% der internationalen Teeproduktion, Britisch-Indien etwa 60% 
der internationalen Reisproduktion und fast 100% der internationalen 
Juteproduktion. Weitere Beispiele einer Monopolstellung gewisser 
Länder sind Deutschland mit etwa 75% der internationalen Kali- 
produktion, Rußland mit über 50% der internationalen Flachsproduktion 
und Japan mit etwa 80% der internationalen Rohseideproduktion. Man 
könnte diese Liste noch erweitern, doch es genügen ja die vorgebrachten 
Beispiele, um zu zeigen, daß, falls ähnliche Kontroversen, wie wir sie 
vor kurzem bezüglich des Gummis zwischen Amerika und England erlebt 
haben, sich auch bezüglich anderer Rohstoffe entwickeln würden, wir 
damit eine ungeheuer gefährliche Entwicklung beschreiten würden. 

Glücklicherweise besteht eine derartige Gefahr aber nur in einigen 
überhitzten Gemütern. Eine selbstsüchtige Kontrolle bestimmter Roh- 
stoffe ist eine Politik, die auf das Land, das diese Politik durchzuführen 
versucht, letzten Endes in ungünstiger Weise zurückwirken würde. 
Eine solche Politik ist aber auch schwer durchführbar; sie würde sicherlich 
auch schädlicher für die Wirtschaftsbelange des betreffenden Landes 
sein als etwa die Aufrichtung eines Hochschutzzollwalles um wenig 
leistungsfähige und ungesunde einheimische Industrien. Trotzdem sehen 
wir eine derartige Hochschutzzollpolitik in vielen Ländern durchgeführt; 
niemand, der die Geschichte der Zolltarifentwicklung in der Nachkriegs- 
zeit verfolgt hat, wird sich der Überzeugung verschließen können, daß 
wirtschaftlich gesunder Menschenverstand in der ganzen Welt zeitweilig 
von politischen Hitzköpfen gefährdet wird. In gewissen Fällen ist auch 
die Kontrolle von Rohstoffen als Vergeltung eine Waffe, die sich ver- 
hältnismäßig leicht dem Willen fügt und sich besonders bei solchen 
Regierungen einer gewissen Vorliebe zu erfreuen scheint, die den Geist 
von Locarno nicht recht erfaßt haben. 

In dem Problem der internationalen Rohstoffkontrolle liegt natürlich 
eine dauernde Gefahr für den Wirtschaftsfrieden der Welt und ein 
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mächtiges Hindernis für den Wiederaufbau des Welthandels. Weise 
Politik besteht aber nicht nur darin, daß man sich Problemen dann zu- 
wendet, wenn sie einen Grad erreicht haben, auf welchem unbedingt 
gehandelt werden muß, sondern wenn man sich auf die großen Probleme, 
die in Zukunft sich zu entwickeln vermögen, beizeiten vorbereitet. Vor 
dem Jahre 1914 bestand keinerlei Organisation, durch die auf dem Wege 
einer internationalen Aktion die Gefahr eines Krieges durch den Kampf 
um die Rohstoffe vermieden werden könnte. Heute sind wir in der 
glücklichen Lage, eine derartige Organisation im Völkerbund zu be- 
sitzen, denn der Völkerbund bereitet schon entsprechende Maßnahmen 
vor. Unter seinem Vorsitz wird eine internationale Wirtschaftskonferenz 
im Frühherbst in Genf stattfinden, deren Hauptthema die Frage der 
internationalen Zollpolitik bilden wird. Hierbei wird man nach Mitteln 
und Wegen suchen, um durch internationale Abmachungen einen Abbau 
der Zolltarife zu erzielen, durch die der Welthandel in so schädlicher 
Weise betroffen wird. Die Aufgabe ist selbstverständlich schwer. Über- 
spannter Nationalismus, politische Eifersucht und Verkennung der inter- 
nationalen Wirtschaftszusammenhänge werden sich gegen ihre Durch- 
führung erheben. Trotzdem darf man die Hoffnung auf Erfolg nicht auf- 
geben. Die Idee zu der ganzen Konferenz kommt aus dem protektio- 
nistisch eingestellten Frankreich; es bestehen auch genügend Anzeichen 
dafür, daß von den jüngeren Nationen, die ihre Entstehung dem Friedens- 
vertrage von Versailles verdanken, zu der Überzeugung gekommen sind, 
daß ihr Traum einer wirtschaftlichen Unabhängigkeit ein Traumbild 
war. Falls wir die Hoffnung hegen dürfen, Fortschritte in dem Abbau 
der internationalen Zollschranken zu machen, so dürfen wir auch er- 
warten, bezüglich der nationalen Kontrolle wichtiger Rohstoffe zu 
irgendeiner Verständigung zu kommen. Auch dieses Thema sollte 
daher in das Diskussionsprogramm aufgenommen werden 
und mit den Vorarbeiten sofort begonnen werden. 

Auch hier natürlich werden wir mit gewissen Eifersüchteleien, mit 
einem engherzigen Nationalismus, der seine scheinbaren Sonderrechte 
ängstlich wahrt, zu kämpfen haben. Während man in der Tariffrage ein 
bestehendes System, das durch Tausende von mächtigen Interessen 
geschützt und verankert ist, bekämpfen will, handelt es sich bei der 
Frage der Rohstoffkontrolle um die Vermeidung einer künftigen Gefahr. 
Ich glaube, wir sind eher berechtigt, in der letzten Frage einen Erfolg 
erwarten zu dürfen, als in der ersteren. Dringend bedürfen beide 
Probleme der Lösung, denn die internationalen Interessen 
verlangen energisch einen Abbau all jener Hindernisse — 
der bestehenden und der in Zukunft sich entwickelnden 
— die sich dem freien Warenaustausch unter den Völkern 
der Erde entgegensetzen. 
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ABBAU DER INTERNATIONALEN ZOLLSCHRANKEN! 
Von WALTER T. LAYTON, Herausgeber des Londoner , Economist“. 


Der Verfasser des nachstehenden Auf- 
satzes nimmt als englischer Delegierter an der 
kommenden Weltwirtschaftskonferenz teil. 

Es ist im Laufe der letzten Jahre immer mehr eine Angelegenheit 
der allgemeinen Erkenntnis geworden, daß eine allseitige Stabilisierung 
der Währungen allein keineswegs genügend ist, um Europa wieder wirt- 
schaftlich der Gesundung entgegenzuführen. Man hat vielmehr ein- 
gesehen, daß, falls dieser Wiederaufbau wirklich erfolgreich durch- 
geführt werden soll, der politische Frieden von Locarno durch einen 
Wirtschaftsfrieden der Kulturnationen vertieft und erweitert 
werden muß. Da man vielerorts sich keineswegs klar darüber ist, welche 
Schritte zur Erlangung dieses Wirtschaftsfriedens zunächst unternommen 
werden müssen, begrüßt man die mannigfachen Diskussionen zu diesem 
Thema, die in vielen Teilen der Welt und besonders in Deutschland im 
Gange sind, als wichtige Vorarbeiten. 

Bis zum Jahre 1925 hatte man Deutschland das Recht der freien 
Entscheidung in Zollfragen durch den Friedensvertrag von Versailles 
genommen; kein Wunder, daß dieses seine wiedergewonnene Freiheit 
dazu benutzte, um seine Zolltarife aufs neue den Tarifen der anderen 
Länder anzupassen und nicht nur seine Landwirtschaft, für deren 
Produkte der Zollschutz während des Krieges gefallen war, sondern auch 
seine Industrie zu schützen. In weiten Kreisen des deutschen Volkes er- 
kannte man jedoch bald, daß eine Hochschutzzollpolitik nicht die richtige 
Wirtschaftspolitik für Deutschland sei. In seiner gegenwärtigen Lage 
ist es für Deutschland außerordentlich wichtig, sich die Auslandsmärkte 
aufs neue zu erschließen, besonders schon deshalb, weil Deutschland 
exportieren muß, um Reparationen zahlen zu können. Deutschlands 
Wirtschaftsführer, seine Fabrikanten, Bankiers und Unternehmer stehen 
andererseits stark unter dem Eindruck der vollkommen neuen Pro- 
duktionsmethoden, die Amerika entwickelt hat und die bisher Uner- 
hörtes an Leistungsfähigkeit und niederen Herstellungs- 
kosten darstellen. Zurzeit sind zwar Amerikas Wirtschaftsinteressen 
vorwiegend auf den inneren Markt gerichtet, aber die deutsche Ansicht 
geht dahin, daß auch der Fabrikant der Alten Welt sich über kurz oder 
lang vor das Problem gestellt sehen wird, die amerikanische Leistungs- 
fähigkeit in der Massenproduktion zu erreichen oder gar zu überbieten, 
falls er nicht die Hoffnung aufgeben will, in Südamerika, im fernen Osten 
und in gewissen europäischen Ländern dem amerikanischen Wettbewerb 
zu unterliegen. Man ist nun vielfach der Überzeugung, daß die Alte 
Welt nur dann in der Lage sein wird, mit der Neuen Welt erfolgreich 
in Wettbewerb zu treten, falls Westeuropa in wirtschaftlicher 
Beziehung ein einziges großes Absatzgebiet wird. Diese Idee 
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ist der deutschen Auffassung durch die Entwicklung im 19. Jahrhundert 
geläufig geworden. Jeder Deutsche weiß, daß die Größe des früheren 
deutschen Kaiserreiches auf die Zollunion, welche die einzelnen Staaten 
des deutschen Staatengebildes in enge wirtschaftliche Beziehungen 
brachte, zurückgeht. Das neue Europa — so sagt man sich — muß einen 
ähnlichen Bund aufzurichten versuchen. 

Die verschiedenen Vorschläge zu diesem Ziele bewegen sich zwischen 
Anregungen für einen gemeinsamen Abbau der Zolltarife auf dem Wege 
von Handelsverträgen bis zu dem Vorschlag einer Mitteleuropäischen 
Zollgemeinschaft mit innerem Freihandel. Ein interessanter Vorschlag, 
der zwischen diesen beiden Anregungen liegt, geht dahin, daß die west- 
europäischen Länder einen Standard-Zolltarif annehmen sollten, der sie 
in die Lage versetzt, mit anderen Ländern auf dem Wege eines Einheits- 
tarifes zu verhandeln. Daß diese Ideen nicht rein akademischer Natur 
sind, geht schon daraus hervor, daß Deutschland in seinen Zolltarif- 
verhandlungen mit Frankreich seinem früheren Gegner eine Zoll- 
union anbot. 

Frankreich hat sich diesen Vorschlägen gegenüber nicht etwa voll- 
ständig ablehnend verhalten, aber nach 18 Monaten der Unterhandlungen 
mit Deutschland sind diese Verhandlungen noch immer nicht zum Ab- 
schluß gekommen. Es ist dies natürlich in der Hauptsache Frankreichs 
eigene Schuld, denn es hat sich stets geweigert, Deutschland oder irgend- 
einem anderen Lande die Meistbegünstigungsklausel einzuräumen. Im 
Frieden von Frankfurt nach dem Kriege von 1870/71 wurde Frankreich 
gezwungen, Deutschland die Meistbegünstigung als Dauervorrecht zu 
gewähren. Seitdem faßt man die Meistbegünstigung in Frankreich als 
eine Art Symbol für die Niederlage auf. Die Folge hiervon ist, daß 
seitdem Frankreich die Aufrollung der Meistbegünstigungs- 
frage in seinen Wirtschaftsunterhandlungen aus rein ge- 
fühlsmäßigen Gründen abgelehnt hat. Trotzdem ist sein anderer 
Plan, mit jedem Lande einzeln auf Grund besonderer Abmachungen zu 
verhandeln, gleichfalls völlig zusammengebrochen. Es besitzt daher in 
der Tat keine wirksame Waffe, um Zolltarifverhandlungen auf wirklich 
wirksame Weise zu führen. Die Einverleibung von Elsaß und Lothringen 
drängt aber andererseits Frankreich dazu, eine Exportnation zu werden. 
Es ist daher anzunehmen, daß es der Idee für einen Abbau der Zoll- 
tarife in Europa außerordentlich sympathisch gegenüber- 
steht. 

Aber während Deutschland einen Freihandel durchaus ruhig erwarten 
kann und sogar der Überzeugung leben kann, daß es nicht nur seine 
Industrievorherrschaft in Europa aufrechterhalten, sondern sogar aus 
dehnen kann, ist Frankreich keineswegs so sicher, daß sich seine Industrie 
gegen die europäische Konkurrenz wird wirksam behaupten können. 
Außerdem hält Frankreich zähe an dem Gedanken fest, daß bestimmte 
Industriezweige erhalten bleiben müssen — nämlich die Zweige der 
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Rüstungsindustrie — ganz gleich, ob diese Industrien unter gleichen Be- 
dingungen mit den Konkurrenzunternehmungen anderer Länder wett- 
bewerbsfähig sind oder nicht. Die öffentliche Meinung Frankreichs ver- 
bindet daher mit der Idee eines Zollabbaues sogleich die Frage von 
internationalen Abmachungen. Jedes Land soll in bestimmten 
Grenzen seinen Anteil an europäischen und ausländischen Märkten 
garantiert erhalten. Diese Abmachungen sollen nach mancher Auf- 
fassung die Form reiner Kartellabmachungen zwischen einzelnen Per- 
sonen oder Firmen (auch Industriegruppen) annehmen, nach anderer 
aber auch die Form von Abmachungen, an denen die Regierungen teil- 
nehmen. Vorausgesetzt nun, daß derartige Abmachungen getroffen 
werden könnten, die Frankreich gegen die von ihm gefürchtete Ge- 
fährdung der Wettbewerbsfähigkeit verschiedener Industrien auf dem 
Weltmarkte schützen, würde es sich wohl dazu bereitfinden, eine Be- 
wegung zum Abbau der Zolltarife zu unterstützen. 

Die sich hier von selbst aufdrängende Frage ist die, ob Großbritan- 
nien in ein derartiges System gehen sollte oder nicht. Augenblicklich 
scheint die öffentliche Meinung dahin zu tendieren, daß Rußland, welches 
es mit seinem Außenhandelsmonopol schwierig macht, überhaupt zu 
einer Verständigung zu kommen, ausgeschlossen werden sollte, und daß 
auch Großbritannien herausbleiben könne, weil man annimmt, daß 
England es vorzieht, mehr und mehr ein eigenes Zollsystem mit seinen 
Kolonien und Dominions aufzubauen. Frankreich andererseits ist natür- 
lich Deutschland gegenüber noch immer sehr mißtrauisch; es würde sich 
natürlich in einer Organisation, in der England und Deutschland die 
beiden Hauptpartner und es selbst das Zünglein der Wage bilden würde, 
wohlerfühlen. | 

Es ist zu bezweifeln, daß Großbritannien tatsächlich bewußtermaßen 
eine Wirtschaftspolitik in der Richtung einer engeren Gemeinschaft mit 
seinen Dominions fortführen würde, falls das Ergebnis davon wäre, die 
Welt in drei große Zolltarifeinheiten zu spalten: Europa, das britische 
Weltreich und die Vereinigten Staaten. Europa liegt zu nahe vor 
unserer Tür, als daß wir uns ihm gegenüber abriegeln 
dürften; es ist unser größter Markt, und es ist uns keines- 
wegs klar, daß wir unsere gegenwärtige günstige Position 
in den Dominions aufrechterhalten können. Die jetzt be- 
gonnenen Vorarbeiten für die Weltwirtschaftskonferenz werden die 
Tendenzen der künftigen Entwicklung wahrscheinlich klarer hervor- 
treten lassen. 
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DER KAMPF UM DAS ERDÖL. 
1. Die Bedrohung der Erdölproduktion. 
Von Prof. L. DUDLEY STAMP, Geologisches Institut, Rangoon. 


Eine kürzlich veröffentlichte Übersicht über die Entwicklung der 
internationalen Rohölproduktion begann mit den folgenden vielsagen- 
den Sätzen: „Die Rohölproduktion der Welt hat im Jahre 1924 eine Ver- 
minderung um etwa 1 Million metrische Tonnen, d. h. um etwa 0, 8% im 
Vergleich zum Jahre 1923 erfahren. Der Rückgang geht in der Haupt- 
sache auf die verringerte Produktion in den Ver. Staaten und in Mexiko 
zurück.“ 

Die vielleicht an sich noch belanglose Verminderung der internationa- 
len Erdölproduktion rückt trotzdem das große Problem der künftigen 
internationalen Erdölversorgung wieder in den Vordergrund. Sie läßt die 
Frage begreiflich erscheinen, ob eine Bedrohung der Weltversorgung 
mit Erdöl besteht. Bis zum Jahre 1923 ist die jährliche Produktion 
in einer geradezu Staunen erregenden Weise sprungweise gestiegen 
und widerlegte damit alle Prophezeiungen von dem baldigen Versiegen 
der Welterdölbestände. Der außerordentliche Erfolg neuentdeckter 
Erdölgebiete, von denen jedes scheinbar reicher und wertvoller als das 
vorhergehende war und die alle wie durch Zauberkraft in der Union 
gefunden werden, war in der Hauptsache Grund dieses unerwarteten 
Aufstieges. 

Die starke Zunahme der internationalen Produktion geht aus fol- 
gender Tabelle hervor: 


(in 1000 tons) 


1913 1918 1923 1924 

Ver. Staaten 35,492 | 50,847 | 97,654 94,302 
Mexiko 2 u, so 3,774 9,354 21,440 20,000 
Rußland. 8.976 3,756 | 5,400 6,000 
Persien 244 1.131 i 3,361 4,313 
Andere ausländische Gebiete 5,137 4,765 6,655 8,643 
Britisches Weltreich 1,552 1,836 2,132 2,289 
Weltproduktion: 55,175 71,689 136,642 135,547 


Nun aber ist der Halteruf erschallt, die Welt blickt ängstlich ın die 
Zukunft. Wenn wir versuchen wollen, die Aussichten der internationalen 
Erdölgewinnung — unter Ausschaltung von Schieferöl — für die nächsten 
fünf Jahre zu untersuchen, so müssen wir zunächst die Verhältnisse 
in den Vereinigten Staaten untersuchen. Man darf mit Recht behaupten, 
daß die amerikanische Petroleumindustrie es in starkem Maße an einer 
rentablen Bewirtschaftung der Erdölvorkommen hat fehlen lassen. Die 
Sucht nach einem schnellen Reichtum stand meist an erster Stelle und 
der Rückgang im Preise für Erdöl ist durch erhöhte Ausnutzung vor- 
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handener Quellen auszugleichen versucht worden. Es gab in den letzten 
Jahren Zeiten, in denen die Besitzer einer neuen Quelle froh waren, ihr 
Rohöl zu dem lächerlich geringen Preise von 7 Cts. per Barrel zu ver- 
kaufen und trotzdem reiche Leute zu werden. 

Die Gewähr, daß die Erdölproduktion in der Union in den nächsten 
Jahren stark zurückgeht, besteht zurzeit kaum. Noch liefern die Verei- 
nigten Staaten etwa 70%, der internationalen Erdölproduktion. Die 
Erzeugung des Jahres 1923 war etwa doppelt so groß als diejenige des 
Jahres 1918. Anderseits scheint aber der Höhepunkt überschritten, und 
die nächsten Jahre werden sicherlich einen Rückgang bringen. Der 
Produktionsrückgang mag nur gering sein, eine große Rolle werden aber 
diehöheren Generalunkosten der Erdölgewinnung ausmachen. 
Die Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Produktionsumfanges hängt 
von drei Faktoren ab. Von einer tieferen Bohrung, von der Entdeckung 
neuer Gebiete und von einer Verbesserung der Produktionsmethoden, 
nach welcher eine große Menge des Erdöls, das augenblicklich im Ölsande 
meist verloren geht, für die Gewinnung wieder herangezogen wird. 
Der erste und dritte dieser Faktoren bedingen natürlich erhöhte Ge- 
stehungskosten, der zweite ist der große unbekannte Faktor, der alle 
Berechnungen über den Haufen werfen kann. Es ist indessen kaum 
möglich, daß die Entdeckung neuer Felder sich künftig in demselben Maße 
fortsetzen wird, wie dies in den letzten Jahren der Fall gewesen ist, 
wo viele sogenannte Wild-Cat-Distrikte ausgeschlachtet wurden. Die 
Lage läßt sich vielleicht dahin zusammenfassen, daß die Union ihre Pro- 
duktion in den nächsten fünf Jahren annähernd aufrechterhalten wird, 
ihr Anteil an der Welterdölproduktion aber durch eine erhöhte Erzeugung 
in anderen Ländern herabgedrückt wird. 

In Mexiko, dem zweitwichtigsten internationalen Erdölproduzenten, 
spiegelt sich in den schwankenden Ziffern der Rohölproduktion der Ein- 
fluß der unsicheren politischen Lage wieder. Im allgemeinen kann man 
sagen, daß das, was für die Vereinigten Staaten zutrifft, auch für Mexiko 
Geltung hat und daß dort das Maximum der Produktion im Jahre 1921 
erreicht wurde. 

Ein gleiches Bild bietet Rußland, wo politische und wirtschaft- 
liche Ereignisse die Produktion in erheblichster Weise beeinflußt haben 
und wo der höchste Punkt der Produktionskurve im Jahre 1915 erreicht 
wurde. Hier gab es vom Jahre 1917 zum Jahre 1918 den großen Ein- 
schnitt, der einen ungeheuren Rückgang der Produktion einleitete. 
Erst im letzten Jahre haben sich die Verhältnisse etwas gebessert und 
Rußland ist eines der aussichtsvollsten Produktionsgebiete der Zukunft. 

Die Geschichte der persischen Erdölproduktion bildet einen 
auffallenden Gegensatz zu der Entwicklung der amerikanischen Erd- 
ölproduktion. Persien erscheint im Jahre 1913 in der internationalen 
Erdölstatistik mit einigen 100000 t, aber die Jahresproduktion der Anglo- 
Persian Oil Co. beträgt jetzt nahezu 5 Millionen t. Es besteht nicht der 
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geringste Zweifel, daß sich die Erzeugung Persiens noch ungeheuer — 
vielleicht auf den dreifachen Betrag im Jahre — steigern läßt. Die 
Erzeugungskapazität Persiens ist nicht viel geringer als die heutige 
Produktion Mexikos. Es hängt natürlich ganz von der Produktions- 
politik der Anglo-Persian Oil Co. ab, ob die nächsten Jahre eine be- 
deutende Erweiterung der Produktion bringen, oder ob sie nur eine Auf- 
rechterhaltung des gegenwärtigen Produktionsprogramms aufweisen 
werden. 

Beim Versuch, die Aussichten in anderen Teilen der Welt zu skizzieren, 
muß man erst eine Menge von Mißverständnissen von seiten des Publi- 
kums über die bisher noch unerforschten Regionen aus dem Wege 
räumen. Man kann sagen, daß in den letzten zehn Jahren eine zumindest 
oberflächliche Untersuchung von Erdölgeologen in fast allen Teilen der 
Welt stattgefunden hat und daß große Gebiete als unbrauchbar fest- 
gestellt wurden. 

Die besten Aussichten für die nächsten fünf Jahre bietet scheinbar 
Südamerika, nämlich Venezuela, Peru und die Abhänge der Andennen 
auf der argentinischen Seite. Südamerika ist noch ein ziemlich unent- 
wickelter Erdteil und der Ausbau seiner Erdölvorkommen wird bereits 
in erheblichem Maße unter großen Kosten in Angriff genommen. 
Man kann daher für die nächste Zukunft mit einem schnellen und stetigen 
Aufschwung rechnen, ja es ergibt sich sogar auf weite Sicht die Mög- 
lichkeit, daß gewisse südamerikanische Gebiete den Vereinigten Staaten 
in ernsthafter Weise Konkurrenz machen werden. 

Die Schwierigkeiten der Entwicklung im hohen Norden hindern 

einen schnellen Fortschritt in Kanada, doch sind hier die Aussichten 
in dem sogenannten Mac Kenzie Feld gut. 
Mit Ausnahme von Rumänien sind die Aussichten in Europa ziem- 
lich ungünstig, und die Entwicklung muß sich hier in engen Grenzen 
halten. Selbst in Polen wird die Millionen-t-Grenze kaum erreicht 
werden. 

Afrika kommt für die Erdölproduktion nur in ganz geringem 
Maße in Frage, doch ist man sich über die Vorkommen in der Wüste 
Sahara noch nicht ganz im klaren. Hier würden die nächsten fünf Jahre 
jedenfalls eine zu kurze Zeit für eine wirklich nennenswerte Pro- 
duktion bilden. 

Asien bietet dagegen größere Möglichkeiten. Mesopotamien kann 
leicht ein zweites Persien werden. Auch in Beludschistan ist eine 
Entwicklung der Erdölvorkommen nur durch die ungünstige wirtschaft- 
liche Lage verhindert. Japan bietet kaum größere Möglichkeiten, da 
es geologisch beinahe völlig abgetastet ist, dagegen bietet die Insel 
Sachalin noch gewisse Entwicklungsmöglichkeiten, die gegenwärtig von 
Japan ausgeschlachtet werden. 

In Australien gibt es nur ein oder zwei Distrikte, wo Bohrversuche 
wünschenswert wären, doch scheinen die Aussichten hierfür wenig ver- 
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sprechend zu sein. Neu-Guinea hat gewisse Möglichkeiten, doch ist 
hier eine Entwicklung in nächster Zeit unwahrscheinlich. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß in den nächsten fünf Jahren 
die gegenwärtige Weltproduktion ungefähr aufrechterhalten wird, vor- 
aussichtlich aber unter erhöhten Kosten. In den Vereinigten 
Staaten und in Mexiko ist ein Rückgang der Produktion 
wahrscheinlich, dem jedoch eine Steigerung der Produk- 
tion in Südamerika, Rußland und Persien sowie im nahen 
Osten gegenüberstehen dürfte. 


2.Der Kampf zwischen Kohle und Erdöl. 
Von DAVID EVANS, Cardiff. 


Sir Ernest W. Glover, der bekannte englische Wirtschaftsführer, 
hat im Verlauf seiner Ausführungen vor der Kohlenkommission folgende 
interessante Angaben gemacht: von einer Gesamttonnage von 62,8 Mil- 
lionen t werden 81% durch Kolbendampfmaschinen, 14,6%, durch 
Dampfturbinen und 4,4% durch Motore betrieben, während zu Anfang 
des Jahres 1926 von den im Bau befindlichen Schiffen 52%, mit Motoren, 
30% mit Kolbendampfmaschinen und 18%, mit Dampfturbinen aus- 
gestattet waren. Während also rund 81% der vorhandenen Handels- 
fahrzeuge durch Kolbendampfmaschinen betrieben werden, werden nur 
30% der im Bau befindlichen Tonnage für diese Betriebsart eingerichtet. 
Der Prozentsatz der Fahrzeuge mit Motorantrieb hat sich dagegen von 
4,4% auf 52% gehoben. Eine andere Tatsache: Im Jahre 1913 betrug die 
internationale Brutto-Tonnage von Dampfschiffen, die in der Lage waren, 
sowohl Kohle wie Erdöl zu verfeuern, 1,3 Millionen t und diejenigen von 
Motorschiffen 234287 t. Im Juli 1925 dagegen hatte sich die Tonnage 
der Fahrzeuge, die in der Lage sind, sowohl Kohle wie Erdöl zu brennen, 
auf 17,8 Millionen t gehoben und diejenige von Motorschiffen auf 2,7 Mil- 
lionen t. 

Derartige Statistiken, die sich nach Bedarf erweitern ließen, haben 
den Eindruck erweckt, daß die Tage für die Verwendung von Kohle 
für Handelsschiffahrtszwecke gezählt sind und daß die internationale 
Kohlenindustrie sich mit einer sehr ungünstigen Entwicklung in bezug 
auf die Versorgung der Schiffahrt mit Brennstoff vertraut machen müsse. 
Besonders der englische Bergbau und Kohlenhandel würde durch solch 
eine Entwicklung in Gefahr geraten, einer seiner besten Abnehmer 
zu verlieren. Es kann nicht geleugnet werden, daß der englische Kohlen- 
handel bereits durch die erhöhte Verwendung von Erdöl für die Bedie- 
nung der Handelsschiffahrt schwer geschädigt ist. Vor dem Kriege hat die 
britische Admiralität im Jahre etwa 2 Millionen t englischer Kohle 
— hauptsächlich Walliser Qualitäten — für die englische Flotte und die 
britischen Bunkerstationen in heimischen und auswärtigen Häfen benötigt 
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Während des Krieges stiegen die Ankäufe der Regierung sogar bis auf 
20 Millionen t im Jahre. Für das laufende Wirtschaftsjahr sollen die 
Bedürfnisse der englischen Admiralität an Walliser Kohle unter 300 000 t 
liegen. Im Jahre 1913 wurden etwa 21 Millionen t Kohle in englischen 
Heimathäfen als Bunker für ausreisende Fahrzeuge verwandt. Im ver- 
gangenen Jahre war die für Bunkerzwecke benötigte Menge unter 
161, Millionen t. In der Vorkriegszeit lag in englischen Häfen kein 
nennenswerter Bedarf an Erdöl für Bunkerzwecke vor, im Jahre 1925 
dagegen wurden etwa 252 Millionen Gallonen an Bunkeröl benötigt, 
eine Menge, die dem Heizwerte nach etwa einer Menge von 1 ½ Millionen t 
Kohle entspricht. 

Eine bedeutende Kohlenmenge, die als Ballast aus England expor- 
tiert wird, wird für Bunkerzwecke ausländischer Stationen benötigt. 
Sir Ernest Glover schätzt, daß etwa 12%, des gesamten englischen 
Kohlenexportes für derartige Zwecke in Frage kommen. Ich glaube, daß 
diese Schätzung zu niedrig gegriffen ist. Der verstorbene Lord Rhondda, 
der diesem Zweige des englischen Kohlenexportes seine besondere Auf- 
merksamkeit widmete, gelangte zu dem Schluß, daß über die Hälfte 
des gesamten englischen Koblenexportes für Schiffahrtszwecke Verwen- 
dung findet. Man kann sich zu dieser Schätzung stellen wie man will, 
eins wird man nicht leugnen können, daß der allmähliche Verlust eines so 
bedeutenden Großverbrauchers ein gefährlicher Schlag für die gesamte 
englische Wirtschaft sein würde. 

Besteht nun aber eine solche Gefahr? Eine Beantwortung dieser 
Frage muß von zwei Erwägungen ausgehen, nämlich von der Frage der 
Vorräte und des Preises. In der ersten Frage können wir beruhigt sein, 
denn gegenwärtig liegt der Vorteil noch sehr auf seiten der Kohle. 
Die internationale Erdölproduktion macht heute nur etwa ein Achtel der- 
jenigen der internationalen Kohlenproduktion aus oder weniger als ein 
Sechstel, wenn man den Heizwert der beiden Brennstoffe in Rechnung 
stellt. Die Meinungen über die Lebensdauer der augenblicklich be- 
kannten Erdölvorkommen gehen auseinander. Eine Meinungsver- 
schiedenheit besteht aber darüber nicht, daß die heute bekannten Erd- 
ölvorkommen bei der jetzigen Konsumrate verbraucht sein werden, wenn 
die Bestände an Kohlen noch lange nicht erschöpft sind. 

Von größerem, weil augenblicklichem Interesse, ist die Preisfrage 
beider Brennstoffe. Wenn man alle Sparsamkeitsmomente der Ölfeuerung 
in Rechnung setzt, so berechnet Sir Ernest Glover, daß der Kohlenpreis 
mit denjenigen des Erdöls noch konkurrenzfähig ist, wenn beide im 
Verhältnis 66 zu 100 stehen. In anderen Worten, wenn der Erdölpreis 
etwa 72/6 per t beträgt, so könnte der Kohlenpreis, um noch wettbewerbs- 
fähig zu sein, um 48/5 per t liegen. Heute sind Schiffe in der Lage, 
Bunkerkohlen in englischen Häfen bis zum Preise von 14/— per t zu 
erhalten, während der Durchschnittspreis für Standard Bunkeröl 72/6 
und derjenige von Dieselöl 87/6 beträgt. Selbst wenn man daher die 
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verschiedenen Sparsamkeitsmöglichkeiten bei der Verwendung von Erdöl 
in Rechnung stellt, so ist bei den gegenwärtigen Kohlenpreisen noch im- 
mer der Vorteil zu ganz erheblichem Maße auf seiten der Kohle. Solange 
dieser Vorteil bestehen bleibt, braucht man keine ernsthafte Konkurrenz 
des Erdöls bei der Bunkerversorgung von Tramp-Dampfern, die den Haupt- 
teil der Schiffahrtsflotte der Welt darstellen, zu fürchten. Ein oder zwei 
erstklassige Linienrouten, wie z.B. die nordatlantische Passagier- 
schiffahrt, wo Schnelligkeit, Sauberkeit und der Komfort der Passagiere 
von höchster Wichtigkeit sind, sind vielleicht dauernd für den Kohlen- 
handel verloren. Die britische und auch einige ausländische Flotten 
werden sicherlich an ihrer jetzigen Praxis der Verwendung von Erdöl 
anstatt von Kohle festhalten, aber mit dieser Ausnahme wird sich die 
Nachfrage der Handelsschiffahrt weiterhin in der Hauptsache auf Kohle 
erstrecken. In dieser Hinsicht ist es gewiß bedeutsam, daß sich gerade 
infolge der sehr viel geringeren Unkosten bei der Verwendung von Kohle 
für den Betrieb von Schiffen eine ganze Anzahl von Fahrzeugen in 
letzter Zeit von Erdöl auf Kohlenfeuerung umgestellt haben. 


RÜSTUNGS-MASSSTÄBE. 
Bemerkungen zur Anti-Abrüstungskonferenz in Genf. 


Von Dr. ARTHUR DIX. 


Seit Wochen tagte (und tagt beim Erscheinen dieser Zeilen viel- 
leicht noch) in Genf die Konferenz, die unter dem Namen „Abrüstungs- 
konferenz“ berufen ist, einen Grundgedanken des Versailler Friedens- 
vertrages, den einzigen, der aus Wilsons Ideologie in heuchlerischer 
Form hinübergerettet wurde, zu — sabotieren. Deutschland wurde 
in jenem Dokument die Abrüstung mit der ausdrücklichen Begründung 
auferlegt, daß sie die Einleitung bilden soll zu einer allgemeinen Ab- 
rüstung. Wird diese grundlegende Voraussetzung der Versailler Be- 
stimmungen nicht erfüllt, so kann logischerweise die deutsche Auf- 
fassung nur dahin gehen, daß der Vertrag im ganzen durch- 
löchert, von der Gegenseite nicht gehalten und demzufolge hin- 
fällig ist. Auch andere Staaten, die sich aus irgendwelchen Gründen 
nicht in der Lage sehen, das nicht nur andauernde, sondern gegenüber 
der Vorkriegszeit noch wesentlich gesteigerte Wettrüsten der Welt- 
mächte mitzumachen, würden allen Anlaß haben, sich diesem Stand- 
punkt anzuschließen, der zunächst auch der Standpunkt Österreichs, 
Ungarns und Bulgariens sein muß, denen ja gleichfalls Abrüstungs- 
diktate auferlegt worden sind. 

Die Genfer Konferenz, die nur als Vorkonferenz gewertet sein will, 
hat den Zweck, der Welt vorzutäuschen, daß auch die heute führenden 
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Mächte grundsätzlich gewillt wären, die fraglichen Bestimmungen von 
Versailles zu erfüllen. Der Arbeitsplan ist aber wohlweislich so einge- 
richtet, daß Jahre und Jahre darüber vergehen können, bis 
man endlich eingesteht, keinen wirklich brauchbaren, all- 
gemein anerkannten Rüstungsschlüssel zu finden. 


Angesichts der Veränderlichkeiten der physischen Kraft- und Macht- 
verhältnisse und Willensrichtungen der Völker hat die Lösung des Ab- 
rüstungsproblems in der Tat einige Ähnlichkeit mit der Quadratur 
des Zirkels. Es sei gestattet, einige grundsätzliche Bemerkungen zu 
dieser heute wieder so aktuellen Frage wiederzugeben, die ich zu 
Deutschlands Blütezeit in meinem Buch „Die Wurzeln unserer 
Kraft“ (Berlin, Allgemeiner Verein für deutsche Literatur, 1909) ge- 
macht habe, da die wesentlichen Bedenken gegen die Auffindbar- 
keit eines allgemein gültigen Abrüstungsschlüssels, ganz ab- 
gesehen von der gänzlich veränderten Lage Deutschlands, auch heute 
noch volle Gültigkeit haben. 


„Angesichts der Weltlage um uns her und der gerade Deutschland schon infolge 
seiner geographischen Lage beständig drohenden Gefahren können wir uns sicherlich 
nur fragen, wie wir uns ausreichend rüsten, aber nicht, ob wir vielleicht — wie man es 
namentlich im Interesse unserer Finanzen neuerdings wieder immer häufiger als 
wünschenswert bezeichnen hört — abzurüsten vermögen.... 


Eine für uns annehmbare Formel für die allgemeine Abrüstung könnte unter 
keinen Umständen die Zustimmung anderer Mächte finden, und umgekehrt. Denn 
wenn wir beispielsweise die zulässige Stärke des stehenden Heeres im Verhältnis 
zur Bevölkerungsziffer begrenzen wollten, was doch ein ganz plausibler Vor- 
schlag wäre, so könnten wir getrost weiter rüsten, während Frankreich sein stehendes 
Heer ganz bedeutend zu vermindern gezwungen wäre! Ein solches Ansinnen an unsere 
westlichen Nachbarn zu stellen, fällt uns natürlich nicht ein. 


Wollten wir einen anderen Maßstab anlegen, wie etwa den Umfang der zu schüt- 
zenden volkswirtschaftlichen Interessen, was ja theoretisch auch plausibel 
wäre, so müßte England uns ohne weiteres das Recht zugestehen, unsere Kriegsflotte 
in einem solchen Maße zu vergrößern, wie unsere amtlichen Kreise selbst es nicht im 
entferntesten beabsichtigen. 


Schließlich könnte man noch einen dritten Faktor wählen, der als Maßstab 
für die vorzunehmende Abrüstung auch eine gewisse innere Berechtigung hätte: das 
ist das Verhältnis der Ausgaben für Heer und Flotte unter den einzelnen 
Ländern. Auch in diesem Falle müßten die anderen Mächte bei eigener Abrüstung 
Deutschland immer noch das Recht zu vermehrter Rüstung einräumen. 

Es seien nur wenige Zahlenbeispiele herausgegriffen: Frankreich unterhält bei 
knapp 40 Millionen Einwohnern ein ungefähr ebenso starkes Heer wie Deutschland 
mit 60 Millionen. Wir bleiben immer weiter hinter der für unsere Verhältnisse an- 
erkannten Normalziffer von einem Prozent der Gesamtbevölkerung unter der Fahne 
zurück, obwohl es durchaus nicht an Stimmen fehlt, die dafür plädieren, im Interesse 
der Volkserziehung nicht einen geringeren Teil der Bevölkerung durch die Schule des 
Heeres gehen zu lassen. Frankreich dagegen hat seine Kräfte derartig überspannt, 
daß wegen der massenhaften Einstellung von Mindertauglichen in seinem Heer eine 
hohe Sterblichkeit herrscht. 

Auch die lebhaftesten Freunde der Friedensidee erkennen ferner an, daß, was die 
finanzielle Leistungskraft anbetrifft, Deutschland von seinen Nationaleinnahmen einen 
ungleich geringeren Prozentsatz für die sogenannten unproduktiven Zwecke verbraucht, 
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als beispielsweise Frankreich, England, Rußland oder Italien. Auf den Kopf gerechnet, 
sind bekanntlich, wie auch unsere ausländischen Kritiker einräumen, die Ausgaben 
für Heer und Marine in England und Frankreich weit höher als in Deutschland. 


Woher soll man denn aber einen anderen, vernünftigen und berechtigten Maßstab 
für die zulässigen Rüstungen nehmen als aus der Bevölkerungszahl, aus den 
zu verteidigenden volkswirtschaftlichen Interessen und aus der finan- 
ziellen Leistungsfähigkeit — wozu, beiläufig bemerkt, natürlich noch die Be- 
rücksichtigung der geographischen Lage kommen müßte, die gerade Deutsch- 
land zu den höchsten Leistungen berechtigen würde! 


Die in irgendeinem beliebig herausgegriffenen Zeitpunkt gerade vorhandene Rüstung 
kann schlechterdings nicht als Maßstab gelten; es würde allen historischen Entwick- 
lungsmöglichkeiten Hohn sprechen, durch internationale Verträge beispielsweise 
dekretieren zu wollen: an dem und dem Tage setzen alle Nationen ihre Rüstung um 
20 Prozent des vorhandenen Bestandes herab, Wollte Deutschland bei der Abrüstungs- 
komödie mitspielen, so könnte es nicht umhin, auf jene vorhin erwähnten, wenigstens 
einigermaßen brauchbaren Maßstäbe hinzuweisen, und es wäre unausbleiblich, daß 
sich dann die anderen Mächte, am meisten gerade diejenigen, die uns heute am wenigsten 
freundlich gegenüberstehen, durch den Vergleich der tatsächlich vorhandenen Rü- 
stungen und der Rüstungsmöglichkeiten vor den Kopf gestoßen fühlen müßten. 


Eine rein sachliche Behandlung der Abrüstungsfrage unter den erwähnten Gesichts- 
punkten könnte demnach gerade so aussehen wie eine „Verulkung‘“ der Länder, die 
den Abrüstungsgedanken aufrollen, da sie nämlich notwendigerweise zeigen müßte, 
daß bei der Anlegung verständiger Maßstäbe Deutschland immer noch zu einer erheb- 
lichen Rüstungssteigerung berechtigt wäre, wenn andere Staaten, denselben Maß- 
stäben folgend, bereits mit vielleicht 10% abrüsten. Eine Aussprache mit diesem Effekt 
möchte ja vielleicht ganz lehrreich sein; aber sie wäre denn doch wohl zu aufreizend, 
um zweckmäßig erscheinen zu können.... 


Das Deutsche Reich ist nach seiner Größe der dritte, nach seiner Bevölkerung der 
zweite europäische Staat; aber es steht nicht nur nach der Größe seines Flächen- 
gebietes an der dritten und nach der Zahl seiner Bevölkerung an der zweiten Stelle 
unter den europäischen Ländern, was die notwendige Entfaltung seiner Wehrkraft 
anbetrifft, sondern es bleibt auch wohl zu berücksichtigen, daß unter allen Ländern 
der Erde das Deutsche Reich der Staat mit den zahlreichsten Nach- 
barn, und darunter den bestgerüsteten Nachbarn, ist. Die Grenzlage 
Deutschlands zwingt das Reich, sich selbst in die höchste internationale Gefah- 
renklasse einzureihen, wenn es die zu rechtfertigende und zum Schutze seines Volks- 
vermögens notwendig aufzubringende Versicherungsprämie berechnen will“. 


Bei der gegenwärtigen Behandlung des Gesamtproblems in Genf ist 
der angelsächsische Standpunkt, ganz grob gesagt, etwa der, daß 
von dem derzeitigen Rüstungsstande der Hauptmächte für die Zukunft 
sukzessive gewisse Abstriche vorgenommen werden sollen. Frankreich 
für sein Teil hat das Programm in denkbar verwickeltster Form kom- 
pliziert, indem es jede Art Kriegsfähigkeit in Betracht zieht, aber 
nicht etwa dem kriegsfähigsten Lande auch das größte Recht beimessen 
will, sich gerüstet zu halten, sondern im Gegenteil dem weniger kriegs- 
fähigen Lande ein höheres Recht der Rüstung beimessen will. Weil 
Deutschland über 50%, mehr Einwohner zählt wie Frankreich, deshalb 
ist es nach französischer Auffassung gerecht, daß Deutschland nur ein 
ganz winziges Heer halten darf, Frankreich aber bis an die Zähne ge- 
rüstet dasteht. Folgt man derartigen Gedankengängen, dann liegt es 
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auf der Hand, daß Abrüstungskonferenzen bis zum Jahre 3999 tagen 
können, ohne irgendeinen annehmbaren Schlüssel zu finden. 

Deutschland für sein Teil hat auch auf dem höchsten Gipfel seiner 
Macht beispielsweise nicht bestritten, daß ein als Konsument wie als 
Lieferant durchaus auf den überseeischen Markt angewiesenes Insel- 
land wie England eine besonders starke Flotte zur Sicherung dieses 
Überseehandels zu halten berechtigt sei. Wie bekannt, wurde zwischen 
England und Deutschland noch ganz kurze Zeit vor Kriegsausbruch 
über den Flottenrüstungsschlüssel 16:10 verhandelt. Daß ein Land 
mit einem so engen Nahrungsspielraum wie Deutschland 
bei 60 Millionen Einwohnern weniger Schutz für den nach außen ten- 
dierenden Teil seiner Wirtschaftsinteressen zu beanspruchen habe als 
das 40-Millionen-Volk der Franzosen mit verhältnismäßig viel breiterer 
Basis auf dem eigenen Boden und der vor der Tür liegenden 
weiten Ergänzungsbasis seines nordafrikanischen Kolo- 
nialreiches, wird nicht so leicht einleuchtbar zu machen sein. Dazu 
vergleiche man ferner die Grenzlage, die in bezug auf ihre Angreif- 
barkeit so grundverschiedene Lage wichtigster Rohstoffe der 
Rüstungsindustrie und andere Dinge, die zum Teil in den oben 
zitierten Betrachtungen Erwähnung gefunden haben. 

Tatsache ist: Deutschland ist abgerüstet. Deutschland hat, wie 
jeder halbwegs technisch Kundige bezeugen muß, gar keine Möglich- 
keit, etwa innerhalb kurzer Frist wieder Millionenheere mit modernen 
Kriegswerkzeugen auszurüsten. Deutschland ist in den Versailler Be- 
dingungen vorgespiegelt worden, daß es mit seiner Abrüstung nur den 
Vortritt mache, die anderen Mächte aber in entsprechender Weise folgen 
würden. Die erste Abrüstungskonferenz, die auf Versailles folgte, jene 
von Washington, beschäftigte sich vornehmlich mit dem maritimen 
Rüstungsverhältnis zwischen England, den Vereinigten Staaten, Frank- 
reich, Japan und Italien. Die Seerüstung ist heute in erster Linie eine 
Frage der vier interkontinentalen Weltmächte. Die jetzt in Genf zur 
Debatte stehende und sicher noch für lange Jahre auf der Tagesordnung 
bleibende Frage der Landrüstung ist zunächst eine Angelegenheit der 
europäischen Mächte, und in diesem Zusammenhang hat Brasilien 
ganz recht, wenn es erklärt, die ganze Völkerbundsfrage werde sinn- 
gemäß mehr und mehr eine europäische Angelegenheit und es habe für 
Länder auf der anderen Seite des Ozeans wenig Sinn, sich in diese 
Angelegenheiten einzumischen. 

Auf der Grundlage, die Frankreich jetzt in Genf dem Abrüstungs- 
problem zu geben versucht hat, wird, wie schon gesagt, nach unserer 
wohlbegründeten Überzeugung ein allseitig annehmbarer Schlüssel über- 
haupt nicht auffindbar sein — was wohl schließlich auch den fran- 
zösischen Absichten, von der Außenwelt in der Rüstungspolitik nicht 
behelligt zu werden, einigermaßen entsprechen dürfte! Da aber die 
Frage nun wieder einmal aufs Tapet gebracht ist; da man für diese 
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Sonderkonferenzen auch Deutschland in Genf bereits vor seiner offiziellen 
Aufnahme in den Völkerbund zugezogen hat; da Deutschland endlich 
in bezug auf die Rüstungsfrage aus dem Versailler Abkommen die 
stärksten moralischen Forderungen zu stellen hat, so muß 
auch deutscherseits das Gesamtproblem der Kriegsrüstungen 
wieder in allen Teilen studiert werden. 


Es wäre kindlich, in der uns aufgezwungenen Lage mit dem Gedanken 
des „Revanchekrieges‘‘ zu spielen, zumal, wie schon bemerkt, irgendeine 
ernsthafte Rüstung nach den Erfordernissen modernster Kriegstechnik 
Jahre stiller Vorbereitung bedürfte — einer Vorbereitung, die den Blicken 
der Außenwelt schlechterdings nicht, am allerwenigsten bei der Ein- 
stellung unserer massenhaften pazifistischen Denunzianten, entzogen 
werden könnte, und das interessierte Ausland selbstverständlich nicht 
daran denken würde, uns diese jahrelange Vorbereitungstätigkeit ohne 
gründlichste Störung und Zerstörung zu gewähren. Aber gerade 
wenn wir unseren Eintritt in den Völkerbund vollziehen, 
stehen wir ja doch vor der Möglichkeit, eines Tages mit anderen Völker- 
bundsmächten zusammen auf Genfer Geheiß irgendeine militärische 
Aktion mitmachen zu müssen. Für einen solchen Fall (der ja irgendwann 
einmal vielleicht auch so gelagert sein kann, daß wir keinen inneren 
Anlaß haben, ein Veto gegen die Zumutung des Völkerbundes einzulegen) 
müssen selbstverständlich auch die außerhalb des rein militä- 
rischen Gebietes liegenden Vorbedingungen in Erwägung ge- 
zogen werden, die erfüllt sein müssen, wenn wir überhaupt den Be- 
dingungen gerecht werden wollen, die in dieser Hinsicht mit unserer 
Teilhaberschaft am Völkerbund eines Tages verknüpft sein können. 
Dieser allgemeine Hinweis möge zu dieser Zeit und an dieser Stelle 
genügen. 


Zur andeutungsweisen Ergänzung eignet sich vielleicht die Wieder- 
gabe einiger Sätze, die ich dem Schlußkapitel meines Buches ‚Wirt- 
schaftskrieg und Kriegswirtschaft“ (Berlin 1920, E. S. Mittler & Sohn) 


vorangesetzt habe. 


„Deutschland ist in einem Zustande aus dem Kriege herausgetreten, in dem ihm 
keine Fähigkeit verblieben ist, wirtschaftliche Kriegs vorsorge für die 
Zukunft zu treiben, obwohl das offizielle Kriegsende die internationale Kriegsgefahr 
nur verewigt hat. Anderseits ist Deutschland kein Friede beschert, der der Kriegs- 
wirtschaft ein Ende machte, sondern es verbleibt in einer wirtschaftlichen Lage, in 
der auch die Friedens wirtschaft mehr oder weniger den Charakter der 
Kriegswirtschaft tragen muß. Wir haben also nach wie vor allen Anlaß, uns mit 
den Lehren und Erfahrungen der Kriegswirtschaft zu beschäftigen, auch wenn es sich 
nicht darum handelt, für einen künftigen Krieg wirtschaftliche Vorsorge zu lernen — 
Vorsorge für defensive Kriegswirtschaft nicht nur, sondern möglichenfalls offensive 
Stellung im Wirtschaftskriege. Diese Dinge sind uns ganz ferngerückt, aber die Not- 
wendigkeit angelegentlicher Beschäftigung mit der Kriegswirtschaft 
verbleibt uns dennoch nach wie vor, eben wegen des kriegswirtschaftlichen 
Charakters, den unsere Friedenswirtschaft anzunehmen gezwungen ist. 
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Schon in der ersten Kriegszeit vertrat ich den Gedanken, daß der Kriegswirt - 
schaftslehre an unseren Universitäten und Handelshochschulen dauernd plan- 
mäßige Pflege angedeihen zu lassen sei, daß sie in den Lehrplan eingefügt werden müsse 
und nicht wieder daraus verschwinden dürfe. Naturgemäß haben während der Kriegs- 
zeit die Nationalökonomen an unseren Hochschulen durchweg eine Fülle von An- 
regungen aus den kriegs wirtschaftlichen Beobachtungen gezogen und ihre Schüler 
eingehend mit Kriegswirtschaftsfragen beschäftigt. Das darf aber keine Gelegen- 
heitsarbeit bleiben, sondern es muß auch in Zukunft dem F 
Lehrplan eine Behandlung der Kriegswirtschaftslehre eingefügt werden.“ 


Wenn vor dem Kriege, wie in dem eben zitierten Werke des näheren 
dargelegt ist, meine und anderer Bestrebungen, die Einsetzung eines 
wirtschaftlichen Generalstabes herbeizuführen, leider zum Miß- 
erfolg verurteilt waren, so scheint es mir doch gegenwärtig, gerade im 
Hinblick auf den berühmten Artikel 16 des Versailler Dokuments, 
eine schwere Unterlassungssünde zu sein, daß bei uns die vorstehenden 
Fragen nirgends wohl beachtet werden, während die Militärmächte 
von heute durchweg in irgend einer Form den „wirtschaftlichen Ge- 
neralstab“ zur Durchführung bringen. (Vgl. „Die wirtschaftlichen Vor- 
bereitungen der Auslandsstaaten für den Zukunftskrieg“, Verlag 
E. J. Mittler & Sohn, Berlin 1926). 

Es genügt meines Erachtens nicht, daß wir uns etwa darauf be- 
schränken, in Genf den Rechtsstandpunkt zu wahren: Wir haben unter 
dem Versprechen der Abrüstung der anderen unserseits abgerüstet und 
können nun die Nachfolgeschaft der anderen verlangen. Es wäre viel- 
mehr geboten, wirksames Material und wirksame Argumente na- 
mentlich gegenüber dem ganz unmöglichen französischen 
Standpunkt in Sachen der „Kriegsfähigkeit“ aufzubringen. Darüber 
hinaus auch unserseits die Gesamtkomplexe der wirklichen „Kriegs- 
fähigkeit“ zu studieren, erscheint in unserer heutigen Beschränkung 
allerdings so gut wie hoffnungslos. 


WELTSCHAU. 


DER MONTANTRUST. 


Von Geheimrat Dr. Vögler, Dortmund. 


Die Vereinigten Stahlwerke sind mit einem Aktienkapital von 800 Millionen Mark 
und 125 Millionen Mark Genußscheinen gegründet worden. Außerdem ist ein Reserve- 
fonds von 80 Millionen Mark gebildet worden. Damit stehen die Vereinigten Stahlwerke 
der Größe des Aktienkapitals nach an der Spitze der deutschen Aktiengesellschaften. 
Der Wert der zusammengefaßten Werksanlagen stellt sich auf 2!, Milliarden Mark. 
Die Gesellschaft verfügt über einen ausgedehnten Kohlenbesitz, der auf 5 Milliarden t 
abbaufähiger Kohle geschätzt wird. Die augenblickliche Förderung der 151 Schacht- 
anlagen beträgt 24 Millionen t, ihre Kapazität 37 Millionen t. Damit macht die Kohlen- 
produktion der Vereinigten Stahlwerke 21% der Ruhrförderung aus. 
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Die Kapazität der Hochofenanlagen beträgt 9 Millionen t Roheisen. Es wird eine 
Tagesleistung des Ofens von 800 t im Jahresdurchschnitt erreicht. Der bei weitem 
größte Teil des Roheisens wird in eigenen Stahl- und Walzwerksanlagen weiter ver- 
arbeitet. Die Leistungsfähigkeit dieser Anlagen beläuft sich auf 7 Millionen t Stahl 
jährlich. 

Diese wenigen großen Zahlen geben natürlich nur Umrisse. Darüber hinaus wird 
eine Fülle von materiellen und ideellen Werten aus den Konzernwerken, die alle auf 
mehr als ein halbes Jahrhundert eigener Geschichte zurückblicken können, über- 
nommen. Um nur ein Beispiel anzuführen: Die Vereinigten Stahlwerke besitzen 
52000 Werkswohnungen und Werkswohnhäuser. Die Zahl der beschäftigten Arbeiter 
auf den Gruben, Stahl- und Walzwerken, den Konstruktionswerkstätten, Maschinen- 
fabriken usw. beläuft sich auf 180000, zu denen noch 17000 Angestellte hinzu- 
kommen. Unter Berücksichtigung der Ledigenheime können dem weitaus größ- 
ten Teil der Arbeiter- und Angestelltenschaft Werkswohnungen zur Verfügung ge- 
stellt werden. 


Die Entwicklung der Großindustrie in Deutschland hat es mit sich gebracht, daß 
die Werke zu ziemlich gleichartigen Konzernen im Laufe der letzten fünf Jahrzehnte 
ausgestaltet worden sind. Fast auf allen Werken wurden dieselben Erzeugnisse her- 
gestellt. Die gänzlich veränderten Absatzverhältnisse nach dem Kriege ließen es 
dringend geboten erscheinen, das Produktionsprogramm wesentlich zu vereinfachen. 
Aus dieser Überlegung heraus ist dann der Zusammenschluß der Werke erfolgt. Die 
wirtschaftlichen Vorteile des Zusammenschlusses liegen einmal darin, daß in Zukunft 
die verschiedenen Walzprodukte an einer bis zwei Stellen statt bisher an sieben bis 
zehn Stellen hergestellt werden können. 


Ferner wird eine Aufteilung des In- und Auslandsabsatzes vorgenommen werden, 
derartig, daß die an der großen Rhein-Wasserstraße liegenden Werke in der Haupt- 
sache die Ausfuhr bewältigen werden. Den weiter östlich gelegenen Werken fällt 
dagegen in der Hauptsache die Versorgung des Inlandsmarktes zu. Auf diese Weise 
wird eine rationalisierte Massenproduktion und zugleich eine sehr erhebliche Fracht- 
ersparnis erzielt, die neben der Rationalisierung wesentlich mit zur Erhöhung der 
Wirtschaftlichkeit der neuen Gesellschaft beitragen wird. 


Die Zukunftsaussichten der Eisen- und Stahlindustrie muß man im allgemeinen 
als günstig ansehen. Überall dringt die Technik weiter vor und stellt neue Aufgaben. 
Wenn man den Verbrauch von Eisen und Stahl in Amerika mit dem in Europa ver- 
gleicht, dann muß man für die weitere Entwicklung sehr optimistisch sein. Der ver- 
stärkte Absatz wird dann eintreten, wenn Sicherheit für eine ruhige politische Ent- 
wicklung endgültig gegeben ist. 


DIE ENTWICKELUNG DER DEUTSCHEN HANDELSBILANZ. 
Von Ernst Rudolf Bohne. 


Der Vorgang, daß sich die deutsche Handelsbilanz in den letzten Monaten aktiv ent- 
wickelt hat, ist nicht so optimistisch aufzufassen, wie es von vielen Seiten beurteilt 
wird. Es ist unverkennbar, daß sicb die Aktivität der Handelsbilanz mehr auf künst- 
liche Einwirkungen als auf natürliche Entwickelungen zurückführen läßt. Auch gewisse 
Exportmanipulationen (Getreideexport) haben zu dieser Entwickelung beigetragen. Zu- 
dem ist aus dem Jahre 1925 noch ein sehr großer Importüberschuß abzudecken, ehe 
man von einem tatsächlichen Exportüberschuß reden kann. Man kann die gegenwärtige 
Entwickelung höchstens als einen Vorschuß auf die bessere Zukunft bewerten. Un- 
zweifelhaft wird diese Entwickelung auf Maßnahmen von bestimmten Ein- und Ausfuhr- 
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vorschriften sich zurückführen lassen, die das Ergebnis künstlich beeinflussen. Die Ent- 
wickelung des Jahres 1925 zeigt folgende Darstellung: 


Rohstoffe , 
Haibf. Fertig- 
Waren waren 


Lebens- 


leb. Tiere . 
mittel 


Jan. Einf. Mill. RR... 7,0 344,8 671,9 249,8 1 273,5 


Ausf 129,7 515,9 696,0 
Febr. Einf. „ „ 6.2 316,7 582,1 162,9 1 067,9 
Auf. „ „ | 99,6 480,8 630,2 
März Einf. 7.2 | 293,8 565,3 160,4 1 026,7 
Aus.... | 122,3 533,0 708,4 
April Einf. 11,9 292.7 540,0 160,4 1 005,0 
Ausf. „ 113,4 511.4 670,8 
Mai Einf. ] 130 292,7 519,3 167,0 992,0 
Ausf.. | 137,7 549,0 728,8 
Juni Einf. 15,0 333,4 482,5 164,8 1 000,7 
Ausf.... | 120,2 530,3 686,6 
Juli Einf.. ][ 141 443,8 530,8 157,0 1150,7 
Ausf.. | 140,4 568,1 743,9 
Aug. Einf. 12.9 452,4 551.9 159,7 1176, 9 
Ausf. 143,4 552,7 725,6 
Sept. Ein... 12,1 402.0 452,8 185,4 1052, 3 
Ausf 149.5 602,4 777,7 
Okt. Einf... 9,8 355,4 505,8 201,9 1072,9 
Ausf. „ 155,5 645,2 845,4 
Nov. Einf., E 7,2 250,8 464,9 132,6 855,5 
Ausf. „ | 166,4 | 671,6 791,1 
Dez. Einf. „ 5,6 243,7 405,2 103,1 757,6 
Ausf.. 162,3 565,4 793,9 
Jan. / Dez. 1925 | 
Einf. Mill. RI. . | 122,0 | 4032.2 6 269,0 | 2005,0 | 12 428,2 
Ausf. „ r 15,3 | 516,9 | 1640,4 | 6625,8 | 8798,4 
1924 Einf. Mill. RM. .... 92,5 | 2666,4 | 4602,3 | 1721,6 9 082.8 
Ausf.. 910,3 5139.6 6 551.7 
1913 Einf, „„ 289,7 | 2807,8 6 280,0 1 392,3 10 767.7 
Ausf. „, 2274, 1 6746.2 10 097.2 


Beim Verfolgen dieses statistischen Zahlenmaterials ist zu beachten, daß die Gesamt- 
einfuhr nach und nach von Januar bis Dezember von 1 273, 5 Mill. auf 757,6 Mill. zurück- 
geschraubt wurde, und dadurch daß sich die Ausfuhr nach und nach ganz wenig ge- 
steigert hat, von 696,0 Mill. im Januar auf 793,9 Mill. im Dezember der erste Ausfuhr- 
überschuß erzielt wurde. Das Gesamtergebnis aber war, daß die Einfuhr die Ausfuhr 
um !/, des Wertes überragte. (12428,2 Einf. zu 8 798,4 Ausf.) Es trat klar zutage, 
daß die Einfuhr mit allen Mitteln zurückgedrängt werden mußte, weil in Verbindung 
mit dem starken Geldimport eine äußerst unliebsame Situation sich entwickelte. — Ein 
Vergleich mit den Zahlen von 1913 läßt deutlich erkennen, daß die ungünstige Handels- 
bilanz dadurch herbeigeführt wurde, daß zuviel Lebensmittel und zuviel Fertigwaren 
eingeführt wurden, und daß diese beiden Posten zusammen ungefähr die Mehreinfuhr 
vom Jahre 1925 mit 12 428,2 Mill. gegen 10 769,7 Mill. im Jahre 1913 ausmachten. Der 
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Unterschied betrug bei Lebensmittel 1 224,4 Mill., bei Fertigwaren 712,8 Mill., zusammen 
1 937,2 Mill., die überschießende Differenz dagegen beträgt 1 658,5 Mill. Nachdem diese 
ungünstigen Posten aus der Handelsbilanz ausgeschieden sind, kann man in gewissem 
Sinne von einer Stabilisierung der Handelsbilanz für das Jahre 1926 sprechen. — Die 
Einfuhr von Rohstoffen und Halbfertigwaren bewegte sich im Jahre 1925 gegenüber 
1913 in normalen Grenzen, sie betrug für 1913 6 280,0 Mill., für 1925 6 268,0 Mill. Zum 
Nachteil der deutschen Handelsbilanz muß hierzu ins Feld geführt werden, daß im Ver- 
hältnis zur Einfuhr von Rohstoffen und Halbfertigwaren die Ausfuhr von 10 097,2 im 
Jahre 1913 im Jahre 1925 um 1298,8 Mill. zurücksteht (8 798,4 Mill.). Diese 1 298,8 Mill. 
entweder im Inlande verbraucht werden, oder als Lagerbestände in Betracht zu ziehen 
sind, wenn man den Inlandverbrauch gegenüber 1913 in derselben Höhe annimmt. 


BÜCHERSCHAU. 


DIE WELTSCHULD VON VERSAILLES. 


Hermann Stegemann, Bern, ist deutschen Lesern kein Unbekannter. Er hat 
während des ganzen Krieges die Kampftätigkeit der deutschen Heere mit so ver- 
ständnisvollem Interesse verfolgt und auch vor neutralem Leserkreise dargelegt, wie 
wohl kein anderer Beobachter im neutralen Lager. Er hat dann späterhin noch einmal 
die Geschichte des Krieges zusammengefaßt und auch den historischen Kampf um 
den Rhein zwischen Franzosen und Deutschen überaus anschaulich und in einer für 
die Würdigung des deutschen Standpunktes sehr wertvollen Weise dargelegt. 

Wenn er neuerdings unter dem Titel „Das Trugbild von Versailles“ die welt- 
geschichtlichen Zusammenhänge und strategischen Perspektiven der gegenwärtigen 
Lage Europas und der anderen Länder untersucht (Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart 
und Berlin 1926), dann können wir mit einer rückhaltlosen Darlegung all der Unruhen, 
die durch Versailles und zugehörige Verträge in die Welt gebracht sind, rechnen. Mit 
großer Klarheit legt Stegemann Zug um Zug für die verschiedenen in Betracht kom- 
menden Gebiete dar, welch ungeheueren Verschiebungen die Lage in Europa und den 
angrenzenden Gebieten Asiens und Afrikas gefunden hat, wie verhältnismäßig sehr 
gesicherte peripherische Gebiete auf das völlig offene Zentrum Mitteleuropas drücken 
und wie diese ganz ungleiche Gewichtsverteilungen Europa fortgesetzt mit politischen 
Erschütterungen bedrohen. Auch wo es die kritische Sonde an die deutsche Politik 
zu legen gilt, wie beispielsweise im Rückblick auf die mit der Proklamierung des König- 
reichs Polen begangenen Fehler, äußert Stegemann sich mit gewohnter Freimütig- 
keit. Sein Buch regt, aktuell betrachtet, in erster Linie zum Nachdenken über die 
Stellung an, die Deutschland im Völkerbund zu erwarten hat. In dieser 
Beziehung ist es eine Mahnung an die deutschen Staatsmänner zu letzter und sorg- 
samster Nachprüfung der für Genf zu schaffenden Kautelen, im übrigen aber ein 
Mahnruf an die Staatsmänner der außerdeutschen Welt, an die Stelle des Trugbildes 
von Versailles einen wirklichen und ehrlichen Frieden treten zu lassen. A.D. 
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DEUTSCHLAND UND DER VÖLKERBUND. 


Zusammenarbeit und Evolution. 


Von Frhr. v. RHEINBABEN, Staatssekretär z. D., M. d. R. 


Der folgende Artikel wurde von dem bekannten 
Verfasser zur Veröffentlichung in England ge- 
schrieben. Nach dem Zwischenfall in Wales an- 
läßlich der Rede des Grafen Bernstorff auf dem 
Kongreß des Weltverbandes der Völkerbundsge- 
sellschaften erschien es nützlich, gegenüber man- 
chen unfreundlichen und sich in Mißverständnissen 
bewegenden Kommentaren der englischen Presse 
die deutsche Auffassung von Völker- 
bundsgeist und Völkerbundstätigkeit 
unmißverständlich und zusammenhängend zum 
Ausdruck zu bringen. 

Es wäre zwecklos zu leugnen, daß die Märztagung des Völkerbundes 
eine ernste Krise heraufbeschworen hat. Heut, wenige Monate später, 
läßt sich indessen feststellen, daß diese Krise nicht nur überwunden 
worden ist, sondern daß seitdem ein gewisser Fortschritt durch den 
klugen englischen Vorschlag der Reform des Rates erzielt wurde. Er 
ist groß genug, um zu dem Schlusse zu gelangen, daß der Eintritt Deutsch- 
lands in den Völkerbund im September des Jahres als gesichert ange- 
sehen werden kann. - 

Selbstverständlich bedaure auch ich aufrichtig, daß Brasilien 
sich genötigt sah, seine Tätigkeit im Völkerbunde einzustellen. Ich 
bedaure ebenso die gegenwärtige Haltung Spaniens, aber ich weigere 
mich, die Hoffnung aufzugeben, daß Mittel und Wege noch vor dem 
September oder wenigstens im September gefunden werden möchten, 
die dem Völkerbundsrat die spanische und möglichst auch die brasiliani- 
sche Mitarbeit erhalten. 

Wenn man jetzt einen Blick auf die Gesamtsituation wirft, so scheint 
es mir, daß wir an dem Beginn einer neuen Periode der allgemeinen 
europäischen Politik stehen und daß die Auswirkungen dieser Periode 
nicht allein in Europa selbst, sondern in der ganzen Welt fühlbar sein 
werden. Mit anderen Worten: Was jetzt kommt und was kommen 
muß, wenn Europa die gegenwärtige unbefriedigende Lage überwinden 
will, ist Fortentwicklung und Evolution. Evolution aber 
kann nur aus der Zusammenarbeit heraus entstehen. Also 
-ist „Zusammenarbeit und Evolution“ das große Kennwort 
unserer Tage. 
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Ich glaube, sagen zu können, daß dieses Kennwort mehr oder weniger 
das Ziel und die Absicht des ganzen deutschen Volkes ist. Kein Volk 
auf der Erde ist heute mehr bereit, mit anderen Völkern zusammen- 
zuarbeiten und eine wirkliche Evolution, d.h. Entwicklung zum Bes- 
seren, herbeizuführen als Deutschland. Daß es heut immer noch eine 
beträchtliche Anzahl von Deutschen gibt, die der Völkerbundsidee 
widerstreben, zeigt keinesfalls an, daß Deutschland etwa nicht 
willig wäre, mit anderen Völkern zum allgemeinen Besten zusammen- 
zuarbeiten. Was der teilweise Widerstand gegen den Völkerbunds- 
gedanken in Deutschland in Wahrheit bedeutet, ist höchstens die An- 
sicht, daß es noch bessere Mittel als den Völkerbund für solche Zu- 
sammenarbeit gibt und daß viele Deutsche auch heute noch dem Völker- 
bunde mißtrauen. 

Kann man sich über solche Haltung wundern ? Auch die wärmsten 
Anhänger des Völkerbundes können bei ehrlicher Selbstprüfung nicht 
leugnen, daß er in einer beträchtlichen Anzahl von Fällen ungerechte 
Entscheidungen gefällt hat. Niemals wird in Deutschland die Tat- 
sache vergessen werden, daß Oberschlesien, dessen ganze wirtschaft- 
liche und kulturelle Entwicklung während mehr als 600 Jahren Deutschen 
zu danken ist und das eine wirtschaftliche Einheit bildete, willkürlich 
zerrissen wurde, wobei reiche Gegenden Polen ungeachtet der Tatsache 
zugeteilt wurden, daß eine Volksabstimmung eine erhebliche Mehrheit 
zugunsten des Verbleibens bei Deutschland ergeben hatte. 

Weiter spreche ich nur das Wort Memel aus und erinnere daran, 
daß auch hier einwandfrei deutsches Gebiet dem Mutterlande entrissen 
wurde. Ich spreche weiter von Danzig, das ohne Befragen seiner Be- 
wohner des Zusammenhangs mit Deutschland entkleidet wurde, trotz- 
dem es nicht nur eine alte deutsche Stadt ist und nur erheblich weniger 
als fünf Prozent nichtdeutsche Einwohner zählt. Sind nicht gerade die 
Entscheidungen des Völkerbundes in jedem einzelnen Streitfall zwischen 
Danzig und Polen rücksichtslos gegen Danzig gefallen und ist nicht 
sogar in einem Falle der englische Vertreter des Völkerbundes ausdrück- 
lich überstimmt und seine Ansicht mißachtet worden ? 

Weiter erinnere ich daran, daß nach den Vorschriften des Versailler 
Vertrages das Saargebiet in gerechter Weise vom Völkerbund mit 
Zustimmung der Vertretung seiner Bewohner verwaltet werden sollte und 
daß auch hier von einem gerechten Regime nicht das mindeste zu 
spüren war. 

Nur von einem kleinen Teil der Kritiken und Vorwürfe war bisher die 
Rede, wie man sie in Deutschland bisher mit Recht dem Völkerbunde 
machte. Aber sie genügen schon, um klarzumachen, daß es wirklich 
kein Wunder ist, wenn das deutsche Volk hinsichtlich der Tätigkeit des 
Völkerbundes sehr geteilter Auffassung ist. Mit einem großen Teil 
innerer Berechtigung wird man sogar sagen können, daß es eigentlich 


ein Wunder ist, daß der Widerstand gegen den Völkerbund angesichts 
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so offener Verhöhnung des Prinzips des Rechts und der Gerechtigkeit 
nicht noch viel größer ist. 

Schließlich darf auch eine weitere wichtige Tatsache nicht vergessen 
werden. Im Frühjahr 1919 hat Deutschland sich ausdrücklich bereit 
erklärt, dem Völkerbund von Anbeginn an beizutreten. Sein Wunsch 
wurde in brüsker Weise zurückgewiesen unter dem Vorwand, daß es 
nicht die notwendigen Garantien für die Erfüllung seiner Verpflich- 
tungen unter dem Friedensvertrage von Versailles gegeben hätte. Im 
Zusammenhang mit der ganzen Art und Weise, wie man in jenen Jahren 
Deutschland behandelt hat, hat man es dann auch nach 1919 künstlich 
und mit Gewalt vom Völkerbund ferngehalten. In der Folgezeit über- 
schatteten dann die Probleme von „Reparationen und Sicherheit“ 
abwechselnd die politischen Beziehungen der europäischen Völker und sie 
nahmen insbesondere in Deutschland die ganze Aufmerksamkeit und 
die ganze Widerstandskraft gegenüber der Politik des Herrn Poincare 
in Anspruch. Trotzdem gab es aber schon damals einen gewissen Teil 
von deutschen Politikern, der öffentlich für einen möglichst baldigen 
Eintritt Deutschlands in den Völkerbund wirkte. Der größere Teil in- 
dessen blieb aus den erörterten Gründen Gegner des Völkerbundes. So 
kam das Schicksalsjahr 1923 heran. Ich denke dabei an eine Bemerkung, 
die ich damals selbst von einem in der Völkerbundsbewegung hochstehen- 
den englischen Staatsmann hörte: „Wir sind jetzt mitten in einem Ge- 
witter und da kann man nicht vom Eintritt Deutschlands in den Völker- 
bund sprechen.“ Erst im Laufe des Jahres 1924 trat langsam eine neue 
Entwicklung ein. Sie wurde äußerlich durch die Daweskommission und 
die Verhandlungen in London gekennzeichnet, die zu einem Nachlassen 
der Spannung und zu einem allmählichen Beginn der Zusammenarbeit 
zwischen den europäischen Völkern führten, wie sie sich auch während 
des Jahres 1925 fortsetzten. 

Das Ergebnis dieser Entwicklung zeigte sich in bezug auf den Völker- 
bund dadurch, daß sich in Deutschland allmählich sowohl innerhalb der 
politischen Parteien, wie in der öffentlichen Meinung ein Block bildete, 
der in bezug auf den Völkerbund sich nach den Worten orientierte: 
„Besser drinnen als draußen“. Dieser Block reichte von der 
Grenze zu den Extremen rechts bis zu denen links, und seine größten- 
teils sehr nüchterne Auffassung war keineswegs von Illusionen und nur zu 
einem geringen Teil von Idealen diktiert. Man kann vielleicht sagen, 
daß als erster Schritt zu einer künftigen anderen Einstellung der feste 
Willen vorhanden war, mit anderen Völkern loyal in dem Mechanismus 
des Völkerbundes zusammenzuarbeiten, vorausgesetzt, daß diese es 
Deutschland möglich machen, in einer seiner Größe und Wichtigkeit 
entsprechenden Art und Weise im Völkerbunde tätig zu sein. Diese Hal- 
tung der Mehrheit des deutschen Volkes kam in der deutschen Note 
vom 20. Juli 1925 deutlich zum Ausdruck, nachdem am 16. Juni die 
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träge ausdrücklich an den deutschen Eintritt in den Völkerbund ge- 
bunden hatten. Für die weitere politische Entwicklung in Deutschland 
ist es wichtig, sich daran zu erinnern, daß die damals gefällte grundsätz- 
liche Entscheidung zugunsten des Eintritts Deutschlands in den Völker- 
bund auch von der größten bürgerlichen Partei, den Deutschnationa- 
len, gebilligt worden ist. 

In der Folgezeit traten dann zwei Ereignisse ein, die innenpoli- 
tisch durch den Austritt der Deutschnationalen aus der Regierung im 
Oktober 1925 und außenpolitisch durch die Krisis des Völkerbunds 
im März 1926 die ursprünglich verhältnismäßig einfache Situation 
komplizierten und eine geradlinige schnelle Vorwärtsentwicklung ver- 
hinderten. | 

Es hat keinen Zweck, im einzelnen jetzt noch einmal auf diese ver- 
gangenen Ereignisse einzugehen. Besser und nützlicher ist es, über die 
Zukunft zu sprechen. Viele Anzeichen weisen darauf hin, daß wenn 
im Herbst 1926 die Locarnoverträge internationale Rechtsgültigkeit 
erhalten werden und Deutschlands Eintritt in den Völkerbund eine 
Tatsache geworden sein wird, mit großer Wahrscheinlichkeit alle 
politischen Parteien in Deutschland mit Ausnahme der Völkischen und 
der Kommunisten im Hinblick auf die Zukunft eine starke 
Front für Fortführung der Außenpolitik auf der Grundlage dieser 
dann abgeschlossenen Entwicklung bilden werden. Und 
in diesem Zusammenhang möchte ich das Wichtigste aussprechen, was 
ich überhaupt zu sagen habe: Aufrichtig und loyal wie dieser 
Wille zur Zusammenarbeit in Deutschland sein wird, so 
ist diese Zusammenarbeit für das ganze deutsche Volk 
und ohne Unterschied der Parteien undenkbar ohne den 
Gedanken an Evolution! 

Deutschland hat den Weltkrieg verloren. Es weiß das und es weiß 
auch, daß es die Folgen davon tragen muß. Aber trotz seines tiefen Falls 
glaubt Deutschland an seine geschichtliche Mission des Wiederauf- 
stiegs und strebt mit allen seinen Kräften nach Gleichberechtigung 
und Freiheit. Mit anderen Worten: Das deutsche Volk ist überzeugt, 
daß die Evolution, die seit dem Weltkriege überall in der Welt deutlich 
eingesetzt hat, sich auch voll und ganz in den Beziehungen der Unter- 
zeichner des Friedensvertrages von Versailles zu Deutschland aus- 
wirken muß. Es wird zwar oft genug vom Versailler Vertrage gesprochen, 
aber es wird zu oft vergessen, daß in der untrennbar zu ihm gehörenden 
Begleitnote vom 16. Juni 1919 die damals verbündeten und assoziierten 
Mächte die folgende Erklärung erließen, die in bezug auf das Prinzip 
der Evolution für Deutschland das allerwichtigste ist: „Die verbün- 
deten und assoziierten Mächte glauben, daß der Friedens- 
vertrag nicht allein eine gerechte Beendigung des Welt- 
krieges ist, sondern daß er eine Grundlage gibt, auf der die 
Völker Europas in Freundschaft und Gleichberechtigung 
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miteinander leben können. Gleichzeitig schafft er das 
Instrument für die friedliche Erledigung aller internatio- 
naler Probleme durch Diskussion und Übereinstimmung, 
wodurch die Regelung von 1919 selbst von Zeit zu Zeit 
geändert werden kann, um sich neuen Tatsachen und Ent- 
wicklungen anzupassen.“ 

Und weist ferner nicht die wiederholte bekannte Äußerung des 
britischen Außenministers, daß „Locarno ein Anfang und kein 
Ende sei“, ganz unmißverständlich gleichfalls auf das Gegenteil von 
starrem Festhalten an Buchstaben, d.h. auf vernünftige und allen 
Beteiligten nützliche Evolution hin? 

Deutschland macht gerade jetzt eine schwere wirtschaftliche Krisis 
durch. Sie ist die Folge des Zusammenbruchs, der Ruhrinvasion, der 
Inflation, der Reparationszahlungen, der Liquidationen deutschen 
Eigentums und schließlich der Stabilisierung der Währung. Trotzdem 
Deutschland das Äußerste getan hat, um seine Verpflichtungen nach dem 
Dawesplan loyal zu erfüllen, muß es auch heute noch die nationale De- 
mütigung fühlen, daß so lange nach dem Schlusse des Krieges ein großer 
Teil deutschen Bodens von Truppen seiner ehemaligen Gegner besetzt 
ist. Die Änderung gerade dieses erniedrigenden Zustandes ist also 
ganz selbstverständlich die Voraussetzung dafür, daß das deutsche 
Volk für seine ehrlichen und aufrichtigen Bemühungen nicht wieder 
erneut enttäuscht wird und auf Grund positiver Tatsachen die 
Hoffnung haben kann, daß die jetzige Art von auswärtiger Politik ihm 
die Hoffnung auf Besserung seiner Lage deutlich anzeigt. 

Aber Deutschland wünscht solch eine Besserung und solche Ände- 
rung des jetzigen Zustandes keineswegs für sich allein. Im Gegenteil, 
wir wissen genau, daß die wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
in allen Ländern Europas, großen und kleinen, eng miteinander verbun- 
den sind. Kein Land Europas kann prosperieren, wenn es dem anderen 
schlecht geht. 

Selbst in den Vereinigten Staaten von Amerika hat glück- 
licherweise seit dem Jahre 1924 das Prinzip der Zusammenarbeit 
mit Europa und hier wiederum eng verbunden mit dem Prinzip der 
Evolution, große Fortschritte gemacht. Und alle europäischen Länder 
haben das größte Interesse daran, daß die Vereinigten Staaten diesen 
Kurs ihrer Politik hinsichtlich Europa nicht verlassen. 

So kommt das deutsche Volk ganz von selbst dazu, auch vom Völker- 
bunde zu erwarten, daß er nicht etwa das System von Versailles 
als etwas Starres und für alle Zeiten Unabänderliches auffaßt, 
sondern daß gleichzeitig mit dem Eintritt Deutschlands in seine Orga- 
nisation auch der Völkerbund im Geiste der Evolution und zum 
Nutzen aller eine solche praktische Zusammenarbeit herstellt, die 
schneller als bisher die Schäden und die Leiden des Krieges beseitigt. 
In solchem Geiste hofft Deutschland, als Mitglied des Völkerbundes 
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begrüßt zu werden und nur in solchem Geiste bereitet sich Deutschland 
jetzt auf seine Mitarbeit im Völkerbunde vor. 

Ich sehe zwei große Arbeitsgebiete, die im Völkerbunde vor 
uns liegen und ineinander übergehen. Sie sind keineswegs Gegensätze, 
wie an manchen Stellen während der letzten Monate geäußert worden 
ist. Europa hat ganz gewiß eigene und Sonderinteressen und muß mit 
einem gewissen Gefühl der Solidarität untereinander vorwärtsgehen, 
aber diese vereinte Anstrengung muß und darf niemals die großen Ziele 
außer acht lassen, die alle Staaten und Völker der Welt gemeinsam 
haben. | 
Das erste Arbeitsgebiet betrifft alle die Fragen, deren Lösung 
zur Herstellung eines wirklichen politischen Friedens in Europa 
und auch eines wirtschaftlich besseren und nützlicheren Zusammenlebens 
der europäischen Völker dienen, wobei die europäischen Völker ganz von 
selbst und unter einem gewissen Zwange unsere eigenen begrenzten 
Möglichkeiten mit den vorläufig noch unbegrenzten der Vereinigten 
Staaten von Amerika vergleichen. 

Das zweite Arbeitsgebiet ist die Förderung von allen Aufbau- und 
Friedensbestrebungen in der ganzen Welt und kann am besten in 
die Worte: Weltwirtschaftskongreß, Abrüstungskonferenz, 
Schiedsgerichtsgedanken zusammengefaßt werden. 

Wenn ich ganz kurz versuche, die allgemeine Einstellung Deutsch- 
lands zu diesen großen Problemen zu schildern, so könnte dies etwa 
in folgenden Sätzen geschehen: 

Es wird und muß überall verstanden werden, daß Deutsch- 
land nach Inkrafttreten der Locarnoverträge und mit dem Eintritt 
in den Völkerbund so schnell wir irgend möglich den eigenen Boden frei 
von aller fremden Besatzung sehen will. Für eine sichtbare und erheb- 
liche Reduzierung der Besatzungstruppen liegen übrigens schon seit 
November 1925 formelle Zusagen der Botschafterkonferenz vor. Man wird 
als Deutscher auch mit Recht an jene sogenannte Wilsonnote vom 16. Juli 
1919 erinnern dürfen, in der für den Fall der Erfüllung des Friedens- 
vertrages und der Hergabe genügender Garantien für die weitere Er- 
füllung die sofortige Räumung aller besetzten Gebiete ausdrücklich 
zwischen den Alliierten und Amerika vereinbart worden ist. Ich frage: 
Wo ist der verantwortliche europäische Staatsmann, der jetzt noch 
die Behauptung wagen würde, daß Deutschland den Friedensvertrag 
nicht erfüllt und — soweit die Reparationen in Frage kommen — nicht 
genügende Garantien für ihre Abzahlung im Dawesplan gegeben hat? 

Es wird ferner verstanden werden, daß, nachdem so weit- 
reichende Regelungen zur Sicherung des europäischen Friedens an den 
deutschen Westgrenzen gegeben worden sind und eine so deutliche 
Entspannung in den deutsch-französischen Beziehungen eingetreten ist, 
Deutschland nun wünschen muß, daß eine korrespondierende Regelung 
seines Verhältnisses mit dem polnischen Nachbarn im Osten 
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eintritt. Nach deutscher Auffassung sollte eine solche Regelung sich 
nicht auf wirtschaftliche und finanzielle Fragen beschränken, sondern 
sollte ebenso wie im Westen einen ausgesprochenen politischen 
Charakter haben. Die gelegentlich auch im Ausland wiederholte Be- 
hauptung, daß Deutschland ein Interesse an dauernde Unruhen und 
inneren Spannungen Polens hätte, ist falsch. Wir müssen aus erklär- 
lichen und leichtverständlichen Gründen einen konsolidierenden pol- 
nischen Staat als Nachbarn wünschen, aber allerdings haben wir den 
ernsten Zweifel daran, ob ein auf wirtschaftlichem und finanziellem 
Gebiete konsolidiertes Polen ohne eine Konsolidierung auf politischem 
Gebiete möglich sein könnte. Nach dem Prinzip der Evolution, d. h. 
zum Nutzen der Gesamtheit, wünschen wir also zugunsten einer größeren 
Befriedigung Europas eine solche Konsolidierung Polens, die eine 
Neuregelung der zu Unrecht gezogenen deutsch-polnischen Grenzen 
einschließt und vor allem das reindeutsche Ostpreußen wieder mit 
dem Mutterland verbindet. 

Es wird ferner verstanden werden, daß Deutschland schon 
aus Gründen seiner geographischen Lage in der Mitte Europas und zur 
Förderung seines wirtschaftlichen Wiederaufbaus seit einigen Jahren 
konsequent ein freundschaftliches Verhältnis mit Rußland angestrebt 
hat und dieses in der Zukunft weiter auszubauen beabsichtigt. 

Es wird weiter verstanden werden, daß das deutsche Volk 
niemals gleichgültig gegenüber dem Schicksal so vieler Deutschen sein 
kann, die außerhalb der jetzigen Grenzen leben. Wir erstreben daher 
auf dem Gebiete des Schutzes der Minderheiten die Berücksich- 
tigung der Forderung nach der Sicherung deutscher Kultur und deutscher 
Sprache. | 

Und schließlich wird es auch verstanden werden, daß 
Deutschland im Hinblick auf seine großen Reparationszahlungen 
fordern muß, an allen Stellen der Welt die wirtschaftlich völlige Gleich- 
berechtigung zu erhalten und daß in der großen und entscheidenden 
Frage der Abrüstung, mit der der Völkerbund überhaupt 
stehen und fallen wird, die augenblickliche einseitige Abrüstung 
Deutschlands je länger je mehr eine unmögliche und unerträgliche 
Regelung darstellt. 

Manche dieser Probleme sind schon Gegenstand von Verhandlungen 
im Völkerbund gewesen, und andere werden es sehr bald sein. Die 
Möglichkeit des Erreichens befriedigender Lösungen wird letzten Endes 
in der Hauptsache von dem Geiste abhängen, in dem man an sie heran- 
geht. Persönlich glaube ich, daß Offenheit und Verständi- 
gungswille die beste Verhandlungsmethode bedeuten, und ich möchte 
diese Gelegenheit zur öffentlichen Meinung Englands zu sprechen ganz 
besonders dazu ausnutzen, um festzustellen, daß die große Mehrheit 
des deutschen Volkes wünscht, daß diese Verhandlungsmethode 
zum Aufbau der Zukunft benutzt werden möge. 
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All das, was hier gesagt wurde, klingt vielleicht sehr nüchtern und 
praktisch. Aber ich habe für die Gegenwart keinen besseren Vorschlag 
zu machen, als daß man überall den schönen Phrasen und Reden etwas 
weniger Aufmerksamkeit schenken möge und daß der Wille, den leiden- 
den Völkern durch Taten zu helfen im ehrlichen Willen zur Evo- 
lution innerhalb des Völkerbundes kräftig zum Ausdruck kommen 
möge. Das große Ideal des Völkerbundes braucht auch bei solchen 
Methoden nicht beiseite gestellt werden. Im Gegenteil, je solider dieses 
Ideal auf dem Grunde praktischer Arbeit zur Behebung von Not 
und Unzufriedenheit aufgebaut wird, desto schneller und in desto 
glücklicherer Weise wird es auch die Herzen der Völker gewinnen. 

Das sind einige der wichtigsten Gedanken, die weite Kreise des 
deutschen Volkes bewegen, wenn Deutschland demnächst in den Völker- 
bund eintreten wird. Ich gebe hier der Hoffnung Ausdruck, daß sie 
nicht nur in den besonderen Kreisen der Anhänger des Völkerbundes, 
sondern darüber hinaus in der öffentlichen Meinung in England und überall 
in der Welt richtig aufgefaßt werden, wo neben der Sehnsucht nach 
Frieden und nach dem Fortschritt der Menschheit innerhalb der hohen 
Ziele des Völkerbundes auch ein wirkliches Verständnis für die Lebens- 
und Entwicklungsnotwendigkeiten des deutschen Volkes 
zu finden ist. 


DIKTATOREN. 


Unterredungen mit Francesco Nitti, Primo de Rivera 
und Graf Romanones. 


1. NITTI UND MUSSOLINI. 


Eine Unterredung mit Francesco Nitti. 


Francesco Nitti ist durch sein mannhaftes Eintreten 
gegen die Irrungen des Versailler Friedensdiktates so ge- 
achtet, daß die nachstehenden Ausführungen auf ernst- 
hafte Beachtung auch in solchen Kreisen rechnen können, 
in denen man seine politische Gesamteinstellung als ideo- 
logisch abzulehnen geneigt sein wird. 

Francesco Nitti, der ehemalige italienische Ministerpräsident, lebt 
vom faschistischen Italien verbannt in Paris. Als Märtyrer seiner hohen 
Ideale internationaler Verständigung und der Herrschaft der Besonnenheit 
über Leidenschaften und Vorurteile. Trotz aller schlimmen Erfahrungen 
ist er sich und seinen Idealen treu geblieben als furchtloser Vorkämpfer 
einer neuen und besseren Welt, wie er sie erhofft. Ich hatte den Vorzug, 
eine längere Unterredung mit ihm zu führen. 

„Das ganze Elend Europas stammt“, so sagte er, „aus den Friedens- 
verträgen. Man soll dem verstorbenen Präsidenten Wilson gerecht zu 
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werden versuchen. Er war ein ehrlicher und aufrichtiger Mann, der an 
seine große Ideale glaubte. Aber Präsident Wilson kannte Eu- 
ropa nicht, und so war es möglich, daß gegen seine Wünsche und Vor- 
schläge sogenannte Friedensverträge gemacht werden konnten, die eher 
als eine Art Fortsetzung des Krieges zu betrachten sind. An Stelle 
von einem Osterreich-Ungarn — will sagen: eines aus verschiedenen 
Staaten zusammengesetzten Reiches mit einheitlicher Oberleitung, haben 
wir fünf oder sechs; an Stelle einer elsaß- lothringischen Frage haben wir 
sieben oder acht, an Stelle von Abrüstung haben wir noch viel stärkere 
Rüstung als vor dem Kriege. Europa, das damals aus 25 Ländern 
bestand, ist jetzt aus 35 zusammengesetzt, die gegeneinander höhere 
Wälle aufrichten als die chinesische Mauer. Bedenken Sie nur das eine: 
Drei kleine Staaten, Polen, Rumänien und die Tschecho- 
Slowakei, haben ein stärkeres Heer als das vor dem Kriege 
des Militarismusses bezichtigte Deutschland, bei weit 
geringerer Bevölkerung und zerrütteten Finanzen. Der 
Krieg begann auf dem Balkan. Aber nun ist ganz Europa balka- 
nisiert. Wer ist verantwortlich? Es ist schwer zu entscheiden. Die 
ganze Welt ist verantwortlich für diesen Geist der Gewalttätigkeit, 
der den eigentlichen Krieg weit überdauert hat. Und nun diese Dikta- 
torenherrschaft Faschismus und Bolschewismus (in diesem Sinne gleich- 
laufende Phänomene) und fünf oder sechs andere Militärdiktatoren oder 
nationalistische Usurpatoren. 

„Sie fragen mich, warum ich Italien verließ ? Letzten Endes hatte ich 
in Italien kein Glück. Ein Staatsmann, der in der Politik einen mittleren 
Kurs anschlägt, der an Demokratie und unzerstörbare Entwicklungs- 
kraft glaubt, kann zwischen starken Extremen der Linken und Rechten 
kein Glück haben. In den Augen des Mittelstandes war ich den Sozia- 
listen zu freundlich gestimmt. Die Sozialisten ärgerten sich über mich, 
weil ich den Bolschewismus durchaus ablehnte. Gab ich aus ihrer Heimat 
verjagten Revolutionären eine Zuflucht, so murrte die Rechte. Dehnte 
ich meine Gastfreundschaft auf den Großfürsten Nicolai Nicolajewitsch 
aus, so empörte sich die Linke. Wer dem ganzen Volk ohne Unterschied 
der Klassen zu dienen sucht, wer ein System von Gewaltmaßnahmen 
verabscheut, wird sich im politischen Leben nicht auf Rosen gebettet 
sehen. Mein ganzes Verbrechen ist, daß ich für den Frieden Europas in 
den Grenzen meines eigenen Landes eingetreten bin.“ 

„Hier im Auslande liegt es aber nicht im Rahmen meiner Absichten, 
Erklärungen über die Lage in Italien abgeben zu wollen. Ich beschränke 
mich darauf, zu sagen, daß der Faschismus die Verneinung aller 
Grundsätze von Freiheit und Demokratie ist. Ich wünschte 
nicht gegen den Faschismus zu kämpfen. Gewalt kann nur durch 
Gewalt gebrochen werden, und das sind Methoden, die ich nicht liebe. 
Ich möchte daher Ihre auf dieses Thema bezüglichen Fragen lieber nicht 
beantworten. Ich will auch nicht diese oder jene besondere Handlung 
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des Faschismus anprangern. Das System als Ganzes bedeutet 
das Gegenteil meiner eigenen Regierungsgrundsätze. Aber 
ich halte den Faschismus für eine vorübergehende Erscheinung. Das 
italienische Volk kenne ich doch wirklich gut genug. Es kann auf die 
Dauer ohne Freiheit ebenso wenig leben wie ohne Sonnenschein und 
Wärme. Der Führer der Faschisten sagte unlängst, daß der Faschismus 
die Demokratie und die Grundsätze von 1789 negiert. Aber das sind 
keine anderen Grundsätze als die der amerikanischen Verfassung von 
1787 und auch der englischen Verfassung und des englischen Rechts. 
Als man die Waffen gegen den Deutschen Kaiser erhob, 
behauptete man, Freiheit und Demokratie gegen den 
deutschen Militarismus zu verteidigen. Ist es logisch, daß 
nunmehr die Freiheit erstickt und stärkster nationali- 
stischer Militarismus gepredigt und verwirklicht wird? 
Als der Faschismus allmächtig wurde, widmete ich meine ganze Arbeit 
dem Friedens werk.“ ` 

„Und glauben Sie, daß Demokratie und Frieden wiederkehren 
werden?“ fragte ich. 


„Ich glaube es sicher“, antwortete Francesco Nitti. „Schwere Un- 
ordnungen sind immer die Folgen schwerer Kriege. Freiheit und Demo- 
kratie sind die Zeichen gesunden Volkslebens. Kriegsfieber erzeugt immer 
neue Fieber. Nur ehrlicher Kampf für den Frieden und für die Ver- 
einigten Staaten Europas kann ein harmonisches Zusammenleben 
herbeiführen.“ | 

„Sie glauben also an die Vereinigten Staaten von Europa ?“ 


„Lassen Sie mich mit einer Frage antworten: Gab es im Jahre 1400 
einen Menschen in Italien, der an die Möglichkeit eines italienischen 
Zusammenschlusses geglaubt hätte? Italien war in hundert Staaten 
geteilt, und jede Stadt bildete eine staatliche Individualität im ständigen 
Kampf mit den Nachbarn. Die Stadt war das Vaterland. Pisa haßte 
Genua stärker als der Ungar den Rumänen haßte oder der Pole den 
Russen. Wir haben nur eine Wahl: Vereinigung oder Verfall. 
Europa unter Einschluß Rußlands vor dem Kriege ist nicht größer als 
die Vereinigten Staaten von Amerika. Amerika und wir unterscheiden 
uns nur durch den Namen. Dort leben dieselben Völkerschaften wie hier: 
Angelsachsen, Germanen, Romanen, Slawen usw. Aber Amerika ist 
eine große Einheit. Man kommt von New York nach San Francisco ohne 
Zollschranken. Ein Markt für alle — das ist die Stärke Amerikas. 
Können wir nicht da mitanfangen, eine große wirtschaft- 
liche Einheit zu bilden? Es kommt darauf an, den Anfang zu 
machen.“ 

„Augenblicklich geht noch alles drunter und drüber. Siegerirrwahn, 
Absolutistenirrwahn, Widerstand zwischen dem kapitalistischen Europa 
und dem bolschewistischen Rußland. Wir müssen unbedingt Rußland 
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für Europa zurückgewinnen, ohne seinem politischen System 
zu verfallen. 

„Ich glaube an die Wiederherstellung von Freiheit, Liberalismus 
und Frieden. Wir haben nicht nur eine Vergangenheit, sondern auch eine 
Zukunft.“ 


2. PRIMO DE RIVERA. 


a. Eine Unterredung nıit dem spanischen Diktator. 


Ich glaube, daß die Auslandspresse sich mit der Persönlichkeit 
Primo de Riveras schon eingehend genug beschäftig hat, brauche also 
keine eingehende Personalschilderung von ihın zu geben. Erwähnt sei 
nur, daß der spanische Diktator alles andere als ein Tyrann ist. Eine der 
am meisten hervortretenden Eigenschaften seiner Diktatur ist, daß die 
Bevölkerung davon so gut wie nichts gemerkt hat. Mit Ausnahme der 
Auflösung des Parlaments und einer gewissen Pressezensur hat sich das 
Leben in Spanien unter dem militärischen Oberhaupte kaum verändert. 

In der ersten Zeit seiner Diktatur gewährte Primo de Rivera gern 
Interviews. Er wollte seine erst kurz gewonnene Stellung durch größtes 
Entgegenkommen und durch eine gewisse Popularisierung seiner Per- 
sönlichkeit stützen. Heute braucht er die Presse nicht mehr; er ist daher 
sehr zurückhaltend im Gewähren von Interviews, denn seine Zeit ist 
kostbar. Dies erklärt auch den Umstand, daß ın den letzten Monaten 
nur wenige Erklärungen des Generals ihren Weg in die Auslandspresse 
gefunden haben. Wie es aber immer zu gehen pflegt, hat diese Zurück- 
haltung des Diktators das Interesse an seiner Persönlichkeit nur ge- 
steigert. Es war daher ein glücklicher Zufall, daß ich die Gelegenheit 
zu einem Interview erhielt und die nachfolgenden zum Teil auch für 
das Ausland außerordentlich interessanten Erklärungen aus seinem 
eigenen Munde hören durfte. 

Primo de Rivera war Militärgouverneur von Katalonien, als er am 
13. September 1923 seinen Staatsstreich vollführte. Der Schauplatz seiner 
früheren Tätigkeit ist für seinen Werdegang von höchster Bedeutung. 
Hätte er nämlich denselben Posten in einer anderen spanischen Provinz 
bekleidet, so ist es leicht möglich, ja sogar wahrscheinlich, daß er nie 
über die Grenzen seiner Provinz bekannt geworden sein würde, daß er 
nie daran gedacht haben würde, die Regierung zu stürzen und das ganze 
parlamentarische System über den Haufen zu werfen. Katalonien war 
aber damals die unruhigste. Provinz Spaniens. Mord und Totschlag 
waren in Barcelona an der Tagesordnung. Die Mörder blieben meistens 
unbestraft, da sich die Bevölkerung vor dem roten Terror fürchtete. 
Katalonien ist außerdem die Provinz, in der sich die separatistische Be- 
wegung am stärksten auswirkte. 

„Ich liebe Katalonien“, so begann der General. „Seine Bevölkerung 
ist so fleißig, so bodenständig gesund. An den damaligen trüben Ver- 
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hältnissen waren einige unverantwortliche Elemente schuld. Unter 
Ausnutzung der Schwäche der Madrider Regierung hatten diese Leute 
die politische Macht in Katalonien an sich gerissen, um Umtriebe gegen 
das Reich und gegen die Einheit des Landes zu machen. Ich habe mit 
eigenen Augen gesehen, wie sie unsere glorreiche spanische Flagge in 
den Schmutz zogen. Ich kann Ihnen versichern, daß diese empörende 
antispanische Bewegung eine der Hauptgründe meines Entschlusses 
war, nicht länger zu warten, sondern der Schwäche der demokratischen 
Regierung zu Madrid Gewalt entgegenzusetzen. Die Landesfeindschaft 
der katalonischen Separatisten ging so weit, daß sie ihren Kindern ver- 
boten, Spanisch zu sprechen. Die Lage wurde unhaltbar, jemand mußte 
handeln und da sich alle sonst in Frage kommenden Persönlichkeiten 
weigerten, entschied ich mich zum Handeln.“ 

„Sie sind gegen den Separatismus, Herr General?“ fragte ich ihn. 
„Was aber denken Sie vom Regionalismus?“ 

„Ich glaube, daß auch der Regionalismus für Spanien und für alle 
Staaten, die sich aus verschiedenen Nationalitäten zusammensetzen, 
gefährlich ist. Regionalismus ist verkappter, engstirniger Nationalismus, 
und aus diesem Grunde kann ich ihn nicht dulden. Unter den Regiona- 
listen gibt es viele durchaus vernünftige Leute, trotzdem muß man ihre 
Ideale bekämpfen, die zu einem Auseinanderfallen des spanischen Reiches 
führen würden.“ 

„Das parlamentarische System mit seiner durch die Menge der 
Meinungen bedingten Unentschlossenheit“ — so fuhr der General fort — 
„hat zu einem großen Teil die Lösung der Marokkofrage erschwert. 
Alle Augenblicke traf man Änderungen, man wechselte den Kommissar, 
die Heeresleitung, man schwankte in der Politik. Seitdem wir nicht mehr 
länger durch das Parlament und seine fruchtlosen Debatten behindert 
sind, haben wir uns schnell ans Werk machen können und konnten in 
einer verhältnismäßig kurzen Zeit Abd-el-Krim besiegen und zur Ab- 
dankung zwingen. Wir haben jetzt die vollständige Herrschaft 
über unsere Zone erlangt und werden uns bald mit der 
wirtschaftlichen Erschließung dieses Gebietes befassen.“ 


„Man spricht viel von einer neuen internationalen Marrokko- 
Konferenz,“ bemerkte ich, „wie steht es damit?“ 

„Die Zeit dafür ist noch nicht reif“, erklärte der General. 
„Wir müssen warten, bis sämtliche feindliche Volksstämme entwaffnet 
sind. Wenn dann keine weitere Bedrohung der Schutzmächte mehr 
besteht, dann können wir „Marokko“ wieder als ein internationales 
Problem behandeln. Wir möchten, daß Tanger einen Teil der 
spanischen Zone bildet. Können wir nicht die Herrschaft über 
Ceuta und Melilla bekommen, so wünschen wir doch wenigstens, daß 
Tanger in unserem Protektorat liegen sollte.“ 

„Was halten Sie vom Parlamentarismus?“ fragte ich kurz. 
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Die Augen des Diktators begannen zu funkeln, sein Ausdruck wurde 
drohend. 

„Ich denke, daß der Parlamentarismus eine Gefahr für 
alle Kulturländer bedeutet. Ich glaube, daß er die längste 
Zeit bestanden hat und daß die meisten Völker nur noch 
nicht wissen, wie sich sie davon frei machen können. Die 
wirtschaftlichen Grundlagen des Parlamentarismus sind schon lange 
unterhöhlt, d. h. er stellt schon längst nicht mehr eine Zusammenfassung 
der aufbauenden Kräfte der Nation dar. Es ist absolut nötig, 
an stelle demokratischer Parlamente ein neues modernes System 
der Volksvertretung aufzustellen, das in Harmonie mit den wirt- 
schaftlichen Forderungen unserer Tage steht. Zu gleicher Zeit ist es 
absolut notwendig, daß die Exekutivmacht der Regierung gestärkt wird 
und sie in ihrer Gesetzgebung unabhängig gestaltet wird.“ 


b. Eine Unterredung mit Graf Romanones. 


Graf Romanones, der frühere Ministerpräsident, jetzt 
Führer der liberalen Opposition gegen den Diktator 
Primo de Rivera, gab unserem Mitarbeiter ein Interview, 
in dem er sich auch über Deutschlands Eintritt in den 
Völkerbund und Spaniens Stellungnahme hierzu äußerte. 


Der große Gegenspieler des Diktators Primo de Rivera, Graf Roma- 
nones, entfaltet gegenwärtig denkbar größte Aktivität. In diesem Augen- 
blick, wo allerorts Teilbewegungen gegen die Diktatur in Spanien auf- 
flackern, sind die Augen des ganzen Landes mehr als je auf die überra- 
gende Persönlichkeit des früheren Ministerpräsidenten gerichtet. Die von 
ihm geführte liberale Partei hat die einflußreichsten Persönlichkeiten 
des politischen Spaniens in ihren Reihen. Er selbst ist nicht nur die 
stärkste geistige Persönlichkeit Spaniens, sondern auch der reichste 
Mann des Landes. 

Unter dem frischen Eindruck einer Unterredung mit Primo de Rivera 
begab ich mich zu Graf Romanones, der zu allen meinen Fragen in frei- 
mütigster Form Stellung nahm. | 

„Die Situation in Spanien ist äußerst ernst. Spanien seufzt unter 
dem Druck einer Diktatur, die sich verewigen will und nicht einmal die 
vom ganzen Volk verehrte Monarchie respektiert. Ich sehe diese Dinge 
folgendermaßen an: Ich empöre mich gegen die Diktatur in meiner Eigen- 
schaft als Bürger, der das Leid der ganzen Nation mitempfindet, und als 
treuer Royalist von unerschütterlicher Anhänglichkeit. Ich mache kein 
Hehl daraus, daß ich in ganz kurzer Zeit Spaniens Rückkehr zu einem 
konstitutionellen Regime voraussehe. Gewiß, der General glaubt die 
Armee hinter sich zu haben, aber er mag sich nicht täuschen. Ich glaube 
Anzeichen zu sehen, daß die politische Überspannung unseres Heeres 
abzuklingen beginnt. Niemals wird sich die Armee dazu hergeben, 
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dauernd im Gegensatz zu Empfindungen der ganzen Bevölkerung 
das Land unter diesem unerträglichen Druck zu halten.“ 

Auf meine Frage, wie er sich zu der Erklärung General Primo de 
Riveras stelle, daß der öffentlichen Meinung nur ein sehr geringer Ein- 
fluß auf die Politik der Regierung einzuräumen sei, äußerte sich Graf 
Romanones wie folgt: 

„Ein Diktator hat natürlich Ansichten, die mit unseren Grundsätzen 
von der Landeshoheit als Quelle aller Macht in starken Gegensatz stehen. 
Es ist eine vollkommen überspannte Idee, daß die öffentliche Meinung 
nicht vorherrschen darf, und ich habe diese Auffassung auch noch niemals 
bei einem Völkerrechtslehrer gefunden. Ein vortreffliches Beispiel 
gibt uns England während des Generalstreiks. Trotz des Ernstes der 
Situation tagte das Parlament weiter und die Verfassung blieb respektiert. 
Dies beweist, daß ein Land nicht durch Diktatur, sondern nur in Zu- 
sammenarbeit mit der öffentlichen Meinung und durch das allgemeine 
Wahlrecht regiert werden kann. Eine Nation, die unter Diktatorenherr- 
schaft leidet, gesteht dadurch ihre eigene Schwäche und politische 
Unreife ein. Eine Diktatur kann sich auch nur in der Zeit der höch- 
sten Krise entwickeln, aber sie ist immer nur eine vorübergehende 
Regierungsform. 

„Ich sehe die Zukunft folgendermaßen: Wir müssen uns die Lehren 
aus den Ereignissen seit dem Staatsstreich vom September 1923 zu- 
nutze machen, denn ohne wesentliche Abänderungen der Verfassung 
wäre eine Herrschaft der Liberalen in Spanien unmöglich. Das all- 
gemeine Stimmrecht muß beibehalten werden. Das Parlament darf 
nicht nur rein politisch eingestellt sein, es muß auch über die Wirtschafts- 
lage des Landes klar und offen Bericht geben. Politische Parteien 
an Stelle persönlicher Gruppen müssen zum Ausdruckmittel für große 
nationale Bewegungen werden. Das Versagen der von General Primo 
de Rivera gegründeten Party of Patriotic Union zeigt uns, daß augen- 
blicklich keine Regierung und kein Politiker eine Partei schaffen können, 
die lebensfähig ist. 

„Ich halte es für durchaus notwendig, die Zahl der Abgeordneten 
auf die Hälfte, also ungefähr 200, herabzusetzen. Diese 200 müßten so 
reichlich bezahlt werden, daß sie ihre ganze Zeit dem Staatsdienst zur 
Verfügung stellen könnten. Sie würden auf 8 bis 10 Jahre gewählt 
und eine Wiederwahl wäre unmöglich mit Ausnahme von 20 Abgeordneten 
(also einem Zehntel des gesamten Parlaments). Für diese 20 Abgeordneten, 
die also das fortdauernde Element zwischen der alten und neuen Re- 
gierung bilden, würden natürlich die besten und eifrigsten im Parlament 
gewählt werden. Bei einer Auflösung des Reichstags vor Ablauf der 
festgesetzten Zeit würde eine Volksabstimmung gefordert, und das Staats- 
oberhaupt hätte das Recht, jederzeit ein Plebiszit einzufordern. 

„Außerdem halte ich es für notwendig, daß dem Parlament eine 
Finanzkommission beigeordnet wird. Diese Kommission würde sehr 
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hoch bezahlt werden und dem Parlament in allen finanztechnischen 
Fragen Führer sein.“ 

Zum Schluß lenkte ich das Gespräch auf den Eintritt Deutschlands 
in den Völkerbund. Hierzu führte Graf Romanones aus: 

„Eine endgültige Klärung über den Weg, den Spanien nach Genf 
einschlagen sollte, ist noch nicht möglich. Der Völkerbund befindet sich 
in einer schweren Krisis. Locarno war ein schwerer Schlag für ihn. 
Vor Locarno war er das Vorrecht der Siegerstaaten. Der Eintritt Deutsch- 
lands in den Völkerbund bringt ein neues Element in seine Maschinerie. 
Spanien ist unzweifelhaft zu einem ständigen Völkerbundssitz berechtigt, 
und es liegt im eigenen Interesse des Völkerbundes, ihm diesen zu ge- 
währen. Spanien ist zwar keine Großmacht, aber es ist auch keine Zweite- 
Klasse-Macht. Seine Stellung ist eine ganz besondere, wie Sir Austen 
Chamberlain zugegeben hat, denn es ist die erste Macht nach den Groß- 
staaten. | 

„Formelle Versprechungen Sir Austens im Namen seiner Regierung 
ließen uns auf einen ständigen Sitz hoffen, und mit Bitterkeit empfinde 
ich den plötzlichen Wechsel in der Haltung der britischen Regierung. 
Aber noch schmerzlicher ist für mich die Haltung der spanischen Länder 
Amerikas, die nicht die geringste Anhänglichkeit an ihr Mutterland 
gezeigt haben. 

„Trotzdem ist noch nicht die Zeit da, eine unversöhnliche oder 
drohende Haltung anzunehmen, da dies dem spanischen Interesse ab- 
trägliche Folgen haben könnte.“ 


DAS NEUE POLEN. 
Von General SCHLEE-PASCHA. 


. Mit der Wahl des neuen Staatspräsidenten Moscicki hat die Um- 
wälzung in Polen einen vorläufigen Abschluß gefunden. Es steht wieder 
ein neues Staats-Oberhaupt an der Spitze, der von dem General Pilsudski 
nach seinem gelungenen Putsch gebildeten Regierung. Trotz aller 
Gegenbestrebungen in den Teil-Provinzen waren Sejm und Senat in 
Warschau vollzählig versammelt, um die Wahl des Staats-Präsidenten 
vorzunehmen. Man hatte im stillen doch noch gehofft, den Posener 
Wojwoden Graf Bninski, das führende Mitglied des berüchtigten 
Westmarken-Vereins, mit Stimmenmehrheit zum Präsidenten wählen 
zu können. Aber auch die notwendig gewordene dreimalige Abstimmung 
konnte nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Anhänger Pilsudskis 
weit zahlreicher sind als seine Gegner. Groß muß die Enttäuschung 
darüber gewesen sein, daß Pilsudski selbst die auf ihn gefallene Wahl 
nicht annahm, doch kann man seinen Entschluß wohl begreifen. Er 
fürchtete, daß er als Staats-Präsident ziemlich kaltgestellt sein würde, 
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und diese Ohnmacht paßt ihm durchaus nicht in sein Programm. Er 
will sich als Soldat mit Leib und Seele wohl in erster Linie dem Heere 
widmen, aber, da er sich der Bedeutung der umstürzlerischen Tat wohl 
bewußt ist, auch auf die übrigen Regierungsämter starken Einfluß 
ausüben. 

Polen braucht einen starken Führer, um aus dem Sumpfe heraus- 
zukommen, in den es durch parteipolitischen Hader und unwirt- 
schaftliches Regieren hineingekommen ist. Dazu gehört aber in erster 
Linie eine vollständige Abkehr von der bisher angewandten Politik. 
Hierbei werden jedem Staatsmanne in Polen, der nicht rücksichtslos 
sein Ziel verfolgt, unübersehbare Schwierigkeiten erwachsen. Graf 
Skryczynski, der bisher gewandteste Außenminister Polens, kann 
davon ein Lied singen. Immer, wenn er sich mal zu einer vernünftigen 
Tat aufraffen wollte, war der Posener Westmarken-Verein zur Stelle, 
und er suchte ihn von der „Stimmung des Landes“ zu überzeugen. 
Er hat es auch tatsächlich erreicht, daß die Anfang August vorigen Jahres 
bereits aufgehobene Verordnung über die Ausweisung der Optanten 
nach 24 Stunden wieder rückgängig gemacht wurde. Der Westmarken- 
Verein bildete so eine Neben-Regierung von ungeheurem 
Einfluß. 

Alle Methoden, die von dem bisherigen Dutzend Regierungen mit 
großem Wortschwall angekündigt und angewendet wurden, waren nicht 
imstande, das Land hoch zu bringen, die Finanzen zu ordnen und die 
Valuta zu festigen. Für Kredite, die im Ausland nachgesucht wurden, 
bestand trotz größter Propaganda durchaus kein Entgegenkommen. 
Man sollte also zur Genüge eingesehen haben, daß die bisherige Politik, 
die darin bestand, alles nach dem Wunsche Frankreichs, und alles mit 
der Spitze gegen Deutschland und Rußland zu tun, nicht 
den ersehnten Erfolg brachten. Es ist ein Ding der Unmöglichkeit, 
sich auf die Dauer gegen 2 wirtschaftlich stärkere Nachbarn durch eine 
chinesische Mauer wirtschaftlich und politisch abzuschließen. Man 
hatte es in Polen manchmal versucht, aus dieser Mauer eine Brücke zu 
bauen; leider fand sich bis jetzt kein geeigneter Baumeister hierfür, 
und doch wäre gerade jetzt der geeignete Augenblick hierfür vor- 
handen. Die polnische Handels-Statistik vom Monat März ergibt, 
daß trotz des Zollkrieges Deutschland an erster Stelle in der Einfuhr 
nach Polen steht: trotz des Zollkrieges und trotz der schwankenden 
Valuta. Was könnte Polen als Durchgangs-Land von Deutsch- 
land nach Rußland für ein glänzendes Geschäft machen! 
Es ıst Tatsache, daß man Polen über Deutschland amerikanischen 
Kredit einräumen will, sobald es den Handelsvertrag mit Deutschland 
abgeschlossen hat. Unbedingt erforderlich ist es, daß Polen großzügiger 
denken und handeln lernt, und zwar wirtschaftlich, wie politisch. 

Polen soll endlich die unglaublich hohen Paß-Gebühren von 500 Zloty 


für jegliche Ausreise aus Polen auf ein erträgliches Maß heruntersetzen. 
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Man sollte den nationalen Minderheiten, die etwa !/; der Bevölkerung 
ausmachen, eine tolerante Haltung zeigen, und sie nicht bei jeder Ge- 
legenheit durch Schikane und mittelalterliche Gepflogenheiten aus dem 
Lande herausekeln. | 

Polen kann mit seinen reichen Naturschätzen und seiner arbeits- 
freudigen Bevölkerung ein blühender Staat werden. Es darf allerdings 
dabei nicht nach dem Rate einiger Weisen handeln, die da sagen: „Lieber 
untergehen, als mit Deutschland gehen”, damit wäre der Unter- 
gang bald da. In Polen herrscht immer noch die Angst vor den bösen 
Nachbarn, und so suchte man auch bei den letzten Ereignissen unter 
der Parole: „Deutschland und Rußland wollen sich ihre Gebiete wieder 
holen‘ die Einigkeit in Polen zu erreichen. Es zeugt für die Aufrichtig- 
keit und Friedensliebe Deutschlands, daß man auch nicht im Traum daran 
dachte, den polnischen Bürgerkrieg auszunutzen, um auf kriegerische 
Weise die uns Deutschen geraubten Provinzen wieder in den Besitz 
zu bringen, und daß man in Rußland sogar die Manöver an der polnischen 
Grenze abbrach. Deutsche Gesinnung soll aber auch fern von der 
Heimat erhalten bleiben. Wo Deutsche in der Minderzahl leben, da 
sollen sie gute Staatsbürger ihres Landes mit gutem deutschen Herzen 
sein. Aber wir und sie dürfen dann auch verlangen, daß man ihnen Luft 
zum Atmen und Freude am Leben gewährt. In dieser Beziehung hat 
Polen an seinen deutschen Mitbürgern noch viel gut zu machen. Die 
Liquidationen müssen eingestellt und die ausgewiesenen Optanten 
wieder aufgenommen werden; Schulen und Kirchen dürfen nicht be- 
schlagnahmt werden und alle Bedrückungen und Boykotts müssen unter- 
bleiben. Gerade im Posenschen, wo Graf Bninski nach eigenem Rezept 
als Dirigent des Westmarken-Vereins waltet, steht es am schlimmsten. 
Wir wollen hoffen, daß auch dort ein neuer Geist mit Pilsudski einziehen 
wird. Nur mit den Deutschen, nicht gegen sie, kann Polen gedeihen: 
das sollte man dort endlich erkannt haben. 


EUROPAS WIEDERAUFBAU — AMERIKAS 
WIRTSCHAFTSINTERESSE. 


Von Schatzsekretär ANDREW W. MELLON, Washington. 


Moderne Industriewirtschaft strebt nach einer immer weitergehenden 
Spezialisierung der Produktion, durchgeführt unter dem Gesichts- 
winkel der Massenerzeugung und des Massenverbrauchs. In Amerika 
ist diese Spezialisierung wohl am weitesten durchgeführt. Indem wir 
unsere Fabriken an die Stellen verlegen, wo Rohstoffe am vorteilhaf- 
testen zu haben sind und Arbeitskräfte am schnellsten herangeführt 


werden können, und indem wir ausgedehnten Gebrauch von arbeits- 
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sparenden Maschinen machen, sind wir in der Lage, billig zu fabrizieren 
und vielfach selbst die Konkurrenz der Länder mit minder hohem 
Lebensstandard aus dem Felde zu schlagen. Natürlich besitzen wir in 
unserem außerordentlich großen Inlandmarkte und in einer kauflustigen 
Bevölkerung von etwa 110 Millionen Seelen eine starke einheimische 
Konsumkraft. Unsere Industrieproduktion in Landwirtschaft und In- 
dustrie ist indessen so groß, daß wir nicht in der Lage sind, unsere ge- 
samte Produktion im Inlande zu verbrauchen. Wir müssen daher be- 
strebt sein, den Produktionsüberschuß im Auslande unterzubringen. 

Diese Gedankengänge sind ja auch in Europa hinlänglich bekannt. 
Die Blüte der amerikanischen Wirtschaft setzt also voraus, daß das 
Ausland in der Lage sein muß, unseren Überschuß aufzunehmen. Wir 
sind somit an einem kaufkräftigen Weltmarkt außerordentlich inter- 
essiert. Es ist für mich klar, daß Europa, unser bester Kunde, der im 
vergangenen Jahre für 2,5 Milliarden Dollar an Waren aller Art aufnahm, 
nicht fortfahren kann, Erzeugnisse in dem bisherigen oder gar in einem 
noch höheren Umfange zu kaufen, wenn es nicht in seiner Kaufkraft 
gestärkt und gehoben wird. Wir müssen also danach streben, durch eine 
Reorganisation der europäischen Finanzen und durch eine Sanierung 
der europäischen Wirtschaft die Kaufkraft Europas zu heben und die 
Alte Welt in den Stand zu setzen, weiter von uns zu kaufen. Das sind die 
logischen Schlußfolgerungen unserer neuen Stellung in der Weltwirt- 
schaft. Wir geben uns lebhaft der Entwicklung der südamerikanischen 
Märkte hin. Australien und der ferne Osten sollen erschlossen werden. 
Europa ist aber bei weitem unser bester Kunde; wenn die Alte Welt 
nicht in der Lage ist, unsere Überschüsse an Baumwolle, Weizen, Tabak 
und Schweinefleisch-Produkten aufzunehmen, so werden wir die Folgen 
sehr bald in unserer Wirtschaft spüren. 

Der wirtschaftliche Wiederaufbau Europas gleicht der Reorganisa- 
tion eines bedeutenden Industrieunternehmens, das sich nach einer 
schweren Krise auf dem Wege der Sanierung befindet. Wie bei einem 
solchen Industrieunternehmen ist es auch bei Europa notwendig, Aus- 
gaben und Einnahmen in Einklang zu bringen, d. h. die Budgets zu 
balancieren und neues Kapital zu finden nicht nur zur Regelung der 
unfundierten Verpflichtungen, sondern auch zur Erhöhung der Produk- 
tionskapazität. 

Europa braucht also auswärtiges Kapital, um 
seine Wirtschaft wieder in Gang zu bringen. Die Union verfügt über 
derartiges Kapital, aber ihre Regierung muß doch darauf bestehen, daß 
Anleihen nur an solche Länder gegeben werden. die ihren alten Schuld- 
verpflichtungen uns gegenüber nachkommen, oder die wenigstens ernst- 
lich in Verhandlungen eingetreten sind, um eine Fundierung ihrer im 
Weltkriege bei uns gemachten Schulden vorzunehmen. 

Die gesamten Verpflichtungen der alliierten Mächte an die Union 
betrugen am Schlusse des Weltkrieges etwa 10,34 Milliarden Dollar. Es 


EUROPAS WIEDERAUFBAU — AMERIK. WIRTSCHAFTSINTERESSE 299 


handelt sich meist um kurzfristige Wechsel, die auf Sicht zahlbar wurden 
und mit einem Zinsendienst von 5% im Jahre belastet waren. Es war 
zunächst notwendig, diese kurzfristigen Wechsel in langfristige Obliga- 
tionen umzuwandeln, Obligationen, die zu bestimmt festgelegten Ter- 
minen fällig wurden. Der Kongreß hat zur Überwachung und Regelung 
dieser Frage die sogenannte Auslands-Schulden-Kom- 
mission ins Leben gerufen (World-War-Foreign-Debt-Commission), 
die mit den verschiedensten Unterhandlungen über die Schuldenrege- 
lung betraut wurde und die Bedingungen festlegen sollte, wie diese 
Regelung am besten durchzuführen sei. Immer wurde die Zustimmung 
des Kongresses vorbehalten. 

Die Kommission hat die prompte Rückzahlung der Schulden als 
obersten Grundsatz ausgesprochen, da sie auf dem Standpunkt steht, 
daß eine dauernde Gesundung der europäischen Wirtschaft unmöglich 
ist, ohne daß die im Weltkriege aufgenommenen Verpflichtungen im 
Laufe der Zeit nach einem vorsichtig aber gerecht festgelegten Tilgungs- 
plane zurückgezahlt werden. So lange diese Schulden unbeglichen 
bleiben, bilden sie die Ursache einer dauernden Beunruhigung zwischen 
den einzelnen Regierungen. Sie bedeuten eine unbekannte Größe in 
den Etats der Großmächte und eine Gefahr für die dauernde Stabili- 
sierung der Währungen; sie hindern den freien Lauf der Handelsbe- 
ziehungen zwischen den einzelnen Ländern. 

Zu gleicher Zeit bedenken wir auch, daß keine Nation gezwungen 
werden kann, Summen zu zahlen, die seine Zahlungskraft übersteigen. 
Auf Grundlage der Zahlungsfähigkeit wurde daher das Schuldenregulie- 
rungsabkommen mit Groß-Britannien im Jahre 1923 getroffen, und auch 
bei dem nachfolgenden Fundierungsabkommen wurde auf Grundlage 
der Zahlungsfähigkeit Amortisationsquote und Zinsendienst festgelegt. 
Man hat die Anpassungsfähigkeit des Schuldentilgungsplanes an die 
jeweilige Leistungsfähigkeit der Schuldnerländer durch eine dehnbare 
Skala der Zinsenzahlung erreicht, im übrigen aber die Rückzahlungen 
der Grundbeträge, d. h. die Tilgungsquoten, als wichtiges ethisches 
Moment für die Aufrechterhaltung der Untastbarkeit internationaler 
Verpflichtungen angesehen und daher unberührt gelassen. Bei allen Ver- 
handlungen hat die Kommission die durch den Krieg verursachte Zerstö- 
rung des wirtschaftlichen Gleichgewichtes in Europa voll in Rechnung 
gestellt. Man erkennt die Unmöglichkeit gewisser Schuldnerstaaten, 
bedeutende Zahlungen in nächster Zukunft zu machen, voll an, hält 
aber das Prinzip, die Verpflichtungen nach dem Stande des Wieder- 
aufbaues zu regeln, für richtig. | 

Die meisten europäischen Nationen haben in den letzten Jahren 
ihre Budgets ausbalanciert. Viele Auslandsverpflichtungen an Amerika 
konnten fundiert werden. Währungen wurden stabilisiert. Die Placie- 
rung von Auslandsanleihen in Amerika wurde eine dauernde Erscheinung 


auf dem internationalen Geldmarkte. Der wirtschaftliche 
23° 
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und finanzielle Wiederaufbau Europas ist also 
im Gange. Wir haben festgestellt, daß dieser Wiederaufbau für uns 
von höchstem Werte ist, und legen Wert darauf, daß dieser Wiederaufbau 
in der richtigen Weise geschieht. Europas Wiederaufbau 
ist Amerikas Wirtschafts interesse. Unsere ge- 
samten ausländischen Guthaben sind für uns 
in Dollars und Cents nicht so viel wert wie ein 
blühendes Europa. 

Die günstigen Folgen der Schuldenregelungen mögen an einigen Bei- 
spielen gezeigt werden. Groß-Britannien bezog von uns im Jahre 1925 
Waren im Werte über 1,03 Milliarden Dollar, der Import der Vereinigten 
Staaten aus England betrug in der gleichen Zeit nur etwa 412 Millionen 
Dollar, Italien lieferte uns im vergangenen Jahre für 102,2 Millionen 
Dollar an Waren, während wir ihm im gleichen Zeitraum für etwa 
205,2 Millionen Dollar sandten. Deutschland kaufte von uns im Jahre 
1923 noch für nur etwa 150 Millionen Dollar Baumwolle; mit der Ein- 
führung des Dawes-Plans, der Stabilisierung der deutschen Währung und 
der Durchführung einer gesunden Finanzwirtschaft stieg dieser Bedarf 
im Jahre 1924 auf 223 Millionen Dollar und im Jahre 1925 auf 240 Millionen 
Dollar. Es ist klar also, daß sowohl Amerikas Industrie wie seine Land- 
wirtschaft größtes Interesse an einer Stabilisierung Europas haben. 

Die europäischen Länder müssen heute noch große Anstrengungen 
machen, um ihre Finanzen in Ordnung zu halten. Hohe Steuern be- 
lasten die Bevölkerung, die allgemeinen Unkosten der Industrie sind 
bedeutend gestiegen. Diese Härten sind unvermeidlich, bedeuten sie 
doch den Preis, den die gegenwärtige und wahrscheinlich auch die 
kommende Generation für den Weltkrieg zu zahlen hat. Wiederaufbau 
ist immer eine mühsame und langwierige Sache. Auf jedem Wieder- 
aufbau liegt aber auch Segen, selbst wenn er unter größten Mühen vor 
sich geht. Wir nehmen die moralischen Verpflichtungen, die der Wie- 
deraufbau Europas uns auferlegt, gerne auf uns, wissen wir doch, daß 
dieser Wiederaufbau Europas zum Segen der Weltwirtschaft und daher 
zu unserem eigenen Vorteil auslaufen wird. 


SECHS MONATE DEPRESSION. 
Von Dr. W.M. Frhr. v. BISSING. 


Die allgemeine Wirtschaftslage steht seit reichlich einem halben Jahr 
im Zeichen der Depression. Allein die Kohlenindustrie konnte aus 
den Streikbewegungen in England zeitweise Gewinn ziehen und zeigte 
daher eine über das sonstige Maß hinausgehende Belebung. Im Rheinisch- 
Westfälischen Revier war die Folge eine langsam aber ständig zunehmende 
Kohlenförderung. 
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Arbeitstägliche Kohlenförderung im Ruhrgebiet (in 1000 t). 


in 1000 t 


Die deutsche Kohle eroberte sich vor allem das inländische Gebiet, 
wodurch sie unter normalen Verhältnissen mit der englischen Kohle im 
Wettbewerb liegt. Die deutsche Kohlenindustrie sucht sich die Vorteile, 
die sie sowohl im Inlande wie auch auf dem Weltmarkt den englischen 
Erzeugnissen gegenüber hat erringen können, auch über die Beendigung 
des englischenBergarbeiterstreiks hinaus zu erhalten, indem sie die neuen 
Abnehmer durch langfristige Verträge an sich fesselt. 


Aber der leise Aufschwung in der Kohlenindustrie bedeutet noch 
keine Wandlung der gesamten Wirtschaftslage. Die Koks- 
erzeugung zeigt eher zurückgehende Tendenz, die Roheisenerzeu- 
gung ist seit Januar fast stabil geblieben und nur die arbeitstägliche 
Gewinnung von Rohstahl zeigt einen stetigen, allerdings langsamen 


Aufstieg. 


Durchschnittl. arbeitstägliche Gewinnung von Roheisen 
und Rohstahl int. 


Roheisen Rohstahl 


Januar 22,241 31,568 


Februar 22,549 33,924 
März 23,118 35,085 
April 22,273 36, 117 
Ma ĩ 23.749 37.523 


Die Rohstahlge meinschaft scheint eine gewisse weitere Belebung 
des Geschäftes zu vermuten, da sie für Juli den Einschränkungssatz 
von 35% auf 31% herabgesetzt hat. Im Ubrigen hat die eisenschaffende 
Industrie im Auslandsgeschäft nach wie vor mit der Valutakonkurrenz 
Belgiens und Frankreichs zu rechnen, wenn auch sich ganz allmählich 
die französischen Preise den deutschen zu nähern beginnen. 

Die immer mehr in Wirksamkeit tretende Rationalisierung der 
einzelnen Betriebe hat es mit sich gebracht, daß in einzelnen Zweigen 
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der eisenverarbeitenden Industrie Auslandsaufträge auch wohl mit 
Aussicht auf Gewinn übernommen werden konnten, während der In- 
landsmarkt nach wie vor tot ist. 

In der Konsumsphäre der Wirtschaft hat sich die Bereinigung, 
die in der Produktionssphäre im Verlauf der Krise vor sich gegangen 
war, erst in der Depression ausgewirkt, und zwar erst von der zweiten 
Hälfte des ersten Halbjahres ab. Dieser Prozeß wird deutlich, wenn die 
monatlichen Konkurszahlen und der Anteil der Verbrauchsgüterindu- 
strie an der Gesamtzahl der zu Protest gegangenen Wechsel einander 
gegenübergestellt werden. | 


Konkurse und Anteil der Verbrauchsgüterindustrien. 


Konkurse Januar Februar. März 


1. Produktion: 
Kohle, Metalle, Maschinen, Chemie 
Landwirtschaft . . . . 2 2 2 2 2 2 2 2 0. 


2.Konsumtion 


Textilien, Bekleidung . .. ggg 
Lebens-, Futter-, Genußmittel 


Im ganzen: 644 


| | 


52,8 : 54,6 E Eins 55.6 52,3 


Anteil der Verbrauchsgüterindustrien und 
der Wechselproteste . . .. 2.2... 


In der Konsumsphäre geht also jetzt der gleiche Rationalisierungs- 
prozeß vor sich, der in der Produktionssphäre seit dem Herbst vorigen 
Jahres im Gange ist. 


So erklärt es sich, daß in dem verkleinerten Wirtschafts- 
apparat der Umsatz dauernd im Zunehmen begriffen ist. 
Als Maßstab kann die ununterbrochen steigende Wagengestellung der 
Reichsbahn dienen. Im Januar wurden arbeitstäglich durchschnittlich 
101800, im Mai dagegen 121500 Wagen gestellt. Ebenso hat trotz der 
Ermäßigung der Ertrag aus der Umsatzsteuer im Mai gegenüber Februar 
um 20 %, zugenommen. 

Der Kapitalmarkt ist jedoch der Entwicklung erheblich voraus- 
geeilt, veranlaßt durch die starken Käufe des Auslandes, das in der 
Bewertung vor allem der deutschen Aktie die erhoffte Neubelebung 
der deutschen Wirtschaft bereits vorweg diskontiert und sich damit 
zufrieden gibt, wenn die Verzinsung der erworbenen Effekten um ein 
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Geringes über der im eigenen Lande erzielbaren Rendite steht. Die Be- 
lebung der deutschen Aktienmärkte wird zudem stark durch die aus 
Frankreich vor der Entwertung des Franc flüchtenden Kapitalien beein- 


flußt. 


Für den Kapitalmarkt ist weiterhin charakteristisch die starke 
Emission festverzinslicher Anleihen, die teils der Industrie weitere 
flüssige Mittel zuführen, teils öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
Kapitalien zuströmen lassen sollen. Im Juni wurden an Inlandsanleihen 
für 99 Mill. RM. begeben. An Auslandskrediten strömten für rund 
345 GM. ein. | 


Unter diesem Einfluß mußten die Kurse der Pfandbriefe und der 
Pfandbriefabsatz nach wie vor leiden. Während die Hypothekenbanken 
die Kurse im allgemeinen stabil halten konnten, gelang dies den Land- . 
schaften nicht im gleichen Maße. Offenbar hat das immer noch starke 
landwirtschaftliche Kreditbedürfnis zu einem relativ großen 
Angebot landschaftlicher Pfandbriefe geführt, so daß sich das Kursniveau 
der landschaftlichen Pfandbriefe um etwa 3% im Durchschnitt tiefer 
hält als das der Hypothekenbanken. 


Die Flüssigkeit des Geldmarktes wird voraussichtlich noch 
weiter anhalten, da kurzfristige Gelder vom Auslande reichlich an- 
geboten werden und da die deutschen Banken in letzter Zeit nicht 
unerhebliche Beträge nach dem Auslande gelegt haben. Eine Ver- 
knappung des Geldmarktes würde dann eintreten, wenn die Industrie 
die ausländischen Kredite mehr wie bisher in Rohstoffen hereinnehmen 
wird. Die Rohstoffeinfuhr bewegt sich immer noch erheblich 
unter der vom Januar 1925. Wenn die Rohstoffeinfuhr noch keine 
Tendenz zur Zunahme aufweist, so liegt das daran, daß infolge der 
Rationalisierungsmaßnahmen die Inlandsvorräte zunächst verbraucht 
werden. Mit einer plötzlichen Steigerung der Rohstoffeinfuhr wird 
aber nach Lage der Dinge wohl kaum gerechnet werden können, da 
vom Inlandsmarkte eine Belebung der industriellen Konjunktur bis 
auf weiteres nicht ausgehen wird und auch die Eroberung von Absatz- 
gelegenheiten im Auslande von heute auf morgen nicht durchgeführt 
werden kann. Diese beiden Gründe sprechen auch vornehmlich dafür, 
daß die herrschende Depression auch wohl die zweite Hälfte 
des Jahres hindurch anhalten wird. 


Auch das Institut für Konjunkturforschung bestätigt in seinem ersten 
„Vierteljahrsheft“, das über den Verlauf der wirtschaftlichen Wechsel- 
lagen, vor allem im ersten Vierteljahr 1926, unterrichtet, durch die Fülle 
des gebotenen Zahlenmaterials die Auffassung, daß seit etwa Mitte 
Februar 1926 die Symptome der Krisis von denen der Depression ab- 
gelöst worden sind. Wann aber die Depression dem Aufstieg weichen 
wird, darüber kann naturgemäß das Institut nichts voraussagen. Es 
glaubt nur, aus den seit der Stabilisierung gemachten Erfahrungen 
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den Schluß ziehen zu sollen, daß die konjunkturellen Gezeiten der Nach- 
inflationswirtschaft in Deutschland eine kürzere Phasendauer als vor 
dem Kriege aufweisen. Es soll nach den Untersuchungen des Instituts 
der Tiefstand vom November 1923 bis Juni 1924, der Aufschwung von 
Juli 1924 bis Januar 1925, die Hochspannung von Februar 1925 bis 
September 1925, die Krisis von Oktober 1925 bis 1926 angedauert haben. 
Vor dem Kriege dauerte diese Phase Jahre, jetzt Monate. 


Leider wird eine Begründung für diese auffallende Veränderung in 
der Länge der Kunjunkturphasen nicht gegeben. Es fragt sich auch, ob 
nicht vielleicht eine gewisse Gleichheit äußerer Erscheinungen das 
Institut getäuscht hat. Das Eigenartige der deutschen Wirtschaftskrise 
ist, wie das Institut selbst zugibt, ihre ausgesprochene Eigenbewegung. 
Erst seit Beginn des Jahres mündet die deutsche Wirt- 
schaftsbewegung wieder in den allgemeinen Zyklus der 
Weltwirtschaft ein. 


Die Erklärung der Eigenbewegung der deutschen Wirtschaft dürfte 
darin zu finden sein, daß nach dem Zusammenbruch der Papiermark 
der vollkommen zusammengeschrumpfte Geldumlauf wieder aufgefüllt 
wurde. Das hat, wenn man hier den nicht korrekten Ausdruck Inflation 
gebrauchen will, eine inflationsbeeinflußte Konjunkturbewegung ge- 
schaffen, und der Umstand, daß überhaupt ein einigermaßen geregelter 
Tauschverkehr wieder in Gang kam, hat den Eindruck erweckt, als 
stünden wir im Zeichen einer aufwärtseilenden Konjunktur. Die gleiche 
Wirkung übten die nach der Unterzeichnung des Dawesabkommens 
einströmenden Kredite aus. Die Krisis brach dann aus, als die kurz- 
fristigen Kredite nicht zurückgezahlt werden konnten, als man endlich 
zu der Erkenntnis gekommen war, daß der Produktionsapparat nicht 
im Einklang zur Konsumkraft des Binnen- und Außenmarktes stand. 
Die Angleichung ist jetztim Gange, die Wirtschaft hat sich auf die 
vorhandene Menge an Umlaufsmitteln eingestellt. Damit 
ist auch der Anschluß an die allgemeine Lage auf dem Weltmarkt er- 
möglicht. 

Die Eigenbewegung der Wirtschaftsentwicklung in den beiden letzten 
Jahren erklärt sich also vor allem aus Ursachen, die auf der Geldseite 
liegen, und es wird daher die Frage berechtigt sein, ob man das von dem 
Institut in der Einleitung näher erläuterte Schema des Konjunkturver- 
laufes auf die deutschen Verhältnisse anwenden kann. 


Wenn man sich nun den Einzelbeiten zuwendet, so stellt das Institut 
u. a. fest, daß die Steigerung der Fertigwarenausfuhr seit der zweiten 
Hälfte des Jahres 1925 nicht eine Verschleuderung der Waren bedeutet, 
da sich das Preisniveau der ausgeführten Fertigwaren seit Anfang 1925 
beständig gehoben und auch im ersten Vierteljahr 1926 sich auf dem 
erreichten Höchststande behauptet habe. Die Preisindexziffern für 
Ausfuhrwaren haben sich in folgender Weise entwickelt: 
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Ausfuhrwaren Löhne 
Zeit gelernte | ungelernte 

Fertigwaren Gesamtausfuhr Acheter 

1913 = 100 

1. Vierteljahr 1925. 137,6 131,6 123,1 134,2 
2. A 1925.... 139,8 133,3 133,4 144,7 
3. = 1925 140,6 133,3 141,3 153,6 
4 0 19225 141.7 134,3 146,1 160,2 
1 x 1926. 141,0 134, 4 146.5 161,5 


Ein Vergleich der Lohnindices mit den Preisindices 
der Ausfuhrwaren dürfte ergeben, daß von einer für die Unternehmen 
rentablen Ausfuhr nicht durchweg gesprochen werden kann. Nur einzelne 
Industrien, wie die Elektrizitätsindustrie, haben anscheinend ein loh- 
nendes Exportgeschäft wieder aufbauen können. Die Schwerindustrie 
dagegen dürfte wegen der Dumpingkonkurrenz der französischen und 
belgischen Industrie kaum auf ihre Kosten bei Verkäufen auf dem Welt- 
markt gekommen sein. Wenn sich die deutsche Industrie langsam den 
Weltmarkt wieder zu erobern beginnt, so geschieht das in den meisten 
Fällen wohl zweifellos zunächst noch ohne Gewinn. 

Beachtung verdienen ferner die Berechnungen, die über das deutsche 
Volkseinkommen angestellt worden sind. Die Zahlen erscheinen 
den bekannten Angaben der Vorkriegszeit gegenüber außerordentlich 
hoch. Für 1925 wird das deutsche Volkseinkommen auf etwa 50 
Milliarden M. geschätzt. Dieser Zahl liegen die Ergebnisse der Lohn- 
steuerzahlungen zugrunde. Gegenüber der Vorkriegszeit wird ein 
Rückgang des realen Volkseinkommens von 10 bis 15 % angenommen, 
wenn ein Geldwertungsindex von 140 % angewandt wird. Somit liegen 
die Zahlen des Instituts in der Mitte zwischen den Schätzungen des 
Reichsverbandes der deutschen Industrie (43 bis 48 Milliarden) und denen 
der Spitzenverbände der freien Gewerkschaften (52 bis 60 Milliarden GM). 

Wenn schließlich die deutsche Wirtschaft fürim Kern gesundungs- 
fähig gehalten wird und angenommen wird, daß die Konjunkturbe- 
wegung ihren alten Turnus wieder aufgenommen hat, so kann dieser 
Auffassung nur mit der Einschränkung zugestimmt werden, 
daß die Lasten des Dawesabkommens und der Einfluß, 
der von den benachbarten Inflationsländern Frankreich, 
Belgien und Polen auf die deutsche Wirtschaft ausgeübt 
wird, nicht den Fortschritt der Entwicklung verhindern, 
die sich jetzt in schwachen Strichen abzuzeichnen beginnt. 

Gerade angesichts dieser Lage bedarf auch die letzte Novelle zum 
Reichsbankgesetz,deren Einbringung mit der Reparationskommission 
und dem Reichsbankdirektorium vereinbart ist, der Kritik. 
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Durch diese Neuordnung wird Geld geschaffen, das nicht der Geld- 
nachfrage der Wirtschaft, sondern dem Kreditbedürfnis des Staates 
entspricht. Damit ist die Möglichkeit der Preissteigerung nicht ausge- 
schlossen. Solche Geldschöpfung auf Grund staatlicher Kreditbedürfnisse 
ist um so gefährlicher, als sie gerade dann erfolgen wird, wenn der freie 
Markt zur Aufnahme der Schatzwechsel nicht bereit ist und damit die 
Wirtschaft kund gibt, daß sie die vorhandenen Mittel selbst benötigt. 
Dieser Augenblick wird dann eintreten, wenn der Umschwung von der 
Depression zum Aufstieg erfolgt, also gerade dann, wenn Preissteige- 
rungen, die durch die Ursachen außerhalb des wirtschaftlichen Prozesses 
erfolgen, besonders gefahrbringend sind und leicht zu einer durch die 
Lage der Dinge nicht gerechtfertigten Spekulation a la hausse verleiten, 
deren Fehlschlagen von empfindlichen Rückschlägen gefolgt sein kann. 

Wenn das Reich mit den flüssigen Mitteln, die ihm durch seine Ein- 
nahmen zugeführt werden, nicht auskommt, so ist das ein Zeichen, daß 
die Reichsausgaben nicht im Einklang mit den Einnahmen 
stehen, und man daher sehen muß, die Ausgaben zu verkleinern. Es 
ist wirtschaftlich eine durchaus falsche Politik, sich dieser Notwendig- 
keit zu verschließen und sich mit der Eselsbrücke des Kredites über die 
etwa entstehenden Schwierigkeiten hinwegzuhelfen. Für vorüber- 
gehende Verlegenheiten hatte das Reich bisher die Möglichkeit, 100 
Millionen von der Reichsbank zu erhalten. Das ist ein Fünftel des 
flüssigen eisernen Bestandes, den das Reich zur Aufrechterhaltung 
seiner Zahlungsfähigkeit benötigt. Aber daneben bieten sich auch noch 
andere Quellen zur Aufnahme vorübergehender Kredite. Es sei nur an 
die verfügbaren Mittel aus den Postscheckeinnahmen, an die Mittel 
der Reichskreditgesellschaft und an die Rücklagen der Reichsbahn 
erinnert. Allerdings kann das Reich diese Mittel nur dann erhalten, 
wenn sie ihr von der Wirtschaft auf dem Umwege über diese In- 
stitute angeboten werden, und es steht dann dem Reiche zur Be- 
schaffung eines Kredites nicht die überragende Machtposition zur 
Verfügung, die die Reichsbank am Geldmarkt innehat. Wenn dem 
Reich die Aufnahme von Kredit so außerordentlich leicht gemacht wird, 
wie es die letzte Novelle zum Bankgesetz vorsieht, dann ist die Gefahr 
vorhanden, daß durch das Reich der Wirtschaft die zu ihrem Aufbau 
benötigten Mittel entzogen werden, und daß weiter die aufgenommenen 
Kredite nicht allein zur Deckung eines vorübergehenden Geldbedarfes 
dienen, sondern daß sie im Hinblick auf die eingehenden, und vielleicht 
reichlicher als vorausgesehen eingehenden Steuern zur Anlage in Be- 
teiligungen oder aber zu unproduktiver Verwendung in sozialen Ausgaben 
benutzt werden. 
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WOHLSTANDSINDEX. 


Betrachtungen zu den Dawesrechnungen. 


Von R. PLÜCKER. 


Der Gedanke, für die Höhe der Reparationszahlungen den wirtschaft- 
lichen Wohlstand des deutschen Volkes maßgebend sein zu lassen, wurde 
zuerst im Jahre 1920 von der deutschen Regierung in Spa vorgeschlagen. 
Die Sieger waren damals noch vollständig von dem Versailler Vertrag 
beherrscht, der in seinem Grundprinzip die Vernichtung des Gegners 
vorsieht, und so wurde denn dieser Plan verworfen. Erst die wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten in den europäischen Staaten zeigten dem Gegner, 
daß es zwar möglich ist, den Besiegten zu zertreten, daß aber die Aus- 
schaltung eines großen Wirtschaftsgebietes mit wirtschaftlichen Schädi- 
gungen allerschwerster Art auch für den Sieger verbunden ist. Die Welt- 
meinung wandte sich gegen solche kriegerischen Gebaren, wie wir sie 
am Rhein mitten im Frieden erlebten, die nichts anderes darstellten, 
als eine logische Folgerung der in Versailles eingeschlagenen Politik, 
den Gegner politisch und wirtschaftlich unschädlich zu machen. Die 
Weltwirtschaft verlangte eine andere Einstellung zum Reparations- 
problem, man suchte nach einem Kompromis zwischen Vernichtung und 
Versöhnung des Gegners. 

Die Idee, den Wohlstand unseres Volkes zum Maßstab der Höhe 
der Kriegsentschädigung zu machen, nimmt im Dawesplan praktische 
Formen an, und es ist eigentlich verwunderlich, daß nur sehr wenige 
Wirtschaftspolitiker sich mit dem Plan befaßt haben, wie der Wohl- 
stand unseres Volkes wissenschaftlich ermittelt werden kann, um auf 
Grund eines wissenschaftlich aufgebauten Planes die Höhe der trag- 
baren Reparationskosten zu errechnen. Der von den Sachverständigen 
vorgeschlagene Plan hat so viele Fehler, daß er als Grundlage nicht 
dienen kann, die Berichterstatter müssen selbst zugeben, „daß sich 
sowohl für wie gegen jeden der vorzuschlagenden Maßstäbe triftige 
Gründe vorbringen lassen“. Ich unterschätze nicht die Schwierigkeiten, 
vor die die Sachverständigen gestellt waren, doch kann ich ihnen den 
Vorwurf nicht ersparen, daß ihr ganzer Plan auch die genügende Ob- 
jektivität vermissen läßt, denn sonst hätten sie nicht die Bestimmung 
aufnehmen können, daß die Normalleistung von 2! Milliarden M., 
die im Jahre 1929/30 zu zahlen ist, weiter zu leisten ist, falls sich dann 
eine Abnahme des Wohlstandes ergeben sollte. Logischerweise muß 
doch bei einer Wohlstandsminderung eine entsprechende Zahlungs- 
minderung eintreten. 

Abgesehen von diesem Kardinalfehler im Dawesgutachten sind aber 
auch die Voraussetzungen des Planes falsch, und die Berechnung des 
Wohlstandes aus den vorgeschlagenen Indexkomponenten, die in einem 
Wohlstandsindex zusammengefaßt werden, ist mehr als zweifelhaft. 
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Die Sachverständigen gehen von der Voraussetzung aus, daß die Produk- 
tion in Deutschland sich in Zukunft äußerst günstig entwickeln muß. Als 
Gründe werden angeführt: | 

1. Deutschlands wachsende und arbeitsame Bevölkerung, 

2. seine technische Begabung und hervorragende technische Wissen- 
schaft, | 
. der Reichtum seiner Materialquellen, 

. Entwicklung seiner Landwirtschaft auf fortschrittlichen Bahnen, 
. Verbesserung der Anlagen und Ausrüstungen seit 1919, 
. Der Krieg hat keine nennenswerten Verwüstungen angerichtet. 

Arbeitsam sind wir, die Deutschen zählen zu den fleißigsten Völkern, 
doch nützt uns das recht wenig, wenn es uns an Arbeitsmöglichkeiten 
fehlt. Durch hohe Zollmauern sucht man uns die Absatzmärkte zu ver- 
schließen und nimmt uns so die Möglichkeit, die Arbeitskraft aus- 
zunützen. Infolge mangelhafter Ausbildung Jugendlicher im Kriege und 
der Nachkriegszeit ist unsere Produktionsfähigkeit trotz Arbeitsamkeit 
vermindert. Ein großer Teil der produktiven Erwerbsklasse ist auf dem 
Schlachtfelde geblieben, Millionen von Menschen sind kriegsbeschädigt 
oder durch die Nachkriegsfolgen in ihrer Erwerbsfähigkeit beschränkt. 

Die technische Begabung und die technischen Wissenschaften nützen 
uns recht wenig, wenn wir aus Mangel an Kapital nicht in der Lage sind, 
sie praktisch anzuwenden. Die Lehrmittel der technischen Hochschulen 
haben nicht in dem Umfange ergänzt werden können, wie es notwendig 
gewesen wäre, kostspielige Experimente können nicht ausgeführt werden. 
Den Lesern ist es nur zu gut bekannt, daß größere Versuche von fast 
allen Firmen eingestellt werden mußten. 

Verstehen die Sachverständigen unter „Reichtum an Materialquellen“ 
unsere Rohstofflager, so dürfte ihnen doch nicht unbekannt sein, daß 
man uns die Rohstoffquellen so reichlich genommen hat, daß unserer 
Industrie heute die natürliche Grundlage fehlt. 

Die wertvollsten landwirtschaftlichen Bezirke hat Deutschland durch 
den Friedensvertrag verloren. Von der Landwirtschaft ist vielfach Raub- 
bau getrieben worden, das letzte ist dem Boden entzogen worden bis in 
die letzten Jahre hinein. Trotz intensiver Wirtschaft läßt sich der Ertrag 
des Landes nach dem bekannten Gesetz vom abnehmenden Bodenertrag 
über ein gewisses Maß nicht steigern. Das Lied von der Not des Bauers 
dringt recht vornehmlich durch die deutschen Lande, der Fortschritt 
findet seine Grenzen an dem Mangel an Betriebskapital. 

Unsere Anlagen sind gewaltig erweitert worden, die Wirtschaft ist 
so stark aufgeblüht, daß uns diese Erweiterung wie eine Zentnerlast 
drückt. Unsere Anlagen können nicht ausgenutzt werden, sie verteuern 
nur die Produktion. Es dürfte den Sachverständigen zu denken geben, 
wenn sie hören, daß eine Firma im Westen für Unterhaltung unbenutzter 
Maschinen im letzten Jahre 500 Millionen M. opfern mußte und jetzt 
sämtliche nicht benutzten Maschinen in Schrott verwandeln läßt, um 
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sich dieser Last zu entledigen. Die Erweiterung der Anlagen hat zu 
falschen Schlüssen geführt. Heute weiß jeder, daß unsere Wirtschaft an 
dieser Erweiterung krankt, die während einer scheinbar guten Zeit 
wahllos vorgenommen ist, ganz abgesehen davon, daß man auf Verbesse- 
rung der Ausrüstung während der Inflation fast kein Gewicht gelegt hat. 


Verwüstungen in dem Sinne, wie sie Frankreich erlitten hat, haben 
wir in Ostpreußen, wenn auch nicht in dem Ausmaße, doch darf man 
den Ruhreinbruch und die wirtschaftlichen Beschränkungen, die Millionen- 
werte an zerstörten Maschinen nicht auch als Verwüstung bezeichnen, 
bedeutet es nichts, wenn Deutschland fast seine gesamte Handelsflotte, 
einen großen Teil Eisenbahnmaterials abliefern mußte? 


Die Kritik über die Betrachtung der Voraussetzungen des Dawes- 
planes läßt sich noch erweitern. Man kann nicht annehmen, daß den 
Sachverständigen diese Tatsachen unbekannt gewesen seien, ich kann 
mich des Eindruckes nicht verwehren, daß man nach einem Grunde 
gesucht hat, um die Reparationszahlungen in einer gewissen Höhe als 
zuträglich für die deutschen Wirtschaft zu beweisen. Ich will mir kein 
Urteil darüber erlauben, ob der Dawesplan ausführbar ist oder nicht, 
das kann erst die Zukunft lehren, doch deuten die jetzigen wirtschaft- 
lichen Anzeichen darauf hin, daß auf die Dauer unsere Wirtschaft diese 
Belastung nicht verträgt. 


Zu schweren Bedenken gibt auch Anlaß die ganze Berechnung des 
Wohstandsindex, der für die Mehrleistung von 1929/30 ab maßgebend 
sein soll. Wie sieht nun der Vorschlag der Sachverständigen aus, nachdem 
der Wohlstandsindex (einen Armutsindex sieht der Plan nicht vor) 
berechnet werden soll? 


Es werden nachfolgende 6 Komponenten je für sich untersucht: 

1. Gesamtsumme des deutschen Außenhandels, 

2. Einnahmen und Ausgaben des Deutschen Reiches, Preußens, 
Bayerns und Sachsens, abzüglich der Summen für Zahlungen 
aus dem Vertrag von Versailles, | 

beförderte Gütermengen auf der Eisenbahn, 

. Detailhandelswert an Zucker, Tabak, Bier und Branntwein, 

. Bevölkerungszahl, 

. Steinkohlenkonsum auf den Kopf der Bevölkerung. 


Basisjahre sind für die Kategorien 2, 5 und 6, die Jahre 1927 bis 1929 
für 1,3 und 4 die Jahre 1912, 1913 und 1921 bis 1929. Die Ergebnisse 
von 1912/13 sollen so korrigiert werden, daß die durch Gebietsverluste 
verminderte Bevölkerung in Abzug gebracht wird und dem ermittelten 
Geldwert entsprechend der Goldentwertung von heute ein Zuschlag 
zugezählt wird. Gegen die Art der Berechnung lassen sich Einwände 
nicht erheben, es ist auch wohl richtig, zur Ermittlung des wirtschaftlichen 
Wohlstandes die beiden Hauptfaktoren, Volkseinkommen und Volks- 
vermögen zu benutzen, denn alle anderen Wohlstandserscheinungen 
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sind von diesen Faktoren abhängig. doch ist es sehr fraglich, ob man aus 
den sechs Komponenten sichere Schlüsse auf den Wohlstand des Volkes 
tun kann, mit andern Worten, ob der so errechnete, besser geschätzte 
Wohlstandsindex, tatsächlich den wirklichen Wohlstand des Volkes 
angibt. Dr. Ernst. Schuster schlägt eine Vermehrung der Komponen- 
ten vor und zeigt an einem Beispiel, daß dadurch der Index sich nicht 
unwesentlich verändert an den Jahren 1900 bis 1910. Der General- 
index aus vermehrten Gliedern muß ein zuverlässigeres Bild geben. 
Aus nachfolgenden Ausführungen mag ersichtlich sein, daß die sechs 
Glieder der Sachverständigen manche ‚Fehlerquellen aufweisen. 

Der Außenhandel von 1912 und 1913 bildet keine geeignete Grund- 
lage für einen Vergleich mit dem durchschnittlichen Außenhandel von 
1927 bis 1929, denn Deutschland ist aus einem Gläubiger- ein Schuldner- 
staat geworden, die Produktionsgrundlagen haben sich verschoben. 
Deutschland konnte sich vor dem Kriege jahrelang eine passive Handels- 
bilanz erlauben, weil seine Zahlungsbilanz aktiv war. Gesteigerte Aus- 
fuhr ist allgemein als Zeichen erhöhter Produktion und damit erhöhten 
Wohlstandes anzusehen, desgleichen gesteigerte Einfuhr. In der Jetztzeit 
dient jedoch vermehrte Ausfuhr nur zur Aufbringung der Reparations- 
kosten, trotz Steigerung braucht nicht notwendig Wohlstandsvermehrung 
- einzutreten, weil die Ausfuhr auf Kosten des inländischen Konsums 
geschieht. Die gesteigerte Einfuhr ist auch nicht immer ein Anzeichen 
steigenden Wohlstandes, die erhöhte Einfuhr im vergangenen Jahre 
ist nur dadurch möglich gewesen, daß das Inland hohe Kredite in An- 
spruch genommen hat, die zum großen Teil in Form von Waren zu uns 
gekommen sind. Zählt man den Wert der Aus- und Einfuhr zusammen, 
so erhält man ein vollständig falsches Bild von dem wirtschaftlichen 
Wohlstand. 

Die Steigerung der Einnahmen und Ausgaben im Reich und den an- 
geführten Ländern bilden gar keinen Maßstab für den Volkswoblstand, 
denn ohne Schwierigkeiten können Aufgaben des Reiches und der Länder 
auf Gemeinden übertragen werden, die Einnahmen und Ausgaben er- 
scheinen beim Reich und den Ländern geringer. Die Steuereinnahmen 
können sich auch viel stärker entwickeln als der Wohlstand, das zeigt 
doch das verflossene Jahr, bei dem der Staat vor steuerlichen Eingriffen 
in die Substanz nicht zurückschreckte. 

Die Berechnung des dritten Teilindex aus dem Güterverkehr der 
Eisenbahn wäre vielleicht berechtigt, wenn sich nicht in dem Verkehrs- 
wesen grundlegende Veränderungen vollzögen. Eine Menge Güter, die 
früher mit der Bahn befördert wurden, werden heute mit Lastwagen 
transportiert, so daß auch dieser Index keine Rückschlüsse bietet auf 
den wirtschaftlichen Wohlstand des Landes. Wir haben keinen Grund, 
Einwendungen gegen die Art der Berechnung zu erheben, denn zweifellos 
wird dieser Teilindex eher eine Wohlstandsverminderung als Erhöhung 
zeigen, zumal in dem Bericht nichts davon erwähnt wird, daß die ver- 
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ringerte Bevölkerungszahl und der Verlust des Eisenbahnnetzes gegen- 
über 1913 Berücksichtigung finden soll. 

Erhöhter Konsum an Zucker, Tabak, Bier und Branntwein ist 
zweifellos nur möglich bei erhöhtem Volkswohlstand, doch bildet nicht 
der Konsum in kg oder l die Grundlage als Teilindex, sondern der Detail- 
handelswert des Konsums. Das gibt gegenüber 1912/13 ein ganz falsches 
Bild, da diese Artikel heute viel stärker mit indirekten Steuern belastet 
sind. Dr. Schuster hat Berechnungen darüber angestellt, wie der Dawes- 
index für die Jahre 1900 bis 1910 aussehen würde und kommt zu einer 
42,4 proz. Steigerung der Wohlstandsentwicklung. Nehmen wir für 
diese Jahre den Konsum an Zucker, Tabak, Bier und Branntwein auf 
den Kopf der Bevölkerung, wie es Prof. Helander getan hat, so beobachten 
wir, daß der Verbrauch trotz Wohlstandsvermehrung, die zweifellos auch 
ohne Wohlstandsindex festzustellen ist, bei Branntwein, Bier und Tabak 
abgenommen hat, nur der Zuckerverbrauch hat zugenommen. Auch diese 
Methode der Ermittlung des Wohlstandsindex bietet keine brauchbare 
Unterlage. 

Nicht die Bevölkerungszahl als solche bildet einen Maßstab für den 
Wohlstand. Hätte man die Zahl der gewerblich beschäftigten Personen 
als Grundlage genommen, so wäre es eher möglich gewesen, aus dieser 
Zahl Rückschlüsse zu ziehen auf vermehrte Produktion und damit er- 
höhten Wohlstand. 

Die Begutachter haben bei Zugrundelegung des Kohlenverbrauchs 
pro Kopf nicht berücksichtigt, daß Verschiebungen eingetreten sind. 
Die Statistik im Kohlenverbrauch zeigt, daß nicht mehr die Kohlen- 
mengen gebraucht werden wie in früheren Jahren, der Grund liegt in 
der rationellen Brennstoffausnützung und steigenden Verwertung der 
Wasserkräfte. 

Es gibt zweifellos Möglichkeiten, durch Anwendung verschiedener 
Komponenten zu einem Wohlstandsindex zu gelangen, doch sind die 
von den Sachverständigen vorgeschlagenen sechs Glieder zur Ermittlung 
des Wohlstandsindex in ihrer jetzigen Form ungeeignet; auch scheint 
es mir sehr gewagt, aus so wenig Gliedern Rückschlüsse zu machen auf 
den Volkswohlstand. Bei erhöhtem Wohlstand ist es auch sehr fraglich, 
ob die Werte realisiert werden können. Der Dawesplan entbehrt der 
wissenschaftlichen Grundlage, er ist ein Experiment, und wir müssen es 
ablehnen, daß man aus einen Experiment Schlüsse zieht auf die Höhe der 
Reparationslasten, von denen das Wohl und Wehe eines 60 Millionen- 
volkes abhängig ist. 
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NACH DEM STREIK. 


Soziale Neugruppierung in England. 
Von Gilbert C. LAYTON, Herausgeber des , Economist“, London. 


Der Generalstreik in England wird in der Geschichte sicherlich als 
ein bedeutungsvoller Vorgang in der Entwicklung der westlichen Zivili- 
sation fortleben, bedeutete er doch den Gipfelpunkt des gewerkschaft- 
lichen Gedankens, der seit Jahrzehnten eine immer größere Macht 
gewonnen hatte. Dem Beobachter englischer Wirtschaftsvorgänge wird 
durch die Presse der vollständige Sieg der Regierung in diesem großen 
Kampfe bekannt geworden sein, er wird auch von der ausgezeichneten 
Ordnung, die sich während des ganzen Streikverlaufs zeigte, unterrichtet 
sein. Einige wichtige Augenblicke aber in der künftigen Entwicklung 
des englischen Gewerkschaftsgedankens scheinen wir doch in Kontinental- 
europa weniger bekannt zu sein. Da diese Entwicklungstendenzen auch 
gewisse Folgen auf die europäische und auf die deutsche Wirtschaft aus- 
üben müssen, mögen sie in nachfolgenden Betrachtungen kurz dar- 
gestellt sein. 

Die englischen Gewerkschaften — das übersieht man in Kontinental- 
europa vielfach — sind eine rein national-englische, um nicht zu 
sagen insulare Erscheinung. Sie unterscheiden sich in wichtigen 
Beziehungen von den Gewerkschaften anderer Länder. Zunächst einmalsind 
sie fast ganz unpolitisch, obwohl sie nach außen hin das sozialistische 
Programm übernommen haben. Viele ihrer Führer sitzen in der Labour 
Party des Unterhauses, aber als im Jahre 1924 diese Partei ans Ruder 
kam, legten alle Gewerkschaftsbeamten, die irgendein politisches Amt 
übernahmen, ihre Gewerkschaftsstellungen in jedem Falle nieder. 
Gerade dieser Umstand wird außerhalb Englands oft nicht in der ge- 
nügenden Weise gewürdigt. Die Anstrengungen englischer Gewerk- 
schaften, eine Aussöhnung zwischen der Amsterdamer und Moskauer 
Internationale herbeizuführen, sind von vielen Seiten als politische 
Stellungnahme aufgefaßt worden. Eine Unterhaltung mit führenden 
englischen Gewerkschaftlern zeigt indessen, daß trotz der radikalen 
Äußerungen einiger temperamentvoller Mitglieder des äußersten linken 
Flügels das wahre Ziel dieser Unterhaltungen nichts mit einer Übernahme 
der Lehren des russischen Kommunismus zu tun hatte, sondern nur mit 
der Eingliederung der russischen Gewerkschaften in das große internatio- 
nale Gewerkschaftssystem. 

Der Generalstreik selbst war völlig unpolitisch. Seit einigen Jahren 
hatten eine Reihe englischer Gewerkschaftsführer mit dem Gedanken 
einer allgemeinen Arbeitsniederlegung als taktischer Waffe in Lohn- 
kämpfen geliebäugelt. England besaß damals die sogenannte Triple- 
Alliance der Gewerkschaften, der Bergarbeiter, der Eisenbahn- 
angestellten und der allgemeinen Transportarbeiter. Diese Triple- 
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Alliance brach jedoch im Jahre 192] unmittelbar nach einem ersten 
schwachen Versuch zu ihrer praktischen Erprobung zusammen. Seit 
dieser Zeit haben die Führer mit Ausnahme derjenigen im Kohlenbergbau 
entschieden eine Generalstreik-Aktion abgelehnt. Als vor einigen Monaten 
der Sekretär des Bundes der Bergarbeiter feste Vorschläge für die Wie- 
derbegründung der Triple-Alliance vorbrachte, mußte er sich der völlig 
ablehnenden Stellungnahme der anderen Parteien gegenüber fügen. 
Trotzdem keimte sozusagen unter der Oberfläche mehr und mehr die 
Überzeugung, daß der Gewerkschaftskongreß als Vertreter sämtlicher 
englischer Gewerkschaften einen starken moralischen Einfluß in den 
Verhandlungen zwischen Kapital und Arbeit ausüben könne, wenn man 
ihn nur geschickt auszuüben verstand. Die Erfahrung zeigte dann bald, 
daß dieser Einfluß des Gewerkschaftskongresses sich gewöhnlich in der 
Richtung zur Erhaltung des Wirtschaftsfriedens fühlbar machte. 
Unglücklicherweise wurde die ganze Entwicklung nicht in derselben 
Richtung weitergetragen. Als der Bergarbeiterstreik bereits im ver- 
gangenen Jahre auszubrechen drohte, ermächtigte der Exekutiv-Aus- 
schuß des Kongresses, der damals seine ganze Überredungskunst im 
Sinne einer friedlichen Beilegung der Streitfragen und der Vermeidung 
des Streikes vergebens ausgeübt hatte, seine Mitglieder-Instruktionen 
an die Mitglieder gewisser Transport- und anderer Gewerkschaften aus- 
zugeben, die Verladung von Kohlen abzulehnen, falls es zu irgendeiner 
Streikaktion käme. Das war zwar keine direkte Generalstreikaufforde- 
rung, kam jedoch einer solchen recht nahe, die die Anordnungen der 
davon betroffenen Gewerkschaftsmitglieder in einen so schweren Konflikt 
mit ihren Arbeitgebern bringen mußte. Die Regierung wollte damals die 
Erschütterung der Wirtschaft durch einen schweren Streik von unüber- 
sehbarer Ausdehnung vermeiden, und so wurde der Friede durch eine 
neunmonatliche Unterstützung des Kohlenbergbaues durch eine Re- 
gierungssubvention erkauft. Die Folge dieses Vorgehens war, daß die 
Partei, die ursprünglich für einen Generalstreik im Gewerkschafts- 
kongreß gewesen war und der bisher kein irgendwie bedeutungsvoller 
Führer angehörte, nunmehr eine ungeheure Ansehensstärkung erfuhr. 
Bei der bald darauf folgenden Jahreskonferenz wurde diese Partei sogar 
von den Delegierten ermächtigt, als eine Art Generalstab mit vollen 
strategischen Vollmachten zu wirken, um im Falle eines neuen Streikes 
mit dem Unternehmertum ihre Macht voll wirksam werden zu lassen. 
Es ist nun leicht einzusehen, wie der Generalstreik wirklich zustande 
kam. Die Kohlenkommission verlangte in ihrem Bericht eine tief- 
gehende Reorganisation dieser wichtigen englischen Industrie und von 
den besser bezahlten Arbeitern ein Opfer von etwa 11 %, ihrer Löhne, 
Der Bergarbeiterverband lehnte einen Lohnabbau rundweg ab, während 
der Gewerkschaftskongreß die vorgeschlagene Reorganisation des Berg- 
baues als durchaus der geforderten Opfer Wert erachtete und auf dem 


Standpunkt stand, daß sich die zu erwartende Gesundung des englischen 
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Bergbaues in einer Besserung der gesamten englischen Wirtschaftslage 
auswirken müsse. Nach den sich lange hinziehenden und schließlich 
in einer Sackgasse endenden Verhandlungen versuchte der Gewerkschafts- 
kongreß seine bekannte Vermittlerrolle. Unglücklicherweise wandten 
einige der extremen Mitglieder, die darauf brannten, die neue ihnen auf 
dem Jahreskongreß gegebene Waffe zu erproben, das gefährliche Mittel 
eines Bluffs an, und am 1. Mai, an dem Tage, an dem die Unterstützungs- 
gelder für den Kohlenbergbau zu fließen aufhören sollten, beraumten sie 
den Generalstreik für drei Tage später an. In maßvoller Politik tat 
Premierminister Baldwin zunächst, als habe er diese Drohung überhört. 
Gemäßigte Kongreßmitglieder setzten die privaten Unterhandlungen 
weiter fort, die etwa 30 Stunden später einen Erfolg zu haben schienen. 
Leider wurde die ganze Aktion durch die schroffe Haltung einiger Mit- 
glieder des Druckereiverbandes in der bekannten Daily Mail-Affäre zum 
Scheitern gebracht. Durch die unbefugte Einmischung der Setzer in das 
Presserecht gaben sie der auf eine kriegerische Austragung des ganzen 
Kampfes erpichten Partei im Kabinett einen Vorwand, alle Verhand- 
lungen schroff abzubrechen. 

Natürlich konnte der Gewerkschaftskongreß durch den bösen Geist, 
den er selbst heraufbeschworen hatte, selbst sehr leicht in Gefahr geraten, 
weshalb er den Streik bei der ersten Möglichkeit, die ihm einen ehren- 
vollen Rückzug gab, abblies, und zwar unter den Bedingungen, die 
nunmehr von den Bergarbeitern zurückgewiesen wurden. 

Die Folge dieses ganzen gewaltigen Kampfes für Kontinental- 
europa, für Deutschland ? Die Bewegung im Sinne einer gemein- 
samen Aktion hat nicht nur in Groß-Britannien, sondern in allen euro- 
päischen Ländern einen sehr schweren Schlag erlitten. Sowohl die 
Amsterdamer wie die Moskauer Internationale haben eine schwere 
Niederlage erfahren, aber die Ideale der ersteren haben weniger gelitten 
als die der letzteren. Man darf sogar erwarten, daß die Amsterdamer 
Organisation durch die Ausschaltung einiger ihrer Mitglieder, die sie dazu 
benutzen wollten, daraus ein gefährliches Instrument zu machen, an 
moralischem Einfluß gewonnen hat. Falls die Solidarität der Gewerk- 
schaften in Zukunft eine wichtige Rolle spielen wird, so wird dies meiner 
Meinung nach in der Richtung der Fall sein, daß ein Generalstreik nach 
Berufenundnichtnach Ländern organisiert wird. Ummicheines 
Ausdruckes der kapitalistischen Terminologie zu bedienen, die Reorgani- 
sation der Gewerkschaften wird in einer Umstellung in die horizon- 
tale Richtung an Stelle der bisherigen vertikalen Gliederung 
erfolgen. So werden z. B. die deutschen Bergarbeiter aufgefordert wer- 
den, praktische Hilfe in irgendeinem schweren Lohnkampfe des engli- 
schen Bergbaues zu geben, andere Berufszweige bei anderen Kämpfen. 
Über den Erfolg derartiger Maßnahmen läßt sich zur Zeit noch nichts 
sagen, jedenfalls sind die Aussichten weit weniger gefährlich als die bei 
der nunmehr durch die englische Niederlage diskreditierten Einheitsfront. 
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WANDLUNGEN IM WIRTSCHAFT SKRIEGG. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Obwohl die Erfahrungen von 1914 bis 1918 uns den Begriff des Wirt- 
schaftskrieges nur allzu fühlbar gemacht haben, scheint er in seinem vol- 
len Inhalt, in seiner Doppeldeutigkeit heute doch schon wieder einiger- 
maßen in Vergessenheit geraten zu sein. Die Doppeldeutigkeit besteht 
darin, daß der Wirtschaftskrieg einen Krieg mit wirtschaft- 
lichen Mitteln und mit wirtschaftlichen Zielen 
bedeuten kann, einen Krieg für Wirtschaftszwecke und einen Krieg unter 
Wirtschaftszwang. Die britische Reinkultur des Wirtschaftskrieges, 
seinerzeit schon im Burenkrieg der Welt mit brutaler Offenheit vor Au- 
gen geführt, dann im großen Weltkriege bis zu den letzten Möglichkeiten 
verwirklicht, umfaßt beides, die wirtschaftlichen Kriegsziele und 
die wirtschaftlichen Kriegsmittel. 

Wir müssen uns klar im Bewußtsein halten, daß die letzteren durch 
das Versailler Dokument verewigt und legalisiert sind. In 
den Völkerbundssatzungen ist es ganz deutlich ausgesprochen, daß die 
Niederzwingung einer Macht, die sich dem Willen der Völkerbundsvor- 
mächte nicht zu fügen bereit ist, durch Mittel des Wirtschaftskrieges 
betrieben werden soll. 

Vulgär-materialistische Auffassung unterstellt den Kriegen aller 
Zeiten wirtschaftliche Motive, das Streben nach Erweiterung des Nah- 
rungsmittelspielraums. Nun liegen die Dinge in Wahrheit aber nicht 
etwa so, daß immer um den Bedarf an Volksnahrungsmitteln, um die 
Erweiterung der Lebensbasis für die breite Masse gekämpft worden 
wäre. Wenn etwa die überschüssige Bevölkerung des Schwabenlandes 
bei sehr kopfreichen Familien und übermäßiger Zersplitterung des Grund- 
besitzes durch Erbteilung in der Heimat keine Nahrung mehr fand und 
bis in die Gefilde der unteren Wolga abwanderte, so geschah das durch- 
aus nicht in der Form von Eroberungszügen, durchaus nicht mit impe- 
rialistischen Tendenzen, sondern in einer höchst stillen und 
friedlichen Kolonisationsarbeit, deren Bedeutung im 
eigenen Heimatlande durch Jahrhunderte vergessen blieb. Wenn aber 
die Vertreter aristokratischer Rittervölker unter wirtschaftlichen Moti- 
ven neue Wege in reiche Auslandsgefilde suchten und durch ihre Ent- 
deckerfahrten eine neue Epoche der Weltgeschichte herbeiführten, so 
geschah es nicht wegen nackten Hungers der Volksmassen, sondern zur 
Stillung von ausgesprochenen Luxusbedürfnis- 
sen. Die feinen Gewürze und das edle Gestein Indiens lockten jene 
herrschende Schicht der Iberischen Halbinsel, die den Entdeckern 
Amerikas und Südafrikas den Segen für ihre Ausreise gab. Die Nutzung 
proletarischer Nahrungs- und Kleidungsbedürfnisse durch Indiens 
Weizen und Baumwolle blieb späteren Zeiten mit politisch und sozial 
verändertem Gesicht vorbehalten. 
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Das Zeitalter der Dampfmaschine und der durch sie ermöglichten 
Großindustrie mit entsprechender Steigerung der Massenbedürfnisse 
europäischer Völker führte eine neue Epoche des Kampfes um wirt- 
schaftliche Ziele herauf. Es entstand der ins Kolossale ge- 
steigerte Bedarf europäischer Volksmassen an 
Zufuhr fremder Nahrungsmittelund Rohstoffe, 
ganz besonders auch an den Betriebsstoffen sowohl der Industrie selbst 
wie jener Verkehrsmittel, die benötigt wurden, um Nahrungsmittel und 
Rohstoffe heranzuschaffen und zum Zweck ihrer Bezahlung Fertig- 
fabrikate ins Ausland zu befördern: Der KampfumdieKoble, 
der Kampf um Stützpunkte für Handel und Verkehr und um Stapel- 
plätze für die von den Dampfschiffen benötigte Kohle. 

Die Kohle stand durch Jahrzehnte in jedem Sinne im Brennpunkte 
der Wirtschaftskämpfe. Aber über die Dampfmaschine hinaus rückte 
technischer Fortschritt den Motor und rückte damit zugleich den flüssi- 
gen Brennstoff in den Vordergrund wirtschaftlicher Kampf- 
ziele. Unendlich viel ist in den letzten Jahren über das Erdöl als 
Hauptfaktor des Wirtschaftskrieges geschrieben 
worden. Aus praktischen Erfahrungen braucht nur erinnert zu werden 
an die englisch-amerikanischen Monopolkämpfe, an die Hoffnung Eng- 
lands, bei unserem Vordringen in Rumänien während des Krieges durch 
gründliche Zerstörung der dortigen Bohranlagen eine Fortführung un- 
seres U-Boot-Krieges und Flugwesens unmöglich zu machen, an die bis 
in die jüngsten Wochen hinein fortgesetzten politischen Ringkämpfe um 
das Mossulgebiet. 

Einige Beispiele der zur Zeit besonders wichtigen Rohstoffe, abge- 
sehen von den Lebensmitteln, die zu mehr als 50% in der Hand einer 
der Großmächte sind: Die Vereinigten Staaten von Nordamerika kon- 
trollieren nach sorgfältiger Schätzung 71% der Rohölbestände, 56 % 
der Baumwollproduktion, 54%, der vorhandenen Kupfererze, 52 % der 
Zinkvorräte. Canada verfügt über 90 % der Nickel- und 81 % der Asbest- 
vorkommen in der Welt. England außerdem über 60 % der Chromerze 
in Südrhodesien, 52% der Kautschukvorkommen und in Südafrika 
gleichfalls über 52 % des geschätzten Goldbestandes. Aus Australien 
bezieht es 55 % der Weltwolleernte, aus Indien 99 % der auf den Welt- 
markt kommenden Jute. Daß mehr als 60 % der bekannten Antimon- 
erze China gehören, möge im gleichen Zusammenhang bei dem heißen 
Wettbewerb der Mächte um den Ausgang der ewigen chinesischen Wirren 
nicht erwähnt bleiben. 

Das motorische Zeitalter hat nicht nur die flüssigen Brennstoffe zu 
einem Hauptgegenstand des Wirtschaftskrieges gemacht, sondern auch 
allerlei Leichtmetalle und andere Bedarfsgegenstände früher unbekannter 
Industriezweige und Verkehrsmittel, ohne daß deshalb der Kampf um 
Kohle, Eisen und Kupfer — dies letztere im Gegenteil wegen der Be- 
dürfnisse der elektrischen Industrie immer wichtiger geworden — der 
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Kampf um Baumwolle und Wolle ausgeschaltet wäre. Unter den heute 
besonders begehrenswert gewordenen Rohstoffen darf der Rohgummi 
nicht unerwähnt bleiben, da die Kautschuk-Industrie nicht nur im Elek- 
trizitätswesen von hervorragender Bedeutung ist, sondern vor allem 
auch im ganzen modernen Verkehrswesen einen außerordentlich wich- 
tigen Platz einnimmt. Schließlich gehört aus Gründen der Nahrungs- 
mittelversorgung auch das Kali in die Gruppe heutiger Objekte des 
Wirtschaftskrieges. 


„Benzin ist in den kommenden Schlachten ebenso nötig wie Blut“, 
schrieb Clemenceau vor der letzten großen deutschen Offensive an den 
Präsidenten Wilson. Chemische Rohstoffe für den Gaskrieg sind ein 
Artikel, auf dessen Sicherung die führenden Militärmächte sorgsamst 
bedacht sind. Von den in dieser Beziehung bestens versorgten West- 
mächten und Amerika ganz zu schweigen, hat beispielsweise auch die 
Sowjetregierung vor zwei Jahren eine Gesellschaft der Freunde der che- 
mischen Landesverteidigung entstehen lassen und finanziert. Selbst 
ein mit Rohstoffen verschiedenster Art so gut versehenes Land wie die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika betreibt neben der chemischen 
Kriegsrüstung insbesondere die Sicherstellung folgender Stoffe: 


Metalle: Antimon, Chrom, Mangan, Zinn, Wolfram, Vanadium, 
Nickel, Quecksilber und Platin. 

Minerale: Salpeter, Kalisalze, Glimmer und Graphit. 

Faserstoffe: Hanf, Jute, Wolle und Seide. 

Medizinische Stoffe: Chinin, Jod, Opium, Brechnüsse. 


Sonstige Materien: Gummi, Kampfer, Kokosnüsse und Häute. 


Kokosnüsse sind deshalb so besonders wichtig, weil sie zur Herstel- 
lung der für die Gasmasken nötigen Kohle dienen. (Vergleiche „Die 
wirtschaftlichen Vorbereitungen der Auslandsstaaten für den Zukunfts- 


krieg“, Verlag E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1926.) 


Naturgemäß sind all diese für die Führung eines Zukunftskrieges 
notwendigen Materialien nicht nur zu betrachten als aktive Kriegsmittel, 
sondern sozusagen auch als passive Kriegsziele, d.h. die 
Sicherung ihrer Lagerstätten gehört zu den wirtschaftlichen Zwecken 
kommender Kriegführung oder zu den Zielen einer auf friedlichen Wegen 
zu betreibenden Erreichung imperialistischer Ziele. 


Endlich ist an natürlichen Kraftquellen nicht nur der auf der Erde 
vorhandenen Wasserkräfte zu gedenken, sondern für eine viel- 
leicht gar nicht ferne Zukunft auch der technisch vollendeten Nut- 
zung von Sonnenkraft. So wäre es beispielsweise keineswegs 
undenkbar, daß Wüstenflächen wie die der Sahara als besonders hervor- 
ragende Stapelplätze in elektrische Energie umwälzbarer Sonnenkraft 
zu einem begehrten Objekt des Wirtschaftskrieges werden könnten. 
Last not least: die Mittel der Nachrichtenübertra- 
gung, der gedanklichen Beeinflussung, der Pro- 
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pagand a. Gestern die Kabel, heute die Sende- und Verbreitungs- 
stationen der drahtlosen Nachrichtenüber mittlung 
(deren Zerstörung in den deutschen Kolonien beispielsweise zu den ersten 
Kriegshandlungen Englands gehörte) und auf gleicher Stufe die 
Kinos und die Filmindustrie als weitestreichende Pro- 
pagandamittel der Gegenwart und Zukunft. Somit gehören auch die Roh- 
stoffe der Filmindustrie zu den Objekten des heutigen Wirtschaftskrieges. 


Wollen wir das politische und das wirtschaftliche Streben der großen 
Militärmächte unserer Tage richtig verstehen, wollen wir begreifen, 
um welche Einsätze und um welche Ziele es sich bei ihnen für die Zu- 
kunft handelt, so müssen wir im Auge halten, welcher Art die Rohstoffe 
sind, die unter den technischen Bedingungen der Gegenwart und näch- 
sten Zukunft besonders bemerkenswert erscheinen, welche Voraus- 
setzungen an die aktive Führung des Wirtschaftskrieges geknüpft sind 
und welche Gebiete als passive Ziele des Wirtschaftskrieges die Auf- 
merksamkeit der großen Mächte auf sich lenken. 


WELT SCHAU. 
ENTWICKLUNGSTENDENZEN DER INTERNATIONALEN WOLLINDUSTRIE. 


Von Prof. Arnold Shimmin, Universität Leeds. 


Wie in vielen Zweigen unserer modernen Industriewirtschaft, so macht sich auch 
in der internationalen Wollindustrie eine gewisse Veränderung der Verhältnisse be- 
merkbar. Soweit Englands Wollindustrie in Frage kommt, so hängen dort die Ver- 
änderungen in engster Weise mit dem Kampfe zusammen, der sich zwischen den Wirt- 
schaftsauffassungen einer freihändlerisch orientierten Vorkriegszeit und der heute 
vielfach protektionistisch eingestellten Nachkriegszeit entwickelt hat. Vor dem Kriege 
war das laisser faire-Prinzip auch das Leitmotiv der englischen Wollindustrie; es war 
der Stolz des Textilindustriellen Yorkshires, darauf hinzuweisen, daß die Blüte seines 
Unternehmens eine Folge persönlicher Energie und urcigenster Unternehmungslust 
war. Selbst bis zum Jahre 1919 fand dieser stark betonte Individualismus seinen 
Ausdruck in der Forderung, dem freien Spiel der Kräfte in der Preisentwicklung keine 
Schranken aufzuerlegen. Noch damals betonte man stets von neuem, die Fähigkeit 
der Industrie, ihre eigenen Angelegenheiten selbst zu regeln. Heute erlebten wir es, wie 
ein wichtiger Zweig der englischen Wollindustrie — die Kammgarnindustrie — 
sich an die Regierung um Schutz wandte, um sie gegen den „unfairen“ 
Wettbewerb aus den Ländern mit entwerteter Valuta zu schützen. 


Der erste Appell der Kammgarnindustrie an die Regierung war erfolglos. Trotz- 
dem hat dieser Schritt, der die ganze ungünstige Lage der Industrie schlaglichtartig be- 
leuchtete, den Kampf der Meinungen keineswegs zum Schweigen gebracht. Zwar wurde 
der Schutzantrag von einer Minderheit des Unternehmertums eingebracht, der Ärger 
jedoch über die künstliche Exportsubvention, die Frankreich in der Entwertung seiner 
Valuta besitzt, ist größer und weiter verbreitet, als man gemeinhin vermutet. Der 
Kampfruf „hie Freihandel hie Schutzzoll“ wird im Laufe der Zeit sicherlich noch lauter 
werden und der Ausgang des Kampfes wird für die künftige Entwicklung dieser wich- 
tigen englischen Industrie schicksalsbestimmend wirken. 
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Eine bereits jetzt vielfach geäußerte Auffassung, die als eine direkte Folge des in 
letzter Zeit hervorgetretenen Meinungsumschwunges gewertet werden muß, ist der 
dauernde Hinweis auf eine besondere Pflege des einheimischen Marktes. Wir scheinen 
hier vor einem ähnlichen Vorgang zu stehen, wie wir ihn nach dem Kriege in der selbst- 
gewollten wirtschaftspolitischen Isolation und in dem Streben vieler Staaten nach einer 
ökonomischen Antarkie beobachten können, die während des Krieges in engsten poli- 
tischen und wirtschaftlichen Beziehungen standen. Sicherlich bietet für den Augen- 
blick der englische Inlandsmarkt weniger Gefahren eines Geschäftsverlustes, ja er mag 
auch die Möglichkeit eines größeren Gewinnes in sich bergen. Es wäre indessen verfehlt, 
ernstlich dafür einzutreten, daß sich die englische Wolltextilindustrie vorwiegend auf 
den Inlandsmarkt beschränken solle. Es würde direkt eine Gefahr für die Leistungs- 
fähigkeit dieser Industrie und für deren früher so gesund entwickelten Unternehmungs- 
geist bedeuten, wenn dieser draufgängerische Geist verloren ginge. Eine entwertete 
Valuta mag für eine Zeitlang einen gewissen Vorteil bilden, auf die Dauer schlägt dieser 
Vorteil aber in sein Gegenteil um. 

Die Notwendigkeit einer Beibehaltung des weltweiten Gesichtsfeldes im Woll- 
handel wird durch die Entwicklungstendenzen der gleichen Industrie in anderen Län- 
dern nur unterstrichen. Bekanntlich haben Italien und Japan beide den Ehrgeiz, 
Wollindustrieländer zu werden. Dieses Streben wird in beiden Ländern mit zäher 
Energie und starkem Ehrgeiz gepflegt. Da dieser Ehrgeiz letzten Endes darin gipfelt, 
ein großes Exportgeschäft aufzubauen und eine dominierende Stellung auf dem Welt- 
markte einzunehmen, werden sich die Auswirkungen dieser Bestrebungen sehr bald 
in den ehemals führenden Textilländern fühlbar machen. Schon können wir den Druck 
der italienischen Textilindustrie im nahen Osten spüren, während wir den Einfluß 
der japanischen Industrie im indischen Markte zu fühlen bekommen. Auch Frankreich 
ist dabei, seinen Textilexport in weit größerem Umfange zu pflegen, als dies vor dem 
Kriege der Fall war, und selbst die Vereinigten Staaten, die über einen Inlandsmarkt 
verfügen, der den Neid jeder Handelsnation erregen muß, sind bestrebt, ihren Anteil 
am Welthandel noch zu vergrößern. 

Diese Entwicklungstendenzen bringen es mit sich, daß allmählich.eine Bewegung 
entsteht, diemanals Einkreisung Londons zum Zwecke seiner Ausschaltung 
als Weltzentrum des Wollhandels bezeichnen könnte. Der direkte Einkauf von 
Rohwolle in den vornehmlichsten Erzeugungsgebieten durch die Vereinigten Staaten, 
Frankreich und Italien scheint diese Beobachtung zu bestätigen. Die Tendenz erfährt 
eine Stärkung aus denjenigen Ländern, die wie Australien ein Interesse daran haben, 
ihre Rohwollbestände sozusagen als Verhandlungsobjekt für neue wirtschaftliche Vor- 
teile, die sie auf Grund ihrer neuerstandenen industriellen Tätigkeit gebrauchen, be- 
nützen. Wir können deshalb die Spötteleien gewisser australischer Kreise über den 
„Second hand“ -Charakter der Londoner Auktionspreise nicht einfach als schlechte 
Witze abtun und müssen die noch etwas übermütig klingende Behauptung, Australien 
sei allein in der Lage, den Weltwollpreis zu kontrollieren, durchaus 
ernst nehmen. Die wachsende Erkenntnis der bedeutenden Macht, welche die 
Rohstoffproduktionsländer in ihren für die industrielle Produktion unentbehrlichen 
Materialien besitzen, wird von den Industrieländern und insbesondere von den Wolle 
verarbeitenden Gebieten in Zukunft in höherem Maße in Rechnung gestellt werden 
müssen. 

Unter Berücksichtung dieser Sachlage wird man dem Eintritt jedes neuen 
Rohstoffes in die Welttextilindustrie eine besondere Wichtigkeit beimessen müssen. 
Wolle ist keineswegs ein billiges Rohmaterial für die Tuchfabrikation, und eine Er- 
weiterung der Nachfrage nach Wollstoffen wird sicherlich das Bestreben verstärken, 
andere Textilfasern mit der Wolle zusammen zu verarbeiten, um die Herstellungs- 


kosten für neue Gewebe herabzudrücken, womöglich ohne deren Ansehen und Trag— 


fähigkeit zu schmälern. Die Verarbeitung von Lumpen und Spinnereiabfällen brachte 
uns den Shoddy und Mungo, die einen wichtigen Zweig der Wolltextilindustrie be- 
gründeten. 
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Das Aufkommen von Kunstseide und Kunstwolle kann mit dem Aufkommen von 
Shoddy und Mungo nicht verglichen werden. Die Rückwirkung der beiden neuen 
Textilgewebe auf die gesamte Textilindustrie mag sich jedoch in ähnlicher Weise be- 
merkbar machen. Noch behaupten die Wollfabrikanten, Kunstwolle sei überhaupt 
keine Wolle, und diese Mißbenennung schade dem Handel in echter Wolle. Wahrschein- 
lich erhebt der Seidenhandel dieselben Einwände bezüglich der Kunstseide. Es handel t 
sich jedoch hier um mehr als um einen Streit der Namengebung. Die Befürchtung, 
daß Kunstseide sich als wirklicher Konkurrent der Wolle als Bekleidungsstoff bemerk- 
bar machen könnte, sind bereits vorüber. Die gegenwärtige Haltung der Wollindustrie 
sowohl gegenüber der Kunstseide wie der Kunstwolle ist die, eine Untersuchung der 
technischen Möglichkeiten beider Fasern als Zusatzprodukt zur Wolle zu untersuchen, 
um das Streben nach einem wirklich dauerhaften und doch warmem Kleidungsstück, 
dessen Herstellungskosten geringer sind als diejenigen eines Kleidungsstückes, das 
ganz aus Wolle hergestellt ist, zu beschleunigen. Sowohl in der Woll- wie in der Kamm- 
garnindustrie sind in letzter Zeit erhebliche Fortschritte gemacht worden. Vorläufig 
sind die Gestehungskosten der neuen Fasern noch zu hoch, um einen weitgehenden 
Verbrauch als Streckmaterial zu rechtfertigen. Es bestehen auch noch gewisse technische 
Schwierigkeiten in der Behandlung der gemischten Fasern, so daß eine ausgedehnte 
Verwendung des Mischproduktes für die nächste Zukunft kaum wahrscheinlich er- 
scheint. 
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einlaufen, können in der Regel nicht berückfichtigt werden. 


1 für den politischen Tell: A. Ball, Berlin, 
den wirtschaftlichen Tell: Dr. A. Dix, Berlin. 


Druck: R. Oldenbourg, Mönchen, 
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Von Staatssekretär z.D. Frhrn. v. RHEINBABEN M.d.R. 


Berlin, den 22. August 1926. 


Entgegen den Erwartungen vom Mai d. J. ist der Eintritt Deutsch- 
lands in den Völkerbund für den September wieder zweifelhaft geworden. 
Die europäische Politik ist in unverminderter Unruhe. Die deutsche 
„Linke“ gibt sich den Anschein, davon nichts zu merken und predigt 
im bewußten Übergehen unbequemer Einzelheiten weiter schlechthin 
„Verständigung“. Die deutsche „Rechte“ findet den Entschluß zu 
positiver Gesamtbetätigung nicht und bietet ein trauriges Bild der Zer- 
splitterung. So ergibt sich die Anregung, im Sinne dessen, was in ver- 
schiedenen dieser Hefte über die Beziehungen Deutschlands zu 
den westeuropäischen Großmächten — die nach wie vor im 
Vordergrunde unseres außenpolitischen Interesses stehen — geschrie- 
ben wurde, einige Kardinalfragen in der augenblicklichen Lage 
zusammenzufassen. 

Zwischen Deutschland und Frankreich muß scharf zwischen 
wirtschaftlichen Dingen und eigentlicher Politik unterschieden 
werden. Wirtschaftlich kommen beide Länder allmählich zusammen. 
Ein ziemlich umfassendes Handelsvertragsprovisorium wurde unter- 
zeichnet; das privatwirtschaftliche Eisenabkommen wird zweifellos trotz 
gewisser im letzten Augenblick aufgetretener Hemmungen in Kürze 
gleichfalls ins Leben treten; hinter allem Gerede und manchem Dementi 
in bezug auf „Mobilisierung der deutschen Eisenbahnobligationen“, d. h. 
— praktisch gesprochen — einer Revision des Dawesplanes in Verbin- 
dung mit dem Problem der äußeren Verschuldung Frankreichs steckt 
sicherlich ein praktischer und positiver Kern; in den französischen Ko- 
lonien oder in Rußland oder sonstwo auf der Welt könnten sich ohne allzu 
große Schwierigkeiten gemeinsame Arbeits- und Verdienstmög- 
lichkeiten ergeben — kurzgesagt: Auf diesem Gebiet gilt das fran- 
zösische Wort: „Ca marche!“. 

Ganz anders liegen die Dinge auf dem Gebiet der eigentlichen 
Politik, der „politique proprement dite“. Aus den Auswirkungen 
der Locarno-Verträge wird das zynischste Schachergeschäft gemacht, 
das überhaupt noch politisch möglich ist. Gleichzeitig arbeitet die 
Bündnispolitik im Osten und Südosten Europas emsig weiter, die doch 
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wirklich an ihrem eigentlichen Charakter dadurch nichts einbüßt, daß 
man durch Hinzufügen einiger nichtssagender Sätze der Öffentlichkeit 
gegenüber eine Übereinstimmung mit den geheiligten Satzungen und 
Prinzipien des Völkerbundes vortäuschen will. Wer läßt sich eigentlich 
heute — selbst in Deutschland — noch durch solche neuzeitlichen Di- 
plomatentricks betrügen? Aber trotz allem — die deutsch-fran- 
zösische Entspannung hat gewisse Fortschritte gemacht, 
wie dies von mir im ersten Heft dieser Zeitschrift (Januar 1925) in Aus- 
sicht gestellt worden ist. Diese Entwicklung ist freilich nicht den an 
Überzahl sich nächstens gegenseitig totschlagenden deutsch-französischen 
Verständigungskomitees zu danken, sondern dem Zwang der Er- 
eignisse, der von der deutschen Politik geschickt ausge- 
nutzt worden ist. Aber wie unendlich viel bleibt auf diesem Gebiete 
noch zu tun! Sollte Deutschland in den Völkerbund eintreten, so steht 
es von vornherein einer von Frankreich geführten Phalanx gegenüber, 
die in rücksichtsloser Ausnutzung ihrer besseren Kenntnis des Terrains, 
ihrer tiefen Verflechtung mit den Völkerbundsorganisationen und im 
Profitieren der gleichen „politisch-diplomatischen‘ Sprache der deutschen 
Betätigung sich von Anfang an ebenso hemmungslos entgegenstellen 
wird, wie dies etwa jetzt in den Kommissionen der vorbereitenden Ab- 
rüstungskonferenz in geradezu grotesken Formen sich schon verwirklicht 
hat. Und wenn wir uns nicht absichtlich Sand in die Augen streuen 
wollen, so sollten wir ruhig eingestehen, daß die französische Di- 
plomatie ihre bewährte „Geschicklichkeit“ auch gerade der 
deutschen gegenüber in für uns recht schmerzlicher Weise gezeigt 
hat. In den „Auswirkungen von Locarno“ wird gerade der grund- 
sätzliche und überzeugte Anhänger dieser Politik feststellen 
müssen, daß als Gegenwert gegen historische Verzichte und künftige 
Bindungen als positiv vor uns liegendes greifbares Resultat nicht das 
herausgeholt worden ist, was hätte herausgeholt werden können! Die 
französische Diplomatie hat durch rechtzeitiges Hereinwerfen schön 
klingender Phrasen, wie z. B. der von der ‚europäischen Solidarität‘ 
und freigebigster Verwendung optimistischer, jede exakte Festlegung 
geschickt vermeidender Zukunftshoffnungen gegenüber der deutschen 
unzweifelhafte Erfolge erzielt. Das Hauptbeispiel dafür ist die Be- 
satzungsfrage. Jetzt müssen wir glücklich fast um jede 1000 Mann. 
Reduzierung feilschen, weil vor dem 1. Dezember 1925 die zah- 
lenmäßige Festlegung der Höchstziffer nicht erwirkt wurde. 
Denn um die Unterschrift unter die Locarno-Verträge handelte es 
sich dabei, nicht um die Paraphierung der Verträge in Locarno. Die 
letztere ergab sich aus diplomatischen Zweckmäßigkeitsgründen sehr 
wahrscheinlich als eine Selbstverständlichkeit, die von der deutschen 
Politik gerade zum Nutzen ihrer eigenen Sache nicht verweigert werden 
konnte. Ganz anders lagen die Dinge jedoch bezüglich der Unter- 
schrift am 1. Dezember 1925. Bis dahin mußte die Gegenseite — 
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wenn sie es ehrlich meinte — wirkliche hieb- und stichfeste Zusagen auch 
in der von Locarno untrennbaren Besatzungsfrage geben. Sie kam leider 
mit dem Ausdruck „reduction sensible“ davon — und darüber geht noch 
heute der Streit, was damit eigentlich gemeint sein soll. Das ist ein 
Schulbeispiel dafür, wie es in Zukunft nicht mehr gemacht 
werden darf. Aber freilich — vielleicht wären auch damals die Dinge 
anders gelaufen, wenn „daheim“ der Austritt der stärksten Partei 
aus der Regierungskoalition nicht mancherlei zerstört und vieles ver- 
wirrt hätte! Ein Rückblick auf jene deutsch-französischen Verhand- 
lungen des Herbstes 1925 ergibt m. E. auf das deutlichste, daß die „deut- 
sche Sache“ als Ganzes dadurch erheblich gewonnen hätte, wenn 
in loyaler Zusammenarbeit mit den deutschen Hauptdelegierten und 
Ministern (die damals selbst fest an greifbare Auswirkungen auch in der 
Besatzungsfrage glaubten!) die deutschnationale Partei mit ihrem 
ganzen Schwergewicht als Regierungspartei sich mit dafür eingesetzt 
hätte, daß die Unterschrift am 1. Dezember nur gegen wirk- 
liche Taten der Gegenseite geleistet wurde! Vorbei! So ist 
es schließlich dazu gekommen, daß im deutschen Parteienstreit „Lo- 
carno“ von den einen mit „Hosiannah“ begrüßt, von den andern mit 
„Crucifige‘ getadelt worden ist. Ein hochnotpeinliches Examen dar- 
über, wer in Deutschland „Locarno“ wirklich verstanden hat und mit 
seinem richtigen Werte in die deutsche Zukunft einsetzt, würde nur 
einer überraschend kleinen Minderheit das Prädikat „Bestanden“ 
verleihen! 

Der damals begangene und als Lehre für die Zukunft hier noch- 
mals beschriebene Fehler wird erst in längeren Perioden weiterer deutsch- 
französischer Beziehungen wieder gutgemacht werden können. Un- 
mittelbar vor uns liegt die Fortsetzung des Ringens um die völlige und 
vorzeitige Befreiung deutschen Bodens, der Kampf um erträgliche Re- 
gelung der Militärkontrolle durch den Völkerbund, der ungemein schwie- 
rige Kampf in der Abrüstungsfrage. Er wird dadurch nicht leichter ge- 
macht, daß sich in Frankreich eine zunehmende Mißgunst darüber 
zeigt, daß Deutschland sich im Gegensatz zu Frankreich angeblich über- 
raschend schnell wirtschaftlich und finanziell wieder aufrichte und staat- 
lich konsolidiere. Ich beneide die Illusionisten bei uns nicht, die heute 
noch glauben, durch tausendfaches Wiederholen des Wortes „Verständi- 
gung! werde sich der „deutsche Friedenswille“ so deutlich dokumen- 
tieren, daß schließlich auch im maßgeblichen Frankreich die Über- 
zeugung allgemein sein werde, Deutschland sei ein friedliches ganz und 
gar „demokratisches‘‘ Lamm (im französischen Sinne ist „demo- 
kratisch“ in bezug auf Deutschland gleichbedeutend mit 
„wehrlos und pazifistisch!“) und beide Länder würden sich dann 
unter dem Jubel der ganzen Menschheit innerhalb der Vereinigten Staa- 
ten von Europa als Brudervolk in die Arme sinken! Die harte und 
rauhe Wirklichkeit wird ganz anders aussehen! Ganz lang- 
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sam nur und Zug um Zug, Vorteil gegen Vorteil, Interesse gegen Interesse 
werden sich die deutsch-französischen Dinge weiterbewegen und es wird 
wohl richtig sein, daß auch die deutsche Befreiungsfrage im Westen sich 
schließlich nur auf solchen Wegen lösen lassen wird. Alles das geschieht 
von französischer Seite unter einem Übermaß von Phrasen von Recht 
und Gerechtigkeit. „Recht“ sieht eben auch heute noch „draußen“ 
sehr viel anders aus als bei uns in Deutschland. Der Grund dafür ist 
einfach und klar: Bei uns steht keine Macht dahinter! 

In diesem schwierigsten Prozeß der weiteren deutsch-französischen 
Entspannung, ohne die jeder Begriff des „Europäischen“ zur völligen 
Seifenblase würde, wird die Wirtschaft weiter ihren Weg — fast möchte 
ich sagen: ganz von selbst — gehen. Von ihr gilt in bezug auf die 
Politik ganz besonders im deutsch-französischen Verhältnis das stra- 
tegische Moltke-Wort: Getrennt marschieren und vereint schlagen! Sie 
wird es allein ganz bestimmt nicht schaffen und bedarf kräf- 
tigsten nationalen deutschen Wiederaufrichtungswillens, um bei der 
Entscheidung über Deutschlands Geltung gegenüber Frank- 
reich wirksam zu werden. 

Dem zweiten großen Gegenspieler, England, gefällt das neuerliche 
deutsch-französische Zusammenkommen auf wirtschaftlichem Gebiete 
wenig oder gar nicht. Freilich — öffentlich und selbst in einem großen 
Teil der Presse wird darüber — vorläufig wenigstens — noch nicht allzu 
viel gesagt und man begnügt sich mit mehr oder minder deutlichen An- 
deutungen mit dem Motto: England ist auch noch da! Die durch- 
schnittliche öffentliche Einstellung zum deutsch-französischen Problem 
ist dagegen nach wie vor auf den „Geist von Locarno“ eingestellt; ge- 
legentlich bekommen wir Deutschen etwas von oben herab gute Lehren, 
wie wir nach englischer Ansicht diesen Geist an- und auffassen sollten 
und im ganzen kehrt die Wendung von der „Befriedigung über die 
deutsch-französische Entspannung‘ sehr häufig wieder. Aber wie steht’s 
eigentlich überhaupt mit so manchen Presseäußerungen, die heute über 
die Beziehungen zwischen den Völkern abgegeben werden? Hat man 
"nicht z. B. bei uns am Ausbruch des englischen Bergarbeiterstreiks vieler- 
orts lesen können — ich lasse dahingestellt, ob dafür von irgendeiner 
Stelle eine ,, Parole“ ausgegeben wurde —, daß Deutschland in keiner 
Weise über diesen Streik erfreut sei und seine baldigste Beendigung her- 
beiwünsche, weil ja bekanntlich alle Staaten Europas voneinander ab- 
hängig seien und wir Deutschen allen andern Staaten schon aus eigenstem 
Interesse heraus nur das Allerbeste wünschen müßten! So etwa zeigte 
es das stets geduldige Zeitungspapier vorn — und im Börsenbericht, 
weiter hinten, konnte jeder brave Deutsche, besonders der in westlichen 
Montanwerten spekulierende, lesen: „Börse heute flau auf Gerüchte von 
bevorstehender Beendigung des englischen Bergarbeiterstreiks“ —, der 
über die Hälfte der deutschen Ruhrkohlenhaldenbestände für gutes Geld 
nach England gezogen hatte, ebenso wie einst der in England offiziell 
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verurteilte Franzoseneinbruch in die Ruhr 1923 ein Bombengeschäft für 
den englischen Kohlenhandel gewesen war! Nein — so einfach wie so 
mancher moderne deutsche „Europäer“ es sich in seiner Herzensreinheit 
und seinem „Europa- Programm“ denkt, liegen die Dinge zwischen 
Deutschland und England in Wahrheit nicht. England wünschte in den 
letzten Jahren — aus rein englischem Interesse natürlich — eine gewisse 
Restauration des deutschen Staates und langsame, ganz lang- 
same, Erholung auch der deutschen Wirtschaft — in einem Maße, 
wie es der englischen Wirtschaft nützlich erschien. Das, was 
es selbst als Großbritannien und als britisches Weltreich mit dem Schwer- 
gewicht seiner politischen Macht dazu beitrug, war blutwenig und von 
vornherein durch die ungeheure lügenhafte Kriegspropaganda gegen 
Deutschland gehemmt. Wir wollen dieses „Wenige“ trotzdem 
keineswegs verkleinern oder gar wegleugnen! Ausschlaggebend 
für die Rettung Deutschlands war jedoch die deutsche Abwehr im 
Ruhrkampf, die Stabilisierung aus zunächst völlig eigener Kraft und 
das Eingreifen Amerikas. England allein hätte niemals das von drau- 
Ben Notwendige geschafft — und wollte es wegen seiner bewußten 
Rücksichten und Handelsgeschäfte auf und mit Frankreich auch gar 
nicht schaffen. Seitdem sehen wir vor, in und nach Locarno die eng- 
lische Politik unter der Leitung des Herrn Chamberlain an der Arbeit. 
Wieder dasselbe Bild! Das Interesse Englands verlangt politisch ein 
gewisses Gegenspiel gegen Frankreich auf dem Kontinent, gegen die 
französische durch zahlreiche Bündnisse bekräftigte Hegemonieabsicht 
und gegen das absolut unenglische und Englands Interesse abträgliche 
Prinzip des starren und buchstabenmäßigen „legitimistischen“ Fest- 
haltens am Versailler Vertrag. Aber Deutschland erholt sich auch nach 
englischer Ansicht überraschend schnell! Unsere wirtschaftlichen 
Sanierungsleistungen werden in demselben Augenblick überschätzt, in 
dem ein kurzer Generalstreik und dann ein monatelanger Bergarbeiter- 
streik die englische Wirtschaft schwer schädigt. Dieses Gebiet ist und 
bleibt der heikelste Punkt im deutsch-englischen Verhältnis. Im 
Gegensatz zur Lage zwischen Deutschland und Frankreich hat zwar mit 
England ein nicht unbeträchtlicher Güteraustausch wieder eingesetzt, 
aber im großen gesehen, zeigen sich bislang weder in Europa (einschließ- 
lich Rußland) noch irgendwo in Übersee, noch etwa auf dem Gebiet der 
kolonialen Betätigung infolge der deutschen politischen Schwä- 
che irgendwelche große gemeinsame Interessen. Im Gegenteil — das 
böse und unsinnige Schlagwort von der „german competition‘, von der 
deutschen Konkurrenz wirkt wieder in weiten Kreisen vergiftend. So 
befinden wir uns neuerdings stimmungsmäßig ohne Zweifel wieder 
in einer Periode gelinder Versteifung der deutsch-englischen Be- 
ziehungen, wofür jeder ja wohl auch Beweise genug aus der Tagespresse 
entnommen haben wird. Die Probe aufs Exempel, d. h. die Probe auf 
die realen Absichten der englischen Politik, werden wir ja bald aus den 
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Ereignissen der Septembertagung des Völkerbundes entnehmen 
können und im besonderen, wie stark und in welcher Richtung sich der 
englische politische Einfluß bezüglich der Aufnahme Deutschlands unter 
die ständigen Ratsmitglieder unter Abwehr anderer unberechtig- 
ter und störender Aspirationen erweisen wird. Und das Eigen- 
artige der Situation liegt darin, daß gerade auf diesem Gebiet, d. h. dem 
Gebiet der großen Politik, am ehesten und am klarsten deutsch- 
englische Berührungspunkte liegen. Also anders wie gegenüber 
Frankreich führt im deutsch-englischen Verhältnis der Weg vom gro- 
Ben zum kleinen, zum einzelnen, zum praktischen. Und so läßt sich 
wohl folgern, daß aus gemeinsamer Auffassung über die beiden Län- 
dern vorteilhaften Entwicklungstendenzen europäischer 
Zukunft sich auch gewisse Folgerungen auf dem Gebiet lebenswichtiger 
und nächster deutscher Gegenwartsforderungen einstellen werden, so- 
weit Englands Stimme dabei in die Wagschale fällt. Jedenfalls ist es 
eine sehr wichtige Aufgabe für die deutsche Politik, dieses Ziel über 
allerlei augenblickliche Hemmungen und Verstimmungen hinweg kon- 
sequent im Auge zu behalten und seine Durchführung den — nicht 
leicht zu findenden — richtigen Persönlichkeiten anzuvertrauen. 
Umgekehrt müssen wir mit Frankreich über die Verwirklichung 
einzelner gemeinsamer und praktischer Wirtschafts- und 
Finanzinteressen allmählich den Weg zu besserem gegen- 
seitigen Verständnis in den großen politischen Problemen 
der europäischen Zukunft suchen, weil darin vor allem auch die 
deutsche Zukunft schlechthin enthalten ist. Und wenn wir dort jetzt 
Herrn Poincaré wieder am Ruder sehen, den Hasser Deutschlands, den 
Mann, der solange und soweit es in seiner Macht stand, gegen Deutsch- 
land gearbeitet und offen seine staatliche und wirtschaftliche Zerstörung 
betrieben hat, so sollten wir rückhaltlos anerkennen, daß dieinzwischen 
mit englischer Hilfe und tatkräftiger englischer Förderung 
zustandegekommenen Locarno-Verträge seiner jetzigen und 
künftigen Wirksamkeit in bezug auf Deutschland doch 
recht erhebliche Zügel auferlegt haben! 

Etwas ausführlicher muß man sich im Strome der Zeit heute auch 
über die Beziehungen Deutschlands zur dritten westlichen Großmacht, 
zu Italien, äußern. Es ist unter anderm das Verdienst einer großen 
Berliner Zeitung, das Thema von den deutsch-italienischen Beziehungen 
neuerdings zur Diskussion gestellt und die Forderung erhoben zu haben, 
das Gemeinsame in der praktischen Tagespolitik stärker zu 
betonen und den unerquicklichen Streit über Südtirol in den Hinter- 
grund zu rücken. Dieser Vorschlag hat meine stärkste persönliche 
Sympathie. Ich habe selbst in den Jahren 1912 und 1913 als Marine- 
attaché unserer Botschaft in Rom im Rahmen meiner Möglichkeiten 
nach Kräften an der Herstellung guter Beziehungen zwischen Deutsch- 
land und Italien gearbeitet, und in der Tat gestalteten sich damals kurz 
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vor dem Weltkriege diese Beziehungen so freundschaftlich, wie sie nach 
Lage der Dinge wohl überhaupt nur sein konnten. An diese damaligen 
persönlichen Erfahrungen möchte ich heute anknüpfen und alle Gefühls- 
momente über die Ereignisse des Weltkrieges unterdrücken, in den 
Italien nach anfänglichem Zögern an der Seite der nach seiner Ansicht 
stärkeren Bataillone eintrat. Das heutige Italien will in Ausnutzung 
seiner „Siegerstellung‘‘ von seinem Standpunkte aus folgerichtig noch 
mehr als das Italien von 1912/13 von Deutschland als Großmacht ge- 
wertet werden und ist überaus stolz auf das, was es unter Mussolinis 
Führung an innerer Konsolidierung geleistet hat. Dem italienischen 
Charakter entspricht es ganz besonders, wenn stimmungsmäßig zu- 
weilen die Wogen sehr hoch schlagen. Dagegen war und ist der italie- 
nischen Politik von jeher ein höchstes Maß von Gegenteil von Stim- 
mung bzw. — wie die Italiener selbst es nennen — von sacro egoismo, 
d.h. von größter praktischer Realität eigen. Deshalb muß auch 
die deutsch-italienische Politik in erster Linie auf praktische Grund- 
lagen, d.h. gemeinsamen Vorteil für beide Länder aufgebaut werden. 
Daneben erfordert allerdings die leicht bewegliche italienische „Stim- 
mung‘ deshalb unsere dauernde Aufmerksamkeit, weil sie immerhin ge- 
eignet sein könnte, die mühsam für die Praxis (., utilitä“) gewonnenen 
Grundlagen wieder zu zerstören. Hält man sich an dieses Prinzip und 
hält man sich weiter vor Augen, daß es in Europa und überall in der 
Welt eigentlich nur gemeinsame deutsch-italienische Inter- 
essen gibt — gerade die koloniale Frage sollte m. E. in beiden 
Ländern unter solchem Zeichen gesehen und gewertet werden! — so 
bleibt in der Hauptsache nur die „Anschlußfrage‘ mit ihrer Unter- 
abteilung „Südtirol“ übrig, über die man sich verständigen muß. 
Sollte diese Verständigung bei gutem Willen von beiden Seiten wirklich 
unmöglich sein? Ich habe in diesen Heften verschiedentlich gefordert, 
die deutsche Politik möge die österreichische Anschlußfrage zunächst 
einmal hinter die Frage des ‚„‚deutsch-polnischen Ausgleichs“ einschließ- 
lich Wiedergewinnung des Korridors und Bereinigung der oberschle- 
sischen Unmöglichkeiten zurückstellen. Es ist mir nicht bekannt, was 
etwa auf geheimen bzw. diplomatischen Wegen in diesen Dingen vom 
Auswärtigen Amt betrieben und geleistet worden ist. Was jedoch vor 
aller Augen liegt, ist eine starke öffentliche Vorwärtsbewegung 
Deutschlands in der Richtung des Gefühls — und des ge- 
ringsten Widerstandes. Wie einst beim Hambacher Fest wehen 
heute wieder die Banner und nimmer endende mehr oder weniger schwung- 
volle Reden durchzittern die deutsch-österreichische Luft. In Deutsch- 
land ist besonders die,, Linke“ die Hauptträgerin dieser Bewegung — weil 
ihr von jeher das Bannerschwenken und Reden besonders liegt — aber 
es soll in keiner Weise geleugnet werden, daß z. B. auch die politisch 
rechtsstehende Studentenschaft und andere ganz und gar nicht „links“ 
stehende Kreise sich zunehmend mehr für den Anschluß interessieren, 
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während leider die deutsch-polnischen Fragen im allgemeinen nur 
in den Grenzgebieten bei den unmittelbar Beteiligten Aufmerksamkeit 
erregen. (Überhaupt ist ja eine Vernachlässigung des Ostens 
heute sowohl im Reich wie in Preußen noch durchaus an der Tagesord- 
nung!) Das alles sind tatsächliche Vorgänge, die man vielleicht 
als nicht wünschenswert bezeichnen kann, die aber nichts desto trotz ihr 
volles Gewicht für die deutsche Politik behalten. Sie wirken um so inter- 
essanter, als die Beobachtung unschwer ergibt, daß in Frankreich und 
England — stellenweise wenigstens — der Widerstand gegen den An- 
schluß Österreichs an Deutschland nachzulassen begonnen hat. Der 
Grund dafür ist natürlich nicht das Bannerschwenken und sein macht- 
voller Eindruck auf die ausschlaggebenden Großmächte, sondern der 
aufkeimende Hintergedanke, daß Deutschland durch Gewährung des An- 
schlusses ein für allemal vom Osten abgelenkt würde und seine etwaigen 
Ansprüche auf Revision der Korridor- und oberschlesischen Fragen mit 
dem Hinweis auf angeblichen großen territorialen und Bevölkerungs- 
zuwachs Österreichs auf unabsehbare Zeit zurückgewiesen werden 
könnten.... 

Das Thema ist groß und könnte leicht zu vielleicht heute unan- 
gebrachtem Ausspinnen verführen. Unter anderem leitet es auch zur 
neuesten Phase englisch-polnischer Politik — Polen soll Bollwerk 
gegen den bolschewistischen und asiatischen Gegner sein! — und anderen 
Problemen der großen Politik über. Ich will.mich daher heute auf diesen 
Umriß beschränken und auf die vielen Schwierigkeiten hinweisen, die 
wir eigentlich überall auch auf diesem Richtungswege künftiger deutscher 
Außenpolitik finden, wenn man sie etwas abseits vom Lärm der Straße 
und befreit von den schönklingenden Redensarten über das kommende 
Paneuropa betrachtet. Nicht nur aus der Fragestellung des Anschlusses 
heraus, sondern in direktem Zusammenhang mit fast allen Problemen 
der Tagespolitik wird es im deutschen Interesse liegen, bei zuneh- 
mender Aktivität und Bewegungsmöglichkeit die Pflege 
und Entwicklung des deutsch-italienischen Verhältnisses 
neben die Aufgaben zu stellen, die vorstehend Frankreich 
und England gegenüber geschildert wurden. Deutschlands 
Eintritt in den Völkerbund wird wie zu manchem anderen auch hierfür 
die beste Gelegenheit geben — wenn es diesmal dazu kommt! Immer 
mehr ist durch die Ereignisse der letzten Monate das Prestige des 
Völkerbundes erschüttert worden. In der Kernfrage, der Abrüstung, 
hat er bisher so gut wie restlos versagt, und weitere Sonderbünd- 
nisse haben bis in diese Tage hinein seine Kompetenz immer mehr ein- 
geschränkt. Niemand vermag heute auch nur mit einiger Sicherheit zu 
sagen, ob und für welche Zukunftsdauer er berufen ist, die Entwicklung 
des Völkerzusammenlebens wirklich zu beeinflussen. Was wir Deutschen 
in allererster Linie jetzt fühlen, erleben und für uns in die Praxis um- 
setzen müssen, ist die Tatsache, daß auch für unsern besiegten Staat 
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seit Versailles zum ersten Male die Dinge wieder fließender und ge- 
staltungsfähiger geworden sind und vor Europa, vor Paneuropa, 
vor Völkerbund muß wenigstens für eine Reich und Zukunft tragende 
große Mehrheit unseres Volkes der wiederherzustellende 
freie und in der Welt gleichberechtigte deutsche National- 
staat stehen! 

Noch einmal wiederhole ich an dieser Stelle für die kommenden 
herbstlichen Auseinandersetzungen den Ruf an die „Rechte“, die 
Außenpolitik aus dem Streit der Parteien herauszuheben. 
Sie ist mit zunehmender Betätigungsmöglichkeit Deutschlands wieder 
unendlich kompliziert, und ihre richtigen Formeln und Handlungen 
entziehen sich dem Lärm der Straße und dem Gefühlsschwang der Mas- 
senversammlungen. Richtig angewandte Kontrolle und Mit- 
arbeit durch fähige Männer in der Verantwortung führt 
allein zu Einfluß und Richtunggebung. Man sollte meinen, es 
gäbe im Innern der Aufgaben genug, um allen Parteien — den Rechts- 
parteien zuerst! — auf diesem Gebiet noch auf lange hinaus 
hundertprozentige Arbeit zu geben! 


ABESSINIEN. 
Von HANS ROHDE, Berlin. 


Im Osten von Afrika, westlich des Roten Meeres und des Indischen 
Ozeans, ist in den letzten Monaten und Wochen ein Land wieder in den 
Mittelpunkt allgemeinen Interesses getreten, das schon wiederholt eine 
wichtige Rolle in der Weltpolitik gespielt hat: Abessinien, der einzige, 
heute noch wirklich unabhängige Eingeborenenstaat Afrikas. Die Ver- 
anlassung hierzu gaben die englisch-italienischen Abmachungen über 
Abessinien gelegentlich der Zusammenkunft Chamberlains und Musso- 
linis in Rapallo im Dezember v. Jahres. Ihr Bekanntwerden hat zu 
Auseinandersetzungen zwischen England, Frankreich und Italien ge- 
führt, die durch den abessinischen Einspruch beim Völkerbund eine 
interessante Wendung genommen haben und auch uns interessieren 
einmal angesichts unserer Handelsbeziehungen mit Abessinien, dann 
aber vor allen Dingen angesichts der Rückwirkungen, die sich aus ihnen 
bereits ergeben haben für die politische Lage im Mittelmeer und sich in 
Zukunft noch ergeben werden einmal für die politische Entwicklung 
in Europa im allgemeinen und dann für die Stellung Deutschlands in 
dieser im besonderen. 

Abessinien ist eine unumschränkte Monarchie unter einem christ- 
lichen Kaiser, dem sogenannten Negus Negesti, d. h. König der Kö- 
nige, mit einem Flächeninhalt von 1120400 Quadratkilometern und 
einer Bevölkerungszahl von 8 bis 12 Millionen Einwohnern. Es ist ein 
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von allen Seiten schwer zugängliches Bergland mit einer Höhenlage 
bis zu 4000 Metern, das ohne einen eigenen Ausgang zum Meer von allen 
Seiten vollständig von fremdem Kolonialbesitz umschlossen ist. Im Nor- 
den und Nordosten wird es begrenzt von der italienischen Kolonie Eryth- 
thräa, im Osten und Südosten von Englisch-, Französisch- und Italienisch- 
Somaliland, im Süden und Südwesten von Britisch-Ostafrika und im 
Westen und Nordwesten vom Sudan. Seine Hauptstadt ist Adis Abeba, 
das Ende der achtziger Jahre vom Negus Menelik gegründet, etwa 
50 000 bis 60 000 Einwohner besitzt und seit dem Jahre 1916 durch 
eine von Frankreich staatlich unterstützte Eisenbahn mit dem französi- 
schen Hafen Djibuti am Golf von Aden verbunden ist. Das Land ist 
in mehrere Stammesbezirke und Provinzen eingeteilt, an deren Spitze 
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ein sogenannter Ras oder Dschas steht, der dem Kaiser treu- und tribut- 
pflichtig ist. Seine Bevölkerung ist teils semitischen, teils hamitischen 
Ursprungs und eine Mischung der verschiedensten Völkerschaften und 
Stämme, unter denen die Amharer das herrschende Element bilden. 
Die Amharer sind monophysitische Christen mit einer dem Hebräischen 
verwandten Sprache. Staatsreligion ist das Christentum, dem gegen- 
über der Islam nur eine untergeordnete Rolle spielt. Er ist in stärkerem 
Maße nur unter den Grenzvölkern, den Somalis, Dankalis und Sudanesen, 
vertreten. 

Wirtschaftlich und kulturell steckt Abessinien noch in den ersten 
Anfängen der Entwicklung. Die Bevölkerung steht abgesehen von der 
höheren Geistlichkeit noch auf einer sehr niedrigen Kulturstufe. Sie 
zerfällt in Adlige und Gemeine und beschäftigt sich im wesentlichen nur 
mit Ackerbau und Viehzucht. Um so größer ist aber die politische Be- 
deutung Abessiniens. Sie ist begründet in dem natürlichen Reichtum 
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des Landes und seinen günstigen klimatischen Verhältnissen, dann 
aber vor allen Dingen in der geographischen Lage Abessiniens. Abes- 
sinien ist landwirtschaftlich fruchtbar und reich an industriellen Roh- 
stoffen. Es besitzt ein Klima, das es in hervorragender Weise für eine 
europäische Kolonisation geeignet macht. Vor allen Dingen aber ist 
Abessinien einmal das Nachbarland des Sudan und das Quellgebiet 
des Blauen Nil und dann das Hinterland der englisch-französisch-ita- 
lienischen Besitzungen am Roten Meer und Indischen Ozean. Als Nach- 
barland des Sudan und als Quellgebiet des Blauen Nil besitzt es ein 
besonderes Interesse in erster Linie für England, als Hinterland der eng- 
lisch-französisch-italienischen Besitzungen der ostafrikanischen Küste 
des Roten Meeres und Indischen Ozeans neben England ein besonderes 
Interesse in erster Linie für Frankreich und Italien. Die Machtstellung 
Englands im nordöstlichen Afrika, vor allen Dingen in Ägypten, be- 
ruht in erster Linie auf der Abhängigkeit Ägyptens von der Bewässerung 
durch den Nil und damit auf dem Besitz des Sudan und der Quellgebiete 
des Nil. Mit ihnen hat England die gesamte Wasserversorgung Ägyp- 
tens und mit dieser Ägypten selbst fest in der Hand. Für Frankreich 
und Italien aber ist die Entwicklungsfähigkeit ihrer Besitzungen am 
Roten Meer und am Indischen Ozean in erster Linie abhängig von der 
wirtschaftlichen und damit auch politischen Beherrschung des reichen 
abessinischen Hinterlandes. 

Die so gekennzeichnete politische Bedeutung Abessiniens für Eng- 
land, Frankreich und Italien hat Abessinien schon seit langem zum Ziel- 
punkt englisch-französisch-italienischer Machtbestrebungen gemacht. 
Diese Machtbestrebungen richten sich englischerseits in erster Linie 
auf die Nordwestecke Abessiniens, das Gebiet des Tana See, der den 
Blauen Nil mit Wasser versorgt und den England durch Bau eines großen 
Stauwerkes zu einem großen künstlichen Wasserbehälter für die Wasser- 
versorgung Ägyptens auszugestalten plant, französischer- und italieni- 
scherseits vor allen Dingen auf den östlichen Teil Abessiniens, wo Frank- 
reich in der im Jahre 1916 fertiggestellten Eisenbahn Djibuti — Adis 
Abeba die einzige Zufahrtsstraße nach Abessinien besitzt und Italien 
bereits seit langem den Bau einer Eisenbahn plant, die seine beiden 
Kolonien Erythräa und Somaliland miteinander verbinden soll. Sie 
traten zum ersten Mal in Erscheinung in den achtziger und neunziger 
Jahren, als Italien, in Nordafrika durch Frankreich verdrängt und auf 
dem Balkan durch Österreich überflügelt, das Schwergewicht seiner 
politischen Bestrebungen in enger Anlehnung an England nach den Kü- 
sten des Roten Meeres verlegte. Italien versuchte, gestützt auf den 
Vertrag von Utschalli, den es am 2. Mai 1889 mit Kaiser Menelik II. 
abgeschlossen hatte, Abessinien italienischer Schutzherrschaft zu unter- 
stellen. Es kam zu mehrjährigen erbitterten Kämpfen zwischen Italien 
und Abessinien, die schließlich am 1. März 1896 mit der vernichtenden 
Niederlage der von General Baratieri geführten italienischen Truppen 
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bei Adua endeten. Italien konnte zwar im Frieden von Adis Abeba 
am 26. Oktober 1896 Erythräa behaupten. Es mußte aber auf die er- 
strebte Schutzherrschaft über Abessinien verzichten und die Selbstän- 
digkeit desselben anerkennen. Die Folge davon war einmal der Sturz 
des italienischen Ministerpräsidenten Crispi und im Zusammenhang 
damit eine immer stärkere Abkehr Italiens vom Dreibund zugunsten 
einer Annäherung an Frankreich, dann aber vor allen Dingen, daß Abes- 
sinien lange Zeit sowohl von Italien wie auch von England und Frank- 
reich unbehelligt blieb. 

Wenn Abessinien damals seine Unabhängigkeit rettete und sie sich 
bis heute bewahrt hat, so verdankt es dies neben den äußerst schwierigen 
Gebirgsverhältnissen, die den Angreifer in den tief eingeschnittenen 
Schluchten und Tälern zum Marsch in mehreren voneinander durch hohe 
Gebirgszüge getrennten Kolonnen zwingen und damit der Verteidigung, 
wie dies die Niederlage der Italiener bei Adua klar gezeigt hat, sehr 
günstige Erfolgsmöglichkeiten bieten, vor allen Dingen den kriegerischen 
Tugenden seiner Bevölkerung und seiner bewaffneten Macht. Abessi- 
nien besitzt eine bewaffnete Macht von über 200 000 Mann. Sie ist mit 
modernen Militärgewehren, mit Maschinengewehren und Gebirgs- 
geschützen ausgerüstet und kann in einem Kriege unschwer auf das 
Doppelte erhöht werden, da die einzelnen Stämme trotz ihrer dauernden 
inneren Streitigkeiten einem äußeren Feinde gegenüber unbedingt zu- 
sammenhalten, der es wagt die Selbständigkeit des Landes anzutasten. 
Darüber hinaus aber verdankt Abessinien seine Unabhängigkeit nicht 
zum wenigsten auch der Uneinigkeit Englands, Frankreichs und Ita- 
liens und der sich daraus ergebenden englisch-französisch-italienischen 
Gegensätze. Diese Gegensätze haben im Jahre 1906 zu einem Vertrage 
zwischen England, Frankreich und Italien in London geführt, der zwar 
Abessinien in bestimmte Interessensphären für den Fall einteilte, daß 
die innerpolitischen Verhältnisse in Abessinien ein Eingreifen der Mächte 
dort notwendig machen sollten, trotzdem aber ausdrücklich die staat- 
liche Unabhängigkeit Abessiniens feststellte. Sie haben weiterhin im 
Jahre 1923 Frankreich veranlaßt, gegen den Widerstand Englands und 
Italiens die Aufnahme Abessiniens in den Völkerbund durchzusetzen. 

Neuerdings sind nun die Machtbestrebungen Englands, Italiens und 
Frankreichs in Abessinien wieder schärfer hervorgetreten durch die 
englisch-italienischen Abmachungen über Abessinien, die als Folge 
der kolonialen Ausdehnungsbestrebungen Italiens und der Schwierig- 
keiten Englands im nahen Orient, in der Mossulfrage und in Ägypten, 
zustande gekommen sind gelegentlich der Zusammenkunft Chamber- 
lains und Mussolinis in Rapallo im Dezember v. Jahres. Über ihren 
Inhalt hat die englische Regierung der Öffentlichkeit kürzlich in einem 
Weißbuche Kenntnis gegeben. Er entspricht im wesentlichen einem 
italienischen Vorschlag an England aus dem Jahre 1919, der damals 
von England abgelehnt, dann aber in Rapallo von Chamberlain wieder 
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aufgegriffen worden ist, um sich dadurch die italienische Unterstützung 
in der Mossulfrage zu sichern. England gesteht den Italienern das Recht 
zum Bau der von ihnen geplanten Eisenbahn zu und erkennt ganz Ost- 
abessinien als italienische Interessensphäre an. Auf der anderen Seite 
verpflichtet sich Italien England gegenüber, die englischen Bestrebungen 
am Tana-See zu unterstützen, die neben dem bereits erwähnten Bau 
eines Stauwerkes am Tana- See neuerdings auch auf den Bau einer Auto 
mobilstraße von dort nach dem Sudan hinauslaufen, die England die 
Möglichkeit geben soll, seine am Tana-See geschaffenen Anlagen gegebenen- 
falls auch militärisch sichern zu können. 

Die englisch- italienischen Abmachungen richteten sich ganz aus- 
gesprochen gegen Frankreich und dessen bisherige Vorherrschaft in 
Abessinien. Abgesehen davon, daß Frankreich als Teilhaber des Abkom- 
mens von 1906 vollständig übergegangen wurde, mußte das Inkraft- 
treten dieser Abmachungen zum mindesten in ihren italienischen Bestim- 
mungen die Verhältnisse in Abessinien zum Nachteil Frankreichs von 
Grund auf ändern. Die Italien durch England zugestandene Eisenbahn 
mußte den Handel Abessiniens, der zurzeit mit 80v.H. seinen Weg über 
die Eisenbahn Adis Abeba-Djibuti nimmt, von dem französischen 
Djibuti ablenken und dem wesentlich günstigeren italienischen Hafen 
Massaua zuleiten. Sie mußte vor allen Dingen das zwischen Erythräa 
und Britisch Somaliland eingeklemmte französische Somaliland auch 
vom abessinischen Hinterland durch eine italienische Interessensphäre 
abriegeln und damit Französisch-Somaliland jeden Wert und jede 
Entwicklungsmöglichkeit nehmen. Die Folge davon war ein heftiger Wider- 
stand Frankreichs, der sich naturgemäß in erster Linie gegen Italien 
richtete, und das Ergebnis davon ein politisches Ringen zwischen Frank- 
reich und Italien um die Vorherrschaft in Abessinien, das ein besonderes 
Gepräge erhielt durch den gleichzeitigen Machtkampf beider Länder im 
westlichen Mittelmeer. Frankreich hat zugunsten seiner Machtstellung 
im westlichen Mittelmeer in Abessinien zunächst nachgegeben, nun- 
mehr aber, nachdem durch sein Abkommen mit Spanien über Marokko 
die Gefahr einer englisch-italienischen Intervention dort behoben zu 
sein schien, auf dem Wege über den Völkerbund die ganze Frage wieder 
aufgerollt, denn es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Einspruch 
Abessiniens beim Völkerbund auffranzösische Einflüssezurückzuführen ist. 

Mit dem Einspruch Abessiniens beim Völkerbund hat der italienisch- 
französische Machtkampf eine interessante Wendung genommen. Er hat 
zu einer außerordentlichen Verschärfung des italienisch-französischen 
Gegensatzes geführt und als letztes Ereignis das Abkommen gezeitigt, 
das am 7. August Italien und Spanien in Madrid unterzeichnet haben. 
Dieses Abkommen richtet sich ganz ausgesprochen gegen Frankreich 
und dessen bisherige Vorherrschaft im westlichen Mittelmeer. Welche 
Folgen sich hieraus ergeben werden für die weitere politische Entwick- 
lung im Mittelmeer und in Europa bleibt ebenso abzuwarten wie die 
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Beantwortung der Frage, ob Abessinien mit seinem Einspruch Erfolg 
haben wird. Alles dies wird letzten Endes abhängen einmal von den 
Absichten, die Frankreich mit seiner Haltung in Abessinien verfolgt, 
ob es Frankreich Ernst ist mit dieser Haltung oder ob es sich mit ihr 
lediglich eine Grundlage schaffen will für ein Schachergeschäft mit Italien. 
Dann aber wird es vor allen Dingen abhängen auch von der weiteren 
Stellungnahme Englands. Die Unterstützung Italiens durch England wird 
nicht einen einzigen Schritt weiter gehen, als es den englischen Mittelmeer- 
interessen zusagt. Die englische Politik hat aber erreicht, was sie erstrebt 
hat, als sie im Dezember v. Jahres die abessinische Frage aufwarf und 
sie durch Veröffentlichung des englischen Weißbuches ausgerechnet 
zu einer Zeit größter italienisch-französischer Spannung im Mittelmeer 
zu einer weltpolitischen Frage erster Ordnung machte. Für England 
bedeutet das Ergebnis des Ringens um Abessinien neben einer für Eng- 
land günstigen Lösung der Mossulfrage einmal Festigung der englischen 
Machtstellung im Nilland durch die Abmachungen mit Italien über 
Abessinien, dann aber vor allen Dingen die Schaffung eines politischen 
Gleichgewichts im Mittelmeer durch die Verschärfung des italienisch-fran- 
zösischen Gegensatzes und das Abkommen Italiens und Spaniens. 

Deutschland hat mit Abessinien stets in guten Beziehungen gelebt 
angesichts des Fehlens jeglicher machtpolitischer Interessen Deutsch- 
lands in Abessinien. Es hat im Jahre 1904 eine diplomatische Mission 
unter Führung des späteren Außenministers Rosen nach Abessinien 
gesandt und im Jahre 1905 einen Handelsvertrag mit diesem abgeschlos- 
sen, der noch heute in Gültigkeit ist. Deutschland ist deshalb an den 
englisch-italienisch-französischen Machtbestrebungen in Abessinien un- 
mittelbar nur insoweit interessiert, als diese gegebenenfalls seine Handels- 
beziehungen mit Abessinien berühren. Um so größer ist aber das 
mittelbare Interesse Deutschlands an den Vorgängen in Abbessinien 
angesichts ihrer sich immer klarer zeigenden außerordentlichen Be- 
deutung für die politische Entwicklung in Europa und der Möglichkeiten, 
die sich hieraus für die deutsche Außenpolitik in der nächsten Zeit er- 
geben werden. 


DER VORLÄUFIGE 
DEUTSCH-FRANZÖSISCHE HANDELSVERTRAG. 


Von Dr. J. REICHERT M.d.R. 


Die Vorgeschichte des dieser Tage in Kraft getretenen vorläufigen 
deutsch-französischen Handelsabkommens kann bald ein kleines Ju- 
biläum feiern, denn bereits auf der im August 1924 zu London abge- 
haltenen Reparationskonferenz wurde ernsthaft von der baldigen Auf- 
nahme deutsch-französischer Handelsvertragsverhandlungen gesprochen. 
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Das war, nachdem bereits damals fast 6 Jahre seit Kriegsende ver- 
gangen waren, gleichbedeutend mit dem Gedanken, den Wirtschafts- 
frieden zwischen Deutschland und Frankreich herzustellen. Anno 1871 
in der bald 2 Menschenalter hinter uns liegenden Zeit, in der angeblich 
alles seinen ruhigen langsameren Gang ging, hat man bereits bei Unter- 
zeichnung des Friedens vertrages zu Frankfurt a. M., also wenige 
Wochen nach Einstellung der Feindseligkeiten, die deutsch-franzö- 
sischen Handels beziehungen nach dem Grundsatz der 
Meistbegünstigung, und zwar der ewigen Meistbegünstigung, ge- 
regelt. Wie oft sagt man, daß das moderne Leben in allem viel schneller 
sei, daß das Zeitalter des Fernfunkwesens und der Luftbeherrschung 
das Leben erheblich beschleunigt habe. Offenbar macht davon die 
Regelung der deutsch-französischen Handelsbeziehungen eine Aus- 
nahme. Denn sonst hätte man diese große Aufgabe nicht so viele Jahre 
zurückstellen können. Handelt es sich doch um die gemeinsamen Inter- 
essen von 2 Völkern, deren Grenzen auf Hunderte von Kilometern 
gemeinsam sind und ferner um die Interessen einer Volkszahl, die zu- 
sammengenommen selbst ohne die französischen Kolonien mehr als 
100 Millionen Menschen umfaßt, und um einen Warenaustausch, der 
schon im Jahre 1913 in Ein- und Ausfuhr eine Milliarde Goldmark weit 
übertraf und auf 1 ½ Milliarden zueilte. 

Dennoch ist es bei der durch den Versailler Vertrag geschaffenen 
politischen Situation und bei ihrer Verschärfung infolge der Reparations- 
politik und des Ruhrkampfes durchaus erklärlich, daß die Regelung der 
deutsch-französischen Handelsbeziehungen längere Zeit, als es für die 
Beteiligten gut war, hat auf sich warten lassen. Kam doch hinzu, daß, 
als kaum die Markinflation zu Ende war, die Frankeninflation neue 
Sorgen für Frankreich und — das darf hier betont werden — in ihren 
auf Weltmarkt und Produktion drückenden Wirkungen auch der deut- 
schen Wirtschaft gebracht hat. Kam doch ferner dazu, daß das System 
der französischen Zoll- und Handelspolitik mit der Ablehnung 
fester Zollbindungen ein ganz anderes ist als unser handelspolitisches 
System, das die Meistbegünstigung mit Zolltarifbindungen und Zoll- 
herabsetzungen verknüpft. 

Die Aufgabe, die den beiderseitigen Handelsvertretungen gestellt 
war, war nach alledem erheblich schwieriger, als es gemeinhin der Fall 
ist. Solche Schwierigkeiten gab es weder bei dem deutsch-englischen, 
noch beim deutsch- amerikanischen, noch beim deutsch- russischen Ver- 
trag usw. Trotzdem hätten die Verhandlungen zwischen Deutschland 
und Frankreich nicht fast 2 volle Jahre in Anspruch zu nehmen brauchen, 
wenn die Verständigungsbereitschaft auf seiten Frankreichs und wenn 
seine Angebote von vornherein ebenso wertvoll gewesen wären wie 
auf deutscher Seite. Es sei daran erinnert, daß die deutschen Unter- 
händler bereits Anfang Oktober 1924 den Franzosen dieselbe unbe- 
schränkte Meistbegünstigung angeboten haben, wie sie andere 
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große Handelsvertragsstaaten von Deutschland erhalten haben. Aber 
die französische Regierung war weit davon entfernt, etwas Gleichwertiges 
zu bieten. Sie konnte sich natürlich formell darauf berufen, daß ihre 
geltenden handelspolitischen Gesetze Zollbindungen und Zollherab- 
setzungen des von Deutschland verlangten Maßes nicht zulassen. Die 
Franzosen konnten sich ferner darauf berufen, daß sie, solange sie keine 
Goldrechnung kennen und die Zölle in Papierfranken weiter erheben, 
sich die Möglichkeit erhalten müssen, dem Frankenverfall folgend, die 
Papierfrankenzollsätze zu erhöhen. Ferner ist es begreiflich, daß mit 
der, auch aus politischen Gründen, immer stärker zunehmenden Indu- 
strialisierung Frankreichs neue Zollschutzwünsche seiner Industrie 
in einen erweiterten neuen französischen Zolltarif nach Verwirklichung 
drängen, obwohl der geltende französische Handelsvertrag mit seinen 
2000 Positionen und seinen 10000 Zollsätzen bereits doppelt so viel 
Staffelungen wie der deutsche Zolltarif nach seiner vorläufigen Revision 
im Sommer 1925 aufweist. 

Neben den sachlichen Schwierigkeiten darf man nicht übersehen, 
daß die französische Handelsvertragsdiplomatie mit noch grö- 
Berer Hartnäckigkeit an ihrem Verhandlungsprogramm festhielt, als 
man es bei den Verhandlungen mit anderen Ländern gewohnt ist. Des- 
wegen konnte deutscherseits nur dann ein Erfolg erzielt werden, wenn 
man die Nerven nicht verlor und die deutsche Verhandlungs- 
taktik auf die französische abstimmte. 

Mag auch das Gesamtergebnis der bisherigen Verhandlungen, wie es 
in den bekannten zwei „Frühgemüseabkommen“, dann in dem neuen 
Saarhandelsabkommen, vor allem aber in dem sogenannten vor- 
läufigen deutsch-französischen Handelsabkommen enthalten 
sind, die berechtigten deutschen Wünsche bei weitem nicht erfüllen, so 
darf man doch hinsichtlich der an den Verhandlungen beteiligten deut- 
schen Beamten des Reichswirtschaftsministeriums, des Auswärtigen 
Amtes und der Ländervertretungen feststellen, daß sie alles getan haben, 
was in ihren Kräften stand. Das gilt in uneingeschränktem Maße auch 
für diejenigen Männer, welche die ersten Verhandlungen in Paris geführt, 
aber dann mit Rücksicht auf Kabinettskrisen nicht mehr in Paris, sondern 
von Berlin aus an den Verhandlungen mitgewirkt haben. 

Das am 5. August abgeschlossene vorläufige Handelsabkommen wird 
in der Begründung, die das in Betracht kommende Gesetz durch die 
Regierung dem Reichstag gegenüber erfahren hat, als ein „Teilabkom- 
men“ bezeichnet. Unter der Voraussetzung, daß der endgültige Handels- 
vertrag, der kurz nach Beginn des kommenden Jahres 1927 erwartet 
wird, erheblich über die bereits vereinbarten allgemeinen Bestimmungen 
und weit über die vorliegenden Warenlisten hinausgehen sollte, mag 
diese Bezeichnung zutreffen. Aber im Vergleich zu den kurz erwähnten 
Frühgemüseabkommen des Jahres 1920. die sich auf ganz wenige Waren 
französischer Einfuhr und deutscher Gegenlieferung beschränkt haben, 


DER VORLÄUFIGE DEUTSCH-FRANZÖS. HANDELSVERTRAG 337 


paßt der Ausdruck „Teilabkommen“ für das umfangreiche Handels- 
abkommen keineswegs. Es sind vielmehr durch die allgemeinen Be- 
stimmungen (z. B. über die Unterlassung von Einfuhrbeschränkungen, 
ferner über die Verbrauchssteuern und inneren Abgaben anderer Art, 
dann über die Nationalisierung von Waren, außerdem über die Be- 
handlung der beiderseitigen Staatsangehörigen, über die Rechte für 
Handelsgesellschaften und Handelsreisende, nicht zuletzt über die Be- 
stimmungen betreffend die Behandlung des Warenaustausches mit den 
französischen Kolonien, Protektoraten, Mandatsgebieten sowie über die 
Vergünstigung für die deutsche Schiffahrt in den französischen Ge- 
bieten, über die Einsetzung von Konsuln u. dgl.) dem endgültigen Han- 
delsvertrag so viel wichtige Fragen vorweggenommen, daß eher die Be- 
zeichnung „Handelsvertrag‘‘ als die Bezeichnung „Teilabkommen“ paßt. 

Bekanntlich ist das vorläufige deutsch-französische Handelsabkom- 
men nebst dem Saarhandelsabkommen im Handelspolitischen Aus- 
schuß des Reichstages vor einigen Tagen angenommen worden, 
allerdings mit dem Unterschied, daß das Saarhandelsabkommen, von 
2 Stimmen der Enthaltung abgesehen, eine einstimmige Annahme erfuhr, 
während der die Annahme votierenden Mehrheit des Reichstagsaus- 
schusses beim französischen Handelsabkommen eine beachtenswerte 
Minderheit gegenüberstand, die sich mit 2 deutschnationalen Abgeord- 
neten der Stimme enthielt, während 4 deutschnationale und 2 kommu- 
nistische Stimmen für Ablehnung waren. Der Grund für diese unter- 
schiedliche Behandlung liegt nahe. Selbst wenn das Saarhandels- 
abkommen in den Zugeständnissen der deutschen Regierung für die 
Einfuhr von Saarprodukten nach Deutschland viel weiter geht, als die 
französischen Gegenzugeständnisse für die Einlassung deutscher Waren 
nach dem Saargebiet, so beherrschte doch den Handelspolitischen Aus- 
schuß des Reichstages die Auffassung, daß man bei den mageren fran- 
zösischen Zugeständnissen ein Auge zudrücken müsse, da dem Saar- 
gebiet schon zum Teil geholfen werden kann, wenn es einen Abfluß für 
seine Warenproduktion nach dem kaufkräftigen deutschen Zollgebiet 
habe. Bemerkenswert ist übrigens für dieses Handelsabkommen, daß die 
deutsche Regierung den Vorbehalt gemacht hat, in der Erleichterung 
der Einfuhr von Saarerzeugnissen über die Listenvereinbarungen hinaus- 
zugehen, also z. B. Zollstundungen aufrechtzuerhalten und Zollfreiheit 
nach ihrem Ermessen anzuwenden. Hiergegen hat zwar die französische 
Regierung Widerspruch erhoben mit dem Verlangen, daß die französische 
Industrie in gleicher Weise wie die Saarindustrie behandelt werden 
müsse, aber sie hat sich zugleich mit dem Hinweis auf den provisorischen 
Charakter dieser Maßnahmen beruhigt. 

Man muß, wenn man den Wert der am 5. August mit Frankreich ge- 
troffenen Handelsabmachungen in Erwägung zieht, die Bestimmungen 
des Saarhandelsabkommens mit in die Wagschale werfen. Sonst könnte 


leicht der Eindruck entstehen, als ob der Vorteil der Vereinbarun- 
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gen mehr auf deutscher als auf französischer Seite läge. Hiervon kann 
sicherlich keine Rede sein, mag auch die Liste der mit französischen Ver- 
günstigungen versehenen deutschen Waren länger erscheinen, als das 
bei der Gegenliste, die die deutschen Zugeständnisse enthält, der Fall 
ist. Die Geschäftsbeziehungen der deutschen Exporteure mit ihren 
französischen Kunden haben während der bisherigen Geltung des fran- 
zösischen Generaltarifs bei weitem nicht in demselben Maße angeknüpft 
werden können wie die französische Einfuhr sich bei den mäßigeren 
Sätzen des deutschen autonomen Tarifes entwickeln konnte. Ferner bot 
seit der Markstabilisierung Deutschland bei seiner wachsenden Kauf- 
kraft für die Einfuhr französischer landwirtschaftlicher und industrieller 
Erzeugnisse ein gern aufgesuchtes Absatzgebiet. Die Franzosen brauchten 
bei ihren Einfuhrverkäufen kein Valutarisiko zu fürchten, während 
die deutschen, in französischen Papierfranken abgeschlossenen Ausfuhr- 
verkäufe ein erhebliches Wagnis bedeuten. 

Leider hat das Handelsprovisorium eine völlige Beseitigung dieser 
Ungleichheit zwischen den am Warenaustausch beteiligten Deutschen 
und Franzosen nicht herbeiführen können. Die im Frankenverfall 
liegenden Risiken für die Gesamtentwicklung der deutschen Ausfuhr 
nach Frankreich wie für das Einzelgeschäft sind schwerlich völlig zu 
beseitigen. Deswegen wäre zu wünschen, daß bis zum Abschluß bzw. 
Inkraftsetzung eines endgültigen Handelsvertrages die Frankenstabilisie- 
rung bereits vollendete Tatsache sein würde. 

Allerdings ist nach langem Widerstreben Frankreichs eine Klausel 
vereinbart worden, wonach Frankreich für eine große Anzahl zur Einfuhr 
gelangender deutscher Erzeugnisse keine solche Zollerhöhungen in 
Zukunft vornehmen kann, die über das Maß der französischen 
Großhandelspreisteuerung hinausgehen. Insofern ist also mit der 
Festlegung des Goldbetrages der geltenden französischen 
Papierfrankenzollsätze für die deutschen Ausfuhrfirmen das Fran- 
kenrisiko beschränkt. Einen anderen und zwar bestimmten Teil der 
deutschen Ausfuhrwaren, die bei der Einfuhr nach Frankreich dagegen 
meistbegünstigte Behandlung, also den Minimaltarif erhalten sollen, 
kann schon in kurzer Zeit eine 30proz. Erhöhung, die als Ausgleich für 
die seit dem April eingetretene Teuerung angesehen wird, treffen. Hierfür 
besteht jedoch die Gewißheit, daß dieselbe Zollerhöhung auch andere 
ausländische Wettbewerber genau so trifft wie Deutschland. 

Leider liegt ein weiteres Valutarisiko in dem Fortbestehen der 
26proz. Reparationsabgabe Frankreichs vor, die von den einzelnen 
deutschen Einfuhrlieferungen zurückbehalten wird. Bekanntlich tritt 
hierfür zwar die Entschädigung des deutschen Reiches ein, aber bei in 
Papierfranken getätigten Verkaufsabschlüssen kann sehr leicht bei der 
Umrechnung des in Franken berechneten 26proz. Betrages in deutsche 
Reichsmark ein nicht unerheblicher Verlust entstehen. Nachdem das 
deutsche Reichskabinett immer wieder betont hat, daß es ohne Aus- 
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räumung dieser dem Londoner Reparationsplan zuwiderlaufenden fran- 
zösischen Maßnahme keinen Handelsvertrag abschließen wolle, ist es aufs 
lebhafteste zu bedauern und zu tadeln, daß ein so weitreichendes Handels- 
abkommen unterschrieben worden ist, ohne daß man Frankreich zur 
sofortigen Aufhebung dieser 26proz. Abgabe veranlaßt hat. 

Auch eine andere, leider ungelöst gebliebene Frage kann möglicher- 
weise die Entwicklung des deutschen Geschäftes mit Frankreich stören. 
Das betrifft den Umstand, daß Frankreich den von Deutschland bei 
jeder Gelegenheit bekämpften § 18 der Anlage 2 zu Teil 8 des Ver- 
sailler Vertrags beibehalten will, obwohl dieser Paragraph die deutschen 
Vermögen mit Beschlagnahme bedroht, während jetzt im vorläufigen 
Handelsabkommen den deutschen Staatsangehörigen und den deutschen 
Handels- und Erwerbsgesellschaften ausdrücklich das Recht zugestanden 
worden ist, in Frankreich Eigentum zu erwerben, zu veräußern und 
anderweitig darüber zu verfügen. 

Zu den Hauptleidtragenden der deutschen Wirtschaftszweige ge- 
hören von der Landwirtschaft die Obst- und Blumenzüchter und 
in gewissem Maße auch die Getreidebauern, da, wenn auch keine Ge- 
treidezollsätze vereinbart sind, durch die Festlegung der Mehlzölle in 
Höhe von M. 10 und 14 bis zum Frühjahr nächsten Jahres der vom 
Reichstag verlangten Neuregelung der Getreide- und Mehlzölle nach dem 
31. Dezember bedenklicherweise vorgegriffen worden ist. Von den fran- 
zösischen landwirtschaftlichen Hauptprodukten ist der Wein in dem 
Handelsvertragsprovisorium nicht erwähnt. Daraus kann man die An- 
nahme herleiten, daß bei dem Kampf um den endgültigen Handels- 
vertrag mit Frankreich diese Position besonders lebhaft umstritten 
werden dürfte. 

Die deutsche Industrie ist vor allen Dingen durch die Vergünstigung 
für folgende französische Waren schwer betroffen worden. Es handelt 
sich dabei um Branntwein (Cognak) und Schaumwein, dann um 
Automobile, um wichtige Erzeugnisse der Textilindustrie, wie Seide, 
Spitzen, Tülle, Hüte und Konfektionswaren. Größtenteils hat 
man Frankreich die deutschen Meistbegünstigungszollsätze eingeräumt 
und damit die französische Konkurrenz, trotz der im Frankenverfall 
erhöht liegenden Wettbewerbskraft, im Zollsatz den anderen Ländern 
gleichgestellt. In einzelnen Punkten jedoch hat man Frankreich die 
deutschen Zölle in geringerem Maße als anderen Ländern ermäßigt. 
Trotzdem dürfte auch bei solchen Erzeugnissen Frankreichs Wettbewerb 
in Deutschland erheblich gestärkt werden. 

Die in der Presse lange erörterte Eisenfrage konnte aus dem Han- 
delsabkommen ausscheiden, da hierfür bekanntlich eine private Lösung 
gefunden worden ist, die der deutschen Eisenindustrie das Opfer großer 
Einfuhrkontingente aus Lothringen, Luxemburg und dem Saargebiet 
bringt und damit den französischen Markt erheblich entlastet. Für den 


endgültigen Handelsvertrag sind besonders die die elsässische Textil- 
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industrieberührenden Fragen,nämlich inwieweit die deutschen Textilzölle 
eine Bindung oder gar Ermäßigung erfahren sollen, zurückgestellt worden. 

Hinsichtlich der französischen Zugeständnisse betont die Reichs- 
regierung in der Begründung ihrer Reichstagsvorlage, daß alle deutschen 
Industriezweige daran beteiligt seien. Das ist, gelinde gesagt, eine erheb- 
liche Übertreibung. In Wirklichkeit haben viele deutsche Wirtschafts- 
zweige von Frankreich überhaupt keine Zugeständnisse erhalten. Nur 
wenn man in der Ausfuhrgeschichte bis zum Jahre 1913 zurückblättert 
und die damalige Warenausfuhr nach Frankreich mit den jetzigen Zu- 
geständnissen vergleicht, kommt man zu dem Urteil, daß ein wesentlicher 
Teil der Vorkriegsausfuhr begünstigt werden soll. Aber die Tatsache 
steht fest, daß bedeutende deutsche Ausfuhrzweige bei dem vorläufigen 
Handelsabkommen ohne Berücksichtigung geblieben sind. 

Es bleiben also für die deutsche Handelsvertretung im endgültigen 
Handelsvertrag noch viele Fragen zu lösen. 


ETAPPEN IM WIEDERAUFBAU DER WELTWIRTSCHAFT. 
Von Sir JOSIAH STAMP, K. B. E., Mitglied des Dawes-Ausschusses, London. 


In unseren bisherigen Bemühungen um einen Wiederaufbau der Welt- 
wirtschaft können wir beim Überblick von hoher Warte aus 3 verschie- 
dene Phasen beobachten. Die erste Phase ist diejenige der Erkennt- 
nis, daß etwas Grundlegendes geschehen müsse, um den gegenwärtigen 
unerträglichen Zustand aus der Welt zu schaffen, die zweite ist die- 
jenige des Planentwurfs, d.h. die Vorbereitung des praktischen 
Schrittes, und die dritte ist diejenige des Abwartens, der Ernte. 
Ohne Zweifel ist die dritte Phase die schwierigste und gefährlichste. Die 
Reihenfolge dieser Entwicklungsphasen ist notwendig. 

Es ist außerordentlich wertvoll, daß jedem Problem des Wiederauf- 
baus einer stark erschütterten nationalen oder internationalen Wirtschaft 
eine möglichst weitgehende Erkenntnis vorhergehen sollte, daß ein Zu- 
stand besteht, der sich nicht aus sich selbst heraus bessern kann. Es ist 
ferner notwendig, daß sich allmählich eine gemeinsame, auf den Punkt 
der Behebung dieser Mißwirtschaft eingestellte Diskussion entwickelt 
und daß die ganze Frage von möglichst vielen Seiten aus beleuchtet wird. 
Als Abschluß entsteht dann die Erkenntnis, daß selbst nicht die all- 
gemeine Diskussion und der Vorschlag von allerhand wirtschaftlichen 
Maßnahmen oder politischen Kunstgriffen ausreicht, um zum Ziele zu 
kommen, sondern daß sich eine Gruppe von Wirtschaftlern aus 
aller Welt zusammensetzen muß, um einen bestimmten 
Plan zu entwerfen. 

Das bringt uns zu der zweiten Phase, dem Wiederaufbauplan. Hierbei 
muß man sich vor allem davor hüten, das Thema zu weit zu stellen und 
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etwa alle wirtschaftlichen Belange, Rassenprobleme, politischen Fragen 
usw. in das Programm einzubeziehen. Ohne daß den wirtschaftlichen 
und psychologischen Tatsachen irgendwie Zwang angetan wird, muß ein 
Plan zu entwerfen versucht werden, der die Möglichkeit der Durchführung 
bei geringster Kraftanstrengung und geringster Störung der Allgemein- 
wirtschaft bietet und der einer Diskussion vor der Öffentlichkeit stand- 
hält. 

Die dritte Phase ist, wie gesagt, die schwerste von allen. Sie ist die 
Erwartung der Ernte. Der Dawes-Plan stellt meiner Meinung 
nach das weltwirtschaftliche Wiederaufbauproblem im An- 
fang der dritten Phase dar. Wir hatten die Überzeugung, daß 
irgend etwas getan werden müsse und daß ein Treibenlassen der Welt- 
wirtschaft zur Anarchie und zur Vernichtung unserer bisherigen Kultur 
führen würde, schon längst gewonnen. Im Jahre 1923 begann die Er- 
kenntnis feste Form anzunehmen. Die zweite Phase setzte ein, als Owen 
Young sich hinsetzte und allerhand Gedanken von sich gab, die zu groß- 
angelegten und nach entsprechender Diskussion zu wertvollen Leit- 
sätzen formuliert wurden. Die dritte Phase, in der wir uns jetzt befinden, 
die Erntezeit, verlangt vor allem Geduld und wieder Geduld. Das kommt 
daher, daß, wenn man ein bestimmtes System ins Leben gerufen hat, 
es nie sofort in der gewünschten Weise zu funktionieren beginnt, sondern 
daß sich meist dann erst die Schwierigkeiten zeigen. Bei der Lösung der 
verschiedenartigen wirtschaftlichen Probleme, denen wir heute gegen- 
überstehen, haben wir eben die Wahl zwischen ganz verschiedenen 
Wegen; es ist daher auch recht schwierig, die richtige Wahl zu treffen. 
Mit unserem Gefühle schwingen unsere Ansichten über die Wahl unserer 
Maßnahmen. Haben wir aber einmal die Wahl getroffen, so wäre es 
völlig verkehrt, die Schwierigkeiten des eingeschlagenen Weges immer 
wieder ans Licht zu ziehen und die Vorteile der übrigen Wege zu beleuch- 
ten. Wir haben einen Weg gewählt mit vollem Bewußtsein, daß er ge- 
wisse Nachteile besitze, und wir wissen auch, daß andere Wege gewisse 
Vorteile zeigen. Mit einem dauernden Abwiegen der Vor- und Nachteile 
berauben wir uns des Vorteils der energischen Durchführung. Diese 
Durchführung des Systems ist meistens recht langweilig, kostspielig und 
für die Begründer oft recht peinvoll. 

Es stellen sich dann nämlich auch die oft recht langwierigen Stadien 
des Mißtrauens und der Zweifelsucht ein, genährt meistens von solchen 
Persönlichkeiten, denen nichts angenehmer ist, als irgendeinen Gegen- 
stand zu beobachten, um nachzusehen, ob er wirklich „nach Vorschrift“ 
gedeiht. Hier wäre zu prüfen, welche von diesen Zweifeln berechtigt sind. 

Untersuchen wir doch den Dawesplan einmal ohne Voreingenommen- 
heit! Ich hasse jene Art von krankhafter Beobachtung, die sich in einer 
ständigen Zweifelsucht und in einem Herausfinden von allerhand Feh- 
lern bemerkbar macht. Da der Dawesplan, wie dies von Anfang an fest- 
gestellt wurde, Zeit zu seiner Durchführung gebraucht, so gewähren wir 
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ihm ruhig noch etwas Zeit. Denken wir aber nicht ständig daran, ob 
nicht ein anderer Weg besser gewesen wäre. Wir müssen uns davor 
hüten, ständig zu kritisieren und ihn, der einer zarten Pflanze gleicht, 
ständig aus dem Erdreich zu ziehen, um die Wurzeln zu betrachten. So- 
weit der Dawesplan. Andere weltwirtschaftliche Probleme sind in 
anderen Phasen. 

Wenn wir uns Frankreich betrachten und bei ihm das Wiederaufbau- 
problem in seinen 3 Phasen studieren, so erscheint es uns beinahe, als 
ob Frankreich noch nicht einmal die erste Phase, nämlich 
diejenige des Erkennens, daß irgendetwas geschehen müs- 
‚se, erreicht habe. Vorläufig hat man noch nicht einmal das Gefühl, 
daß ein so delikates Problem wie das des wirtschaftlichen Aufbaues nun 
und nimmer durch ein aus den verschiedensten Richtungen zusammen- 
gesetztes Parlament und ein stets wechselndes Ministerium gelöst werden 
kann. Wenn wir daher, ohne die Franzosen mutlos zu machen, sie davon 
überzeugen können, daß Politik nicht das richtige Mittel zur 
Behebung wirtschaftlicher Übel ist, sondern daß sie noch weitere 
Hilfe nötig haben, so hätten wir schon viel erreicht. Bis für die Not- 
wendigkeit wirtschaftlicher Denkungsweise tatsächlich größere Er- 
kenntnis besteht, können wir noch nicht auf wirklichen Erfolg rechnen. 
Man fühlt, daß Frankreich gegen ein sehr schwieriges Problem ankämpft, 
indem es in seinem Staatshaushalt Ausgaben und Einnahmen ins Gleich- 
gewicht zu bringen sucht. Die Ausbalancierung eines Budgets ist nämlich 
viel leichter auf einer stabilen Währungsgrundlage als auf einer Wäh- 
rungsgrundlage, die sich dauernd verändert. Frankreich hat auch leider 
weder die politische noch die verwaltungstechnische Organisation, um 
dieses Problem zu lösen, und auch seine Steuerzahler sind alles 
andere als enthusiastisch in der Unterstützung der Regierung. Ich 
glaube, Frankreich braucht noch viel Zeit und Geduld zur Lösung seiner 
Probleme und eine gründliche Reorganisation seiner politischen und 
administrativen Einrichtungen, bevor es daran denken kann, dem wahren 
Wiederaufbauproblem wirklich energisch zu Leibe zu gehen. Hat es 
aber einmal einen Weg gewählt und setzt die dritte Phase der Ernte ein, 
so wird auch Frankreich große Geduld notwendig haben, weil die Sta- 
bilisierung seines Geldwesens doch nicht ohne Rückschläge 
vor sich gehen kann und weil die Lösung der Frage, was mit den 
früheren Spargeldern geschehen soll, dort ebenso schwierig ist, wie in 
allen anderen Ländern, die eine Inflation erlebten. 

Ich glaube, daß England seine außerordentlichen Schwierigkeiten 
bisher in glänzender Weise gelöst hat. Es konnte seine Budgets allerdings 
unter größten Opfern zum Ausgleich bringen, es hat seine Währung 
stabilisiert und befindet sich nunmehr in der dritten Phase, die wir als 
die Phase der Ernte bezeichneten. Sie verlangt Geduld und immer 
wieder Geduld. Der Budgetausgleich ist erreicht, der Preisabbau wich- 
tiger Wirtschaftsprodukte wurde in den letzten 12 Monaten kräftig 
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durchgeführt. Das bedeutet natürlich ein Opfer für alle industriellen 
Unternehmungen, die an diesem Abbau teilnahmen, aber besondere 
Opfer für solche Industriezweige, bei denen die andere Seite des Haupt- 
buches, der Einkauf, nicht einen gleichen Rückgang der Preise aufwies. 
Was immer man sagen mag über die Leistungsfähigkeit unserer Industrie, 
ich behaupte, daß das Gleichgewicht erst wieder gefunden werden kann, 
wenn die europäischen Käufer in ihrer Kaufkraft gestärkt worden sind. 
Dann auch wird sich erst das Übel, das wir heute in vielen Ländern finden, 
nämlich die starke Beschäftigungslosigkeit, wieder von selbst heben. 

Wir leiden noch unter allerhand wirtschaftlichen Irrlehren. Wir 
haben z. B. noch nicht das Problem des wirklichen Produktionsumfanges 
richtig erkannt. Wir müssen noch lernen, daß wir große Einnahmen nur 
erwarten dürfen, wenn auch viel produzieren. Gerade diese Lehre ist 
heute außerordentlich schwer, weil die wirtschaftliche Lage ihr zu wider- 
sprechen scheint. Als vorübergehende Wirtschaftspolitik ist eine der- 
artige Politik falsch. Es würde auch für gewisse Industriezweige nicht 
ratsam sein, sie zu verfolgen. Wir können z. B. unserer Werftindustrie, 
die sich in sehr schwieriger Lage befindet, nicht zurufen: das Geheimnis 
eurer Rettung liegt in größerer Produktion. In dem gleichen Augenblick, 
in dem die Werftindustrie mehr produzieren würde, würde sich eine 
Überproduktion an Schiffsraum ergeben, da die Märkte noch nicht vor- 
handen sind, die eine solche Überschußproduktion aufnehmen könnten. 
Ich glaube aber, daß unsere Industrie mit der Zeit sich mit allen diesen 
Gedankengängen und Zusammenhängen vertraut machen wird und daß 
dies dann zu ihrem eigenen Vorteil und zum Segen der Weltwirtschaft 
gereichen wird. 

Die Gedankengänge, die mit dem Wiederaufbau der Weltwirtschaft 
zusammenhängen, haben eine sehr vielgestaltige Art der Betrachtung. 
Die Zeit ist vorüber, in der derartige vorwiegend wirtschaftliche Fragen 
durch Parlamente allein gelöst würden oder in der die einzelnen Re- 
gierungen oder gar einzelne Diplomaten sich zum Zwecke der Lösung 
zusammensetzten. Man erkannte mit der Zeit, daß es nötig sei, die An- 
sichten der Weltautoritäten gleichsam in einem Brennpunkte zu sam- 
meln. Heute bildet die Organisation der internationalen Handels- 
kammer, der Völkerbund oder. die kommende Weltwirtschafts- 
konferenz den Wegbereiter kommerzieller Gedanken, die für den Wie- 
deraufbau der Weltwirtschaft von größter Tragweite sind. 
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PROBLEME DER HANDELSBILANZ. 


1. Amerikas Vorsprung im Welthandel. 
Von Handelsminister HERBERT HOOVER. 


Der Welthandel wird meistens als eine Art Kampf aufgefaßt — aber 
nicht von amerikanischer Seite. Man kann es als ein Unglück bezeichnen, 
daß die Entwicklung des internationalen Handels nur zu oft durch krie- 
gerische Maßnahmen gestört wird. — Man spricht im internationalen 
Handel von Eroberungen, vom Wirtschaftskrieg, von Handelsstrategie, 
Zollkrieg, Handelsspionage, Verwicklungen usw. Nach der amerikani- 
schen Auffassung kann es sich nicht um Unterdrückung oder Unschäd- 
lichmachung der Handels- und Exportkollegen bzw. deren Länder han- 
deln, wodurch die Exportentwicklung verlangsamt oder aufgehalten 
wird, sondern um die Erhaltung und Förderung der Verbrauchs- 
kraft aller Weltnationen. 


Der Welthandel ist ein lebenswichtiger Teil unserer modernen Welt- 
wirtschaft geworden. Der Krieg hat uns allen vor Augen geführt, wie 
eng die einzelnen Nationen in wirtschaftlicher und kommerzieller Be- 
ziehung untereinander verbunden sind. Der Überschuß in der Handels- 
bilanz einer Nation ermöglicht die volle Auswertung der Rohstoff- und 
Hilfsquellen. Die Schaffung eines größeren Kundenkreises für einen fa- 
brizierten Artikel gibt diesem Artikel eine größere Stabilität und Ent- 
wicklung in der Produktion und eine größere Sicherheit für die Arbeiter. 
Auch von der anderen Seite der Handelsbilanz betrachtet, muß darauf 
hingewiesen werden, daß es durch den Export möglich wird, jene Waren 
und Rohstoffe einzuführen, die das Land nicht selbst besitzt oder her- 
stellt. Es ist Tatsache, daß ein großer Teil der Einfuhren gewisser Na- 
tionen darauf beruht und der Welthandel sich darauf aufbaut, daß in 
den betreffenden Ländern die benötigten und verlangten Waren nicht 
hergestellt werden. Dieser Welthandel vermehrt und erhöht sich auto- 
matisch mit der zunehmenden Bevölkerung und mit den gesteigerten 
Ansprüchen der Bevölkerung. Für die amerikanischen Verhältnisse muß 
festgestellt werden, daß sich die Einfuhren in den letzten 12 Jahren 
um 60% vermehrt haben. 


Da die Bevölkerung der Welt ständig zunimmt und ebenso 
die Ansprüche der Menschen an die Lebensführung steigen, ist der ge- 
samte internationale Handel im Zunehmen begriffen. Dampf, Elek- 
trizität, Verbrennungsmotoren usw. haben wesentlich dazu beigetragen, 
die Produktion im allgemeinen zu fördern und die Importbedürfnisse 
zu steigern. Der ineinandergreifende ausländische Handel ist in den 
letzten Jahrzehnten immer größer und größer geworden, aber der Krieg 
hatte dieser Entwicklung ein Ende gesetzt. Die Aufwärtsbewegung 
hat jetzt wieder eingesetzt. 
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Bei einem weltwirtschaftlichen Bilanzversuch müssen wir 
die vergangenen Zeiten heranziehen. Weil durch den Krieg eine voll- 
ständige Umordnung der Verhältnisse stattgefunden hat, müssen wir auch 
die veränderte Kaufkraft des Geldes in Rechnung stellen. Unter 
Berücksichtigung dieses Umstandes hat der Exporthandel der U.S.A. 
im Jahre 1925 den des Jahres 1913 um 37%, überragt, soweit es sich um 
die quantitative Entwicklung handelt. Das Jahr 1925 war ein gutes 
Jahr, es zeigte keine übermäßigen plötzlichen Vermehrungen. Das Jahr 
1924 zeigte eine quantitative Steigerung von 30%, gegenüber 1913. Die 
anderen am Kriege beteiligt gewesenen Nationen haben bisher ihre Vor- 
kriegsexportziffern noch nicht überschritten. Die Vermehrung des 
amerikanischen Handels beruht nicht nur auf den natürlichen Hilfsquellen 
des Landes oder auf Zufälligkeiten. Unsere Ausfuhr in Fertigfabrikaten, 
besonders die wettbewerbsfähigsten Gruppen, haben sich schneller ent- 
wickelt als die anderen Gruppen unseres Ausfuhrhandels, trotzdem bei 
uns die höchsten Werklöhne der Welt bezahlt werden. 

Wenn wir nach den Gründen suchen, warum wir in dieser Hinsicht 
so einzig dastehende Erfolge aufzuweisen haben, so muß dazu bemerkt 
werden, daß dies auf ganz bestimmte amerikanische Methoden 
zurückzuführen ist, und daß diese Methoden unsere Zukunft bedeuten. 
Unsere Exportverbreiterung ist ein Teil unserer Inland-Entwicklung, 
sowohl in sozialer wie in wirtschaftlicher Hinsicht. In erster Linie muß 
auf die sich anhäufenden Werte durch verbesserte Schulerziehung 
und Ausbildung hingewiesen werden, die sich in den letzten 35 Jahren 
entwickelt hat. In dieser Zeit haben wir unsere Hoehschulen und die 
Einrichtungen für höhere Schulbildung um 400% vermehrt. Wir haben 
in dieser Zeit die Ausbildung technischer Kräfte in allen Zweigen der 
Wirtschaft so entwickelt und gefördert, wie kein anderes Land der Erde. 
Hiermit zusammenhängend haben sich große Fortschritte in der 
Geschäftsorganisation herausgebildet und eine ausgesprochene An- 
passungsfähigkeit an neue Ideen und fortschreitende Bedarfserzeugung. 
Unsere Arbeiter haben bessere Schulbildung und sind befähigter ge- 
worden. Darüber hinaus sind sie nicht in dem wirtschaft- 
lichen Trug befangen, daß Einschränkung der persönlichen 
Leistungen, d.h. Verminderung der Arbeitsleistung, die 
Arbeitsstellen vermehrt. Die nationalen Arbeitervereinigungen 
haben diesen Standpunkt längst aufgegeben. Wir ernten die Früchte 
von etwa 600 Versuchslaboratorien; die meisten sind in den letzten 
12 Jahren eingerichtet worden. Sie sind ungehemmt damit beschäftigt, 
Erfindungen zu machen, die beste Verwendung der Materialien zu be- 
stimmen, die besten anzuwendenden Methoden ausfindig zu machen. 
Unter dem Druck der hohen Arbeitslöhne haben sie rücksichtslos die 
Industrie verbessert mit jeder neuen Erfindung. 

Wir haben auch einen großen Vorteil dadurch, daß die Massenfabri- 
kation durch den eigenen großen Markt begünstigt wird. Es 
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ist uns möglich geworden, durch scharfe Einstellung hohe Qualitäten 
und niedrige Herstellungskosten in der Produktion durchzuführen. Als 
Erfolg dieser Kräfte hat sich die nationale Produktivität in den letzten 
12 Jahren um ca. 30—35% gesteigert, während die Bevölkerung um 
ca. 16—17%, zugenommen hat. 

Wir werden diese Stellung nicht halten oder verbessern können, wenn 
wir bei den bisherigen Erfolgen stehenbleiben. Wir können unsere 
Stellung behaupten, wenn wir fortfahren und unsere Bemühungen ver- 
mehren in der Erziehung und Weiterbildung, in der Ausschaltung un- 
produktiver Handlungen und Methoden, in der Weiterentwicklung der 
wissenschaftlichen Forschungen, in der Verbesserung der Geschäfts- 
organisation zu Hause und im Auslande. Die Tätigkeit unseres Han- 
delsamtes hat dazu geführt, daß viele Unternehmungen, die bisher nicht 
exportfähig waren, weil sie nicht die benötigten Verbindungen hatten, 
jetzt das Exportgeschäft betreiben und viele neue Unternehmungen an- 
gefangen haben, ebenfalls sich dem Exportgeschäft mit guten Aussichten 
zu widmen. Viele tausend Fabrikanten, die besondere Spezialitäten her- 
stellen, haben mit Erfolg das Exportgeschäft entwickelt. 

Die Ausdehnung der Handelsbeziehungen ist nicht nur davon ab- 
hängig, die richtige Ware anzubieten und zu verkaufen — dazu gehört 
auch wissenschaftliche Verkaufskunst. Die weite Sicht ist not- 
wendig. Der ausländische Abnehmer darf nicht vernachlässigt werden, 
wenn der Inlandsabsatz zufriedenstellend ist. Das Ausfuhrgeschäft bildet 
einen lebenswichtigen Teil unseres Handels, nicht als Notbehelf 
ist er aufzufassen. 

Von hohen Gesichtspunkten aus ist der Außenhandel so anzusehen, 
daß die Nationen unter sich im Wettbewerb stehen, um die größte Pro- 
duktion und den größten Verbrauch zu erreichen. 

Da aus Anlaß des Krieges sowohl die kriegführenden wie die neutralen 
Länder sehr zu leiden hatten, wurde allgemein der Entschluß gefaßt, 
soweit wie möglich die benötigten Erzeugnisse im eigenen Lande her- 
zustellen. Das zunehmende Heer der Arbeitslosen hat ebenfalls beson- 
deren Anlaß dazu gegeben. Darauf ist es zurückzuführen, daß 52 von 
den 70 Nationen der Welt, worunter sich alle bedeutenden Handels- 
nationen befinden, ihre Einfuhrzölle erhöht haben. Man wird an- 
nehmen müssen, daß diese Politik dazu führt, daß der Handel immer 
mehr auf die einzelnen Nationen beschränkt bleibt und dadurch der 
Welthandels verkehr zurückgeht. Es erscheint aber sicher, daß 
die Weltwirtschaft und der soziale Austausch größeren Einfluß auf den 
Import eines Landes haben, als die Einfuhrzölle. Dies ist an den er- 
höhten amerikanischen Einfuhrzöllen festzustellen. Seit sie in Kraft 
sind, hat die Einfuhr um ca. 35%, zugenommen. Ebenso sieht es in 
anderen Ländern aus, die am Welthandel beteiligt sind. 

Amerikas Entwicklung von einem Schuldnerland zu einem Gläubiger- 
land im großen Maßstabe hat Befürchtungen laut werden lassen, daß die 
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Rückzahlung der Kriegsschulden die Einfuhr ausländischer Waren nach 
den U. S. A. vermehren müsse, um dadurch die Zahlungen möglich zu 
machen, zum Nachteil der amerikanischen Industrie und deren Arbeiter. 
Diese Vorstellung trifft nicht zu. Es besteht ein ausgleichender Fak- 
tor, indem durch die amerikanischen Auslandsreisen, Einwanderer- 
Rückzahlungen und noch andere Formen unsichtbar Geld exportiert 
wird. Für das Jahr 1925 lassen sich diese Exporte auf ca. 900 000 000 
Dollar schätzen. Nebenher werden wir weiter Anleihen nach dem 
Auslande geben; sie betragen gegenwärtig ca. 700000000 Dollar 
Jährlich und wir können die Beobachtung machen, daß der amerikanische 
Exportüberschuß ungefähr diese Summe ausmacht. 


2. Der Einfuhrhandel als Wohlstandsfaktor. 


Von FRED I. KENT, 
Vizepräsident der Bankers-Trust Co., New-York. 


Durch die gewaltige Verschärfung des internationalen Wettbewerbes 
auf dem Weltmarkt, durch das Ringen nach der Erweiterung bestehender 
und der Erschließung immer neuer Absatzmöglichkeiten für die in einer 
bis ins höchste gesteigerten Massenfabrikation erzeugten Produkte und 
durch die allgemeine Überindustrialisierung, die wir als eine Folge des 
Weltkrieges in vielen bisher vorwiegend agrarisch orientierten Ländern 
beobachten können, ist der Exporthandel in den Mittelpunkt der all- 
gemeinen Wirtschaftsbestrebungen gerückt worden. Der Förderung 
dieses Handels dienen nicht nur jene sich mehr und mehr erweiternden 
Besprechungen prominenter Wirtschaftsführer und Diplomaten, Be- 
sprechungen, die einen Ausgleich der wirtschaftlichen Gegensätze an- 
streben, dienen auch jene privatwirtschaftlichen Kartellab- 
machungen, die eine Art Aufteilung des Weltmarktes durch 
gegenseitige Übereinkommen zu erreichen suchen, dient auch die Kredit- 
versicherung zur Stärkung der Finanzkraft der Industrie und dienen 
vor allen Dingen auch jene großzügigen Organisationen, die eine mög- 
lichst schnelle und genaue Konjunkturanalyse des Weltmarktes zu 
erreichen suchen. | 

Ausfuhr ist Trumpf — Exportförderung das große Schlagwort 
unserer Zeit! Und doch ist der Exporthandel sehr auf Kosten des 
Einfuhrhandels überschätzt worden; er ist für die Gesamtwirt- 
schaft eines Landes sicherlich nicht von jener so überragenden Wich- 
tigkeit, wie sie ihm allenthalben zugemessen wird. Auch wir in Amerika, 
die wir durch den Weltkrieg eine bisher unerwartete Erweiterung unseres 
Exportgeschäftes erfahren haben und an einen blühenden Außenhandel 
infolge unserer gewaltigen Massenproduktion, infolge der Überschuß- 
erzeugung an Rohstoffen und Lebensmitteln und infolge unserer hoch- 
entwickelten Fabrikorganisation außerordentlich stark interessiert sind, 
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sind leider zu leicht geneigt, den Wert des Exporthandels zu über- 
schätzen und anderseits die Bedeutung des Einfuhrhandels als 
Wohlstandsfaktor zu unterschätzen. 

Es läßt sich zwar nicht leugnen, daß ein blühender Ausfuhrhandel 
für ein jedes Land von allergrößtem Werte ist. Er ist es, der die sofort 
sichtbare Bereicherung der Volkswirtschaft durch die vom Auslande ein- 
strömenden Zahlungen herbeiführt, er ist es, der die Valuta eines jeden 
Landes stützt, eine aktive Handels- und Zahlungsbilanz vorbereitet, 
den Arbeitsmarkt mit Arbeitsmöglichkeiten versorgt und der ganzen 
Volkswirtschaft jenes Gefühl von Kraft und Selbstbewußtsein gibt, das 
so viel im Wettkampf auf dem Weltmarkte ausmacht. Anderseits ist 
es aber mindestens ebenso wichtig für ein ständiges Einfließen von Ein- 
fuhrgütern zu sorgen, die ein Zeichen des steigenden Bedarfes 
des Inlandes für industrielle Rohstoffe sind und die das beste 
Mittel darstellen, die Kaufkraft des Auslandes für die 
eigene Produktion an industriellen Erzeugnissen zu stei- 
gern. Ausfuhr und Einfuhr müssen eben in einem bestimmten, den Be- 
dürfnissen der Volkswirtschaft entsprechenden Verhältnis stehen, sie 
müssen sich dem Umfang von Angebot und Nachfrage nicht nur des 
Inlandsmarktes, sondern auch den Wechselströmungen des Weltmarktes 
in der richtigen Weise anpassen. Ein solcher Ausgleich gibt der Industrie 
jene Stetigkeit, die das beste Mittel gegen scharf aufeinanderfolgende 
Konjunkturschwankungen bildet. 

Aus den vorhergehenden Erklärungen ist es leicht verständlich, daß 
sich die Haupttätigkeit der Regierungen auf die Förderung des Export- 
handels richtet. Der Exporteur ist nämlich immer derjenige, der um die 
Hilfe der Regierung in ihren konsularischen und diplomatischen Ver- 
tretungen am meisten besorgt ist. Er sucht für seine Güter Absatz im 
Auslande und stößt hierbei oft auf ihm völlig unbekannte Märkte, für 
deren richtige Bearbeitung er der Hilfe der Regierung nicht entraten 
kaun. Dies berechtigt indessen keine Regierung dazu, etwa eineimport- 
feindliche Wirtschaftspolitik zu treiben und unter einseitiger Be- 
vorzugung des Exporthandels dem Importeur seinen Geschäftsbetrieb 
zu erschweren. Auch der Importeur hat wertvolle volkswirtschaftliche 
Aufgaben zu lösen. Ihm liegt es ob, den einheitlichen Markt für eine 
ganze Reihe der heimischen Industrie nicht direkt gefährlichen Aus- 
landswaren zu erschließen und so indirekt die finanzielle Leistungs- 
fähigkeit des Auslandes zu heben. Wird er in dieser Tätigkeit 
gehindert, wird der Import künstlich gedrosselt, so wird der Exporteur 
nicht in der Lage sein, seine Ware in dem Maße im Auslande abzu- 
setzen, wie dies sonst der Fall sein würde. Wir haben als Folge des Welt- 
krieges ein bedauerliches Anwachsen des Schutzzollgedankens in aller 
Welt erlebt. Jeder Staat strebt danach, in seinen eigenen Grenzen die 
zur Erhaltung seiner Volkswirtschaft notwendigen Waren selbst zu 
produzieren, er strebt nach Autarkie, die er auf dem Wege des Pro- 
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tektionismus zu erreichen sucht. Jede Handelspolitik aber, die 
danach strebt, den einheimischen Markt mit einer mög- 
lichst hohen Schutzzollmauer zu umgeben, oder die gar 
auf einen Boykott ausländischer Waren hin ausläuft, muß 
letzten Endes der einheimischen Exportindustrie außer- 
ordentlich schaden. Eine kurze Überlegung zeigt dies: Können die 
Ausfuhrüberschüsse eines Landes infolge der mangelnden Kaufkraft des 
Auslandes nicht mehr exportiert werden, so wird auch bald der einhei- 
mische Markt übersättigt und die mangelnde Aufnahmefähigkeit des 
Binnenmarktes im Verein mit der gesunkenen Aufnahmefähigkeit des 
Auslandes bringen jene wirtschaftlichen Störungen hervor, die wir 
nach dem Kriege in fast allen Ländern beobachten konnten: zunehmende 
Arbeitslosigkeit, eine immer größer werdende industrielle Depression, 
ansteigende Konkursziffern, teuere Zinssätze usw. 

Wir haben in Amerika glücklicherweise einen sehr großen und stark 
aufnahmefähigen Inlandsmarkt und doch macht auch uns die Import- 
frage Kopfschmerzen. Der Wiederaufbau Europas und die da- 
mit aufs neue zum Leben erwachende Konkurrenz gibt vielen 
amerikanischen Geschäftsleuten Veranlassung zu einer gewissen Unruhe. 
Man befürchtet, daß nicht nur der starke Absatz amerikanischer Waren 
im nichteuropäischen Auslande durch den zunehmenden Wettbewerb 
der alten Welt eingeschränkt werden könnte, sondern man fürchtet auch 
geradezu eine Überschwemmung des Inlandsmarktes durch billige Aus- 
landswaren, die unter verschiedenen Produktionsverhältnissen, unter 
niedrigeren Löhnen oft auch bei längerer Arbeitszeit hergestellt sind. 
Man übersieht hierbei oft bewußt den ungeheueren Vorteil der Union 
in modernster Industrieorganisation, man übersieht ferner, daß Waren- 
lieferungen vielfach die einzige Form einer Schulden- 
zahlung der uns verschuldeten Länder sind und man übersieht 
endlich die außerordentlich günstigen Folgen, die ein reger Waren- 
austausch zwischen den einzelnen Nationen auf die gesamte Weltwirt- 
schaft ausüben muß, indem er die allgemeine Kaufkraft stärkt. Es 
ist durchaus notwendig, daß wir diese gar nicht so schwierigen, aber viel- 
fach bewußt in den Hintergrund gedrängten Zusammenhänge einmal 
in der richtigen Weise studieren und unsere Wirtschaftspolitik nicht 
immer einseitig auf die Bedeutung der Exportförderung einstellen. 

Augenblicklich steht die amerikanische Wirtschaft unter dem Ein- 
flusse zunehmender Einfuhr. Bis zum 1. Mai d. J. betrug unsere passive 
Handelsbilanz etwa 134 Millionen Dollar. In der gleichen Zeit des 
vorigen Jahres hatten wir eine aktive Handelsbilanz von 258 Mil- 
lionen Dollar. In den ersten 10 Monaten des laufenden Rechnungs- 
jahres betrug unsere aktive Handelsbilanz nur etwa 250 Millionen Dollar, 
während sie in der gleichen Zeit des vorhergehenden Rechnungsjahres 
nahezu 1 Milliarde Dollar ausmachte. Das sind gewiß wenig erfreuliche 
Ziffern für einen Exportenthusiasten. für die gesamte Volkswirtschaft 
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aber keinesfalls so schlimm, wenn man sie unter dem richtigen Gesichts- 
winkel betrachtet. 

Die erhebliche Steigerung der Einfuhr könnte man an und für sich 
— vie angedeutet — als ein günstiges Zeichen einer zunehmenden 
Schuldenzahlung unserer ausländischen Debitoren betrachten. Dies 
ist jedoch leider nur teilweise der Fall. Mit Ausnahme derjenigen Länder, 
die über eine entwertete Valuta verfügen — wie Frankreich und Belgien 
— und die infolgedessen den amerikanischen Markt mit Erzeugnissen 
überschwemmen, die sich sozusagen einer latenten Exportprämie er- 
freuen, sind die Exporte der sonstigen Schuldnerländer wenig zufrieden- 
stellend. Viele europäische Staaten sind daher infolge ihrer starken 
Verarmung nicht in der Lage, amerikanische Waren in dem Umfange 
zu kaufen, wie dies die Überschußproduktion der amerikanischen In- 
dustrie erfordert. : 

Amerikanische Geschäftstüchtigkeit wird es indessen schon be- 
wirken, daß in dem großen Kampfe um den Weltmarkt die amerika- 
nische Industrie nicht unterliegt. Wir dürfen jedenfalls in den Importen 
nicht immer gleich eine Bedrohung unserer eigenen Weltmarktsstellung 
erblicken. Es ist nicht nötig, nach Mitteln und Wegen zu suchen, um 
die amerikanische Einfuhr nach Möglichkeit abzudrosseln, sondern man 
sollte umgekehrt eine Hebung des Exportgeschäftes durch eine 
Steigerung der ausländischen Kaufkraft zu erzielen suchen. 
Nur durch gegenseitiges Geben und Nehmen, durch ein Verständnis für 
die Erfordernisse der einzelnen Nationen und durch eine vom guten 
Willen getragene Zusammenarbeit ist ein Wiederaufbau der Weltwirt- 
schaft möglich. Jeder Wiederaufbau der Weltwirtschaft aber 
bedeutet eine Erhöhung des internationalen Lebensstan- 
dards und einen Kulturfortschritt. 


3. Handelsbilanz und Handelspolitik. 
Von Dr. BLANK. 


Auf den ersten Blick könnte es scheinen, als ob die Außenhandels- 
bilanz eine Funktion der Außenhandelspolitik sei, d.h. also, daß jede 
handelspolitische Maßnahme in der Handelsbilanz in Form eines Aktiv- 
oder Passivpostens ihren Niederschlag finden mußte; es ist aber für jeden, 
der sich mit diesen Fragen einmal beschäftigt hat, klar, daß die Han- 
delsbilanz nicht etwas so absolut Exaktes sein kann, wie es die Bilanz 
eines kaufmännischen Unternehmens ist, und die Handelspolitik ist 
eben Politik mit allerlei Unwägbarkeiten, die zahlenmäßig zu erfassen 
häufig unmöglich ist. Zusammenhänge bestehen aber natürlich, und 
zwar in mehr als einer Richtung; sie aufzuzeigen und ihre Berücksichti- 
gung zu fordern ist die Aufgabe der nachstehenden Betrachtungen. 

Welchem Zweck dient die Aufstellung der Handelsbilanz? Sie er- 


möglicht es, für bestimmte Zeiträume festzustellen, welche Warenmengen 
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und welche Werte die Landesgrenze in beiden Richtungen in der Er- 
hebungszeit überschritten haben; ein Überwiegen der Einfuhr oder der 
Ausfuhr ergibt dann einen Passiv- oder Aktivsaldo für die Volkswirt- 
schaft, der seinerseits allerhand Rückschlüsse auf die Wirtschaftslage, 
die finanzielle Situation und die Währungslage zuläßt; diese Erkenntnisse 
bilden dann Ausgangspunkte für die Wirtschafts- und besonders die 
Außenhandelspolitik. Die statistische Erfassung des auswärtigen Han- 
dels und ihre Verarbeitung zur Handelsbilanz bilden also ein wesentliches 
Rüstzeug zur Betätigung der Handelspolitik. 

Aufgabe der Handelspolitik ist, einerseits die Ausfuhr der eigenen 
Erzeugnisse in fremde Länder möglichst erfolgreich und gewinnbringend 
zu gestalten, ihren Umfang möglichst zu vergrößern und anderseits 
die Einfuhr aus fremden Ländern, soweit sie zum Funktionieren der 
eigenen Volkswirtschaft erforderlich ist, möglichst billig und nutzbringend 
zu gestalten und überflüssige oder entbehrliche Einfuhren zu verhindern. 
Bezüglich der Einfuhr gilt es, einen möglichst gerechten Ausgleich der 
naturnotwendig einander häufig widersprechenden Belange der inlän- 
dischen Verbraucher und Erzeuger und der zollfiskalischen Interessen zu 
finden. Die Regelung der handelspolitischen Beziehungen zu anderen 
Ländern im Sinne der vorstehend allgemein skizzierten Aufgaben der 
Handelspolitik erfolgt durch Handelsverträge, die häufig gleichzeitig Ab- 
reden über die Höhe der Einfuhrzölle für einzelne Waren enthalten. Ein 
weiteres Ziel dieser Handelsverträge ist in den meisten Fällen, den 
eigenen Staatsangehörigen im Lande des Vertragsgegners gewisse Rechte 
zu sichern, die sich auf die Niederlassung im fremden Lande, den Eigen- 
tumserwerb, den Gewerbebetrieb, die Besteuerung und auf das Paßwesen 
beziehen. Alle diese Vereinbarungen sollen den oben gekennzeichneten 
Zwecken dienen: ein im Auslande ansässiger oder umherreisender Ver- 
treter einer Inlandsfirma wird mehr absetzen können, als durch schrift- 
liche Werbung zu erreichen ist; dadurch wird die Ausfuhr gefördert; und 
der Einkäufer einer inländischen Firma wird im Auslande gelegentlich 
günstiger abschließen können, als das ım Inlande möglich ist, wodurch 
der Einfuhrwert der fraglichen Waren herabgedrückt werden kann. 

Letzten Endes ist also alle Außenhandelspolitik auf eine günstige 
Gestaltung der Außenhandelsbilanz gerichtet, so daß es den Anschein 
hat, als ob die Handelspolitik lediglich der Handelsbilanz und ihrer Ge- 
staltung diene. Nun ist die Handelsbilanz als solche natürlich nicht 
Selbstzweck, sondern sie liefert ihrerseits wieder das Material zum han- 
delspolitischen Kampf mit fremden Ländern, dient also ihrerseits der 
Handelspolitik. Die eine ist ohne die andere nicht denkbar, und aus der 
Wechselwirkung ergibt sich das eigentliche Ziel, die Hinführung der 
gesamten Volkswirtschaft zu gewinnbringenden, das Volks- 
vermögen vermehrenden Arbeiten. 

Das Material zur Aufstellung der Außenhandelsbilanz liefert die 
Statistik über den auswärtigen Handel. Da die Anschreibung für die 
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einzelnen Länder und Waren bzw. Warengruppen gesondert erfolgt, so 
ist es möglich, auch Teilbilanzen zu ziehen, die höchst aufschlußreich sein 
können. Derartige Spezialuntersuchungen werden auch häufig gemacht, 
ohne daß ihnen immer die Beachtung geschenkt wird, die sie verdienen. 
Die jahrelangen Verhandlungen über den Abschluß des deutsch-spani- 
schen Handelsvertrages haben gezeigt, wie Parteipolitik und Propaganda 
einzelner Wirtschaftskreise das aus der Handelsbilanz zu entnehmende, 
zahlenmäßige Bild, auf Grund dessen die zu treibende Politik sich eigent- 
lich von selbst ergibt, verdunkeln können. Über das Verfahren, in dem 
die Zahlen der Handelsstatistik gewonnen werden, soll hier im einzelnen 
nicht gesprochen werden. Es soll nur erwähnt werden, daß die Ermitt- 
lung des Wertes der Einfuhr nach Deutschland zurzeit noch in weitem 
Umfange durch Schätzung von Sachverständigen erfolgt. Erfreulicher- 
weise ist man damit beschäftigt, auch in der Einfuhr das in der Aus- 
fuhr seit Jahren mit Erfolg angewendete viel exaktere Wertanmeldever- 
fahren einzuführen, bei dem die bisher übliche Schätzung durch die An- 
meldung seitens des Importeurs, der die eingeführte Ware bezahlen muß, 
ersetzt wird. Diese neue Regelung, die zwar einige Mehrarbeit mit sich 
bringt, ist im Interesse der Zuverlässigkeit unserer Handelsstatistik sehr 
zu begrüßen. Die Bedeutung einer genauen Handelsstatistik und damit 
auch Handelsbilanz braucht nach dem Gesagten nicht mehr besonders 
betont zu werden. 

Die Ziffern der deutschen Handelsbilanz haben in der Nach- 
kriegszeit merkwürdige Wandlungen durchgemacht. Im Jahre 1926 
war in den ersten Monaten die Handelsbilanz in überraschendem Maße 
aktiv, nachdem die Jahre 1924 und 1925 eine Passivität von solchem Um- 
fange gezeigt hatten, daß sich auch die erfahrensten Sachverständigen 
nicht recht erklären konnten, aus welchen Mitteln die riesigen Einfuhr- 
überschüsse eigentlich bezahlt worden waren. Man könnte nun aus dem 
Umschlag in die Aktivität, der sich um die Jahreswende 1925/26 voll- 
zog, den Schluß ziehen, daß es der Außenhandelspolitik Deutschlands 
gelungen sei, diesen Wandel herbeizuführen. Es muß aber gesagt 
werden, daß die aktive deutsche Außenhandelspolitik an 
dieser Entwicklung nur in verschwindendem Umfange be- 
teiligt war. Der Hauptgrund für diesen Vorgang war vielmehr das 
unter dem Druck der Kapitalknappheit in immer steigendem Maße sich 
vollziehende Einschrumpfen der gesamten deutschen Wirtschaft, ins- 
besondere des deutschen industriellen Produktionsapparates. Der Bedarf 
an ausländischen Rohstoffen, auf deren Verarbeitung große Teile der 
deutschen Industrie angewiesen sind, ging so zurück, daß große — auf 
das Jahr umgerechnet, Hunderte von Millionen Mark ergebende — Be- 
träge auf dem Einfuhrkonto ausfielen. Gleichzeitig hob sich erfreulicher- 
weise die Ausfuhr deutscher Erzeugnisse ein wenig, was man schon eher 
als einen Erfolg der deutschen Handelsvertragspolitik ansehen durfte, 
da seit dem 10. Januar 1925, dem Tag der Wiederherstellung unserer 
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handelspolitischen Bewegungsfreiheit, immerhin einige, die deutsche Aus- 
fuhr fördernde Handelsverträge abgeschlossen werden konnten. In- 
zwischen geht die Aktivität der deutschen Handelsbilanz schon wieder 
zurück; darin braucht man nicht unbedingt ein schlechtes Zeichen zu 
sehen; denn europäische Industriestaaten, die viele Rohstoffe aus dem 
Auslande beziehen müssen, haben auch vor dem Kriege eine passive 
Handelsbilanz gehabt; der Ausgleich muß sich in solchen Fällen aus der 
Zahlungsbilanz ergeben, d.h. der unsichtbare, statistisch nicht faß- 
bare Geldverkehr muß den Überschuß ergeben, der mindestens zur 
Deckung des Defizits der Handelsbilanz ausreicht. Leider liegen für 
Deutschland die Verhältnisse anders — seine Zahlungsbilanz ist durch 
den außerwirtschaftlichen riesigen Schuldposten der Dawes-Ver- 
pflichtungen vorbelastet. Soll also keine Substanzverminderung 
erfolgen, so können diese Summen nur aus dem Exportüberschuß einer 
hochgradig aktiven Handelsbilanz geleistet werden. Solange man 
daran festhält, daß diese Summen aufgebracht werden müssen und trans- 
ferabel gemacht werden sollen, muß also die Steigerung des deutschen 
Exports die Hauptaufgabe deutscher Handels-, ja, der gesamten deut- 
schen Wirtschaftspolitik sein. Hier müssen neben möglichst export- 
fördernde Außenhandelspolitik, wie sie im Abschluß von Handelsver- 
trägen ihren Ausdruck findet, die verschiedensten Maßnahmen inner- 
wirtschaftlicher Art treten, die sich als steuerliche, sozialpolitische Er- 
leichterungen, als Exportkreditversicherungen, Garantieleistung bei Ex- 
porten u. a. m. darstellen. Wie weit man die den Außenhandel fördernde 
Politik wird treiben müssen, dafür wird — solange man beiderseits an 
den Zahlungen laut Dawesplan festhält — eine richtige aufgemachte 
Handelsbilanz im Zusammenhang mit der Zahlungsbilanz der untrüg- 
liche Gradmesser sein. 


GEOSOPHIE. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


In dem großen Hauptbuch der Weltgeschichte „Menschheit und 
Erde“ beginnt ein neues Kapitel. Nur von einem winzigen Bruchteil 
menschlichen Lebens auf unserem Planeten kennen wir ja überhaupt 
sichere geschichtliche Überlieferungen, und auch während des größeren 
Teils dieser geschichtlich festgehaltenen Zeit beschränkte sich das Ma- 
terial der Überlieferung auf mehr oder weniger isolierte Räume der alten 
Welt, auf die Kulturen der Mittelmeerländer einerseits, Süd- und Ost— 
asiens anderseits. Die alten Kulturträger wußten am Sternenhimmel 
besser Bescheid als auf dem eigenen Planeten. 

Auch nachdem theoretisch die Kugelgestalt der Erde erkannt worden 
war, währte es nahezu 2 Jahrtausende, bis der praktische Nachweis 
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für die Richtigkeit dieser theoretischen Annahme erbracht werden konnte 
durch jene erste große Erdumsegelung, die zugleich die Kenntnis von 
der Existenz der 5 Erdteile zu einer vorläufigen Abrundung brachte. 
Damit aber war die Erforschung des Gestirns, auf dem wir leben, nicht 
etwa abgeschlossen, sondern eigentlich erst eingeleitet. Immerhin be- 
durfte es der — im Vergleich mit den früheren Perioden äußerst geringer 
Kenntnis von Kontinenten und Weltmeeren — nur kurzen Zeit von etwa 
4 Jahrhunderten, bis menschliches Wissen tatsächlich den 
Globus umfaßte. Wir stehen am Abschluß dieser so überaus interes- 
santen und wichtigen Epoche und durchleben gerade in unseren Tagen 
die Entschleierung letzter Geheimnisse der Erdoberfläche. 

Die ältere Generation braucht nur einmal ihre einstmaligen Schul- 
atlanten wieder hervorzuholen, um sich daran zu erinnern, wie reich 
die Erdkarte in ihrer Jugendzeit noch an „weißen Flecken‘ unerforschten 
Landes war. Besonders der sogenannte schwarze Erdteil erschienvor 
wenigen Jahrzehnten noch auf der Landkarte als überwiegend weißer 
Erdteil, da weite Gebiete nicht nur des Inneren, sondern teilweise auch 
der Küstenländer noch durchaus unerforscht waren. Auch in anderen 
außereuropäischen Erdteilen gab es manch große terra incognita, ganz 
zu schweigen von den Gebieten um Nord- und Südpol, von Arktis und 
Antarktis. Seither sind auch die beiden Pole erreicht, ist das Innere 
der fremden Erdteile durchforscht, politisch aufgeteilt, wirtschaftlich 
durchdrungen, hat sich der Fuß des Menschen bis nahe an die höchsten 
Erhebungen des Erdballs gewagt und sind die tiefsten Tiefen der Meere 
erforscht worden. Was von der Oberflächengestalt der Erde noch nicht 
genau bekannt ist, wird sich dem menschlichen Forschergeist nur noch 
durch kurze Spanne entziehen können, da Luftschiff und Flugzeug heute 
die technische Fähigkeit besitzen, jede der Erdforschung bisher noch 
gezogene Grenze zu überwinden, und da in der Richtung auf die Meeres- 
tiefe hin das Echolot die gründliche Tiefenerforschung in außerordentlich 
abgekürzter Zeit gestattet. 

Unsere Kenntnis von der Oberfläche des Globus kann 
also nahezu als abgeschlossen betrachtet werden. Kein für 
Menschen bewohnbarer, kein wirtschaftlich nutzbarer Raum der Erd- 
oberfläche ist unserem Wissen künftighin noch verborgen. Die Mensch- 
heit der neuen Epoche, die sich vor diese umfassende Kenntnis der Erd- 
oberfläche gestellt sieht, sieht sich zugleich gestellt vor die moralische 
Aufgabe, nunmehr, da neue Flächen nicht mehr zu ent- 
decken und zu erobern sind, den bestmöglichen Gebrauch 
von dieser wenigstens in ihrem Äußeren restlos bekannten 
Welt zu machen, die zweckmäßigste Verteilung der Kräfte über den 
Erdball zu vollziehen, da sorgloses Dahinleben im Vertrauen auf die Er- 
schließung noch unbekannter Gebiete nicht mehr zulässig erscheint. 

Etwas anders steht es um die wirtschaftlich nutzbare Erd- 
kruste unterhalb der Oberfläche, die selbst in ganz kultivierten Ge- 


GEOSOPHIE 355 


genden hie und da immer noch Neuentdeckungen gestattet und in minder 
kultivierten Gebieten doch nur erst recht überschlägig bekannt ist. Die 
Geographie als Erdoberflächenkunde kann nur noch im Verhältnis zu 
früheren Zeiten geringfügige Kleinarbeit leisten. Die Geologie als Erd- 
krustenkunde sieht noch ein reichliches Maß von Arbeit vor sich, wenn- 
gleich sich auch ihr Aufgabenkreis zusehends verengert. Je vollständiger 
aber unsere wissenschaftliche Kenntnis von den geographisch-geologi- 
schen Tatsachen der Erdoberfläche und der wirtschaftlich nutzbaren 
Erdkruste wird, um so mehr rücken in den Vordergrund jene Beobach- - 
tungen menschlichen Lebens auf dem Erdball, die nicht nur Tat- 
sachen, sondern auch natürliche Entwicklungstendenzen 
feststellen und den Versuch unternehmen dürfen, Richtlinien für die 
Zukunft menschlicher Staatspolitik und -wirtschaft zu 
geben, die Geopolitik und Geoökonomie. 

Die neue Periode im wesentlichen abgeschlossener Kenntnis von der 
Erdoberfläche fällt staatengeschichtlich zusammen mit der neuen 
Periode des globalen Zeitalters, in dem die politische Entwicklung 
nicht mehr allein bestimmt wird durch die Vorherrschaft europäischer 
Mächte, sondern Weltmächte aller 3 Erdteile der nördlichen Zone gleich- 
berechtigt nebeneinander stehen, und auch Staatengebilde der südlichen 
Halbkugel in das große Getriebe der Weltpolitik mit selbständigem 
Willen einzurücken beginnen. 

Es war des weißen Mannes Arbeit, von Europa aus den ganzen 
Erdball einzubeziehen in das Getriebe der Weltpolitik und Weltwirt- 
schaft. Er hat gering bevölkerte Erdteile der früher unerschlossenen 
Welt sich untertan gemacht; er hat die isolierten Kulturen Ost- und Süd- 
asiens gezwungen, mit europäischem Wesen, so wesensfremd es ihnen 
sein mochte, in Verbindung zu treten. Heute sieht sich der Europäer 
genötigt, die politische und wirtschaftliche Weltvorherrschaft zu 
teilen nicht nur mit Abkömmlingen des eigenen Stammes, die er in 
großer Zahl in anderen Erdteilen angesiedelt hat, sondern auch mit der 
fremdrassigen Vormacht Asiens. Und vielfach wird die Frage erhoben, 
ob Europa in der Lage sein werde, wenigstens seine heutige Stellung zu 
behaupten (,, Untergang des Abendlandes“ ?) oder ob nicht etwa sogar 
die Gesamtheit der heute in der Welt noch das Hauptregiment führenden 
Weißen einer neuen Übermacht der kopfreichen Gelben unter einheit- 
licher Führung werde weichen müssen. 

Die Wissenschaft hat die Frage aufgestellt, wieviele Menschen auf 
den wirtschaftlichen Grundlagen der globalen Erdräume überhaupt 
würden Unterkunft und Nahrungsspielraum finden können; in welchem 
Zahlen- und Stärkeverhältnis die Zukunft Weiße und Farbige aller Art 
nebeneinander sehen würde; welche Landgebiete der gesamten Erdober- 
fläche nach klimatischen Bedingungen, wirtschaftlichen Möglichkeiten 
und Leistungsfähigkeit der Bevölkerung künftig im Vordergrunde zu 
stehen verheißen. Sie trachtet nach einer möglichst vollständigen Er- 

27° 


L 


356 Dr. ARTHUR DIX 


fassung unseres Planeten mit allem toten und lebenden Inventar; sie 
trachtet nach den erdhaft gegebenen Grundbedingungen des politischen, 
des wirtschaftlichen, des geistigen Lebens — mit einem Wort, sie arbeitet 
hin auf eine nicht nur geopolitische und geoökonomische, sondern, all- 
gemein gesprochen, geosophische Grundeinstellung. 

Aus den räumlichen und klimatischen Lebensbedingungen der ver- 
schiedenen Erdgebiete, aus der von ihnen abhängigen Leistungsfähigkeit 
und Willenskraft der Erdbewohner ergeben sich geophysisch und geo- 
psychisch begründete Sittengesetze für das politische, wirt- 
schaftliche und kulturelle Streben der Völker und Staaten, 
erdhaft bedingte und gerechtfertigte Sittengesetze für die Abwägung 
der Ausbreitungstendenzen, für naturgegebene Richtlinien der Welt- 
politik und Weltwirtschaft und für den in Anbetracht der geographischen 
Gegebenheiten möglichst gerechten Ausgleich widerstreiten- 
der Zielsetzungen. 

Die Zusammengehörigkeit von Land und Leuten in jeder Beziehung 
ist der Ausgangspunkt der Geosophie, die Herstellung größtmöglicher 
Harmonie zwischen den verschiedenen Erdgebieten und ihren Bewohnern 
in bezug auf wirtschaftliche und kulturelle Nutzbarmachung und staats- 
politische Einteilung ihr Endziel. 

Wie die höchsten Sittlichkeitsgesetze für das Individual- und das 
Sozialleben nie eine ganz reine, ungetrübte Erfüllung finden, weil es 
von Natur immer wieder einen Widerstreit zwischen Einzelwillen und 
Herdentrieb gibt, so können wir auch nicht mit der Erfüllung eines 
geosophisch geschauten Idealbildes der Erdteilung unter die Völker 
rechnen. Einerseits sind die Raumbilder an sich keineswegs überall 
scharf abgegrenzt und anderseits die Völker in ihrem Bestande und Kraft- 
maß ständig schwankend. Raumbedürfnis und Wille zur Raum- 
beherrschung unterliegen dauernden Wandlungen ebenso wie die 
Fähigkeit zur Raumwertung. Es ist also dafür gesorgt, daß die Geosophie 
in alle Ewigkeit neue Arbeitsgelegenheit findet. 

Große Reichtümer birgt die Erde gerade vielfach an solchen Stellen, 
an denen die klimatischen Bedingungen den ursprünglichen Bewohnern 
keinen Anreiz und keine ausgesprochene technische Befähigung zu ihrer 
Nutzung geben. Umgekehrt finden wir dichteste, bedürfnisreichste und 
technisch fortgeschrittenste Bevölkerung in solchen Gebieten, die zwar 
klimatisch der technischen Fähigkeit und Arbeitsleistung ausgesprochen 
günstig sind, aber mit ihren Bodenschätzen hinter den Bedürfnissen einer 
so dichten Bevölkerung weit zurückbleiben. 

Der wirtschaftstechnische Grad der Leistungsfähigkeit sowohl auf 
eigenem Boden wie hinsichtlich der Arbeitsleistung in von Natur reichen 
Gebieten mit einer wirtschaftstechnisch rückständigen Bevölkerung bildet 
einen entscheidenden Maßstab für moralisches Anrecht auf Ko- 
lonialgebiet oder auf freie Betätigung in Ländern mit kul- 
turell rückständiger Bevölkerung. 
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Die bestmögliche Nutzung der Bodenschätze erfordert freien Zu- 
gang der technisch Berufenen zu freien Vorkommen in 
un kultivierten Gebieten, also das Gegenteil einer künstlichen Aus- 
schließung wirtschaftstechnischer Pioniere, wie sie beispielsweise durch 
die Behandlung Deutschlands bezüglich der Kolonialmandate in Ver- 
sailles beabsichtigt war. 

Die geosophische Wirtschaftsbetrachtung verlangt auch eine Öffnung 
der Märkte für die produktionskräftigen Völker. Künstlicher Ausschluß 
einzelner Konkurrenten, nicht durch überlegene Wirtschaftskraft, nur 
durch brutale Machtmittel und durch politische Diktate, ist ein gefähr- 
liches Spiel, kann überhitzte Kessel zum Platzen bringen. 

Heute fliegt das Schlagwort von den „Vereinigten Staaten von 
Europa“ durch die Luft. Hat es Inhalt, hat es Sinn, hat es Aussicht auf 
Verwirklichung? Ein Vergleich mit den völlig anders gearteten Verhält- 
nissen in den Vereinigten Staaten von Nordamerika erscheint physisch 
und psychisch vertiefter geographischer Betrachtungsweise hinfällig. 
Erst eine Zeit, erst ein europäisches Geschlecht, das geosophisch denken, 
die berechtigten Ansprüche der verschiedensten Bevölkerungsteile 
Europas gerecht gegeneinander abzuwägen gelernt hätte und gewöhnt 
wäre, dürfte mit Aussicht auf irgendeinen Erfolg über die Vereinigten 
Staaten von Europa sprechen. Bis dahin aber wird sicherlich noch ge- 
raume Zeit vergehen. 

Es sei auch an dieser Stelle schließlich angefügt, was Verfasser un- 
längst auf Einladung des Arbeitsausschusses deutscher Verbände in 
dessen Zeitschrift „Der Weg zur Freiheit‘ in einer Betrachtung über 
„Grundzüge der Geoökonomie“ angeregt hat: 

„An Deutschland wäre es, voran zu leuchten auf Erkenntnisgebieten 
und in Gedankenkreisen, deren weiteres Durchdringen den Bedürfnissen 
seiner besonderen Lage nur entsprechen könnte. Es wäre sehr zu wün- 
schen, daß beispielsweise durch Einrichtung geosophischer Lehr- 
stühle an deutschen Universitäten dem Auslande, das auf deutsche 
Wissenschaft doch auch heute noch und heute wieder allerlei hält, Vor- 
bilder gegeben würden; sehr zu wünschen, daß auf dem Wege über neutrale 
Länder die Erziehung führender Köpfe der Welt zu geosophischem 
Denken eine Art weltpolitischer und weltwirtschaftlicher Morallehre ent- 
stehen ließe — eine geistige Einstellung, die in praktischer Durchsetzung 
nach und nach zu einem wahren Frieden — wenn auch immer fort- 
dauerndem gesunden Wettkampf — führen würde, weit hinaus über das 
Zerrbild von Versailles, das in jedem Punkte das Gegenteil geosophischen 
Denkens bekundet, in jedem Punkte den natürlichen Bedingungen 
unseres globalen Zeitalters der weltpolitischen und weltwirtschaftlichen 
Verflechtungen zuwiderläuft.“ 

Wenn in der Berliner Wochenschrift „ Gewissen“ im Anschluß an 
diese Ausführungen die Ansicht geäußert wurde: „Was an unseren 
Universitäten fehlt, das sind die Lehrstühle für Politik im Sinne 
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der Lehre, die Rudolf Kjellén entwickelt hat“, so ist dem natürlich 
vollkommen zuzustimmen, jedoch mit der Hinzufügung, daß auch 
Kjellens Geopolitik keinen Abschluß für unsere neue Zeit zu bilden ver- 
mag, sondern nur einen allerdings wesentlichen Grundstein für den 
größeren und zeitgemäßeren Bau der Geosophie darstellt. 


WELTSCHAU. 


DIE ARBEITSWEISE ENGLISCHER ENQUETE-KOMMISSIONEN. 
Von A. v. Knobelsdorff. 


London, im August 1926. 

Wie in seiner vorbildlichen Marktberichterstattung und in der geradezu idealen Form 
seiner Konjunkturdarstellung besitzt Großbritannien auch in der Durchführung von Wirt- 
schaftsenqueten ein hervorragendes Geschick. Schon lange vor dem Kriege hatte England 
in Zeiten wirtschaftlicher Depression Konjunkturbeobachtungen vornehmen lassen und 
in diesen gewiß schwierigen Arbeiten wertvolle Erfahrungen sammeln können. 

Die Durchführung von Wirtschaftsenqueten und Konjunkturdarstellungen kann 
entweder durch die von der Regierung eingesetzten sogenannten „Royal Committees“ 
oder die vom Parlament eingesetzten sogenannten ,„SelectCommittees“ vorgenommen 
werden. Das Parlament selbst darf wohl Wirtschaftsenqueten anregen, solche aber 
nicht durchführen, vielmehr liegt ihre Durchführung in den Händen berufener Ver- 
treter, die aus den Kreisen der großen Industrieverbände, aus der Bank- 
welt, der Wissenschaft und der sozialen Praxis genommen werden. Ganz 
verschieden von der deutschen Arbeitsweise, die in einem Wust von Formeln und in 
wissenschaftlich umkleideten Kleinkram zu ersticken droht, sucht man in England 
die Wirtschaftsenqueten mit einem Mindestmaß von rechtlichen Bestim- 
mungen durchzuführen. Knapp, wie der Aufruf zur Einsetzung der Enquete-Kom- 
mission ist, ist auch deren Programm. Die ganze Aufgabe wird scharf umrissen, der 
in Frage kommende Fragenkomplex möglichst spezialisiert. Die Sammlung des Ma- 
terials erfolgt zum Teil durch persönliche Vernehmung, zum Teil durch Fragebogen. 
Man sucht die Tatsachen, die man zu erforschen wünscht, mehr durch eine psycholo- 
gisch fein eingestellte Fragestellung, nie aber auf dem Wege bürokratischer 
Strenge oder durch Schnüffelei zu erfahren. Das Lesen zwischen den Zeilen und Schluß- 
folgerungen aus dem Nichtgesagten spielen daher eine hervorragende Rolle. 

Die Mitgliederzahl der Enquete-Kommissionen wird nach Möglichkeit niedrig ge- 
halten. Je feiner das Werkzeug, je größer der Erfolg, ist hier der Grundsatz der Eng- 
länder. Ein großer bürokratischer Apparat, wie er in Deutschland nur zu leicht zu 
entstehen droht, ist drüben verhaßt. Selten übersteigt die Mitgliederzahl der Aus- 
schüsse die Zahl 20, meistens aber wird kaum die Zahl 15 erreicht. In äußerst geschickter 
Weise versteht man es in der Zusammensetzung der Kommissionen, Theorie und 
Praxis zu vereinen und den Wissenschaftler, der ja in England sowieso weit 
stärker auf das praktische Leben eingestellt ist als in Deutschland, mit den industriellen 
Praktiker zu verkoppeln. Größte Vorsicht waltet in der Auswahl des Vorsitzenden ob, 
der in der Regel ein hervorragender Industrieller ist und der weitgehende Be- 
fugnisse in der ganzen Leitung der Enquete besitzt. Der Schwerpunkt in der Zu- 
sammensetzung der Enquete-Kommissionen liegt jedenfalls immer 
auf der praktischen Seite. Die Dauer der Enquete konnte in den letzten Jahren 
stark verkürzt werden. Während früher bei umfangreichen Untersuchungen eine 
Dauer von 2—4 Jahren keine Seltenheit war, kam man bei den letzten Enqueten in 
der Regel mit 1—2 Jahren aus. 

Wenn wir von der letzten großen Wirtschaftsenquete (der Kohlenenquete) ab- 
sehen, deren Berichtsfeld sich auf einen einzigen Industriezweig erstreckte, wenngleich 
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auch bei diesem Industriezweig die Rückwirkung internationaler Konkurrenzindustrien 
berücksichtigt wurde, so haben wir in dem sogenannten „ Committee for Industry and 
Trade“, das seinen Bericht unter dem Titel „ Survey of Overseas Markets“ veröffent- 
lichte, die letzte große Wirtschaftsenquete welt wirtschaftlicher Natur. Art der Durch- 
führung, Disposition des Themas usw. können geradezu als Musterbeispiel einer vor- 
bildlich durchgeführten Enquete gelten. Das Committee wurde am 28. Juli 1924 von 
J. Ramsay MacDonald ins Leben gerufen und veröffentlichte seinen Bericht im Juni 
1925, indem es ihn an den neuen Premierminister Stanley Baldwin adressierte. Die 
Kommission hat also nur ein knappes Jahr gebraucht, um einen über 600 Seiten 
langen Bericht voll wertvollster Informationen und in vorbildlicher Klarheit zusammen- 
zustellen. 

Dem Ausschuß gehörten 18 Personen an. Der Vorsitz lag in den Händen des be- 
kannten Industriellen Sir Arthur Balfour K. B. E. Sonstige hervorragende Mit- 
glieder des Ausschusses waren: Sir William Beveridge K. C. B. (später ausgeschieden 
und durch William Ashley ersetzt), Sir Harry Goschen K. B. E., Sir Norman Hill, 
Bart., Sir John S. Hindley, Sir W. Clare Lees O. B. E. u. a. Als einziges weibliches 
Mitglied nahm Mrs. M. A. Hamilton an den Verhandlungen teil, die speziell in sozialen 
Fragen versiert war. 

Das Arbeitsprogramm der Enquete bestand darin, die gesamte Weltwirtschaft 
nach dem Kriege zu untersuchen und die Wettbewerbsfähigkeit der 
englischen Industrie den völlig veränderten wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen gegenüber festzustellen. Fürwahr ein Programm von außerordent- 
lichem Umfang, das dadurch erschwert wurde, daß man vor gänzlich veränderten Ver- 
hältnissen stand und auf Vorkriegsstatistiken nur wenig zurückgreifen konnte. Um 
so erstaunlicher ist es, in welch kurzer Zeit diese Aufgabe erledigt wurde und in welch 
knapper Form man in wenigen großen Dispositionspunkten der Aufgabe zu Leibe ging. 
Dem erfahrenen Arzte gleich, der am Krankenbette seines Patienten sitzt und ihm 
den Puls fühlt, sucht die Enquete zunächst 

l. die gegenwärtige Lage des Außenhandels Großbritanniens festzustellen. Diese 
Übersicht über die Lage wurde nicht etwa nur unter dem Gesichtswinkel einer aka- 
demischen Feststellung vorgenommen, sondern mit der ausgesprochenen Absicht 
gleichzeitig nach Absatzmöglichkeiten und nach Beschaffung von Arbeitsgelegenheit 
für die englische Industrie zu fahnden. Man begnügte sich also nicht damit, nur das 
gegenwärtige Bild des Weltmarktes zu geben, sondern suchte auch gleich den Hebel 
anzusetzen, wo sich im Laufe der Untersuchung Absatzmöglichkeiten ergaben. Trotz- 
dem es der Bericht grundsätzlich ablehnte, irgendwelche Anregungen für den prak- 
tischen Kaufmann zu geben und etwa nach dem Vorbilde eines Marktberichterstatters 
eines großen Industriekonzerns zu arbeiten, glaubt man doch auf alle praktischen An- 
regungen, die sich aus dem gesammelten Tatsachenmaterial ergaben, hinweisen und 
so brauchbare Winke in die theoretische Berichterstattung einstreuen zu müssen. Die 
einzelnen Länder des Weltmarktes wurden in knapper, aber durchaus ausreichender 
Form behandelt, Finanzen, allgemeine Wirtschaftslage, Landwirtschaft, Transport- 
wesen, Industrielage und Wirtschaftspolitik kurz gestreift und die Gestaltung des 
Außenhandels ziffernmäßig belegt. Dann suchte man gleich die Wettbewerbsfähigkeit 
der englischen Produkte in dem betreffenden Lande festzustellen, und zwar beschränkte 
man sich in der Regel auf die wichtigsten Ausfuhrartikel, wie Kohle, Eisen, 
Maschinen, Walzprodukte, Wolle und Baumwolle, Leder und Lederwaren. Vielfach 
wurde hierbei festgestellt, daß die Einfuhr der in Frage kommenden englischen Waren 
gesunken war, doch ergab sich aus dem Gesamtbild, daß der Gesamtumfang des Welt- 
handels infolge des Weltkrieges noch stärker zusammengeschrumpft war. 

Bei der Untersuchung der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage wurde vor allen Dingen 

a) der Niedergang der internationalen Kaufkraft, 

b) die Entstehung neuer Industriezweige in vielen Ländern mit all den bekannten 

Nebenerscheinungen, wie wachsender Protektionismus, Einfuhrbeschränkungen 
staatlicher Subventionen usw. und die hierdurch bedingte 
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c) Verdrängung der englischen Waren durch Erzeugnisse anderer Länder als Welt- 
kriegsfolge 
festgestellt und diese Entwicklung durch ein reiches Tatsachenmaterial und wertvolle 
Statistiken belegt. 

2. Die zweite große Frage, die auf Grund der so ermittelten Tatsachen zu be- 
antworten versucht wurde, war die: 

Wie kann sich England dem so gesteigerten Wettbewerb auf dem 
Weltmarkte und der anderseits verringerten Kaufkraft der Haupt- 
konsumländer für Industriewaren anpassen? 

Dieser Programmpunkt enthielt vor allen Dingen eine Untersuchung der in- 
neren Kräfte der englischen Industrie. Man versuchte die produktive Lei- 
stungsfähigkeit der englischen Industrie zahlenmäßig zu erfassen und beschränkte sich 
hierbei nicht nur auf die Kapitalkraft der Industrie, auf den Umfang der Arbeitsmög- 
lichkeiten und auf die Leistungsfähigkeit der geschäftlichen Leitung, sondern suchte 
auch den Umfang des Bedarfes an internationalen Rohstoffen und deren eventueller 
Ersatz durch Kunstprodukte zu erfassen. Die modernen Tendenzen unserer heutigen 
Industrieentwicklung, die wachsende Hinneigung zur Massenfabrikation, der Umfang 
der Verwendung arbeitssparender Maschinen, der Einfluß einer erhöhten Anwendung 
von Elektrizität und Wasserkraft sowie die Verbilligung der Produktionskosten durch 
neuzeitliche Transportmittel und endlich der Einfluß der modernen industriellen Or- 
ganisationen für gemeinsamen Einkauf und Verkauf sowie die Leistungsfähigkeit des 
Geldmarktes zur Finanzierung des Kapitalbedarfes werden eingehend untersucht und 
in ihren Einflüssen auf die Wettbewerbsfähigkeit der englischen Ware genau festzu- 
legen versucht. 

Sucht dieser Programmpunkt also die Industrie als „Ding an sich“ zu analysieren, 
so geht der 3. Punkt des Enqueteprogramms auf die Untersuchung des Verhält- 
nisses zwischen Kapital und Arbeit über. Da jede industrielle Produktion 
nicht nur von der Leistungsfähigkeit des vorhandenen Maschinenparkes sondern auch 
von der geistigen Einstellung der Arbeiterschaft und ihrem Verhältnis zum Unter- 
nehmertum abhängt, so beschäftigte man sich an dieser Stelle mit den verschiedenen 
Lohnsystemen, mit den Mitteln zur Vermeidung von Streiks, mit der Zwangsarbitrage 
und der Teilhaberschaft der Arbeiterschaft an industriellen Unternehmungen, der 
sogenannten Co-partnership. Alle die Gedankengänge, die man unter dem modernen 
Schlagwort von dem „new spirit in industry“ zusammenfaßt, wurden hier in 
den Kreis der Untersuchung gezogen. 

Es handelte sich also bei der ganzen Enquete um eine klare, in drei große 
Hauptteile zerfallende Disposition, die das weite Gebiet der englischen Wirt- 
schaft in ihrem Zusammenhange mit der Weltwirtschaft darzulegen suchte. Jeder 
überflüssige Formelkram wurde vermieden, ein lehrhafter oder dozierender Ton aufs 
glücklichste ausgeschaltet. 


BÜCHERSCHAU. 


DR. J. W. REICHERT, M. D. R.: EISEN UND STAHL IN DER WELTWIRT- 
SCHAFT. Verlag Quelle und Meyer, Leipzig 1926. 


Das nur 21 Seiten umfassende Schriftchen des bekannten Verfassers, der als Geschäfts- 
führer des Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller in Berlin tiefen Einblick 
in die weltwirtschaftliche Bedeutung der Eisenindustrie und ihre internationalen 
Zusammenhänge hat, verdient als Wegweiser durch die vielfachen Verschlingungen 
der eisenwirtschaftlichen Probleme gerade in unseren Tagen des Strebens nach Neu- 
ordnung der festlandeuropäischen Eisenwirtschaft besonderes Interesse. 
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ZUM VERSTÄNDNIS FÜR GENF. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M. d. R. e 


Genf, Ende September 1926. 


Die deutsche Delegation ist soeben von der 7. Völkerbundsversamm- 
lung, der ersten, an der Deutschland teilnimmt, zurückgekehrt. Ent- 
gegen meinem sonstigen Bestreben, an dieser Stelle den Versuch zu 
machen, einzelne außenpolitische Probleme in möglichster Zusammen- 
fassung und praktischer Nutzanwendung für Deutschland zu behandeln, 
muß ich diesmal meine Leser bitten, mit der Wiedergabe eines unmittel- 
baren Eindrucks vorlieb zu nehmen, der zwar den Eingebungen des 
Augenblicks entspringt, aber trotzdem oft hier Gesagtes bestätigt und 
daher beanspruchen kann, eine auf die Dauer berechnete Stellungnahme 
wiederzugeben. 

Etwas Grundsätzliches zuerst: Soweit wir hier Zeit haben, die 
öffentliche Meinung Deutschlands zu verfolgen, macht diese mit Recht 
einen Unterschied einmal hinsichtlich der allgemeinen künftigen 
Stellung Deutschlands im Völkerbund und jenem großen Fragen- 
komplex, der sich aus Auswirkungen von Locarno und nun 
vom Eintritt Deutschlands in den Völkerbund in möglichst 
kurzer Zeit sichtbar und praktisch zu Deutschlands Gunsten reali- 
sieren soll. Wie sich die Stellung Deutschlands im Völkerbund im ein- 
zelnen entwickeln wird, kann meines Erachtens überhaupt niemand 
mit nur irgendeinem Grad von Sicherheit voraussagen. Sie wird nicht 
zuletzt auch sehr wohl von der Politik Deutschlands abhängen und 
ın besonderem von der nicht leichten Kunst, die vielfachen auch unter 
der Decke vieler schönen Worte hier entgegentretenden Hemmungen 
zu überwinden oder sie wenigstens abzuschwächen. Aber eines ist von 
vornherein wesentlich für das Verständnis der in Genf zu be- 
treibenden Politik: Der Völkerbund und die nun auf 6 Jahre gestützte 
Tradition von Genf verlangen mit kategorischer Bestimmtheit, daß 
keine Nation, sei sie groß oder klein, die eigenen nationalen Wünsche 
unverhüllt in den Vordergrund stellt. Das gilt natürlich auch gerade 
für das neueingetretene Deutschland. Wenn wir wirklich ein politi- 
sches Volk werden wollen, so sollte man für diesen Kardinalpunkt 
bei uns endlich mehr Verständnis aufbringen, als das bisher geschieht, 
und unter der äußeren Form ehrlich nach dem Geist und nach der 
wirklichen Zielsetzung suchen, welche unsere Politik beseelt. Gerade 
wenn es richtig sein sollte, was so viele Kritiker von rechts heute meinen, 
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daß es einen wirklichen Völkerbundgeist überhaupt noch nicht gäbe 
und daß alle Nationen in Wahrheit nichts anderes als rücksichtslose 
nationale Politik auch im Schatten des „Geistes von Genf“ betreiben, 
selbst dann würde es ein grober Fehler deutscher außenpolitischer 
Betätigung sein, die Evolutionsmöglichkeit des Völkerbundinstru- 
mentes von vornherein zu verneinen und der nun einmal bestehenden 
überwiegenden Meinung der uns in der Politik gegenüberstehenden 
Welt nicht Rechnung zu tragen. Ich fürchte, wer für dieses Argument 
auch heute noch in Deutschland kein Verständnis hat, dem muß man 
noch auf lange Zeit hinaus die Möglichkeit versagen, die deutsche 
Außenpolitik maßgebend zu beeinflussen! 

Etwas anderes, d.h. etwas Praktisches, Unmittelbares, 
Reales, sind jene Auswirkungen von Locarno und der jetzigen Mit- 
gliedschaft Deutschlands im Völkerbund, welche der deutschen Öffent- 
lichkeit soeben in dem amtlichen Communique über die Zusammen- 
kunft Stresemann-Briand in Thoiry mitgeteilt worden sind. Hier 
handelt es sich teils um endliche Einlösung längst gegebener Verspre- 
chungen, um Geltungmachen des deutschen Rechtsstandpunktes und 
um eine in Wahrheit sehr nüchterne gegenseitige Interessenpolitik. 
Mit verblüffender Offenheit erzählen uns die Franzosen, daß sie in 
Wahrheit das Rheinland keineswegs mehr als „Sicherheit“, sondern so 
gut aus schließlich zur Eintreibung weiterer Kriegsentschädi- 
gung aus Deutschland besetzt halten! So werden wir in Er- 
mangelung anderer politischer Mittel auch diese Möglichkeit der Wieder- 
erlangung unserer Souveränität ernstlich prüfen müssen. Mit noch ganz 
anderer Kraft als bisher sollte die Forderung, daß Deutschland so 
schnell wie möglich nunmehr auf Grund seiner Zugehörigkeit zum Völker- 
bund wieder ein freier und souveräner Staat werden muß, an der 
Spitze jeder deutschen außenpolitischen Betätigung so lange stehen, 
bis die Wiedererlangung der deutschen Freiheit Tatsache ist. Den Tag, 
an dem dann der letzte ehemals feindliche Soldat den deutschen Boden 
verläßt, sollte man unbeschadet um die amtliche Feier des Verfassungs- 
tages zum wirklichen allgemeinen Nationalfeiertag des neuen 
Deutschland machen, damit der Deutsche wieder begreift, was 
Freiheit — im Gegensatz zu der Phraseologie des 9. November 1918 
— bedeutet! Aber auch zu dieser nunmehr grundsätzlich eingeleiteten 
„Gesamtlösung‘ aller zwischen Deutschland und Frankreich bestehenden 
Streitfragen bzw. Wegräumung der Hindernisse für eine wirkliche Ver- 
ständigung hat ein Teil der deutschen Oppositionskritik sofort eine 
falsche Auffassung gezeigt. Hier heißt das Schlagwort: Auch ohne 
Locarno und Genf wäre auf Grund der „verzweifelten“ (?) finanziellen 
Schwierigkeiten Frankreichs dieselbe oder eine ähnliche Gesamtlösung 
jetzt in Angriff genommen worden! Ich halte die Auffassung, gestützt 
auf Kenntnis der Verhältnisse in den in erster Linie in Betracht kom- 
menden Staaten, für eine durch keine ernsthaften Argumente begründete 
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Illusion. Ganz abgesehen von einer unrichtigen Beurteilung der 
wirklichen mit der deutschen von 1923 nur sehr vorsichtig zu ver- 
gleichenden Lage in Frankreich krankt diese Auffassung, so scheint 
mir, immer noch an der völlig abwegigen Vorstellung, daß der Völker- 
bund etwas Pazifistisches ist, oder etwas, wo einer den anderen grund- 
sätzlich betrügt, oder schließlich eine Staatenorganisation, in der für vor- 
läufig unabsehbare Zeit die Sieger im Weltkriege das Wiederhochkom- 
men eines konsolidierten Deutschlands dauernd verhindern wollen bzw. 
können. Man sollte nun wirklich endlich begriffen haben, daß der 
heutige Völkerbund keiner der drei hier genannten Thesen ent- 
spricht und daß er in Wahrheit für uns Deutsche die einzige heute nun 
einmal bestehende, keineswegs sehr bequeme Methode bedeutet, mit 
der und in der wir Außenpolitik in der Richtung auf Freiheit und 
Gleichberechtigung treiben können. Da diese Feststellung eine 
unumstößliche Tatsache ist, ergibt sich auch die Rolle einer im Rahmen 
der Vernunft sich haltenden und zu Nutzen des eigenen Landes be- 
triebenen Opposition von selbst. Sie kann ihre Aufgabe nur dann 
überhaupt erfüllen, wenn sie das Grundsätzliche in der heutigen außen- 
politischen Situation Deutschlands begreift und bejaht und ihre 
Anstrengungen und ihre Kritik lediglich darauf konzentriert, ob auf 
dem einzig möglichen Generalkurse taktische Fehler, 
menschliche Unzulänglichkeiten oder sonstige Versehen 
vorkommen bzw. begangen werden! Erkennt sie solche, dann 
kann und soll sie kräftig dreinschlagen — aber gleichzeitig 
Mittel und Wege angeben, wie es besser gemacht werden kann! 
Auch von der Auswirkung Locarno-Genf-Thoiry wird es ganz gewiß 
heißen: Geduld haben und das Ziel fest und zähe über eine gewisse Zeit- 
spanne und unausbleibliche Rückschläge nach vorwärts zu tragen. 
Gewiß bedeutet die „Gesamtlösung“ der zwischen Deutschland und 
Frankreich bestehenden Streitfragen zunächst eine Angelegenheit. die 
Deutschland und Frankreich allein angeht. Da aber schon in gewissen 
politischen Fragen (Besatzung, Militärkontrolle, Investigation und 
anderen) zum mindesten auch die anderen Locarnomächte mitzu- 
reden haben, und da ferner in dem außerordentlich schwierigen Teil der 
Flüssigmachung internationalen Finanzkapitals auf Grund umzuschrei- 
bender deutscher Dawes-Zertifikate sehr viele in der heutigen Welt- 
konstellation recht wichtige Kräfte außerhalb Deutschlands und 
Frankreichs — und auch außerhalb des Völkerbundes! — mitzureden 
haben werden, da schließlich die großen Fragen der französischen 
Währungsstabilisierung und des internationalen Schuldenausgleichs mit 
der deutsch-französischen „Gesamtlösung“ untrennbar verbunden sind, 
so sieht man schon heute, viel Auf und Nieder, viel Vorwärts und Rück- 
wärts und vielleicht auch manche Enttäuschungen voraus. Trotzdem 
wird das Ziel der deutschen Befreiung erreicht werden, wenn wir es unver- 


rückt im Auge behalten. „Ziel erkannt — Kraft gespannt‘, so 
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hieß es einst im alten Deutschland. Damals klagten viele unserer Besten 
darüber, daß ein klares Ziel der deutschen Außenpolitik nicht vorhanden, 
jedenfalls der großen Menge nicht sichtbar und verständlich sei. Heut, 
im niedergeworfenen, ohnmächtigen und verarmten Deutschland haben 
wie der Ziele fast allzuviele. Verwischen wir das wichtigste nicht in 
unfruchtbarer Nörgelei, Kritik und Zersplitterung! 


ROHSTOFFE 
UND INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN. 


Von SIR JOSIAH STAMP, G. B. E., D. Sc. Mitglied des Dawes-Ausschusses. 


Während eines kürzlichen Besuches in den Vereinigten Staaten habe 
ich so recht erkennen können, wie sehr viel ernster die Frage der Roh- 
stoffversorgung den Augen der dortigen Industriellen und Politiker 
erscheint, als dies bei uns der Fall ist. Es handelt sich dabei nicht nur 
um den Fall der „Einschränkung der Kautschukerzeugung“, obwohl 
dieser in sehr direkter Weise dazu beigetragen hat, die Aufmerksamkeit 
auf den Gegenstand im allgemeinen zu lenken. Die gesamte Reihe der 
wichtigen Rohstoffe ist daraufhin systematisch geprüft worden. Die 
Ergebnisse machen es offenbar, daß die internationalen politischen 
Beziehungen zu einem durchaus nicht sehr fernliegenden Zeitpunkt 
auf das engste davon berührt werden könnten, obwohl vom militärischen 
oder maritimen Rüstungsstandpunkt aus keine „Schlüsselindustrien‘“ 
direkt davon betroffen werden. Es wirkt nicht überraschend, wenn 
Länder, deren natürliche Rohstoffe gering an Zahl sind und denen ge- 
wisse wichtige Stoffe überhaupt fehlen, wie Belgien, Italien oder Japan, 
sich an den Völkerbund wenden, damit dieser ihnen einen Anteil an 
den in der Welt vorhandenen Mengen verschafft und nicht alle Vorteile 
zufällig einzelnen Nationen allein zugute kommen. Das Kolonialleid 
der Deutschen ist daher nicht nur eine Sache der Unterbringung des 
Überschusses der Bevölkerung. Der Reichsbankpräsident Dr. Schacht 
hat gesagt, daß der Kampf um die Rohstoffe in Zukunft eine noch 
größere Rolle in der Weltpolitik spielen wird als vor dem Kriege. Wir 
sind nun aber so daran gewöhnt, das ungeheure Gebiet der Vereinigten 
Staaten, welches 50 bis 70 vH vieler der wichtigsten Robstoffe in sich 
birgt, als frei von allen Unzuträglichkeiten anzusehen, unter denen die 
Länder mit engen Grenzen und klimatischen Nachteilen leiden, daß 
es überraschend wirkt, das Land inmitten der mit dieser Frage verbun- 
denen Sorgen und Erörterungen zu finden. Die Vereinigten Staaten sind 
aber Fabrikanten in derartig großem Umfange, daß sie über 50 vH aller 
derjenigen Stoffe, die unter den verschiedenen Arten von Kontrolle 
stehen, beziehen dürften. So erklärt sich ihre Sorge! 
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Die Natur ist außerordentlich launisch und wunderlich in der Ver- 
teilung der von ihr hervorgebrachten Erzeugnisse gewesen. Die an 
Kohle und Eisen reichsten Gebiete verfügen über irgendwelche ergän- 
zenden Produkte, die für die Stahlerzeugung erforderlich sind. Die- 
jenigen aber, die diese wichtigen Hilfsstoffe liefern, verfügen selbst 
wieder über wenig oder gar keine Kohle und Eisen. Die Erzeugung 
der Vereinigten Staaten an Mangan ist äußerst gering, während ihre 
Einfuhr reichlich 200000 t an Erz und 100000 t an Ferro-Mangan be- 
trägt. Indien, Rußland und Brasilien sind dafür die hauptsächlichsten, 
weit voneinander getrennt liegenden Quellen. Es ist daher nicht ver- 
wunderlich, wenn sich die Vereinigten Staaten die Kontrolle über 
die Felder im Kaukasus gesichert haben. 

Die Vereinigten Staaten liefern selbst etwa 250t an Chrom-Eisen- 
stein, verbrauchen aber vielleicht 145000 t, die ihnen Rhodesien und 
Neukaledonien liefern. Nickelerze werden hauptsächlich aus Ontario, 
daneben aber in beträchtlicher Menge aus Neukaledonien bezogen. 
Tungstein wird aus China und zahlreichen anderen Gebieten außerhalb 
der Vereinigten Staaten eingeführt, obwohl ihre Abhängigkeit vom 
Ausland in diesem Fall nicht ganz so groß ist. Ähnliches ließe sich 
über Vanadium sagen. Im ganzen zeigt sich deutlich, daß, um ihre 
eigenen gewaltigen Rohstoffquellen ausnutzen zu können, die Vereinigten 
Staaten auf die übrige Welt, ganz besonders aber auf das britische 
Reich angewiesen sind. Nur das französisch-deutsche Kali und der 
Chilesalpeter liegen außerhalb des eigentlichen Gebietes der „Kon- 
trollen“. Es ist gesagt worden, daß die Freiheit der Meere und die 
Notwendigkeit eines allgemeinen Weltfriedens eine wesentliche Garantie 
gerade in dieser Abhängigkeit finden. Wir dürfen indessen die Mög- 
lichkeit politischer Verwicklungen noch den Druck außer acht lassen, 
die sich aus der ständigen Ausdehnung vitaler finanzieller und indu- 
strieller Interessen im Ausland ergeben können. So hieß es kürzlich 
in einem Aufsatz über ausländische Kapitalanlagen: „Die Bedeutung 
der Kriegsanleiheverpflichtungen, wenn es sich darum handelt, auf 
Länder einen Druck auszuüben, deren nationale Interessen denjenigen 
der amerikanischen Geldgeber zuwiderlaufen, zeigte sich 1924 bei 
Rumänien. Die rumänische Regierung brachte ein Gesetz zum Zweck 
der Nationalisierung der inländischen Erdölvorkommen ein. Die ameri- 
kanischen Ölgesellschaften, die in Rumänien Kapital angelegt hatten, 
erhoben dagegen Widerspruch, gleichzeitig aber brachte das Staats- 
departement der rumänischen Regierung in Erinnerung, daß ihre An- 
leihe fällig für die Rückzahlung sei. Ähnlicher politischer Druck läßt 
sich jederzeit vermittelst dieser großen nationalen Anleihen, die von 
der amerikanischen Regierung gewährt werden, ausüben. Diese Aus- 
führungen zeigen den bedeutsamen Zusammenhang zwischen industriel- 
len, finanziellen und politischen Zielen. Es liegt jedoch offenbar im 
Interesse der übrigen Welt, daß die wesentlichen Komponenten vor- 
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geschrittener Industrien ungehindert miteinander in Verbindung ge- 
langen können, da es sich um keine Angelegenheit des alleinigen In- 
teresses der liefernden und verbrauchenden Länder handelt. 

Die Aufmerksamkeit der amerikanischen Handelswelt richtet sich 
nun auf drei Punkte. Einmal auf die Beseitigung der Ausfuhrkontrolle 
im Ausland, zweitens auf die Vollständigkeit ihres eigenen Zolltarifs, 
und drittens auf die Förderung des Wiederaufbaus in Europa durch 
die Beseitigung künstlicher politischer Schranken, die mitten durch 
einheitliche Wirtschaftsgebiete in Europa gezogen sind. In dem zweiten 
und dritten Punkt erblickt man keinen Widerspruch, weil die Ver- 
einigten Staaten das größte Freihandelsgebiet darstellen, das die Ge- 
schichte kennt. Nach ihrer Auffassung würden sich nur zwischenstaat- 
liche Zollschranken dort mit den europäischen Zollschranken wirklich 
decken. Immerhin bedarf das zähe oder sogar aggressive Festhalten 
ihrerseits an ihrem Tarif angesichts der europäischen politisch gege- 
benen Verhältnisse einer mehr als rein dialektischen Angleichung an 
ihre Missionsarbeit für den europäischen Freihandel. Eine Prüfung 
der Möglichkeiten, die Amerika hat, um Vergeltung zu üben, scheint 
zu zeigen, daß nur bei Manilahanf ein ganz klarer Fall vorliegt, denn 
an Baumwolle und Erdöl ist der Ausfuhrüberschuß nicht groß genug 
für eine Kontrolle der Weltpreise. Das Kontrollproblem erfordert 
einen bedeutenden Aufwand an scharfem wirtschaftlichem Denken. 
Vorausgehen muß die Erkenntnis, daß — obwohl sie meist zusammen- 
geworfen werden — drei ganz getrennte Fälle zu unterscheiden sind, 
und zwar: | 


1. der des reinen Monopols, ohne irgendwelche einheimische Nach- 
frage, 

2. der des Monopols bei gleichzeitigem einheimischem Verbrauch und 

3. das Problem der allgemeinen Stabilisierung der Preise. 


Im ersten Fall besteht nun sehr geringe Möglichkeit für eine wirk- 
same Kontrolle, falls nicht die Produzenten wirklich organisiert sind, 
um die Nachfrage in ihrem gegenseitigen Interesse zu beschränken. 
Ohne solche Organisation unterscheidet sich möglicherweise der Welt- 
preis kaum von dem, der bei weiter Verbreitung des Rohstoffs Geltung 
haben würde. In der Regel ist die Intervention der Regierung not- 
wendig, um dies herbeizuführen. Dem übermäßigen Preise setzt der 
Grundsatz von der Elastizität eine Grenze. Es kann aber ein beträcht- 
licher Anreiz zur Steigerung des Preises bestehen, ohne daß die Nach- 
frage darunter leidet, selbst wenn die Nachfrage nach dem Endergebnis 
sehr elastisch ist, vorausgesetzt, daß das fragliche Material nur einen 
kleinen Teil des Preises des Endproduktes ausmacht. Es besteht außer- 
dem natürlich der Anreiz, Ersatzmittel zu verwenden. Auch chemische 
und metallurgische Untersuchungen und Versuche werden dadurch 
angeregt. Unter diese Kontrollmaßnahmen fällt auch die Frage der 
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staatlichen Besteuerung, häufig solche in unentwickelten Gebieten, 
wo die Möglichkeit höherer Steuerformen nicht besteht. Hier ist eine 
Unterscheidung zwischen Besteuerung des Produktes und einer solchen 
des daraus erzielten Gewinnes in ihren letzten Wirkungen zu machen. 
Es muß auch berücksichtigt werden, daß, wenn der Markt bereits den 
höchsten Monopolpreis aufweist, die Steuer nicht auf den Ausländer 
oder den Verbraucher abgewälzt werden kann. Sie kann deshalb nur 
da mit Erfolg abgewälzt werden, wo nämlich der Monopolist nicht seine 
ganze verfügbare Macht zur Geltung bringt. Fälle, in denen die Re- 
gierung eine Einschränkung zwecks Erhaltung im Gegensatz zur Stei- 
gerung der Einnahmen vornimmt, sind in der Praxis selten, obwohl 
man tatsächlich annehmen darf, daß sie sich vermehren werden. Ein 
Beispiel hierfür bieten die forstwirtschaftlichen Erzeugnisse Kanadas. 
Auch fehlt es nicht an Anzeichen, daß die Verschwendung von Benzin 
und Zeitungspapiermasse durch andere Faktoren als den hohen Preis 
zu regulieren sein wird. | 

Die zweite Gruppe, bei der der Inlandverbrauch mitspricht, erfordert 
kompliziertere wirtschaftliche Betrachtungen, die aber gegenwärtig 
meist theoretischer Natur sind. Da es sich um ein Gegenstück der ge- 
wöhnlichen Schutzzollpolitik handelt, ist es unwahrscheinlich, daß 
tarifgeschützte Staaten offenen Widerspruch dagegen erheben werden. 
Die tatsächlich wichtigeren Fälle bilden Kontrollen, bei denen das 
kontrollierende Land keine Strangulation aufrechterhalten kann, 
weil andere Quellen oder Ersatzprodukte zur Verfügung stehen. Mr. 
Hoovers Liste der ausländischen Kontrollen umfaßt langstapelige ägyp- 
tische Baumwolle und Sisalhanf, in beiden Fällen besteht aber die 
Möglichkeit, Ersatzprodukte zu benützen, ferner Kaffee, Salpeter, 
Kampfer und Jod, für welche anderweitige Erzeugnisse außerhalb 
der kontrollierenden Länder vorhanden sind, und schließlich Kautschuk, 
Kali und Quecksilber. Kali wird in Anbetracht der allgemeinen Lage 
der Landwirtschaft nicht als sehr ernster Fall angesehen. Wir kommen 
dann auf das bereits vertraute Beispiel des Kautschuk zurück. Dieser 
fällt unter die dritte Klasse der Kontrollen. Ihr Zweck ist in diesem 
Fall eine allgemeine Stabilisierung des Preises und der Produktion. 
Sofern bedeutende Vorräte außerhalb des Kontrollgebietes vorhanden 
sind, bilden sie eine heilsame Hemmung bei jedem Versuch, einen 
höheren als den auf die Dauer noch wirtschaftlichen Durchschnitts- 
preis zu erzielen. Tatsächlich ist in der Zeit, wo die Kontrollmethode 
preissteigernd wirkte, der kontrollierte Prozentsatz von 72 auf 53 zu- 
rückgegangen. Das ganze Prinzip dieses Kontrollverfahrens unter- 
scheidet sich von dem bei monopolistischer Ausbeutung, obwohl es 
in der Praxis nicht genügend und nicht schnell genug auf Preisände- 
rungen reagiert haben mag. Seine Theorie ergibt sich klar aus den 
eigenen Regeln. Wenn es so angelegt ist, daß es mit genügender Schnel- 
ligkeit zu einem Durchschnittspreis zurückführt, der einen wirklichen 
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lange geltenden Durchschnitt für die Industrie darstellt, so muß es 
sich als ein Segen für die Industrie erweisen, weil ein wesentliches Ele- 
ment der Stetigkeit geschaffen ist. 

Es dürfte sich gezeigt haben, daß keine der drei Arten von Kon- 
trolle notwendigerweise Gegenstand internationalen Übelwollens zu 
werden braucht. Keine von ihnen ist vom wirtschaftlichen Standpunkt 
aus innerlich ungesünder als ein hoher Zolltarif. Auch liegt keinerlei 
Anzeichen dafür vor, daß ein ernstliches Zurückhalten von Vorräten 
an irgendeiner Stelle zum Nachteil irgendeines einzelnen Landes statt- 
gefunden hat. Sicherlich wird es zu lebhaften politischen und finan- 
ziellen Erörterungen über diese Fragen kommen, es ist daher wesent- 
lich, daß die wirtschaftlichen Unterschiede der verschiedenen Kontroll- 
arten klar im Gedächtnis haften, sofern nicht die Auseinandersetzungen 
einfach in Erbitterung und gegenseitige Beschuldigung ausarten sollen. 


DIE ZUKUNFT DER WEISSEN RASSE. 
Von SIR LEO CHIOZZA MONEY. 


Der ausgezeichnete englische Statistiker, der sich 
gerade in den parlamentarischen Kreisen Englands als 
hervorragender Kenner weltwirtschaftlicher Probleme be- 
sonderer Wertschätzung erfreut, behandelt nachstehend 
eine der interessantesten Fragen westlicher Kulturent- 
wicklung, nämlich die Frage der Zukunft der weißen Rasse. 


Drei Jahre nach Beendigung des Weltkrieges im Jahre 1921 nahmen 
die meisten europäischen Länder eine Volkszählung vor, um sich über 
die Auswirkungen des Weltkrieges bevölkerungsstatistisch ein klares 
Bild zu machen. Die Zählungen dieses Jahres geben uns daher eine 
ziemlich genaue Unterlage über die Verteilung der weißen Rasse in 
der Welt, und sie ermöglichen uns, auf Grund dieser Ziffern gewisse 
schwerwiegende Schlüsse über die Zukunft unserer Kulturentwicklung 
zu ziehen. 

Die Gesamtzahl der weißen Bevölkerung der Welt betrug nach jenen 
statistischen Ermittlungen etwa 603 Millionen Seelen, wovon 453 Mil- 
lionen in Europa lebten. Die weiße Rasse, die sich durch den Wagemut 
der großen Entdecker über die gesamte Welt verbreitet hatte und diese 
beherrscht, war also außerhalb Europas nur mit etwa 150 Millionen 
Seelen vertreten. Im gleichen Jahre hatte die Welt insgesamt etwa 
1852 Millionen Bewohner, so daß von der gesamten Weltbevölkerung 
erst annähernd jeder dritte ein Europäer oder ein Mensch europäischer 
Abstammung ist. 

Eine genauere Untersuchung der internationalen Bevölkerungs- 
statistik ergibt folgende Verteilung der weißen Rasse: Insgesamt 603 
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Millionen, hiervon 453 Millionen in Europa, 139 Millionen in Amerika, 
6,70 Millionen in der Südsee, 3,10 Millionen in Afrika und nur 0,8 Mil- 
lionen in Asien. 

Vor dem Weltkrieg fand jedes Jahr eine starke Auswanderung von 
Europa nach den unerschlossenen überseeischen Gebieten statt. Be- 
sonders die Vereinigten Staaten nahmen eine ungeheure Menge von 
Europäern auf. Millionen wanderten in das reichste Land der Welt, 
um dort die wundervollen Naturschätze des Landes heben zu helfen. 

In der Dekade von 1900 bis 1910 betrug die Nettoein wanderung der 
Vereinigten Staaten etwa 5,60 Millionen Seelen. Bei Schluß des Welt- 
krieges suchte Amerika diesen Bevölkerungszufluß einzudämmen, da 
es befürchtete, daß infolge der Verarmung Europas durch den Krieg 
eine Überschwemmung seines Gebietes mit unerwünschten Ausländern 
stattfinden würde. Amerika beschränkte damals seine Einwanderung 
auf 150000 Personen im Jahre, wobei jedes Land einen bestimmten 
Anteil der bereits in der Union ansässigen Personen seiner bestimmten 
Nationalität zuerteilt erhielt. Diese außerordentlich drastische Ver- 
schärfung der Einwanderungsgesetzgebung hat eine Verknappung der 
Arbeitskräfte in Amerika eintreten lassen und zu gleicher Zeit zu einer 
Steigerung der Löhne geführt. Andererseits wurde gerade dadurch 
das Problem des europäischen Wiederaufbaus erschwert. 

Auch in anderen jungfräulichen Ländern, die vordem große Massen 
von Europäern aufnahmen, ist die Nachkriegseinwanderung durch 
eine ungünstige wirtschaftliche Entwicklung gehemmt worden, so daß 
— wenn wir die Welt als Einheit nehmen — eine sehr weitgehende 
Beschränkung in der Ausbreitung der weißen Rasse stattgefunden hat. 

Zu gleicher Zeit hat sich in Europa selbst durch die ungünstigen Ver- 
hältnisse immer mehr eine Tendenz zur Einschränkung des Bevöl- 
kerungszuwachses bemerkbar gemacht, obwohl wir noch z.B. ein ab- 
solutes Anwachsen der Bevölkerung feststellen können. Der Welt- 
krieg hat viele Leben vernichtet und Neugeburten verhindert. Nach 
dem Kriege sehen wir die Tendenz einer bewußten Geburteneinschrän- 
kung in erhöhtem Maße auftreten. Wir können eine solche Tendenz 
in vielen Ländern Europas beobachten. So weisen z. B. Großbritannien, 
Frankreich, Skandinavien, Holland, Belgien, Italien und Spanien einen 
Rückgang der Geburten auf. 

Wir haben daher das Bild, daß die Bevölkerungsziffer in Europa 
zwar noch ansteigt, aber nicht in so erheblichem Maße als früher, wäh- 
rend wir auf der anderen Seite einen Rückgang der Auswanderung aus 
Europa in jungfräuliche Länder und eine damit Hand in Hand gehende 
Verminderung der Ausbreitung der weißen Rasse erblicken können. 

Der Faktor der Geburtenkontrolle ist für die Zukunft der weißen 
Rasse in der Welt außerordentlich bedeutungsvoll. In einigen Distrikten 
Englands besteht bereits heute eine Geburtsrate von 12 per 1000, was 
kaum genügend ist, um die Bevölkerungsziffer auf dem gleichen Niveau 
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zu halten. Die allgemeine Geburtsrate in England und Wales betrug 
vor dem Kriege etwa 18,3 per 1000, während die Todesrate 12,2 per 
1000 betrug. Nach den gegenwärtigen Anzeichen muß man annehmen, 
daß ein weiteres Fallen der Geburtsrate stattfinden wird. Großbritannien 
nähert sich also dem Zustande Frankreichs, dessen Bevölkerung sta- 
tionär bleibt. In Frankreich ist die Bevölkerung heute einschließlich 
der Bevölkerung von Elsaß-Lothringen genau so groß wie vor dem 
Kriege ohne die Bevölkerung von Elsaß-Lothringen. Es sind außer- 
ordentlich ernste Anzeichen vorhanden, daß andere west- 
europäische Nationen denselben Weg gehen werden. 

Die Tendenz zur künstlichen Einschränkung der Bevölkerungsziffer 
werden natürlich durch die wirtschaftlichen Folgen des Weltkrieges 
nur noch verstärkt. Gegenseitiges Mißtrauen ist an die Stelle der 
früheren guten Beziehungen getreten. Hohe Zollmauern haben einen 
Rückgang der Handelsumsätze herbeigeführt. Die Industrie ächzt 
unter schwerer Steuerbelastung und ist gezwungen, immer weitere 
Entlassungen der Arbeiterschaft vorzunehmen. Diese Faktoren würden 
an und für sich schon genügen, um eine Erhöhung der Bevölkerungs- 
ziffer hintanzuhalten. Wir erblicken aber, wie erwähnt, außerdem noch 
eine besonders starke Ausbreitung der Lehre von der künstlichen Ge- 
burteneinschränkung, die man als einziges Mittel zu einer wirtschaft- 
lichen Sanierung vorgibt. In den neuen Gebieten der weißen Bevöl- 
kerung, vornehmlich in den Vereinigten Staaten, in Kanada und Austra- 
lien, ist auch die Geburtsrate stark im Sinken begriffen. Im Verhältnis 
zu anderen Rassen ist die weiße Rasse, als Einheit genom- 
men, in einem Abstieg begriffen. Dieser Abstieg zeigt 
durchaus eine Verschärfung. 

Es gibt noch große fruchtbare und produktive Gebiete in der Welt, 
die der Erschließung durch den weißen Mann harren. Nord- und Süd- 
amerika, Teile von Afrika, Australien, das wundervolle Neuseeland 
und andere Gebiete haben Naturschätze genug, um eine ungeheure Be- 
völkerungsziffer aufzunehmen. Wenn die weiße Rasse es unterläßt, 
diese Gebiete zu bevölkern, dürfen sie deshalb unbevölkert bleiben ? 
Diese Frage stellen, heißt sie auch gleich beantworten. 

Das sind gewiß ernste Überlegungen über die Zukunft abendländischer 
Kultur. Sie werden noch ernster, wenn man bedenkt, daß die Völker 
Europas trotz Abrüstung und Völkerbund auch in Zukunft von mör- 
derischen Kriegen bedroht sind. Der Konflikt von 1918 hat der euro- 
päischen Wirtschaft und der abendländischen Kultur einen ungeheuren 
Schlag versetzt, von dem sie sich noch längst nicht erholt hat und in 
abschbarer Zeit kaum erholen wird. Eine andere solche Katastrophe 
würde die Führerschaft der weißen Rasse, die jetzt bereits gefährdet 
ist, vollends zerstören. 
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Englands Ziele. 
Von LORD THOMSON, früherer britischer Minister für Luftfahrt. 


Lord Thomson, der frühere Minister für 
Flug wesen, gehört zu den größten luftpoli- 
tischen Autoritäten. In Anbetracht der großen 
weltpolitischen Bedeutung des Wettrüstens der 
Westmächte hinsichtlich der Luftwaffe und in 
Anbetracht der welt wirtschaftlichen Bedeutung, 
die der in Aussicht stehende Luftverkehr über 
alle Teile des britischen Imperiums beanspru- 
chen kann, ist es von allgemeinem Interesse, 
die Ausblicke eines so hervorragenden Fach- 
mannes in Fragen der künftigen Luftpolitik 
kennenzulernen. 

Wir hören in diesen Tagen viel von Abrüstung und Weltfrieden, 
aber abgesehen von Deutschlands unfreiwilliger Ver- 
minderung seiner bewaffneten Streitkräfte und 
teilweisen Beschränkungen in den Seerüstungen durch das Washington- 
Abkommen ist die Bindung der meisten Nationen hinsichtlich der Ab- 
rüstung mehr eine Formel als eine Realität. Bei der schwebenden Ent- 
scheidung der Genfer Abrüstungskonferenz erwartet die 
Welt eine offene und spontane Geste durch die führenden Mächte. Kein 
Gebiet gibt den Nationen eine so gute Möglichkeit, ihren ehrlichen Willen 
in bezug auf Abrüstung zu zeigen, als gerade die Luftpolitik. 

In dem nächsten europäischen Krieg — wenn eine solche Katastrophe 
eintreten sollte — wird die beinahe unbeschränkte Macht der Luftwaffe 
als eine tödliche Wehr sich in einer derartig grauenhaften Weise zeigen, 
daß der gewöhnliche Mensch sich gar keine Vorstellung davon machen 
kann. Die schrecklichen Zerstörungskräfte dieser schnellen, fürchterlichen 
Instrumente waren während des Krieges nur eine Andeutung davon. 
Nichts wird gewonnen, wenn man unangenehme Tatsachen verschweigt. 

Es ist nicht lange her, daß der Chef des Luftstabes in Groß-Britan- 
nien gesagt haben soll, er würde gern die Luft „abschaffen.“ Wer ihn 
kennt, wird leicht verstehen, was er damit meint. Ein Mann von weitest- 
gehender Erfahrung ist, während er die Luftstreitkräfte komman- 
dierte — ich darf wohl sagen mit einer an Genie grenzenden Geschick- 
lichkeit — so beeindruckt von den fürchterlichen Möglichkeiten des 
Luftkrieges, daß er es vorziehen würde, wenn es möglich wäre, dieses 
Kampfgebiet ganz aus der Welt zu schaffen. 

Groß-Britannien hat in diesem Jahr ein Beispiel von Sparsamkeit 
in bezug auf seine Ausgaben für die Luftstreitkräfte gegeben, das von 
Leuten mit gutem Willen auch in der ganzen Welt anerkannt werden 
sollte. Hoffen wir, daß es auch anerkannt wird. Aber wir müssen doch 
zugleich der harten Tatsache ins Gesicht sehen, daß es. bis auch die 
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anderen Nationen mit uns hierin einig sind, ein Wahnsinn wäre, sich 
der Möglichkeit der Verteidigungslosigkeit im Falle eines neuen euro- 
päischen Krieges auszusetzen. (Dieser „Wahnsinn“ aber ist Deutschland 
aufgezwungen! D. Red.) Unterlegenheit in der Luft würde unsere Häfen, 
unsere Industrie, unsere militärischen Zentren dem Risiko einer Zer- 
störung aussetzen, ehe unsere Armeen im Felde wären und unsere Flotten 
auf dem Meer. Solange die Welt in dem augenblicklichen, leicht ent- 
zündbaren Stadium steht, ist eine genügende Luftstreit- 
macht notwendig für die Existenz als Croß macht. 
Die Luftstreitkräfte müssen London und andere Zentren vor Luft bom- 
bardements schützen und gleichzeitig mit der Marine und den Land- 
streitkräften im Felde zusammenarbeiten. 

Durch die Entwicklung des Flugwesens hat England seine 
insulare Stellung, so weit sie Europa betrifft, verloren. 
Wenn für den Schutz der überseeischen Verbindungen auch 
jetzt noch die Marine verantwortlich ist, so muß die Kontrolle 
schmaler Gewässer immer mehr die Ausdehnung der Luftstreitkräfte 
erfordern. 

Auchim Luftkriegist die beste Form der Ver- 
teidigung der Angriff. Da dem so ist, ist eine Organisation 
erforderlich, welche Mann und Material in den Stand setzt, konzentrische 
Angriffe auf lebenswichtige Punkte im feindlichen Gebiet zu machen. 
Um diesen Anforderungen für die Verteidigung des Reiches begegnen 
zu können, muß man eine wohlorganisierte Luftmacht hinstellen, deren 
einzelne Glieder hochwertig ausgebildet und mit reichlichem Material 
ausgestattet wird. Einheiten müssen dahin gebracht werden, daß sie 
leicht und präzise zusammenarbeiten wie ein großer Industriemechanis- 
mus. Die Führer müssen vertraut sein mit jedem Zweige der Luft- 
arbeit; sie müssen die Energie haben, zeitweilige Rückschläge durch- 
zuhalten, und jenen Instinkt besitzen, einen entscheidenden Schlag im 
richtigen Moment zu führen, der die größten Heerführer aller Völker 
immer charakterisiert hat. 

Auch die beste Organisation muß scheitern, wenn die Luftwaffe nicht 
durch eine das ganze Land umfassende Industrie gestützt ist und auch 
im Friedenübereinenhochentwickelten Flieger- 
stab verfügt. Die technischen Entwicklungsmöglichkeiten müssen 
bis ins kleinste und feinste durchstudiert und durchgeprobt werden. 
Das Ministerium für Luftverkehr in England hat mit der Einsetzung 
einer besonderen Abteilung für wissenschaftliche Untersuchungen unter 
einem berufenen Leiter sicherlich einen Schritt auf dem richtigen Wege 
getan. Es war auch eine weise Maßregel regierungsseitig, zwei Luft- 
geschwader in Oxford und Cambridge einzurichten, um hier die engste 
Fühlung zwischen der Entwicklung der Luftstreit- 
kräfte und den Fachwissenschaftlern der Uni- 
versitäten zu unterhalten. Auf diese Art wurde die konkurrenz- 
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lose Organisation, dieser Mittelpunkt von Spezialwissenschaften, in den 
Dienst der nationalen Wehrkraft gestellt. 

Rechtzeitige Ausgaben für die Entwicklung des Flugwesens sind als 
Anlagen zu betrachten, die in späterer Zeit Ersparnisse möglich machen 
werden. Richtig angewandt, können auch verhältnismäßig kleine 
Mittel zu großen Erfolgen führen. Aber jeder Versuch, die Entwicklung 
des Flugwesens zu drosseln, erscheint mir verhängnisvoll. 

Die englisch sprechenden Völker haben sich erstaunlich 
langsam in der Erfassung wirtschaftlicher Möglich- 
keiten der Luftfahrt gezeigt. Die Gleichgültigkeit, mit der 
das kommerzielle Flugwesen vom Durchschnittsengländer betrachtet 
wird, findet jedoch eine Parallele in der Haltung seines amerikanischen 
Vetters. Die sonst so schnell erfassenden Nord-Amerikaner 
haben nur eine Hauptluftverkehrslinie zwischen 
dem Atlantischen und dem Stillen Ozean in Be- 
trieb. Die Organisation dieses einzigen Dienstes stellt allerdings, das sei 
hier festgestellt, den Gipfel der Leistungsfähigkeit dar. Für einen Kon- 
tinent aber, der solche Entfernungen aufweist, ist diese Unzulänglich- 
keit beschämend. 

Diese Teilnahmlosigkeit der Angelsachsen steht in bemerkenswertem 
Gegensatz zu dem Enthusiasmus der teutonischen Rasse für Luftfragen. 
In Deutschland z. B. zeigt das Luftverkehrswesen, trotz der 
ihm durch den Versailler Vertrag auferlegten Beschränkungen, eine 
erstaunliche Lebenskraft. Meine Auffassung geht dahin, daß ein Reich, 
dessen Teile auf so weitem Raume verteilt liegen, wie die des britischen, 
mit größter Energie an die Errichtung schneller und häufiger Luft- 
verkehrslinien gehen sollte. Soweit es die der Regierung zur Verfügung 
stehenden Mittel erlauben, arbeitet sie schon mit privaten Unterneh- 
mungen Hand in Hand und leistet damit nützliche vorbereitende 
Arbeit. 

Viele der besten Köpfe bei uns und in Amerika haben sich über die 
wirtschaftlichen Möglichkeiten eines regel- 
mäßigen transatlantischen Luftverkehrs Täu- 
schungen hingegeben. An beiden Seiten des Atlantik liegen die reich- 
sten Gemeinwesen der Welt, deren Handelsbeziehungen mit jedem Jahre 
enger werden. Die in Betracht kommenden großen Entfernungen 
müssen jedoch im Verein mit den ungünstigen metereologischen Ver- 
hältnissen einen solchen Luftverkehr unwirtschaftlich gestalten, wenn 
nicht gar für Flugzeuge physisch überhaupt unmöglich machen. Es 
muß sich erst zeigen, ob nicht schließlich die Eigenschaften des Luft- 
schiffes ausreichen werden, um diese Schwierigkeiten zu über- 
winden. 

Die Ansichten der Sachverständigen sind, wie zugegeben werden 
muß, hinsichtlich der praktischen Verwendbarkeit von Luftschiffen 
noch immer geteilt. Eine Reihe bedauernswerter Katastrophen in Eu- 
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ropa und den Vereinigten Staaten hat die öffentliche Meinung zu ihren 
Ungunsten beeinflußt. Die Erprobung dieser „leichter als Luft“-Fahr- 
zeuge werden indessen beharrlich fortgesetzt, und es ist nicht zuviel 
gesagt, daß die Herstellung neuer Typen, die sicherer und leistungs- 
fähiger sind, jetzt als gesichert gelten kann. 

Ohne den Wert des Flugzeuges herabsetzen zu wollen — das sich 
ja tatsächlich schnell zum praktischen Verkehrsmittel entwickelt —, 
darf man doch vielleicht daran erinnern, daß das Luftschiff besondere 
Eigenschaften hat, die ihm eine große Zukunft als Beförderungsmittel 
sichern können. Das Größenproblem ist hierbei eines der wichtigsten, 
denn vermutlich geht, wie im Fall der Schiffsriesen des Ozeans, der Bau 
immer größerer Luftschiffe Hand in Hand mit erhöhter Sicher- 
heit im Luftverkehr. 

Gegenwärtig sind zwei Luftschiffe für die britische Regierung im 
Bau, die zu den größten der Welt zählen werden. Sie erhalten ein Fas- 
sungsvermögen von je 5 Millionen Kubikfuß und werden, neben einer 
Besatzung von fünfzig Mann, hundert Fahrgäste sowie 20 t Fracht 
befördern können. Es scheint aber nichts dagegen zu sprechen, daß 
später noch über diese Abmessungen bei Luftschiffen hinausgegangen 
wird. Die Feststellungen einer technischen Untersuchungskommission, 
die vor einigen Monaten in den Vereinigten Staaten zwecks Prüfung 
der Frage geeigneter Luftschiffe für einen regelmäßigen und schnellen 
Verkehr zwischen New-York und London eingesetzt wurde, deuten im 
Gegenteil auf die Möglichkeit des Baues eines Riesenluftschiffes von 
15 Millionen Kubikfuß Fassungsvermögen. 


Solche Fortschritte im Luftschiffbau erscheinen fast phantastisch; 
es gehört aber keine größere Vorstellungsgabe dazu, um sie zu begreifen, 
als die, welche die modernen Schiffsriesen des Ozeans neben seinem höl- 
zernen Prototyp aus einer Zeit stellt, die ein knappes Jahrhundert zu- 
rückliegt. Mit einem ideal gebauten Luftschiff aber wird die Einrichtung 
einer regelmäßigen britisch-amerikanischen Luftverkehrslinie eine durch- 
aus annehmbare Sache. 


Ein solcher Dienst, der die Reise von England nach Amerika zu einer 
Sache von wenigen Stunden machen würde, könnte auch die Handels- 
beziehungen zwischen beiden Ländern nachhaltig beeinflussen. Aber 
noch mehr. Die traditionelle Isolierung der Neuen Welt gegenüber 
der Alten ließe sich nicht mehr auf absehbare Zeit aufrechterhalten, 
sobald einmal die geographischen Schranken gefallen sind. 
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Die Zukunft des internationalen Flugwesens. 


Von Generalmajor FREDERIK SYKES K. C. B., London. 


Sir Frederik Sykes gilt in England als eine Autorität 
in allen Fragen des internationalen Luftverkehrs. Er war 
u. a. der eigentliche Begründer des Royal Flying Corps 
und bekleidete mehrere Jahre den Posten des Chef- 
ingenieurs des englischen Flugwesens. 


Riesenhaft gesteigerte Transportmöglichkeiten werden zu leicht als 
die Begleiterscheinungen einer verfeinerten Kultur angesehen. Man 
übersieht hierbei nur, daß es gerade das Transportwesen war, aus dem 
aller menschlicher Fortschritt geboren wurde und durch das unsere 
heutige Kultur genährt und gestärkt wird. 

Wenden wir unseren Blick rückwärts. — 

Zivilisation entstand zuerst in jenen Gebieten der Erde, wo günstige 
geographische Verhältnisse einen Verkehr zwischen einzelnen Punkten 
der bewohnten Erdoberfläche ermöglichten. Später wurde der Fluß, 
der bis dahin eine Art Grenzscheide gebildet hatte, selbst zum Ver- 
kehrsweg, zur Straße, auf der sich die Zivilisation weiter und weiter 
verbreitete. 

Durch die leichte Schiffbarkeit der meist ruhigen Gewässer des 
Mittelmeeres wurde die Zivilisation nach Norden getragen. Rom 
breitete sich auch auf dem Landwege weiter aus, und mit der Rechts- 
wissenschaft, der Baukunst und der Kunst des Schreibens wurden 
schöne Künste und Wissenschaften in bis dahin wenig kultivierte Gebiete 
getragen. Auch in jener Zeit machte sich der Einfluß des Transport- 
wesens nicht nur für die Ausbreitung der Kultur, sondern nach dem 
Verfall des römischen Reiches in noch höherem Maße für die Erhal- 
tung der Kultur bemerkbar. Überall da nämlich, wo sich eine Ver- 
kehrsverbindung mit den Hauptadern des Verkehrs aufrechterhalten 
ließ, erhielt sich die Kultur auch nach dem Sturze des römischen Reiches. 
Überall da aber, wo diese Verkehrsverbindungen aus Mangel an Be- 
nutzung zusammenbrachen oder nicht weiter gepflegt und ausgebaut 
wurden, ging die schon errungene Kultur zurück und versank allmählich 
in Unkultur. 

Eine neue Ära brach mit der Erfindung der Dampfmaschine an. 
Aus der Verwendung der Dampfkraft entwickelte sich letzten Endes 
nicht nur unsere moderne Industrie, sondern ihr ist auch die Erschlie- 
Bung der Goldproduktion in Australien und Afrika und die Ausnutzung 
der gewaltigen Lebensmittelproduktionsgebiete in der Neuen Welt 
zuzuschreiben. Zu noch schnellerem Tempo wurde die menschliche 
Kulturentwicklung durch die Erfindung der Elektrizität angekurbelt. 
Ihr Einfluß auf dem gesamten menschlichen kulturellen Fortschritt 
ist bei ihrer ständig noch zunehmenden Verwendung und Ausbreitung 
unschätzbar. Sie brachte eine ungeheure Erhöhung in der Schnellig- 
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keit des Transportwesens und führte zu einer so gewaltigen Steigerung 
des Tempos in der Nachrichtenübertragung, daß die Entwick- 
lung unserer sonstigen physischen Beweglichkeit geradezu unvoll- 
kommen erscheint. 

Bis zu welchem Umfange sich das Flugwesen noch entwickeln, der 
Luftverkehr noch ausgebaut werden wird, läßt sich heute noch nicht 
voraussagen. Ebensowenig wie es für den Erfinder der Dampfmaschine, 
des Telephons, des Webstuhls oder der X-Strahlen möglich war, den 
Einfluß ihrer Erfindungen auf Menschheit und Weltwirtschaft voraus- 
zusagen, ebensowenig können wir heute wissen, in welcher Weise das 
Flugwesen noch unsere moderne Kultur beeinflussen, ja eventuell von 
Grund aus umgestalten wird. Die Tatsache der bereits errungenen 
Beherrschung der Luft durch den Menschen und die Möglichkeit des 
Fliegens allein gibt uns jedoch Hoffnung genug, mit Bestimmtheit zu 
erwarten, daß wir durch unsere moderne Industrie und die stets zu- 
nehmende Vervollkommnung der Technik unserem Bedürfnis nach 
einer schnelleren physischen Beweglichkeit gerecht werden können. 

Es liegt durchaus im Bereiche des Möglichen, daß ein günstiges 
Geschick in Verbindung mit rastlosem Fleiße und nie ermüdender 
wissenschaftlicher Tätigkeit es uns gestatten wird, jene Utopien, 
die wir heute vielfach hören, und nach denen wir z. B. zwischen Sonnen- 
aufgang und Sonnenuntergang eine Luftreise von London nach Sidney, 
von Berlin nach New York oder von Oslo nach Kairo zu machen imstande 
sein sollen, zu verwirklichen. Die kühnsten Träume eines Jules Verne 
werden übertroffen werden. Diese Reisen sollen nicht etwa mit ganz 
kleinen flinken Rennflugzeugen durchgeführt werden, sondern auf 
Großflugzeugen schwersten Types mit Frachtlasten, die in Tausende 
von Tons gehen, während unsere heutigen Flugzeuge bisher nur in 
wenige hundert Pfund bei sich führen. Ein solcher Ausblick ist natür- 
lich zumal für den Techniker recht reizvoll, entbehrt jedoch immer 
noch eines gewissen realen Untergrundes. Es ist daher wichtiger, sich 
zunächst einmal mit etwas näher liegenden Fragen der Luftfahrt zu 
befassen. 

Augenblicklich leidet das Luftwesen noch unter drei 
Schwierigkeiten. Es ist erstens viel zu teuer und kann daher 
nur für einen solchen Verkehr Anwendung finden (Personen- oder Güter- 
verkehr), bei dem die durchaus notwendige Schnelligkeit die höhere 
Ausgabe rechtfertigt. Zweitens aber hat der Lufttransport den Nach- 
teil, daß er im allgemeinen nur von Großstädten aus oderin dicht- 
bevölkerten Industriezentren durchführbar ist, die bereits 
durch ein weitverzweigtes Netz von Verkehrsverbindungen aller Art 
eng miteinander verbunden sind und einen schnellen Zu- und Abtrans- 
port zum Flughafen ermöglichen. Daß hier Mitteleuropa noch vor 
gewaltigen Entwicklungsmöglichkeiten steht, liegt auf der 
Hand. Die in Paris getroffenen Vereinbarungen haben eine wenigstens 
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teilweise Freiheit der deutschen Luftfahrt gebracht. Es wird sich nun- 
mehr die Möglichkeit ergeben, mit deutschen Flugzeugen schnell nach 
allen Deutschland umgebenen Länder zu gelangen und andererseits 
auch den Flugzeugen der angrenzenden Länder das Einf lugsrecht nach 
Deutschland offenstehen. Die zivile Luftfahrt ist ihrer schwersten 
Fesseln frei. Wir werden sicherlich bereits in kurzer Zeit eine wesent- 
liche Verdichtung unseres Luftverkehrsnetzes erleben. Von 
Stockholm bis Rom oder Madrid, von Kopenhagen bis Konstantinopel, 
von London bis Moskau werden internationale Strecken zwangsläufig 
über Deutschland führen, und Berlin wird damit sozusagen zu 
einem Knotenpunkt des internationalen Luftverkehrs wer- 
den. Der Schritt von der transkontinentalen bis zur interkontinentalen 
Verbindung wird dann verhältnismäßig leicht sein. Schwierigkeiten 
gibt es natürlich noch in Hülle und Fülle zu überwinden, aber wir sehen 
ihre Lösung bereits im Bereich der Möglichkeiten. Eine solche Schwierig- 
keit, die ich als dritten Punkt anführen möchte, ist z. B. die Frage der 
Nachtflüge und das Problem des Tagesfluges in Gebieten, 
in denen leicht Nebel, Dauerregen oder heftige Schneefälle 
auftreten können. Nur wenn es gelingt, auch das Flugwesen zu 
einem so vertrauenswürdigen Verkehrsmittel zu gestalten, wie wir es 
z. B. in der Eisenbahn, den großen Ozeandampfern oder dem Auto- 
mobil besitzen, können wir auf eine weitgehende Verwendung des Flug- 
zeuges durch kommerzielle Kreise, die die einzig in hohem Maße zahlungs- 
fähigen sind, rechnen. 

Zweifellos werden alle diese Nachteile mit der Zeit vermindert oder auf- 
gehoben werden. Wo man das Flugwesen nach wirtschaftlichen oder kauf- 
männischen Prinzipien betreibt, wird sich die erste natürliche Entwick- 
lungstendenzinderRichtungeinerKostenverminderungerstrecken. 

Erfahrung allein kann dann zeigen, ob das Luftschiff mit Flugzeug- 
verbindungen, die von ihm gleichsam als einen Mittelpunkt ausstrahlen, 
oder das Flugzeug allein das Verkehrsmittel der Zukunft sein wird. 
Durch die Einrichtung eines Dauerverkehrs, der stets unter wissen- 
schaftlicher Beobachtung und unter Zuhilfenahme praktischer Ver- 
suche durchgeführt werden muß, kann man das Problem einer Herab- 
minderung der Unkosten und eines Ausbaues des Frachtluftverkehrs 
lösen. Eine immer engere Fühlungnahme der großen Industrie- und 
Handelsnationen wird auch zur Steigerung des Luftverkehrs für die 
Personen- und Gepäckbeförderung beitragen. Man darf es getrost aus- 
sprechen, daß das internationale Flugwesen sicherlich ein wichtiges 
der vielen Momente sein wird, durch das die im Weltkriege 
entzweiten Nationen wieder einander näher gebracht und 
so auch in ihrer geistigen Einstellung zueinander in freund- 
lichere Bahnen gelenkt werden können. 
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DIE FORTSCHRITTE DER WELTSCHIFFAH RT. 
Von G. A. VALLANCE, Sekretär des britischen Schiffahrtsamtes. 


Dadurch, daß sich die Aufmerksamkeit allein auf die unmittel- 
baren Schwierigkeiten richtet, mit denen die Schiffahrt in den letzten 
Jahren zu kämpfen hat, wird bisweilen ein übertriebener Pessimismus 
hervorgerufen. Ein gelegentlicher Rückblick auf das, was wir als „Ent- 
wicklung auf lange Sicht“ bezeichnen können, ist daher nützlich und 
lehrreich, weil er den Pessimismus auf das richtige Maß zurückzu- 
führen geeignet ist. Die letzten dreißig Jahre bilden für diesen Zweck 
einen geeigneten Zeitabschnitt. Gegen 1896 hatte das Dampfschiff 
endgültig die Überlegenheit über das Segelschiff errungen. Soweit 
Großbritannien in Frage kommt, hatte die Segelschiffstonnage aller- 
dings ihren Höhepunkt bereits 30 Jahre früher, nämlich 1866, erreicht 
(sie war zu diesem Zeitpunkt fünfmal größer als die Dampfertonnage) 
und begann dann abzunehmen. Andere Länder gingen langsamer 
vom Segler zum Dampfer über, denn obwohl die Dampfertonnage der 
ganzen Welt in den 30 Jahren nach 1866 um mehr als 500 vH zunahm 
(gegenüber einer siebenfachen Zunahme der Dampfertonnage unter 
britischer Flagge), so war die Segelschiffstonnage der Welt noch bis 
1890 größer als die Gesamttonnage der Dampfer. Selbst 1896 waren 
in Großbritannien noch fast 2,5 Millionen Bruttotonnen an Segelschiffs- 
raum registriert, während die Welttonnage an Segelschiffen zu diesem 
Zeitpunkt rund 8 Millionen t oder etwa 45 vH der damals vorhandenen 
Dampfertonnage ausmachte. 

In den nächsten 30 Jahren, bis Ende 1926, wird der Fortschritt 
unter den in Wettbewerb stehenden Nationen am besten nur durch 
die mechanisch angetriebene Schiffstonnage dargestellt, weil das Segel- 
schiff heute ein untergeordneter Faktor im überseeischen Handel ist. 
Die nachstehende Tabelle zeigt die Zunahme der Dampfertonnage der 


Handelstonnage an Dampfschiffen 


in Millionen Brutto-Tonnen 


Groß-Britannien. . . . . 2 2 2 2 2 0. 10,0 | 17.3 19,3 
Britische Dominions ......... 0,5 | 1,4 2,7 
Norwegen, Schweden, Dänemark. 1,0 | 3,0 5,1 
Hollan gag 0, 1.0 2,6 
Frankreich . . . 2:2 2 2 2 2 2 20. 0,9 1.5 3,3 
Deutschland . .. . 22.22 2 2 20. 1,4 4,1 3,0 
Italien 4-8. der 202 24% 0,4 1.0 3,1 
Japan, u.a u wagen 0.3 | 1.2 4,0 
Vereinigte Staaten von Amerika. 0.8 1,7 11,4 
Sonstige Länder 1.8 | 4.3 5,8 


Gesamttonnage der Welthandelsflotte: 17,4 36,5 | 60.3 
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einzelnen Länder der Menge nach (einschließlich der nach dem Kriege 
gebauten Motorschiffe), und zwar bei Beginn, in der Mitte und am Ende 
jenes Zeitraumes von 30 Jahren. Die Schiffstonnage auf den großen 
amerikanischen Seen sowie alle kleinen Fahrzeuge von weniger als 
100 t sind durchweg unberücksichtigt geblieben. 

Es zeigt sich also, daß in den 15 Jahren von 1896 bis 1911, ein Zeit- 
raum großen industriellen Aufschwungs, eine Zunahme um 73 vH der 
britischen und um rund 110 vH der Welttonnage zu verzeichnen ist. 
Das Reinergebnis der nächsten 15 Jahre (eine Periode, welche die 
große Vernichtung von Tonnage durch den Weltkrieg, den kurzlebigen 
Aufschwung von 1919 bis 1920 und die darauffolgende langanhaltende 
Depression umfaßt) ist sehr ungleichartig. Die britische Tonnage stieg 
um etwas mehr als 11 vH gegenüber einer Gesamtzunahme der Welt- 
tonnage von 65 vH. Die in der letzten Spalte genannten Tonnage- 
ziffern erfordern jedoch gewisse Einschränkungen. Ein großer Teil 
der amerikanischen ‚Notflotte der Kriegszeit“ befindet sich dauernd 
außer Dienst, und wenn ferner die anormal große Zahl veralteter Schiffe 
berücksichtigt wird, die heute unter gewissen fremden Flaggen fährt, 
so kann bei vorsichtiger Berechnung die „effektive“ Welthandels- 
tonnage auf etwa 53 Millionen t beziffert werden. Gegenüber 1911 
bedeutet dies nur eine Zunahme um 45 vH. Unter Zugrundelegung 
dieser verminderten Gesamtziffer für 1926 beträgt der heutige Anteil 
Großbritanniens an der seegehenden Welttonnage annähernd 37 vH 
gegenüber 47 vH im Jahre 1911 und 57 vH im Jahre 1896. In diesen 
veränderten Ziffern spiegelt sich das allgemeine, aber auch völlig natür- 
liche Bestreben souveräner Staaten wieder, nicht so sehr die britische 
Vormachtstellung zur See zu bekämpfen als sich selbst genügend Ton- 
nage zu schaffen, um unter allen Eventualitäten ihre wesentlichen Ein- 
und Ausfuhrbedürfnisse befriedigen zu können. Für Großbritannien, 
das über 40 Bruttotonnen an Schiffsraum auf je 100 Einwohner besitzt, 
wäre es lächerlich, über „Wettbewerb“ zu jammern, weil z. B. Japan 
sich eine Handelsflotte zugelegt hat, die immer erst 6,5 t je 100 Ein- 
wohner ausmacht. Wie aus der obigen Tabelle hervorgeht, ist die 
britische Handelsflotte immer noch fast viermal so groß als die ge- 
samten Flotten der drei skandinavischen Länder und sechsmal so groß 
als die Tonnage irgendeines einzelnen europäischen Staates. Weiter 
mag darauf hingewiesen sein, daß 50 vH aller Handelsschiffe der Welt 
mit einer Geschwindigkeit von 12 Seemeilen und darüber hinaus unter 
britischer Flagge fahren. Unter dieser fahren ferner 40 vH aller Schiffe 
von 6000 t und darüber sowie fast 56 vH der Schiffe von je 10000 t und 
mehr. Zu beachten ist ferner, daß nicht nur 40 vH der gesamten in den 
letzten fünf Jahren gebauten Tonnage in britischem Besitz ist, sondern daß 
auch die geschäftliche Leitung und die Organisation unserer Schiffahrt 
(60 vH der seegehenden Tonnage ist in sieben weitverzweigten Schiffsver- 


bänden zusammengefaßt)in der ganzen Welt als mustergültig anerkannt ist. 
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Es bleibt die Frage zu beantworten, ob die gesamte heutige Welt- 
tonnage besorgniserregend groß ist. Daß in den letzten fünf Jahren 
dauernd ein Überschuß über den Bedarf bestanden hat, geht aus dem 
nachhaltigen Tiefstand der Charter-Raten sowie aus der häufigen 
Unmöglichkeit für fahrplanmäßige Liniendampfer hervor, ihren Lade- 
raum wirtschaftlich voll ausnutzen zu können. Darauf deutet auch die 
beträchtliche Zahl der in Häfen und ruhigen Flußmündungen aufgelegten 
Schiffe. | 

Nicht nur leidet aber der internationale Handel unter den durch 
die vielfachen Zollschranken und die chaotischen Wechselkurse hervor- 
gerufenen Beschränkungen, sondern es besteht auch Grund zu der 
Annahme, daß die Ausdehnung des überseeischen Handels, seiner 
physischen Menge nach, sich nicht im gleichen Maße wie in der Vor- 
kriegszeit fortsetzen wird. Vor allem stellt wahrscheinlich die englische 
Kohle eine abnehmende Massenladung dar. Voraussichtlich wird des- 
halb die Art von Tonnage, welche besonders für die Beförderung dieser 
Ware gebaut wird, eine Abnahme erleiden. Andererseits bleibt zu be- 
denken, daß, wenn auch die britische Dampfertonnage sich seit 1896 
etwa verdoppelt und die geschätzte „effektive“ Welthandelsflotte sich 
verdreifacht hat, die Verkehrsstatistiken zu dem Schluß ermutigen, 
daß diese Steigerung berechtigt ist. So ist die Zahl der in britische 
Häfen ein- und ausgelaufenen Schiffe in den letzten 30 Jahren um rund 
100 vH gestiegen, während im gleichen Zeitraum die Zahl der den 
Suezkanal — jenes Hauptbarometer des Schiffsverkehrs — durch- 
fahrenden Schiffe sich annähernd verdreifacht hat. Dieser stark ge- 
steigerten jährlichen Leistungsfähigkeit der heutigen Handelsflotte in 
der Warenbeförderung (die hauptsächlich auf die größere Durchschnitts- 
geschwindigkeit auf See und verbesserte Lade- und Löscheinrichtungen 
in den Häfen zurückzuführen ist) steht das Verschwinden von rund 
6 Millionen t an Segeltonnage gegenüber. Weiter darf bei einem Ver- 
gleich der beutigen Lage der Schiffahrt mit der vor 30 Jahren nicht 
übersehen werden, daß fast 6 Millionen t des Weltschiffsraumes heute 
ausschließlich mit der Beförderung von Erdöl in ganzen Schiffsladungen 
beschäftigt sind, während sogar eine noch größere Menge an Lade- 
raum für den Transport von Nahrungsmitteln in gefrorenem oder ge- 
kühltem Zustand erforderlich ist. 

Kurz gesagt, die Wiederherstellung des wirtschaftlichen „Gleich- 
gewichts“ zwischen angebotener Ladung und vorhandenem Laderaum 
wird wahrscheinlich viel schneller eintreten — abgesehen natürlich von 
unvorhergesehenen Umständen —, als vielfach angenommen wird. 
Gleichzeitig besteht aber guter Grund zu der Annahme, daß die Stei- 
gerungskurve der Tonnage der mechanisch angetriebenen Schiffe, die 
in den 45 Jahren von 1800 bis 1911 so gewaltig anstieg, sich jetzt wieder 
„verflacht““ und daß die Schiffahrt mit einem sich verhältnismäßig 
gleichbleibenden Beförderungsangebot zu rechnen haben wird. Die 
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Fortschritte der nächsten Zeit werden mehr in Richtung des Ersatzes 
veralteter Schiffseinheiten durch Motorschiffe oder „ Uber“ dampf- 
schiffe als in der Zunahme der schwimmenden Gesamttonnage liegen. 


DIE WIRTSCHAFT S POLITIK 
DER DEUTSCHEN INDUSTRIE. 


Von Dr. W. M. Frhr. v. BISSING. 


Die diesjährige Dresdner Tagung des Reichs verbandes der Deutschen 
Industrie war offensichtlich von den beiden Referaten des Reichs- 
finanzministers Reinhold und des Herrn Dr. Silverberg beherrscht. 

Die Rede des Reichsfinanzministers war insofern von Bedeutung, 
als seitens des berufenen Vertreters der Reichsregierung auf die bis- 
herige verfehlte Finanzpolitik offen hingewiesen und Ab- 
hilfe versprochen wurde. Allerdings wird man nicht vergessen 
dürfen, daß an der die Wirtschaft so sehr beeinträchtigenden Finanz- 
politik auch das Parlament nicht ganz unschuldig ist, und zwar in zwei- 
facher Weise. Im Jahre 1924, als das Dawesgutachten angenommen, 
die deutsche Währung endgültig festgelegt und durch die Dawesanleihe 
gut fundiert war, vermochte die damalige Regierung es nicht, eine Ab- 
änderung der Steuergesetze durchzuführen, weil der Reichstag durch 
beständige Kämpfe zwischen seinen einzelnen Fraktionen arbeits- 
unfähig war und aufgelöst werden mußte, während der neue Reichstag 
durch die Schuld der Parteien, die in demagogischer Weise die durch 
die Geldentwertung verursachten Schäden zu Wahlkampfzwecken be- 
nutzt hatten, in einen wenig fruchtbaren Kampf um das Aufwertungs- 
problem verflochten wurde, hinter den die Reform der Reichssteuern 
und Reichszölle zurückzutreten hatte. Die zweite Verfehlung des Par- 
laments bestand darin, daß es allzu gebefreudig war, vor allem, als es 
sich um die Einbeziehung der Reichsanleihen für die Aufwertung und 
um die Erhöhung sozialer Lasten handelte. Es dürfte daher nicht ganz 
zutreffend sein, die verfehlte Steuer- und Finanzpolitik der letzten 
Jahre mit mangelnder parlamentarischer Kontrolle zu entschuldigen. 

Aber selbst, wenn man zugeben wollte, daß das Parlament die von 
ihm selbst gebilligte und aus seinen Reihen gebildete Regierung nicht 
genügend hätte kontrollieren können, so hätte es nur damit bewiesen, 
daß es zur Erfüllung der ihm durch die Reichsverfassung zugeteilten 
Aufgaben und Pflichten nicht fähig ist. Im Hinblick auf die starken 
Reibungen, die jede große Entscheidung bisher sowohl innerhalb der 
einzelnen Fraktionen, wie zwischen diesen ausgelöst hatte, wird es 
sich fragen, ob der Reichsfinanzminister in Zukunft für das 
einzig mögliche Finanzprogramm, das er vorgeschlagen hat, 
nämlich die Anpassung der Staatsausgaben an die Ein— 
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nahmen, eine Mehrheit im Reichstag finden wird. Mit Recht 
hat Minister Reinhold die engen Beziehungen zwischen Finanzpolitik 
und Verwaltungsreform hervorgehoben, und hier klafft allerdings eine 
Wunde, die mit kleinen Mitteln und ohne Schmerzen kaum zu heilen 
sein wird. Es ist mit einer sog. Reform, die im Rahmen des Bisherigen 
gewisse Umgruppierungen der Behörden vorsieht, in keiner Weise getan. 
Man wird einen erheblichen Schritt weiter gehen, und nach Lage der 
Dinge wird der dann zu beschreitende Weg kaum in der Richtung der 
Wünsche aller derer liegen können, die mit dem Inhalt der verschiedenen 
Denkschriften der Bayerischen Regierung über Reform der Reichs- 
verfassung sympathisieren. Die Not der Zeit zwingt uns, mit mancher 
uns lieb gewordenen Tradition zu brechen, und so wird, wenn eine wirk- 
liche Ersparung und eine nachhaltige Einschränkung der Staats- 
ausgaben im weitesten Sinne zur Stärkung der Wirtschaft erreicht 
werden soll, eine Beschränkung der Selbstverwaltung und eine 
stärkere Zentralisierung des behördlichen Apparates Platz 
greifen müssen. Das bisherige Neben- und Gegeneinanderarbeiten der 
verschiedenen Reichs- und Landesbehörden, die sich mit den gleichen 
Aufgaben zu befassen haben, führt Reibungen herbei, die für ein Land, 
das derartige wirtschaftliche Verluste erlitten hat, wie das bei uns 
der Fall ist, nicht tragbar sein können. Mit Recht wurde kürzlich von 
anderer Seite betont, daß es nicht allein auf einen Abbau der Funk- 
tionen, sondern auch der Funktionäre ankommt, daß wir uns mit 
einem kleineren Behördenapparat behelfen müssen, der konzentrierter 
arbeitet und straffer organisiert ist. Die Entwicklung in und nach dem 
Kriege hat zwangsläufig die Finanzhoheit des Reiches immer größer 
und stärker werden lassen. Die Not der Reparationsleistungen, deren 
Schwere vom Reichsfinanzminister anscheinend wohl unterschätzt worden 
ist, wird uns zwingen, auf diesem Wege fortzuschreiten. Daneben ist 
die außerordentlich betrübliche Tatsache zu verzeichnen, daß die finan- 
zielle Selbstverwaltung der Länder und Gemeinden, sich in vielen 
Fällen nicht der seit der Vorkriegszeit gänzlich veränderten finanziellen 
Lage anzupassen wußte und vor allem infolge der fachlichen Ungeeignet- 
heit der auf parlamentarischer Grundlage gewählten leitenden Persön- 
lichkeiten auf der Ausgabenseite Fehlgriffe machte, unter denen nach- 
her in Gestalt erhöhter Real- und Gewerbesteuern die mit dem Leben 
ringende Wirtschaft zu leiden hatte. Die Dinge werden sich also vor- 
aussichtlich immer mehr darauf zuspitzen, daß Länder und Gemeinden 
zu Verwaltungsbehörden des Reiches werden; die Entwicklung zum 
Einheitsstaat dürfte unaufhaltsam fortschreiten. Die sach- 
gemäße Förderung dieser Entwicklung hat der Reichsfinanzminister 
auf der Dresdner Tagung also offenbar als seine Aufgabe hinstellen 
wollen. Wird er zu ihrer Erfüllung in der Lage sein? 

Die Wirtschaft hat also ein starkes Interesse an der politischen Ent- 
wicklung in Deutschland. Die Fernhaltung von politischen Dingen und 
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eine gewisse Abneigung der deutschen Unternehmer und Wirtschafts- 
führer an die Lösung solcher Fragen, die auch Lebensfragen der Wirt- 
schaft sind, entscheidend heranzugehen, hat sich bitter gerächt. Die 
Wirtschaft muß sich in ihrem eigenen Interesse dagegen 
wehren, daß wirtschaftliche Fragen zum Gegenstand des 
Parteigezänkes gemacht werden. Auch das französische Par- 
lament war vor dem Kriege ebenso wie heute der Deutsche Reichstag 
in eine große Anzahl zum Teil sich heftig befehdender Parteien geteilt. 
Trotzdem zeigt die französische Wirtschaftspolitik in der Vorkriegs- 
zeit, auch bei einem dauernden Wechsel der Minister, eine unbedingte 
Einheitlichkeit. Sie wurde dadurch hervorgerufen, daß sich die ein- 
zelnen Wirtschaftsvertreter innerhalb der einzelnen Fraktionen zu inter- 
fraktioneller Arbeit zusammenfanden und dem dort gefundenen Willen 
auch innerhalb ihrer Fraktionen Geltung zu verschaffen wußten. Dies 
wäre ein Weg, auf dem man auch in Deutschland vorgehen könnte, 
wenn man sich wenigstens in den Kreisen der Wirtschaft nach dem Rat 
Silverbergs, mit den bestehenden verfassungsmäßigen Verhältnissen 
faute de mieus abzufinden versuchen würde. Der zweite Weg aber 
besteht darin, daß die Wirtschaft mit aller Macht auch ihrerseits auf 
die Bildung großer Parteien oder Arbeitsgemeinschaften hindrängt, die 
die Vorbedingung für ein erfolgreiches parlamentarisches Regime sind. 
Allerdings müßte innerhalb dieser großen politischen Blöcke vor allem 
wirtschaftlich eine gewisse Homogenität herrschen. Ob das auf dem 
Wege der großen Koalition geschehen wird, der in Dresden vorgeschlagen 
wurde, ist eine Frage, die nicht einfach zu beantworten ist, zumal die 
bisherigen Erfahrungen sehr gegen diesen Versuch zu sprechen scheinen. 
Die große Koalition muß wirtschaftlich und politisch Miß- 
erfolge zeitigen, solange ein nicht unbedeutender Teil da- 
von am Klassenkampfgedanken festhält und sich so der 
Findung einer gemeinsamen Plattform innerlich widersetzen 
muß. 

Aber selbst wenn man von der Bildung der großen Koalition ab- 
sieht, so bedeutet das noch nicht, daß zwischen Unternehmertum und 
Arbeiterschaft unüberbrückbare Gegensätze stehen müssen. Man darf 
auch nicht vergessen, daß nicht unerhebliche Teile der Arbeiterschaft 
aus Gründen sowohl der praktischen Politik wie auch der Weltanschau- 
ung den Klassenkampfgedanken ablehnen. Es ist noch gar nicht zu 
übersehen, wie die dauernden Mißerfolge sozialistischer Wirtschafts- 
experimente auf die sozialistisch eingestellten Arbeiter wirken. Dr. Sil- 
verberg hat in seinem Referate schließlich sehr richtig und klar betont, 
daß die Leitung des einzelnen Unternehmens in Händen des 
Unternehmers selbst ruhen müsse. Große Entschlüsse von weit- 
tragender Bedeutung können auch in der Wirtschaft ebenso wie in der 
Kriegführung nur von einzelnen Persönlichkeiten mit der Verant- 
wortungsfreudigkeit und Tatkraft so durchgeführt werden, wie es der 
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Erfolg verlangt. Das aber schließt nicht aus, daß das industrielle Unter- 
nehmertum seine Arbeiterschaft in Fragen vor allem der Lohngestaltung 
als gleichberechtigten Verhandlungsgegner betrachtet und daß man 
sich etwa unter Erneuerung der leider zerfallenen Zentralarbeitsgemein- 
schaft an den Tisch setzt, um miteinander die Fragen zu behandeln, 
die Arbeiter und Unternehmer gleichzeitig angehen. 


KREDITVERSICHERUNG. 
Von Sir DRUMMOND FRASER, K. B. E. Vizepräsident d. Institute of Bankers, London. 


Wenn man von Kredit spricht, so hat man in der Regel eine der 
beiden Arten des Kredites im Sinne. Man denkt entweder an die Fähig- 
keit einer Person, gegen Hingabe eines bloßen — stillschweigend oder 
ausdrücklich gegebenen — Zahlungsversprechens Geld zu 
erhalten, oder aber an den sogenannten Bankkredit, das Dar- 
lehn. Es handelt sich in beiden Fällen um verschiedene Vorgänge, beide 
stehen jedoch in einer gewissen Beziehung zueinander. Eine Person, 
die nicht die Fähigkeit besitzt, auf Grund ihres guten Rufes auf ein 
bloßes Zahlungsversprechen hin Geld zu erhalten, kann nur einen Bank- 
kredit in dem zweiten Sinne erhalten, aber dann in der Regel zu so schwe- 
ren Bedingungen, daß das ganze Darlehn für die betreffende Person 
keinen Reiz besitzt. Ein Bankier, an den sich eine solche Person wendet, 
stellt in der Regel Bedingungen, die einer diplomatischen Ablehnung des 
Darlehngesuches gleichkommen. 

Eine Person, die Bankkredit in zu freimütiger Weise ausnutzt, ver- 
schlechtert allmählich ihren Ruf, sie „schwächt ihre Kreditfähigkeit“, 
wie man in der Bankwelt sagt. Fast alle europäischen Regierungen 
taten dies während des Krieges. Sie pumpten einfach darauf los und viele 
von ihnen waren daher eines schönen Tages nicht in der Lage, weiter 
Geld aufzunehmen oder Kredit zu erhalten. So waren sie gezwungen, 
Schritte zur Stützung ihres Kredites zu unternehmen. Der Zusammen- 
bruch Österreichs, Deutschlands, Ungarns, Frankreichs und Belgiens — 
um nur einige der Länder mit zeitweilig geschwundenem Kredit zu 
nennen — erfolgte in der Hauptsache aus dem Umstande, daß diese 
Länder zu weitgehende Kredite in Anspruch genommen und infolge- 
dessen eine zu schwere Schuldenlast auf ihre Schultern geladen hatten. 
Der Umstand, daß diese Kredite nicht für Aufbau-, sondern für Ver- 
nichtungszwecke Verwendung fanden, machte eine Rückzahlung um 
so schwerer. Österreich, Deutschland und Ungarn verloren mit dem 
Weltkrieg auch ihre Kreditfähigkeit und mußten Schritte unternehmen, 
um diese Kreditfähigkeit wiederherzustellen. Frankreich und Belgien 
als Siegerstaaten werden über kurz oder lang ein Gleiches tun müssen. 

Der Zusammenbruch des Kredites in Europa war eine der schwersten 
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wirtschaftlichen Folgen des Weltkrieges. Er ist für den außerordentlich 
hohen Umfang der Beschäftigungslosigkeit, die wir in allen Staaten be- 
obachten können und für die hohen Zinssätze, die heute für Darlehn 
und Kredite aller Art gefordert werden, verantwortlich zu machen. An 
ihm liegt die große Wirtschaftsdepression, die wir in weiten Gebieten 
beobachten können. Seit dem Ende des Krieges haben sich hervorra- 
gende Volkswirtschaftler und Wirtschaftsführer hauptsächlich mit der 
Wiederherstellung der Kreditfähigkeit befaßt, d. h. der Fähigkeit, die 
eine Person oder einen Staat in den Stand setzt, gutes Geld zu einer 
erschwinglichen, wiedereinbringbaren Zinsrate zu erhalten. 

Der Stand der Kreditfähigkeit einer Nation spiegelt sich in ihrer 
Währung wieder, d. h. in der Beziehung, in der diese Währung zu den 
Währungen anderer Länder steht oder — um es etwas einfacher auszu- 
drücken — in der Kaufkraft ihres Geldes. Deutschland hatte seinen 
Kredit während und nach dem Kriege so zerrüttet, daß die Mark, die 
vor dem Kriege etwa den zwanzigsten Teil eines Pfund Sterling wert war, 
nur noch den billionsten Teil eines Pfundes galt. Frankreich hat seinen 
Kredit so geschwächt, daß das englische Pfund nicht, wie früher, 25 Fran- 
ken kostet, sondern 180 — 200 Franken. Der Frankensturz scheint 
trotz aller Bemühungen der französischen Regierung immer bedroh- 
lichere Formen anzunehmen. Es ist klar, daß eine schwankende Wäh- 
rung eine große Gefahr für den internationalen Handelsverkehr be- 
deutet, da der Handel mit einem Lande, dessen Währung schwankt 
oder dessen Währung sich gar von Tag zu Tag entwertet, mit einem 
Risikofaktor belastet ist, den Verkehr mit diesem Lande außerordentlich 
erschwert und der sich in einem Lande, das über eine stabile Währung 
verfügt, nicht findet. 

Völkerbund und Dawesausschuß haben dem Welthandel einen un- 
geheuren Dienst erwiesen, als sie in dem Chaos des Geldwesens, das 
kurz nach Beendigung des Weltkrieges in Deutschland, Österreich und 
Ungarn bestand, wieder Ordnung schufen. Der Handel mit diesen Län- 
dern wickelt sich jetzt in durchaus normalen Formen und ohne großes 
Risiko ab. Das einzige Risiko, das der Kaufmann jetzt noch im Ver- 
kehr mit diesen Gebieten läuft, ist das einer nicht eintreibbaren Schuld, 
ein normales Risiko, das durchaus leicht abgeschätzt werden kann. 

Vor dem Kriege versicherten deutsche Bankinstitute und Versi- 
cherungsgesellschaften diese Art von Risiken. Man nennt dies Kredit- 
versicherung. Sie wurde mit großem Erfolg für die deutsche Geschäfts- 
welt von den dafür in Frage kommenden Instituten betrieben. In Groß- 
Britannien wurde diese Versicherungsart nur in einem sehr beschränkten 
Umfange gepflegt. 

Eine der ersten Maßnahmen des Völkerbundes war die Aufstellung 
des sogenannten internationalen Kreditplanes, der den 
Zweck hatte, Geschäftsleute gegen eine geringe Prämie vor den Risiken 
kommerzieller Verluste in einer Welt entbinden, deren Kredit beinahe 
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zur Hälfte durch den Krieg vernichtet war. Durch diesen Plan wurde die 
Aufstellung verschiedener Programme für die Errichtung einer Kredit- 
versicherung angeregt. In England wurde daraufhin die Exportkredit- 
versicherung, die seit 1922 besteht, und die sogenannte Trade Facilities 
Act geschaffen, unter der eine ungeheure Menge wirtschaftlicher Wieder- 
aufbauarbeit geleistet wurde. Es handelt sich hier zwar um Kredit- 
versicherungen außergewöhnlicher Natur, indessen werden diese Art von 
Kreditversicherungen mehr und mehr verschwinden, je mehr die Welt 
zu normalen Verhältnissen zurückkehrt und private Unternehmungen 
in der Lage sind, Geschäfte ohne Regierungshilfe durchzuführen. 

Es wird indessen stets Bedarf für eine Versicherungsart bestehen, 
durch die Handel und Industrie das Risiko einer nicht eingehenden 
Schuld ausschalten können und durch die sie in der Lage sind, auf län- 
gere Zeit Kredite zu erhalten, als sie die Banken normalerweise gewähren. 

Gerade unsere heutige Zeit bietet. den Regierungen außergewöhn- 
liche Gelegenheiten durch derartige Einrichtungen wirksame Arbeit 
zur Hebung des Außenhandels und zum Wiederaufbau ihrer Wirtschaft 
zu leisten, indem sie private Unternehmungen anregen, die Kreditver- 
sicherung zu pflegen. Männer für die Ausarbeitung solcher Pläne, die 
auch das Aufziehen der notwendigen Organisationen vornehmen könnten, 
sind sicherlich allenthalben vorhanden, das Kapital dagegen, das für die 
Durchführung dieser Pläne nötig ist, ist weniger leicht erhältlich, da der 
Kapitalbedarf heute weit größer ist als das Kapitalangebot. Die Re- 
gierungen sollten daher die Schaffung von Kreditversicherungsgesell- 
schaften mit staatlicher Beteiligung ermöglichen. Das Kapital würde 
sicherlich durch das Publikum aufgebracht werden. Alles, was die 
Regierung zu tun nötig hätte, wäre, die Gesellschaft gegen Verlust zu 
schützen. Das würde zweifellos die Herbeischaffung des erforderlichen 
Kapitals sicherstellen. Meiner Meinung nach würde die Regierung keiner- 
lei Risiko laufen, denn die von der Gesellschaft vereinnahmten Prämien 
würden eine ausreichende Deckung bieten. 

Die Erfahrungen der Trade Indemnity Comp. in England und der 
vielen deutschen Gesellschaften vor dem Kriege lassen erkennen, daß 
diese Idee durchaus durchführbar und ausbaufähig ist. In England 
wird die Notwendigkeit einer Kreditversicherung besonders von dem 
Maschinenbau empfunden, der ein sehr bedeutendes Exportgeschäft 
machen könnte, falls langfristige Kredite, die durch eine erstklassige 
Korporation gewährt würden, verfügbar wären. 
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AUFGABEN DER INTERNATIONALEN EISEN- 
"UND STAHLINDUSTRIE. 


Von M. S. BIRKETT (Nationalverband englischer Eisen- und Stahlindustrieller). 


In der gesamten Weltmetallproduktion ist diejenige von Roheisen 
etwa 20mal so groß wie die aller anderen Metalle zusammengenommen. 
Sie ist 60mal so groß als diejenige von Blei, dem Metall, das in der 
nächstgrößten Menge produziert wird. Die Eisen- und Stahlindustrie, 
die unserem Zeitalter ihren Stempel aufdrückt und die in so enger 
Weise mit der gesamten internationalen Wirtschaft verflochten ist, ist 
daher einer der besten Konjunkturbarometer der Weltwirtschaft. Der 
Umstand, daß der Weltbedarf an Eisen- und Stahlerzeugnissen infolge 
der Verarmung weiter Gebiete augenblicklich stark zurückgegangen ist 
und daß andererseits die Produktionsfähigkeit der hauptsächlichsten 
Erzeugungsgebiete im Verhältnis zu dem geringen Weltbedarf zu groß 
ist, erklärt die ungünstige Lage der internationalen Eisen- und Stahl- 
industrie; sie erklärt uns die gesunkenen Ausfuhrziffern und die un- 
geheure Verschärfung des Wettbewerbs in Eisen- und Stahlerzeugnissen. 

Englands Volkswirtschaft ist durch diese ungünstige Entwicklung 
aufs schwerste getroffen worden. Neben Kohle und Textilerzeugnissen 
spielen die Erzeugnisse seiner Eisen- und Stahlindustrie eine hervor- 
ragende Rolle in seiner Handelsstatistik schon von alters her. In Groß- 
britannien nämlich finden wir die ersten Ansätze der Eisen- und Stahl- 
industrie. Bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts schmolz man das Eisen- 
erz in England vermittels Holzkohle. Die Hauptsitze der Eisenindustrie 
waren damals deshalb ın den bewaldeten Teilen des Landes zu finden, 
besonders in Sussex und Gloucester. Als dann etwa um die Mitte des 
18. Jahrhunderts die Versuche, Kohlen für die Schmelzung der Eisen- 
erze zu verwenden, Erfolg hatten, ging die Anzahl der mit Holzkohle 
befeuerten Hochöfen stark zurück. Von 85 Hochöfen, die im Jahre 
1788 in England existierten, waren 59 mit Koks befeuert und nur 26 
hatten Holzkohlenfeuerung. Zu diesem Zeitpunkt finden wir auch 
eine Verlegung der Eisenwerke aus der Nachbarschaft der großen Wälder 
in die Nähe der Kohlenbergwerke, und zwar derjenigen der Midlands, 
Süd-Wales und Schottland. 

Und wieder war es eine Entdeckung von größter Tragweite, die völlig 
neue Verhältnisse schuf. 

Anfang der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts ermöglichten 
die Entdeckungen von Gilchrist Thomas und seines Neffen Gilchrist, 
durch welche der Bessemer- und Siemens-Prozeß dazu verwandt werden 
konnte, Phosphor aus dem Eisenstein zu entfernen, ein Erschließen der 
großen Eisenvorkommen in Lothringen und Luxemburg und ebenso 
der phosphorhaltigen Eisensteinläger in Amerika. Die Folge dieser 
Entdeckungen war, daß die Weltproduktion an Eisen sofort so bedeu- 
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tend stieg, daß sie die Nachfrage erheblich übertraf, wodurch ein erheb- 
lieher Preissturz hervorgerufen wurde. Der Preis für Stahlschienen z. B. 
fiel von Pfd. Sterl. 12/1/l per t im Jahre 1874 auf Pfd. Sterl. 3/6/0 im 
Jahre 1883. Deutschlands Produktion an Roheisen stieg von 4,04 Mil- 
lionen tons im Jahre 1890 auf 12,91 Millionen tons im Jahre 1910. In 
den letztgenannten Jahren überstieg nicht nur die Erzeugung der Ver- 
einigten Staaten, sondern auch diejenige Deutschlands die Eisenerzeugung 
Großbritanniens, das bis etwa 1880 die Führerschaft innegehabt hatte. 

Der Weltkrieg führte dann zu einer sehr starken Expansion der Eisen- 
und Stahlindustrie. In Großbritannien stieg z. B. die Roheisenerzeugung 
bis auf über 12 Millionen tons im Jahre und diejenige von Stahl gleich- 
falls auf nahezu 12 Millionen tons. Die Vereinigten Staaten erhöhten 
damals ihre Produktionsfähigkeit sowohl an Eisen wie Stahl um wenig- 
stens 50%. Belgien war während des Krieges Kriegsschauplatz und viele 
seiner Eisen- und Stahlwerke wurden zerstört. In der Zwischenzeit sind 
jedoch viele neue Werke entstanden, deren Produktionsfähigkeit um we- 
nigstens 25% größer ist als diejenige der früher bestehenden Betriebe. 

Frankreichs Produktionsfähigkeit an Roheisen betrug vor dem Kriege 
etwa 51; Millionen tons, während es 5 Millionen tons Stahl erzeugte. 
Neue Werke wurden während des Krieges an Stelle derjenigen errichtet, 
die in dem besetzten Gebiete lagen. Mit dem Erwerb von Lothringen 
besitzt Frankreich heute eine Produktionsfähigkeit von etwa 11 Mil- 
lionen tons Roheisen und nahezu 10 Millionen tons Stahl. Deutschland 
ist es gelungen, bis zu einem gewissen Grade den Verlust, den es durch 
die Abtretung von Lothringen erlitten hat, wieder auszugleichen und 
besitzt jetzt eine Produktionsfähigkeit von 15 Millionen tons Roheisen 
und 16/17 Millionen tons Stahl. 

Die folgende Tabelle zeigt die gegenwärtige Produktionsfähigkeit von 
Roheisen und Stahl 1913 bis 1925 bei den wichtigsten Ländern (in 1000tons). 


Weltproduktion von Roheisen und Stahl im Jahre 1913 und 1925 
und ungefähre heutige Produktionskapazität. 


Roheisen | Stahlingots und Gußstücke 

Länder Ungeführe Tatsächliche Er- | Ungefähre Tatsächliche Er- 
Produktions- zeugung Produktions- zeugung 

kapazität | 1913 | 1925 j kapazităt 1913 | 1925 

Großbritannien. . . . 12,000 | 10,260 6,236 | 12,000 7,664 7.397 

Frankreich ...... 11,000 5,126 8,339 9,750 4,614 7.299 

Belgien 3.500 2,446 2.502 3,500 2,428 2.373 

Luxemburg.. 2,800 | 2,508 2.307 | 2,250 | 1,305 2.050 

Deutschland ..... 15,000 | 16,499 : 10,019 17,000 17,334 ` 12,004 

Vereinigte Staaten . . 52,700 30.966 36.394 56,000 31.301 44,185 

Andere Länder.. .| 10,000 | 10,695 9.703 12,000 ' 11,354 | 11,690 


| 
Internat. Produktion | 107,000 | 78,500 | 75.500 112,500 | 76,000 | 87,000 
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Von der Weltproduktion an Roheisen im Jahre 1912 lieferte Eng- 
land etwa 13 %, während es im Jahre 1915 nur 8,3%, beisteuerte. 
An der Weltstahlproduktion von 1913 war England mit 10,1% beteiligt, 
während es im Jahre 1925 nur etwa 8,5% lieferte. Der Anteil Groß- 
britanniens an der internationalen Eisen- und Stahl- 
produktion ist heute also geringer als vor dem Kriege, 
während dieser Anteil in anderen Ländern besonders in 
den Vereinigten Staaten bedeutend gestiegen ist. 


Zwischen 1860 und 1910 nahm die Roheisenproduktion durch- 
schnittlich um 60%, per Dekade zu. Wäre der Weltkrieg nicht gekom- 
men, so hätte man normalerweise eine Weltnachfrage von etwa 100 Mil- 
lionen tons im Jahre 1920 erwarten dürfen und eine solche von etwa 
130 Millionen tons im Jahre 1925. Aus der obigen Tabelle geht indessen 
hervor, daß die tatsächliche Produktion von Roheisen im Jahre 1925 
nur 751% Millionen tons betrug und daß die Produktionskapazität der 
internationalen Eisenindustrie sich auf 107 Millionen tons belief. Die 
gegenwärtige Produktionsfähigkeit liegt — wenn auch unter der normaler- 
weise zu erwartenden — so doch sehr weit über der tatsächlich be- 
stehenden Nachfrage. Dies erklärt die sich hieraus ergebende starke 
Konkurrenz. Die normalerweise mögliche Nachfrage ist indessen weit 
größer als die augenblickliche Produktion. Es sollte daher die Auf- 
gabe aller an der Wohlfahrt der Industrie beteiligten 
Kreise sein, diese tatsächlich mögliche Nachfrage aufs 
neue zum Leben zu erwecken. 


DIE ZUKUNFT DER AMERIKANISCHEN UND DER 
EUROPÄISCHEN KONKURRENZ AUF DEM 
WELTMARKT. 


Von ERNST RUDOLF BOHNE. 


Schließlich wird das Geld nicht der einzige ausschlaggebende Faktor 
auf dem internationalen Weltmarkt bleiben, ebensowenig, wie sich 
die englische Handelsüberlegenheit auf dem Weltmarkt mit der fort- 
schreitenden Entwicklung der anderen Nationen, insbesondere nach 
dem Kriege, hat aufrechterhalten können. Diese englische Handels- 
überlegenheit, die sich in erster Linie auf die Kapitalkraft Englands 
stützte und die durch die Beteiligung am Weltkriege gesichert werden 
sollte, ist im Schwinden begriffen, wohl deshalb, weil man sich zu sehr 
auf die Macht des Geldes verließ, ohne nebenher auch diejenigen Kräfte 
und Fähigkeiten mit zu entwickeln, die im zunehmenden Wettkampf 
auf dem Weltmarkt erforderlich sind und die letzten Endes nicht immer 
von der Kapitalkraft abhängig gemacht werden können. 
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Es kommt hinzu, daß selbst die vor dem Kriege unantastbare eng- 
lische Kapitalkraft durch die politische Einstellung zum Weltkriege 
mit angegriffen wurde. Wenn England auch heute noch in der Lage 
ist, auf Grund alter Rechte und Beziehungen sich durch Kapital- 
kombinationen einen großen Einfluß auf dem Weltmarkt zu sichern 
und in diesem Zusammenhange dem Lande große Gewinne einbringt, 
wie es durch die internationalen Monopolbestrebungen herbeigeführt 
wird, so gehört zur dauernden Sicherung noch etwas mehr als die von 
den leitenden Firmen und Personen bewiesenen Fähigkeiten, sich günstig 
und gewinnbringend mit ihrem Kapital auf dem Weltmarkt zu be- 
tätigen. Einfacher liegt dies da, wo die zu meisternden Verhältnisse 
unter dem Regierungsschutz des britischen Empire liegen. Schwieriger 
ist es in den anderen Weltgebieten. 

Sofern die Kapitalkraft in Frage kommt, ist nun nach dem Kriege 
auch Amerika, d.h. die Vereinigten Staaten von Nordamerika, als 
starker Konkurrent aufgetreten, und die schnellen Nachrichten- und 
Verkehrsmittel bringen es mit sich, daß die Amerikaner in einer ver- 
hältnismäßig sehr kurzen Zeit sich überall auf dem Weltmarkt betätigen 
und beteiligen können, so daß für die anzubahnenden Beziehungen 
nicht die jahrelangen und jahrzehntelangen Verbindungen notwendig 
erscheinen. 

Es muß in diesem Zusammenhange auffallen, daß in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika mit so großem Eifer und zielbewußt die 
Rationalisierung betrieben wird und daß sich hierin auch in erster 
Linie die staatlichen Instanzen beteiligen. Es erscheint absonderlich, 
daß in einem Lande in demselben Umfange, wie der Reichtum ge- 
wachsen ist, eine gründliche Erforschung und Untersuchung nach den 
verbessertsten Arbeitsmethoden und in Verbindung damit nach dem 
besten Sparsystem, soweit es sich bei der Industrie und beim Handel 
durchführen läßt, durchgeführt wird. Man hat schon errechnet, wie- 
viel hundert Millionen Dollar dies der amerikanischen Volkswirtschaft 
eingebracht hat. Aber darüber hinaus spielen diese Untersuchungen 
und Feststellungen für den Welthandel eine nicht zu unterschätzende 
Bedeutung. Amerika ist hier der Schrittmacher für die Alte Welt, 
für die europäischen Industrien. Noch wird von vielen nicht erkannt, 
warum diese rastlose Jagd nach Ersparnissen im amerikanischen Wirt- 
schaftsleben ist. Es würde weniger zum Nachdenken anregen, wenn 
man dabei nur an das innere amerikanische Wirtschaftsleben denkt. 
Aber Amerika ist ja seit dem Kriege mit an die erste Stelle der Welt- 
handelsstaaten getreten. Wenn sich dies vorerst auch nicht in vollem 
Umfange auf die Fertigwaren beziehen läßt, so kann doch festgestellt 
werden, daß gerade die Industrien, die für den Export arbeiten, sich 
im Verhältnis mehr entwickelt haben als die anderen von Amerika auf 
den Weltmarkt gebrachten Handelsartikel, Agrarprodukte, Nahrungs- 


mittel-, Bergbauerzeugnisse usw. In diesem Zusammenhange bestehen 
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recht beachtenswerte Konkurrenzschwierigkeiten. Von amerikanischen 
Wirtschaftsexperten, in erster Linie von dem amerikanischen Staats- 
sekretär des Handelsministeriums, Herbert Hoover, wird die große 
amerikanische wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hervorgehoben, wie 
sie ja auch in den Fordschen Unternehmungen zur Weltberühmtheit 
gelangt ist. Für jeden schärfer urteilenden Wirtschaftspolitiker kann 
es ja nun nicht unerkannt bleiben, daß die höchste Entlohnung der 
Arbeitskräfte mit der Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt nicht 
zu allen Zeiten wird Schritt halten können. — Wenn auch Amerika 
augenblicklich einen gewissen Vorsprung erreicht hat, der wiederum 
hauptsächlich auf ganz bestimmte Industriespezialtypen beschränkt 
ist, so läßt sich heute schon erkennen, daß amerikanische wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit auch heute schon nicht allgemein auf 
dem internationalen Weltmarkt als zu fürchtende Konkurrenz in 
Frage kommt. Es ist sogar damit zu rechnen, daß, wenn die euro- 
päischen Industrien, vor allem auch Deutschland, sich die von Amerika 
erfundenen Hochleistungsfähigkeiten zu eigen gemacht haben werden, 
dies zum Nachteil der amerikanischen Konkurrenz ausfallen wird, 
weil ja voraussichtlich in Europa die zu zahlenden Arbeitslöhne, die 
ja immerhin bei vielen Industrieerzeugnisse einen sehr erheblichen 
Prozentsatz in der Preiskalkulation ausmachen, nicht so schnell die 
amerikanische Höhe erreichen werden. 

Vielleicht machen sich diese Anzeichen heute schon in der amerika- 
nischen Handelsbilanz geltend, die gegenüber dem Vorjahre mit ca. 
375000 Dollar (11, Milliarden RM.) im Exportüberschuß zurück- 
geblieben ist. Zur Rechtfertigung dieses Vorganges wird erklärt, daß 
besonders die niedrigeren Baumwollpreise dies herbeigeführt haben. 
Dies ist Anlaß genug, um Mittel und Wege zu finden, die Baumwoll- 
erzeugung in ein anderes System zu bringen, um nach bekannten Vor- 
bildern die hieraus zu steigernden Vorteile möglich zu machen. Amerika 
hat hier ein Mittel in der Hand, um, ähnlich dem von England kon- 
trollierten Gummihandel, die Weltmonopolidee zur Tatsache werden 
zu lassen. Allerdings liegen die Verhältnisse hier anders, als auch große 
Teile der Baumwollproduktion fürs Inland in Frage kommen, die Preis- 
steigerung durch Trusts aber nicht zulässig ist. Da es sich hierbei um 
bedeutende Interessen und um bedeutende Summen handelt, so wird 
die amerikanische Wirtschaftspolitik in nicht zu ferner Zeit sich vor 
die Frage gestellt sehen, ob sie nicht, ebenso wie die anderen am Welt- 
handel beteiligten Länder, mehr eine geteilte und wechselseitige Wirt- 
schaftspolitik zu verfolgen hat. Gerade die Baumwollfrage kann eines 
Tages dazu führen, die Frage aufzuwerfen, ob für die Exportmengen 
nicht besondere Maßnahmen getroffen werden müssen, neben der kon- 
tingentierten Produktion oder der Valorisierung Preis- und Transport- 
ermäßigungen wirken zu lassen, wie ja überhaupt die amerikanische 
Wirtschaftspolitik schon darauf eingestellt ist, den Exportgütern in 
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Verbindung mit Land- und Seetransport Vorzüge zu verschaffen. Diese 
Politik soll aber auch darin gipfeln, daß auch Amerika dazu übergehen 
will, eigene Schiffslinien zu schaffen. Nur soll die bisherige Methode, 
solche Schiffslinien auf Staatsrechnung zu errichten und zu betreiben, 
aufgegeben werden. Aber Privatunternehmungen sollen veranlaßt 
werden, derartige Schiffslinien einzurichten und zu betreiben, und ihnen 
soll solange staatliche Unterstützung zuteil werden, bis sie sich soweit 
entwickelt haben, daß sie rentieren. 

Das ist alte europäische Wirtschaftspolitik. Man kann deutlich 
erkennen, daß Amerika mit vorgestecktem Ziel sich seinen Anteil am 
internationalen Welthandel zu sichern bestrebt ist. Nur wird es auch 
hierbei anders kommen, als es gedacht war. Daß es Amerika erreichen 
wird, auf eigenen Schiffslinien seine Waren über die weiten Meere 
nach den Absatzgebieten zu führen, kann man vielleicht nicht bezwei- 
feln, ob es aber möglich wird, dies in rentabler Weise durchzuführen, 
so daß dadurch die Konkurrenzfähigkeit bestimmt und erhalten wird, 
dürfte recht fraglich sein. Man darf nicht übersehen, daß die Ren- 
tabilität der europäischen Schiffslinien vornehmlich darauf beruht, 
daß Hin- und Rückfrachten einschließlich Umschlagfrachten die 
Rentabilität sichern. Hierauf beruhte in erster Linie die englische 
Schiffahrt und später auch die deutsche Schiffahrt, indem Fertigwaren 
ausgeführt, Rohwaren eingeführt wurden. Da aber Amerika selbst ein 
reiches Land an Rohprodukten ist, dürften für Rückfrachten im direkten 
Seeverkehr wenig Transportgüter anfallen. Wenn die europäischen 
Schiffslinien nicht schon vorhanden wären, könnte man eventuell mit 
einem Umschlagverkehr über europäische Häfen rechnen. Da dies 
aber der Fall ist und auch gar keine Möglichkeit besteht, diese Transport- 
güter zu erfassen, schon aus dem Grunde nicht, weil dieselben Interessen 
sowohl die Fertigwaren wie die Rohwaren kontrollieren, erscheint sehr 
wenig Aussicht, für die amerikanischen beabsichtigten Schiffslinien 
rentable Routen zu entwickeln. 

Damit schwinden aber auch die Hoffnungen Amerikas, den Wett- 
bewerb mit europäischen Erzeugnissen in zukünftiger Entwicklung mit 
Erfolg durchführen zu können, auch nicht, wenn die größten An- 
strengungen hinsichtlich Rationalisierung und Sparmethoden gemacht 
werden. Dagegen hat es die amerikanische Regierung in der Hand, 
den eigenen Markt hauptsächlich für die eigene Industrie offenzuhalten 
und der ausländischen Konkurrenz die Einfuhr zu erschweren. In 
einigen ganz bestimmten Industrieerzeugnissen, wie Werkzeugmaschinen, 
Schreib-, Rechenmaschinen, Registrierkassen, Buchhaltungsmaschinen, 
landwirtschaftliche Maschinen, Nähmaschinen, Automobilen usw. be- 
sitzt die amerikanische Industrie einen Vorsprung, den sie auch noch 
eine Zeitlang zu verteidigen in der Lage sein dürfte. 
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HELLAS EINST UND HEUTE. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Wenn der Leser der Tageszeitungen in seinem Organ auf die Nach- 
richt von einer staatlichen Umwälzung in Griechenland stößt, so glaubt 
er in ein altbekanntes Gesicht zu blicken. 

Schaut man zurück auf die dreitausendjährige Geschichte des grie- 
chischen Volkes, so kann man sich wohl zu der etwas paradox klin- 
genden Behauptung veranlaßt sehen, daß in Griechenland am meisten 
über den Staat nachgedacht, aber, wenigstens was das Gesamtfazit 
im Sinne großhellenischer Machtsicherung anbetrifft, am wenigsten für 
den Staat getan worden ist. 

Im Altertum haben nicht nur die griechischen Philosophen theo- 
retisch über Staatsgedanken und Staatswesen so ziemlich alles aus- 
gesprochen, was über dieses Thema gesagt werden kann, sondern auch 
die griechischen Juristen haben in der Praxis Verfassungsformen aus- 
geklügelt, die noch nach dreitausend Jahren Musterbeispiele für Juristen 
und Parlamentarier der gegenwärtigen Staaten liefern. Aber alles 
Wissen um den Sinn des Staates, aller juristische Scharfsinn bei der 
Aufstellung von Verfassungswerken wurde wieder und wieder über- 
wuchert durch engherzigen Lokalpatriotismus und Stammeseigen- 
brötelei. Nur in ganz vereinzelten ruhmvollen Ausnahmen ereignete 
sich wirklich einmal ein zeitweiliges Zusammenstehen der hellenischen 
Kräfte gegen drohende Übermacht eines äußeren Feindes. Im allge- 
meinen aber spiegelt sich in der griechischen Politik der zerrissene Cha- 
rakter des von den Griechen bewohnten Landes. 

Dieser von der Natur beliebten einzigartigen Zerstückelung in Mi- 
niaturhalbinseln und viele Inseln entspricht die stammespolitische und 
parteipolitische Zerreißung in lauter Bruchteile. 

In Griechenland, wo das „parlamentarische System“ am frühesten 
und raffiniertesten entwickelt -war, haben auch seine Schattenseiten 
sich am weitesten und am häufigsten auswirken können; unbelehrt 
und unbekehrt durch die Tatsache, daß durch lange Jahrhunderte das in 
sich zerrissene Griechenland der Fremdherrschaft unterworfen gewesen ist. 

Erst vor rund 100 Jahren hat nach dieser langen Zeit der Fremd- 
herrschaft Griechenland den Kampf um seine Freiheit wieder auf- 
genommen. Am 20. Oktober des kommenden Jahres ist der hundert- 
jährige Gedenktag jener Schlacht bei Navarino zu verzeichnen, in der 
die türkische Flotte von den englischen, französischen und russischen 
Machtmitteln vernichtet und damit der Weg gebahnt wurde, der im 
Jahre 1830 auf der Londoner Konferenz zur Anerkennung der Un- 
abhängigkeit Griechenlands führte. 

Damals, in der Zeit der romantischen Begeisterung für das ver- 
meintlich wiederauflebende klassische Hellenentum, in der Zeit der 
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Griechenlieder, war Europa mehr oder weniger befangen in dem Ge- 
danken, daß das Freiheitsringen der gesamten Balkanhalbinsel gegen- 
über der Türkei eben den Sinn einer Wiedergeburt des Hellenentums 
habe; indessen tatsächlich der Balkan in der Hauptsache von slawischen 
Völkerschaften bewohnt ist und auch die heutigen Griechen stark mit 
slawischem Blut durchsetzt sind. In den letzten Zeiten der Türken- 
herrschaft hatten die Griechen es nur verstanden, sich auf dem Balkan 
als Träger der orthodoxen Kirche geistig gegen die türkische Herrschaft 
durchzusetzen und dadurch einen gewissen Anschein der Überlegenheit 
auf dem ganzen Balkan nach Europa hin zu erwecken. 

Der spätere Verlauf der Befreiungskämpfe auf dem Balkan und 
der Kämpfe der Balkanstaaten untereinander hat erwiesen, daß Grie- 
chenland nicht über solche Kräfte verfügt, wie man sie ihm in Europa 
vielfach im Überschwang beigemessen hatte. Seine militärischen so- 
wohl wie seine politischen Fähigkeiten haben manche Enttäuschung ge- 
zeitigt, und da auch die wirtschaftlichen Hilfsquellen des Landes be- 
schränkt sind, so befindet es sich nicht gerade in einer sonderlich gün- 
stigen Entwicklung, deren Gang durch die innerpolitische Zerklüftung 
und durch die Unsicherheit der Stellung nach außen hin immer wieder 
in neue Schwierigkeiten gerät. 

Insbesondere wirken die Ereignisse des Weltkrieges noch nach, die 
Griechenland, obwohl seine Regierung damals fest entschlossen war, 
die Neutralität zu behaupten, doch innen- und außenpolitisch schwer 
heimgesucht haben. 

Der Kampf von Venizelos gegen das Königstum, die Zwangsmaß- 
nahmen der Entente, um Griechenland aus der Neutralität heraus- 
zudrängen, sind noch in frischer Erinnerung. Die alte parteipolitische 
Zersplitterung macht sich seither wieder in voller Kraft geltend; zu- 
mal seitdem es gelungen ist, die monarchische Spitze des Landes, die 
noch eine Gewähr für das Streben nach Überparteilichkeit bot, abzu- 
biegen. 

Griechenland ist das klassische and des Parteiregimentes, in dem 
Sinne, daß die jeweils herrschende politische Macht bzw. Partei alle 
öffentlichen Posten bis in die letzten Verzweigungen hinein mit ihren 
Parteigängern besetzt. Man kennt die scherzhafte Erzählung von dem 
Athener Straßenfeger, der, soweit sein Bildungsgrad das Entziffern 
der großen Überschriften in seinem Leiborgan gestattete, in einer der 
Pausen, aus denen sich sein Arbeitstag zusammensetzt, die Feststellung 
eines Regierungsumsturzes macht und kurz entschlossen die Kon- 
sequenz zieht, indem er den Besen an die Wand stellt und nach Hause 
geht. Er weiß, es kommt eine neue Partei ans Ruder, also ist seine 
Dienstzeit einstweilen abgeschlossen und ein Parteigänger der neuen 
Regierung wird ihn ersetzen. 

Innenpolitisch pendelt das heutige Griechenland zwischen Diktatur- 
und Parlamentsherrschaft, die ihrerseits wieder leicht in eine ver- 
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schleierte Parteidiktatur ausartet. Außenpolitisch geht die griechische 
Karte zwischen England und Frankreich im Ringen um den Einfluß 
auf die Türkei von Hand zu Hand. Welche von den beiden west- 
europäischen Mächten sich in dem türkischen Spiel gerade in der Hinter- 
hand sieht, sucht schnell den griechischen Trumpf gegen die Türkei 
auszuspielen. Das Verhältnis Frankreichs oder Englands auf der einen 
Seite zu Griechenland auf der anderen hat in den letzten Jahren um- 
gekehrt parallel ihrem Verhältnis zu der Türkei gewechselt. 

Als noch zuletzt die Engländer Angora gefügig machen wollten für 
weitgehende Zugeständnisse in der Mossulfrage, gelang ihnen auf Grund 
gewisser Äußerungen Mussolinis die Vorspiegelung, daß Italien und 
Griechenland gemeinsam gegen die Türkei rüsteten. In der Tat besteht 
ein klaffender Gegensatz zwischen Türken und Griechen, der zu solchem 
diplomatischen Spiel der Westmächte reizvollen Anlaß bietet. 

Nachdem der griechische Versuch, auf Kosten der Türkei in Klein- 
asien vorzudringen, militärisch gescheitert ist, haben sich die Türken 
durch Vertreibung auch der abgestammten Griechen aus Kleinasien 
gerächt, wo sie in den Küstenstädten in sehr großer Zahl vertreten 
waren. Ob diese nationalistische Maßregel für die Türkei selbst wirt- 
schaftlich wertvoll ist, haben sie ebenso mit sich abzumachen, wie die 
Tatsache, daß ihr radikales Vorgehen gegen die Armenier seinerzeit 
das Land nur sehr schwer zu entbehrender wirtschaftlicher Hilfskräfte 
an Handwerkern und Kaufleuten beraubt hat. 

Jedenfalls müssen die Griechen nun einmal mit der Tatsache rechnen, 
daß ihnen alle die Stützpunkte in Kleinasien, die sie seit altersher auch 
nach dem politischen Verlust wirtschaftlich beherrschten, verloren- 
gegangen sind, und mit der noch drückenderen Tatsache, daß nun diese 
ganze große Zahl von Flüchtlingen aus Kleinasien der griechischen 
Wirtschaft und den griechischen Finanzen schwer zur Last fällt. Diese 
finanzielle Belastung wiegt um so schwerer, als das Land nur in be- 
scheidenem Maße über wirtschaftliche Hilfskräfte verfügt. 

Auf Grund alter Waldverwüstung, wie sie namentlich in den Ländern 
islamitischer Herrschaft zu beobachten gewesen ist, tritt der steinige 
Charakter der Gebirgsnatur des Landes überall zutage. Auch die Mög- 
lichkeiten und Erträgnisse des Ackerbaues sind bei diesen. Bodenver- 
hältnissen nur recht dürftig. Der Außenhandel des Landes ist außer- 
ordentlich passiv, da den aus der wirtschaftlichen Natur entspringenden 
erheblichen Einfuhrbedürfnissen nur geringe Ausfuhrmöglichkeiten 
gegenüberstehen. | | 

Durch die Natur seines über viele Halbinselchen und Inseln zer- 
streuten Landes auf Schiffahrt und Handel hingewiesen, sieht sich der 
Grieche gegenwärtig auf diesem Gebiet stark eingeschränkt eben durch 
den Verlust der ganzen kleinasiatischen Handelsstützpunkte. Die Ver- 
hältnisse in Rußland erschweren ihm obendrein auch zugleich neue 
Fortschritte in der Handelsausbreitung nach der nördlichen Küste 
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des Schwarzen Meeres hin; ein Bezirk des Levantehandels, der in früherer 
Zeit für Griechenland recht wertvoll gewesen ist. 

Wegen ihres händlerischen Spürsinnes, der Genügsamkeit ihrer 
Lebenshaltung und auch jener Skrupellosigkeit, mit der sie die ältesten 
und gebrechlichsten Fahrzeuge im Dienste des Seeverkehrs behalten, 
als Konkurrenten einen erheblichen Vorsprung in bezug auf die Mög- 
lichkeiten der Preisberechnung genießend, stand ihre Wirtschaft recht 
wesentlich auf der Stellung ihrer Schiffahrt und ihres kaufmännischen 
Verkehrs im Levantehandel. Die ihnen hier zurzeit entgegenstehenden 
türkischen und russischen Schwierigkeiten machen sich unter anderem 
in ihren Auswirkungen darin bemerkbar, daß man zurzeit beispielsweise 
in Ostseehäfen, in denen sie früher kaum bekannt war, häufiger die 
griechische Flagge anzutreffen vermag. 

Das viel geprüfte Land, dessen größtes wirtschaftliches Aktivum 
in den qualitativ ganz besonders hervorragenden Tabakgebieten an 
der Nordküste des Ägäischen Meeres besteht, bedarf dringend einer 
Zeit der äußeren Ruhe und der inneren Konsolidierung. Ob diese ihm 
beschieden sein werden, ist aber außerordentlich fraglich; denn in seiner 
durch den Ausgang des Krieges vergrößerten europäischen Gestalt 
setzt es sich wieder aus wesensfremden Bestandteilen zusammen, die 
in dem alten Brennpunkt politischer Umtriebe, Saloniki, von Osten 
und Westen bzw. Süden aufeinanderprallen. 

Zum Nachbarn hat es das immer noch brodelnde Albanien; das 

gegenüber dem alten Serbien wesentlich vergrößerte jugoslawische 
Königreich, das zwar im gemeinsamen Gegensatz gegen Bulgarien 
freundschaftliche Beziehungen mit Griechenland unterhält, aber doch 
sein Auge nicht abkehren wird von der Vardarmündung und Saloniki; 
und endlich Bulgarien, das den Verlust des nur so kurze Zeit inne- 
gehabten Ausganges nach dem Ägäischen Meere und des Zuganges zu 
den reichen Tabakgebieten nicht verschmerzen kann. Dazu als alten 
Hauptfeind die Türkei. 
Ein starkes Griechenland könnte ein heiß umworbener Bundes- 
genosse im östlichen Mittelmeer sein, der sich, sei es von England, 
sei es von Frankreich, sei es auch von Italien, seine Freundschaft teuer 
bezahlen zu lassen vermöchte. Um aber eine solche Stellung zu erreichen, 
dazu fehlt es Griechenland sowohl an innerpolitischer Einheit wie auch 
an den materiellen Grundlagen einer starken Wirtschaft und gesunder 
Finanzen. 

So bleibt es in seiner geographischen Lage zwar für die genannten 
Mächte von Bedeutung, aber nicht im Sinne seines eigenen Vorteiles. 
sondern in dem Sinne, daß es immer wieder zu ihrem Spielball mit 
sehr beschränktem eigenen Bestimmungsrecht wird. 

Ob an dieser Gesamtlage durch irgendeinen Regierungswechsel eine 
nachhaltige Wendung vollzogen werden kann, ist wohl nur als recht 
fraglich zu bezeichnen. 
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DIE AUSSICHTEN DER WELTVERSORGUNG MIT BAUMWOLLE. 
Von Professor John A. Todd, Rektor der Handelshochschule zu Liverpool. 


Der größte Teil der Baumwollernten der Welt entfällt auf die nördliche Halb- 
kugel der Erde. Unser Sommerhalbjahr ist deshalb ausschlaggebend für das Ernte- 
ergebnis und die jeweilige Versorgung der Welt mit Baumwolle. Infolge der beherr- 
schenden Stellung, welche die amerikanische Baumwolle, trotz der Erschließung neuer 
Anbaugebiete, noch immer auf dem Weltmarkt einnimmt, hängt nun die Besorgnis 
hinsichtlich einer ausreichenden Versorgung hauptsächlich von den mehr oder weniger 
günstigen amerikanischen Ernteaussichten ab. Gerade jetzt beginnt für uns jene Zeit 
des Hoffens und Bangens, bedingt durch die veränderlichen klimatischen Verhält- 
nisse im Baumwollgebiet der Vereinigten Staaten. Von Jahr zu Jahr erscheint die 
Lage kritischer und damit die Voraussage schwieriger — Auch in diesem Jahr unter- 
scheiden sich die Verhältnisse in einem wichtigen Punkt von denen der Vorjahre. 
Die Preise sind nämlich in den letzten 12 Monaten, als Folge der großen Ernte im Jahre 
1925 und der ebenfalls verhältnismäßig umfangreichen Ernte 1924, von 13 d. auf weniger 
als 9 d. je Ib. gesunken. Zunächst hatte es den Anschein, als ob dies zu einem gestei- 
gerten Verbrauch von Baumwolle führen würde, in den letzten Monaten hat sich aber 
seltsamerweise das wiederholt, was in den vergangenen Jahren schon zum normalen 
Verlauf im Handel geworden ist. Die Aussicht auf eine weitere gute Baumwollernte 
hat nämlich im Baumwollhandel die Überzeugung hervorgerufen, daß die Preise noch 
weiter sinken werden. Die Befürchtung, mit teuren Beständen sitzen zu bleiben, 
hat daher die Verbraucher überall in der Welt veranlaßt, wie bisher von der Hand in 
den Mund zu leben. Die Folge ist, daß der Bedarf in den Vereinigten Staaten zurück- 
gegangen ist, und auch Lancashire sich nicht imstande sah, die eingeschränkte Arbeits- 
zeit fallen zu lassen. Verschärft wird die Lage dort natürlich noch durch den Kohlen- 
streik. | 

Wenn nun die Welt, wie gesagt, in diesem Jahr mit einer nochmaligen großen 
amerikanischen Baumwollernte rechnet, so wird diese Erwartung durch die Tatsachen 
durchaus nicht besonders gerechtfertigt. Bis zum Juni war das Wetter im allgemeinen 
zu kalt und naß, so daß der Ansatz der Baumwolle, abgesehen vom Staate Texas, 
kein guter war. Wenn auch der Juni höhere Temperaturen brachte, so ist doch im 
mittleren und westlichen Baumwollgürtel eine beträchtliche Menge Regen gefallen. 
Dies hat Befürchtungen hinsichtlich späterer Schäden durch den Bollwurm entstehen 
lassen. Andererseits haben Nord- und Süd-Karolina unter Trockenheit gelitten, die 
erst kürzlich gewichen ist. 

In diesem Jahr hat nun das Schätzungsbüro für den Saatenstand in Washington 
den ersten Bericht über den Stand der Baumwollsaat, der sonst am 25. Mai erscheint, 
ausfallen lassen, so daß der vom 25. Juni (veröffentlicht am 2. Juli) der erste Bericht 
der Saison ist. Bis zu diesem Zeitpunkt stehen nun (ebenso wie früher) hinsichtlich 
des wesentlichsten Punktes bei allen Ernteschätzungen, der Anbaufläche, ausschließ- 
lich private Schätzungen zur Verfügung. Seit 1921 hat sich die Anbaufläche stetig 
vergrößert, so daß im letzten Jahr, auf Grund der neuesten, berichtigten Angaben 
48898000 acres „am 25. Juni angebaut und unter Kultur waren“. Allgemein hatte 
man mit einer geringen Verkleinerung der Anbaufläche in diesem Jahr gerechnet, 
d. h. auf etwa 47,5 Millionen acres. 

Was den Saatenstand anbetrifft, so ergeben private Schätzungen einen Durch- 
schnitt von 76,5 vH, während die des amtlichen Büros nur 75.4 vH ausmachte. Bei 
den ziffernmäßigen Schätzungen des voraussichtlichen Ernteergebnisses, die jeder 
Bericht des Büros enthält (in dem Bericht vom 25. Juni sind 15635000 Ballen genannt), 
handelt es sich nur um eine arithmetische Kennzeichnung des jeweiligen Saaten- 
standes. In diesem Jahr sind diese Zahlen aber noch durch „ Grenzziffern“ ergänzt, 
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welche die möglichen Grenzen ober- oder unterhalb dieser Zahl bezeichnen sollen, 
welche die Ernte erreichen kann, falls die klimatischen und anderen Wachstums- 
bedingungen im weiteren Verlauf den besten oder den schlechtesten der letzten 5 Jahre 
entsprechen. In diesem Falle ist der Spielraum sehr beträchtlich und bewegt sich 
zwischen 16294000 und 13726000 Ballen. Anscheinend sind also die Aussichten der 
amerikanischen Ernte in diesem Jahr, bestenfalls, nicht viel günstiger als im Vor- 
jahr, das 16086000 Ballen brachte. 

Die Aussichten der übrigen Weltbaumwollernten lassen sich zu diesem frühen Zeit- 
punkt nur ganz roh schätzen. Die indische Baumwollernte ist völlig abhängig 
vom Monsum, der bisher nur ziemlich schwach eingesetzt hat. Die ägyptische Aussaat 
macht anscheinend befriedigende Fortschritte. Trotz der behördlichen Anordnungen 
hinsichtlich der Beschränkung der Anbaufläche, wird letztere als etwa die gleiche wie 
im Vorjahr angenommen. Im Sudan jedoch wird der Gezira-Distrikt in diesem Jahr 
bereits in vollem Umfange von dem neuerbauten Staudamm von Makwar Nutzen 
ziehen. Falls die Qualität der Baumwolle auf der Höhe des Vorjahres erhalten werden 
kann, so wird dies eine sehr willkommene Erhöhung der Versorgung mit bester ägyp- 
tischer Baumwolle bedeuten. 

Die Kernfrage dreht sich aber in diesem Jahr um den voraussichtlichen Einfluß 
des niedrigen Preisstandes für Baumwolle auf die Erzeugung der sonstigen Baumwoll- 
anbaugebiete, und im besonderen auf die Ernteergebnisse innerhalb des britischen 
Reiches. Infolge der höhen Preise sind hier in den letzten Jahren ausgezeichnete Fort- 
schritte gemacht worden. Diese Entwicklung wird sicherlich in dem Augenblick eine 
Unterbrechung erfahren, wo „shilling cotton“, d.h. ein Preisstand von ein shilling 
je Ib. erreicht oder unterschritten wird. In welchem Umfang wird aber der Fortschritt 
gehemmt werden? Die Antwort hierauf würde eine eingehende Betrachtung der Lage 
in jedem einzelnen Baumwollgebiet erfordern. Hier mag nur kurz die Vermutung aus- 
gesprochen sein, daß Australien, wo der Anbau größtenteils mit weißen Arbeitskräften 
betrieben wird, den Rückschlag am schärfsten fühlen dürfte, während Nigerien und 
Uganda mit ihren kleinen eingeborenen Besitzern, die Baumwolle anbauen, immer 
noch die Möglichkeit haben mit Gewinn zu arbeiten. Südafrika im ganzen, einschließlich 
Rhodesien, wird wahrscheinlich etwa zwischen den beiden vorgenannten Fällen stehen. 
Für alle diese Neuländer der Baumwollerzeugung wird aber sehr viel von der Qualität 
ihrer Baumwolle abhängen und dem höheren Preise, den diese gegenüber der gewöhn- 
lichen amerikanischen erzielen kann. Auch in Indien spielt die Qualitätsfrage eine 
große Rolle. Dort hat in den letzten Jahren der Prozentsatz der Ernte, der nach Länge 
des Stapels der amerikanischen Baumwolle am nächsten kommt, gewaltig zugenommen. 
Heute werden in Indien etwa 2 Millionen Ballen einer Stapellänge von 7/8“ und darüber 
gewonnen. Von anderen Ländern hat sich Rußland im letzten Jahr bemerkenswert 
erholt, ein Zustand, der auch in diesem Jahr andauern dürfte. In China können die Ver- 
hältnisse kaum schlechter werden, als sie in letzter Zeit waren. 

Im ganzen sind daher die Aussichten für die Versorgung der Welt mit Baumwolle 
befriedigend, aber nach wie vor hängt alles von der amerikanischen Ernte ab. Falls 
auch in diesem Jahr der Bollwurm zum drittenmal in 3 aufeinanderfolgenden Jahren 
verhältnismäßig harmlos auftritt und eine gute Ernte erzielt wird, haben wir einigen 
Grund zu der Annahme, daß die schlimmsten Zeiten der Bollwurmschäden vorüber 
sind und sich die schlimme Lage der Jahre 1921—1923 wahrscheinlich nicht wieder- 
holen wird. Solange in dieser Beziehung aber noch keine Klarheit besteht, ist die aus- 
reichende Versorgung der Welt mit Baumwolle nicht gesichert und keine gefestigten 
Verhältnisse auf dem Absatzmarkt zu erwarten. Zweifellos ist die Welt aufnahme- 
fähig für alle Baumwolle, die erzeugt werden kann — zu einem gewissen Preise —, 
ob aber dieser Preis bei 8 d. oder bei einem shilling je Ib. liegen wird, hängt immer noch 
größtenteils vom Bollwurm ab. 
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GESCHICHTE DER BANK OF ENGLAND. 
Von Roy Hopkins, Herausgeber des „„ Economist“, London. 


Nicht nur Menschen, sondern auch große Unternehmungen haben ihre Schicksale. 
Aus Menschen zusammengesetzt und von solchen geleitet, spiegeln sie Zeit und Welt 
im Laufe ihres Bestehens wider. Politische Wirrnisse bringen sie in Gefahr, wirtschaft- 
liche Krisen bedrohen oft ihren Bestand und unter der Sonne des Friedens gedeihen 
sie, gesunden Menschenkindern gleich. 

Auch die Bank of England mußte in der ersten Zeit ihres Bestehens schwere Zeiten 
durchmachen. Es war für sie die Zeit des Kämpfens und Ringens. Die Schwierigkei- 
ten waren zum Teil eine Folge der damaligen politischen Wirrnisse, zum Teil ergaben sie 
sich aus der eigenartigen Lage, die die Bank im ganzen Gebilde der damaligen Wirt- 
schaft einnahm. Das Gründungsprivileg erhielt sie im Jahre 1694 gegen ein Darlehn 
von £ 1,20 Millionen an eine wenig populäre, wenig gesicherte, ja zum Teil bankerotte 
Regierung. Diese £ 1,20 Millionen stellten ihr gesamtes Vermögen dar. Die Bank 
besaß anfangs kein Monopol irgendwelcher Art, ihre Noten galten nicht als öffentliche 
Währung. Alle 150 Jahre wurde das Privileg erneuert und jede Erneuerung gab der 
Regierung Gelegenheit, irgendeine neue Vergünstigung von der Bank zu erwirken. 

Ganz gegen ihren Willen wurde die Bank bald in die damals sehr unruhige Politik 
hineingezogen. Zudem machte sich die Regierung keinerlei Skrupel, eigene Kon- 
kurrenzunternehmungen zu eröffnen. Eins dieser Konkurrenzunternehmen — die 
sogenannte Landbank — war ein totgeborenes Kind, ein anderes bildete den Grund- 
stock jener gefährlichen Spekulationswut, die damals die ganze Nation ergriffen hatte 
(der sogenannte South-Sea Bubble). Alle diese Unternehmungen bildeten zweifellos 
zur Zeit ihres Entstehens eine gewisse Gefahr für die Bank, jedoch steigerte ihr baldiges 
ruhmloses Ende nicht nur das Ansehen der Bank, sondern auch deren finanziellen 
Rückhalt. Durch das ganze 18. Jahrhundert hindurch verbesserte so die Bank ständig 
ihre Lage. Sie erwarb sich auch in dieser Zeit große Erfahrungen im internationalen 
Geldverkehr. Bald aber kamen von neuem schwere Zeiten. In einer äußerst heftigen 
Handelskrise im Jahre 1797 mußte die Bank auf Regierungsbefehl zu der bis dahin 
unerhörten Maßnahme einer Aufhebung ihrer Kassazahlungen greifen. Fast ein Viertel- 
jahrhundert dauerte diese Suspendierung, und sie zeitigte damals unverkennbare An- 
zeichen einer Währungsinflation, ähnlich wie sie viele Länder kurz nach dem Welt- 
kriege durchgemacht haben. Die im allgemeinen kurzsichtige Politik der Regierung 
mag diesen Schritt veranlaßt haben, doch da sich das Land in einem Kampf auf Leben 
und Tod mit Kontinentaleuropa befand, der sicherlich hinsichtlich der finanziellen 
Mittel ebenso schwer war wie der soeben beendete Weltkrieg im Vergleich zu unseren 
heutigen Mitteln, so war der Schritt wahrscheinlich damals unvermeidlich. 

Die wahre Bedeutung der Bank begann mit den gesetzlichen Maßnahmen, die im 
Jahre 1833 durch Sir Robert Peel ins Leben gerufen wurden. In diesem Jahre gab 
die Gelegenheit der Erneuerung des Privilegs der Regierung Anlaß, die Banknoten zum 
gesetzlichen Zahlungsmittel zu erheben. Das war natürlich ein wichtiger Schritt vor- 
wärts, der der Bank auch im Auslande großes Ansehen verschaffte. 6 Jahre nach diesem 
wichtigen Ereignis mußte die Bank noch einmal eine ihrer schwersten Krisen durch- 
machen; sie stand sogar eine Zeitlang vor dem Bankerott. Die Lage wurde damals 
nur durch eine Freundschaftsanleihe der Bank von Frankreich gerettet, ein Akt des 
Wohlwollens, der 50 Jahre später durch eine ähnliche Anleihe der B. o. E. zurück- 
gezahlt wurde. 

Alle diese gefährlichen und unruhigen Vorgänge veranlaßten Sir Robert Peel im 
Jahre 1844, das berühmte Gesetz herauszubringen, nach dessen Bestimmungen die 
Bank noch bis zum heutigen Tage arbeitet. Sir Robert wünschte die Stabilität der 
Landeswährung dadurch sicherzustellen, daß er eine Art Bremse auf die Tätigkeit 
der Bank of England legte, indem er sie verhinderte, mehr als eine gewisse Mindest- 
anzahl von Noten auszugeben, ohne dafür £ für £ entsprechende Goldmengen in 
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Reserve zu haben. Er brachte also das Notenprivileg der Bank in eine Art Zwangs- 
jacke. Die Trennung der sogenannten Ausgabeabteilung (Issue Departement) von der 
Bankabteilung (Banking Departement) teilte die Goldreserven der Bank in 2 ungleiche 
Teile, von denen der kleinere die gesamte Last des nationalen Kredits zu tragen hatte. 
Das Gesetz Sir Robert Peels besteht, wie gesagt, noch heute, aber die Entwicklung 
des Scheckverkehrs hat seinen Hauptzweck — die Beschränkung des Geldumlaufs 
im Lande — beinahe zunichte gemacht. Die Zeit scheint durchaus da zu sein, diese 
Vorschriften einmal auf unsere moderne Zeit umzustellen. 

Die Hauptaufgaben der Bank bestehen heute darin, Bankier der Regierung 
zu sein. Sie ist die einzige Einrichtung außerhalb des Schatzamtes, die das Privileg 
der Notenausgabe besitzt. Sie ist keineswegs etwa eine Regierungsbank, die Re- 
gierung hat ihr Konto bei der Bank, benutzt diese nur für gewisse bankmäßige Trans- 
aktionen in Verbindung mit der Nationalschuld des Landes. Sie wendet sich wohl 
auch mal hin und wieder an die Bank um eine Geldaushilfe, aber besitzt selhst 
nicht einen Penny des Bankkapitals. Die Regierung darf sich deshalb 
auch nie in die inneren Angelegenheiten der Bank mischen. Natürlich 
stehen Schatzamt und Bank of England in ständigem engen Verkehr, und ein starker 
Bankgouverneur besitzt notwendigerweise eine nicht geringe Macht 
auf die Politik des Schatzamtes. Die Unabhängigkeit der Bank stand jedoch 
nie in Frage und wird auch nie in Frage stehen, solange unser gegenwärtiges politisches 
und finanzielles System bestehen bleibt. 

Aus einem ganz einfachen Gebäude in Grocers Hall, Poultry, und mit einem Geld- 
kasten von der Größe eines Seemannskoffers hat sich die Bank zu ihrer heutigen Welt- 
bedeutung emporgeschwungen. Schon im Jahre 1732 bezog die Bank den neuen eigen- 
artigen Gebäudekomplex, den der Genius von Sir John Soane geschaffen hatte und der 
noch heute als ein Wahrzeichen Old Londons gilt. 

Heute genügt das historische Gebäude nicht mehr den Ansprüchen des modernen 
Geldverkehrs. Die „Alte Dame aus der Threadneedle Street“, wie man sie im Volks- 
munde nennt, muß sich noch einer Verjüngungskur unterwerfen in dem reifen Alter 
von 232 Jahren. Möge auch die Veränderung das äußere Bild der Bank umgestalten, 
mögen auch bedauerlicherweise alte Erinnerungszeichen der City entschwinden, ihr 
Ruf wird bestehen bleiben, solange englische Finanz im Geldweltmarkt bestimmend 
mitwirkt. Stets wird man, um ein Unternehmen oder eine Schuld als besonders sicher 
hinzustellen, hinzufügen ,so sicher wie die Bank of England“. 


BÜCHERSCHAU. 


HERMANN ONCKEN: NAPOLEON III. UND DER RHEIN. Der Ursprung des 
Krieges von 1870/71. Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart 1926. 

Seit Kriegsende sind mannigfache Darstellungen des tausendjährigen Kampfes 
zwischen Deutschen und Franzosen um den Rhein erschienen, unter denen an erster 
Stelle wohl das große Werk von Stegemann zu nennen ist. Das mit in diesen weiten 
Rahmen der Geschichte hinein gehörende Kapitel des Strebens Napoleons III. über 
den Rhein, das zum Krieg von 1870/71 führte, ist von Hermann Oncken in dem vor- 
liegenden Werk übersichtlich zusammengefaßt. Die nationale Tradition, die Na- 
poleon III. 1870 in den Krieg getrieben und den verhängnisvollen Zusammenstoß 
zwischen der historischen Rheinpolitik der Franzosen und dem Selbstbestimmungs- 
recht der deutschen Nation herbeigeführt hat, ist die Wiege des Revanchegeistes, der 
an der Herbeiführung der zum Weltkrieg führenden Weltspannung einen zentralen 
Anteil hat. Dieser Geist der traditionellen französischen Rheinpolitik stellt sich einer 
dauernden Befriedung der beiden Völker unversöhnlich in den Weg und bleibt daher 
das schwerste Hindernis für alle Hoffnungen für ein künftiges friedliches Gemein- 
schaftsleben unter den europäischen Völkern. 
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WELTWIRTSCHAFTLICHE IMPULSE. 
Von Staatssekretär z.D. Frhr. v. RHEINBABEN, M.d.R. 


Baron Rheinbaben, der an der am 15. November in Genf 
beginnenden Weltwirtschaftskonferenz als deutscher Delegierter 
beim Völkerbund teilnimmt, hat den nachstehenden Artikel für 
die englische Öffentlichkeit geschrieben. Wir sind in der Lage, 
unseren Lesern den Aufsatz gleichzeitig mit dem Erscheinen in 
der englischen Presse zur Kenntnis zu bringen. 

Es wird immer deutlicher, daß die auf den deutschen Eintritt in 
den Völkerbund aufgebaute Aktion von Thoiry nicht eine auf Deutsch- 
land und Frankreich beschränkte Angelegenheit sein kann, sondern daß 
sie auf die Regelung der interalliierten Verschuldung sowie der künftigen 
und endgültigen deutschen Reparationsleistungen übergreift und daß 
sie auch in enger Verbindung mit anderen großen Plänen für eine finan- 
zielle und wirtschaftliche Neuordnung Europas, vielleicht der 
Welt, steht. Von Deutschland aus gesehen scheint es so, als ob eine An- 
zahl der in Frankreich führenden Persönlichkeiten noch in alten politi- 
schen Vorstellungen befangen ist und Zweck und Sinn dieses großen Pro- 
zesses noch nicht verstanden hat. Es gibt dort Politiker von Rang, die 
in einer merkwürdigen Einschätzung des „do ut des- Geschäftes“, das 
die Besetzung deutschen Bodens beenden soll, für die völlige Zurück- 
ziehung der französischen Truppen nicht nur Milliardensummen auf 
Grund deutscher Reichsbahnobligationen haben wollen, sondern dafür 
auch noch feierlichen deutschen „ewigen“ Verzicht auf den Anschluß 
Österreichs und deutsche Garantie und Mithilfe für den Aufbau Polens 
einschließlich dauernder Anerkennung der jetzigen deutsch-polnischen 
Grenzen fordern. Das ist selbstverständlich eine völlige unmögliche 
Verhandlungsgrundlage! So richtig es ist, daß Thoiry den Ausgangs- 
punkt für beschleunigten europäischen wirtschaftlichen Wiederaufbau 
und für eine gleichberechtigte, allen Beteiligten nützliche Zusammen- 
arbeit sein soll, so falsch wäre eine politische Verkoppelung mit Fragen, 
die damit nichts zu tun haben. Die deutsche amtliche Politik hat sowohl 
in Locarno, wie beim Eintritt in den Völkerbund in schwerer Selbst- 
überwindung von den deutsch- polnischen Streitfragen geschwiegen, um 
das dringende und im Vordergrund stehende Werk der Befriedung im 
Westen nicht zu gefährden. Daß die Befriedung im Osten Deutsch- 
lands noch nicht vorhanden ist und künftigen Auseinandersetzung 
vorbehalten bieiben muß, ist eine These, welche die ganz überwiegende 


Mehrheit des deutschen Volkes aufrecht erhält und die keine irgendwie 
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geartete Einschüchterung von außen erschüttern kann. Zu groß und zu 
offenkundig ist das Unrecht, das Deutschland hier zugefügt wor- 
den ist! 

Warum muß die weitere Vertiefung und Fortentwicklung des Pro- 
gramms von Thoiry neue Impulse für die Fortentwicklung der Welt- 
wirtschaft geben? Weil es ganz selbstverständlich ist, daß der Versuch, 
einen Teilbetrag von etwa 1% bis 2 Milliarden der deutschen Reichs- 
bahnobligationen auf dem Weltmarkt unterzubringen, die Frage auf- 
werfen muß: Was geschieht mit dem Rest? Wird nicht dessen 
Bonität darunter leiden, wenn ein erster Teil mit besonderen Vorrechten 
ausgestattet wird? Wie steht es überhaupt mit der Möglichkeit, den 
restlichen größeren Anteil der Obligationen in späteren Zeiträumen unter- 
zubringen und wie steht es um die Leistungsfähigkeit Deutschlands, für 
weitere große Beträge neben Dawes-Reparationsleistungen den Zinsen- 
und Amortisationsdienst sicherzustellen ? Schon das Aufwerfen dieser 
wenigen Fragen zeigt die ganze Schwierigkeit der jetzt ins Auge gefaßten 
Finanzoperationen so großen Ausmaßes. Daß aber nun endlich in einer 
gewissen automatischen Zwangsläufigkeit und begleitet von dem 
Interesse wirtschaftlich und finanziell so mächtiger Kräfte draußen 
in der Welt diese wichtigen, die ganze wirtschaftliche Zukunft Deutsch- 
lands entscheidenden Fragen jetzt zur Erörterung gestellt werden, ist 
in meinen Augen geradezu das Hauptverdienst der Aktion von 
Thoiry. Entweder ist es richtig, daß wir jetzt endlich in eine Periode 
hineingekommen sind, in der militärische Macht weniger zu bedeuten hat, 
als der dringende Wunsch vieler Völker, zum friedlichen Aufbau und 
gesichertem Wohlstand zurückzukehren, dann muß man den Mut 
haben, nicht nur Manifeste zu erlassen und schöne Reden über wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu halten, sondern auch praktisch und mit Energie 
an die Wurzeln des Übels heranzugehen. Oder aber, man meint es hier 
und da nicht ehrlich mit dem Wunsche zu friedlicher Zusammenarbeit, 
dann müßten zwangsläufig solche erneute politische Quertreibereien 
auch dasjenige wieder hemmen oder gar beseitigen, was auf dem Gebiete 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit bisher mit so großen Opfern und 
Anstrengungen geleistet worden ist. Politik und Wirtschaft gehören 
zusammen und lassen sich — auf die Dauer jedenfalls — nicht trennen. 
Der deutsche Standpunkt zu der seit Thoiry in Frankreich ent- 
standenen Situation ist der, daß wir lieber weiter abwarten wollen 
und eine gründliche Erörterung dieser großen wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Zusammenhänge fordern werden, als auf eine sofortige Teillösung 
hindrängen, die wiederum nur ein kümmerliches Aushilfsmittel sein 
könnte. So begrüßen wir es natürlich, daß neben den in Thoiry einge- 
leiteten deutsch-französischen Verhandlungen auch unabhängig von ihnen 
und von ganz anderen Stellen neue weltwirtschaftliche Impulse 
auftauchen und tätig sind. Dem Eisenpakt zwischen Deutschland, 
Frankreich, Belgien und Luxemburg sind deutsch-englische indu- 
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strielle Besprechungen gefolgt, die von praktischen Gesichtspunkten 
ausgehend und dem guten Willen zum gegenseitigen Verständnis fol- 
gend ihre baldige Fortsetzung finden sollen. Aus Italien kommen immer 
häufiger Stimmen, die auf eine Mitwirkung in dieser immer weiterreichen- 
den europäischen Wirtschaftsverständigung hindrängen und darin vor 
allem immer wieder auf die für Italien wichtigste Frage der Übervölke- 
rung bzw. der Schaffung neuer überseeischer Auswanderungs- 
und Kolonialgebiete hinweisen. Zweifellos würden sich auf diesem 
Gebiete zwischen Deutschland und Italien sehr leicht und sehr schnell 
gemeinsame Interessengebiete finden, wenn man sie auf beiden 
Seiten ernstlich suchte und in erster Linie England im Laufe der Erör- 
terungen Verständnis auch für diese Seite wirtschaftlicher Zukunfts- 
entwicklung zeigte. Das soeben veröffentlichte wirtschaftliche 
Manifest führender Finanzleute aus fast allen europäischen Ländern ist 
ferner hervorragend geeignet, die öffentliche Meinung weiter über die 
jetzt bestehenden Hemmungen im Wiederaufbau des Handels aufzu- 
klären: Die schon in den vergangenen Jahren mehr im stillen wirkende, 
aber außerordentlich ernsthafte und nützliche Tätigkeit der inter- 
nationalen Handelskammer in Paris ist ihrerseits dabei, die aus 
den Reparationsleistungen und der gegenseitigen Verschuldung her- 
rührenden Störungen der Weltwirtschaft zu studieren und Abhilfs- 
maßnahmen vorzuschlagen. Und schließlich wird am 15. November d. J. 
schon die vorbereitende Kommission des Völkerbundes für 
die Weltwirtschaftskonferenz erneut zusammentreten und sich 
zweifellos bemühen, aus dem großen Komplex mannigfacher wirt- 
schaftlicher Fragebogen einige wichtige Einzelprobleme herauszu- 
nehmen und sie zur Verhandlung in der Vollkonferenz reifzumachen 
(z. B. Zollschema, Zolltarife, Kartelle). Alles das zusammengenommen 
ist zweifellos geeignet, für die praktisch zu treffenden Maßnahmen eine 
solche öffentliche Meinung in den hauptbeteiligten Ländern zu 
schaffen, die eine unerläßliche Vorbedingung für mutige und klare Ent- 
scheidungen darstellt. 

Bei dieser oder ähnlicher Betrachtung der Dinge erhebt sich von 
selbst die Frage, ob der politische Zustand Europas durchweg 
so bleiben soll bzw. kann, wie ihn der Versailler Vertrag und die anderen 
Friedensverträge geschaffen haben. Soll bei so starken und immer all- 
gemeiner werdenden wirtschaftlichen und finanziellen Impulsen das starre 
Gesetz des status quo oder das andere anpassungsfähige der Evolu- 
tion und Fortentwicklung Geltung haben? Es kann und soll auch 
nach der Meinung maßgebender Träger der durch die Worte Dawes- 
abkommen, Locarno und Genf bezeichneten deutschen Politik nicht 
davon die Rede sein, die bestehenden Verträge umzuwerfen oder zu 
nichtachten. Aber es soll und es muß auf der anderen Seite für die Ver- 
wirklichung so großer und allen zugute kommender wirtschaftlicher 


und finanzieller Anstrengungen die Möglichkeit bestehen, die Verträge 
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in einem ganz anderen Geiste auszulegen und fortzuentwickeln, 
als dies bisher geschehen ist. Eine solche Auslegung auf Deutschland 
angewandt, wird die Augen vor der Notwendigkeit künftig heranstehender 
politischer Neuregelungen im deutschen Osten und hinsichtlich 
Wiederaufnahme überseeischer und kolonialer Tätigkeit 
deutscher Menschen nicht verschließen dürfen. Das deutsche 
Volk braucht schon aus rein wirtschaftlichen Gründen und Im- 
pulsen heraus mehr Lebensraum,als man ihm in Versailles gelassen 
hat, und die weiter fortschreitende Einfügung der deutschen Wirtschaft 
in die europäische und in die Weltwirtschaft wird die Richtigkeit dieser 
These ganz von selbst erhärten. 

Die Linie der vor uns liegenden Entwicklung scheint mir somit 
festgelegt. Von wirtschaftlichen und finanziellen Impulsen der maß- 
gebenden Länder der Welt ausgehend, wird und muß der angeblich überall 
vorhandene politische Wille zur Zusammenarbeit auch dort starke 
Impulse erhalten, wo er sich noch aus Unkenntnis der großen welt- 
wirtschaftlichen Zusammenhänge oder aus bösem Willen dagegen auf- 
lehnt. Diese Entwicklung ist schon so weit vorgeschritten, daß sie zwar 
vorübergehend aufgehalten, aber durch nichts mehr entscheidend ge- 
hemmt werden kann. Töricht ist der, der bei solcher Weite der 
Probleme von heut zu morgen und jeden Tag beim Morgenkaffee 
sichtbare Augenblickserfolge erwartet. Die Hauptsache ist, daß 
wir alle in der nun endlich eingeleiteten Vorwärtsentwick- 
lung bleiben — dann wird diese von selbst ihr Tempo be- 
schleunigen. 


ENGLAND 
UND DIE KÜNFTIGE DEUTSCHE AUSSENPOLITIK. 


Von Dr. BERNHARD DERNBURG 
ehemaliger Kolonialsekretär und Finanzminister, M.d.R. 


Der Eintritt Deutschlands in den Völkerbund und die hierdurch er- 
möglichte Ratifikation der Locarnoverträge setzt Europa in den Stand, 
in eine Periode des Wiederaufbaues und der äußeren Konsolidierung ein- 
zutreten. Wir glauben, daß der höchstmögliche Erfolg hierbei nur durch 
ein wirklich ernstes Zusammenarbeiten erzielt werden kann. Wir sind 
überzeugt und wir fühlen, daß die Anstrengungen, die wir in dieser 
Richtung machen, vollkommen von England geteilt werden, das ebenso 
wie Deutschland von einer dauernden Unruhe und Unsicherheit in der 
Welt, die die geschäftliche Unternehmungslust hemmt, nichts zu gewinnen 
hat. Die Kriegs- und Nachkriegspsychose war, wie wir alle wissen, ein 
großes Hindernis für die Rückkehr des Vertrauens in die gesicherte Stabi- 
lität der Entwicklung. In Locarno haben die Unterzeichner des Paktes 
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sich gegenseitig darüber geeinigt, ein friedliches Mitteleuropa sicherzu- 
stellen. Aber das ist nicht genug. Die meisten europäischen Staaten 
leiden noch sehr unter der unpraktischen — um mich des mildesten Aus- 
druckes zu bedienen — Lösung von Versailles. Die Hauptleidtragenden 
bei dieser unglücklichen Lösung sind Frankreich selbst und neben ihm 
Deutschland; aber auch England wird hiervon in wesentlichem Umfange 
betroffen. Die deutsche Außenpolitik strebt aus diesem Grunde nach 
einer Einigung dieser drei Weltmächte mit dem Ziele einer tatkräftigen 
Zusammenarbeit. | 

Der erste Schritt in dieser Richtung, der sofort nach der Ratifikation 
von Locarno getan wurde, war das Zusammentreffen von Thoiry, über 
das England im Bilde war und bei dem es als ein sympathischer Zuschauer 
gelten kann. Die verschiedenen Punkte, die in der Unterredung berührt 
wurden, zeigen, daß die Schwierigkeiten, unter denen die Nationen Euro- 
pas noch zu leiden haben, die Folge einer unrichtigen Regelung der Frie- 
densverträge sind. Frankreich kämpft für die Stabilisierung seines 
Budgets und seiner Valuta. Des Übels Wurzel sind bei ihm Geld- und 
Kreditverschuldung, die unter der Annahme, daß „le boche payera tout“ 
immer größeren Umfang annehmen. Das Märchen von der Bezahlung 
der Zeche durch den Deutschen, an dessen Bildern sich die französischen 
Staatsmänner stets aufs neue berauschten und mit dem sie ihre Wähler- 
schaft so lange Jahre hindurch in eine falsche Sicherheit wiegten, ist 
durch die Macht der Ereignisse seines Märchenschleiers entkleidet worden. 
Um seine Stabilisierung durchzuführen, braucht Frankreich Geld. Es 
ist nur natürlich, daß es sich zur Beschaffung dieses Geldes an seine Gläu- 
biger wendet. In dem Geiste wahrer Zusammenarbeit ist Deutschland 
auch durchaus willens, der französischen Bedrängnis zu Hilfe zu kommen. 
Leider sind Deutschland durch seine eigene schwierige finanzielle Lage 
sehr schwere Fesseln auferlegt, da diese Lage, wie wohl bekannt ist, die 
Aufnahme großer Kredite im Auslande, besonders in den Vereinigten 
Staaten erfordert. Es ist weiterhin die große Frage, in welchem Umfange 
wir Geldleistungen an das Ausland abführen können, da wir vorerst den 
Zinsendienst für die öffentliche (Dawes) und die private Verschuldung 
berücksichtigen müssen. Die Gesamtsumme dieser beiden Beträge ist 
kürzlich von Dr. Schacht auf etwa 250 Millionen Pfund Sterling geschätzt 
worden. Das ist besonders mit Rücksicht auf unsere an sich schon passive 
Handelsbilanz natürlich eine sehr kniffliche Angelegenheit. Bis zu dem 
Umfang, wie dies unsere verfügbaren Mittel gestatten und wie wir es, 
ohne die Stabilität unserer Währung und unseres Budgets zu gefährden, 
tun können, werden wir versuchen, Frankreich willens zu sein. Rein 
handelstechnisch gesprochen, tun wir es im Interesse einer baldigen 
Herbeiführung gesunder Verhältnisse auf dem Weltmarkte und um mit 
der Dumpinggefahr eines Landes mit schwankender Währung aufzu- 
räumen, ein Interesse, in dem sowohl Großbritannien wie Deutschland 
einig gehen. In dem Gib- und Nimmprozeß der Zusammenarbeit nehmen 
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wir die uns billigerweise zustehende Hilfe Englands in der Wieder- 
herstellung der Souveränität in den noch besetzten Gebieten in Anspruch. 
Wir fühlen uns zu dieser Hilfe um so mehr berechtigt, seitdem die Quelle 
der französischen Angst durch den von England garantierten Pakt 
von Locarno beseitigt worden ist. Andere deutsche Wünsche tendieren 
in der gleichen Richtung mit dem Ziele, alle zwischen Frankreich und 
Deutschland bestehenden Schwierigkeiten, die sich aus dem Versailler 
Friedensdiktate ergeben, möglichst schnell und möglichst gründlich 
aus der Welt zu schaffen. Wir übersehen hierbei mit Absicht, daß wir 
unsere Anstrengungen einem französischen Ministerium geben, an dessen 
Spitze Poincaré steht, der sich in der Vergangenheit als der hartnäckigste 
und erbarmungsloseste unserer Feinde gezeigt hat. 


KOLONIALMANDATE 
ODER KOLONIALGEMEINSCHAFTEN? 


Von Dr. ARTHUR DIX. 


Nachdem der Eintritt Deutschlands in den Völkerbund vollzogen 
worden ist, muß es als unerläßliche Selbstverständlichkeit betrachtet 
werden, daß auch die Frage der Kolonialmandate aufgerollt wird. 

Wie dringend Deutschland in seiner heutigen weltwirtschaftlichen 
Stellung kolonialer Betätigungsfelder bedarf, erfordert kein Wort 
näherer Begründung. Wenn in dem Versailler Dokument neben die all- 
gemeine Kriegsschuldlüge auch noch eine besondere Kolonial- 
schuldlüge gesetzt worden ist, um den Raub der deutschen Kolonien 
zu bemänteln, so wird es jetzt weniger darauf ankommen, theoretisch 
gegen die in diesem Sinne dem Unterlegenen wahrheitswidrig aufgebür- 
deten Verschuldungen anzukämpfen, als praktisch die aus jenen 
Beschuldigungen gefolgerten Konsequenzen auszumerzen. 

Freilich werden wir in dieser Richtung kaum auf wirkliche Erfolge 
rechnen können, wenn wir uns auf den Standpunkt stellen, rein sche- 
matisch zu fordern, daß Deutschland auf dem Wege über die Mandats- 
verleihung wieder Herr seiner alten Kolonien werde. Wir müssen vielmehr 
an die Lösung des zweifellos sehr schwierigen und komplizierten Problems 
mit neuen, schöpferischen Ideen herantreten, müssen auch für 
die anderen Teile nutzbringende Vorschläge machen, statt ein- 
fach dort anknüpfen zu wollen, wo der Weltkrieg die Fäden zerrissen hat. 

Es müssen die Lehren einer halbtausendjährigen Kolonialgeschichte 
berücksichtigt werden und die aus der Praxis herausgewachsenen Wün- 
sche, die sich schon in der Vorkriegszeit deutlich geltend zu machen be- 
gonnen hatten. 

Jenes alte Kolonialgebäude, das aufgerichtet war seit den Zeiten der 
Entdeckerfahrten, ist abgebaut. Nord-, Mittel- und Südamerika haben 
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entweder volle staatliche Selbständigkeit erreicht oder sich ihr doch 
sehr stark angenähert. Natürliche Objekte der Kolonialpolitik 
im Sinne einer Heranziehung früher ungenutzten Bodens für die Zwecke 
der gesamten Weltwirtschaft sind heute in der Hauptsache nur noch 
jene politisch unmündigen und wirtschaftlich unreifen Län- 
der und Völker, die zu den Bezirken gehören, zu deren Auf- 
teilung des neuen Deutschen Reiches Eintritt in die Ko- 
lonialpolitik seit 1884 das Signal gegeben hat; also das bis 
dahin unerschlossene Afrika und die Südseeinseln. 

Die politische Aufteilung dieser Gebiete war in hohem Grade zufällig 
und willkürlich. Insbesondere sprach man schon lange vor dem Kriege 
in internationalen Kreisen der Kolonialpolitiker von der Notwendigkeit 
einer politischen „Flurbereinigung“ in Afrika, um hier die ver- 
einzelten Splitter zu beseitigen und große, zusammenhängende Ver- 
waltungsgebiete zu schaffen. Damals ist es ja auch nicht ausschließ- 
lich bei theoretischen Erörterungen geblieben, sondern auch von 
seiten der Diplomaten wurden Ansätze gemacht, um einer Verständigung 
über die wünschenswerte Flurbereinigung näherzukommen. Der Kriegs- 
ausgang hat dann aber nicht etwa dazu geführt, daß die Staatsmänner 
aller Kolonialmächte sich an den Verhandlungstisch setzten, um das 
afrikanische Problem vernunftmäßig abzuwägen und praktisch zu lösen, 
sondern man hat damals die alten deutschen Kolonien einfach unter die 
sogenannten Siegerstaaten verteilt. Allerdings wurde nicht die offene 
Form der Annexion gewählt, sondern die verschleierte des „ Völker- 
bunds-Mandates“. 

Was hätten wir nun heute zu erwarten, wenn wir in dem Hohen Rate 
zu Genf die Forderung stellen würden: „Gebt uns die Mandate über 
unsere ehemaligen Kolonien‘ ? 

Daß wir beispielsweise etwa Südwestafrika suriekerhalten wür- 
den, erscheint nicht nur praktisch ausgeschlossen, nachdem dieses 
Gebiet zu einem Gliede der Vereinigten Staaten von Südafrika geworden 
ist, sondern es bedarf auch sehr reiflicher Erwägung, ob es überhaupt 
taktisch zweckmäßig wäre, das Verlangen nach einfacher Herausgabe 
Südwestafrikas als deutsches Kolonialmandat zu stellen. 

Die Vereinigten Staaten von Südafrika werden gleich Ka- 
nada ein immer selbständigeres Gebilde in dem gelockerten Staatenbunde 
Weltbritanniens. Wie man weiß, unterhält Kanada in Washington sogar 
bereits eine eigene diplomatische Vertretung. Die südafrikanische Union, 
die ähnliche Sonderrechte für sich erstrebt, hat durch ihre Delegierten 
im Völkerbunde bisweilen schon eine Stellung eingenommen, von der 
man im deutschen Volke mit mehr Befriedigung Kenntnis nehmen konnte 
als in London. 

Wenn die wirtschaftlichen Kräfte der Deutschen, Holländer und 
Buren in Südafrika sich auch politisch zu gutem Zusammenarbeiten 
finden, dann werden wir auch in Zukunft, ohne daß man uns einer Hin- 
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arbeit auf völlige Trennung Südafrikas von England bezichtigen könnte, 
in den Vertretern der südafrikanischen Union im Völker- 
bunde wertvolle Freunde haben. Daß die durch Deutsch-Südwest- 
Afrika vergrößerte Südafrikanische Union sich wieder lösen könnte, ist 
höchst unwahrscheinlich. . 

Was Deutsch-Ost-Afrika anbetrifft, so dürfen wir nicht ver- 
gessen, daß gerade dieser deutsche Besitz für England neben dem ver- 
kehrspolitischen Einfluß Deutschlands in Mesopotamien eines der Motive 
bildete, britische Kriegsziele aufzustellen. England wollte von keiner 
Seite aus seine Machtausbreitung rund um den Indischen Ozean gefährdet 
sehen; es wollte keine von britischer Kontrolle freie Verkehrslinie von 
Mitteleuropa nach den Ausläufern des Indischen Ozeans dulden; es wollte 
aber auch jenen Stein des Anstoßes beseitigen, der den Ausbau der 
Kap-Kairo-Bahn behinderte. 

Die Forderung ungehinderter Nord-Süd-Verbindung durch Afrika 
steht für England im Hinblick auf das ehemalige Deutsch-Ost-Afrika vor- 
an. Anderseits haben einsichtige Kolonialpolitiker in England selbst 
nicht nur die überragenden kolonialwirtschaftlichen Leistun- 
gen Deutschlands in dieser Kolonie anerkannt, sondern nach der 
Mandatsübernahme durch England auch den Standpunkt vertreten, daß 
Deutschland in Ostafrika mit der außerordentlich heiklen Inderfrage 
viel leichter fertig zu werden vermochte, als England, und daß bei der 
heutigen Verfassung Ostafrika aus einem britischen Mandatsgebiet so- 
zusagen zu einerindischen Kolonie zu werden verheißt. Es gibt also 
britische Kolonialkreise, die — unbeschadet der Sicherung der englischen 
Kap-Kairo-Verbindung — nicht abgeneigt wären, das übrige Deutsch- 
Ost-Afrika wieder unter deutsche Verwaltung kommen zu lassen. 

Kamerun ist zum weitaus größten Teile an Frankreich gefallen, 
und das französische Prestigebedürfnis läßt es natürlich nicht zu, vor den 
Augen der Welt hier etwa rundweg eine Mandatsabtretung bzw. Rück- 
erstattung an Deutschland erscheinen zu lassen. Tatsächlich weiß die 
französische Kolonialverwaltung ganz genau, daß sie für die wirtschaft- 
liche Nufzbarmachung dieses Gebietes auf die Mitwirkung der alten deut- 
schen Kolonialgesellschaft angewiesen ist, die vielfach bereits wieder in 
praktische Wirksamkeit treten konnte. 

Aber so darf die Frage eben, wenn wir praktisch zum Ziele kommen 
wollen, nicht gestellt werden, daß wir einfach die runde Herausgabe der 
Mandate über den ehemaligen deutschen Kolonialbesitz an uns verlangen. 
Es müssen, wie gesagt, neue, fruchtbare und im Interesse aller Be- 
teiligten liegende Gedanken eingebracht werden. 

Im Rückblick auf gewisse Verhandlungen der letzten Jahre liegt es 
nun nahe, hier zunächst einmal ein Schulbeispiel wirksam werden 
zu lassen, und zwar ein solches, zu dem die diplomatische Anregung 
von der Seite einer durchaus neutralen Kolonialmacht 
ausgehen könnte: Es ist ja bekannt, daß die holländische Regierung 
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vor einigen Jahren bereit war, dem Herzog Adolf Friedrich zu Mecklen- 
burg, dem ehemaligen deutschen Gouverneur von Togo, eine große Ge- 
samtkonzession für Niederländisch-Guinea zu erteilen. Damals 
waren die Spannungen zwischen den Gegenkontrahenten von Versailles 
noch viel zu groß, und innerpolitische Unsicherheiten im Haag erleich- 
terten es den Franzosen und Engländern, die endgültige Erteilung 
dieser Konzession zu vereiteln. Immerhin wurde damals offenkundig, 
daß Holland mit seinem im Verhältnis zum Mutterlande so großen 
Kolonialbesitz bisher gar nicht die Möglichkeit gehabt hat, aus eigenen 
Kräften seinen Anteil an der Neu-Guinea-Insel wirtschaftlich zu ent- 
wickeln. 

Die gesamte Insel war vor dem Kriege ziemlich willkürlich unter drei 
Kolonialmächte verteilt. Holland besaß den Westen, England und 
Deutschland teilten sich den Osten. Jetzt ist das alte Deutsch-Neu- 
Guinea als australisches Kolonialmandat, wie man hört, reichlich ver- 
nachlässigt, die Insel in ihrem stattlichen Gesamtumfang von mehr 
als 800000 qkm der Weltwirtschaft durchweg nur sehr wenig nutzbar 
gemacht. Dabei ist gerade noch im Verlaufe der Kriegszeit das Innere 
von deutscher Seite aus wesentlich eingehender durchforscht worden 
als zuvor. 

Wäre hier nicht eine sehr nahe liegende Möglichkeit gegeben, den 
Anfang mit kolonialer Flurbereinigung zu machen? 

Das britische Reich könnte seinen Teil ohne weiteres als Ausgleich 
dafür, daß es dieses oder jenes andere Stück alten deutschen Kolonial- 
besitzes als Mandatar behält, durch den Völkerbund Deutschland zu- 
weisen lassen, und die Niederlande waren ja, wie vorhin dargelegt, 
schon vor einigen Jahren bereit, einem deutschen Unternehmen hier wei- 
testgehende Konzessionen zu machen. Es müßte doch wohl genügen, 
wenn Deutschland jetzt im Falle einer Überweisung der gesamten Insel 
den Niederlanden für ihren alten Anteil eine gewisse Anerkennungs- 
gebühr bezahlt, die zu verrechnen wäre mit einem holländischen Zuschuß 
zu den weiteren Verwaltungskosten. Die wirtschaftliche Nutzung wäre 
unter deutscher Leitung mit deutschem, britischem und holländi- 
schem Kapital arbeitenden Gesellschaften zu überlassen. 

Es würde sich also an diesem Musterbeispiel zunächst eine Kolonial- 
gemeinschaft der genannten drei Länder auf Neu-Guinea entwickeln 
können. Das aber könnte nur einen ersten Schritt, einen tastenden 
Versuch bedeuten, über den hinaus ein weiteres, wesentlich größeres Ziel 
verfolgt werden müßte: 

Jenes große Hauptgebiet der Erdoberfläche, das noch heute durch- 
aus in dem Stadium steht, in dem europäische Kolonialpolitik berechtigt 
und notwendig erscheint, und das willkürlich, nach Flurbereinigung 
rufend, unter die europäischen Kolonialmächte aufgeteilt war, ist Mittel- 
afrika, vor dem Kriege im zersplitterten Besitze Belgiens, Frankreichs, 
Deutschlands, Englands, Portugals und Spaniens. 
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Es war schon vor dem Kriege viel die Rede davon, daß einerseits 
Deutschland eine Zusammenfassung seiner Kolonialgebiete im mittleren 
Afrika, am Indischen Ozean und am Atlantischen Ozean eingeräumt 
werden müsse, anderseits in dem durch die portugiesische Herrschaft 
so wenig genutzten Teile Portugiesisch-Westafrikas Deutschland Ge- 
legenheit zur Mitarbeit an der Erschließung gegeben werden solle. 

Große Teile der mittelafrikanischen Länder sind aufs schwerste 
bedroht durch die Schlafkrankheit, und bekanntermaßen liegen nur 
bei der deutschen Wissenschaft die Mittel zur energischen Bekämpfung 
dieser furchtbarsten Gefahr für die wirtschaftliche Zukunft ganz Zentral- 
afrikas. 

Daß Frankreich der deutschen Mitarbeit in Kamerun nicht dauernd 
entraten mag, wurde schon erwähnt. 

Mit welcher unerschütterlichen Treue die Eingeborenen Deutsch- 
Ostafrikas während des Krieges zu uns gehalten haben, ist allbekannt; 
ebenso bekannt die Tatsache des in der Vorkriegszeit von England aus- 
gegangenen Vorschlages, Deutschland an der Verkehrserschließung 
Portugiesisch-Afrikas zu beteiligen. 

Kurzum, hier liegt eine Fülle der moralischen und der wirt- 
schaftlichen Anrechte Deutschlands vor, so daß es für eine künf- 
tige Lösung des gesamten mittelafrikanischen Problems geboten und 
zweckmäßig erscheint, Deutschland einen starken Anteil an den 
entscheidenden Neubildungen zu geben. 

Man möchte meinen, daß es hier mit einer Neuverteilung von Kolonial- 
mandaten nicht getan ist, sondern daß sich hier einmal die Gelegenheit 
bietet, in ganz großem Stile kolonialwirtschaftliche Gemein- 
schaftsarbeit zu leisten. Wenn die willkürlichen politischen Grenzen 
innerhalb dieser Gebiete fallen, wenn auch Deutschland hier wieder in 
weitem Maße Zutritt zu dem ihm so notwendigen Kolonialboden findet, 
wenn die an der Aufteilung Afrikas beteiligt gewesenen Mächte sich hier 
zusammenfinden, dann kann die kulturelle Entwicklung dieses gesamten 
Gebietes ganz andere Bahnen einschlagen als bisher. Man würde sich 
einen wesentlichen Anteil Deutschlands an den zu schaffen- 
den Verwaltungszonen der Kolonialgemeinschaft zu denken 
haben, kontrolliert durch Verwaltungsräte, in denen auch die Vertreter 
der anderen, am mittelafrikanischen Aufbau beteiligten Nationen, d. h. der 
nichtdeutschen Aktionärsgruppen der Konzessionsgesellschaften, sitzen. 

Und noch ein sicher nicht unwesentliches Moment: Das großzügig 
zusammenzufassende Mittelafrika bietet in den wirtschaftlichen Entfal- 
tungsmöglichkeiten Raum genug, zu den ursprünglichen Kolonial- 
mächten Deutschland, England, Frankreich, Belgien, Portugal und Spa- 
nien auch italienische Beteiligung hineinzuziehen, so daß der heute 
so laut und die europäische Ruhe störend vernehmbare Ruf Italiens nach 
neuen Kolonialbetätigungsfeldern wesentlich gedämpftere Formen an- 
nehmen könnte. 
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Wenn sonst überall das Verlangen nach Heraustreten aus alter Kolo- 
nialherrschaft zunehmend bemerkbar wird, so bleibt gerade Mittelafrika 
für die Gegenwart und absehbare Zukunft der Boden, der immer noch als 
kolonialwirtschaftlicher Erziehung bedürftig erscheint. Dieser Boden 
sollte sich zum Boden europäischer Gemeinschaftsarbeit ent- 
wickeln. 

Es ist nötig, auf den alten Kerngedanken der Kongo-Akte 
zurückzugreifen, der unter maßgebender Beteiligung Deutschlands ent- 
wickelt worden ist. Über das eigentliche Kongogebiet hinaus wurde 
damals auf der Kongokonferenz die Neutralität Mittelafrikas 
proklamiert. Deutschland hatte an diesem Gedanken festgehalten und 
in seinen afrikanischen Kolonien niemals für einen Angriff gegen 
die Nachbarn gerüstet. Die anderen Kolonialmächte haben während 
des Krieges gegen die Kongoakte gehandelt und Deutschland auch in 
Afrika zur Gegenwehr gezwungen. Deutschland hat seine Kolonien ein- 
gebüßt, aber den Schaden trägt Gesamteuropa. 

Die Parole „Nie wieder Krieg“ in ihrer Allgemeinheit betrachten 
wir als der inneren Grundlage, der inneren Wahrhaftigkeit, der prak- 
tischen Möglichkeit entbehrend. Aber wir betrachten sie als durchaus 
spruchreif in der Beschränkung „Nie wieder Krieg von Europäern 
gegen Europäer auf afrikanischem Boden!“ 

Den Gedanken an Pan-Europa, an die Vereinigten Staaten von 
Europa betrachten wir als eine Utopie, mindestens für das Geschlecht, 
das den Krieg erlebt hat, und wohl noch lange darüber hinaus. Aber der 
Gedanke an eine afrikanische Kolonialgemeinschaft der west- und mittel- 
europäischen Kolonialmächte braucht deshalb nicht in das Reich der 
Utopie verwiesen zu werden, zumal wenn der Grundsatz der Kongoakte 
wieder aufgenommen wird, daß europäische Kriege nicht nach Zentral- 
afrıka hineinverlegt werden dürfen. 

Eine solche Kolonialgemeinschaft würde auch durch die Schaffung 
gemeinschaftlicher Rohstoffquellen, die von internationalen 
Gesellschaften nutzbar gemacht werden, zu einer Verkettung europäischer 
Weltwirtschaftsinteressen führen, die nicht ohne günstige Rückwirkung 
auf die politischen Verhältnisse daheim in unserem Erdteile bleiben 
könnte. 

Was Deutschland anbetrifft, so würde es mit dem Verlangen nach 
Wiedergabe alter Kolonien in der Mandatsform auf unsicheren Füßen 
stehen; denn militärisch-maritim ist es heute nicht zur Kolonialmacht 
berufen. Hat man ihm im Weltkriege seine Kolonien gegen heldenhaften 
Widerstand genommen, so würden die wirklichen Kolonialmächte in 
einem Zukunftskrieg seine Kolonien einfach wegpusten können. 

Die Form der Gemeinschaftsarbeit internationaler Gesell- 
schaften würde es Deutschland ermöglichen, ohne diese Gefahr auch 
in weitgehendem Maße kolonialpolitische Verwaltungsauf- 
gaben zu übernehmen, deren Erfüllung sowohl unsere Stellung nach 
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außen hin fördern und festigen, wie auch im Hinblick auf die weltpoliti- 
sche und weltwirtschaftliche Erziehung unseres Volkes von größter Be- 
deutung sein würde. 

Wollen wir praktischen Nutzen aus unserer Mitgliedschaft im Völker- 
bunde ziehen, dann müssen wir die in ihm und durch ihn getriebene 
Politik auch mit neuen Gedanken befruchten, und dazu haben wir am 
meisten Anlaß zunächst auf dem Gebiete, auf dem wir für die schritt- 
weise Ausmerzung von Schuldlügen die am nächsten liegende praktische 
Forderung zu stellen haben. Dieser Weg führt unseres Erachtens über 
das Problem der Kolonialmandate und über Anregungen, die, anstatt 
hieraus einen Zankapfel zu machen, die Stabilisierung von Gemeinschafts- 
interessen aufweisen. 


BULGARIENS WIRTSCHAFT. 


Günstige Ausblicke für die Zukunft. 
Von A. LIAPTCHEFF (bulgarischer Premierminister). 


Mit der Gewährung einer neuen Anleihe, die auf Anregung des Völker- 
bundes Bulgarien gewährt wird, werden sicherlich bessere wirtschaftliche 
Verhältnisse im nahen Östen eintreten, denn die Gewährung dieser An- 
leihe ist eng verbunden mit der politischen Stabilisierung auf dem Balkan. 

Die Anleihe wurde nötig durch die unglückliche Lage der Refugées, 
die das verarmte Bulgarien aufnehmen mußte. Für uns in Bulgarien 
war die Aufnahme dieser Flüchtlinge kein politisches Problem, sondern 
eine Angelegenheit der allgemeinen Menschlichkeit. Der Staat brachte 
große Opfer für die Unterstützung dieser Unglücklichen, ebenso die 
lokalen Gemeinden in vielen Distrikten. Auch Privatleute halfen selbst- 
los an diesem Werke, kurz, die ganze Bevölkerung schien sich in dieser 
wichtigen Aufgabe eins zu fühlen. 

Die Anleihe von etwa 2 Millionen Pfund Sterling, die notwendig ist, 
um diese unglücklichen Menschen zu unterstützen, wurde Bulgarien in 
großherziger Weise angeboten. Bulgarien entschied sich, sie anzunehmen 
und hat sich damit für die Zahlung mit allen seinen Kräften eingesetzt. 
Man hatte indessen bei ihrer Annahme verschiedene Überlegungen an- 
zustellen. Zunächst mußte man neue öffentliche Einnahmen finden, die 
als Garantie für die Geldgeber dienen könnten. Dank einer Entscheidung 
der Interalliierten Kommission wurden unsere Einnahmen aus gewissen 
Artikeln des täglichen Gebrauchs, wie Salz, Streichhölzer und Alkohol 
von einer hypothekarischen Belastung befreit. 

Die zweite wichtige Frage war die Garantie der Stabilität unserer 
Währung, des Lewa. Zu diesem Zweck war es notwendig, die Zustimmung 
derjenigen Staaten, die unsere Reparationsgläubiger sind, zu erlangen. 
Eine Kommission von drei Mitgliedern — einem Vertreter der Bonds- 
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besitzer, einem der Reparationsgläubiger und einem des Haager Gerichts- 
hofes — wurde erwählt und autorisiert, zu entscheiden, wenn es nötig 
sein würde, Schritte im Einklang mit Artikel 122 des Vertrages von Neni 
zu unternehmen, d. h. die Zahlungen zu stunden oder die Reparations- 
summen zu ermäßigen, um die Stabilität der bulgarischen Währung 
nicht zu gefährden. Jedermann wird anerkennen, was für ein großes 
E ntgegenkommen dies für Bulgarien ist. 

Die Neuregelung der alten Schuld ist für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung Bulgariens aus drei Gründen von besonderem Wert. 

1. Bis zu dieser Erledigung war Bulgarien bisher verpflichtet, seine alten 
Schulden voll zu bezahlen, nunmehr hat es eine Ermäßigung erhalten. 

2. Sollte die gegenwärtige finanzielle Lage Bulgariens sich ver- 
schlechtern, so hat es ein Recht, eine Revision des Abkommens zu for- 
dern und eine Ermäßigung seiner Verpflichtungen zu erlangen. 

3. Eine Reorganisation der bulgarischen Nationalbank wird durch die 
Notwendigkeit, die Stabilität der bulgarischen Valuta zu garantieren, 
erforderlich gemacht. 

Die Summe von 400000 englischen Pfund zu 5% Zinsen, die als Vor- 
schuß der Anleihe gegeben wurden, steht seit Ende August zur Disposition 
der Nationalbank von Bulgarien. Dieser Vorschuß kam, wie wohl bekannt 
ist, von der Bank von England. Die Summe wird vornehmlich für die 
dringendsten Bedürfnisse der Refugées, namentlich für Samenankauf 
und für Häuserbau verwandt werden. Die Ausgabe erfolgt unter der 
Überwachung eines Agenten des Völkerbundes, des Herrn Charon. Nicht 
ein Penny wird für unproduktive Zwecke ausgegeben werden. 

Die Anleihe wird in keiner Weise die Besitzer von alten Anleihe- 
papieren Bulgariens berühren. Ihre Inhaber werden in jeder Beziehung 
dieselbe Behandlung bezüglich irgendeiner Neuordnung, die Platz greifen 
kann, erfahren, wie die Inhaber der neuen Anleihebonds. 


WOHIN TREIBT ENGLAND? 
Von NORMAN ANGELL, London. 


Mr. Norman Angell, der bekannte englische Pazifist, hat kürzlich 
ein neues Buch herausgebracht, das den vielsagenden Titel trägt: „Muß 
Großbritannien den Weg Rußlands gehen?“ Dieses Buch hat starkes 
Aufsehen in England erregt. Mr. Garwin z. B., der hochkultivierte 
Leiter des „Observer“, bezeichnete das Werk geradezu als ein öffent- 
liches Ereignis. Ramsay MacDonald erklärte, jeder Arbeiter in Groß- 
britannien müsse es lesen. Die Äußerungen dieser beiden weltanschau- 
lich ganz entgegengesetzten Persönlichkeiten lassen den Wert des Buches 
hinreichend erkennen. Nachstehend einige Gedankengänge aus ihm. 


Kenner der Entwicklungsgeschichte der englischen Labour-Party 
sind sich klar darüber, daß die Folge des Bergarbeiterstreiks auf die 
Entwicklung dieser Partei zweifach sein muß. Auf der einen Seite 
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wird der Einfluß der Kommunisten stark vergrößert werden, auf der 
anderen Seite wird die offizielle Vertretung der Arbeiterpartei sich ge- 
mäßigter, bürgerlicher zeigen als je zuvor. Sie wird mehr nach parla- 
mentarischen Erfolgen streben und Gewaltmaßnahmen in ihrer Politik 
mehr-und mehr auszuschalten suchen. Das Mißlingen eines einmal ein- 
geschlagenen Kurses hat bei in sich gespaltenen Parteien gewöhnlich 
die Folge, daß eine Gruppe behauptet, der Mißerfolg sei darauf zurück- 
zuführen, daß man nicht weit genug gegangen ist, während die andere 
meint, daß er dadurch entstanden sei, daß man zu weit gegangen sei. 
Auf diese Weise wird der Riß außerordentlich erweitert. 

Was wird nun die Folge einer Verschärfung der kommunistischen Auf- 
fassung in einem Lande sein, das zugegebenermaßen vor einer der schwie- 
rigsten Perioden seiner Wirtschaftsgeschichte steht? Werden diese 
Folgen das Vorspiel einer Revolution sein? Wohin treibt England? 

Bei dem Versuche, diese Frage zu beantworten, muß man zunächst 
einige irrige Auffassungen klarstellen, die gewöhnlich in der Beurteilung 
großer Volksbewegungen gemacht werden. Die eine Auffassung ist die, 
daß man annimmt, Revolutionen werden „von Agitatoren gemacht“. 
Eine solche Annahme ist völlig irrig. Wir können mit größter Sicherheit 
behaupten, daß bezahlte Agitatoren kaum je eine Revalution von Bedeu- 
tung eingeleitet haben. Agitatoren selbst sind äußerst hilflos, wenn nicht 
der Weg für sie durch gewisse wirtschaftliche und politische Umstände 
vorbereitet ist. Die beste Vorbereitung ist vielleicht eine Niederlage im 
Kriege. Der russische Zar verlor seinen Kopf und der deutsche Kaiser 
seinen Thron nicht durch die Überzeugungskraft von Agitatoren — 
Lenin hatte z. B. vor 1917 sein ganzes Leben hindurch schon eine erfolg- 
lose bolschewistische Agitation getrieben — sondern durch militärische 
Niederlage. Das bedeutet natürlich nicht, daß der Sieg allein genügend 
ist, um Revolutionen zu vermeiden, denn Sieg in unseren Tagen ist kaum 
weniger verhängnisvoll als Niederlage. Das sehen wir daran, daß das 
heutige Frankreich trotz seines Sieges kaum weniger oder vielleicht noch 
mehr Sorgen hat als das unterlegene Deutschland. Wir können daher . 
sagen, daß überhaupt die Umwälzung, die Umwertung aller Werte, 
kurz, das Chaos, das ein Krieg mit sich bringt, in einer Zivilisation wie 
der europäischen schon geeignet ist, einen Revolutionsbazillus zu er- 
zeugen. 

Aber das durch den Krieg entstehende Chaos ist nur ein Faktor der 
Revolution. Die Verweigerung sozialpolitischer und wirtschaftlicher 
Reformen in einer Welt, die lebt und dauernd wächst und so sich von 
Grund auf ständig verändert, muß gewisse Reibungen und Gegensätzlich- 
keiten erzeugen, die die Gefahr einer solchen Revolution in sich bergen. 
In unserer heutigen Zeit werden die Entscheidungen, die die Regierungen 
zu treffen haben, von Tag zu Tag schwieriger und komplizierter. Wenn 
die Öffentlichkeit nun ungeduldig wird, wenig maßvoll, draufgängerisch 
oder nur träge und ohne Unternehmungslust, so wird eine Revolution 
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entweder von der kommunistischen oder der faschistischen Type sich 
daraus ergeben. 

Die britische Regierung und in ihr die jeweils herrschenden Parteien 
haben in der Vergangenheit sicherlich ein so außerordentliches Maß von 
Anpassungsfähigkeit bewiesen, wie es nur etwa von den Fabrikanten und 
Händlern der veränderten Verhältnisse auf dem Weltmarkt gegenüber 
gezeigt worden ist. Aber seit dem Kriege scheint sich eine gewisse Unlust 
bemerkbar gemacht zu haben, eine Art von Ermüdung, ein Gefühl der 
Gleichgültigkeit, als ob die Anstrengungen, die der Krieg mit sich brachte 
und die ungewöhnlichen Dinge, die immer wieder und wieder getan wer- 
den mußten, die Widerstandskraft und die Nerven des Volkskörpers zer- 
stört haben. Die Wirtschaftskrise des Krieges und mit ihr die Beschaf- 
fung all der ungeheuren Materialmengen, die zu einer Zeit erforderlich 
waren, als die besten Arbeiter in Europa kämpften, wurde wie durch ein 
Wunder gelöst. Die ganze Nation arbeitete einmütig und voll Hingabe 
wie ein einziger Arbeiter. Herzoginnen standen um 5 Uhr morgens auf, 
um Fabrikfußböden zu scheuern. Elegante junge Damen, deren einzige 
Zerstreuung bisher der Fünf-Uhr-Tee und das Tennisspiel gewesen waren, 
saßen 10 bis 12 Stunden an der Schreibmaschine oder an einer schwer zu 
bedienenden Maschine für die Munitionsherstellung. 

Aber während wir es durch einen ungeheuren Opfermut möglich 
machten, stets die notwendige Munition an der Front zu haben, konnten 
wir nach dem Kriege nicht einmal die für die Volkswirtschaft notwendigen 
Häuser bauen. Wir hatten zwar das nötige Rohmaterial, um diese Häuser 
zu bauen und wir hatten sogar ungeheuere Mengen von Beschäftigungs- 
losen, die dieses brachliegende Material in Wohnstätten hätten verwan- 
deln können. Wir konnten aber Material und Menschen nicht zusammen- 
bringen. Wir hätten sicherlich das Problem gelöst, wenn es nötig gewesen 
wäre, um den Krieg zu gewinnen. Wir haben alle die schwer in das Privat- 
leben des einzelnen eingreifenden Vorschriften, wie Rationalisierung, 
Einfuhrkontrollen usw. willig über uns ergehen lassen, sobald aber der 
Frieden geschlossen war, bekam die Auffassung, daß Herzoginnen um 
5 Uhr morgens aufstehen sollten, um den Fußboden zu scheuern, einen 
unerhörten und plebejischen Beigeschmack, kurz, das galt dann plötzlich 
als unvornehm, als sozialistisch. | 

Mit anderen Worten: der Wille, die uns heute bevorstehenden Schwie- 
rigkeiten zu meistern, ist nicht mehr in demselben Maße vorhanden wie 
während des Krieges. Der Wiederaufbau im Frieden ist in seinen materiel- 
len Schwierigkeiten nicht so groß wie die Aufgaben des Krieges. Aber 
seine rein psychologischen Schwierigkeiten sind weit größer. Der Welt- 
krieg war eine Machtprobe, das fühlte in England jeder, und alle Mittel 
und Wege, die vorgeschlagen wurden, um diese Machtprobe zu Ende 
zu führen, wurden mit Freuden und großer Begeisterung angenommen. 
Aber die Beschäftigung von zwei Millionen Arbeitslosen oder das voll- 
kommene Fehlen von menschenwürdigen Häusern für die vergessenen 
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Kriegshelden ist scheinbar keine Krise, und so können wir denn weder 
von den Herzoginnen noch von dem gewöhnlichen Bürgersmanne die- 
selben großen Anstrengungen erleben, wie wir sie während des Krieges 
sahen. So kann es kommen, daß wir treiben und treiben, hier ein Loch 
zustopfen, dort eine schlechte Stelle ausbessern, aber uns nicht mit den 
großen drängenden Problemen befassen. Bis diese dann über unsere 
Kräfte gehen. Es ist sicher nicht so, daß die ganze Aufgabe über unsere 
Kräfte geht, falls wir den Willen hätten, sie zu lösen. Wir können bloß 
nicht den Willen dazu aufbringen. Und während es nicht immer wahr 
ist, zu sagen, wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg, so ist es sicherlich wahr: 
wo kein Wille ist, ist auch kein Weg. 

Wenn England eine Revolution droht, so droht sie aus dem Gefühl 
der Erschöpfung, der Hilflosigkeit, der wirtschaftlichen Not und der 
Ungerechtigkeit. Und diese Gefühle sind nicht aus irgendwelchen 
materiellen Ursachen entstanden, weil etwa ein Mangel an materiellen 
Gütern oder eine Knappheit an Produktionsmitteln besteht, sondern 
weil wir in Friedenszeiten uns nicht alle so zusammenreißen und nicht 
so einmütig an einem Strange ziehen können, wie wir dies während des 
Krieges taten. 

Eine Prophezeiung der künftigen politischen Entwicklung ist natür- 
lich unmöglich. Sie wäre eine undenkbare Aufgabe. Einen Hoffnungs- 
stern sehe ich in dem Umstand, daß führende Kreise im allgemeinen 
sehr pessimistisch in die Zukunft sehen,daß wir uns also unserer 
Gefahren in zunehmendem Maße bewußt werden und dadurch von selbst 
nach Mitteln suchen, sie zu vermeiden. Der Kapitän eines Dampfers, 
der annimmt, daß es im Ozean keine Klippen und Riffe gäbe, bringt 
sein Schiff-in große Gefahr. Der Kapitän aber, der sich sagt, der Ozean 
ist voll von Riffen, doch ich habe sie auf meiner Karte alle sorgfältig ver- 
merkt und bin daher in der Lage, sie zu vermeiden, hat die Gefahren ihres 
größten Schreckens entkleidet. Aus diesem Grunde hoffe ich, daß die 
vielen ungünstigen Prophezeiungen, die wir jetzt vielfach hören, nicht 
in Erfüllung gehen werden. 


DIE GELBE GEFAHR. 
Von MONTAGU DEP. WEBB, M. P. ehemaliges Mitglied der indischen Regierung. 


Die Tatsache, daß ein Pan-Asiatischer Kongreß — der erste seiner 
Art — kürzlich in Nagasaki stattfinden konnte, mag in einigen Teilen 
der Welt den Eindruck erweckt haben, daß die vielen Hundert von Mil- 
lionen Menschen, die Asien bevölkern, einen neuen Angriff auf Europa 
und seine Kultur planen. Es ist wohl bekannt, daß viele Vertreter der 
jungen Generation in Indien, China und Japan der westlichen Kultur 
ziemlich feindlich gegenüberstehen, obwohl sie ihre Erziehung in West- 
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europa genossen haben. Diese Vertreter modernen Asiatentums würden 
vielleicht am liebsten ihre Länder von jeder europäischen und amerika- 
nischen Vormundschaft befreien, ja sie würden, wenn möglich, so weit 
gehen, die westliche Kultur überhaupt zu vernichten, um an deren Stelle 
etwas zu setzen, was sie für einen Ersatz ihrer eigenen wundervollen 
Vergangenheit ansehen. Diese jungen Leute fanden für ihre Ideen stets 
in der sozialistischen Lehre einen Nährboden und sie sind in den letzten 
Jahren durch den Bolschewismus in ihren Auffassungen vollends be- 
stärkt worden. 

Falls Zahlen allein den Maßstab politischer Macht abgeben würden, 
so müßte eine Kombination der Völker Asiens gegen das Abendland tat- 
sächlich in Europa und Amerika höchste Furcht erregen. Obwohl nämlich 
nur 51 Personen aus Japan, China, Korea, Indien, Siam und den Philip- 
pinen auf dem oben erwähnten Kongreß zugegen waren, vertraten sie 
doch die gesamte anti-westliche Gruppe asiatischer Völkerschaften, näm- 
lich auch die Gebiete Sibirien, Zentralasien, französisch Indo-China, 
Afghanistan, Persien, Arabien, Irak und die Asiatische Türkei, also 
insgesamt weit über 900 Millionen Menschen. 

Die Möglichkeit, daß alle diese Völker sich zusammentun könnten, 
um gemeinsam einen Angriff auf die westliche Kultur zu unternehmen, 
ist indessen äußerst gering. Eine solche Befürchtung muß jedem, der 
längere Zeit in Asien gelebt hat oder der die dortigen Verhältnisse aus 
eigener Anschauung kennt, völlig absurd erscheinen. 

Zunächst muß man bedenken, daß die großen Massen dieser Völker- 
schaften aus Analphabeten bestehen, die im Dämmerzustand einer 
ganz primitiven Bildung dahinleben. Sie sind unter sich vielfach rassen- 
mäßig verschieden, sprechen verschiedene Sprachen und sind — was 
sehr wichtig ist — vielfach verschiedenen Glaubens. Das Interesse der 
meisten dieser kopfreichen Völker erstreckt sich nicht weit über die Vor- 
gānge ihrer nächsten Umgebung, und selbst die lokalen Interessen sind 
oft so gegensätzlicher Natur, daß z. B. in den meistbevölkerten — China 
und Indien — sehr scharfe Reibungen unter den einzelnen Stämmen vor- 
kommen, wovon der Bürgerkrieg in China und die vielfachen Revolten 
in Indien Zeugnis ablegen. Ein wirklicher Nationalheld ist bisher sowohl 
China wie Indien vorenthalten geblieben. Die Möglichkeit, daß die Völker 
Asiens unter den heutigen Verhältnissen einen neuen Dschingis Khan 
oder Tamerlan hervorbringen könnten, der den schlummernden Fanatis- 
mus in der Brust von Buddhisten, Shintoisten, Hindus, Mohammedanern 
und Zoroastrianern in gleicher Weise zum Leben erwecken würde, scheint 
nicht gegeben. 

Aber ganz abgesehen von diesen Erwägungen muß man bedenken, 
daß der nächste Krieg ein Krieg der Maschinen, der Chemikalien und der 
Elektrizität sein wird, kurz, der modernen westlichen „Kulturerrungen- 
schaften“, die Asien in vielen künftigen Jahren noch nicht herzustellen 
in der Lage sein wird oder die es sich wenigstens nicht in dem erforder- 
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lichen Umfange wird beschaffen können, um einen großen inter-konti- 
nentalen Krieg zu führen. Die Idee eines militärischen Angriffs durch eine 
Kombination der asiatischen Völker gegen die weiße Rasse des Westens 
kann deshalb als außerhalb der Möglichkeiten der heutigen politischen 
Gegebenheiten liegend abgelehnt werden. 

Etwas ganz anderes ist die Frage, ob es nicht in Asien einige Führer- 
persönlichkeiten gibt, die mit Hilfe einer Irrlehre das zu erreichen suchen, 
was durch militärische Gewalt unmöglich ist. Mr. George Popoff hat 
kürzlich in seinem Werke: „Die Tscheka““ den Bolschewismus als „den 
Stoßtrupp des vordringenden Asiatentums“ bezeichnet. Die Bolsche- 
wisten versuchen zweifellos die unzufriedene Jugend Chinas, Indiens und 
Afghanistans zu dem Glauben zu bekehren, daß die Zerstörung der ge- 
samten europäischen Kultur das einzige Mittel ist, um der westlichen 
Bedrückung zu entgehen. Daß diese Einflüsterungen der bolschewisti- 
schen Regierung eine Bedrohung des heimatlichen Friedens mit sich 
bringen, steht außer Frage, aber es besteht nicht die geringste Möglich- 
keit, daß diese Irrlehren in einer gemeinsamen asiatischen Aktion gegen 
die Völker Europas enden werden. 

Auch der Pan-Asiatische Kongreß, den ich eingangs erwähnte, hatte 
keinerlei derartige Programmpunkte aufzuweisen. Er wurde auf Vor- 
schlag der japanischen und indischen Delegaten, die an der internationa- 
len Arbeiterkonferenz teilnahmen, zusammenberufen und wurde durch 
die patriotischen Organisationen aller asiatischen Länder unterstützt. 
Sein Programm enthielt u. a. die Bildung einer Liga asiatischer Rassen 
und die Wiederbelebung orientalischer Zivilisation. Die Japaner, die die 
treibende Kraft der ganzen Bewegung waren, machten verschiedene 
Vorschläge für die wirtschaftliche Entwicklung Asiens. Sehr heftige 
anti-europäische und -amerikanische Reden wurden gehalten, deren 
Inhalt uns jedoch nicht zu beunruhigen braucht. Größere Beachtung 
müssen wir schon den japanischen Bestrebungen zur Hebung der wirt- 
schaftlichen Kräfte des Kontinents schenken. Die zunehmende 
Wettbewerbsfähigkeit der Rassen mit niedrigem Lebens- 
standard ist tatsächlich das Problem, das äußerste Auf- 
merksamkeit verlangt. Prof. Mc Dougall von der Harvard Uni- 
versität hat die ganze Frage in seinem Werke: „Moderne Weltprobleme““ 
in sehr klarer Weise behandelt. Er sagt u. a.: „Falls sich in dem nächsten 
Jahrhundert die Auffassung, daß alle Rassen gleichberechtigt sind, 
mehr und mehr durchsetzen sollte, so wird die Folge davon die Vernich- 
tung der weißen Rasse in Amerika, Afrika, Australien und Asien sein. 
Europa selbst würde dann die wirtschaftliche Konkurrenz unzähliger 
Menschenmillionen von geringerer Kulturstufe und mit niederer Lebens- 
haltung zu spüren bekommen.“ 

Hier liegt in Wahrheit eines der schwierigsten Probleme unserer 
Zeit. Schon haben sich soziale und politische Reibungen in Ost- und Süd- 
afrika ergeben. Dieselben Schwierigkeiten werden bald in anderen 
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Teilen der Welt spürbar werden. Man muß bedenken, daß diese Gefahr 
für den weißen Mann nicht auf den Osten und Westen beschränkt bleibt. 
Man muß sie eher als einen Kampf zwischen den Völkern der tropischen 
und der gemäßigten Zone ansehen. Wie dieser Kampf enden wird, kann 
man nicht voraussagen. Da indessen weder die Völker der gemäßigten 
noch der tropischen Zone unter ihren gegenwärtigen Lebensverhältnissen 
bestehen können, ohne daß eines dem anderen hilft, so scheint mir ein 
Ausgleich irgendeiner Art die notwendige Folge zu sein, ein Ausgleich, 
der nach der Formel: „leben und leben lassen“ gefunden werden muß. 

In der Zwischenzeit ist alles Reden von der gelben und braunen 
Gefahr als Sensationsmache einer vergangenen Zeit abzutun. Trotz der 
ungeheuren natürlichen Widerstandskraft des Ostens gegen die sich stets 
weiter vorschiebende westliche Zivilisation, trotz der ungeheuren An- 
strengungen des sterbenden Bolschewismus, diese Widerstandskraft zu 
einem organisierten Angriff gegen alle westliche Kultur auszunutzen, 
erscheint mir augenblicklich keine größere Wahrscheinlichkeit oder 
Möglichkeit eines kombinierten asiatischen Angriffs auf Europa und 
Amerika vorzuliegen als solche für die Verwirklichung der Weltrevolution, 
wie sie von den haßerfüllten Vertretern der Dritten Kommunistischen 
Internationale erwünscht und erhofft wird. 


DIE EXTREME IM VOLKSCHARAKTER. 
Von Professor Dr. HERMANN LEVY (Berlin). 


Goethe hat einmal zu Eckermann gesagt, indem er an den Besuch von 
jungen Engländern in Weimar anknüpfte: „Es ist an ihnen nichts 
verbildet und verbogen. Es sind an ihnen keine Halbheiten und 
Schiefheiten, sondern wie sie auch sind, es sind immer durchaus 
komplette Menschen. Auch komplette Narren mitunter, das gebe 
ich von Herzen zu; allein es ist doch was und hat doch auf der Wage der 
Natur immer einiges Gewicht.“ Esist dieEinheitlichkeit des Volks- 
charakters, welche Goethe bei diesen Worten vorschwebte, der 
Respekt vor der Einheitlichkeit des Volkscharakters als solchem. Aber 
es muß immer wieder bei volkscharaktereologischen Erörterungen betont 
werden, daß es ein soziologischer Irrtum wäre, zu meinen, in der völki- 
schen Einheitlichkeit als solcher müsse ohne weiteres etwas Erstrebens- 
wertes liegen. Daß dieser Irrtum auch heute noch oft genug gemacht 
wird, hat unlängst das Buch von Prof. Julius Hirsch über das „Amerika- 
nische Wirtschaftswunder“ zeigen können, in welchem er, obschon ihm 
die unerträglichen Mängel des schematischen Amerikanismus wohlbe- 
kannt sind, von einer „Kultur der Gleichform“ in Amerika gespro- 
chen hat. In der Einheitlichkeit als solcher — z. B. in der Typisierung des 
Verbrauches oder der Mechanisierung des Lebens — liegt noch keines- 
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wegs unbedingt etwas kulturelles, wiewohl andrerseits eine einheitliche 
Staatsauffassung eines Volkes, einheitliche Sittengesetze, einheitliche 
Richtungen in Kunst und Bildungsformen, wenn sie einen wirklich kultu- 
rell-fortschrittlichen Inhalt haben, vom Standpunkt des Gesellschaft- 
ideals unbedingt erstrebenswert sind. Goethe hat richtig empfunden, daß 
der Schematismus im Volkscharakter unter Umständen nur darin zum 
Ausdruck kommen kann, daß „komplette Narren“ erzeugt werden; aber er 
hat ebenso stark empfunden, wie außerordentlich nutzbringend die Ein- 
heitlichkeit im Volkscharakter werden kann, da wo sie eben nicht im 
Närrischen zum Ausdruck kommt. Es ergibt sich jedenfalls, daß man 
vom volkspädagogischen Standpunkt die Schwächen der Einheitlichkeit 
des Volkscharakters gern in Kauf nehmen wird, wenn sich aus der 
Einheitlichkeit als solcher Stärken auf den wirklich wich- 
tigen Lebensgebieten einer nationalen Gesellschaft er- 
geben. i 

So gesehen, werden jedoch die Schwächen einer überstarken Dif- 
ferenzierung völkischer Eigenheiten, wie wir sie in Deutschland 
vorfinden, nicht sorgenvoll genug eingeschätzt werden können. Es 
braucht dabei nicht erörtert zu werden, woher diese starke Differenzie- 
rung herzuleiten ist, denn die kausale und historische Erklärung, an- 
knüpfend an die Vielheit unserer Stämme, die zerklüftete Eigenart unsres 
Territoriums (Flachland-, Gebirge-, große Binnenfläche im Vergleich zur 
Meeresgrenze), die weit zurückliegenden politischen und religiösen Schei- 
dungen geben nicht einmal immer den Aufschluß über das, was heute ist, 
und noch viel weniger die Fingerzeige, wie es anders werden könnte. 
Demgegenüber ist es von Wichtigkeit, sich dieser Differenzierungen 
überhaupt stärker als bisher bewußt zu werden und dies geschieht am 
ehesten, wenn man die Extreme des deutschen Volkscharakters 
einander gegenüberstellt. 

Für jeden, der die Beziehungen des Deutschen zu andern Völkern in 
den letzten Jahrzehnten verfolgt hat, wird folgender Gegensatz unver- 
kennbar geblieben sein: der Deutsche hat eine ausgesprochene Begabung 
der Anpassung; diese hat ihm in vielen Fällen das Tor zu dem Weltmarkt 
erschlossen und ihm den Konkurrenzkampf mit dem schon früher auf 
dem Plane befindlichen weltwirtschaftlichen Wettbewerbern erleichtert. 
Man hat überall — z. B. die Engländer bei der Wirksamkeit der Deut- 
schen im Handel mit dem fernen Osten, besonders mit China — die 
Sprachbeflissenheit der deutschen Kaufleute bewundert und beneidet, 
ebenso ihre Art, sich dem Geschmack der fernen Absatzmärkte in der 
Mode, den Massen, der kommerziellen Verrechnung anzupassen, während 
der Angelsachse von seinen kolonialen Urerfolgen her gewöhnt ist, ein- 
fach Englisches auf nicht-englische Märkte übertragen zu können. Das 
Überspannen dieser deutschen Anpassungsfähigkeit hat dann 
freilich häufig genug zu Erscheinungen geführt, die man mit Servilität 
bezeichnen darf und die keineswegs erfreulich, ja nicht einmal für das 
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Wesen des Deutschtums im Auslande günstig gewesen sind. Es sei nicht 
besonders betont, daß es schon eine gewisse Charakteristik dieser deut- 
schen Anpassungsgabe und Dienbereitschaft war, daß „der dentsche 
Kellner“, the german waiter, und der deutsche Friseur zu einer Art von 
„Type“ im personellen Weltverkehr geworden war, und daß sich deutsche 
Gastwirte überall hervortaten. Es sei bezüglich der Servilität vielmehr 
daran erinnert, wie sich die Deutschen im Auslande vielfach in recht 
unerfreulicher Weise befleißigten, ihre deutschen Gepflogenheiten abzu- 
legen, sich Visitenkarten ohne Titel, dafür aber mit einem plötzlich 
herausgefundenen zweiten Vornamen drucken zu lassen und sich „engli- 
scher“ zu benehmen als die Engländer selbst. Es sei auch daran erinnert, 
wie vielfach heute noch, nicht immer ohne besondere Anfeuerung seitens 
offizieller Kreise, ein Kult mit Ausländern aller Arten getrieben wird, der 
nicht immer die aus unsrer heutigen politischen Lage gebotene Reserve 
erkennen läßt. Aber nun das Erstaunliche: ganz im Gegensatz zu diesem 
Wesen steht auf der andern Seite das immer wieder im deutschen Be- 
nehmen auffallende Gefühl einer starken Selbstüberzeugung. 
Wie verträgt sich jene seltsame Anpassungsfähigkeit in ihren Abzwei- 
gungen zur Servilität mit dem stolzen Spruche: „Am deutschen Wesen 
soll die Welt genesen?“, wie vertrug sich jene oben geschilderte Visiten- 
karte — und grade die Visitenkarten der Länder reden eine häufig sehr 
charakteristische Sprache — mit jener andern, für die Amerikaner 
z. B. völlig unverständlichen Karte, auf der unter dem Namen ein Regi- 
ment aufgeführt wurde mit dem klingenden Titel irgendeines ehemaligen 
Fürsten, ein Regiment, dem der Betreffende in der Reserve diente? 
Wir haben uns vor dem Kriege durch unser selbstbewußtes Auftreten 
viel geschadet. Es war kein Zufall, wenn der deutsche Diplomat, weil 
er bei allen Gelegenheiten, selbst bei kleinen Gesellschaften, in Uniform 
und sternenübersät auftrat, von vornherein nicht jenen intimen, für die 
Diplomatie so wichtigen Kontakt fand, den seine offizielle Stellung zwar 
nicht, wohl aber seine diplomatisch-politischen Aufgaben vorausgesetzt 
hätten. 

Ein andres Extrem unsres Volkscharakters liegt auf sozial-ökono- 
mischem Gebiete. In einer Zeit, als der deutsche Unternehmer, der 
Fabrikant wie der Kaufmann, Hervorragendes in der Entwicklung der 
deutschen Industrie zuwege brachte, hat sich in der großen Mehrzahl 
der deutschen Arbeiter ein völlig kapitalfeindliches und produktiv- 
fremdes Empfinden gegenüber der Wirtschaft entwickelt. 
In England hat der große wirtschaftliche Aufschwung, der gegen 1775 
einsetzte und erst in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts allmäh- 
lich in Stagnation geriet, ein Wirtschaftsvolk geschaffen, das trotz 
Tradeunionismus und gelegentlicher wirtschaftsrevolutionärer Ansätze 
(Fabierbewegung usw.) lange Zeit durchseelt gewesen ist von den Prin- 
zipien des Wettbewerbes, der Entfaltung des Tüchtigsten und ökono- 
misch-liberaler Grundsätze. Dasselbe gilt heute noch von den USA. 
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Kein Amerikaner — auch der einfachste Arbeiter —, der nicht den Fort- 
schritt Amerikas in technischer und wirtschaftlicher Beziehung als 
„seinen“ Fortschritt mitempfände. Noch jüngst hat der feinsinnige 
Beobachter Arthur Feiler in seinem Buche „Amerika-Europa“ diesen 
(schon von Sombart seinerzeit geistvoll erörterten) Punkt von neuem be- 
stätigt und somit dargetan, daß es auch nach dem Kriege dort nicht an- 
ders geworden ist. „Es gibt in Amerika,“ so schreibt er, „dem Lande des 
höchst gesteigerten Industrie- und Finanzkapitalismus, heute keinen 
praktisch irgendwie ins Gewicht fallenden Sozialismus. Es gibt hier und 
da vereinzelt kleine sozialistische Gruppen, die ihre Ideologie als histori- 
sches Erbgut aufrechterhalten ... aber selbst da ist fast durchweg der 
Sozialismus arg verblaßt, sehr milde und friedlich geworden. Und von 
irgendeiner in die Tiefe gehenden sozialistischen Bewegung ist heute gar 
keine Rede. Selbst dem, was sich in Amerika Sozialismus nennt, stehen 
heute die Massen der Arbeiter völlig fern. Das zeigen die Wahlziffern.“ 
Wir in Deutschland nehmen zwar auch mit Genugtuung davon Kennt- 
nis, daß ein sich verringernder Bestandteil unsres Volkes dem praktischen 
Kommunismus zuströmt; wir bedenken nicht genug, daß gerade in der 
Zeit unsres wirtschaftlichen Aufstiegs, in einer Zeit, als nach amerika- 
nischem Muster der einzelne Arbeiter von einem stark nach oben gerich- 
teten Drang des Emporkommens und einem optimistischen Individualis- 
mus hätte erfüllt sein müssen, eine Wirtschaftspsyche sich unsrer Arbeiter 
bemächtigt hat, die, weil sie in erster Linie auf Verteilungsideen und nicht 
auf die Produktivitätsideale aufgebaut war, den Arbeiter von den 
materiellen Fortschritten unsrer Wirtschaft geistig ab- 
trenute. Diese Psyche aber mit dem ihr zugrunde liegenden Vorstel- 
lungen von der Ungerechtigkeit in der Verteilung der Produktions- 
erzeugnisse, der eigentlich ungerechtfertigten Bereicherung einzelner, 
des notwendigen Desinteressements der Arbeiter als Klasse an den 
rein wirtschaftlichen, d.h. nicht — „sozialen“ Fortschritten, — diese Psyche 
bewirkt auch heute noch die Scheidung der deutschen Wirt- 
schaft in jene zwei Extreme von „produktiv-denkenden“ 
und „verteilungsmäßig-denkenden“ Schichten, wobei dann die 
eigentlich erstrebenswerte Einheit und Zusammenfassung in den, beiden 
übergeordneten sozialökonomischen Begriff der Wohlfahrt des Ganzen 
und des gemeinschaftlichen Volksreichtums in die Brüche geht. Wie 
denken sich weitschauende Wirtschaftspolitiker die Möglichkeit deutschen 
Fortschritts, wenn der wirklich zu erreichende Fortschritt nur ganz 
einseitig von der Zahl der Produktiven, der Unternehmer und Führer, 
getragen und empfunden wird, während die große Masse der in den Pro- 
duktionsprozeß Verstrickten in ihm nur gewissermaßen ein notwendiges 
Übel sieht? Läßt sich mit einer so gearteten sozialökonomischen Psyche 
der Massen auf die Dauer mit dem Erfolge rechnen, der zur Thesaurierung 
von Produktivkraft in der Volkswirtschaft führt, oder ist es nicht nötig, 
diese eigentümlich-deutschen Extreme — im Kohlenstreik offenbaren 
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sich zum erstenmal ähnliche Erscheinungen in England! — aufzulösen 
und miteinander in Einklang zu bringen, ehe wir zum zweitenmal den 
Zusammenbruch an einer Gemeinschaft erleben, für deren materiellen 
Überbau der psychologische, im Volkscharakter verankerte Unterbau 
fehlt? 

Wer sich die Aufgabe stellt, den volkscharaktereologischen Erforder- 
nissen des heutigen Deutschlands nachzugehen und dies unbeeinflußt 
von politischen Schlagworten zu tun sucht, wird keine leichte Aufgabe 
haben. Wenn man z. B. in einer Schrift des Oberfinanzrates Dr. Bang, 
„Volkswirtschaft und Volkstum“, den Satz liest: „Wenn uns in den 
letzten Jahren, von Artfremdem zweckbewußt, der Begriff der Welt- 
wirtschaft als der einer Gemeinschaft aufgemacht wurde, in der wir 
aufzugehen hätten, so ist das schlechthin Schwindel und Be- 
trug“, so kann einem in der Tat eine Angst überlaufen, eine Angst vor 
dem Unverständnis der wirtschaftlichen Dinge, wie sie in der Welt sind, 
und eine Angst vor der skrupellosen Anwendung von Begriffen, die ge- 
wissen Volkskreisen imponieren sollen. Soll es so weitergehen, daß hier 
„völkisch“- orientierte Nur-Deutsche stehen, die der gesamten Welt 
deutsches Wesen aufdrängen oder sich von der gesamten Welt bewußt 
abtrennen wollen, und dort jene, die nicht schnell genug den „Anschluß“ 
an alles Fremde zu erreichen streben ? Wird der deutsche Volkscharak- 
ter von der Krankheit des Extremen geheilt werden, ehe es zu spät ist ? 


INTERNATIONALE WIRTSCHAFTSABKOMMEN. 
Von Dr. W.M. Frhr. v. BISSING. 


Der Stahlpakt scheint eine Bestätigung des Rathenauschen Satzes 
zu sein, wonach die Wirtschaft Deutschlands Schicksal sei. Mit wirt- 
schaftlichen Mitteln arbeitet die Politik, wenn jetzt versucht wird, gegen 
Aushändigung eines Teiles der Eisenbahnobligationen an der Stabili- 
sierung des französischen Franken mitzuwirken, um dafür eine Befrei- 
ung des Rheinlandes und eine Befriedigung der außenpolitischen Ver- 
hältnisse herbeizuführen. Diesen Zusammenhang zwischen Eisenpakt 
und Thoiry hat Generaldirektor Dr. Vögler in seiner Düsseldorfer 
Rede betont, wenn er darauf hinwies, daß der wirtschaftlichen Ver- 
ständigung eine internationale Verständigung auf politischem Gebiet 
folgen müsse, ja, daß ohne diese Folge die getroffenen wirtschaftlichen 
Vereinbarungen hinfällig sein würden. | | 

Die in Thoiry eingeleiteten politischen Verhandlungen werden, wenn 
sie nicht nur Worte bleiben, sondern wenn auch Taten aus ihnen er- 
wachsen sollen, aller Wahrscheinlichkeit nach auch ihrerseits eine tief- 
gehende Rückwirkung auf die gesamte wirtschaftliche Lage Deutsch- 
lands ausüben. Sollte Frankreich wirklich einen Teil der Eisenbahnobli- 
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gationen erhalten, so müßte natürlich ihre Verzinsung unabhängig von 
den Transferbestimmungen erfolgen. Sonst wären sie unveräußerlich. 
Aber darin liegt eine grundlegende Änderung des Dawesabkommens. 
Wird sie zum Guten oder zum Schlechten ausschlagen, können endlich 
Nachteile durch das Zustandekommen des Eisenpaktes gemildert 
werden? Diese einfachen Uberlegungen enthalten einen Komplex von 
Fragen, deren Beantwortung und Klärung erforderlich ist. Man fürchtet 
zunächst, daß ein derartiges Rühren an einem der fundamentalsten 
Grundsätze des Dawesplans eine Gefahr für seine spätere Revision zu- 
gunsten Deutschlands sein würde, sobald sich einmal herausgestellt 
haben sollte, daß eine Erfüllung des Londoner Abkommens vom August 
1924 über die Kraft Deutschlands hinausgehen würde. Aber dieses Be- 
denken scheint, so nahe es liegt, nicht unbedingt ausschlaggebend zu 
sein. Man darf nicht vergessen, daß neben der Verpflichtung der Wirt- 
schaft zur Leistung der Reparationszahlungen durch Verzinsung und 
Tilgung der Industrie- und Eisenbahnobligationen auch noch eine Ver- 
pflichtung des Staates besteht, die aus den Erträgnissen des Reichshaus- 
haltes und aus dem Ergebnis der Transportsteuer zu entrichten ist. Eine 
künftige Revision des Dawesabkommens wird aber gerade hier einsetzen 
müssen. Wie die Ereignisse der Jahre von der Unterzeichnung des Ver- 
sailler Diktates an bis zum Ende 1922 gezeigt haben, ist eine Gefährdung 
der deutschen Währung in erster Linie dadurch eingetreten, daß der Staats- 
haushalt in einer Weise für die Zahlungen der Reparationen in Anspruch 
genommen worden ist, die seine Leistungsfähigkeit bei weitem überschrei- 
tet. Ein überlastetes Budget aber ist die Quelle der Inflation. 

Doch die Übertragung der Eisenbahnobligationen gefährdet die 
Zahlungsbilanz. Diese sicher vorhandene .Möglichkeit kann zunächst 
durch die Begrenzung der Summe gemildert werden, die Frankreich 
erhalten würde. Der Sauerweinsche Vorschlag von 8 Milliarden RM. 
ist natürlich indiskutabel. Der Gesamtbetrag der Obligationen beträgt 
11 Milliarden GM. Hiervon würde Frankreich auf Grund der Abmachun- 
gen von Spa 52% = 5,72 Milliarden GM. erhalten können, jedoch unter 
der Bedingung, daß die daraus fließenden Zinsen den Transferbestim- 
mungen unterliegen. Die Befreiung der an Frankreich zu übertragenden 
Obligationen von den Transferbestimmungen wird es rechtfertigen 
können, wenn das deutsche Angebot unter dem Betrage bleibt, der in 
Spa den Franzosen zugestanden worden ist. Soll nun eine Gefährdung 
der deutschen Währung vermieden werden, so wird man die Zinslast 
in Verbindung mit der Exportmöglichkeit Deutschlands 
bringen müssen. Da nun der Stahlpakt die Ausfuhr dieses Produktes 
auf eine einigermaßen feste Basis gestellt hat, so wird die Ausfuhrmöglich- 
keit an Stahl auch von maßgebendem Einfluß auf die Übertragbarkeit 
der in Rede stehenden Zinsen sein müssen. Damit ist ein Pakt die Vor- 
aussetzung und Bedingung des andern geworden. Beide stehen in einem 
funktionellen Verhältnis zueinander. 
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Doch der Stahlpakt liegt nicht nur im Interesse Deutschlands. Er 
wird eine sehr große Bedeutung für Frankreich in der nächsten 
Zukunft gewinnen. Dadurch, daß die Übergabe der Eisenbahnobliga- 
tionen und ihre Verwertung durch Frankreich die Stabilisierung des 
Franken ermöglicht, wird die französische Wirtschaft von der gleichen 
Deflationskrise heimgesucht werden, die auch über Deutschland herein- 
gebrochen war. Dann wird auch die Exportfähigkeit der französischen 
Schwerindustrie unter dem stabilisierten Preisniveau leiden und die gegen 
den Frieden verminderte Aufnahmefähigkeit des Weltmarktes für ihre 
Erzeugnisse zu spüren bekommen. Dann wird allerdings voraussichtlich 
durch den Mechanismus der Ausgleichskasse die deutsche Industrie mit 
ihren Verdiensten den französischen Werken die Überwindung der De- 
flationskrise ermöglichen und die Last erleichtern, den Kapitalmangel und 
Steuerdruck ausüben. Aber gerade diese Aussicht wird bewirkt haben, 
daß der Pakt für die Franzosen annehmbar erschien, sie wird auch die 
Veranlassung dazu sein, die in Thoiry von Stresemann gemachten Vor- 
schläge sine ira et studio zu prüfen, ehe man sie verwirft. 

Doch auch für die deutsche Industrie ist die Stabilisierung des fran- 
zösischen Franken von Bedeutung. Je mehr die französische Währung 
sank, desto mehr erkannte man, daß das Valutadumping der französischen 
Werke den deutschen die gewinnbringenden Exportmöglichkeiten nahm. 
Daß der englische Bergarbeiterstreik hierin eine gewisse Wandlung hat 
eintreten lassen, ist ein glücklicher Zufall, der offenbar seinem Ende ent- 
gegengeht. Ist also der Franken stabil gemacht und durch 
den Stahlpakt der Weltmarkt befriedigt, dann dürfte der 
deutschen Schwerindustrie der Außenmarkt immerhin er- 
halten bleiben, den sie im Laufe des Jahres sich hat wieder- 
erobern können. Aber dieses ist von besonderer Wichtigkeit im Hin- 
blick auf die Verhältnisse am Binnenmarkt, wo offenbar auf absehbare 
Zeit nicht eine derartige Kräftigung vor allem der landwirtschaftlichen 
Kaufkraft eintreten wird, wie sie die schwere Industrie zum lohnenden 
Absatz ihrer Produkte braucht. 

Sollen also der Stahlpakt,und die Besprechungen von Thoiry einen 
Schritt vorwärts zum Aufbau der deutschen Zukunft werden, so müssen 
Wirtschaft und Politik Hand in Hand arbeiten. Die Wirtschaft ist unsere 
Waffe, Politik und Wirtschaft unser Schicksal. l 
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1. Der Siegeszug der Elektrizität. 
Von SIR PHILIPP DAWSON, M.P. London. 


Obwohl man die erste Anwendung der Elektrizität im Transport- 
wesen in das Jahr 1879 zu verlegen hat, wo zum erstenmal auf der Ber- 
liner Industrieausstellung eine kleine Modelleisenbahn mit elektrischer 
Lokomotive, die eine Kraft von 5 Pferdestärken entwickelte, gezeigt 
wurde, blieb die wirkliche Anwendung der Elektrizität doch der Erfindung 
des Elektrodynamos vorbehalten. In den Vereinigten Staaten wurde die 
Elektrizität zunächst wirtschaftlich nutzbar gemacht, um Straßen- 
bahnen zu betreiben. Der finanzielle Erfolg dieses Versuches führte dazu, 
daß verbesserte amerikanische Methoden zunächst auf dem europäischen 
Kontinent und später in Großbritannien eingeführt wurden. Schließlich 
ersetzte Elektrizität als Zugkraft alle anderen Antriebsmittel in der Be- 
dienung von Straßenbahnen und schmalspurigen Eisenbahnen. 

Die Konkurrenz dieser Elektrifizierung machte sich bald bei den Eisen- 
bahnen, die den Vorstadtverkehr regelten, bemerkbar; viele von ihnen 
waren gezwungen, sich dem modernen System zu fügen, nicht nur zum 
Vorteil des Reisepublikums, sondern auch zum Vorteil ihrer Anteils- 
eigner. 

Andere Ursachen, insbesondere die Schwierigkeiten, die sich bei der 
Durchquerung von Tunnels ergaben, führten dann zu der weiteren Aus- 
dehnung der Elektrizität im Transportwesen, insbesondere zur Einfüh- 
rung der elektrischen Eisenbahnlokomotive, die zunächst in der City 
und South London Railway, in der Baltimore- und Ohio-Eisenbahn und 
später in der New York Central und New York New Haven und Hartford 
Railway in New York Anwendung fand. Die Erfahrung, die man dort 
machte, zeigte, daß die Elektrolokomotive nicht nur der Dampfloko- 
motive in vielen Punkten gleichkommt, sondern diese sogar in mehrfacher 
Hinsicht übertrifft. Das Resultat dieser Entwicklung ist, daß heute trotz 
des Vorurteils von vielen Vertretern der Dampflokomotive und der damit 
verflochtenen Interessen sich die Elektrizität immer mehr in den großen 
Eisenbahnsystemen des Weltverkehrs breitmacht, insbesondere dort, 
wo man mit langen Tunnels, mit scharfen Steigungen, mit starkem Ver- 
kehr und der damit verbundenen Gefahr von Verkehrsstörungen sowie 
überall dort, wo man mit hohen Kosten für Brennstoff und Arbeitslohn 
zu rechnen hat. Wo immer man Elektrizität eingeführt hat, hat sie sich 
sowohl technisch wie wirtschaftlich voll bewährt. 

Während der kürzlich stattgefundenen Kohlenuntersuchungen durch 
die Royal Commission wurde Sir John Snell, der tüchtige und erfahrene 
Vorsitzende des Elektrizitätsausschusses, gefragt, ob es zum Vorteil des 
englischen Verkehrswesens wäre, falls das Eisenbahnsystem elektrifiziert 
würde. Die Antwort hierauf war: „Ja, durchaus. Eine weitgehende 


MASSENFABRIKATION ODER QUALITÄTSARBEIT 427 


Elektrifizierung würde meiner Ansicht nach zum Vorteil nicht nur der 
Eisenbahnen und des Elektrizitätswesens, sondern auch zum Segen des 
ganzen Landes gereichen.“ 

Auf dem europäischen Kontinent besitzen Deutschland, Frankreich 
und die Schweiz je etwa 1000 englische Meilen elektrische Eisenbahn- 
linien, Italien besitzt etwa 800 englische Meilen. Falls wir die Elektrifizierung 
der Eisenbahnsysteme, die sich in Österreich, Holland, Ungarn, Spanien, 
Schweden und Norwegen vollzieht, einbeziehen, so bekommen wir eine 
Gesamtsumme von etwa 5 — 6000 englischen Meilen elektrischer Eisenbahn- 
linie mit etwa 2000 Elektrolokomotiven, die weit stärker sind als die 
Dampflokomotiven, die sie ersetzen. Etwa die gleiche Summe wird man 
für die Vereinigten Staaten ansetzen müssen. Auch in anderen über- 
seeischen Ländern wie Indien, Neu-Seeland, Japan, Südafrika, Marokko, 
Java und Südamerika macht die Elektrifizierung der Hauptlinien mehr 
und mehr Fortschritte. 

Nur in Großbritannien bleibt noch viel zu tun. Zwar sind die elek- 
trischen Lokomotiven, die jetzt in Betrieb sind, stärker als die Dampf- 
lokomotiven, die sie ersetzten, auch verrichtet Elektrizität jetzt viele 
Dienstleistungen, die früher durch Dampfmaschinen verrichtet wurden, 
aber es fehlt doch noch an einer großzügigen Elektrifizierung von Indu- 
strie und Transportwesen. Falls die englischen Eisenbahnen elektrifi- 
ziert würden, so würden sie an elektrischem Strom etwa so viel verbrau- 
chen, wie etwa die Gesamtstromerzeugung aller städtischen Kraftwerke 
in Großbritannien im Jahre 1925 ausmacht. 

Die Elektrizität findet ein weiteres großes Feld der Anwendung in 
der Industrie, besonders im Bergbau und bei der Stahlgewinnung. In 
diesen beiden Industriezweigen spielt die Transportfrage eine sehr wich- 
tige Rolle. 

Vor dem Kriege gab es in den deutschen Bergwerken etwa 8000 Berg- 
werksponys, die die kleinen Kohlenwagen unter Tage förderten. Diese 
elenden Tiere sind in der Zwischenzeit fast alle abgelöst und durch me- 
chanische Transportvorrichtungen ersetzt worden, von denen die meisten 
elektrisch betrieben werden. Falls die englischen Eisen- und Stahlwerke 
elektrifiziert würden, so würde ihr gesamter Jahresverbrauch an Elek- 
trizität größer sein als die Gesamtstromerzeugung der öffentlichen Kraft- 
werke im Jahre 1925. 

Nicht für den Antrieb von Transportmitteln, die auf Schienen laufen, 
sondern auch für solche, die auf offenen Straßen laufen, spielt die Elek- 
trizität eine immer wichtigere Rolle. Der elektrische Omnibus macht 
sich in immer höherem Maße auf den Landstraßen breit. Der Akkumu- 
latorwagen verrichtet ausgezeichnete Dienste in den Großstädten. Z.B. 
werden in der Stadt Birmingham alle sanitären Transportmittel elektrisch 
betrieben. Auch nimmt man elektrische Motorlorries in immer höherem 
Maße für städtische Transportzwecke. Sowohl im Eisenbahn-Passagier 
wie Gutsdienst, ebenso in großen Industriebetrieben wird der Elektro- 
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traktor immer mehr verwendet; er ist eines der wichtigsten Mittel, um 
die Unkosten herabzudrücken. In Häfen und Docks, in Kraftstationen 
und Fabriken reicht nichts an Elektrizität heran, was Einfachheit, Lei- 
stungsfähigkeit und Sauberkeit betrifft. 


Für eine großangelegte Elektrifizierung von Industrie und 
Transportwesen ist eine reichliche und billige Stromversorgung un- 
erläßlich. Dies Ziel wird von dem sog. Elektrizitätsgesetz in Eng- 
land angestrebt, das nunmehr dem Parlament vorliegt, und 
das, wenn es Gesetz wird, die Elektrifizierung Englands 
stark beleben wird. Es sieht die Errichtung von bestimmten Über- 
landlinien im Lande vor, die die einzelnen Industriegebiete verbinden 
werden. Diese Überlandlinien werden notwendigerweise vielfach der 
Richtung der Eisenbahn folgen und es so ermöglichen, daß das Eisen- 
bahnsystem für viele Routen reichlichen und billigen Strom bekommt, 
den es sonst nur unter großen Schwierigkeiten hätte beschaffen können. 
Die Elektrifizierung von Hauptlinien muß sich dann natürlich von selbst 
auch auf die Nebenlinien ausdehnen. Es würde dann der Zeitpunkt 
gekommen sein, wo sich die Errichtung von riesigen Kraftstationen 
lohnt, die dann die Leistung dieser Werke erhöhen und ihre Strom- 
belieferung verbilligen würden. 


Deutschland, unser größter industrieller Konkurrent, strebt bewußt 
nach einer Verbesserung der Wirtschaftsverhältnisse durch Verbilligung 
der industriellen Produktion. Man hat hier die größte Aufmerksamkeit 
auf die Elektrifizierung des Eisenbahnsystems verwandt, hofft man da- 
durch doch einen Abbau der Transporttarife und eine weitgehende 
Elektrifizierung der Industrie durchzuführen. Um dies zu ermög- 
lichen, strebt Deutschland nach einem wohlgeordneten nationalen System 
von elektrischen Kraftwerken und Verteilungsstationen im Lande. 


2. Gefahren der Massenfabrikation. 


Von SIR EDWARD ANSON, Birmingham. 


„Massenfabrikation“ ist eines der am häufigsten gehörten modernen 
Schlagworte unserer Zeit. Was bedeutet sie? Sie bedeutet: Verbilligung 
eines industriellen Erzeugnisses, erzielt durch eine stark gesteigerte Pro- 
duktion, die unter Anwendung von Spezialmaschinen und einer starken 
Spezialisierung der Arbeitskräfte erfolgt. 


Diese Definition mag vielleicht auf den ersten Blick etwas kom- 
pliziert erscheinen, sie ist indessen ganz einfach. Sie will nämlich nur 
sagen, daß eine Fabrik, die auf Massenfabrikation eingestellt ist, nur einen 
oder einige Artikel eines bestimmten Gewerbezweiges herstellt und daß 
jeder Arbeiter dieser Fabrik nur einen bestimmten Teil eines genau fest- 
gelegten Arbeitsvorganges leistet und nur diesen allein. 
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Ich glaube, daß diese Definition uns sofort die mannigfachen Vor- 
züge, aber auch die gewaltigen Nachteile dieser modernen Betriebs- 
methode zeigt. 

Untersuchen wir zunächst die beiden großen Vorteile, die aus diesem 
Fabrikationssystem entspringen. Der eine kommt dem Besitzer der 
Fabrik, der andere dem großen Publikum zugute. Falls die Produktion 
eines Artikels in bedeutendem Umfange erhöht wird, erzielt der Besitzer 
der Fabrik einen höheren Gewinn selbst bei Ermäßigung des Absatz- 
preises, vorausgesetzt natürlich, daß er seinen Absatz im Einklang mit 
der erhöhten Produktion halten kann. Der Verbraucher des Artikels 
aber hat insofern einen Vorteil, als sich aus der Massenfabrikation meist 
ganz von selbst eine Preisermäßigung für den betreffenden Artikel 
ergibt. | 

Mit diesen beiden nicht abzuleugnenden Vorteilen verbindet sich 
aber ein sehr großer Nachteil. Wenn z. B. der Besitzer der Fabrik seinen 
Absatz nicht im Rahmen der erhöhten Produktion halten kann, was wird 
dann geschehen ? Es sei denn, daß er einen Teil seiner erhöhten Produk- 
tion auf Lager nimmt, so wird sein so hochspezialisiertes Fabrikunter- 
nehmen ebenso wie seine hochspezialisierte Arbeiterschaft wertlos. Es 
hat keinen Zweck, große Mengen eines bestimmten Artikels zu produ- 
zieren, wenn der Konsument den Artikel nicht kauft. Eine Fabrik, die 
nicht auf Massenfabrikation eingerichtet ist, kann sich im Falle einer 
industriellen Depression besser für die Fabrikation eines anderen Pro- 
duktes derselben Klasse umstellen. Bei der Massenfabrikation ist jede 
Maschine und jeder Quadratfuß des Arbeitsraumes mit dem einen Ziel 
eingerichtet, der Massenfabrikation zu dienen. Wird sie durch irgend- 
einen Umstand hierfür unbrauchbar, so muß die Fabrik mit größten 
Unkosten an Zeit und Kapital umgebaut werden. 

Unter der heutigen schwierigen Wirtschaftslage besteht natürlich 
für jedes industrielle Unternehmen die Gefahr, daß sein Absatz mit 
der Produktion nicht gleichen Schritt hält. Es ist gerade dieser Umstand, 
der jeder Massenfabrikation einen gewissen Spielcharakter verleiht. 

Meiner Meinung nach bestehen die größten Gefahren der Massen- 
fabrikation in der zwangsmäßig erfolgenden Herabdrückung des geistigen 
Niveaus der Arbeiterschaft und eine dadurch hervorgerufene Verschlech- 
terung des Menschenmaterials. 

Überlegen wir uns einen Augenblick die Lage eines gelernten Hand- 
werkers, bevor die Massenfabrikation im modernen Sinn des Wortes die 
Gemüter unserer Industrieführer gefangen nahm. Da lernte so ein junger 
Mann von frühem Alter ab lange Zeit, z. T. bis zu sieben Jahren. In 
der ganzen Zeit studierte er sein Fach nach allen Richtungen unter 
tüchtigster Leitung. Nach Beendigung seiner Lehrlingszeit konnte er sich 
als Geselle in die Welt begeben, sich mit seiner Fachkenntnis überall 
sehen lassen und sagen, daß er ein gelernter Fachmann seiner Branche 
sei. Wie ganz anders liegen die Dinge bei der heutigen Massenfabrikation. 
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Der moderne Arbeiter, der in einer Fabrik, die auf Massenfabrikation 
eingestellt ist, arbeitet, kennt kein bestimmtes Handwerk im alten Sinne 
des Wortes, obwohl es heutzutage etwas ganz allgemeines ist, daß man 
einen Arbeiter behaupten hört, er sei ein gelernter Mechaniker, Dreher 
oder etwas Ähnliches, weil er eine Zeitlang vielleicht irgendeine Drehbank 
oder eine Bohrmaschine bedient hat, die so gebaut ist, daß er keinen 
Fehler damit machen kann. Mit Stolz behaupten die Besitzer von Fa- 
briken, die auf Massenfabrikation eingestellt sind, es gäbe keine Maschine 
in ihrer Fabrik, an der nicht ein ungelernter Mann, falls er einige Tage 
damit umgegangen ist, sofort arbeiten könne. 

Massenfabrikation in diesem Sinne ist natürlich sehr nützlich, wenn 
es sich darum handelt, schnell eine große Welle der Beschäftigungs- 
losigkeit zu bekämpfen. Wenn Arbeiter in ihrem sonstigen Arbeits- 
gebiet keine Arbeit mehr finden können, dann können sie schnell in ein 
solches Fabrikunternehmen eintreten, aber wir müssen uns doch stets 
vor Augen halten, welche Folgen die zunehmende Rationalisierung mit 
sich bringt. Ich entsinne mich eines Gespräches mit einem Bekannten, der 
eine Möbelfabrik besitzt und der mir erzählte, daß es heute fast unmög- 
lich sei, junge Leute für die Kunsttischlerei zu erhalten, weil diese jungen 
Leute fast ebenso viel Geld in anderen Branchen, wo sie überhaupt keine 
Ausbildung benötigen, verdienen. Ich kann mir keine Welt vorstellen, 
in der alle alten, früher gildenmäßig gegliederten Zünfte und Handwerke 
verschwunden sind, aber es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß wir 
uns diesem Gefahrenpunkte wirtschaftlicher Entwicklung nähern. Es 
hat stets eine Verschiedenheit zwischen den Löhnen gelernter und un- 
gelernter Arbeiter bestanden. Das war nur recht und billig, denn der 
gelernte Vertreter eines bestimmten Handwerks muß Jahre seines Lebens 
darangeben, um seinen Beruf vollkommen zu erlernen, während der an- 
dere je nach der Konjunktur hier- und dahin getrieben wird und nur sein 
bißchen Verstand in Geld umsetzt. Unter den Gesetzen der Massenfabri- 
kation werden beide — der gelernte wie der ungelernte Arbeiter — gleich- 
mäßig bezahlt, aber beide werden auf den Standpunkt des ungelernten 
Arbeiters herabgedrückt. 

Man hat nicht mit Unrecht behauptet, daß 50%, unseres heutigen 
Lebenselends aus der Monotonie herrühre, die sich im heutigen industriel- 
len Berufsleben breit macht. Was kann aber auch monotoner sein, als 
Tag für Tag immer wieder dieselben Handgriffe zu machen oder dieselben 
Schrauben einzudrehen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß der mensch- 
liche Geist eine solche Beanspruchung lange aushalten kann, wenn er 
nicht vollkommen verkümmern soll. Die Folge solcher Arbeit, bei der 
der Arbeiter nichts hat, womit er seinen Geist beschäftigen kann, muß 
eine Verschlechterung seiner Mentalität sein, eine Verkümmerung 
der Lebensfreude und ein Aufkeimen unzufriedener, klassenfeindlicher 
Gedanken. Wo immer man Männer vorfindet, die von Natur aus mür- 
risch zu sein scheinen, kann man, wenn man der Sache auf den Grund 
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geht, oft feststellen, daß sie in einer Fabrik, die auf Massenfabrikation 
eingestellt ist, arbeiten. 

Stellen wir uns einmal den Fall eines Schmiedes der alten Zeit vor, 
der den Auftrag erhielt, ein eisernes Gittertor zu schmieden. Er dachte 
bis spät in die Nacht über das Muster, das er verfertigen wollte, nach; 
alle seine freien Stunden beschäftigte er sich damit, dieses Muster immer 
schöner zu gestalten. Er war ein glücklicher Mann, denn er konnte sich 
mit konstruktiven Ideen beschäftigen und wenn er seine Arbeit beendet 
hatte, so hatte er die Genugtuung, daß sie die Anerkennung seiner Freunde 
und Bekannten fand. Er hatte auch innerlich das befriedigende Gefühl, 
daß er seiner Kunst sich auch in diesem Falle in vollster Weise würdig 
gezeigt hatte. 

Diesen Geist müssen wir zu erhalten suchen, schwindet er, so wird 
aller Stolz für Qualitätsarbeit verlorengehen. Denn wie kann ein Mann, 
dessen ganzes Tagewerk daraus besteht, daß er eine bestimmte Schraube 
in eine dafür bestimmte Öffnung einfügt, den Anspruch erheben, ein ge- 
lernter Handwerker zu sein? 

Qualitätsarbeit und Handwerkskunst als der Stolz eines wohlvoll- 
brachten Tagewerks erscheinen mir die wichtigsten Antriebsmittel für 
eine wohlgelungene industrielle Produktion zu sein. Der Besitzer einer 
Fabrik, in der dieser Geist aufrechterhalten wird, ist meiner Meinung 
nach ein glücklicher Mann, denn nicht nur er, sondern auch seine Arbeiter 
sind zufrieden und glücklich. Der Leiter einer Fabrik indessen, die auf 
Massenfabrikation eingestellt ist, kennt nie den wahren Geist, der seine 
Arbeiterschaft beseelt, denn sein Arbeitssystem steht in krassem Gegen- 
satz zu jeglicher Handwerkskunst. 

Ich persönlich bin der Meinung, daß dieser Grund allein genügt, um 
die Massenfabrikation in den Augen jedes denkenden Menschen zu ver- 
urteilen; besonders weitblickende Fabrikbesitzer werden sich mit diesen 
Gedankengängen einmal recht eingehend beschäftigen müssen. Es gibt 
bessere Wege, den Umsatz eines Geschäftes zu fördern als bisher, zufrie- 
dene und glückliche Arbeiter in Menschen zu verwandeln, deren freie 
Zeit einzig und allein darin besteht, unzufrieden zu sein, und deren Ar- 
beitsstolz darin besteht, daß sie wissen, daß ohne sie irgendeine. Art von 
typisierter Kleidung vielleicht einen Knopf zu wenig erhalten würde. 
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DEUTSCH-ENGLISCHE HANDELSBEZIEHUNGEN. 


Die Rückwirkungen des englischen Kohlenstreikes. 
Die Folgen von Genf. 
Von GILBERT C. LAYTON, Herausgeber des ,F Economist“, London. 


Die Ziffern der englischen Handelsstatistik für das erste Halbjahr 
1926 sind wahrlich geeignet, bei dem britischen Leser das Gefühl größter 
Sorge auszulösen, geben sie doch nur zu deutlich über eines der traurig- 
sten Kapitel der englischen Wirtschaftsgeschichte Aufschluß, ein Kapitel, 
das von ungeheuren industriellen Schwierigkeiten und stark sinkendem 
Geschäft erzählt. Muß man auch berücksichtigen, daß -das erste Halb- 
jahr 1926 einen durchaus anormalen Zeitabschnitt darstellt, da die zweit- 
größte Industrie des Landes, der Bergbau, der den Brennstoff für alle 
anderen Industriezweige liefert, zusammengebrochen und durch eine 
der schwersten industriellen Krisen, die wir seit Menschengedenken . 
erlebt haben, völlig lahmgelegt war, so bleibt das Gefühl banger Sorge 
um die Zukunft dennoch rege. 

Der Kohlenstreik hat die englische Handelsstatistik in verschiedener 
Weise beeinflußt. Die Schwerindustrie mußte zunächst infolge von 
Brennstoffmangel vollkommen schließen, aber auch andere Industrien, 
wie z.B. der Maschinenbau, die Textilindustrie und die Porzellan- 
industrie waren zu einer wesentlichen Einschränkung ihrer Erzeugung 
gezwungen. Die gesamte Industrieproduktion Englands dürfte in dieser 
schweren Zeit im Gesamtdurchschnitt um etwa 30%, gesunken sein. 

Der Umstand, daß Kohlenexporte aus Großbritannien infolge des 
Bergarbeiterstreiks für lange Zeit völlig unterbunden waren, kam dem 
deutschen Kohlenbergbau und den metall verarbeitenden Industrien 
Deutschlands sehr zugute. Dies geht ja auch aus den sinkenden Ar- 
beitslosenziffern deutlich hervor. Obwohl Deutschland nie einen so 
großen Anteil der Kohleneinfuhr Englands hatte wie gewisse andere 
Länder, gelang es ihm doch, vielfach Englands Lieferungen in manchen 
ausländischen Märkten eben durch den Ausfall der englischen Kohlen- 
exporte zu ersetzen. Infolge dieses Ausfalls stiegen auch die eng- 
lischen Rückfrachten stark, so daß hierdurch die britische Einfuhr 
in nicht unwesentlicher Weise beeinflußt wurde. 

Nun zu den einzelnen Ziffern. Die Einfuhr Englands belief sich 
in den ersten sechs Monaten des Jahres 1926 auf etwa 60214 Millionen 
Pfd. Sterl. gegen 677,5 Millionen Pfd. Sterl. im ersten Halbjahr 1925 
und 598,5 Millionen Pfd. Sterl. im ersten Haldjahr 1924. Ergänzungs- 
ziffern für Juli zeigen, daß die Einfuhr in diesem Monat um 2% stieg, 
daß die Ausfuhr dagegen um nahezu 12% dem Vormonate gegenüber 
zurückblieb. Das Aufhören der Kohlenexporte kostet heute Groß- 
britannien bereits über 24 Millionen Pfd. Sterl., ohne dabei die Ver- 
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luste in wichtigen Nebenbranchen — vor allem der Eisen- und Stahl- 
industrie — zu berücksichtigen. 

Wenn man nun im einzelnen untersucht, wie der englische Berg- 
arbeiterstreik, der Englands Wirtschaft in so schwerer Weise schädigte, 
die deutsch-englischen Handelsbeziehungen beeinflußt hat, so kommt 
man auf Grund der Ziffern der Handelsstatistik zu dem Resultat, daß 
dieser Einfluß im großen und ganzen für Deutschland durchaus günstig 
war. Englands Einfuhr aus Deutschland betrug im ersten Halbjahr 
1926 etwa 27,08 Millionen Pfd. Sterl. gegen 24,15 Millionen Pfd. Sterl. 
im ersten Halbjahr 1925, 14,41 Millionen Pfd. Sterl. im ersten Halbjahr 
1924 und 39,53 Millionen Pfd. Sterl. in den ersten sechs Monaten des 
Jahres 1914. Obwohl daher die britische Einfuhr aus Deutschland etwa 
121, Millionen Pfd. Sterl. unter derjenigen des ersten Halbjahres vor 
dem Kriege liegt oder — falls wir die Preissteigerungen seit dem Kriege 
berücksichtigen — sich nur etwa auf die Hälfte des Ausmaßes vom Jahre 
1914 hielt, zeigte sie trotzdem eine Zunahme von etwa 12% im Ver- 
gleich zum ersten Halbjahr 1925. 

Deutschland schneidet in dieser Beziehung sehr viel günstiger ab 
als z. B. Frankreich, dessen Lieferungen nach England im ersten Halb- 
jahr 1926 trotz des Frankensturzes um etwa 28 Millionen Pfd. Sterl. 
gegenüber den ersten sechs Monaten des Vorjahres zurückblieben. In 
beiden Fällen muß man jedoch berücksichtigen, daß die englischen 
Einfuhrziffern für 1926 in Erwartung der neuen Zollsätze, die in der 
zweiten Hälfte dieses Jahres in England in Kraft traten und eventuell 
noch in Kraft treten sollen, in etwas künstlicher Weise hochgetrieben 
sind. Aus der obenerwähnten Tatsache des günstigen Abschneidens 
Deutschlands und aus anderen Gründen darf man jedoch schließen, 
daß die Einführung dieser Zölle den deutschen Handels- 
verkehr mit England weit weniger beeinflussen wird als 
den Warenaustausch Englands mit gewissen anderen Län- 
dern. Wenn man ferner berücksichtigt, daß die englischen Einkäufe 
aus Deutschland sich in einem Zeitraum von etwa zwei Jahren nahezu 
verdoppelt haben — wie die obenstehenden Ziffern zeigen — und daß 
sich diese Steigerung trotz der großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, 
in denen sich Deutschland befand, vollzog, so wird man ohne weiteres 
zugeben müssen, daß der deutsche Exporteur eine erstaunliche 
Anpassungsfähigkeit gezeigt hat, um bei allen Gelegen- 
heiten, die sich ıhm in den letzten Jahren aus irgend- 
welchen Gründen darboten, genügend zu profitieren. 

Im Ausfuhrhandel Englands machen sich natürlich die Auswirkungen 
des Kohlenstreiks in sehr bedenklicher Weise bemerkbar. Die Ausfuhr 
nach Deutschland ging im ersten Halbjahr 1926 um etwa 50%, zurück. 
Sie betrug etwa 11,41 Millionen Pfd. Sterl., während sie in der gleichen 
Zeit des Vorjahres 22,46 Millionen Pfd. Sterl. und im ersten Halbjahr 
1914 18,82 Millionen Pfd. Sterl. betragen hatte. Insgesamt sank die 
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britische Ausfuhr von 392,6 Millionen Pfd. Sterl. in den ersten sechs 
Monaten des Jahres 1925 auf 338,2 Millionen Pfd. Sterl. im ersten Halb- 
jahr dieses Jahres, also etwa um 14%. Im gleichen Ausmaße ging übri- 
gens auch Englands Wiedereinfuhr zurück. 

Zusammenfassend kann man sagen, daß der Kohlenstreik tatsäch- 
lich die deutsch-englischen Handelsbeziehungen angeregt 
hat, daß aber der britische Exporteur die Kosten hierfür 
zu zahlen hatte. Noch aber sind die Auswirkungen des Bergarbeiter- 
streiks nicht erschöpft. Der Rückgang der englischen Kaufkraft wird 
sich mit der Zeit mehr und mehr bemerkbar machen, so daß sicherlich 
noch einige Monate vergehen werden, bevor sich die volle Wirkung 
dieser gewaltigen Wirtschaftserschütterung auf den Handelsverkehr 
der beiden Länder richtig abschätzen läßt. 

Politisch interessierte englische Kreise, die die letzten Vorgänge in 
Genf mit Interesse verfolgt haben, sind der Überzeugung, daß durch die 
Locarnoverträge die schwierigsten politischen Probleme Westeuropas 
gelöst sind. Zwar sind einige für Deutschland außerordentlich wichtige 
Fragen, wie die Länge der Besatzungsdauer deutschen Gebietes und die 
Rückgabe des Saartales an Deutschland noch nicht geklärt, aber sie sind 
doch einer freundschaftlichen Lösung vorbehalten. Großbritanniens 
Haltung in dem ganzen heiklen Fragenkomplex westeuropäischer Politik 
wird auf dem europäischen Kontinent nicht immer richtig eingeschätzt. 
England hat sich in der Vergangenheit stets auf die Seite des politisch 
Schwächeren gestellt oder, um es in der allgemein bekannten Weise aus- 
zudrücken, es hat in der Aufrechterhaltung des europäischen Gleichge- 
wichtes die beste Wahrung seiner politischen Interessen gesehen. Es hat 
sich im Verfolg dieser Politik gegen jede Macht oder jede Mächtegruppe 
gewandt, die eine andere Macht oder Mächtegruppe an politischem 
Einfluß überragte. Der Grund zu dieser Politik ist klar. England besitzt 
keine territorialen Interessen in Europa, seine Interessen liegen über See. 
Es ist natürlich sein größter Vorteil, dauernd ein friedliches Europa zu 
erhalten und sein Festhalten an der Politik des Gleichgewichts beruhte 
auf dem Wunsch, diesen Frieden nach menschlicher Möglichkeit zu 
sichern. | 

Diese Politik hat England in der Vergangenheit jedoch nicht vor 
kostspieligen Kriegen geschützt. Der Spanische Erbfolgekrieg, der 
Siebenjährige Krieg und die Napoleonischen Kriege sind ebenso Beispiele 
hierfür wie der Weltkrieg von 1914—1919. Die Politik des Gleich- 
gewichtes hat aber noch einen anderen großen Nachteil. Sobald Groß- 
britannien sich einmal auf ein bestimmtes Bündnis verpflichtet hatte, war 
der Prozeß des Wechselns in eine neue Konstellation außerordentlich 
schwierig und gefährlich, so erstrebenswert ein solcher Wechsel infolge 
der Veränderungen in der Politik an sich sein mochte. 

Eine Zeit nach der Beendigung des großen Weltkrieges stand die 
britische Diplomatie zweifellos unter der Kriegspsychose. Sie war 
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aus den Eindrücken vor dem Kriege und aus den Erlebnissen während 
des Krieges der Überzeugung, daß die Auffassung, Frankreich schwebe 
in einer ständigen Gefahr vor einem mächtigen und kriegerischen Deutsch- 
land, richtig sei. Diese Überzeugung fand in dem Vorschlag eines 
britisch-französisch-amerikanischen Paktes vom Jahre 1919 ihren Aus- 
druck, ein Vorschlag, der durch die Ablehnung Amerikas und die darauf 
folgende Zurückweisung des englischen Angebotes durch Poincaré 
und andere französische Staatsmänner aus Gründen ins Wasser fiel, die 
diesen am besten bekannt sind. 

Je mehr der Krieg aber in der Erinnerung verblaßte und je mehr die 
Neuorientierung Europas in der Nachkriegszeit sich klarer abhob, 
“um so mehr begannen die britischen Staatsmänner zu begreifen, daß 
wenigstens zunächst die Gefahr für den Frieden Europas nicht mehr von 
Deutschland aus drohe und mit dieser Erkenntnis belebte sich der alte 
Wunsch, eine Sicherung des Friedens in Europa zu finden, aufs neue. Das 
deutsche Angebot, das nachher den Locarnovertrag möglich machte, 
wurde von seiten Englands aufs energischste unterstützt, welches fühlte, 
daß dieser Pakt von seinem Standpunkte aus einen großen Schritt vor- 
wärts bedeute im Vergleich zu der alten Politik des Gleichgewichtes 
der Kräfte. An Stelle einer politischen Lösung gab es nunmehr sozusagen 
eine moralische Entscheidung in Fragen, die letzten Endes auf Krieg 
oder Frieden hinausliefen, an. England hatte nicht länger mehr zu schwan- 
ken, ob es in seinem eigenen Interesse in den Krieg ziehen wollte oder 
nicht. In der Zukunft würde die Nation, gegen die es vorgehen würde, 
ipso facto im Unrecht sein. Der schwierige Prozeß des Umschwenkens von 
einem Bündnis in ein anderes, wurde ausgeschaltet, indem man sich 
automatisch auf der angegriffenen Seite befand. Schließlich wurde Eng- 
lands Bekenntnis zu dieser neuen Politik zwangsläufig mit dem Eintritt 
Deutschlands in den Völkerbund verknüpft, eine Organisation, welcher 
England im richtigen Empfinden einen ungeheueren moralischen Einfluß 
zutraut, von deren wirklicher Leistungsfähigkeit es jedoch noch nicht 
ganz überzeugt ist. 

In diesem Sinne ist die oben aufgestellte Behauptung, daß Eng- 
land durch den Locarnovertrag die größten Schwierigkeiten Europas 
gelöst sieht, aufzufassen. Bezüglich Osteuropas hat sich England in 
keiner Weise festgelegt. Was es gern sehen möchte, ist eine 
nicht weniger durchgreifende Regelung auf der wirtschaft- 
lichen Seite. Hier herrscht noch, wie allgemein bekannt, ein buntes 
Durcheinander, das eine klare Wirtschaftspolitik unmöglich macht. 
Eine Untersuchung der verschiedenen Strömungen und Gegenströmun- 
gen zeigt jedoch drei Hauptprobleme, die von großer Wichtigkeit für 
Deutschland und kaum von geringerer Bedeutung für Großbritannien 
sind. 

Erstens besteht die dringende Notwendigkeit einer engeren Zu- 
sammengehörigkeit zwischen Gebieten, die ein Wirtschafts- 
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ganzes bilden, die aber durch den Friedensvertrag von Versailles aus- 
einandergerissen worden sind. Beispiele wie die Eisenerzgruben Lothrin- 
gens und die Bergwerke an der Ruhr, das Saartal und Oberschlesien drän- 
gen sich hier sofort dem Gedächtnis auf. Der neue Stahltrust, 
von diesem Gesichtspunkt aus betrachtet, ist ein Schritt in der rich- 
tigen Richtung, obwohl die Gründe für Großbritanniens Nicht- 
teilnahme zu kompliziert sind, um hier dargelegt zu werden. Ob England 
je seine ihm nun einmal eigene etwas eigenbrödlerische Haltung in Han- 
delsfragen ablegen wird und Teilnehmer der europäischen wirtschaftlichen 
Arbeitsgemeinschaften werden wird, wie es Teilnehmer der politischen 
Abkommen geworden ist, ist eine Frage, auf die man hier noch keine 
endgültige Antwort zu geben vermag. Alles, was man sagen kann, 
ist, daß die Opposition der .britischen industriellen Kom- 
binationsideen gegenüber heute weniger fest ist als vor 
einigen Jahren. Die Konferenz von Romsey hat dies klar 
erwiesen und eine Fortsetzung dieser zwanglosen Ausspra- 
chen, die bereits einen großen moralischen Erfolg aufzu- 
weisen hatten, erscheint allen Beteiligten als selbstver- 
ständlich. 

Die zweite Gruppe von Problemen hängt mit dem Dawesplan zu- 
sammen. Die führenden Köpfe der englischen Industrie be- 
zweifeln, daß Deutschland in der Lage sein wird, die La- 
sten des Dawesplans zu tragen, wenn die Jahresleistungen 
ihre größte Höhe erreichen. Die britischen Industriellen haben 
sich zwar bisher noch nicht zu einer klar definierten Politik durchge- 
rungen, doch können die Anfänge einer sich bereits entwickelnden Be- 
wegung für die Ermäßigung oder für die Anullierung der 
Reparationen vielleicht in einer Broschüre gefunden werden, die kürz- 
lich von einer der fortschrittlichsten Abteilungen der englischen Industrie 
veröffentlicht wurde, nämlich der Elektroindustrie. 

Endlich sind sowohl Deutschland wie England durch das ungeheuere 
Anwachsen der Zollschranken seit dem Kriege aufs schwerste betroffen. 
Deutschland muß ebenso wie England Absatzmärkte für seine Waren 
finden. Die kommende Weltwirtschaftskonferenz ist sicherlich geeignet, 
die allgemeine Aufmerksamkeit auf diese Probleme zu lenken. Die eng- 
lischen Delegierten wissen natürlich, daß ein Zusammengehen mit 
Deutschland in allen Anstrengungen, die sie für die Herbeiführung eines 
freieren Handels in Europa und der Welt machen werden, für beide Teile 
von äußerstem Wert sein muß. 
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WELTSCHAU. 
DIE MEISTBEGÜNSTIGUNG BEI DEN HANDELSVERTRÄGEN. 


Von Ernst Rudolf Bohne. 


Schon in den Jahren vor dem Kriege spielte bei abzuschließenden Handelsverträgen 
die Meistbegünstigung eine große Rolle. Deutschland hatte, weil der Verbrauch der 
verschiedensten Rohwaren und Kolonialerzeugnisse ständig wuchs, eine zunehmende 
Einfuhr, dementsprechend entwickelte sich aber auch die Ausfuhr. Die beiden größten 
europäischen Wirtschaftsländer, England und Frankreich, jedes in seiner Art, hatten 
ein besonderes Interesse daran, die sich immer mehr steigernde wirtschaftliche Prosperi- 
tät Deutschlands hintanzuhalten. Der Weltkrieg brach aus, die deutschen auslän- 
dischen Wirtschaftsbeziehungen, insbesondere die überseeischen Verbindungen wurden 
von den Feinden nicht nur unterbrochen, man veranlaßte auch die meisten in Betracht 
kommenden Staaten, ihrerseits ebenfalls an Deutschland den Krieg zu erklären. Damit 
waren die Meistbegünstigungen, die Deutschland in Handelsverträgen mit den fremden 
Staaten vereinbart hatte, zum größten Teil hinfällig geworden. Das genügte an und 
für sich den Feindstaaten nicht. Selbst als der Friede geschlossen wurde, führten es 
in der Hauptsache die führenden Feindstaaten herbei, daß Deutschland seinen früheren 
Gegnern die einseitige Meistbegünstigung bis zum Januar 1925 zwangsweise einzu- 
räumen hatte. 

Dies konnte nicht verhindern, daß typische deutsche Waren, damit auch zusammen- 
hängend die deutschen Qualitätserzeugnisse, sich doch ihren guten Ruf im Auslande 
erhielten. Freilich waren sie bis Januar 1925 durch die erwähnten Friedensvertrags- 
klauseln so behindert, daß sie nur sehr langsam sich wieder ihren Absatzweg suchen 
konnten. Mit dem 10. Januar 1925 fielen dann die Bestimmungen über die einseitige 
Meistbegünstigung. Nun konnten die deutschen Erzeugnisse wieder wie vor dem Kriege 
in unabhängiger Selbständigkeit auf dem Weltmarkt in Wettbewerb treten. Aber die 
Weltlage hatte sich vollständig verändert, Es mußten neue Handelsverträge geschlos- 
sen werden. Zwar zeigten sich auch die großen Feindstaaten bereit, die Meistbegünsti- 
gung wieder zu gewähren, jedoch unter ganz anderen Gesichtspunkten. Ging früher 
die Meistbegünstigung teilweise so weit, daß die vertragschließenden Staaten sich als 
Einheitsgebiet betrachteten und die Bewohner resp. die Handels- und Industrie- 
betreibenden beider Staaten im eigenen wie im vertragschließenden Lande fast die- 
selben Vorbedingungen antrafen, so hatte sich dies gründlich geändert. Schon durch die 
in der Zwischenzeit gehandhabte Ein- und Ausfuhrerschwerung, Ein- und Ausfuhrver- 
bote usw., aber auch durch die völlig umgestellte Industrieentwicklung der Feindstaaten 
wurde die Meistbegünstigung nunmehr nur unter bestimmten Vorbehalten eingegangen. 

Bezüglich der Handelspolitik befolgt nun jedes Land entsprechend seiner Eigenart 
eine besondere Politik. Die Verhältnisse haben sich dahin entwickelt, daß die Handels- 
vertrags-Verhandlungen in neuerer Zeit, wie auch bei den Verhandlungen mit Frank- 
reich, unter Mitwirkung einer speziellen Handelsdelegation auf beiden Seiten durchge- 
führt werden. Das ist nicht so aufzufassen, als ob die amtlichen Vertreter der Aufgabe 
nicht gewachsen wären, sie haben im Gegenteil meistensobjektiver dieeigenstaatlichen 
Verhandlungen geführt und zum Abschluß gebracht. Aber besonders hervortretende 
Gruppen auf beiden Seiten, die internere und weitergehende Zukunftsentwicklungen. 
ev. auch auf internationale Interessenvereinbarungen abzielende Verhandlungen zu 
führen in der Lage sind, bei den Vertragsverhandlungen mitwirken zu lassen, erscheint 
erstrebenswert. Dadurch wird die bisher gepflogene, von Handels- und Industriegruppen 
auf die staatlichen Verhandlungsvertreter übertragene Verhandlungsrichtung, in 
bezug auf die verklausulierte Meistbegünstigung, auf ein normales Maß zurückgedrängt. 
Dies ist besonders in Fällen wesentlich. wo Industrieerzeugnisse oder in engem Zusam- 
menhange mit der Industrieerzeugung in Verbindung stehende Rohwaren in Frage 
kommen. Die vollwertige Einschätzung Deutschlands als eines der größ- 
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ten internationalen Wirtschaftsgebiete mit beachtensw rerter Ein- und 
Ausfuhr ist dabei sehr wesentlich. 

Es erscheint erstrebenswert, bei den Vertragsverhandlungen ebensosehr auf die 
Einfuhrstärke als auf die Ausfuhr der deutschen Erzeugnisse bedacht zu sein, weil sich 
dadurch die Meistbegünstigung für Deutschland günstiger, d. h. mit weniger Klauseln 
belastet, erzielen läßt. Die Meistbegünstigung ist ja vorerst dasjenige Mittel, um den 
internationalen Wirtschaftsverkehr wieder anzukurbeln. Sie trägt für den abschließen- 
den Teil nach neuester Auslegung den Nachteil in sich, daß spätere günstigere Abschlüsse 
über Meistbegünstigung mit anderen Staaten auch den früheren Abschlußländern 
zugute kommen. Dies ist ein sehr beachtenswerter Vorgang. Handelt es sich um 
Positionen, die besonders von einem bestimmten Lande nur günstig geliefert werden 
können, so kann man verhältnismäßig eher zu günstigen Vereinbarungen gelangen, weil 
der Vortragspartner nicht die Bedenken trägt, auch zu gleicher Zeit verschiedenen 
anderen Vertragsländern dieselbe Vergünstigung einräumen zu müssen. Es erscheint 
nicht aussichtslos, daß auch mit England und Amerika noch bessere Handelsbedingungen 
erreichbar sind, wenn sich die Großinteressenten zu Verhandlungen zusammenfinden, 
die die schwierigsten Wettbewerbserscheinungen durch Verhandlungen aus dem Wege 
räumen, damit von diesen Kreisen aus die regierungsseitigen Maßnahmen zur Beschrän- 
kung der Meistbegünstigung nicht immer wieder erneut veranlaßt werden. Die ameri- 
kanische Maßnahme zur besonderen Zollerhöhung der deutschen Eisenerzeugnisse ist 
eine solche nachteilige Erscheinung. Nach der Romsey-Konferenz werden sich auch 
England gegenüber Interessenverhandlungen anbahnen. Die wirkliche deutsche Lei- 
stungsfähigkeit, aber auch die starke wirtschaftliche Stellung geben uns die Mittel in 
die Hand, auf zielbewußtem Verhandlungswege die besten Verhandlungsresultate zu 
erzielen. Auch die Schiffahrtsfrage ist auf diesem Wege in einer günstigen Entwicklung. 
demnächst dürfte auch die Anilinfarbenfrage in England in ein neues günstiges Licht 
für Deutschland rücken. Schwieriger wird es in der Textilbranche sein. Aber auch hier 
spielt der deutsche Einkauf englischer Garne usw. ein wichtiges Verhandlungsobjekt; 
für ca. 250 Millionen RM. Webgarne werden jährlich von England bezogen. Das dürfte 
wohl ein Gegengewicht gegen die Beschränkung der deutschen Handschuh- und Spitzen- 
einfuhr bilden. Auch die englische Textilmaschineneinfuhr fällt erheblich ins Gewicht. 
um als Verhandlungsobjekt ausgespielt zu werden, mit dem Ziel, die nachteiligen ein- 
schränkenden Meistbegünstigungsklauseln abzubauen. 


RADIO UND WELTYERSTÄNDIGUNG. 
Von Sir Robert Donald, London. 


Wir haben vor einiger Zeit einen Auf- 
satz über die Weltbedeutung des Films ge- 
bracht und geben nachstehend eine Er- 
gänzung durch entsprechende Betrachtun- 
gen über den ebenso modernen Rundfunk 
aus der Feder eines ersten englischen Fach- 
mannes, der den Vorsitz im Ausschuß für 
die Organisation des britischen Reichsfunk- 
wesens führte und auch Vorsitzender der 
Empire Press Union ist. 


Radio tut mehr für die Befriedung der Welt als irgendein anderes wissenschaft- 
liches oder politisches Nachrichtenmittel. Mitteilungen auf dem Funkwege können nicht 
in Beschlüsse gefaßt werden. noch an Verträge gebunden, aber sie bringen doch ein 
besseres Verständnis unter den einzelnen Völkern zuwege, das die Vorbedingung für 
eine engere und freundschaftlichere Beziehung unter den einzelnen Nationen ist, Radio 
überbrückt große Entfernungen und macht eine politische Isolation unmöglich. Es 
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gibt jetzt keine Einsamkeit in der Welt mehr, in der die Brücke durch unsichtbare 
Wellen des gesprochenen Wortes oder der tönenden Musik geschlagen sind. 

Die Revolutionierung des englischen Gesellschaftslebens durch das Radio ist 
überaus großartig gewesen. Vor etwa 5 Jahren begann dieses Radiowesen seine ersten 
Versuche zu machen, aber man tappte noch vielfach im Dunkeln, um die nötigen Be- 
ziehungen zu finden. Dann aber plötzlich gewann die Bewegung an Kraft. Zuerst 
äußerte sie sich in einem etwas begrenzten Umfange, der aber schnell zunahm. So 
wurde England allmählich durch die Radiowelle erobert und dann Kontinentaleuropa 
in friedlicher Invasion unterworfen. Jetzt hat man schon weit entfernte Länder er- 
reicht. Die Kreise dieser friedfertigen Durchdringung ganzer Gebiete dehnen sich 
von einem Erdteil zum anderen aus, bis allmählich der ganze Erdball durch elektrische 
Wellen verknüpft war, Wellen, die durch den Äther mit schier unfaßlicher Schnellig- 
keit hinausgesandt werden. Bevor der Klang der Stimme in einer großen Halle vom 
einen Ende des Gebäudes bis zum andern läuft, kann er, in das Mikrophon gesprochen, 
gleichzeitig den Erdball umlaufen haben. Die Sendung der Radiowellen ist auf außer- 
ordentlich technische Höhe gebracht worden und schier unfaßlich in der Schnelligkeit 
gesteigert worden, aber der Empfang muß noch verbessert werden. Wir können die 
gelegentliche Verständigung mit Amerika als eine vorübergehende Erscheinung be- 
trachten. Radioverständigung Nord- und Südamerikas mit Afrika, Asien und den Ge- 
bieten am Stillen Ozean nimmt bisher denselben Standpunkt ein als die Verständigung 
zwischen England und Kontinentaleuropa vor einigen Jahren einnahm. In einigen 
Jahren wird eine dauernde Radioverbindung mit Amerika eine regelmäßige Erscheinung 
der Funkprogramme bilden. 

In Europa besteht schon eine Art Funkbrüderschaft. Ein Einwohner von London, 
der einen starken Empfangsapparat besitzt, kann mit jeder Station in Kontinental- 
europa von Madrid bis Oslo, von Paris bis Moskau ohne Schwierigkeiten verbunden 
werden, und er kann es durch ein System von angeschlossenen Apparaten ermöglichen, 
daß eine ganze Reihe von Personen mit schwächeren Apparaten dieselben Vorzüge ge- 
nießen können. Die Vorzüge des Radiowesens sind überwältigend. Betrachten wir ein 
solches Radioprogramm. Es gibt eine große Auswahl von Konzerten, von Orchester- 
musik, von Solos in Gesang, Piano- und Violinspiel. kurz, wir können die Musik als 
eine Universalsprache betrachten. Die Einheit des Programms ist nahezu überall durch- 
geführt. Die Tanzmusik bildet den Hauptpunkt der Programme, und der Tanz ist 
möglich zu einer Musik, die von viele tausend Meilen entfernten Kapellen gespielt wird. 
Deutsche Radiostationen verbreiten englische Musik, französische Stationen deutsche 
Musik, italienische Stationen geben russische Musik usw. Österreich, Deutschland. 
Holland und Schweden geben englische Unterrichtsstücke. In Frankreich und in Spanien 
gibt man deutsche Unterrichtsstücke. Sport ist ein anderes Element von internatio- 
nalem Interesse, das sich in jedem Programm einer jeden Station erheblich breit macht. 

Die Tendenz geht dahin, die Sprachen der großen Mächte als Überbrückungs- 
mittel zu benutzen, um die Schranken eines extremen Nationalismus zu zerbrechen. 
Die Tschecho-Slowakei z. B. kann keine mündlichen Bekanntmachungen für andere 
Länder geben, weil Tschechisch wenig verstanden wird. Dasselbe ist mit Polnisch 
der Fall. Diese Länder müssen, um sich verständlich zu machen, die Sprache ihrer 
Nachbarn in Anspruch nehmen, in diesem Falle also die deutsche. Englisch hat an- 
deren Sprachen gegenüber wegen seiner internationalen Verbreitung große Vorteile. 
Es wird von den kultivierten Klassen jedes kontinentaleuropäischen Staates verstanden. 
ebenso in der Handelswelt. Wenn Amerika in der Lage sein wird, mit Europa regel- 
mäßig zu verkehren, so wird man noch mehr Grund haben, die englische Sprache als 
die Radiosprache zu bezeichnen. Augenblicklich hält sie jedenfalls den ersten Platz 
in der Äthersprache, es folgen Französisch, Deutsch und Spanisch. 

Die Gemeinsamkeit der Interessen und die vereinheitlichenden Einflüsse des 
Radios beschränken sich nicht auf Musik oder Sprache. Das Thema der Ansprachen 
muß so gewählt werden, daß es das größte Interesse der größten Zuhörerschaft in An- 
spruch nimmt. Wir haben Vorträge über Literatur und Reise, Erzählungen für Kinder. 
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die Neuigkeiten des Tages und sonstige Art von Vorträgen, die gleichfalls Lektionen in 
irgendeiner Sprache darstellen. Hierdurch wird erreicht, daß die eine Nation ein ern- 
steres Interesse an der Entwicklung der anderen Nation nimmt, und hierdurch ent- 
wickelt sich eine Freundschaft, wobei eine Station sich der anderen fügt. Dieser gegen- 
seitige Kontakt wird immer enger, je mehr sich die Radioapparate vervollkommnen 
und je mehr wir dazu übergehen, die Wellenlänge bestimmter Stationen festzulegen, 
um einen Konflikt der einzelnen Stationen zu verhindern und die Programme der ein- 
zelnen Stationen möglichst verschieden zu gestalten. 

Große Leute in einem Lande, Führer im öffentlichen Leben, Männer von Wissen- 
schaft, Kunst und Musik und große Schauspieler werden zu einem ungeheuren Audi- 
torium sprechen, Auditorien, die ganze Erdteile oder die Welt darstellen. Die Zuhörer 
werden in die Millionen gehen. Diese vereinheitlichenden Einflüsse werden eine Uni- 
versalharmonie in der Welt bringen. Es ist unmöglich, daß irgendein Beschluß eines 
Staates oder ein überspannter Nationalismus sich breit machen können. Jedenfalls 
werden sie entmutigt werden und dem höheren Ziel eines internationalen guten Willens 
und dem Fortschritt der ganzen Welt untergeordnet werden. 


BÜCHERSCHAU. 


V. LOEBELLS JAHRESBERICHTE ÜBER DAS HEER- UND KRIEGSWESEN. 
43. Jahrgang. Herausgegeben von v. Oertzen, Oberst a. D. E. S. Mittler & Sohn, 
Berlin 1926. . 

Jedem, der sich mit dem deutschen Heerwesen als einem Instrument der deutschen 
Weltpolitik beschäftigt hat, sind aus der Vorkriegszeit Loebells Jahresberichte bekannt. 
Der letzte Jahrgang ist 1913 erschienen. Bisher hatten Herausgeber und Verlag nicht 
wieder den Mut gefunden, unter den so grundlegend veränderten Verhältnissen eine 
Neubearbeitung nach dem alten Muster erscheinen zu lassen. Gewiß ist es ein Wagnis, 
nunmehr doch den Versuch zu unternehmen, nachdem der Stab der auf das Werk 
eingespielten Mitarbeiter aufgelöst war. Aber so gut wie der Mittlersche Verlag das 
Jahrbuch für Seewesen, den bekannten ‚„Nauticus“, auch nach dem Kriege, freilich 
in größeren zeitlichen Abständen als früher, hat wiedererscheinen lassen und viele 
Anerkennung damit ernten konnte, war es an der Zeit, auch die Loebellschen Jahres- 
berichte neu herauszugeben, um so mehr, als ja gegenwärtig die internationale 
Abrüstungskonferenz die Weltöffentlichkeit beschäftigt und es dringend erwünscht 
erscheint, durch zuständige deutsche Bearbeiter Material für die Beurteilung dieses 
Problems zusammenzutragen. Gewisse Übergänge zu den dem jetzt vorliegenden 
43. Jahrgang bilden die unter dem Titel „Militärische Lehren des Weltkrieges“ er- 
schienenen Fortsetzungen der Jahresberichte. 

In seiner jetzt vorliegenden Form gliedert sich das Werk wieder mehr der alt- 
bekannten Anordnung an. Wir finden eine nach gleichmäßigen Gesichtspunkten ge- 
gliederte Übersicht über das Heerwesen aller Staaten sowohl ausführlich in allen 
Einzelheiten wie auch zusammenfassend in knapper tabellarischer Form. Diese sehr 
lehrreiche tabellarische Übersicht zeigt, daß in keinem der militärisch überhaupt in 
Betracht kommenden Länder ein auch nur annähernd so geringer Prozentsatz der 
Bevölkerung im Heeresdienst steht wie im Deutschen Reich, wo die 100000 Mann 
Friedensstärke nur 0,15°, der Bevölkerung ausmachen, während Frankreich bei- 
spielsweise fast 20% seiner Bevölkerung im stehenden Heere hat. Der zweite Teil des 
Jahrbuches enthält Berichte über die einzelnen Zweige der Kriegswissenschaften und 
des Heerwesens. Dabei ist nicht nur die Taktik der verschiedenen Waffengattungen 
und die Entwicklung der modernen Militärtechnik berücksichtigt, sondern kurz auch 
auf die Vorbereitung der wirtschaftlichen Mobilmachung in den Hauptländern ein- 
gegangen. Der dritte Teil gibt eine Übersicht über das militärische Schrifttum der 
letzten Jahre und ein Schlußabschnitt endlich Beiträge zu den kriegerischen Ereignissen 
des Jahres 1925, die sich auf die militärischen Vorgänge in Marokko beschränken. A. D. 
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STAGNATION ODER ORIENTIERUNG 
ZUM FORTSCHRITT? 


Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN, M. d. R. 


Die deutsche Außenpolitik war in den abgelaufenen Wochen in einer 
schwierigen Lage. Nicht durch ihre Schuld waren unmittelbar nach 
dem Tag von Thoiry hüben und drüben überschwengliche Hoffnungen 
und Erwartungen erzeugt worden. Die deutsche Linke war unter 
publizistischer Führung gewisser Persönlichkeiten, deren Gebaren 
schon in Genf wenig Gutes verhieß, wieder einmal ganz auf die These 
abgestimmt, daß die angeblich von Erzberger, Rathenau und Wirth 
erfolgreich geschaffene und von Stresemann nur ausgenutzte „Erfüllungs- 
politik“ jetzt schnell zu herrlichen Zeiten führen werde. In Paris er- 
schien schon am Tage nach Thoiry ein schwülstiger Leitartikel im 
Matin aus der Feder des bekannten Sauerwein, der in den höchsten 
Tönen das kommende „deutsch- französische Bündnis“ pries, dem keine 
andere Macht auf der Welt würde widerstehen können. Kein Wunder, 
daß die Ernüchterung groß war, als sich der ursprünglich in Thoiry er- 
örterten Ausführungsform der Gesamtlösung ernsthafte Hemmungen 
gegenüberstellten. Sie lagen zunächst ganz sicher bei dem heut in Frank- 
reich wieder so mächtigen Minister präsidenten Poincaré und denjenigen 
Mitgliedern seines Kabinetts, die dem früheren nationalen Block an- 
gehört hatten. Sie kamen zweitens von der Bank von England her, 
deren Leiter mit all seinem Einfluß und mit größter Zähigkeit auf die 
Stabilisierung aller europäischen Währungen auf Gold hinarbeitet und 
der dazu, soweit Frankreich in Frage kommt, die Anerkennung der 
französischen Schulden an England und Amerika herbeiwünscht, ehe 
Frankreich von außen her entscheidende finanzielle Hilfe erhält. Und 
nicht zuletzt hat wohl die abwartende Haltung von Wall Street 
und hinter ihr der amerikanischen Regierung den Ausschlag für 
die scheinbare „Stagnation“ gegeben, in der wir uns noch jetzt befinden. 
Immer wieder ertönt aus Washington die alte Formel: Erst Anerkennung 
der Schuldverpflichtungen, dann Hilfe für Europa. So ist die Frage 
bzw. die Sorge nur allzu berechtigt: Was nun? Haben wir wirklich 
„Stagnation“? Ich meine, sieht man näher zu, dann stellt es sich 
heraus, daß von einer solchen nicht gesprochen werden kann. Selbst 
ein Organ wie der deutsche Dinge entweder gehässig verdrehende oder 
völlig mißverstehende Temps hat diesmal nicht gewagt, sich negativ 


und rein abwehrend gegenüber der fortschrittlichen Formel von Thoiry 
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einzustellen. Seine These war vielmehr: „Deutschland verlangt sehr viel 
und das, was es uns Franzosen anbietet, ist bei weitem nicht genug.“ 
Poincaré selbst hütet sich, seine eigene Haltung klar zu präzisieren. 
Durch die Unfähigkeit vieler seiner innerpolitischen Gegner auf der 
Linken ist er unerwarteterweise wieder zu Macht und Einfluß gekommen, 
und, da er mit allen Fasern seines Herzens und Willens an der Macht 
hängt, wird er versuchen, sie beizubehalten. Sicherlich ist er innerlich 
in seiner Grundeinstellung Deutschland gegenüber derselbe geblieben. 
Aber es ist wohl nicht zuviel gesagt, daß er letzten Endes klug genug 
für die Einsicht ist, daß er gerade in der Außenpolitik nicht aus der 
bisherigen Entwicklung herausbrechen kann und mit der Mehrheit 
Briands rechnen muß, um Ministerpräsident zu bleiben. Und diese Mehr- 
heit ist bis jetzt wenigstens grundsätzlich für einen weiteren Ausbau 
der Entspannungs- und Verständigungspolitik mit Deutschland, voraus- 
gesetzt, daß Frankreich dabei in Ausnutzung seiner Macht 
genügend Vorteile erhält. Was England betrifft, so liegen noch 
aus den letzten Wochen zahlreiche Anzeichen dafür vor, daß der Grund- 
satz der „‚deutsch-französischen Gesamtlösung“ durchaus auf Zu- 
stimmung stößt, hier wiederum in der Erwartung, daß die englischen 
Interessen dabei voll und ganz zu ihrem Rechte kommen. 
In einem ausgezeichneten Aufsatz „Deutsch-englische Handelsbeziehun- 
gen“ hat im vorigen Heft dieser Zeitschrift Herr Layton, der Heraus- 
geber des „Economist“ in London sich auch über die Folgen von Genf 
und Thoiry geäußert. Ebenso wie die Times, wie Chamberlain, wie Bald- 
win, wie in diesen Tagen die zu Ende gehende Reichskonferenz, wies 
auch er auf den großen Vorteil der Locarno-Politik für Eng- 
land hin und erhofft eine künftige Entwicklung Europas, die ausgehend 
von politischer und wirtschaftlicher Befriedung des Kontinents die 
Gemeinsamkeit der Interessen zwischen britischem Weltreich und sol- 
chem Fortschritt auf das stärkste unterstreicht. Und wiederum last 
not least hat bei aller üblichen Vorsicht die amerikanische Regierung 
es für richtig gehalten, der Legendenbilduug energisch entgegenzutreten, 
die davon zu sprechen anfing, daß die Thoiry-Politik und die an sie 
geknüpfte Anpassung nur vorläufig geregelter wirtschaftlicher und 
finanzieller Dinge etwa grundsätzlich den Interessen Amerikas zuwider- 
liefe. Es kommt also auch dort einzig und allein auf die Art und 
Weise an, wie diese Anpassung im einzelnen erfolgen soll! 

Über solchen Äußerungen allgemeiner Stimmungen und tastenden 
Versuchen, den toten Punkt zu überwinden, kommt nun allmählich 
der 6. Dezember, d. h. der Termin der nächsten Sitzung des Völker- 
bundsrates heran, und, von Deutschland aus gesehen, spüren wir. zum 
erstenmal den Vorteil und den Zwang derartiger regelmäßiger Zu- 
sammenkünfte, an denen wir nun gleichberechtigt teilnehmen. Warum 
und wodurch? Die Dinge haben sich glücklicherweise so geschoben, 
daß ohne einen ganz entscheidenden Fortschritt in der Frage der Mili- 
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tärkontrolle die persönliche Teilnahme des deutschen Außenministers 
an der Ratssitzung wohl ausgeschlossen sein muß, und zweitens auch die 
Regelung der künftigen Völkerbundsinvestigationen nach Ar- 
tikel 213 des Versailler Vertrages nur mit voller Zustimmung Deutsch- 
lands getroffen werden kann. Die Gegenseite steht so immer vor der 
Frage, ob sie sich noch stark genug fühlt und es in ihrem Interesse 
liegend ansieht, Deutschland sein elementarstes Recht weiter vorzu- 
behalten oder rechtzeitig einzulenken. Im ersteren Falle würde vor aller 
Welt, vor Deutschland natürlich zuerst, die politische Linie Locarno, 
Genf, Thoiry ad absurdum geführt werden. Im zweiten Falle ist der 
festgesetzte Termin der Ratssitzung ein Druckmittel, das die bisherige 
Methode der absichtlichen oder lauen Verschleppung erheblich ein- 
schränken muß. Wie diese Dinge im einzelnen laufen werden, kann 
heute natürlich nicht mit Bestimmtheit gesagt werden. Aber sicherlich 
wird und muß ein für Deutschland erträgliches Resultat gelegentlich der 
kommenden Dezembertagung in Genf eingeleitet und gesichert sein, sonst 
käme die ganze Maschinerie schon wieder ins Stocken. Ins- 
gesamt kann also wenigstens auf dem Gebiet der Militärkontrolle und 
künftigen Völkerbundsinvestigationen von Stagnation nicht die Rede 
sein, und es bleibt nur die Frage offen, ob es nicht vielleicht in Locarno 
und vor dem Eintritt in den Völkerbund möglich gewesen wäre, den jetzt 
deutlich erkennbaren deutschen Druck schon in früheren außenpoli- 
tischen Auseinandersetzungen sichtbar werden zu lassen! Ich selbst 
bejahe diese Frage! 

Um jedoch über die künftige deutsche Außenpolitik ganz 
klar zu sehen, wollen wir einmal die Frage aufwerfen: Welche andere 
Politik — als positive und praktische Orientierung ausgedrückt — 
könnte und sollte Deutschland überhaupt jetzt treiben? Wir wollen 
so vorgehen, daß die in der deutschen Öffentlichkeit aufgetauchten 
wichtigsten Kritiken der Reihe nach durchgenommen werden. Be- 
ginnen wir bei denen, die immer rufen: Abwarten, denkt zuerst an den 
inneren Markt und die innere staatliche Festigkeit, blickt dann erst 
auf das Ausland, auf den Export usw.! Ist es nicht klar, daß auch das 
Richtige, das in einer sich nicht vordrängenden und die nationalen 
Belange zäh und ausdauernd verteidigenden abwartenden Haltung 
liegt, nur dann zum Erfolg führen kann. wenn man selbst im großen 
Strom der Zeit sich befindet und aus intimster Kenntnis aller 
Vorgänge heraus die Art künftigen Handelns bestimmen kann? Weil 
dem so ist, sind wir — nicht zu früh und nicht zu spät — in den Völker- 
bund eingetreten und haben gemeinsam mit dem französischen Außen- 
minister das Problem der .‚deutsch-französischen Gesamtlösung“ auf- 
geworfen. Und nur, weil wir das taten, werden wir nun imstande sein, 
die weiteren Einzelschritte genau zu überlegen und innerhalb des sich 
noch immer erweiternden Aufgabenkreises das deutsche Interesse richtig 


zu erkennen. Eine zweite Art von Kritik fordert jeden Tag das Heraus- 
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bringen und in die Welt Rufen des deutschen Maximalprogramms, 
geordnet nach Artikeln und Punkten. Die Leute, die so denken, verwech- 
seln innerpolitische Wahlversammlungen mit dem außenpolitischen 
Konferenztisch. An letzterem kommt es darauf an, gewisse oberste 
unter allen Umständen zu erreichende Ziele in einer Form zu vertreten, 
daß zunächst überhaupt die Möglichkeit vorliegt, die Gegenseite in derem 
eigensten Interesse zum Verhandeln zu bringen. Eine dritte Art Kritik 
verlangte in Genf, daß Deutschland sein Streben nach Freiheit und 
Gleichberechtigung nicht im Ringen mit den ehemaligen gegnerischen 
Großmächten betätigen, sondern sich an die Spitze der: über die Vor- 
herrschaft der Großmächte verstimmten kleineren Mächte stellen 
sollte. Die Unbekümmertheit und Kindlichkeit derartiger von immerhin 
sonst ernsthaft zu nehmenden Persönlichkeiten vertretenen Auffassungen 
liegt so sehr auf der Hand, daß weitere Ausführungen darüber mir über- 
flüssig erscheinen. Eine Abart dieser Einstellung ist die unter dem 
Schlagwort des „Hechtes im Karpfenteich‘ erhobene Forderung, 
Deutschland solle sich im Völkerbund möglichst schnell dadurch un- 
beliebt machen, daß es die Kriegsschuldfrage, die Frage der Ostgrenzen 
oder des Anschlusses Österreichs an Deutschland, das Minderheiten- 
problem und manches andere gleichzeitig „aufrollt‘. Hierzu ist immer 
wieder darauf hinzuweisen, daß das Verhalten Deutschlands auch im 
Völkerbund letzten Endes immer von der obersten Forderung diktiert 
sein muß, zunächst einmal die volle Souveränität und Handelsfreiheit 
durch Räumung der besetzten Gebiete und erträgliche Herabsetzung 
der Dawesleistungen zu erreichen. Wieder andere machen vage und 
phrasenhafte Andeutungen von einer möglichen deutschen Außenpolitik, 
die ohne Rücksicht auf Frankreich mit den angelsächsischen Mächten 
sich auf wirtschaftlichem und finanziellem Gebiet zusammentun soll, 
anstatt über Locarno, Genf und Thoiry langsam und schwierig aufzu- 
steigen. Dieselben Kritiker brauchen scheinbar aber davon nichts zu 
wissen, daß die Locarno-Politik das A und O Englands war, der auch 
soeben die Reichskonferenz des ganzen britischen Weltreiches einmütig 
zugestimmt hat. Wie kann man denn im selben Atemzuge Locarno 
verurteilen und Annäherung an England oder über England nach Amerika 
predigen! Auch hier gibt es eine Abart derer, die immer wieder mit 
Runzeln der Stirn auf die Wichtigkeit direkter deutsch-amerikanischer 
Beziehungen hinweisen und sogar behaupten, die Rücksicht auf Amerika 
habe in Thoiry und nachher gefehlt. Die Wahrheit sieht anders aus, 
und wer jetzt immer noch nicht verstanden hat, daß die amerikanische 
Außenpolitik nicht daran denkt, sich für Einzelheiten des deutschen 
Freiheitsringens zu interessieren, d. h. in den Fragen der Besatzung, 
der Militärkontrolle, der Investigationen irgendwie direkt einzugreifen, 
dem ist nicht zu helfen. Und nun schneller zum Ende der Kritik. Können 
wir mit Hilfe von Rußland oder Italien oder durch tausendfaches 
Wiederholen europäischer Verständigungsphrasen den Rhein 
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frei machen ? Nein — all das führt nur immer und geradezu zwangsläufig 
wieder auf die Notwendigkeit zurück, mit Frankreich selbst um die 
deutsche Zukunft zu ringen. Daß wir in diesem Ringen nicht allein 
stehen und daß wichtigste Impulse der Weltwirtschaft und Weltfinanz 
schon deutlich mit in der Richtung auf Entspannung, Befriedung, 
Verständigung tätig sind, wurde im vorigen Heft dieser Zeitschrift aus- 
führlich besprochen. Alles was seitdem geschehen ist, hat die dort auf- 
gestellten Thesen und Behauptungen erhärtet. Auch das Steigen der 
französischen Währung entbindet Frankreich nicht von der Not- 
wendigkeit der Konsolidierung seiner inneren und äußeren Schuld. 
Soweit die innere Schuld in Betracht kommt, stehen wir wohl nächstens 
vor der geradezu paradoxen Entwicklung, daß sie durch das Steigen des 
Franken im Gesamtbetrage so hoch wird, daß manch einem verantwort- 
lichen und über den Tag hinausblickenden Mann in Frankreich vor der 
finanziellen Dauerbelastung angst und bange werden mag. Und darüber, 
daß Poincaré selbst die Anerkennung der äußeren Schulden an England 
und Amerika in Angriff nehmen wird, wenn er Anfang 1927 den taktischen 
Moment dafür gekommen erachten wird, ist wohl kaum ein Zweifel 
erlaubt. So läuft alles letzten Endes doch wieder dahin zusammen, wo 
und wie es von Anfang an in und nach Thoiry vorausgesehen und ge- 
plant wurde. Nüchternste Realpolitik unter stärkster Be- 
tonung des weltwirtschaftlichen Momentes in ihr wird das 
Zeichen der nächsten Entwicklung für Monate vielleicht Jahre hinaus 
sein. Alles Verständigungsgerede kann darüber nicht hinwegtäuschen, 
daß in dem Ringen nach deutscher Freiheit die erhebliche Änderung der 
bisher auf uns liegenden wirtschaftlichen und finanziellen Lasten fast 
die gleiche Bedeutung hat, wie das Verschwinden des letzten ehe- 
malig feindlichen Soldaten vom deutschen Boden. Davon braucht frei- 
lich der berühmte deutsche Student auf dem paneuropäischen Kongreß 
in Wien, der sich öffentlich mit einem französischen Studenten abküßte, 
ebensowenig etwas zu wissen, wie die frühere Schauspielerin Ida Roland, 
als sie hinterher die Hymne an Europa deklamierte. Davon wissen leider 
auch die Führer der deutschen Arbeiterbewegung immer noch nicht 
genug, wenn sie sich nämlich nicht darüber klar sind, daß Dawesplan 
und Völkerbund letzten Endes hochkapitalistische Dinge sind, in 
denen es um den Grad von Existenzmöglichkeit und Wohlstand von vielen 
Millionen deutscher Arbeiter geht und in denen nun Probleme aufge- 
taucht sind, die wir unbedingt zu Deutschlands Gunsten formen und 
erledigen müssen, wenn anders der Weg aufwärts und nicht etwa wieder- 
um abwärts führen soll. Und mag der Parteihader und das Koalitions- 
geschiebe im Deutschen Reichstag noch so große Wellen schlagen, sollte 
Unvernunft und mangelndes Verständnis für nationale Notwendigkeiten 
womöglich wiederum zur Auflösung des Reichstages führen — 
man wird in der künftigen deutschen Außenpolitik nach Zwang und Logik 
der Tatsachen auf Grund weltpolitischer und weltwirtschaftlicher Zu- 
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'sammenhänge doch immer wieder die Linie aufnehmen müssen, die wir 
seit 1923 beschritten haben. Höchstens wird man noch einen 
Scherbenhaufen mehr wegzuräumen haben — und wem es darauf 
nicht ankommt, dem sollte mit aller Klarheit die Verantwortung dafür 
aufgebürdet werden! 


HINDERNISSE DES WELTFRIEDENS. 
Von The Rt. Hon. RAMSAY MACDONALD, ehemaliger britischer Premierminister. 


Es ist kein Wunder, daß bei vielen Personen heute über die Mög- 
lichkeit dauernden Weltfriedens große Zweifel bestehen. Der politische 
Horizont ist keineswegs frei von drohenden Wolken, und auch der 
Völkerbund, auf den wir so viel Hoffnungen gesetzt haben, ist noch lange 
nicht die wirksame Organisation, für die wir ihn hielten. Um uns ein 
klares Bild der wirklichen Lage zu machen, müssen wir genau die in 
der Weltpolitik tätigen Kräfte abwägen, wir müssen die Fortschritte, 
die in der Sicherung des Weltfriedens gemacht sind, uns vor Augen 
halten und die nach der entgegengesetzten Seite hin tendierenden 
Kräfte richtig einschätzen. Eitelkeit, Herrschsucht, diplomatische 
Intrigue und all die anderen menschlichen Fehler, die den Weltkrieg 
hervorbrachten, lassen sich nicht von einen zum anderen Tage aus- 
rotten, wir müssen unseren Weg gleichsam aus dem Urwalddickicht 
einer ungesunden Gefühlswelt bahnen. Das ist eine schwierige Aufgabe; 
wir dürfen dabei nicht ermüden. Ich glaube indessen, daß, wenn wir 
das Für und Wider in Rechnung stellen und eine Bilanz ziehen, immerhin 
ein Gewinn dabei herauskommt. 

Es ist für den Weltfrieden ein außerordentlich wichtiger Vorgang 
gewesen, daß Frankreich und Deutschland sich die Hände gereicht 
haben und in der idyllischen Zurückgezogenheit von Thoiry gemeinsam 
frühstückten. Und es ist ferner außerordentlich wichtig, daß das neue 
Deutschland nicht so sehr eine Politik der Allianzen als eine Politik der 
Zusammenarbeit zur Sicherung des Weltfriedens erstrebt. Es ist auch 
hochbedeutsam, daß die führenden Staatsmänner beider Nationen, 
sowohl Poincaré wie Dr. Stresemann, Reden gehalten haben, die bewußt 
die Zeit von 1914 zu vergessen suchten. Es ist endlich sehr wichtig, daß 
die Schwierigkeiten der Abrüstung nunmehr in ernster Weise studiert 
werden. Es ist erfreulich, feststellen zu können, daß Polen, das zuerst 
etwas störrisch war, sich nun auch zu friedlicher Arbeit niedergesetzt 
hat. Wir brauchen uns nicht darüber zu sorgen, daß Spanien und Bra- 
silien zurzeit dem Völkerbunde fernbleiben. Ich habe die Drohungen 
Spaniens im Jahre 1924 schon mit ziemlicher Ruhe aufgenommen, und 
ich habe damit gerechnet, daß es mit der Zeit einsehen würde, daß es 
einen Fehler gemacht habe. Es ist bedauerlich, daß Großbritannien 
sich über diese Vorgänge aufgeregt hat und versucht hat, Spanien zu 
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besänftigen. Dieses Land in den Völkerbund sozusagen hineinzukaufen, 
wie wir das zweifellos zu einer Zeit versucht haben, würde meines Er- 
achtens nach für den Weltfrieden gefährlicher sein als das zeitweilige 
Fernbleiben Spaniens aus dem Völkerbund. 

Ich habe nie großen Wert auf Schiedsgerichtsverträge zwischen 
einzelnen Staaten gelegt, weil ich der Überzeugung bin, daß, wenn ein 
Krieg droht und die Nationalgefühle sich erhitzen, diese Verträge 
keinerlei Wert besitzen. Die Abfassung von solchen Verträgen ist in- 
dessen geeignet, die friedlichen Gefühle zu wecken und durch die dabei 
notwendigen Erörterungen den friedfertigen Tendenzen eine Gelegen- 
heit zu geben, sich zu betätigen. Einige dieser Verträge sind mit Klauseln 
versehen, die von gegenseitiger militärischer Hilfe sprechen. Sie sind 
daher in Wirklichkeit nur eine moderne Form der militärischen Allianzen, 
die stets gegen einen gewissen Feind gerichtet sind. Solche Verträge 
sind natürlich wenig erfreulich. Trotzdem muß man zugeben, daß 
manche Schiedsgerichtsverträge immerhin einen Fortschritt bedeuten, 
und wir müssen versuchen, diese Fortschritte zu erweitern und zu ver- 
tiefen. Auf diese Weise können wir allmählich zum Ziel gelangen. 

Wir dürfen andererseits nicht die gefährliche Flut übersehen, die 
aus der entgegengesetzten Richtung auf uns eindringt, wir müssen viel- 
mehr versuchen, sie einzudämmen. So bildet jede Diktatur ein Gefahr- 
moment. Diktatoren mögen eine Zeitlang geeignet sein, die nationale 
Energie ihrer Staaten aufzufrischen, wenn sie nämlich brutal genug sind, 
ihre Gegner ermorden zu lassen oder sie in die Verbannung zu schicken. 
Sie mögen selbst geeignet sein, eine veraltete Demokratie künstlich zu 
festigen. Der Charakter wirklich erfolgreicher Diktatoren ist jedoch na- 
poleonisch und Napoleons sind internationale nicht nationale Kraftzentren. 

Italiens Politik erregt aus den oben angedeuteten Gründen ein ge- 
wisses Gefühl des Unbehagens und des Mißtrauens in Europa. Mag sein, 
daß seine Politik rein ist wie das Tageslicht, doch ist sie ganz dazu an- 
getan, seine Nachbarn zu beunruhigen. Das ist besonders deshalb der 
Fall, weil Italien so nahe dem gefährlichen Brandherd des Balkans liegt 
und — um es mild auszudrücken — Versuchungen gegenüber, die in 
der Natur dieses Materiales liegen, nicht ganz widerstandsfähig ist. 
Obwohl Italiens Beziehungen zu Frankreich sich nicht nach den Leit- 
artikeln, die in beiden Ländern veröffentlicht werden, noch nach dem 
Geschrei der Menge beurteilen lassen, möchte man wünschen, daß sie 
besser wären. 

Der Beitritt Deutschlands zum Völkerbunde nimmt diesen wenig 
erfreulichen Betrachtungen zwar ihren Stachel, doch kann man nicht 
umhin, festzustellen, daß die Verhandlungen in Genf sich unglücklicher- 
weise immer mehr nach dem Vorbilde der alten Diplomatie entwickeln, 
und daß viele Vertreter nicht mit dem internationalen Geist dorthin 
gehen, der die allgemeinen Weltinteressen an die erste Stelle setzt. 
Vielmehr gehen viele dieser Männer dorthin mit einem rein nationalen 


448 RAMSAY MACDONALD 


Geist, der die Augenblicksinteressen ihrer Staaten in den Vordergrund 
stellt. Weltinteresse und nationaler Vorteil sind weder in sich selbst 
antagonistisch, noch schließen sie sich gegenseitig aus, trotz der Tatsache, 
daß viele Leute dies nicht in ihren Kopf bekommen. Aber die Ziele einer 
Politik, die von einem Mann getrieben wird, der sich selbst als Schützer 
des internationalen Rechtes fühlt, während er zu gleicher Zeit auf seine 
nationalen Wünsche achtet und versucht, sie in das viel weitere System 
der internationalen Interessen einzugliedern, ist völlig verschieden von 
der Politik eines Mannes, der die Weltpolitik durch die Verfolgung seiner 
eigenen nationalen Ansprüche formen möchte. Der erstere erringt wirk- 
lich nationale Vorteile, da er sie in einer befriedeten Welt verankert, 
während der letztere durch die Gegenzüge seiner Mitspieler auf dem 
internationalen Schachbrett von Schachfeld zu Schachfeld getrieben 
wird. Es ist vielleicht sehr schwer, die grundsätzliche Verschiedenheit 
der beiden diplomatischen Methoden auf dem Papier klarzumachen, 
doch jeder, der hieran teilnahm, wird wissen, wie wichtig diese Über- 
legungen sind. Genf scheint mir leider Zeichen dafür zu zeigen, die darauf 
hindeuten, daß es von der Auffassung einer lebendigen und organischen 
Verbindung der Völker im Völkerbunde abrückt und sich nach der Rich- 
tung eines Bündels von lose zusammenhängenden Staaten entwickelt, 
das nicht besser ist als ein Haufen toter Steine. 

Wir müssen uns ferner vor Augen halten, daß Rußland noch kein 
friedlicher Staat ist. Seine Energien sind augenblicklich auf seine innere 
Entwicklung konzentriert. Solange wir aber die falsche Politik einer 
Isolation Rußlands treiben, muß dieses Land später einmal eine Quelle 
der Unruhe werden. Ich wünschte, daß unsere Staatsmänner genauer 
die Geschichte der französischen Revolution studieren würden, denn 
dann würden sie sehen, wie durch kurzsichtige Leidenschaften anderer 
Nationen Revolutionen entfesselt werden, die den Weltfrieden gefähr- 
den können. 

Das sind einige von den dunklen Wolken, die ich augenblicklich am 
politischen Horizont erblicke. Sie mögen noch in großer Höhe sein, 
aber sie sind jedenfalls vorhanden. Um diese Wolken gruppieren sich 
viele kleine Wölkchen von minderer Gefahr. Hierzu gehören noch 
nicht geregelte Grenzen, Minderheitsunterdrückungen, Diktaturen, das 
österreichische Problem und die Eigenbewegung von wachsenden Völkern, 
die auf ihre Grenzen drücken. Es muß sicherlich noch viel getan werden, 
um den Frieden Europas zu sichern, ganz abgesehen von der Sicherung 
des Weltfriedens, die in der Tat eine außerordentlich schwierige Auf- 
gabe ist. 


RUSSLAND UND DIE WELTWIRTSCHAFT 449 


RUSSLAND UND DIE WELTWIRTSCHAFT. 
Von The Rt. Hon. PHILIP SNOWDEN, ehemaliger englischer Schatzkanzler. 


Es ist äußerst schwierig, eine unbeeinflußte und doch maßgebliche 
Ansicht über Rußland zu erhalten oder zu geben. Die menschlichen 
Leidenschaften sind in den letzten 9 Jahren außerordentlich aufgewühlt 
worden. Menschen sowohl wie Nationen sind willens, ihre materiellen 
Interessen gegen Grundsätze, die sie alsrichtig anerkannt zu haben glauben, 
zu opfern. Das konnte man in den Beziehungen Rußlands zu der übrigen 
Welt seit der Revolution von 1917 in außerordentlich drastischer Weise 
verfolgen. 

Aber die Zeit läßt die menschlichen Leidenschaften abklingen, die 
materiellen Interessen machen sich allmählich in erhöhtem Maße geltend. 
Das trifft auch auf Rußland zu. Der tragische Fehlschlag eines Versuches, 
ein starres System kommunistischer Dogmen einem Volke aufzuzwingen 
und Verhältnisse, die vollkommen für ein solches System ungeeignet 
sind, in einen Zwangsrahmen hinein zu pressen, hat allmählich zu der 
Aufgabe des Versuches geführt. So ist Rußland denn in den letzten 
9 Jahren, nachdem es durch den Kommunismus hindurchgegangen ist, zu 
dem staatlichen Kapitalismus übergegangen, und es stellt sich nunmehr, 
wenigstens soweit sein innerer Handel davon berührt wird, auf den 
privaten Unternehmungsgeist, d. h. die Kapitalwirtschaft um. 

Das schließt indessen noch nicht ein, daß die kommunistischen 
Theorien von den Führern vollkommen aufgegeben sind. Wirtschaft- 
liche Notwendigkeit hat die Annahme der Leninschen Politik eines 
strategischen Rückzuges notwendig gemacht, aber nur, um für einen 
neuen Vorstoß gestärkt und gekräftigt zu sein. Das ist die wichtigste 
Tatsache, die man sich stets vor Augen halten muß, wenn man die 
Zukunft Rußlands überdenkt. 

Andererseits muß man sich die gleichfalls außerordentlich wichtige 
Tatsache vor Augen halten, daß jede Ausdehnung der Handelsinteressen 
mit der übrigen Welt und jede Besserung der wirtschaftlichen Lage in 
Rußland durch die Hilfe anderer Länder, die Möglichkeit einer Rück- 
kehr zur ursprünglichen und rohen Form des Kommunismus mindert und 
schwächt. 

Im ganzen scheinen daher die Entwicklungsmöglichkeiten für die 
Zukunft ziemlich stabile Wirtschaftsverhältnisse in Rußland zu be- 
günstigen, und zwar mit einer allmählichen Annäherung seines wirt- 
schaftlichen und handelspolitischen Systems an das System, das bei 
anderen Ländern, mit denen Rußland in Handelsbeziehungen steht, 
herrscht. 

Falls diese Analyse richtig ist, so ist damit der Pfad einer Zusammen- 
arbeit zwischen Rußland und der übrigen Welt im Interesse eines Wieder- 
aufbaues der Weltwirtschaft vorgezeichnet. Vertrauen in die Stabilität 
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der russischen Regierung und in seine Gutgläubigkeit sind natürlich 
absolute Voraussetzungen für eine solche Zusammenarbeit. 

Rußland ist ein außerordentlich entwicklungsfähiger Markt für die 
Fertigfabrikate der Weltindustrie, seine Wirtschaftsentwicklung wird 
die Entwicklung und den Fortschritt der hochindustrialisierten Länder 
nur fördern, nicht etwa hemmen. 

Auf Generationen hinaus wird Rußland ein ungefährlicher Wett- 
bewerber auf dem Weltmarkt bleiben. Auch wird es nur in sehr unvoll- 
kommenem Maße in der Lage sein, die Bedürfnisse seiner großen, aus- 
gebreiteten Bevölkerung an Fertigfabrikaten aus eigener Fabrikation 
zu befriedigen. Sein Wert für die Welt wird weiterhin in seiner fast un- 
erschöpflichen Lebensmittel- und Rohstofferzeugung liegen, die es im 
Austausch gegen Fertigfabrikate hingibt. 

Die Notwendigkeit der Entwicklung des Handels mit Rußland wird 
in allen handeltreibenden Ländern nunmehr in weitesten Kreisen an- 
erkannt. Wirklich fortschrittliche Geschäftsleute in England, Deutsch- 
land und Amerika haben den ausgesprochenen Wunsch, wieder mit 
Rußland in Handelsbeziehungen zu treten. Der Wille zur Entwicklung 
der Handelsbeziehungen ist sogar noch größer auf seiten Rußlands. 
Aber es bestehen gewisse Hindernisse und Schwierigkeiten in dem Aus- 
bau seiner Handelsbeziehungen, die erst behoben sein müssen, bevor sich 
die wechselseitigen Beziehungen zwischen Rußland und der Weltwirt- 
schaft gegenseitig befruchtend auswirken können. 

Eines dieser Hindernisse ist die Tatsache, daß kein absolutes Ver- 
trauen in die Stabilität der gegenwärtigen russischen Regierung besteht. 
Die Streitigkeiten, die sich zwischen den einzelnen Vertretern des russi- 
schen Kommunismus entwickelt haben, sind sicherlich beunruhigend. 
Falls die Extremisten die Oberhand gewinnen sollten, so besteht wiederum 
die Gefahr einer erneuten Ablehnung der Vorkriegsschulden und einer 
abermaligen Anullierung der gewährten Konzessionen. Die Gefahr einer 
Rückkehr zur Frühpolitik der Bolschewisten wird durch die dauernde 
Propaganda der russischen Kommunisten und durch ihre offene und 
geheime Hetzpropaganda in anderen Ländern verstärkt. Solange diese 
Taktiken weiter verfolgt werden, muß notwendigerweise das den Handels- 
beziehungen so abträgliche Mißtrauen in die künftige Entwicklung 
Rußlands weiter fortbestehen. 

Das zweite Hindernis ist die Frage des konfiszierten Privateigentums. 
Die russischen Staatsschulden aus der Revolutionszeit sind, von dem 
Standpunkte des kommerziellen Vertrauens aus betrachtet, nicht so 
wichtig. Aber die privaten Schulden, die bei der Revolution anulliert 
resp. das Privateigentum, das damals konfisziert wurde, müssen ent- 
schädigt werden, ehe das Vertrauen in den guten Willen Rußlands wieder 
hergestellt werden kann. 

Eine dritte Schwierigkeit auf dem Wege des Wiederaufbaues des 
russischen Außenhandels ist die Unfähigkeit Rußlands, seinen Export- 
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handel bis zu einem Grade zu steigern, der zur Bezahlung seiner ge- 
steigerten Einfuhr herangezogen werden könnte. Rußlands nationale 
Produktion liegt noch erheblich unter den Vorkriegsziffern. Seine 
Exporte werden im laufenden Jahre, soweit sich bisher übersehen läßt, 
nur ein wenig mehr als 50% des Vorkriegsbetrages ausmachen. 

Der Aufstieg‘ Rußlands hängt vor allen Dingen von der Ernte ab 
und wird auch in Zukunft von ihr abhängen. Die Aussichten für einen 
bedeutenden Exportüberschuß für 1926 sind keineswegs günstig. Der 
Ausfall erklärt sich vorwiegend aus dem Widerstreben der Bauern, die 
Anbauflächen zu erweitern, weil sie keine Garantie für einen vernünftigen 
Gewinn haben. 

Zwar sind die Handelsschulden, die sich aus dem Einfuhrüberschuß 
ergeben, von der gegenwärtigen Regierung bisher stets bezahlt worden. 
Es ist auch sehr wahrscheinlich, daß diese Schulden, soweit sie kleinere 
Beträge ausmachen, weiterhin beglichen werden. Aber sowohl die Frage 
einer Kreditgewährung an Rußland als auch der Ausbau seines Außen- 
handels hängt von einer erhöhten Exportproduktion ab. Die russische 
Regierung macht tatsächlich große Anstrengungen, diesen Weg zu be- 
schreiten, aber mit dem besten Willen der Welt kann sie dieses Ziel erst 
in einem langwierigen Prozeß erreichen. Bis es erreicht ist, besteht keine 
Möglichkeit einer nennenswerten Erhöhung des internationalen Handels 
mit Rußland, da dieses Land nicht in der age ist, einen größeren Im- 
porthandel zu finanzieren. 

Langfristige Kredite sind unmöglich, solange die gegenwärtigen Ver- 
hältnisse in Rußland unsicher bleiben und solange die innerrussische Pro- 
duktivität sich nicht weiter erhöhen läßt. Aber die Ausdehnung des Kredites 
ın bescheidenen Grenzen, und zwar nicht über die Exportfähigkeit des 
Landes hinaus, ist äußerst wünschenswert und kann auch auf kurze Fristen 
ohne besonderes Risiko gegeben werden. Auf solche Weise würde sich 
vielleicht der Welthandel mit Rußland allmählich steigern lassen. 

Es gibt noch zwei Wege, auf denen sich Rußland selber helfen kann. 
Erstens eine leistungsfähige Entwicklung und Leitung seiner heimat- 
lichen Industrie, durch die seine Produktivität gesteigert wird, und 
zweitens durch die Aufgabe seiner politischen Isolierung der übrigen 
Welt gegenüber und durch den Eintritt in den Völkerbund. Dieser letzte 
Schritt scheint mir besonders wichtig, falls Rußland seine wirtschaft- 
liche Blüte wiederzuerlangen bestrebt ist. 

Die Erledigung aller dieser Fragen wird durch internationale Ab- 
machungen erfolgen müssen. Der Völkerbund sieht hierfür die nötige 
Organisation vor. Eine Kommission des Völkerbundes könnte den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau Rußlands durch internationale Kredite 
in die Wege leiten. ähnlich wie dies in Deutschland, Österreich und 
Ungarn der Fall war. Die Initiative hierzu muß jedoch von der Sowjet- 
regierung ausgehen, und ein vorbereitender Schritt hierzu würde die 
Regelung der Schulden- und Eigentumsfrage bedeuten. 
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Die Welt wartet auf den Wiederaufbau Rußlands und ihre Hilfe 
würde nicht versagt werden, falls die feste und klare Versicherung 
gegeben würde, daß diese Hilfe auch dem gewünschten Wiederaufbau 
zugute kommen würde. 


SUCHT EUROPA WIRKLICH FRIEDEN? 
Von Lord NEWTON P. C., London. 


Lord Newton war lange Jahre konservatives 
Mitglied im englischen Unterhaus und Unterstaats- 
sekretär für auswärtige Angelegenheiten; er gilt 
als einer der besten Kenner der internationalen 
Diplomatie. 

Das Vorwort zu Teil 5 des Versailler Vertrages enthält die Erklärung, 
daß die alliierten Mächte Deutschland entwaffnen, „um den Anfang 
einer allgemeinen Abrüstung bei allen Nationen zu ermöglichen“. Für 
jeden, der den Abrüstungsprozeß seit 1918 verfolgt und der mit kritischen 
Augen seine einzelnen Phasen beobachtet hat, ergibt sich heute die 
Frage, ob die Nationen, die sich in dieser historischen Erklärung zu- 
sammenfanden, wirklich den ernsten Willen hatten, diese ihre schriftlich 
abgegebene Erklärung zu verwirklichen. Die Optimisten besonders, 
die in der Schaffung des Völkerbundes die Morgenröte einer Weltver- 
söhnung und in den verschiedenen Abrüstungskonferenzen einen ent- 
schiedenen Schritt mit dem Ziele der „F Vereinigten Staaten von Europa“ 
sehen, erleben heute sicherlich eine an Verzweiflung grenzende Ent- 
täuschung, wenn sie den Rüstungswettkampf beobachten, der sich noch 
zwischen den Siegern im Weltkriege breitmacht. 

Dieser Zustand läßt eine Untersuchung begreiflich erscheinen, ob 
Europa tatsächlich Friedenssehnsucht besitzt, um ernstlich abzurüsten, 
oder ob der Wunsch nach Frieden mehr die Folge seiner physischen 
Erschöpfung nach dem Kriege war als ein wirkliches Streben nach dem 
Idealzustand einer allgemeinen Völkerversöhnung. 

Wenn wir an unserem geistigen Auge vorübergehen lassen, was in 
Europa seit dem Jahre 1918 in der Entwaffnungsfrage wirklich vor sich 
gegangen ist, so müssen wir zugestehen, daß die Entwaffnung bisher 
vollkommen einseitig — nämlich nur bei den Besiegten — durchgeführt 
worden ist, und daß die siegreichen Mächte mit Ausnahme Großbritan- 
niens eine Abrüstung nur zum Scheine betrieben haben. Wir sehen, 
daß nur die im Kriege unterlegenen Mächte völlig wehrlos, gemacht 
wurden, während die anderen Nationen keine Anstalten treffen, den 
Rüstungswahnsinn, den sie bei den Mittelmächten einst so schwer ver- 
urteilten, selbst einzustellen. 

Als Folge des Pariser Friedens wurden Deutschland, Österreich, 
Bulgarien und Ungarn aber nicht nur entwaffnet, sondern sie wurden 
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auch gezwungen, berufsmäßige Armeen einzurichten und damit ein 
System anzunehmen, das nicht nur ihrer bisherigen Tradition voll- 
kommen widersprach, sondern auch außerordentlich kostspielig und zu- 
dem wirkungslos war, da diese Gebiete mit kleinen Berufsheeren von 
Nationen umgeben sind, die bis an die Zähne bewaffnet sind. Diese 
Berufsheere verursachen den im Weltkriege besiegten Ländern ungeheure 
Kosten, da die Ausgaben für einen gewöhnlichen Soldaten fast so hoch 
sind wie für einen Beamten. Diese Armeen haben aber noch den großen 
Nachteil der Unzuverlässigkeit; die sog. österreichische Armee ist z. B. 
eine undisziplinierte Macht, die unter Kontrolle der Sozialisten steht. 
Worüber aber diese Staaten besonders klagen, und zwar mit vollem Recht, 
ist, daß die Mächte, die ihnen diese Verhältnisse aufzwangen, bisher 
energisch abgelehnt haben, selbst an die Abrüstung zu denken. 

Großbritannien ist in der Abrüstung so weit gegangen, wie es ver- 
nünftigerweise gehen konnte. Es hat sowohl moralisch wie physisch 
der übrigen Welt ein durchaus vorbildliches Beispiel gegeben. Unsere 
Flotte muß uns nach der gegenwärtigen politischen Weltlage natürlich 
erhalten bleiben, und unsere kleine Berufsarmee ist notwendig für den 
Schutz des Reiches. Es besteht indessen keine Entschuldigung für die 
ungeheuren militärischen Ausgaben, die sich Frankreich macht, seitdem 
keine feindliche Macht mehr besteht, die seinen Frieden bedrohen kann. 
Die unmittelbare Folge der großen französischen Ausgaben für Heeres- 
leistungen ist, daß Großbritannien nun auch seinerseits verpflichtet 
ist, große Summen z. B. für Luftstreitkräfte auszugeben, da Frankreich 
aus Gründen, die ihm am besten bekannt sind, eine große und völlig 
unnötige Luftstreitmacht aufrechterhält. Italien hat gleichfalls eine 
bedeutende Armee, ebenso Rumänien, die Tschechoslowakei, Polen 
und Jugoslavien. Alle diese Länder unterhalten Streitkräfte, die weit 
über ihren wirklichen Erfordernissen liegen. Wir müssen daher annehmen, 
daß die vielen schön klingenden Phrasen von Weltfrieden und allgemeiner 
Abrüstung, die in den letzten sieben Jahren von den Lippen der ver- 
antwortlichen Persönlichkeiten gefallen sind, mehr Wortgeklingel waren, 
hinter dem keine tatsächliche Überzeugung stand. Großbritannien ist 
vollkommen willens, seine Ausgaben für Rüstungszwecke zu vermindern, 
doch gibt man ihm hierzu keine Gelegenheit. 

Falls Europa wirklich ernsthaft nach einer Befriedung strebt, dann 
mögen die wichtigsten Kontinentalmächte der Führung Großbritanniens 
in der Abrüstungsfrage folgen. Mögen Frankreich, Italien und vor allen 
Dingen die durch den französischen Vertrag neuentstandenen Staaten, 
abrüsten. Falls Frankreich wirklich Ernst machte und aufhören würde, 
immer neue Unterseeboote und neue Flugzeuge zu bauen, so würde dies 
in Großbritannien äußerst günstig vermerkt werden; die Wirkung eines 
solchen Schrittes auf Polen, Rumänien und Jugoslavien würde sicher- 
lich auch in der Richtung einer Mäßigung der militärischen Rüstungen 
dieser Staaten liegen. 
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Der frühere amerikanische Gesandte in England, Mr. Walter Page, 
schrieb einst: „Ein Völkerbund zur Friedenssicherung und die Aufgabe 
der Geheimdiplomatie sind sicherlich Schritte in der richtigen Richtung, 
aber es sind Schritte, die sehr schwierig und langwierig sind.“ Diese 
Worte lassen den Schluß zu, daß der Völkerbund und alle damit in Zu- 
sammenhang gebrachten Erwartungen kaum geeignet sind, eine all- 
gemeine Abrüstung herbeizuführen, solange nicht eine grundlegende 
Änderung der politischen Moral eintritt und solange die Überzeugung 
nicht Allgemeingut wird, daß die Entwaffnung an sich selbst wünschens- 
wert ist, und daß sie nur durch eine vollkommen freimütige Erwägung 
aller Punkte, die ihr zum Erfolge verhelfen können, ermöglicht werden 
kann. 

Für den Augenblick muß man Amerika von diesen Fragen aus- 
schließen, da Abrüstung vorläufig eine rein europäische Angelegenheit 
verbleibt. Wie wir alle wissen, ist es die amtliche Politik der Union, 
sich von kontinental-europäischen Verwicklungen fernzuhalten. Es 
ist daher kaum Grund vorhanden, Amerika als Beisitzer in den an sich 
kompliziert zusammengesetzten Gremien zu begrüßen, die zur Auf- 
stellung gewisser Richtlinien in der Abrüstungsfrage geschaffen wurden. 

Diejenigen, die vor dem Kriege Abrüstung predigten, machten sich 
einer völligen Verkennung der Weltlage schuldig, die an Verbrechen 
grenzte; wenn wir auf ihre Stimme gehört hätten, so wäre sicherlich 
das britische Reich heute zertrümmert. Wir haben, indessen unsere 
Lektion im Weltkriege erhalten; ihre Moral geht dahin, daß, wenn 
wir nicht neue Methoden finden, um internationale Streitigkeiten zu 
regeln, die Schwarzseher, die den künftigen Zusammenbruch der euro- 
päischen Zivilisation voraussagen, vielleicht einmal Recht behalten 
werden. 


PANEUROPA. 
Von Dr. RUDOLF POMMRICH. 


Immer wieder dringt aus dem Wirbel der Tagesmeinungen der Ge- 

danke eines geeinigten, starken Europas —- Paneuropa — durch. Graf 
Coudenhove-Kalergi propagiert ihn schon seit Jahren, und er gewinnt 
an Schlagkraft, je stärker die Machtstellung Amerikas auf Europa 
drückt. 
„ Aus dem Nebel bloßer literarischer Theorie unverantwortlicher 
Begeisterter hat er jetzt seinen Weg bis zur Meinungsäußerung ver- 
antwortlicher Staatsmänner zurückgelegt. Stresemann, Briand u. a. 
haben zu ihm wohlwollend in Erklärungen als Auftakt zum Paneuropä- 
ischen Kongreß in Wien 1926 Stellung genommen. 

Damit ist er in die diplomatische Rüstkammer als Requisit überführt 
worden. 
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Freilich darf man dabei nicht vergessen, daß trotz dieses Fort- 
schrittes seine Verwirklichungsaussichten noch sehr in die Ferne ge- 
rückt erscheinen. Und das, obwohl in jüngster Zeit der Abschluß des 
westeuropäischen Stahltrustes als erster Schritt zu Paneuropa vieler- 
orts gepriesen wurde. 

Der Umstand, daß England ihm fernblieb, mußte stutzig machen. 
Die dafür von der englischen Presse angeführten Gründe, wie unge- 
nügende Durchorganisation der britischen Eisenindustrie und der aus- 
geprägte Individualismus des Unternehmertums, sind nicht stich- 
haltig. Diese Mängel ließen sich verhältnismäßig leicht beseitigen, 
wenn England ein wirklich ernsthaftes Interesse daran hätte. 

Die Gründe für Englands Zurückhaltung liegen tiefer; sie sind geo- 
politischer Art. 

Wie die Anhänger des Paneuropa-Gedankens immer mehr für ihr Ziel 
geopolitische Gedankengänge heranziehen, so hat andererseits England 
erkannt, daß Paneuropa ein geopolitisches Problem ist, das weit 
über den Rahmen einer bloß europäischen Angelegenheit hinausgreift. 

Nur zu gern verweist man auf parallellaufende Bestrebungen an- 
derer Erdteile, wie sie in den Schlagworten Pan-Amerika, Pan-Asien, 
Pan-Afrika oder Amerika den Amerikanern, Asien den Asiaten, Afrika 
den Afrikanern ihren Ausdruck gefunden haben. 

Man denkt sich dann dazu als ideale Vollstreckungsform die Art des 
Zusammenschlusses der Vereinigten Staaten. Man wird hierzu ge- 
bracht durch den ungeheuren Aufschwung dieses Landkomplexes und 
übersieht dabei zu gern die tiefe Verschiedenheit des Problems. Die 
U.S.A. sind in sich homogene Gebilde nach Geschichte, Sprache und 
Wesensart; während es gilt, in Paneuropa eine Synthese ungleichartig- 
ster Elemente herzustellen. Obwohl man es ängstlich vermeidet, von 
einer Souveränitätsminderung der einzelnen europäischen Staaten zu 
sprechen, müßten letzten Endes alle derzeitigen Staaten Europas zu 
nationalen Verwaltungseinheiten werden, über die der Ein- 
heitsstaat Europa als politisches Gebilde sich erhöbe. 

Diese Gestaltung Europas durchzuführen, erscheint vorerst ausge- 
schlossen. Die Idee des Nationalitätenprinzips hat in den Friedensver- 
trägen des Weltkrieges einen zu gewaltigen Sieg gefeiert, und die wach- 
gerufenen nationalen Instinkte der Einzelvölker haben noch nicht den 
rechten Ausgleich gefunden; eine Minderung ihrer nationalen Souverä- 
nität zugunsten eines größeren Ganzen würden ihnen als Angriff auf 
ihre schwererkämpfte nationale Ehre erscheinen. 

Aber selbst, wenn es gelänge, diese Schwierigkeit zu besiegen, gäbe 
es doch noch eine schwere geschichtliche Hemmung zu überwinden. 

Betrachtet man einmal die übrigen 4 Erdteile, so ergibt sich folgende 
Reihe für den Zusammenschluß des betreffenden Erdteils nach den auf- 
steigenden Schwierigkeitsgraden geordnet: Australien, Amerika, Afrika, 
Asien, Europa. 
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Australien will Pan-Australien für die Austrobriten; in Amerika 
schlingt die Monroe-Doktrin ein starkes Band um das germanische und 
lateinische Amerika, ganz abgesehen von der starken Kapitaleinfluß- 
nahme von U.S.A.; in Afrika entwickelt die Südafrikanische Union 
ein ungeheuer anwachsendes „weißes“, afrikanisches Staatsgefühl, dem 
das „schwarze“ nur in der Frage der Herrschaftsverteilung innerhalb 
des Kontinents entgegensteht. In Asien hat Japan zielbewußte auf- 
klärende Arbeit innerhalb der nicht-weißen Völker geleistet mit dem 
Schlagwort: Asien den Asiaten; diese Arbeit hat dann jüngst in einer 
dementsprechenden Resolution des panasiatischen Kongresses in Indien 
ihren Ausdruck gefunden. ' 

Europa ist all diesen real fundierten Bestrebungen zum Zusammen- 
schluß gegenüber noch nicht über platonische Erörterungen hinaus- 
gekommen, und jeder weitere ernsthafte Schritt in dieser Richtung 
ist von der Sorge, von Amerika aufs Altenteil gesetzt zu werden, als 
treibender Kraft diktiert. Je mehr also der Druck der anderen Erdteile 
in wachsender Zusammenschlußbewegung sich geltend macht, um so 
geneigter wird auch Europa Paneuropa werden. Als Gegendruckmittel 
wird schließlich den europäischen Staaten bei wachsender technischer und 
zivilisatorisch-kultureller Entwicklung nur ihr Kolonialbesitz verbleiben. 

Europa hat als Ausgangspunkt der abendländischen Kultur mittels 
einer ganzen Reihe seiner Staaten Kolonialreiche entstehen lassen, 
während andere Erdteile aus entwicklungsgeschichtlichen Gründen nur 
wenige kolonisierende Staaten aufweisen. 

Rechnet man Australien, Neuseeland und Özeanien, d. h. die Insel- 
welt des Stillen Ozeans, als geopolitische Einheit, so hat Australiens 
Kolonisierung (als Mandatsmacht) nicht über seine natürliche Reichweite 
hinausgegriffen; von den asiatischen Staaten hat, von der Türkei und 
Rußland abgesehen, nur Japan in anderen Erdteilen (Ozeanien) liegendes 
Staatsgebiet, von den amerikanischen Staaten nur U. S. A., und afri- 
kanische, selbständige Mächte weisen überhaupt keine auswärtigen Be- 
sitzungen auf. | 

Dagegen liegen die Kolonien europäischer Mächte in allen übrigen 
Erdteilen verstreut. 

Damit ist für Europa ein starkes außereuropäisches einzel-staat- 
liches Interesse erzeugt, während die anderen Staaten fast geschlossen 
erdteilhaft gebunden sind. So erweist sich schließlich die Schwerpunkts- 
verschiebung des Interesses einzelner Staaten Europas in die außer- 
europäischen Kolonien als Hemmung für Paneuropa. 

Das Problem des außereuropäischen Kolonialbesitzes ist somit 
grundlegend für Paneuropa. 

Zu seiner Lösung sind verschiedene Wege denkbar. Einmal radikal, 
die Abstoßung bzw. Verlust dieser Schutzgebiete oder zum anderen, 
Zusammenlegung des einzelstaatlichen europäischen Kolonialbesitzes in 
anderen Erdteilen zu einem gemeineuropäischen Kolonialbesitz. 
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Weder der eine noch der andere Weg ist in Einschätzung der der- 
zeitigen Welt- bzw. europäischen Verhältnisse gangbar. 

Kein kolonisierender europäischer Staat würde freiwillig ein Gebiet 
aufgeben, das ihm nationalen Nutzen verspricht, und die fremden 
Erdteile sind noch nicht staatlich selbständig und reif genug zur gewalt- 
samen Inbesitznahme dieser Gebiete.. 

Ebensowenig ist aber ein gemeineuropäischer Kolonialbesitz durch- 
führbar, da er, abgesehen von der englisch-französischen kolonialen 
Rivalität, nicht Englands Interessen entspricht. Englands Dominions 
können sich wohl als Glieder des British Empire fühlen, aber niemals 
würden sie die Vormundschaft Gesamteuropas über sich errichten 
lassen. Englands Eintreten für Paneuropa käme auch sonst, durch 
bloße starke Interessenbindung innerhalb Europas, einem vorzeitigen 
Verlust wichtiger Glieder des Britischen Weltreiches und damit einer 
Auflösung von Englands Größe gleich. 

Für U.S.A. und Japan bildet die Eingliederung ihres Besitzes in 
den Kreis Pan-Amerikas bzw. Pan-Asiens kaum Schwierigkeiten, da 
dadurch koloniale Machtkonkurrenz mit anderen Staaten innerhalb 
des Erdteils nicht in Frage kommt. 

Somit hat England instinktiv politisch-richtig den Gefahrenpunkt 
Pan-Europas für sich erkannt und dementsprechend sein Verhalten 
eingerichtet. Es lehnt den Stahlpakt für sich ab, weil es die Rückwir- 
kungen der paneuropäischen Gedankengänge in jeder Form auf seine 
Kolonien fürchtet. Es fühlt sich aber stark genug, andererseits die 
Bildung des Stahltrustes zu dulden; sei es, daß es glaubt, durch die 
drohende Konkurrenz des europäischen Kontinents eine Stärkung der 
angelsächsischen Wirtschaftsgemeinschaft durch Abwehr auf dem 
Weltmarkte herzustellen, sei es, daß es sich für fähig erachtet, durch 
geeignete Maßnahmen im gegebenen Augenblick den unbequemen 
Komplex zu zersprengen. | 

Hiermit ist der Stahltrust seines Wertes als paneuropäischer Schritt- 
macher entkleidet; er zeigt sich lediglich als intereuropäischer Inter- 
essenverband — und als ein Stein im angelsächsischen diplomatischen 
Spiel Englands. 

Nach alledem darf es nicht wundernehmen, daß der Paneuropa- 
Gedanke am besten gepflegt wird in den Ländern Europas, die keine 
Kolonien haben und die ihr seelisches Gleichgewicht zwischen natio- 
nalen und gesamteuropäischen Ansprüchen gefunden haben, also besonders 
den Staaten der Mitte. 

Diese sind allein territorial erdteilhaft gebunden; freilich solange 
jedoch die geschichtliche Evolution hier noch nicht das entscheidende 
letzte Wort gesprochen hat, ist diese Bereitschaft nur labil. Sie würde 
z. B. für einen Staat wie Deutschland wesentlich eingeschränkt werden 
mit dem Erwerb außereuropäischer Schutzgebiete. 

Das aber bedeutet, daß England das europäische Spiel fest in der Hand hält. 
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Wie sich auch der geschichtliche Gang der Dinge vollziehen mag, 
das eine steht fest: Paneuropa ist ein Problem der Geopolitik 
und nur sehr allmählich lösbar im Ablauf geschichtlicher 
Evolution. 


DIE AUFLOCKERUNG 
DES BRITISCHEN WELTREICHES. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Die große britische Reichskonferenz, die Ende November in 
London zum Abschluß gekommen ist, beansprucht weltgeschicht- 
liche Bedeutung. Über den Verlauf im einzelnen ist durch die 
Presse verhältnismäßig wenig bekannt geworden. Das Schlußprotokoll 
aber bekundet einen markanten Abschluß in der Geschichte 
des britischen Imperiums. 

Die ehemaligen Kolonien, soweit sie eine große Bevölkerungszahl 
europäischer Abkunft aufwiesen, sind schon seit geraumer Zeit unter 
der Firma der Dominions aus abhängigen Tochterländern zu weit- 
gehend selbständigen Schwesterländern Englands aufgerückt. Die 
letzte Reichskonferenz hat sie vollends aus dem untergeordneten Range 
der Kolonien herausgehoben zu selbständigen, von Londoner Vor- 
mundschaft unabhängigen Staaten, die man nicht einmal 
mehr als „Bundesstaaten“, sondern nur noch als „Verbündete“ be- 
zeichnen kann. 

Zwischen England auf der einen Seite, Kanada, den Vereinigten 
Staaten von Südafrika, Australien und Neuseeland auf der anderen 
Seite, besteht nur noch ein Verbündetenverhältnis bei Personalunion 
unter dem jeweiligen König aus dem Hause Windsor. 

Genau betrachtet war diese britische Reichskonferenz die letzte 
ihrer Art; denn waren die bisherigen Reichskonferenzen ungefähr 
vergleichbar mit dem ehemaligen deutschen Bundesrat, so lassen 
sie sich in Zukunft ersetzen durch die Konferenzen von Ge- 
sandten der einzelnen verbündeten Staaten des britischen Imperiums 
in London. 

In Zukunft werden diese britischen Einzelstaaten auch bei fremden 
Mächten in erweitertem Umfange eigene Gesandtschaften unter- 
halten, wie Kanada es bereits vor der letzten Reichskonferenz in 
Washington begonnen hatte. Das britische Weltreich setzt sich jetzt also 
zusammen aus einer Reihe von Republiken mit gekrönter Spitze, die 
allen gemeinsam ist, aus dem Kaiserreich Indien und aus Kolonien 
Englands im alten Sinne, die sich in der Hauptsache auf das mittlere 
Afrika beschränken. 

Wie England nach dem siebenjährigen Weltkriege die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika aus seiner Hand entgleiten sah, wie es nach 
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dem Weltkriege der napoleonischen Zeit den Traum aufgeben mußte, 
in Südamerika das Erbe Spaniens anzutreten, so sieht es sich nach 
diesem Weltkriege gezwungen, seine alten Dominions als gleichberech- 
tigte Verbündete anzuerkennen, die in manchen Beziehungen auch 
außenpolitisch ihre eigenen Wege neben London gehen können. 

Man scheint sich in London sowohl wie in den bisherigen Kolonien 
darüber klar zu sein, daß ein Zusammenhalt des britischen Weltreiches 
auf die Dauer nur noch möglich ist durch das Zugeständnis einer weit- 
gehenden Auflockerung, einer stark herausgebildeten Selbständigkeit 
der einzelnen Teile. 

Ein Land wie Australien, das es sich ursprünglich gefallen lassen 
mußte, als Sträflingskolonie den Abschaum der britischen Mensch- 
heit aufzunehmen, war zuletzt ein Bundesstaat im Rahmen des briti- 
schen Weltreiches, der gegenüber der Zentralregierung eine mindestens 
so selbständige Stellung einnahm, wie der deutsche Bundesstaat 
Bayern sie gegenüber Berlin einzunehmen die Gepflogenheit hatte 
und hat. Heute ist es sozusagen ein „Königreich Australien“ unter 
Georg V. von Windsor, das seine pazifische Sonderpolitik gegen- 
über der gelben Welt Ostasiens in engerer Fühlungnahme mit 
den Vereinigten Staaten und mit Kanada als mit London führen kann. 

Es mag in diesem Zusammenhange an die wenig bekannte Tatsache 
erinnert werden, daß schon ein Adam Smith in der Zeit, als die Un- 
abhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten drohte, zu dem be- 
merkenswerten politischen Gedanken gekommen ist: Wenn einmal 
das wirtschaftliche Schwergewicht des britischen Reiches sich vom 
Mutterlande nach den nordamerikanischen Kolonien verschieben sollte, 
dann wäre es geboten, die Hauptstadt von London nach New 
York zu verlegen. In gewissem Sinne kann man heute wohl sagen, 
daß gegen Englands Willen eine Verlegung der angelsächsischen Haupt- 
stadt von London nach New York insofern erfolgt ist, als der weltpoliti- 
sche, weltwirtschaftliche und weltfinanzielle Einfluß New Yorks den 
Londons zu überflügeln begonnen hat und auch die großen britischen 
Dominions Kanada, Südafrika und Australien in manchen politischen 
und auch wirtschaftlichen Beziehungen heute mehr nach New York 
als nach London blicken. 

Die Auflockerung des britischen Weltreiches, die eine so wesent- 
liche Förderung durch die letzte Reichskonferenz erfahren hat, er- 
scheint als das letzte Mittel, den Bestand des Imperiums 
zusammenzuhalten, wird aber doch auch weiter dazu beitragen, 
den Einfluß New Yorks und Washingtons in den Dominions zu fördern. 

Noch heute ist Großbritannien mit seinen „Verbündeten“ und Ko- 
lonien nach dem gesanıten Machtbereiche die größte unter den modernen 
Weltmächten. 

In jahrhundertelangem Ringen gegen Frankreich, mit dem 
es nicht nur in Europa, sondern auch in der überseeischen Kolonialpolitik 
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in erbittertem Wettstreit stand, hat England sich schließlich das weit- 
aus bedeutsamste Kolonialreich zu sichern vermocht. An Rückschlägen 
hat es freilich auch der englischen Kolonialpolitik nicht gefehlt, und auch 
in seinem heutigen ausgedehnten Herrschaftsbereich kann es sich gegen 
weitere Rückschläge nicht gesichert fühlen. Der sehwerste Verlust, der 
England im Laufe seiner Geschichte jemals betroffen hat, war die Un- 
abhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten von Nordamerika, ko- 
lonialer Gebiete, die England erst kurz zuvor Frankreich abgerungen 
hatte. 

Allerdings ist es den Engländern gelungen, trotz dieses machtpoliti- 
schen Verlustes die Vereinigten Staaten sich zu einem englischen 
Sprachgebiet entwickeln zu lassen, das auch in seiner vollen Selb- 
ständigkeit britischer Beeinflussung durch die Sprachengemeinschaft 
leichter zugänglich ist als irgendeiner anderen. 

Der für die militärisch-maritime Sicherheit und die überragende 
Entwicklung des Welthandelsanteils so überaus wichtige Charakter 
der Hauptinsel England-Schottland wird in der ungemein engen 
Verwandtschaft mit dem Meere noch besonders betont durch die 
tief einschneidenden Golfe und breiten Flußmündungen, die das Land 
in allen Teilen eng mit dem Seeverkehr verbinden. Es gibt nur kleine 
Gebiete Englands, die mehr als 100 km von der Küste entfernt sind. 
Das Inselland ist weiterhin begünstigt durch den Golfstrom, der ihm im 
Verhältnis zu seiner nördlichen Breite ein sehr mildes Klima verleiht. 

Von wirtschaftlich außerordentlich hohem Werte ist die geologische 
Tatsache, daß Kohle und Eisen in engster Nachbarschaft vorkommen, 
und daß infolge der reichen Küstengliederung und der tief ins Innere 
hineinführenden Wasserstraßen diese beiden Hauptrüstzeuge der eng- 
lischen Industrie überall auf billigste Weise miteinander in Verbindung 
gebracht werden können. 

Ein weiterer Vorteil der geographischen Lage Englands liegt in der 
Tatsache begründet, daß die Wege aus dem weiten mitteleuropäischen 
Hinterlande, aus dem Mündungsgebiet des großen mitteleuro- 
päischen Stromsystems, unmittelbar an England vorbeiführen, 
und, sei es durch maritime Gewalt, sei es durch überlegenen kaufmänni- 
schen Sinn, anstatt an England vorbeizuführen, über die Vermitt- 
lung England geleitet werden können. Hätte hinter der Rhein-, 
Weser- und Elbemündung eine starke, einheitlich geschlossene Macht 
gestanden, so wäre England vielleicht insularer Vereinsamung verfallen 
und nicht zu der Blüte gelangt, die es als Kolonialreich zu entwickeln 
vermochte. Aber zu dem weltgeschichtlich entscheidenden Zeitpunkte 
des Uberganges Europas in die große Periode der Kolonialpolitik 
war die mitteleuropäische Macht nicht einheitlich geschlossen, war auch 
die Politik der damals regierenden habsburgischen Kaiser weniger 
mitteleuropäisch als spanisch eingestellt. Die im mitteleuropäischen 
Machtbereich herrschende innere Zersetzung und Befehdung und die 
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spanische Einstellung der damaligen habsburgischen Politik führte zu 
der Lostrennung der Rhein-Mündungslande vom Reich, 
so daß dann die Niederlande eine eigene, zeitweilig sehr erfolgreiche 
Kolonialpolitik ohne Zusammenhang mit dem weitaus deutschen Hinter- 
lande betreiben konnten. 

Diese niederländische Konkurrenz vermochte England aus dem Felde 
zu schlagen, weil es frühzeitig zu einer ausgeprägt industriellen 
Entwicklung überging und die seinerseits gewonnenen Kolonien 
nicht nur als Stützpunkte des Handels und der Schiffahrt fruktifizierte, 
sondern auch als Lieferanten industrieller Rohstoffe und als industrielle 
Absatzmärkte. Es holte die Baumwolle Indiens heran für die rasch 
aufblühende britische Textilindustrie, und es wurde dank seiner natür- 
lichen Kohlen- und Eisenschätze der erste industrielle Nutznießer der 
Dampfmaschine, wie der Maschine überhaupt. 

Der insulare Charakter des Landes hat die stolz entwickelte 
Eigenart des Briten geprägt, nachdem der lange Kampf mit Frank- 
reich diesseits wie jenseits des Kanals das Nationalgefühl mächtig 
entwickelt hatte. Der große, auf industrieller und merkantiler Grund- 
lage erwachsene Reichtum des Landes und die gewaltige Ausdehnung 
seines Kolonialbesitzes brachte es zuwege, daß die Söhne der begüterten 
Familien sich jahrelang in den entlegensten Teilen der Erde, sei es als 
leitende Staatsbeamte, sei es als wirtschaftliche Führer, betätigen, neuen 
Reichtum sammeln, vor allen Dingen aber ein außerordentlich 
weites Gesichtsfeld zu gewinnen vermochten. So wurde der Brite 
weltpolitisch geschult und allen Wettbewerbern überlegen. 

Der Bodenfläche nach steht im englischen Staatenbund Kanada 
mit beinahe 10 Millionen qkm an erster Stelle. Es folgt Australien 
mitsamt Neuseeland und den Südseeinseln mit über 71, Millionen qkm, 
das Kaiserreich Indien und der räumlich sich angliedernde südasiatische 
Kolonialbesitz mit einigen 5 Millionen qkm, Britisch-Südafrika mit etwa 
4 Millionen qkm. 

Der Bevölkerung nach steht weitaus obenan das Kaiserreich Indien 
mit etwa 320 Millionen Einwohnern; Kanada und Britisch-Südafrika 
zählen nur je 9—10 Millionen, Australien und die Südseeinseln noch 
nicht 8 Millionen Köpfe. 

Das britische Weltreich zergliedert sich, abgesehen von den ver- 
streuten maritimen Stützpunkten auf Inseln in allen Ozeanen, in die 
südafrikanischen, südasiatischen und australischen Staaten rund um 
den Indischen Ozean, in das kanadische Reich zwischen dem Stillen 
Ozean und dem Atlantischen Ozean und die räumlich gesonderten 
Kolonialgebiete im Westen Afrikas und im amerikanischen Mittelmeer. 

DieHauptquelle desbritischen Reichtumsliegt in Indien, einem 
Lande üppiger tropischer Fruchtbarkeit, einem uralten Kulturlande, das, 
durch religiöse und Stammesgegensätze gespalten, durch das üppige 
Klima verweichlicht, eine Beute der Fremdherrschaft geworden ist. 
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Alle geographisch und kulturell gegebenen Gegensätze hat der bri- 
tische Eroberer sich nutzbar zu machen gewußt und teilweise noch künst- 
lich verschärft, um das Land, in dem sich neuerdings starke Strömungen 
einer Selbständigkeitsbewegung regen, in sicherer Hand zu halten. 

Indien ist in erster Linie das Land der Baumwolle und hatte als 
solches schon früh eine weitgehend entwickelte Textilmanufaktur, die 
durch die englische Herrschaft zerstört worden ist, um der britischen Textil- 
industrie den Vorrang zu sichern, neuerdings aber durch die Führer der in- 
dischen Selbständigkeitsbewegung wieder frisch ins Leben gerufen wird. 

Eine wirksame Förderung finden die auf indische Unabhängig- 
keit hinzielenden Bestrebungen durch die Agenten aus Moskau, die 
im Sinne der Weltrevolution den asiatischen Völkerschaften das Selbst- 
bestimmungsrecht predigen und sie mit nationalistischen Regungen zu 
durchtränken suchen, um sie zum Sturz des sie beherrschenden euro- 
päischen Kapitalismus zu bewegen und dadurch mittelbar die Stellung 
Sowjetrußlands nicht nur in Asien, sondern auch in Europa zu festigen. 

Mitte November dieses Jahres war im Anschluß an politische Ver- 
handlungen zwischen der Türkei, Persien und Sowjetrußland sogar 
die Rede von der künftigen Bildung der „Vereinigten Staaten von 
Asien“, unter Führung von Moskau. Wenn auch die politische Öffent- 
lichkeit an dieses Zukunftsgebilde nicht recht glauben wollte, so war doch 
auf alle Fälle die Bezeichnung Moskaus als Vorort der künftigen Ver- 
einigten Staaten von Asien recht interessant. Die englische Presse, 
die sich mit diesem Gedanken beschäftigte, hat dadurch den in meinen 
geopolitischen Schriften stets vertretenen Standpunkt bekräftigt, daß 
auch das heutige Rußland wieder wie jenes vor der Zeit Peters des 
Großen mit der Hauptstadt Moskau durchaus als asiatische Macht 
betrachtet werden muß. Der Schwerpunkt der russischen Außenpolitik 
liegt in dem Ringen mit England (und mit Japan) um den vorherrschen- 
den Einfluß in ganz Asien. 

Die britische Gesamtpolitik wird sehr wesentlich beeinflußt durch 
das Streben, unter allen Umständen die Herrschaft über In- 
dien aufrechtzuerhalten, wozu vor allen Dingen die Beherrschung 
aller nach Indisn führenden Wege gehört. Dieses Streben führte die 
Engländer in früheren Jahrhunderten zunächst nach dem Kaplande; 
im vorigen Jahrhundert zur Ausbreitung ihrer Macht über den Suez- 
kanal und das angrenzende Ägypten und dann in den Zeiten des Welt- 
krieges zur Beseitigung des deutsch-türkischen Zusammenarbeitens auf 
dem Wege der Bagdadbahn. 

Es war das im Weltkriege von England verfolgte Hochziel der 
britischen Politik, den gesamten Indischen Ozean zu umrunden 
und die Wege nach Indien restlos der britischen Kontrolle zu unter- 
stellen. Dieses Hochziel schien erreicht, als England Deutsch-Ostafrika 
erobert hatte, sich in Mesopotamien festgesetzt und auch Persien vor- 
übergehend botmäßig gemacht hatte. Trotzdem ist der vollständige 
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Zusammenschluß des englischen Machtbereiches vom Kap bis Kairo, 
von Suez bis Singapore noch nicht gelungen. Namentlich weist die Macht- 
verbindung zwischen Nord-Ostafrika und Südasien wieder einige Lücken 
auf. Immerhin hat sich durch den ganzen östlichen Teil von Afrika 
eine erhebliche Konzentrierung der englischen Machtstellung ergeben, 
die freilich wiederum beeinträchtigt wurde durch die ägyptischen Un- 
abhängigkeitsbestrebungen. 

Die Tatsache, daß der Verkehr zwischen England und Indien im 
wesentlichen durch den Suezkanal führt, macht es für die britische 
Politik geradezu lebenswichtig, die Herrschaft in weitem Umkreise um 
den Suezkanal zu sichern. Die ägyptische Machtstellung ist für England 
um so wichtiger, als der alte Erbfeind Frankreich sich nach dem Welt- 
kriege in Syrien einzunisten vermocht hat, also eine beachtenswerte 
Flankenstellung neben dem Weg durch den Suezkanal einnimmt. 

Eine große und nunmehr geschlossene Machtstellung hat sich Eng- 
land in dem ganzen Osten und Süden Afrikas zu schaffen ver- 
mocht. Aber im nördlichen Teile rüttelt die ägyptische Bewegung an 
den britischen Fesseln, und im Süden hat sich die Südafrikanische 
Union mit ihren großen wirtschaftlichen Werten des Landes auch zu 
einer stark ausgeprägten politischen Selbständigkeit entwickelt, die so- 
wohl gelegentlich der britischen Reichskonferenz wie auch im Rahmen des 
Völkerbundes recht bemerkenswerten Ausdruck gefunden hat. 

In ähnlichem Maße neigen Australien und Neuseeland in ihrer sehr 
eigenartigen sozialen Verfassung und ihrer scharf ausgeprägten Ab- 
neigung gegen gelbe Einwanderung und gegen den ehemaligen Ver- 
bündeten Englands in Ostasien zur Betonung ihrer Selbständigkeit 
im Rahmen des gelockerten britischen Gesamtbundes. 

Auch im Wirtschaftsverkehr Australiens spielt das so sehr entlegene 
Mutterland nicht die Rolle wie im übrigen britischen Bundesgebiet. 
Das nichtbritische Ausland hat am australischen Gesamtaußenhandel 
einen größeren Anteil als England mitsamt allen britischen Besitzungen. 
Durch den Gegensatz der weißen und der gelben Interessen fühlt sich 
Australien als Randstaat des Stillen Ozeans Amerika, insbesondere 
dessen britischen Sprachgebieten näher verbunden als den Randstaaten 
des Indischen Ozeans und dem fernen Mutterlande, von dem es einst 
als Sträflingskolonie behandelt wurde. 

Dieaußenpolitischelnteressengemeinschaft mit derstärk- 
sten weißen Macht am Stillen Ozean, mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, teilt Australien mit dem britischen Sonder- 
staat, der den Vereinigten Staaten nördlich benachbart ist. 

Kanada ist ein außerordentlich aufblühendes Land, das immer 
noch ansehnliche Einwanderermengen an sich zieht. Es ist dies zu einer 
wirtschaftlichen Kraft erstarrt, die auch ihm beträchtliches politisches 
Selbstgefühl verleiht. Die Einwanderung aus den Vereinigten Staaten 
nach den in jüngerer Entwicklung begriffenen Gebieten Kanadas ist 
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stärker als die aus England; auch in der Versorgung Kanadas mit In- 
dustrieprodukten sind die Vereinigten Staaten England außerordentlich 
überlegen. | 

Wie schon oben erwähnt, hat Kanada es London gegenüber durch- 
gesetzt, eine eigene diplomatische Vertretung in Washington zu unter- 
halten. Es verlangt, je länger je mehr, Einwirkung auch auf die allgemeine 
Außenpolitik Englands. 

Alles in allem ergibt sich für Weltbritannien ein zwiespältiges 
Bild: Es ist die größte und reichste Macht der Erde, die sich mit ihrem 
Bunde als einzigste über alle fünf Erdteile erstreckt und an alle Ozeane 
grenzt. Der englischen Wirtschaft stehen Nahrungsmittel und Rohstoffe 
aus allen Klimastrichen zur Verfügung. Die englische Sprache wird 
von Hunderten von Millionen verstanden und ist sogar die Landessprache 
des größten weltpolitischen und weltwirtschaftlichen Konkurrenten. 

Ergeben sich auf der einen Seite aus dieser ungeheuren Macht- 
ausdehnung und den kulturellen Zusammenhängen hohe weltpolitische 
und weltwirtschaftliche Gemeinschaftsinteressen für das britische 
Imperium, so macht sich doch andererseits geltend, daß die Teile des 
Imperiums am Atlantischen Ozean, am Indischen Ozean und am Stillen 
Ozean auch durch weitgehende Interessenwidersprüche geschieden sind. 
In Asien und Afrika beherrscht England Hunderte von Millionen fremden 
Stammes, die mehr und mehr zur Abneigung gegen die weiße Herr- 
schaft erwachen, die Dominions, in denen der weiße Mann nicht nur 
herrscht, sondern auch in der Bevölkerung überwiegt, verfolgen vielfach 
ihre eigenen Interessen und stehen weltpolitisch keineswegs immer auf 
dem Standpunkte des Mutterlandes. 

Die Linie der politischen Entwicklung des britischen Gesamtreiches 
geht einstweilen in der Richtung auch außenpolitischer voller Verselb- 
ständigung der großen ehemaligen Dominions, und in der Richtung 
des Nationalitätenkampfes in den farbigen Herrschbereichen der Briten 
sowohl in Asien wie in Indien — also in der Richtung einer weitgehen- 
den Auflockerung ohne weltgeschichtliches Beispiel. 


DAS FÜHRERPROBLEM. 
Von Dr. W. M. Frhr. v. BISSING. 


Die Frage, in welcher Weise Nachwuchs an wirtschaftlichen Führern 
herangezogen werden könnte, wird nicht nur in den Kreisen der Wirt- 
schaft, sondern auch in der Öffentlichkeit lebhaft diskutiert. Die Kriegs- 
und Nachkriegsjahre und vor allen Dingen der Mißerfolg der Soziali- 
sierungsbestrebungen in Deutschland und Österreich haben gezeigt, daß 
die beste Organisation einem in wirtschaftliche Not und Schwierigkeiten 
geratenen Volk nicht zu helfen vermag, wenn nicht Persönlichkeiten 
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vorhanden sind, die diese Organisation mit Geist und Leben er- 
füllen. 

Bei der Erörterung des wirtschaftlichen Führerproblems wird man 
zunächst zwei Teile zu unterscheiden haben; ein Führerproblem im 
engeren und eines im weiteren Sinne. Im ersten Fall wird die Aufgabe 
gestellt, solche . Persönlichkeiten heranzuziehen und auszuwählen, die 
sich zur Leitung der großen Unternehmungen und Konzerne 
eignen, die sich unter dem Druck der innerdeutschen und der Welt- 
marktkrise gerade bei uns in starkem Maße gebildet haben und noch 
bilden werden. Es sind die Unternehmer Männer, die immer wieder 
darauf sinnen müssen, in welcher Weise neue Kombinationen der Pro- 
duktionsfaktoren geschaffen und wie neue Absatzgebiete für die deutsche 
Produktion aufgetan werden können. 

In den großen Konzernen aber bietet sich gerade die Möglichkeit, 
geeigneten Unternehmernachwuchs heranzubilden. Anfänge dazu sind 
z. B. in der Elektrizitätsindustrie bereits gemacht. Eine solche Erziehung 
braucht jedoch Zeit. Der.wirkliche Führer kann nur etwas leisten, wenn 
er die Struktur seines Unternehmens, wenn er die Zusammenfassung 
der Betriebe in organisatorischer, technischer und kaufmännischer 
Beziehung von Grund auf kennt. Er muß genau so, wie das in der alten 
Armee auch geschah, von der Pike auf dienen. Nur so lernt der künftige 
Führer die Wichtigkeit der Einzelheiten erkennen (Messieurs, soignez les 
details, pflegte der große Friedrich zu sagen), nur so weiß der spätere 
Unternehmer, wie es dem Arbeiter und Angestellten ums Herz ist, nur 
dadurch wird er befähigt, eine vernünftige Sozialpolitik zu treiben, die 
auch nicht vergißt, daß „ohne Profit kein Schornstein raucht“. Aller- 
dings ist es erwünscht, daß der „ Unternehmerschüler“ bereits über eine 
gut fundierte akademische Durchbildung verfügt, bevor er von der Pike 
anfängt. Dadurch wird es verhindert, daß die Einzelheiten zur Haupt- 
sache werden, es wird erreicht, daß der Überblick über das Ganze erhalten 
bleibt und sogar vertieft wird. Aber es darf nicht verschwiegen werden, 
daß gerade in den Kreisen der jüngeren Kräfte, die bemüht sind, ihre 
Fähigkeiten dem Aufbau und Ausbau unserer Wirtschaft zur Verfügung 
zu stellen, sich das Gefühl regt, unsere Industrie sei durch die Bildung 
der großen Konzerne stark verbürokratisiert, und daß dieser „Industrie- 
bürokratismus‘ das Emporkommen der jüngeren, tüchtigen Kräfte ver- 
hindere. Dem ist aber doch entgegenzuhalten, daß so große wirtschaft- 
liche Gebilde, wie z. B. die Vereinigten Stahlwerke, der A.E.G.-Konzern 
oder die in der Siemens-Schuckert-G. m. b. H. zusammengefaßten Unter- 
nehmen einer gewissen Bürokratisierung unbedingt bedürfen. Nur die 
Bürokratisierung verschafft den für die oberste Leitung notwendigen 
Überblick über die gesamte Organisation und gewährleistet die Zu- 
sammenarbeit aller Teile derartig großer Unternehmen. Daß der Büro- 
kratismus nicht ausartet, wie dieses leicht in der Staatsverwaltung zu 
geschehen pflegt, dafür sorgt die Konkurrenz nicht nur im Inland, 
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sondern vor allem auch auf dem Weltmarkt. Aber das eine allerdings 
ist richtig. Der Bürokratismus darf nicht zum toten Schema in Personal- 
angelegenheiten werden. Die Bürokratisierung der Unternehmen ist es 
aber wieder, die gerade die Auswahl der zu Führern geeigneten Persön- 
lichkeiten erleichtert; mit der bürokratischen Organisation ist auch die 
Notwendigkeit einer gewissen Hierarchie gegeben. Die Hierarchie aber 
bietet die Möglichkeit, die allzu Ehrgeizigen zu bremsen, die braven 
Durchschnittsmenschen an der Stelle zu verwenden, für die sie geeignet 
sind, sie schafft Gelegenheit, unter den Tüchtigen auszuwählen. Eine 
bürokratisch-hierarchische Organisation, die es mit Erfolg verstanden 
hat, Führer zu erziehen, war die alte Armee. Die Erziehung setzte bei 
der Formung des Charakters und der Persönlichkeit ein. Wer sich be- 
müht, das Ergebnis der jahrelangen Führererziehung in unserm alten 
Heere ohne Voreingenommenheit zu betrachten, wird zu dem Ergebnis 
kommen, daß die Erfolge dieser Schule keine schlechten waren, daß 
gerade die Armee im Gegensatz zur Politik und zur Verwaltung über 
eine recht erhebliche Anzahl in sich gefestigter und kraftvoller Persön- 
lichkeiten verfügte. Auch unsere Unternehmer werden die Macht der 
Persönlichkeit im Wirtschaftsleben zu würdigen wissen. Deswegen gilt 
es, Charaktere und Persönlichkeiten in allererster Linie heranzubilden. 
Das aber verlangt, daß die heute leitenden Köpfe und Männer in den 
großen Konzernen sich auch die Zeit nehmen, persönlich auf die Charak- 
tere und Willensbildung des ganzen Nachwuchses einzuwirken. Die darauf 
verwandte Zeit ist nicht verloren. Auch eine gewisse gesellschaftliche 
Erziehung und Gewandtheit wird man vom künftigen und modernen 
Unternehmer verlangen müssen. Auch das gehört zur geschlossenen 
Persönlichkeit. Also es kommt nicht allein auf das sicher sehr wichtige 
Fachwissen an, ebenso notwendig ist es, dem Nachwuchs Lebensart 
und Lebenspraxis zu vermitteln, etwas, was wir Deutschen gerade an 
führenden Männern der englischen Wirtschaft so angenehm empfinden. 

Aber wer auch ein Unternehmen selbst beträchtlichen Umfanges 
zu leiten und aufwärts zu führen versteht, der wird in vielen Fällen noch 
nicht der geborene Wirtschaftsführer sein. Dieser Teil unseres Problems 
aber geht erheblich weiter. Diese Wirtschaftsführer müssen ein gutes 
Stück vom Staatsmann und Politiker in sich tragen. Alle großen Fragen, 
die voraussichtlich die Zukunft in nicht zu ferner Zeit uns zu lösen 
geben wird, stellen eine enge Verbindung dar zwischen hoher Politik 
und Wirtschaft. Und das deshalb, weil das Versailler Diktat nicht nur 
das Dokument politischer Vergewaltigung Deutschlands ist, sondern 
der stärkste Ausfluß eines wirtschaftlichen Imperialismus, der es ver- 
sucht hat, den unliebsamen Konkurrenten zu Boden zu werfen und zum 
Sklaven der Sieger zu machen. Wir sind des politischen Machtinstru- 
mentes, das ein schlagkräftiges Heer im ausgesprochenen Maße darstellt, 
beraubt, und die deutsche Außenpolitik ist daher gezwungen, sich statt 
dessen auf die Wirtschaft zu stützen und sie im politischen Kampf um 
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die Existenz von Volk und Nation zu verwenden. So erklärt es sich, 
daß gerade wieder in diesem Jahr Vereinbarungen auf wirtschaftlicher 
Grundlage von höchster politischer Bedeutung in erster Linie durch die 
Wirtschaftsleiter getroffen worden sind, während sich die Politik ab- 
seits hielt und sich damit begnügte, ihr Plazet zu den vollzogenen Tat- 
sachen zu geben. Und in Zukunft harren unser noch gewaltige Auf- 
gaben in dieser Richtung. Die Anpassung des Dawesabkommens an 
die tatsächliche Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft, der Wieder- 
erwerb des Saargebietes und schließlich nicht zum wenigsten die Revision 
unserer unmöglichen und unglücklichen östlichen Grenzen. Diese kurze 
Aufzählung zeigt gleichzeitig, welch umfassende Köpfe das deutsche 
Volk sein eigen nennen muß, wenn nicht nur Eintagslösungen dieser 
für unsere Zukunft einfach grundlegenden Fragen gefunden werden, 
sondern wenn wirklich einmal wieder Geschichte auf lange Sicht ge- 
macht werden soll. Solche Wirtschaftsführer und Staatsmänner zu 
erziehen, ist schwer, wenn nicht gar unmöglich. Da in der gesamten 
Wirtschaft die einzelnen Unternehmen getrennt, oft in scharfem Wett- 
bewerb gegeneinander dastehen, so fehlt gerade dort die Voraussetzung 
für Bürokratie und Hierarchie, die Vorbedingung dafür, um sorgfältig 
Charaktere und Persönlichkeiten beurteilen und auswählen zu können. 
Eine Abhilfe aber kann eine gewissenhafte und planmäßige Heranbildung 
von Unternehmern schaffen, wenn sie auf die Erziehung und Bildung 
von Charakter und Persönlichkeit in erster Linie Wert legt. Wer dann 
wirklich von Grund auf ein ganzer Kerl ist, wer sich dann den Moltke- 
schen Satz zu eigen macht, daß Genie in erster Linie Arbeit ist, der wird 
sich auch durchsetzen, der wird die Führerqualitäten in sich entwickeln, 
die ihn nicht nur zum Unternehmer, sondern auch zum Wirtschafts- 
führer stempeln. 


WELTHANDELSBESSERUNG. 


Von Sir GEORGE PAISH, London. 


Der Autor dieses Artikels ist bekannt- 
lich der Initiator des internationalen Wirt- 
| schaftsmanifestes. 

Eine wirkliche Gesundung des Welthandels kann nur erfolgen, wenn 
die internationale Handels- und Wirtschaftspolitik eine grundlegende 
Änderung erfährt und wenn die bisherigen Hindernisse des Welthandels 
beseitigt werden. Neben der politischen Befriedung der Welt, wie wir 
sie glücklicherweise durch die Erfolge der letzten Jahre beobachten 
konnten, muß auch eine wirtschaftliche Befriedung und ein 
gegenseitiges Verständnis der einzelnen Nationen für- 
einander treten. 
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Ich habe bereits im Februarheft dieser Zeitschrift die Notwendigkeit 
und Wichtigkeit dieser wirtschaftlichen Annäherung betont, und ich 
habe damals vor allen Dingen darauf hinweisen können, daß die kluge 
Politik, die die deutsche Regierung in letzter Zeit betrieb, viel zur 
Stabilisierung der Verhältnisse in Europa beigetragen hat. Diese Besse- 
rung der politischen Verhältnisse wird die kontinental-europäischen 
Nationen in die Lage versetzen, einen weit größeren Anteil an Kapital 
und Kredit, besonders aus den Vereinigten Staaten oder Großbritannien 
zu empfangen. 

Bei der Betrachtung über die künftige weltwirtschaftliche Entwick- 
lung wird man also auch vor allen Dingen die Vereinigten Staaten und 
Rußland zu berücksichtigen haben. Der Handel der Vereinigten Staaten 
hat sich im Jahre 1926 nicht so günstig entwickelt, wie dies im vorher- 
gehenden Jahr der Fall war. Damals betrug die Ausfuhr 4,82 Milliarden 
Doll. und die Einfuhr 4,23 Milliarden Doll. In den ersten acht Mo- 
naten des laufenden Jahres betrug die Einfuhr dagegen 2,98 Milliarden 
Doll., die Ausfuhr aber nur 2,96 Milliarden Doll., während die Ziffern 
in der gleichen Zeit des Vorjahres für die Einfuhr 2,73 Milliarden Doll. 
und für die Ausfuhr 3,08 Milliarden Doll. waren. Aus einem Ausfuhr- 
überschuß von 352,7 Millionen Doll. in den ersten acht Monaten des 
Jahres 1925 hat sich also für die Union in den ersten acht Monaten dieses 
Jahres ein Einfuhrüberschuß von 15,1 Milliarden Doll. ergeben. Aller- 
dings hat die Ausfuhr im September mit 450 Millionen Doll. wieder 
einen erheblichen Aufschwung genommen, doch ist nach der bisherigen 
Entwicklung bestimmt damit zu rechnen, daß sich für das gesamte 
Jahr bei weitem nicht das günstige Bild ergeben wird als im Jahre 1925. 
Man muß ferner bedenken, daß die diesjährige amerikanische Weizen- 
ernte geringer ist als diejenige des Vorjahres und daß die Preise für 
amerikanische Erzeugnisse an ausländischen Märkten infolge der ge- 
drückten Geschäftslage in diesem Jahre erheblich niedriger waren als 
ehedem. Die hohen Gummipreise werden außerdem den Wert der 
amerikanischen Einfuhr stark steigern. Selbst jedoch wenn Amerikas 
aktive Handelsbilanz eine Minderung erfahren sollte und seine Auslands- 
investierungen zu einem Abfluß von gelbem Metall führen sollten, so 
braucht man sich über die Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft 
keine Sorge zu machen. Die Union kann bedeutende Goldmengen 
exportieren, ohne irgendwelche ungünstigen Folgen in seiner Wirtschaft 
zu verspüren oder irgendeine Kredit- oder Geldmittelknappheit be- 
fürchten zu müssen. 

Der Wiederaufbau Rußlands ist eine Frage von höchster Bedeutung 
für die Entwicklung der Weltwirtschaft. Es ist klar, daß Europa und 
insbesondere die großen Industrienationen des Kontinents nicht wieder 
zu ihrer früheren Blüte zurückkehren können, falls nicht der Wieder- 
aufbau Rußlands in weit intensiverer und schnellerer Weise vor sich 
geht, als dies bisher der Fall gewesen ist. Rußland hat zu seinem Glücke 
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im vergangenen Jahre eine recht günstige Ernte gehabt, und es dürfte 
daher in der Lage sein, erheblich mehr Industriewaren zu beziehen, 
als ihm dies bisher möglich war. Rußland wird dadurch in die Lage ver- 
setzt, seine innere Wirtschaft mehr und mehr zu konsolidieren. Aber auch 
die europäischen Industrienationen werden durch den Handelsverkehr mit 
Rußland erhebliche Gewinne erzielen können. Noch ist ja die Verständi- 
gung zwischen Rußland und den Westmächten wenig durchgeführt, 
und Rußland wird bis zu diesem Zeitpunkt niemals in der Lage sein, 
die Kredite aufzunehmen, die es für den Aufbau seiner Wirtschaft un- 
bedingt braucht und die zur Entwicklung seiner natürlichen Boden- 
schätze absolut notwendig sind. Solange aber kann auch Europa seine 
frühere Blüte nicht wiedererlangen. 

Heute muß Europa noch in bedeutendem Maße amerikanische 
Kredite in Anspruch nehmen, weil es vielfach die Rohstoffe der Union 
braucht, während Amerika seinerseits nicht in so hohem Maße auf euro- 
päische Produkte angewiesen ist. Vor dem Kriege kam ein großer Teil 
der Erzeugnisse, die wir heute aus Amerika beziehen, aus Rußland, 
und Rußland konnte die Fertigfabrikate, die es für seine Wirtschaft 
brauchte, vermittelst seiner großen Getreideexporte finanzieren. 

Europas Schwierigkeiten werden nicht nur durch den Umstand, daß 
Rußland noch nicht wieder als wichtiger Käufer auf dem Weltmarkt 
auftritt, erschwert, sondern auch deshalb, weil es in starkem Maße an 
Amerika verschuldet ist und erhebliche Zinszahlungen zu leisten hat. 
Mit der Wiederherstellung Rußlands als Exportland und mit der Hebung 
der russischen Kaufkraft wird sich auch die wirtschaftliche Lage Europas 
bessern, so daß es auch seinerseits in weit höherem Maße industrielle 
Rohstoffe und Lebensmittel aus dem Auslande beziehen kann, ohne 
sich der übrigen Welt, insbesondere Amerika, erheblich weiter zu ver- 
schulden. Der Wiederaufbau Rußlands scheint mir also eine 
wesentliche Voraussetzung für die Wiedergewinnung des 
wirtschaftlichen und finanziellen Gleichgewichts Europas 
zu sein. Die russische Regierung hat bereits verschiedentlich Zeichen 
ihres Wunsches gegeben, die Wirtschaftspolitik bis zu einem Grade 
abzuändern, die es nötig erachtet, um ihre Kreditfähigkeit im Auslande 
zu stärken, denn ohne Kredit kann der Wiederaufbau Rußlands nur 
langsam vor sich gehen. Bisher haben sich indessen alle Vorschläge 
nicht der Sympathie der großen Finanznationen erfreuen können. 
Die Wiederbelebung des internationalen Handels muß sich daher, so- 
weit sie von der Wiederbelebung der russischen Wirtschaft abhängig 
ist, langsam vollziehen, es sei denn, daß man andere Schritte ergreift, 
um eine Verständigung zwischen Rußland und den großen Geldgeber- 
nationen zu vollziehen. 

Noch zeigt die Weltwirtschaft bedenkliche Krisenerscheinungen und 
die Valutafrage, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie die Arbeits- 


zeitfrage sind schwierige Probleme. Es hat sich aber sowohl in materieller 
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Beziehung sowie in der geistigen Atmosphäre der Welt eine gewisse 
Besserung gezeigt. Der große Umschwung der internationalen Stimmung 
wurde durch den Locarno-Vertrag herbeigeführt und die Aufnahme 
Deutschlands in den Völkerbund sowie die Teilnahme an den Be- 
sprechungen zum Wiederaufbau der Weltwirtschaft werden weiterhin 
günstige Erfolge erwarten lassen. Die Weltwirtschaftskonferenz, die 
demnächst in Genf zusammentreten wird, hat für den Abbau der inter- 
nationalen handelspolitischen Hindernisse einen besonderen Ausschuß 
eingesetzt, und die internationale Handelskammer hat ihre Vorarbeiten 
zur Genfer Konferenz beendigt. Selbst wenn dort nur ein Teilerfolg 
erzielt wird, so ist damit schon etwas gewonnen, denn es kommt vor allem 
darauf an, daß in der Stimmung ein grundlegender Umschwung zugunsten 
einer internationalen Verständigung eintritt. 


DAS GEHEIMNIS 
DER AMERIKANISCHEN WETTBEWERBSFÄHIGKEIT. 


Von HERBERT HOOVER, Handelsminister, Washington. 


Das erste Viertel des 20. Jahrhunderts hat eine völlige Umwälzung 
in Kultur und Wirtschaft unserer Zeit gebracht. Erhöhte Anwendung 
von Dampfkraft und Elektrizität, erweiterte Verwendung von arbeits- 
sparenden Maschinen, der rapide Aufschwung des Transport- und Nach- 
richtenwesens, kurz alle die modernen Errungenschaften unserer sehr 
verfeinerten Technik haben die Struktur unseres Zeitalters völlig ver- 
ändert. Natürlich haben diese Veränderungen auch zu gewissen Zeiten 
zu Reibungen sozialer und innerpolitischer Natur geführt. Ich glaube 
indessen, daß im amerikanischen Industriesystem dieser Reibungs- 
koeffizient allmählich geringer wird. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß diese Entwicklung durch 
den Weltkrieg stark beeinflußt wurde. Trotzdem ist sie weit mehr als 
eine Kriegsfolge, denn sie entspringt den innersten Lebensanschauungen 
der Nation. Amerika fühlt heute bereits in immer stärkerem Maße 
den Umschwung seiner wirtschaftlichen Bedeutung auf dem Weltmarkt 
und die Steigerung seines Einflusses auf allen Kulturgebieten. Schemen- 
haft, aber doch in den Umrissen erkennbar, hebt sich auf dem Hinter- 
grunde wirtschaftlichen Geschehens ein neues Verhältnis zwischen 
Industrie und Arbeiterschaft und völlig neuartige Beziehungen zwischen 
Industrie und Verbraucher ab. Diese Entwicklung unterscheidet sich 
in wesentlicher Weise von derjenigen Europas, wo man gerade erst an- 
fängt, sich den Geboten einer neuen Zeit mehr und mehr anzupassen. 
Amerika ist schon lange seinen eigenen Weg gegangen, und daß dieser 
Weg der richtige ist, zeigt sich an der Verbesserung des allgemeinen 
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Lebensstandards und an der immer weiter um sich greifenden Hebung 
weiter Schichten des Volkes. 

Trotz aller Erfolge fühlen wir, daß wir lange noch nicht am Ziele 
sind. Wir streben noch nach einem Wirtschaftssystem von höchst- 
möglicher Stabilität, nach einem System, das eine dauernde Beschäfti- 
gung unserer Arbeiterschaft und einen regelmäßigen, nicht durch krisen- 
hafte Erscheinungen unterbrochenen Wirtschaftsgang ermöglicht. Wir 
wünschen ein Wirtschaftssystem, das unseren Ersparnissen erhöhte 
Zinsen gewährt und das den Zufallsfaktor und das Spekulationsmoment 
nach Möglichkeit ausschaltet. Es ist kaum denkbar, daß alle diese 
Ideale in einem Menschenalter völlig zu erreichen sind, vielleicht sind 
sie überhaupt unerreichbar. Wir haben aber bereits in den letzten 
25 Jahren so große Fortschritte gemacht, daß wir mit berechtigtem Stolz 
auf unsere Erfolge zurückblicken dürfen. Das Handelsamt kann die 
Wahrheit dieser Tatsache durch statistische und wirtschaftliche Unter- 
lagen beweisen. 

Um einen unserer wichtigsten Erfolge, in dem zum Teil das Geheim- 
nis der amerikanischen Wettbewerbsfähigkeit liegt, zu erwähnen, mag 
darauf hingewiesen werden, daß sich in den letzten 25 Jahren das Ver- 
hältnis unseres Unternehmertums zur Arbeiterschaft grundsätzlich 
verändert hat, besonders soweit Löhne, Arbeitszeit und allgemeine 
Arbeitsverhältnisse in Frage kommen. Es ist noch gar nicht so lange 
her, daß auch der amerikanische Fabrikant auf dem Standpunkt stand, 
daß es sein eigener Vorteil wäre, wenn ein möglichst großes Heer von 
Arbeitslosen bestünde, und wenn dieses Heer von Arbeitslosen noch 
durch freie Einwanderung künstlich vergrößert würde. Damals war 
man auch der Auffassung, daß niedrigste Lohnsätze in Verbindung mit 
längster Arbeitszeit die einzigen Mittel wären, die Produktionskosten 
so weit als möglich herabzudrücken und die Gewinnquoten zu vergrößern. 
Es ist andererseits noch nicht viele Jahre her, daß unsere Gewerkschaften 
den Standpunkt vertraten, daß eine möglichst geringe Einzelleistung 
des einzelnen Arbeiters die beste Gewähr für dauernde Arbeitsmöglich- 
keiten einer möglichst großen Zahl von Arbeitern wäre. 

Wir haben aber jetzt bereits eine ziemliche Strecke auf dem Wege 
der neuen Erkenntnis zurückgelegt. Es ist uns allen klar, daß das Wesent- 
liche, ja die Quintessenz einer Massenfabrikation hohe Löhne, aber 
niedrige Verkaufspreise sind. Das ganze System ist in dem Be- 
streben verankert, den Umfang des Konsums nach Möglichkeit 
zu vergrößern, um dadurch die Produktion nach Kräften an- 
zuregen, den Reallohn zu steigern und den allgemeinen 
Lebensstandard des Arbeiters entsprechend zu erhöhen. 
Auch wir haben in Amerika zeitweilig schlechte Zeiten durchgemacht, 
wenn auch lange nicht in dem Ausmaße, wie dies in Europa der Fall 
war, und zwar lag der Grund des geringeren Ausmaßes der Depressions- 
erscheinungen vornehmlich in unserem weiten und sehr aufnahmefähigen 
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Inlandsmarkt. Aber selbst in kritischen Zeiten haben bei uns die Unter- 
nehmer eher alle anderen Mittel versucht, ehe sie zu einem Lohnabbau 
schritten. Sie haben sich lieber mit dem Gedanken der Rationalisie- 
rung ihrer Betriebe, der Verbesserung der Betriebsorgani- 
sation und mit der Einführung arbeitssparender Maschinen 
befaßt, sie haben lieber den Produktionsprozeß zu ver- 
bessern und den verwaltungstechnischen Apparat ihrer Be- 
triebe zu verfeinern gesucht. Die Durchführung dieser Ver- 
besserungen hat dadurch oft trotz der durchgängig gezahlten hohen 
Löhne die Produktionskosten per Einheit der Erzeugung unter den- 
jenigen Kosten gehalten, die Länder mit billigeren Arbeitskräften und 
erhöhten Arbeitsstunden zu zahlen verpflichtet waren. 

Es gibt keinen besseren Beweis für das rapide Anwachsen unserer 
Massenfabrikation durch Einführung arbeitssparender Maschinen als 
die Tatsache, daß wir heute etwa viermal so viel Maschinenkräfte in 
der Industrie verwenden als zu Anfang des Jahrhunderts. Damals 
benutzten wir etwa 13 Millionen H.P. in unseren industriellen Betrieben, 
heute etwa 55 Millionen H.P. Zu gleicher Zeit sind auch die Arbeits- 
zeiten ständig abgebaut worden. Wir haben heute in einem unserer 
leistungsfähigsten Betriebe die Fünftage-Woche einführen können. 
Man kann also keineswegs davon sprechen, daß arbeitssparendeMaschinen 
dem Arbeiter selbst härtere Arbeitsbedingungen geschaffen hätten. 

Gleichzeitig mit dieser Entwicklung ging eine Revolution der An- 
sichten in der Arbeiterschaft selbst. Niemand wird bezweifeln können, 
daß zu Anfang des Jahrhunderts die Arbeiterschaft an die Wunderkraft 
marxistischer Theorien glaubte. Heute hat sich unsere Arbeiterschaft 
zum großen Teile von dieser Lehre frei gemacht und ist zu der Über- 
zeugung gekommen, daß eine völlige Freizügigkeit der Arbeiterschaft 
mit dem gleichen Recht der Freiheit des Unternehmertums Spitzen- 
leistungen in der Ausnutzung der menschlichen Arbeitskraft und in der 
Verfeinerung des Produktionsprozesses gestatte. Fügen wir zu dieser 
Auffassung die starke Anwendung von arbeitssparenden Maschinen und 
zu gleicher Zeit das in letzter Zeit aufkommende Bestreben für die 
Ausschaltung jedweden industriellen Leerlaufes im Produktionsprozeß, 
so haben wir die wichtigen Grundpfeiler, auf denen der hohe Reallohn 
in Amerika aufgebaut ist und auf dem das Geheimnis der amerikanischen 
Wettbewerbsfähigkeit beruht. Weil die Geldmenge, die zur Verteilung 
kommt, um so größer ist, je größer die Produktion ist, deshalb suchen 
wir die Produktion nach Möglichkeit zu steigern. Der enorme Abstand, 
den unsere organisierte Arbeiterschaft heute von den Ansichten der alten 
Welt gewonnen hat, kann nicht besser dargestellt werden als durch die 
Ansichten, die etwa vor einem Jahr von der American Federation of 
Labour ausgedrückt wurden, wo man für verbesserte Betriebsmethoden, 
für Ausschaltung des Leerlaufes als Produktionssteigerung und für Teil- 
nahme der Arbeiterschaft am Gewinn eintrat. 
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Noch haben diese Ideen nicht allgemein im amerikanischen Unter- 
nehmertum Platz gegriffen. Es gibt noch viele Unternehmer und Ge- 
schäftsleute, die diese Gedankengänge ablehnen, ebenso wie es ganze 
Gewerkschaften gibt, die noch auf dem Standpunkt stehen, daß eine 
möglichst hohe Drosselung der Produktion die Grundlage einer ver- 
nünftigen Lohnpolitik bilde. Die Tendenz, den gesamten wirtschaft- 
lichen Produktionsprozeß als eine gegenseitige Interessen- 
gemeinschaft von Unternehmertum und Arbeiterschaft an- 
zusehen, hat sich stark vermehrt, aber es wird Aufgabe der amerikani- 
schen Wirtschaftspolitik sein, dieses System in jedem schwachen Punkte 
zu unterstützen und gegen Irrtümer anzugehen. 


DAS TRUGBILD DES AMERIKANISCHEN REICHTUMS. 
Von Sir LEO CHIOZZA MONEY, London. 


Napoleon sagte einst in überaus geistreicher Erkenntnis der welt- 
politischen und weltwirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten der 
Alten und Neuen Welt eine Zeit voraus, in der die Fortschritte Amerikas 
die „Nation der Krämer“ im Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkte 
besiegt haben würde. Es war in der Tat schon lange vor Napoleon 
augenscheinlich, daß ein großer, sich von Ozean zu Ozean erstreckender 
Kontinent, der 23 der Größe von Gesamteuropa besitzt, früher oder 
später eine bedeutende Bevölkerung anziehen müsse. Amerika, ein Land, 
in dem nicht nur Milch und Honig fließt, sondern in dem auch die welt- 
politisch und weltwirtschaftlich so außergewöhnlich wichtige Flüssigkeit 
Erdöl in reichlichem Maße vorkommt und das auch bedeutende Schätze 
an Gold und Silber, Eisen und Kupfer, Blei und Holz besitzt, ist das von 
der Natur am reichsten gesegnete Land der Welt, und es würde äußerst 
erstaunlich sein, falls sich aus seinem wirklich überreichen Segen an 
Naturschätzen nicht auch erhebliche wirtschaftliche und politische 
Vorteile ergeben würden. 

Bezüglich der Größe kann England sich natürlich nicht mit dem 
amerikanischen Kontinent messen, sondern nur mit einem der 48 ameri- 
kanischen Staaten. Pennsylvanien z. B. besitzt ein Gebiet von etwa 
45000 engl. Quadratmeilen gegenüber einem Gebiet von 58300 engl. 
Quadratmeilen, das England und Wales zusammen ausmachen. Penn- 
sylvanien ist ein außerordentlich wohlhabender Staat, der bedeutende 
Vorkommen an Stein- und Braunkohle aufweist; trotzdem betrug seine 
Bevölkerung nach der Volkszählung vom Jahre 1925 nur etwa 9 Millionen 
Seelen oder nur etwas mehr als diejenige von Groß-London. England 
und Wales zusammen hatten im Jahre 1921 etwa 37,90 Millionen Seelen. 

Diese Gegenüberstellung zeigt sofort die außerordentlichen Ent- 


wicklungsmöglichkeiten der amerikanischen Bevölkerung, die heute 
36 
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etwa 117 Millionen beträgt, und sie läßt auf der anderen Seite sofort die 
Schwierigkeiten der englischen Bevölkerung in der Befriedigung ihrer 
Lebens möglichkeiten erkennen, die auf einem verhältnismäßig kleinen 
Gebiet gefunden werden müssen. Tatsächlich hat heute die in vergange- 
nen Jahrzehnten außerordentlich schnelle Zunahme der englischen Be- 
völkerung bereits nachgelassen, und es besteht die Gefahr, daß diese 
Entwicklung unter dem Einfluß einer systematischen Geburtenkontrolle 
in Verbindung mit einer systematischen Auswanderung überhaupt zum 
Stillstand kommt. Zwar ist auch die Rate der amerikanischen Be- 
völkerungszunahme bereits im Rückgang begriffen, doch lange nicht 
in dem Maße wie dies in England der Fall ist; es ist sehr wahrscheinlich, 
daß wir im Jahre 1950 für die Vereinigten Staaten mit einer Bevölkerung 
von mindestens 150 Millionen Seelen zu rechnen haben. 

Die Industrieproduktion Amerikas ist, Menge für Menge genommen, 
etwa viermal so groß wie diejenige Englands. Daher ergibt sich auch ein 
viel größerer realer Lohnfonds für die amerikanische Arbeiterschaft. 
Die in Amerika gezahlten Reallöhne sind zweifellos weit höher als die 
englischen Löhne; es fragt sich nur, bis zu welchem Grade diese höheren 
Löhne auf den ungeheuren Reichtum der amerikanischen Wirtschaft 
an Naturschätzen zurückzuführen sind und inwieweit auf die Ver- 
schiedenheiten der industriellen Arbeits- und Betriebsmethoden. 

Man darf den ersten der beiden Faktoren, nämlich den ungeheuren 
Reichtum der amerikanischen Wirtschaft an sehr wertvollen Natur- 
schätzen keineswegs übersehen. Wenn zwei Männer mit gleichen geistigen 
Gaben und mit der gleichen Regsamkeit gleichgroße Äcker besitzen, 
von denen der Acker des ersteren mit bedeutenden Kohlen- und Erdöl- 
vorkommen gesegnet ist, während das Land des anderen dieseVorkommen 
nicht aufweist, so wäre es natürlich töricht, den zweiten weniger geseg- 
neten Mann zu schmähen, wenn er nicht in derselben Weise vorwärts- 
kommt wie sein mit Naturschätzen reich gesegneter Nachbar. Die 
Amerikaner wären in der Tat Faulpelze, wenn sie nicht in der Lage wären, 
mehr an tatsächlichem Reichtum zu produzieren als England, wenn 
man bedenkt, daß sie etwa 20 mal so viel Kohle besitzen als England und 
daß sie in ihren Grenzen über ganz unvergleichbar große und wertvolle 
Vorkommen von Holz und Mineralien verfügen, die sich England nur 
durch Importe aus dem Ausland verschaffen kann. 

Wenn man auf der anderen Seite Englands industrielle Leistungs- 
fähigkeit in Rechnung stellt und es rein als Fabrik oder Werkstatt be- 
trachtet, so wird man zugeben müssen, daß es für die Industrieerzeugung 
außerordentlich günstig gelegen ist und in vieler Beziehung besser ab- 
schneidet als der größere Teil des amerikanischen Gebietes. Die britische 
Werkstatt — um bei diesem Bilde zu bleiben — hat mehr als genug 
Kohle für ihre eigenen Zwecke und erfreut sich einer außerordentlich 
günstigen geographischen Lage, d. h. sie besitzt einen großartigen natür- 
lichen Kanal, die See, welche jeden kleinen Teil der Insel mit dem Welt- 
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meere verbindet; auf diese Weise besitzt England einen leichten und 
schnellen Zugang zu den wichtigsten Rohstoffmaterialien der Weltwirt- 
schaft, ein Umstand, der für die Wettbewerbsfähigkeit außerordentlich 
bedeutsam ist. 

Der ausgiebige Gebrauch dieser wirtschaftlichen Vorteile hat Eng- 
lands große Bevölkerung wachsen lassen und seinen Nationalreichtum 
gesteigert, es hat daher, selbst wenn man die natürliche Überlegenheit des 
amerikanischen Kontinents seinen Naturschätzen gegenüber voll in 

Rechnung stellt, keinen Grund, seine Lage zu beklagen oder etwa seine 
Zukunft als in irgendeiner Weise bedroht zu erachten. Beim Vergleich 
der beiden Wirtschaften darf man auch nicht die ungeheure Verschwen- 
dung außer acht lassen, die wir in der amerikanischen Wirtschaft viel- 
fach finden. Weil die natürlichen und wirtschaftlichen Hilfs- 
quellen Amerikas außerordentlich reich fließen, so werden 
sie verschwendet. Weil aber die amerikanische Arbeitteuer 
ist, so spart man an ihr. In dieser Beziehung kann England, 
kann der europäische Kontinent, noch sehr viel von Amerika 
lernen. Amerika hat tatsächlich praktisch bewiesen, daß 
hohe Löhne bei sparsamst verwandter Arbeit billige Waren 
zu produzieren in der Lage sind. 

Amerika besitzt gesunden Menschenverstand und eine Wirtschafts- 
religion, deren Dogma die Kraft einer großen Produktion ist. Dieser 
Glaube wird von Unternehmern und Angestellten in gleicher Weise 
geteilt. In England wird die Hebung der nationalen Produktionskräfte 
vielfach noch durch eine Einschränkung der Produktion unmöglich ge- 
macht, und hier hat die Auffassung von der Richtigkeit solcher Wirt- 
schaftspolitik vielfach auch die Form eines Glaubensbekenntnisses an- 
genommen. 


WELTSCHAU. 


INTERNATIONALE SCHIFFAHRTSPROBLEME. 


Von G. A. Vallance, Sekretär des britischen Schiffahrtsamtes, London. 

Im Jahre 1914 bestanden etwa 899% der internationalen Handelstonnage aus Damp- 
fern mit Kohlenfeuerung, 212% waren Dampfschiffe, die sowohl Kohle wie Erdöl ver- 
feuern konnten, nur 12% Motorschiffe und der Rest Segelschiffe. Heute haben sich 
diese Verhältnisse grundlegend verändert. Etwa 512% der internationalen Handels- 
tonnage besteht heute aus Motorschiffen, 28% aus Dampfern, die mit Ölfeuerung ver- 
sehen sind, während die mit Kohlenfeuerung versehenen Dampfschiffe auf 63°, des 
Gesamtprozentsatzes zurückgegangen sind. 

In runden Ziffern sind von einer Gesamtmenge von 62 Millionen Brutto-tons an 
Dampf- und Motorschiffen, die augenblicklich die Ozeane befahren, 18 Millionen mit 
Ölfeuerung versehen, während 31, Millionen tons durch Dieselmotoren betrieben 
werden. Diese letztgenannte Gruppe weist die wichtigste Entwicklung der letzten 
Jahre auf, wie die folgenden Ziffern ergeben: 
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Welttonnage an Diesel-Schiffen. 


Jahr 1000 Brutto-tons 
VP 234 
I 2. & Zee 956 
II/ EEE RAR 1,666 
// a Zu 3,493 


Gleich auffallend ist die Umschichtung der Neubauten. Ende Juni 1926 waren 
etwa 24% der gesamten in England im Bau stehenden Schiffstonnage mit Kolben- 
dampfmaschinen ausgestattet, 26°,, mit Turbinen und 50°,, mit Dieselmotoren, während 
die Ziffern der im Bau befindlichen Tonnage am Schluß der letzten vier Jahre sich fol- 


gendermaßen stellten: 
Schiffe im Bau. 
S.. xx 


(1000 Brutto-tons) 


Dampf- Motor- 
schiffe schiffe 


Prozentsatz der Motor- 
fahrzeuge von der Gesamt- 
summe 


1. Januar 


Aus all diesen Angaben erhellt, daß nicht nur das Erdöl in letzter Zeit die Kohle 
mehr und mehr als Brennstoff verdrängt hat, sondern daß der Dieselmotor sich immer 
mehr breit macht und die Dampfmaschine als vorwiegendes System des maritimen 
Antriebes verdrängt. | 

Diejenigen, die der Meinung sind, daß die Zukunft der internationalen Schiffahrt 
dem Dieselmotor gehöre — eine Meinung, die besonders von Sir F. Lewis vertreten wird, 
die er auf der letzten Generalversammlung der bekannten Reederfirma Furness Withy 
in eindrucksvoller Weise zum Ausdruck brachte — werden in der Geschichte der engli- 
schen Schiffahrt eine interessante Parallele finden, nämlich in der Verdrängung des 
Segelschiffes durch das Dampfschiff. Es ist geradezu auffallend, mit welcher Schnellig- 
keit eine neue Antriebs methode ein veraltetes System verdrängen kann. Vor etwa 
50 Jahren wurden in England noch 50°,, mehr Segelschiffe als Dampfschiffe gebaut 
und erst im Jahre 1885 gelang es der mit Dampfkraft getriebenen Tonnage, diejenige 
der Segelschiffe zu überholen. 20 Jahre später war das Verhältnis etwa 6:1. 

Es ist indessen unwahrscheinlich, daß die außerordentlich schnelle Verdrängung des 
Segelschiffes durch das Dampfschiff etwa in ähnlichem Ausmaße von dem Dieselmotor 
in seinem Wettkampf gegen das Dampfschiff wiederholt wird. Dazu sind die Chancen 
in beiden Fällen zu verschieden. Das Segelschiff ging unter, weil es — obwohl im An- 
triebe billiger — doch nicht in der Lage war, mit den Dampfschiffen an Zuverlässigkeit 
und Schnelligkeit zu konkurrieren. Die Schnelligkeit des Dampfschiffes andererseits 
ist heute nahezu so entwickelt, daß sie kaum übertroffen werden kann. Der Dieselmotor 
kann nur dann auf allgemeine Annahme rechnen, wenn er sowohl den mit Kohlen- 
feuerung ausgestatteten als den Öl feuernden Dampfer in der Verbilligung der Opera- 
tionskosten übertrifft, einschließlich eines genügenden Abschlages für Amortisation. 

Wie sind in dieser Beziehung die Aussichten? 

Gegenwärtig, obwohl dieser Faktor kaum dauernd bestehen wird, sind die Geste- 
hungskosten für ein mit Dieselmotor betriebenes Schiff etwa 20 bis 25° höher als die- 
jenigen eines ebenso großen Dampfschiffes. Gegenüber den mit Kohlenfeuerung aus- 
gestatteten Dampfschiffen gewinnt das Motorschiff auf Grund seiner größeren Spar- 
-samkeit an Bunkerraum — der dadurch für Ladung verwendbar wird — infolge seiner 
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Ersparnis an Heizpersonal, infolge der geringeren Kosten für die Inganghaltung der 
Maschine bei kurzen Aufenthalten im Hafen und infolge seiner Fähigkeit, schneller 
umfangreiche festgelegte Touren zu erledigen. 

In dem Falle Dieselmotor gegen Rohölfeuerung sind diese einzelnen Faktoren nicht 
von derselben Wichtigkeit, da die Vorzüge der Ölfeuerung im Vergleich zur Kohlen- 
feuerung bereits derart liegen, daß das Rohöl an Heizpersonal spart, ein schnelles Bun- 
kern ermöglicht und eine wertvolle Raumersparnis bedeutet, nicht nur weil die Heiz- 
kraft des Erdöls größer ist als diejenige der Kohle, sondern auch weil es in den sog. 
Leerräumen wie Ballasttanks usw. mitgeführt werden kann, wo sich Koble nicht ver- 
stauen läßt. Der mit Erdöl befeuerte Dampfer ist auch sehr sauber — ein sehr wichtiger 
Punkt für Passagierdampfer — er ist mindestens ebenso sauber wie das Motorschiff. 
Die wirtschaftliche Überlegenheit des Dieselmotors über den mit Erdöl befeuerten 
Dampfer muß daher vornehmlicherweise in der größeren Heizkraft des Erdöls in dem 
Explosionsmotor gegenüber dem unter dem Kessel als Brennstoff verbrannten Öl 
gefunden werden. Mit anderen Worten, Dieselöl reicht, obwohl es 20“, mehr kostet 
als das Rohöl, weiter als Rohöl, das man unter Kesseln verfeuert und gestattet daher eine 
Ersparnis an Schiffsraum und — was noch wichtiger ist — gewährt einen größeren 
Reiseradius, so daß das Bunkern in den billigeren Erdölhäfen vorgenommen werden 
kann. Der geringe Brennstoffverbrauch des Motorschiffes macht es auch möglich, den 
Dampfer zu einer Schnelligkeit anzutreiben, wie er sonst nur mit einer unwirtschaftlich 
großen Ladung von Kohlen oder Erdöl vorgenommen werden könnte. 

Auf der anderen Seite muß man nicht etwa annehmen, daß unsere moderne Tech- 
nik etwa keine Anstrengungen mache, um der zunehmenden Konkurrenz des Diesel- 
motors zu begegnen. Zu gleicher Zeit mit den kürzlich vorgenommenen Versuchen, 
geringe Qualitäten von Erdöl für den Dieselmotor verwenden zu können, laufen sehr 
bemerkenswerte Entdeckungen in dem Abbau des Brennstoffkonsums für die durch 
Dampfmaschinen betriebenen Fahrzeuge, besonders durch die verbesserten Modelle der 
Zahnradturbine, durch die Verwendung von höheren Temperaturen, Anwendung von 
Dampfdruck und die Wiederverwendung von verlorener Hitze in Nebensystemen. Es 
gibt Fachleute, die der Meinung sind, daß bei einem bestimmten Modell eines Hoch- 
druckröhrenkessels unter einer zufriedenstellenden Lösung der Schwierigkeiten der 
Dichtungen und unter Verwendung von Hochdruckdampf die Dampfturbine im Heiz- 
effekt sich dem Dieselmotor nähern würde. Aber selbst wenn dies wahr sein sollte — 
der Dieselmotor hat noch keineswegs seine endgültige Vervollkommnung erzielt — so 
ergibt sich daraus noch keinesfalls, daß der Riesendampfer der Zukunft Kohlen ver- 
feuern wird. 

Hier wird vielmehr die Preisentwicklung des Brennstoffes eine wichtige Rolle 
spielen. 

Es taucht daher die Frage auf, wie sich die Kohlen- und Erdölpreise in Zukunft ent- 
wickeln werden. Die gegenwärtige Notierung für Erdöl in britischen Häfen beläuft 
sich auf etwa 87/6 per t für Dieselöl und 72% per t für Heizöl. Diese Preise bedeuten 
eine Erhöhung von etwa 25% gegenüber 1914. Sie scheinen stabil zu sein. Die Preise 
für Bunkerkohle andererseits sind in letzter Zeit ziemlich gesunken und bewegen sich 
auf etwa dem Vorkriegsniveau. 

Unter diesen Verhältnissen ist nicht nur das Erdöl der teuerere Brennstoff für 
Schiffe, sondern die wirtschaftlichen Vorteile des Dieselmotors sind nicht so hervor- 
ragend, wie dies gemeinhin angenommen wird. Der Faktor der Raumersparnis wird 
durch die größeren Gestehungskosten aufgewogen, solange das Erdöl in der vorgenannten 
Preisrelation zur Kohle steht. Es ist allerdings schwer zu sehen, wie die Lage sich weiter 
entwickeln soll. Die Kohlenpreise werden früher oder später mit dem allgemeinen 
Preisniveau in Einklang gebracht werden müssen, es sei denn, daß der Bergbau voll- 
kommen zusammenbricht oder die Bergleute in der gesamten Welt unter Bedingungen 
arbeiten, die einem Helotentum nahekommen. Dies ist aber kaum denkbar. 

Unter solchen Verhältnissen — wenn wir eine gewisse Angleichung der Kohler- 
und Erdölpreise für die Zukunft erwarten - können wir zweifellos in Zukunft einen im- 
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mer größeren Ersatz der Kohle durch Erdöl für Schiffsbunkerzwecke annehmen. 
Englische Bunkerkohlen, die für auswärtsfahrende Schiffe genommen werden, sind 
bereits auf 1614 Millionen tons zurückgegangen gegenüber 19; Millionen in den Jahren 
1910 bis 1913, obwohl der Verkehr heute sich über dem Vorkriegsniveau hält. In den 
letzten 4 Jahren hat sich andererseits die Entnahme von Bunkeröl aus unseren Häfen 
um 80 erhöht. | | 

Obwohl man kaum annehmen kann, daß das Dampfschiff in der nächsten Zukunft 
vollkommen von der See verdrängt werden wird, ist doch sicher mit einem allgemeinen 
Rückgang des Kohlenverbrauchs für maritime Zwecke zu rechnen. Diese Entwicklung 
muß natürlich die Schwierigkeiten des englischen Kohlenbergbaues noch vergrößern. 
Der einzige Weg, um dieser Schwierigkeiten Herr zu werden, ist die Verflüssigung der 
Kohle und die erfolgreiche Extraktion eines flüssigen Brennstoffes. Dieser neue Brenn- 
stoff muß natürlich, rein kaufmännisch gesprochen, das bisher verwendete natürliche 
Erdöl an Billigkeit und Leistungsfähigkeit übertreffen. 


BÜCHERSCHAU. 
VON ENGLISCHER INNEN- UND AUSSENPOLITIK. 


Nicht nur in England hat man sich seit einiger Zeit den Kopf zerbrochen darüber, 
wer hinter dem Pseudonym Al. Carthill steckt, dessen Buch „Verlorene Herr- 
schaft — Wie England Indien aufgab“ beträchtliches Aufsehen erregte und in 
der deutschen Übertragung von Martha Haushofer auch bei uns aufmerksame Beach- 
tung gefunden hat. 

Die Lesart, derzufolge Lord Curzon der Verfasser jener Anklageschrift gegen die 
britische Politik gewesen wäre, mußte fallen gelassen werden, als jetzt eine weitere 
Carthillsche Schrift „Die Erbschaft des Liberalismus‘ erschien. 

Dieses Buch, das ebenfalls durch den Verlag von Kurt Vowinckel in Berlin- 
Grunewald der deutschen Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist, hat in Deutsch- 
land nahezu dieselbe Sensation erregt wie in England, weniger wegen seines Inhaltes 
als infolge der merkwürdigen Tatsache, daß der selber aus dem liberalen Lager kom- 
mende Reichswehrminister Geßler den Verlag Vowinckel nicht nur zur Veröffent- 
lichung einer deutschen Übersetzung dieses Buches veranlaßte, sondern dieser Über- 
setzung selbst ein Vorwort gewidmet hat. Ein klarerer Beweis dafür, wie dieser Toten- 
glöckner des englischen Liberalismus von der liberalen Weltanschauung ausgehende 
Leser in anderen Ländern zu faszinieren vermag, konnte wohl schwerlich erbracht 
werden. 

In der Tat muß man es ja wohl als internationale Erscheinung bewerten, daß Partei- 
gebilde, die früher als die ausgesprochenen Vertreter individualistischer Auffassungen 
zu gelten hatten, beträchtliche Abschwenkungen zum Staatssozialismus vorgenommen 
haben. Der Individualismus ist entweder ins Hintertreffen geraten oder hinsichtlich 
seiner parteipolitischen Vertretung sozusagen nach rechts abgerutscht. 

Carthill ist ein außerordentlich scharfer, aber auch außerordentlich geistvoller 
Ironiker, der unerbittlich mit den Wandlungen des Individual-Liberalismus in die Mas- 
sen-Demokratieins Gericht geht. ,, Despotismus bleibt Despotismus, ob nun unter einem 
absoluten Cäsar oder unter einem ganzen Volk.“ Dieser eine Satz mag als typisch für 
seine Kritik der Demokratie herausgegriffen werden. 

Dr. Geßler bezeichnet in seinem Vorwort das Werk als „das leidenschaftlich 
geschriebene Pamphlet eines geistvollen englischen Tory“. „ Geist voll“ ist eine zweifel - 
los zutreffende Kennzeichnung. Die Bezeichnung als,, Pamphlet“ bedeutet wohl mehr 
eine Entschuldigung vor den deutschen Demokraten. „Englischer Tory“ kann mög- 
licherweise ein Irrtum sein, da hinter dem Pseudonym des bissigen Kritikers englisch- 
liberaler Politik wohl auch ein Schotte gesucht werden könnte. 
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Auch die von Paul Fohr besorgte deutsche Übertragung der „ kolonialgeschicht- 
lichen Studie“ von Albert De mangeon, „Das britische Weltreich“, verdanken 
wir dem Verlag Kurt Vowinckel. 


Es ist außerordentlich anziehend zu beobachten, wie hier ein französischer Verfasser 
unter der Flagge einer rein kolonialgeschichtlichen Studie den Versuch macht, alle 
Schwächen des britischen Weltreiches in seiner heutigen Gestalt und Zusammensetzung 
aufzuspüren. Nirgends ein unvorsichtiges Wort, daß die eigentliche Absicht klar 
erkennbar macht. Große Objektivität in der äußeren Form. Nicht nur das, sondern 
auch ein ehrliches Bemühen, den Gegner, mit dem Frankreich so oft und so lange 
gerungen hat, auch so, wie er sich heute weltpolitisch darstellt, ja nicht zu unter- 
schätzen. 


Der Verfasser vermeidet es auch peinlich, irgendwie Zukunftsprognosen aufzu- 
stellen, die etwa seine französischen Wünsche erkennen lassen würden, sondern hält die 
verschiedenen Zukunftsmöglichkeiten nebeneinander, ohne sich darüber auszusprechen, 
welche ihm als die wahrscheinlichere gilt. Dieses wohlbedachte Streben nach Objektivie- 
rung macht das Buch auch für deutsche Weltpolitiker durchaus lesenswert. 

A.D. 
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